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I. 

Noch  einmal  über  altfranzösische 
Krönungsordnungen. 

Von 

Herrn  Professor  Dr.  Hans  Sehr  euer 

in  Bonn. 

Um  die  Grundlagen  für  meine  Untersuchungen  zum 
deutschen  und  französischen  Staatsrecht  zu  befestigen  '),  habe 
ich  mehrere  altfranzösische  Krönungsordnungen  einer  Prü- 
fung unterzogen.2)  Zunächst  die  drei  ordines,  die  Godefroy 
an  die  Spitze  seiner  Sammlung3)  stellt: 

einen  ordo,  angeblich  von  Ludwig  VII.  stammend  und  bei 

der  Krönung  Philipps  IL  August  angewendet; 
einen  zweiten  ordo,  Ludwig  VIII., 
und  einen  dritten  ordo,  Ludwig  IX.  zugeschrieben. 

Anläßlich  der  Arbeit  ergab  sich  auch  die  relative  Fest- 
legung eines  ordo  von  Sens,  den  Godefroy  übergangen,  den 
aber  Martene  in  seine  Sammlung  aufgenommen4)  hat. 

Es  zeigte  sich  mir,  daß  das  Aktenstück,  welches  Gode- 
froy als   ordo  Ludwigs  VIII.   bietet,    eine  Kompilation  sei, 

')  Vgl.  H.  Schreuer,  Über  altfranzösische  Krönungsordnungen 
in  der  Zeitschrift  der  Savigny- Stiftung  für  Rechtsgeschichte,  Germ. 
Abt.  XXX,  1909,  S.  142  ff.  und  erweitert  selbständig  unter  demselben 
Titel,  Weimar  1909.  Im  Folgenden  kurz  als  „ Krönungsordnungen" 
zitiert.  H.  Schreuer,  Die  rechtlichen  Grundgedanken  der  französischen 
Königskrönung;  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  deutschen  Verhält- 
nisse, 1911,  S.  1  Anm.  1.  —  2)  In  dem  angeführten  Aufsatz  über  alt- 
französische Krönungsordnungen.  —  3)  Theodore  resp.  Denys  Godefroy, 
Ceremonial  Francis.  Bd.  I.  1649.  —  *)  Edmund  Martene,  De  antiquis 
ecclesiae  ritibus,  Editio  seennda,  Tom.  FI.  Antwerpen  1736,  Sp.  622 ff.: 
Ordo  VII.,  ex  ms.  Pontificali  insignis  ecclesiae  Senonensis  annorum  300. 
Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte.  XXXII.    Germ.  Abt.  1 


2  Hans  Schreuer, 

allenfalls  für  die  Zwecke  der  Krönung  Ludwigs  VIII.  (1223) 
zusammengestellt,  aber  in  der  vorliegenden  Form  unmöglich 
angewendet,  da  hier  ein  echt  französischer  ordo,  offenbar 
eine  königliche  Ordonnanz,  und  —  kurz  gesagt  —  der 
deutsche  ordo  sinnlos,  aber  im  ganzen  glatt  unterscheidbar 
durcheinandergeworfen  seien.1)  Es  zeigte  sich  mir,  daß  der 
von  Godefroy  Ludwig  IX.  zugeschriebene  ordo2)  wirklich 
eine  Ordonnanz  für  die  Krönung  dieses  Königs  darstelle.3) 
Der  ordo  von  Sens  erwies  sich  älter  als  der  Karls  V. 
(1365),  so  daß  etwa  die  Krönung  Johanns  IL,  des  Guten 
(1350)  als  Endtermin  für  die  Abfassung  angesehen  werden 
könnte.  Andererseits  mußte  als  dies  a  quo  für  den  ordo  die 
Krönung  Philipps  V.,  des  Langen,  1317  angesetzt  werden.4) 
Die  Untersuchung  des  angeblichen  ordo  Ludwigs  VII.  ergab 
dagegen  ein  durchaus  unbefriedigendes  Resultat.5)  Der  „ordo" 
kann  unmöglich  Ludwig  VII.  zugeschrieben  werden ;  er  ent- 
hält Bestandteile,  die  viel  jünger  sind.  Andererseits  bringt 
er  eine  Wendung,   die  für  ihn  geradezu  fatal  ist6),  da  sie, 


*)  H.  Schreuer,  Krönungeordnungen  S.  2 — 20,  Zeitschr.  d.  Sav.-Stift 
XXX  S.  143  —  161.  —  *)  Ein  lateinischer  ordo  aus  dem  Bestände  der 
Reimser  Kirche,  auf  den  mich  L.  Delisle  freundlichst  aufmerksam  ge- 
macht hatte,  erwies  sich  bei  näherer  Überprüfung  als  zu  diesem  Typus 
gehörig.  Wegen  seiner  Herkunft  (Reims),  wegen  des  Alters  der  Hand- 
schrift (1274)  und  wegen  der  originalen  lateinischen  Sprache,  aber  auch 
wegen  der  inneren  Güte  des  Textes  halte  ich  den  ordo  für  besonders 
wichtig.  Ich  habe  ihn  deshalb  in  meinen  „Grundgedanken"  S.  174  ff.  als 
Anhang  besonders  abgedruckt.  —  3)  Krönungsordnungen  S.  20—26;  Zeit- 
schr. d.  Sav.-Stift.  XXX  S.  161—167.  Rechtliche  Grundgedanken  der 
französischen  Königskrönung,  insbesondere  8.  35.  —  *)  Krönungsord- 
nungen S.  43  Anmerkung;  Zeitschr.  d.  Sav.-Stift.  XXX  S.  184  An- 
merkung. —  8)  Krönungsordnungen  S.26— 35;  Zeitschr.  d.  Sav.-Stift.  XXX 
S.  167-176.  —  •)  Buchner  a.  0.  S.  366  hat  mich  mißverstanden.  Nicht 
für  meine  Datierungs versuche  ist  die  Stelle  „ fatal",  wie  er  meint, 
sondern  für  den  angeblichen  „ordo".  Es  handelt  sich  um  die  Wendung 
des  Salbungsgebetes :  „les  Sceptres  des  Francois,  Bourguignons  et  Aqui- 
taniens«,  Du  Tillet  S.268;  Godefroy  I  S.  5.  Sonst  kommt  in  LVIII  merk- 
würdigerweise in  der  Interpolation  aus  der  deutschen  Formel  (Schreuer, 
Krönungsordnungen  S.  40  Anmerkung,  S.  9  und  31  f.)  vor:  „Saxonum, 
Merciorum,  Nordanchimbrorum  sceptra".  Ebenso  im  ordo  von  Sens 
und  dem  von  1365  (Schreuer  S.  48  Anmerkung)  und  weiter  ständig. 
Vgl.  z.  B.  noch  für  Ludwig  XIII.  1610  Godefroy  I  S.  65,  für  Ludwig  XIV. 
1654  Clausel  de  Coussergues,  Du  sacre  des  Rois  de  France  1825  S.  LII  f, 


Noch  einmal  über  altfranzösische  Krönungsordnungen.  3 

ein  äna$  eiQrj/uevov,  nur  etwa  ins  1 0.  Jahrhundert  fallen  könnte, 
nachher  aber  kaum  möglich  erscheint.  Vielleicht  liegt  bloß 
archaisierende  Phantasie  des  Erstherausgebers  Du  Tillet  vor. 
Eine  Art  Entgegnung  hat  Maximilian  Buchner  veröffent- 
licht :  „Zur  Datierung  und  Charakteristik  der  altfranzösischen 
Krönungsordnungen".1)  Buchner  nimmt  großenteils  meine  Re- 
sultate an.  In  zwei  Punkten  erhebt  er  aber  besonderen 
Widerspruch.  Einmal  betreffend  den  ordo  Ludwigs  VIII. 
und  dann  ganz  besonders  betreffend  den  angeblichen  ordo 
Ludwigs  VII.  Gestützt  auf  diesen  letzten  Punkt,  will  dann 
Buchner  auch  noch  eine  Korrektur  meiner  Aufstellungen  über 
den  ordo  von  1226  vornehmen.  Im  Folgenden  soll  gezeigt 
werden,  daß  dieser  Widerspruch  in  jeder  Hinsicht  unbe- 
gründet ist. 

§  t.    A.   Der  ordo  der  Krönung  Ludwigs  VIII. 
im  Jahre  1223. 

Durch  Textvergleichung  habe  ich  festgestellt2),  daß  das 
Schriftstück,  welches  Godefroy  S.  13 ff.  als  ordo  der  Krönung 
Ludwigs  VIII.  (1223)  abdruckt,  aus  zwei  Elementen  besteht: 
einem  echt  französischen  und  einem  deutschen  ordo.  Beide 
sind  in  der  Hauptsache  je  in  mehrere  Stücke  zerschnitten, 
und  diese  Stücke  sind  mehr  schlecht  als  recht  durcheinander- 
geworfen. Der  Zerlegung  stimmt  Buchner  zu.3)  Aber,  meine 
weiteren  Argumentationen  lehnt  er  ab.  Ich  erkläre  die  fran- 
zösischen Stücke,  die  sich  glattweg  zu  einer  selbständigen 
und  vollständigen  Krönungsordnung  zusammenfügen  —  ähn- 
lich, wenn  auch  mit  einigen  charakteristischen  Abweichun- 
gen, der  Ordonnanz  über  die  Krönungsordnung  für  Ludwig  IX. 
(1226)  —  als   die  eigentliche  Krönungsordnung    für    1223.*) 

Formule  de  ce^monies  et  prieres  pour  le  sacre  de  S.  M.  Louis  XVI., 
qui  se  fera  dans  l'eglise  Me'tropolitaine  de  Reims  .  .  11.  Juin  1775,  Paris 
1775.  S.  .  Ratold  hat  bloß  „Francorum  sceptra",  Martene  II  Sp.  605. 
Aber  schon  der  Kölner  ordo  aus  der  Beimser  Diözese  des  X.  oder  XI.  Jahr- 
hunderts hat  Saxonum  .  .  sceptra  vgl.  Krönungsordnungen  S.  33,  34. 

')  Zeitschr.  d.  Sav.-Stift.  XXXI,  1910,  S.  360  ff.  Auch  als  Sonder- 
abdruck mit  gleicher  Seiten  Zählung.  —  a)  Krönungsordnungen  S.  2  ff. 
(Zeitschr.  d.  Sav.-Stift.  XXX  S.  143  ff.),  und  S.  36  ff.  (Z.  zit.  S.  177  ff.).  — 
»)  Zeitschr.  d.  Sav.-Stift.  XXXI  S.  361.  —  *)  Diese  Auffassung  hat  sich 
bei  den  weiteren  formellen  und  materiellen  Untersuchungen  in  meiner 

1* 


4  Hans  Schreuer. 

Die  dazwischen  eingesprengten  Stücke  des  deutschen  ordo, 
welche  zusammen  gleichfalls  eine  selbständige  und  vollstän- 
dige Krönungsordnung  ergeben,  und  zwar  die  deutsche  Krö- 
nungsordnung mit  ihren  gerade  für  diese  Zeit  (1223)  charak- 
teristischen Merkmalen1),  betrachte  ich  als  Interpolation  wohl 
für  rein  zeremoniäre  Zwecke,  ziemlich  mechanisch  und  z.T. 
sinnlos  eingekleistert.  In  dem  „ordo  Ludwigs  VIII.",  wie 
ihn  Godefroy  bringt,  kann  ich  nicht  mehr  sehen,  als  eine 
ungelenke  oder  unfertige  Vorarbeit  für  die  eigentliche  Krö- 
nungsfeier von  1223.  Wegen  der  Duplikation  der  wich- 
tigsten Akte :  Fragen  an  den  König,  dessen  Zusagen,  Zuruf 
des  Volkes  hierzu,  Überreichung  des  Schwertes,  des  Szepters 
und  Stabes,  ja  sogar  Dopplung  von  Krönung  und  Inthroni- 
sation nehme  ich  als  sicher  an,  daß  diese  Kompilation,  so 
wie  sie  ist,  niemals  praktiziert  werden  konnte. 

Buchner  sucht  die  Duplikation  der  Akte  zu  retten.  Er 
sieht  in  der  Kompilation  „eine  Art  von  Kompromiß  zwischen 
den  Ansprüchen  des  Reimser  Erzbischofs  und  jenen  der 
übrigen  Bischöfe"  (S.  362).  „Ursprünglich  übergeben  die 
Bischöfe  dem  König  nicht  nur  Szepter  und  Stab,  auch  die 
Krone  setzen  sie  ihm  aufs  Haupt"  (S.  362 f.).  In  dem  „ordo" 
soll  nun  der  Reimser  Erzbischof  als  die  Hauptperson  auf- 
treten und  daneben  „als  Zugeständnis  an  die  Forderungen  des 
Episkopats"  (S.  365)  den  Bischöfen  eine  Art  Wiederholung 
der  Akte  zugestanden  sein.  Die  Personalfragen,  das  sub- 
jektive Krönungsrecht  behandle  ich  anderer  Stelle.  Sie  er- 
scheinen in  Buchners  Argumentation  als  vermutete  Motive. 
Ich  kann  daher  von  diesen  Dingen  vorläufig  absehen  und 
mich  vor  allem  an  die  Vorfrage  und  hier  Hauptfrage  halten : 
Kann  man  sich  einen  solchen  „ordo",  wie  Buchner  es  tut, 
denken?     Ich  will  die  Krönungsfeier,  wie  Buchner  sich  sie 

Arbeit  über  die  rechtlichen  Grundgedanken  der  Königskrönung  durch- 
aus bewährt  und  befestigt. 

J)  Auch  diese  Festlegung  hat  sich  bewährt  und  befestigt.  Wir 
erhalten  dadurch  eine  Krönungsordnung  aus  einer  der  wichtigsten 
Phasen  des  deutschen  Krönungsrechts.  Vgl.  Krönungsordnungen  S.  41 
Anmerkung  (Zeitschr.  XXX  S.  182)  und  Rechtliche  Grundgedanken 
S.  5 ff.,  136,  157,  180.  H.  Schreuer,  Die  Thronerhebung  des  deutschen 
und  des  französischen  Königs,  in  der  Festschrift  Otto  Gierke  zum 
70.  Geburtstag  dargebracht  von  Schülern,  Freunden  und  Verehrern, 
Weimar  1911  S.  702,  705,  709. 
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vorstellt,  in  den  allerwichtigsten  Zeremonien  vorführen.1) 
Nach  Buchners  Auffassung  werden  dem  Könige  zuerst  Ver- 
sprechungen an  Kirche  und  Volk  extrahiert,  und  solche  mit 
Volkszuruf  beantwortet.  Darauf  wiederholt  sich  nach  einer 
Litanei  dasselbe  Spiel  mit  etwas  anderen  Worten  von  neuem. 
Hierauf  erhält  der  König  vom  Erzbischof  das  Schwert  und 
die  Salbung.  Dann  die  Händesalbung.  Sodann  reicht  der 
Erzbischof  dem  Könige  Szepter  und  Stab,  und  setzt  ihm 
unter  Assistenz  der  Pares  die  Krone  auf;  die  Pares  fassen 
die  Krone  an ;  der  Metropolit  nimmt  die  Inthronisation  vor,  wel- 
cher sich  das  osculum  des  Erzbischofs  und  der  übrigen  Pares 
anschließt.  Und  nun  erhält  der  König  von  den  Bischöfen  das 
Schwert  und  einen  Ring;  dann  Szepter  und  Stab;  dann  folgt 
die  Krönung  durch  den  Erzbischof  (ohne  Intervention  der 
Pares),  dann  die  Inthronisation  mit  osculum  an  die  Bischöfe. 

Ich  meine,  die  Unmöglichkeit  einer  solchen  Krönungs- 
ordnung schlägt  in  die  Augen.  Die  Erklärung  dieser  sinn- 
losen Kompilation  durch  die  zum  guten  Teil  mechanische 
Einkleisterung  des  deutschen  ordo  dieser  Zeit,  wie  sie  von 
mir  Wort  für  Wort  dargetan  worden  ist2),  gestattet  mir 
wohl  von  weiteren  Auseinandersetzungen  abzusehen.3) 

Schließlich  bekennt  ja  Buchner  selbst  S.  365:  „Ob  die 
Kompilation  bei  der  Krönung  Ludwigs  VIII.  auch  verwirk- 
licht wurde,  wissen  wir  nicht."  Allerdings  fügt  er  hinzu: 
„Für  ausgeschlossen  braucht  dies  m.  E.  nicht  zu  gelten." 
Ich  glaube  ruhig  auf  meinem  Resultate  bestehen  zu  können 
und  bestehen  zu  müssen,  daß  ein  derartiger  Wirrwarr,  wie 
ihn  die  Kompilation  bietet,  niemals  angewendet  worden 
ist.4)  Er  kann  auch  nicht  eine  fertige  Krönungsordnung 
darstellen.  Hier  wird  Unordnung  und  Unmöglichkeit  zum 
Prinzip  erhoben. 

*)  Vgl.  den  Abdruck  in  Krönungsordnungen  S.  36  ff.  (Zeitschr.  XXX 
S.  177  ff.),  wo  die  Bestandteile  durch  den  Druck  auseinandergehalten 
sind.  —  *)  a.  0.  —  J)  Über  die  ziemliche  Bedeutungslosigkeit  der  ein- 
gesprengten Stücke  für  die  Folgezeit  vgl.  Krönungsordnungen  S.  167 
(Zeitschr.  XXX  S.  158  f.).  Über  den  durchgreifenden  Einfluß  der  deutschen 
Formel  in  der  echt  französischen  Ordonnanz  von  1223  selbst  vgl.  Recht- 
liche Grundgedanken  S.  8fl'.  —  4)  Daß  das  Schriftstück  gelegentlich 
der  Feier  von  1223  verfertigt  wurde,  habe  ich  selbst  auch  schon  ge- 
sagt, wie  ja  auch  Buchner  S.  365  Anmerkung  1  hinzufügt. 


Hans  Schreuer, 


§  2.   B.  Der  ordo  der  Krönung  Ludwigs  IX. 
im  Jahre  1226. 

Betreffend  diesen  ordo  anerkennt  Buchner  meine  Datie- 
rung, bemängelt  aber,  daß  das,  was  ich  als  originelle  Zutat 
gegenüber  dem  ordo  der  Krönung  von  1223  erkläre,  auf 
einer  anderen  Vorlage  beruhe.  Diese  soll  nach  Buchner 
der  angebliche  ordo  Ludwigs  VII.  für  die  Krönung  Philipps  IL 
August,  der  ordo  Du  Tillets,  der  erste  der  bei  Godefroy 
abgedruckten  ordines  sein.  Diese  Behauptung  muß  schon 
auf  den  ersten  Blick  stutzig  machen.  Ohne  auch  nur  einen 
Schritt  weiter  einzudringen  muß  man  sich  fragen,  wie  es 
komme,  daß  die  fraglichen  Wendungen  aus  einem  ordo  der 
Krönung  Philipps  IL  von  1171  oder  1179  dann  im  Jahre  1223 
zunächst  gestrichen  und  hierauf  im  Jahre  1226  wiederher- 
gestellt worden  wären?  So  stellt  sich  ja  nach  Buchner  die 
Entwicklung  dar.  Buchner  hat  aber  diese  Frage  sich  nicht 
einmal  gestellt,  geschweige  denn  sie  beantwortet.  Es  wäre 
aber  wohl  auch  verlorene  Mühe,  nach  einer  Lösung  der  In- 
konvenienz  in  seiner  Konstruktion  zu  suchen.  Die  Eigen- 
tümlichkeiten der  Krönungsordnung  von  1 226  im  Gegensatze 
zu  der  von  1223  passen  so  sehr  in  die  augenblickliche  Situa- 
tion von  1226  hinein1),  daß  jede  Veranlassung  fehlt,  diese 
Neuerungen  anderswo  zu  suchen  als  in  der  kritischen  Wendung 
von  1226.  Die  Vorlage  aber,  die  Buchner  heranziehen  zu 
sollen  glaubt,  die  Krönungsordnung  Ludwigs  VII.  für  seinen 
Sohn  Philipp  IL  August,  der  ordo  Du  Tillets  oder  Godcfroys 
erster  ordo  erweist  sich  als  ein  Phantom.  Das  Stück  hat 
damals  und  auch  noch  sehr  lange  nachher  nicht  bestanden. 
Ja  es  ist,  so  wie  es  vorliegt,  wohl  kaum  je  eine  reale 
Krönungsformel  gewesen.  Buchner  hat  auch  hier  meine 
Argumentation  zum  guten  Teil  übergangen.  Nur  einen  Punkt 
hat  er  herausgegriffen.  Aber  auch  da  ist  er,  durch  ein  Irr- 
licht verlockt,  auf  Abwege  geraten.  Das  soll  im  Folgenden 
gezeigt  werden. 


*)  Vgl.  H.  Schreuer,  Altfranzösische  Krönungsordnungen  S.  23  ff. 
(Zeitschr.  d.  Sav.-  Stift.  XXX  S.  164  ff.);  Rechtliche  Grundgedanken  S.  35. 
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C.   Der  angebliche  ordo  Ludwigs  VII. 

§  3.    I.    Stand  der  Frage. 

In  meinen  „altfranzösischen  Krönungsordnungen" l)  habe 
ich  den  „ordo",  den  Du  Tillet  bringt,  als  ein  durchaus 
problematisches  Schriftstück  hingestellt.  Der  ordo,  von  dem 
Du  Tillet  sagt:  ne  sera  impertinent  inserer  l'ordre  commande 
par  ledit  Roy  Loys  le  Jeune,  iusques  ä  present  observe2) 
könne  weder  Ludwig  VII.  zugeschrieben  werden,  noch  auch 
zur  Zeit  seiner  Publikation  durch  Du  Tillet  beobachtet  worden 
sein.  Er  enthalte  Bestandteile,  die  erst  nach  1226,  ja  zum 
Teil  erst  ins  14.  Jahrhundert  fallen  und  andererseits  solche, 
die  nach  1365  unmöglich  sind. 

Buchner  versucht  eine  Rettung.  Wenigstens  nach  einer 
Seite  hin:  Der  ordo  solle  wirklich  Ludwig  VII.  angehören 
und  1171  für  die  Krönung  seines  Sohnes  Philipp  abgefaßt 
sein.  Dadurch  würde  das  Stück  natürlich  das  größte  An- 
sehen gewinnen. 

"Wir  hätten  da  eine  Krönungsordnung,  die  schon  vor  die 
meiner  Annahme  nach  grundlegenden  Ordonnanzen  von 
1223  und  1226  fiele.  Dadurch  bekäme  der  „ordo"  eine 
große  verfassungsgeschichtliche  Bedeutung.  Namentlich  wäre 
er  ein  höchst  wichtiges  Aktenstück  für  die  Rechtsgeschichte 
der  Pares  Pranciae.  Er  zeigt  ein  entwickeltes  Kolleg  der 
Pares  bei  der  Krönungsfeier  beteiligt.  Tatsächlich  hat  auch 
Buchner  eine  besondere  Theorie  über  die  Entstehungsge- 
schichte der  Pares  darauf  aufgebaut.  Da  ich,  wie  ange- 
kündigt, die  Rechtsgeschichte  der  Pairs  an  anderer  Stelle 
behandle,  will  ich  auf  diese  materiell-rechtliche  Theorie  zu- 
nächst nicht  besonders  eingehen.  Ich  will  mich  soweit  als 
möglich  auf  den  fraglichen  ordo  selbst,  der  für  Buchners 
Theorie  die  Grundlage  abgibt,  beschränken.  Diese  Grund- 
lage bricht  bei  einigermaßen  genauerer  Prüfung  völlig  zu- 
sammen. Da  ich  deren  Fehlerhaftigkeit  evident  dartun  kann 
und  da  somit  der  angebliche  ordo  völlig  bedeutungslos  ist, 


*)  S.  26 ff.;  Zeitschr.  d.  Sav.-Stift.  XXX,  S.  167 ff.  -  •)  Du  Tillet, 
Recueil  des  Roys  de  France ,  leur  couronne  et  maison ,  Ausgabe  von 
1607,  S.  265.    Die  Ausgabe  von  1587  war  mir  nicht  zugänglich. 


g  Hans  Schreuer, 

glaube  ich  mich  mit  einigen  drastischen  Strichen  begnügen  zu 
können  und  zu  sollen. 

Vor  allem  will  ich  meine  Schuld  bekennen,  auf  die 
Buchner  hinweist.  Ich  habe  bloß  den  Text  des  Erstheraus- 
gebers Du  Tillet  (S.  265  ff.,  Ausgabe  von  1607)  meiner 
Untersuchung  zugrunde  gelegt,  den  Text  Godefroys  aber 
(S.  1  ff.)  nicht  in  allen  seinen  Einzelheiten  besonders  durch- 
mustert. Godefroy  bringt  als  erster  in  seiner  Ausgabe  der 
Krönungsordines  in  französischer  Sprache,  also  in  Übersetzung 
einen  ordo,  „commande  par  le  Roy  Louys  le  Jeune  l'an 
1179,  et  enregistre  en  la  Chambre  des  Comptes  ä  Paris. 
Traduit  du  Latin  en  Frangois,  et  insere  dans  le  Recueil 
des  Rois  de  France,  par  le  Greffier  Du  Tillet".  Das  ist  also 
der  ordo  Du  Tillets.  Eine  summarische  Textvergleichung 
des  1 1  volle  Folioseiten  füllenden  Stückes  hier  und  dort 
ergab  die  unbedenkliche  Bestätigung,  daß  es  sich  um  den- 
selben ordo  handle.  Das  wurde  auch  bisher  allgemein  an- 
genommen. Bei  der  Aussichtslosigkeit,  aus  dem  „ordo 
Ludwigs  VII."  praktisch  etwas  zu  machen,  hatte  ich  geglaubt, 
von  einer  eingehenden  Vergleichung  der  beiden  Abdrücke 
Wort  für  Wort  abgehen  zu  dürfen. 

Buchner  hat  den  Text  Godefroys  genauer  durchgeprüft 
und  Abweichungen  von  der  Wiedergabe  bei  Du  Tillet  ge- 
funden. So  weit  muß  ich  Buchners  Korrektur  anerkennen. 
Das  dürfte  aber  so  ziemlich  alles  sein.  Buchner  meint  nun 
aber,  die  besonderen  Spezialitäten  Godefroys  gingen  auf 
dessen  eigene  Übersetzung  eines  lateinischen  Textes,  der  bei 
der  Chambre  des  comptes  einregistriert  sei,  zurück.  Unmöglich 
wäre  das  ja  nicht,  aber  die  Überschrift  Godefroys  gestattet 
mindestens  ebensogut,  einfache  Reproduktion  nach  Du  Tillet 
anzunehmen.  Ja  hierfür  spricht  sogar  eine  sehr  starke  Ver- 
mutung. Die  Worte:  „Commande  par  le  Roy  Louys  le 
Jeune"  stammen  aus  Du  Tillet.  Aber  auch  das  Folgende: 
„et  enregistre  en  la  Chambre  des  Comptes  ä  Paris"  findet 
sich  bei  Du  Tillet.  In  dem  Krönungsakteninventar,  Inven- 
taire  des  sacres  et  couronnemens  des  Rois  et  Roines  de 
France,  verzeichnet  Du  Tillet  (S.  275):  „La  forme  et  cere- 
monie  des  sacre  et  couronnement  des  rois  et  roines  est 
enregistree   en  papier  intitule,  Double  de  plusieurs  lettres, 
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extraicts  et  autres  ehoses  assemblees  de  diverses  matieres 
&  (so,  wohl  statt  „es")  chambre  des  comptes,  livre  cotte  4, 
fueille  199,  soutsigne  V."  Es  bleiben  noch  die  Worte: 
„Traduit  du  Latin  en  Francais  . .  par  le  Greffier  du  Tillet." 
Da  Godefroy  hierauf  den  französischen  Text  bringt  und 
zwar  in  einer  Ausdehnung  von  11  Folioseiten  fast  durch- 
gehends  wörtlich  übereinstimmend  mit  Du  Tillet,  so  besteht 
die  höchste  Wahrscheinlichkeit,  daß  er  eben  den  Text  Du 
Tillets  vor  sich  hatte  und  abdrucken  wollte.  Freilich  ver- 
zeichnet Buchner  S.  369  f.  eine  Reihe  von  Abweichungen. 
Das  sind  aber  höchst  untergeordnete  Kleinigkeiten,  so  daß 
Buchner  selbst  zugibt:  „Allerdings  könnte  sich  das  Fehlen 
dieser  Stellen  (bei  Godefroy  gegenüber  Du  Tillet)  auch  nur 
durch  ein  Versehen  Godefroys  erklären." 

§  4.    II.    Die  Ketzerklausel.     König  und  Prinz. 

Eine  Abweichung  Godefroys  von  Du  Tillet  fällt  ja 
allerdings  auf.  Sie  hat  Buchner  herausgehoben  und  als 
Grundlage  für  seine  weitgehenden  Theorien  verwertet.  Die 
Ketzerklausel,  das  Versprechen  des  Königs,  die  Ketzer 
aus  dem  Lande  zu  treiben,  findet  sich  wohl  bei  Du  Tillet, 
aber  nicht  bei  Godefroy.  Gerade  diese  Ketzerklausel,  welche 
erst  auf  dem  Laterankonzil  von  1215  beruht,  war  eines 
meiner  Argumente  gegen  die  Möglichkeit,  den  fraglichen 
ordo  Ludwig  VII.  zuzuweisen. l)  Es  lag  nahe,  daß  Buchner 2) 
hier  eingesetzt  hat.  Andererseits  hätte  die  Beachtung  der 
übrigen  von  mir  angeführten  Gründe  ihn  sicher  vorsichtiger 
gemacht.  Immerhin  ist  das  Fehlen  einer  so  bedeutsamen 
Klausel  auffallend.  Ein  näheres  Zusehen  klärt  aber  alles 
genügend  auf.  Buchners  Ausführungen  sind  nicht  haltbar, 
wenn  auch  der  Fehlgriff,  wenigstens  zum  Teil,  soweit  das 
Fehlen  der  Klausel  bei  Godefroy  in  Betracht  kommt,  ent- 
schuldbar ist. 

Ich  stelle  zunächst  beide  Texte  in  diplomatisch  getreuem 
Abdruck  nebeneinander: 


')  H.  Schreuer,  Altfranzösische  Krönungsordnungen  S.  28;    Zeit- 
schr.  d.  Sav.-Stift.  XXX  S.  169.  -  l)  a.  0.  S.  375  ff. 
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Hans  Schreuer, 


Du  Tillet  S.  266: 
Quand  ledit  Archevesque 
sera  ä  l'Autel,  demande  au 
Roy  pour  toutes  les  Eglises 
a  luy  subjettes,  ce  qui  ensuyt  : 
Nous  te  requerons,  nous 
ottroyer,  que  ä  nous  et  aux 
Eglises  ä  nous  commises, 
conserues  le  privilege  cano- 
nique,  loy  et  Iustice  deue, 
nous  gardes  et  defendes, 
comme  Roy  est  tenu  par 
droict  en  son  Royaume,  ä 
chacun  Evesque,  et  Eglise  ä 
luy  commise.  Et  ledict  Roy 
responde  aux  evesques  (:)  le 
vous  promets  et  ottroye  que 
ä  chacun  de  vous,  et  aux 
Eglises  ä  vous  commises,  ie 
garderai  le  privilege  cano- 
nique  .  .  .  comme  Roy  est 
tenu  .  .  .  ä  chacun  Evesque, 
et  ä  l'Eglise  ä  luy  commise. 
Aussi  ledict  Roy  promette  et 
iure  par  serment  ce  qui 
ensuit. 

Ie  promets  au  nom,  de 
Iesus  Christ,  au  peuple 
Chrestien  ä  moi  subiect, 
ces  choses.  Premierement, 
que  tout  le  peuple  Chrestien 
garderay  ä  l'Eglise  de  Dieu 
en  tout  temps  la  vrayc  paix 
par  vostre  ad  vis.  Item,  que 
ie  defendray  toutes  rapines 
et  iniquitez,  de  tous  degrez. 
Item  que  en  tous  iugemens, 
ie  commanderay  equite  et 
misericorde,    afin    que    Dieu 


Godefroy  S.  2 f.: 

Quand  ledit  Archeuesque 
sera  ä  l'Autel,  demande  au 
Roy  pour  toutes  les  Eglises  ä 
luy  suiettes  ce  qui  ensuit. 

Nous  te  requerons  nous 
octroyer,  que  ä  nous  et  aux 
Eglises  ä  nous  commises, 
conserues  le  privilege  Cano- 
nique,  Loy  et  Iustice  deue, 
nous  gardes  et  defendes 
comme  Roy  est  tenu  en  son 
Royaume,  ä  chacun  Euesque 
et  Eglise  ä  luy  commise.  Et 
ledit  Roy  respond  aux  Eues- 
que s  : 

Ie  vous  promets  et  octroye, 
qu'  ä  chacun  de  vous,  et  aux 
Eglises  ä  vous  commises,  ie 
garderay  le  priuilege  cano- 
nique,  .  .  .  comme  Roy  est 
tenu  .  .  .  ä  chacun  Euesque 
et  ä  l'Eglise  ä  luy  commise. 
Aussi  ledit  Roy  promette,  et 
iure  par  serment  ce  qui 
ensuit: 

Ie  promets  au  nom  de 
Iesus  Christ,  au  peuple 
Chrestien  suiet  ä  moy  ces 
choses. 

Premierement,  que  tout  le 
peuple  Chrestien  gardera  ä 
l'Eglise  de  Dieu  en  tout 
temps  la  vraye  paix  par 
vostre  aduis.  Item,  que  ie 
defendray  toutes  rapines  et 
iniquitez  de  tous  degrez. 
Item,  qu'  en  tous  Iugemens 
ie    commanderay     equite    et 
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dement  et  misericordieux,  misericorde,  afin  que  Dieu 
m' ottroy e,  et  ä  vous  sa  mise-  dement  et  misericordieux 
ricorde.  Item,  que  de  m'octroye  et  ä  vous  sa  mise- 
bonne  foy  ie  travaille-  ricorde.  Que  toute  l'assi- 
ray  ä  mon  pouvoir  mettre  stance  responde  aux  pro- 
hors  de  ma  terre  et  iuris-  messes  qu'  aura  fait  le 
diction  ä  moy  commise,  Roy,  tant  aux  Eglises 
tjous  les  heretiques,  de-  qu'  au  peuple,  Ainsi 
clairez  par  l'Eglise.  Tou-  soit-il;  puis  le  Roy  dere- 
tes  les  choses  susdites,  ie  chef  adioustera,  Toutes 
confirme  par  serment.  Mette  les  choses  susdites  ie  con- 
lors  la  main  sur  le  livre  des  firme  par  serment.  II  mettra 
Evangiles.  alors  la  main  sur  le  liure  des 

Euangiles. 

Die  beiderseitigen  Abweichungen,  soweit  sie  nicht  bloß 
orthographischer  Natur  sind,  habe  ich  durch  Sperrdruck 
hervorgehoben.  Es  zeigt  sich  zunächst  vollständige,  wört- 
liche Übereinstimmung  beider  Texte,  gegen  den  Schluß  zu 
dagegen  erhebliche  Verschiedenheit. 

Meine  Auseinandersetzung  mit  Buchner  muß  ich  vor 
allem  mit  einer  Richtigstellung  seiner  Wiedergabe  und  Inter- 
pretation des  Textes  beginnen.  Aus  den  Zeilen  4  bis 
12  vom  Ende  des  Textes  bei  Godefroy:  „Que  toute  l'assi- 
stance  responde  aux  promesses  qu'  aura  fait  le  Roy,  tant 
aux  Eglises,  qu'  au  peuple,  Ainsi  soit-il;  puis  le  Roy  dere- 
ch ef»  adioustera,  Toutes  les  choses  susdites,  ie  confirme  par 
serment"  macht  Buchner  S.  375 :  „[je  prometsj  Que  toute 
l'assistance  responde  aux  promesses  qu'  aura  fait  le  roy, 
tant  aux  eglises  qu'  au  peuple.  Ainsi  soit-il;  puis  le  roy 
derechef  adioustera."  Die  Worte:  „Toutes  les  choses 
susdites,  ie  conftrme  par  serment"  läßt  er  weg.  Das 
so  herausgegriffene  Fragment  aber  soll  nach  Buchner  S.  376 
bedeuten:  „[promitto]  plenam  assistentiam  respon- 
dere  promissionibus,  quae  rex  tarn  ecclesiis  quam 
populo  fecerit.  Amen."  So  weit  gehe  die  direkte 
Rede  des  Königs;  und  dem  werde  erläuternd  beigefügt: 
„Trine  rex  iterum  adiurabit." 

Es  braucht  keiner  langen  Auseinandersetzung,  daß  dieses 
Vorgehen  Buchners  unzulässig,  und  daß  seine  darauf  gegrün- 
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dete  Auffassung  der  Stelle  ganz  unhaltbar  ist.  Die  Inter- 
polation Buchners:  „[je  promets]"  hat  ganz  auszufallen.  Es 
handelt  sich  gar  nicht  um  ein  weiteres  Versprechen  des 
Königs.  Das  hätte  Buchner  schon  durch  Beachtung  der 
vorhergehenden  Konstruktion:  „Ie  promets  .  .  .  Premiere- 
ment  .  .  .  Item  .  .  .  Item  .  .  ."  bemerken  können.  Auch  die 
Konstruktion:  „Ie  promets  .  .  .  Premierement,  que  .  .  .  gar- 
dera  .  .  .  Itemi,  que  ie  defendray  .  .  .  Item  que  .  .  . 
commanderay  ...",  durchwegs  Futura,  gegenüber  „re- 
spondeu  (nicht  „responderay")  hätte  er  nicht  übersehen 
sollen.  Endlich  hätte  er  den  Text  Godefroys  nicht  durch 
Änderung  der  Interpunktion  und  Weglassung  eines  Satzes 
umkrempeln  dürfen.  Dann  wäre  er  wohl  auch  leicht 
davor  bewahrt  geblieben,  den  Passus  sprachlich  zu  ver- 
gewaltigen. Die  Stelle  bei  Godefroy  bedeutet  ganz  einfach: 
„daß  der  ganze  Umstand  antworten  solle,  auf  die  Verspre- 
chungen, welche  der  König  gemacht  haben  wird,  sowohl  an 
die  Kirche  wie  an  das  Volk,  ,Amen';  hierauf  hat  der 
König  wieder  hinzuzufügen  („adioustera"  heißt  doch  nicht 
„adiurabit"!):  Alle  diese  Dinge  verspreche  ich  eidlich. 
Dabei  legt  er  die  Hand  auf  das  Evangelienbuch." 

Mit  dieser  einfachen  philologischen,  grammatischen  Er- 
ledigung fällt  aber  auch  die  weitere  Auslegung  und  der 
Aufbau  historischer  Gedanken  zusammen,  die  Buchner  auf 
der  unrichtigen  Übersetzung  der  Stelle  aufgerichtet  hat. 
Buchner  meint  S.  376 :  „daß  der  zu  krönende  Prinz  alle 
„Versprechungen  auf  sich  nimmt,  die  der  König  sowohl  den 
„Kirchen  wie  dem  Volke  gemacht  haben  wird  (a.  O.  Anm.  I  : 
„qu'  aura  fait:  man  beachte  wohl  das  Futur  exact!),  daß 
„dann  der  junge  Herrscher  sich  nochmals  eidlich  zur  Ein- 
haltung seiner  Gelöbnisse  verpflichtet.  Unter  dem  König, 
„dessen  eventuelle  Versprechungen  für  Kirchen  und  Volk 
„hier  erwähnt  werden,  darf  natürlich  nicht  der  neue,  erst  zu 
„krönende  König  verstanden  werden;  wäre  dieser  gemeint, 
„so  würde  es  heißen:  'welche  ich  gemacht  haben  werde', 
„da   sich  ja   der  Relativsatz  unter   den  in  direkter  Rede l) 


')  Buchner  verweist  hier  S.  376  Anmerkung  2  auf  die  Konstruktion: 
Je  promets  ...  au  peuple  .  . .  sujet  a  moy  . .  .  que  .  .  .  garderay  . ."  usw. 
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„angeführten  Versprechungen  des  neuen  Königs  findet.  Es 
„kann  also  unter  dem  ,roy'  nicht  der  künftige 
„König,  sondern  nur  der  noch  regierende  alte 
„König  verstanden  werden".1)  Das  sind  alles  Phan- 
tasiegebilde. Die  Unterscheidung  zwischen  dem  „Prinzen" 
und  dem  „Könige"  ist  völlig  verfehlt.  In  dem  ganzen  „ordo" 
bedeutet  „roy"  immer  nur  den  zu  krönenden  König.  So 
auch  hier.  Es  ist  ganz  unmöglich,  hier  zwei  verschie- 
dene Personen  herauszuinterpretieren.  Durch  die  Interpola- 
tion seines  „je  promets",  „promitto"  hat  Buchner  ein  dort 
gar  nicht  vorkommendes  Subjekt  —  den  „zu  krönenden 
Prinzen"  —  eingeschoben,  und  durch  falsche  Übersetzung 
von:  „que  toute  l'assistance  reßponde  etc."  diesem  eine 
Tätigkeit  zugeschoben,  der  überhaupt  keine  Realität  zu- 
kommt. Durch  diese  zwei  Mißgriffe  erschien  ihm  dann  der 
„roy"  in  einem  falschen  Licht:  nicht,  wie  stets  in  dem  ordo, 
als  der  zu  krönende  König,  sondern  als  ein  für  den  ordo 
überhaupt  nicht  existierender  König -Vater.  Ich  glaube  die 
Analyse  der  Buchnerschen  Interpretation  nicht  weiter  führen 
zu  müssen.  Die  Unmöglichkeit  liegt  zu  sehr  auf  der  Hand. 
Das  reale,  von  Buchner  mißverständlich  übersehene  Subjekt 
ist  die  assistance,  der  Umstand,  und  dieser  antwortet  auf  die 
Versprechungen  des  zu  krönenden  Königs  (also  weder 
Prinzen  noch  alten  König -Vaters):  Amen.  Hierauf  fügt  der 
Krönungskandidat  hinzu:  ich  beschwöre  die  vorgedachten 
Punkte. 

Mit  dem  Zusammenbruch  dieser  Auslegung  fällt  auch 
die  Konstruktion,  die  Buchner  darauf  gegründet  hat.  Aus 
der  selbst -ersonnenen  Duplizität:  Prinz  und  Vater  folgert 
Buchner  S.  376:  „Es  muß  sich  demnach  —  und  diese  Fol- 
gerung ist  von  hoher  Wichtigkeit  für  die  Datierung  des  ordo 
„ —  jene  Stelle  auf  eine  Krönung  beziehen,  die 
„noch  zu  Lebzeiten  des  alten  Herrsch  ers  erfolgen 
„sollte.  Der  letzte  Fall  aber,  daß  ein  französi- 
scher Prinz  noch  vor  dem  Tode  seines  Vaters  ge- 

')  Buchner  notiert  hier  S.  376  Anmerkung  3:  „daher  auch  das 
„Futur  exact.  Der  Gedankengang  ist  aber  der,  daß  der  junge  König 
„bei  seinem  wirklichen  Regierungsantritt  die  Versprechungen  erfüllen 
„wird,  die  der  alte  König  bis  dahin  gemacht  haben  wird". 
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„krönt  ward,  kam  unter  Ludwig  VII.  vor:  die  Krönung 
„seines  Sohnes  Philipp  August.  Schon  von  diesem  Ge- 
sichtspunkt aus  kann  sich  die  Stelle  nicht  auf  eine 
„spätere  Krönung  beziehen."  Da  die  Duplizität:  Prinz — 
Vater  ein  reines  Phantasiespiel  ist,  so  bietet  die  Stelle  für 
die  von  Buchner  herangezogene  Situation  auch  nicht  den 
geringsten  Anhalt.  Ja,  wenn  man  die  von  Buchner  selbst 
gelegte  Schlinge  noch  fester  zuziehen  will,  kann  man  sagen: 
Da  immer  von  einem  rex  und  absolut  nicht  von  einem 
Prinzen  gesprochen  wird,  so  ist  ein  Zusammenhang  der 
Stelle  mit  der  fraglichen  Situation  von  1171  (Buch- 
ner S.  375  Anm.  1,  379,  Godefroy  denkt  an  1179)  aus- 
geschlossen. Es  ist  ganz  unmöglich,  daß  man  den  sechs- 
jährigen Philipp  1171  als  rex  bezeichnet  hätte,  wie  das  der 
„ordo"  betreffend  die  zu  krönende  Persönlichkeit  konsequent 
tut.  Damit  ist  aber  der  dies  ad  quem  Buchners  abgetan. 
Die  Stelle  bietet  keinen  Grund  für,  ja  sie  verbietet  geradezu 
eine  Bezugnahme  auf  1171   oder  1179. 

Wie  steht  es  aber  mit  der  Ketzerklausel,  die,  wie 
Buchner  mir  zugibt,  erst  1 226  in  die  französischen  Krönungs- 
ordnungen hineingekommen  ist?  Der  fragliche  ordo  in  der 
Ausgabe  Du  Tillets  hat  sie,  und  das  war  für  mich  ein  be- 
sonderer Grund,  dessen  Datierung  zu  1179  abzulehnen. 
Godefroy  hat  sie  nicht.  Buchner  meint  S.  377,  Du  Tillet 
sei  dem  eben  erörterten  Satze:  „assistence  responde"  etc. 
„verständnislos  gegenübergestanden".  „Er  konnte  jener  Be- 
stimmung wohl  keinen  Sinn  abgewinnen,  ließ  sie  daher 
„fort  und  setzte  an  ihre  Stelle  die  Zusage  des  Königs 
„b  etreffs  Verfolgung  von  Häretikern  ein,  die,  wie 
„schon  bemerkt,  seit  1226  Aufnahme  in  die  französischen 
„Krönungsordnungen  gefunden  hatte  und  daher  Du  Tillet 
„geläufig  war."  Die  Ketzerklausel  wäre  danach  eine  Inter- 
polation Du  Tillets,  der  die  fragliche  Stelle  nicht  verstanden 
haben  soll.  Das  Fehlen  der  Klausel  bei  Godefroy  sei  viel- 
mehr das  Richtige.  Nach  dem  Ausgeführten  ist  auch  dies 
auf  Sand  gebaut.  "Wer  die  Stelle  „assistence  responde"  nicht 
verstanden  hat,  ist  Buchner,  und  für  die  Annahme  einer 
Interpolation  durch  Du  Tillet  liegt  kein  Grund  vor.  Eine 
methodische  Untersuchung  ergibt  vielmehr  etwas  ganz  anderes. 
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Es  ist  oben  als  höchst  wahrscheinlich  gezeigt  worden  und 
daher  methodisch  zunächst  festzuhalten,  daß  Godefroy  den 
Text  nach  Du  Tillet  bringt.  Schon  von  dem  Standpunkt 
aus  ist  die  Charakterisierung  eines  Plus  bei  Du  Tillet  gegen- 
über Godefroy  als  Interpolation  höchst  bedenklich.  Da  ferner, 
wie  ich  eben  gezeigt  habe,  das  Stück  den  Jahren  1171  oder 
11 79  nicht  zugewiesen  werden  kann,  so  ist  eine  Veranlassung, 
in  der  Ketzerklausel  Du  Tillets  eine  ungehörige  Interpolation 
zu  suchen,  methodisch  nicht  gegeben.  Man  wird  also  die 
Frage  vielmehr  so  zu  formulieren  haben:  Wie  kommt  es, 
daß  bei  Godefroy  die  Ketzerklausel  fehlt? 

Ich  glaube,  die  Antwort  ist  ziemlich  einfach.  Godefroy 
will  nicht  wie  Du  Tillet  einen  einzigen  ordo,  sondern  eine 
chronologische  Reihenfolge  der  ordines  geben.  Als  ersten 
nahm  er  natürlich  den  ordo  auf,  den  er  bei  Du  Tillet  als 
ordo  Ludwigs  des  Jungen  (VII.)  bezeichnet  fand,  und  datierte 
ihn,  wie  es  das  Nächstliegende  war,  zu  1179.  Bei  dem  ordo 
von  1226  fand  er  aber  im  Gegensatze  zu  dem  von  1223  den 
Passus:  „Et  le  Serment  de  la  nouuelle  Constitution  du  Con- 
cile  de  Latran:  c'est  ä  scauoir,  de  mettre  hors  de  son 
Royaume  les  Hereges."  l)  Er  war  sich  dessen  bewußt,  um 
was  es  sich  handelte.  Am  Rande  bemerkt  er  hierzu:  „II 
(das  Konzil)  fut  tenu  en  l'an  1215.  sous  le  Pape  Innocent  III. 
regnant  Philippe  Auguste."  Es  ist  klar,  daß  er  als  Heraus- 
geber der  ganzen  Serie  von  ordines  die  Ketzerklausel  Du 
Tillets  in  einem  ordo ,  der  zu  1179  gehören  sollte ,  als  un- 
möglich streichen  mußte.2) 

Diese  redaktionelle  Tätigkeit  klärt  auch  das  Plus  auf, 
das  sich  in  Godefroys  Ausgabe  des  „ordo  Ludwigs  VII." 
gegenüber  der  von  Du  Tillet  findet:  „Que  toute  l'assistance 
responde    aux    promesses    qu     aura  fait   le  Roy,   tant    aux 

*)  Godefroy  I  S.  27.  —  *)  Wie  Godefroy  mit  Texten  umzuspringen 
wußte,  zeigt  auch  seine  Wiedergabe  des  ordo  von  1226,  wo  er  an  einer 
Stelle  der  Kirche  S.  Denis  zu  Reims  entsprechend  der  Übung  des  sieb- 
zehnten Jahrhunderts  die  Kathedrale  daselbst  surrogiert.  Vgl.  unten 
S.  28  f.  Anm.  Es  ist  kaum  anzunehmen,  daß  er  diese  Kühnheit  schon  in 
dem  lateinischen  und  französischen  Manuskript  der  Messieurs  du  Puy  et 
Petau,  das  abzudrucken  er  angibt,  gefunden  hätte.  Die  von  der  Krö- 
nungsordnung erhaltenen  Texte  bewahren  durchweg  getreulich  die 
richtige  Version. 
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Eglises  qu'  au  peuple,  Ainsi  soit  iL"  Das  Stück  stammt 
aus  dem  ordo  von  1223,  wo  es  genau  an  derselben  Stelle,  im 
Anschluß  an  die  Versprechungen  des  Königs  heißt:  „Dicant 
omnes  'Amen'."  Die  von  Buchner  mißverstandene  „assistance" 
sind  die  „omnes."  Die  Worte:  „puis  le  Roy  derechef  adiou- 
stera"  bei  Godefroy  sind  dann  ein  notwendiger  Zusatz  für 
die  nun  folgende  Wiederaufnahme  des  Textes  von  Du  Tillet: 
„Toutes  les  choses  susdites  ie  confirme  par  serment."  Hier 
ist  Satzsubjekt  der  König.  Er  mußte  also  durch  die  Wendung : 
„le  Roy  adioustera"  wieder  eingeführt  werden,  nachdem  in 
dem  Einschiebsel  unmittelbar  vorher  die  „assistance"  die 
Satzführung  übernommen  hatte. 

So  klärt  sich  also  die  Verschiedenheit  des  Textes  bei 
Du  Tillet  und  bei  Godefroy  bis  auf  das  letzte  Jota  auf.  Für 
Buchners  Annahmen  bleibt  aber  nicht  der  geringste  Anhalts- 
punkt. Die  Ketzerklausel  hat  nicht  Du  Tillet  eingeschmuggelt, 
sondern  sie  ist  in  dem  fraglichen  Stück  originär.  Meine 
Behauptung,  daß  sie  die  Datierung  des  „ordo"  zu  1179 
hindere,  bleibt  in  vollem  Umfange  aufrecht. 

Mit  den  vorstehenden  Ausführungen  ist  eigentlich  die 
von  Buchner  versuchte  Rettung  des  „ordo  Ludwigs  VII."  im 
.wesentlichen  abgetan.  Das  Fehlen  der  Ketzerklausel  bei 
Godefroy  war  ja  wirklich  auffallend.  Aber  eine  ruhige, 
methodische  Prüfung  hat  es  glatt  aufgeklärt.  Der  „ordo" 
kann  nicht  vor  1226  datiert  werden. 

Was  Buchner  sonst  noch  zugunsten  des  „ordo"  anführt, 
ist  dementsprechend  nicht  nur  nicht  stichhaltig,  sondern 
guten  Teils  verfehlt.  Ich  will  nun  auch  noch  diese  Argumente 
vorführen  und  erledigen. 

§  5.  III.  Die  Pairsfrage. 
Ich  hatte  bemerkt1),  daß  das,  was  bisher  gegen  die 
Zuweisung  des  „ordo"  zu  1179  vorgebracht  worden  war, 
meist  nicht  genug  durchschlagend  sei.  Das  Gewichtigste  sei 
der  Anachronismus  der  zwölf  Pares  Franciae.  Namentlich 
sei  der  ordo  im  Widerspruch  mit  den  sonstigen  Krönungs- 
berichten zu  1 1 79,  wo  ein  Pairskolleg  bei  der  Krönung  nicht 


>)  Krönungsordnuagen  S.  26  f.;  Zeitschr.  d.  Sav.-Stift.  XXX  S.  167  f. 
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erwähnt  werde.  Dem  gegenüber  bringt  Buchner l)  eine  Aus- 
führung über  die  Pares  Pranciae  und  die  Krönung  von  1179. 
Ich  gehe,  wie  gesagt,  auf  die  Pairsfrage  an  anderer  Stelle 
ein  und  kann  mich  daher  hier  auf  die  Bemerkung  beschränken, 
daß  es  darauf,  was  Buchner  vorbringt,  gar  nicht  an- 
kommt. Es  ist  nicht  notwendig,  hier  das  Ganze  aufzu- 
rollen. Die  vorliegende  Streitfrage  über  die  Zuweisung  des 
fraglichen  „ordo".  kann  schon  mit  dem  Hinweis  darauf  er- 
ledigt werden,  daß  die  Pairs  in  dem  „ordo  Ludwigs  VII." 
in  einer  Weise  aufgeführt  sind,  die  für  1179  auf  alle 
Fälle  unmöglich  ist.  Ich  habe  schon2)  daraufhingewiesen, 
Buchner  übergeht  das  aber  vollständig,  daß  die  Rang- 
ordnung, in  der  die  Pares  in  dem  ordo  erscheinen,  eine 
Verwandtschaft  mit  dem  ordo  von  Sens,  einem  Vorgänger 
des  ordo  von  1365  aus  dem  14.  Jahrhundert  zeigt.  In  den 
Ordonnanzen  von  1223  und  1226  gehen,  ganz  entsprechend 
der  bisherigen  Entwicklung  und  dem  Zuschnitt  der  Zeit, 
ebenso  wie  in  dem  berühmten  Urteil,  in  dem  Prozesse  Er- 
hards von  Brienne  mit  Blanka,  Gräfin  der  Champagne  von 
1216,  die  geistlichen  stets  den  weltlichen  Pairs  vor.3)  Erst 
der  ordo  von  Sens,  der  von  1365  und  die  folgenden  setzen 
ständig  bei  der  Krönung  die  weltlichen  vor  die  geistlichen 
Pairs.4)    So  aber  auch  der  angebliche  „ordo  Ludwigs  VII.": 


l)  a.  0.  S.  370  ff.  —  2)  a.  0.  S.  29;  Zeitschr.  d.  Sav.-Stift.  XXX 
S.  170.  —  ■)  Krönungsordnungen  S.  40;  Zeitschr.  d.  Sav.-Stift.  XXX 
S.  181:  Episcopi  et  Laici  Pares  (1223).  Ferner  a.  0.:  S.  51  resp.  192, 
und  Rechtliche  Grundgedanken  S.  178:  omnes  pares  regni  quam  clerici 
tam  laici,  li  evesque  et  li  lai  pers  (1226).  Die  Stelle  des  Urteils  unten 
S.  18  Anmerkung  2.  —  *)  Ordo  von  Sens  und  der  Karls  V.  bei 
H.  Schreuer,  Krönungsordnungen  S.  49  (Zeitschr.  d.  Sav.-Stift.  XXX 
S.  190)  Anmerkung  4 — 6:  convocantur  Pares  .  .  .  primo  laici  post  ea 
clerici.  Vgl.  auch  noch  a.  0.  S.  43  (resp.  184)  Anmerkung.  Es  kann 
keinem  Zweifel  unterliegen,  daß  sich  darin  ein  "bedeutender  Umschwung 
ausdrückt.  Von  späteren  Krönungsordnungen  vgl.  Godefroy  I  S.  202 
für  Karl  VIII.  1484;  Godefroy  I  S.  251  für  Franz  V.  1514;  Godefroy  I 
S.  288  für  Heinrich  II.  1547;  Godefroy  I  S.  370  f.  für  Heinrich  IV.  1594; 
Godefroy  I  S.  412  f.  und  69  für  Ludwig  XIII.  1610;  für  Ludwig  XIV., 
XV.,  XVI.  Menin,  Traite'  historique  et  chronologique  du  sacre  et  cou- 
ronnement  des  rois  1723  S.  272  und  436,  ferner  Clausel  de  Coussergues, 
Du  sacre  des  rois  de  France  1825  S.  LXVIII  ff.  und  endlich  Formule 
de  ceremonies  et  prieres  pour  le  sacre  de  S.  M.  Louis  XVI.  1775  S.  77. 

Zeitschrift  für  Rechtsgeschichto.  XXXII.     Germ.  Abt.  * 
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„selon  leur  ordre  les  Pairs  de  France,  les  laiz  les  premiers, 
puis  les  clers. l)  So  etwas  ist  doch  vor  Philipp  IV.  kaum 
möglich,  geschweige  denn  im  Jahre  1179! 

Auch  die  Reihenfolge,  die  für  die  geistlichen  Pairs  in 
dein  „ordo"  bestimmt  wird,  ist  zu  beachten.  In  der  ange- 
führten Urkunde  über  den  Prozeß  Erhards  von  Brienne  mit 
Blanka,  Gräfin  der  Champagne,  von  12162)  findet  sich  die 
Reihenfolge : 

Reims3),  Langres,  Chälons,  Beauvais,  Noyon. 

Die  Ordonnanzen  von  1223  und  1226  zählen  die  ein- 
zelnen Pares  gar  nicht  auf.  Bei  der  Krönung  Philipps  V., 
des  Langen,  1317,  ist  ein  Streit  um  die  Sitzordnung  zwischen 
Beauvais  und  Langres  zugunsten  von  Beauvais  entschieden 
worden.4)  Demgemäß  hat  auch  der  ordo  Senonensis  (14.  Jahr- 
hundert) und  der  von  1365  die  Rangordnung: 

Laon,  Beauvais,  Langres,  Chälons,  Noyon.8) 

Tatsächlich  hält  auch  ein  Bericht  über  die  Krönung 
Karls  V.   1364  an  dieser  Reihenfolge  fest.6) 

Das  15.  Jahrhundert  ist  für  Beauvais  ungünstig.  Bei 
der  Krönung  Ludwigs  XL  1461 7)  wird  angeführt  die  Reihe: 

Langres,  Chälons,  Noyon,  Beauvais. 

Laon  fehlte.  Daß  Beauvais  als  letzter  figuriert,  muß 
einen   ganz  besonderen  Grund   haben.8)    Auch  ein  späterer 

»)  Du  Tillet  a.  0.  S.  270,  Godefroy  I  S.  8.  —  J)  Bei  Ch.  V.  Lang- 
lois,  Textes  relatifs  ä  l'histoire  du  Parlement  (Collection  de  textes  pour 
servir  a  l'ötude  et  a  l'enseigneraent  de  l'histoire)  1888  Nr.  XIX,  S.  32: 
iudicatum  est  ibidem  a  paribus  regni  nostri  videlicet  A.  Remensi  archi- 
episcopo,  W.  Lingonensi,  W.  Cathalaunensi,  Ph.  Belvacensi,  Stephano 
Noviomensi  episcopis,  et  0.  duce  Burgundie  ...  —  •)  Im  Folgenden 
der  Kürze  wegen  als  selbstverständlich  immer  weggelassen.  —  *)  Con- 
tinuatio  Chronici  Girardi  de  Fracheto  zu  1317,  Recueil  des  Historiens  . . 
de  la  France  (H.  F.)  XX  S.  47 :  Quam  vis  autem  fieret  inter  Belvacensem 
episcopum  et  Lingonensem  de  ordine  sessionis  dissensio,  adiudicatum 
est  tarnen  pro  episcopo  Belvacensi.  Vgl.  H.  Schreuer,  Krönungsord- 
nungen S.  43  (Zeitschr.  d.  Sav.- Stift.  XXX  S.  184)  Anmerkung.  — 
*)  Krönungsordnungen  cit.  S.  44  (resp.  185)  Anmerkung  2  —  3,  beide 
ordines  gleichlautend :  videlicet  primo  Laudunensi,  post  ea  Beluacensi, 
deinde  Lingonensi,  post  ea  Cathalaunensi,  ultimum  Noviomensi.  — 
■)  Vgl.  das  Exzerpt  aus  Nicole  Gilles  bei  Godefroy,  I  S.  153  für  1364 
(Krönung  Karls  V.) :  Laon,  Beauvais,  Langres,  Noyon.  —  ^Gode- 
froy 1 173.  —  8)  Ausgeschlossen  ist  es  natürlich  nicht ,  daß  nur  der 
Bericht  ungenau  wäre.    Aber  ein  Blick  auf  die  Ordnung  von   1484 
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Bericht  stellt  Beauvais  auf  einen  geringeren  Platz.  Bei  der 
Krönung  Karls  VIII.  1484  hat  Beauvais  gefehlt.  Der  Be- 
richt über  diese  Krönung  weist  ihm  den  Rang  zwischen 
Langres  und  Chalons  an.     Die  Reihe  lautet: 

Laon,  Langres,  Beauvais,  Chalons,  Noyon.1) 
Noch  einmal,  bei  der  Krönung  Franz'  I.  1515,  hat  Beau- 
vais die  gute  Lokation  aus  dem   14.  Jahrhundert: 

Laon,  Beauvais,  Langres,  Chalons,  Noyon.2) 
Dann  aber,   seit  der  Krönung  Heinrichs  II.  (1547),  ist 
die  Rangordnung: 

Laon,  Langres,  Beauvais,  Chalons,  Noyon 
ständig.3) 

Der  „ordo  Ludwigs  VII."  hat  die  Abfolge: 
Laon,  Langres,  Beauvais,  Chalons,  Noyon. 


und  die  ständige  Reihenfolge  seit  1547  weist  doch  darauf  hin,  daß  die 
im  vierzehnten  Jahrhundert  errungene  Stellung  verloren  ging.  Die 
Frage  kann  hier,  wo  es  sich  lediglich  um  die  tatsächliche  Reihenfolge 
handelt,  zurückgestellt  werden. 

*)  Godefroy  I  S.  202 :  L'Evesque  Duc  de  Laon  present.  L'Evesque 
Duc  de  Langres,  present.  L'Evesque  Comte  de  Beauvais  (pour  lequel 
se  presenta  l'Evesque  d'Amiens).  L'Evesque  Comte  de  Chaalons,  pre- 
sent. L'Evesque  Comte  de  Noyon,  present.  Der  Bischof  von  Beauvais 
ist  hier  abwesend  und  nur  durch  Vertretung  beteiligt.  —  2)  Godefroy  I 
S.  247.  Ein  Zweifel  ist  ausgeschlossen.  Es  heißt:  Premierement  . . . 
Duc  de  Laon.  Secondement  . .  .  Comte  de  Beauvais.  Tiercement  .  . . 
Duc  de  Langres  usw.  —  8)  Vgl.  für  Heinrich  II.  1547  Godefroy  I  S.284: 
Monsieur  de  Langres  le  premier  et  plus  präs  de  l'Autel,  qui  estoit  la 
place  de  Monsieur  de  Laon  s'il  eust  äte"  en  presence.  L'Evesque  de 
Beauvais,  le  second.  L'Evesque  de  Noyon,  le  troisieme.  Celuy  de  Laon, 
qui  devoit  estre  le  premier;  mais  pource  qu'il  estoit  absent,  represente 
par  Monsieur  de  Xaintes,  au  quatriesme  lieu.  Et  celuy  de  Chalons, 
qui  devoit  estre  le  quatriesme;  mais  pource  qu'il  estoit  absent,  repre- 
sente par  Mr  de  Troyes,  an  cinquiesme  lieu.  Für  Heinrich  III.  1575 
Godefroy  I  S. 325:  Laon,  Langres,  Beauvais,  Noyon,  Chalons.  Die 
beiden  letzteren  sind  vielleicht  umzustellen.  Für  Heinrich  IV.  1594 
Godefroy  I  S.  371  bleibt  es  bei  der  Regel,  aber  mit  Stellvertretung: 
Monsieur  l'Evesque  de  Nantes,  qui  servez  pour  l'Evesque  Duc  de  Laon, 
presentez  vous  usw.  Für  Ludwig  XIII.  1610  Godefroy  I  S.  407  und  56. 
Für  Ludwig  XIV.,  XV.,  XVI.  Menin  S.  234,  236  Anmerkung;  Clausel 
de  Coussergues  S.  LXIXf.  [für  Ludwig  XIV.  mit  Repräsentation:  Laon 
(Beauvais),  Langres  (Chalons),  Beauvais  (Noyon),  Chalons  (Bourges), 
Noyon  (Rouen)];  Formule  für  Ludwig  XVI.,  S.  77  f. 
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Diese  paßt  aber  nicht  zu  1179,  auch  nicht  zum  ordo  von 
Sens1),  resp.  ins  14.  Jahrhundert,  sondern  allenfalls  zu  der 
Krönung  von  1484,  jedenfalls  aber  zu  den  Krönungen  seit 
1547.  So  konnte  also  Du  Tillet  S.  265  wohl  sagen:  (ius- 
ques)  „ä  present  observ6a.  Aber  noch  im  14.  Jahrhundert 
und  vorher  war  es  anders. 

§  6.    IV.   Der  Kanzler. 

Als  weiteren  Grund  für  seine  Zuweisung  des  fraglichen 
„ordo"  an  Ludwig  VII.  führt  Buchner  S.  378  die  Erwähnung 
des  Kanzlers  an.  „Gegen  eine  spätere  Datierung  spricht 
„aber  auch  vor  allem  ein  Umstand  —  meint  Buchner  — ,  den 
„man  bisher  gleichfalls  von  keiner  Seite  beachtet  hat:  in 
„dem  ordo  ist  der  Grand  Chancelier  de  France  —  wohl  zu 
„unterscheiden  von  der  Würde,  welche  der  Reimser  Erz- 
„bischof  als  summus  cancellarius  ehedem  innegehabt  —  er- 
„wähnt,  allerdings  mit  dem  Zusatz:  'wenn  er  dabei  ist'. 
„Durch  diesen  Zusatz  wird  zwar  die  Abwesenheit  des  Groß- 
„kanzlers  bei  der  Krönungsfeier  als  möglich  hingestellt  — 
„die  Existenz  des  Amtes  eines  'magnus  cancellarius  Franciae' 
„wird  aber  durchaus  nicht  in  Frage  gezogen,  wird  vielmehr 
„als  selbstvertändlich  angenommen.  Die  Stelle  des  Groß- 
„kanzlers  wurde  aber  in  Frankreich  seit  1185  unbe- 
setzt gelassen.  Die  auf  den  Großkanzler  bezügliche  Be- 
stimmung muß  also  vor  dieser  Zeit  entstanden  sein, 
„der  ordo  somit  noch  dem  12.  Jahrhundert  ange- 
hören." 

Auch  diese  Aufstellung  Buchners  bricht  völlig  zusammen. 
Es  handelt  sich  um  die  Stelle:  „le  Chancelier  de  France  s'il 
y  est,  sinon  ledit  Archeuesque 2)  appelle  .  .  .  les  Pairs  de 
France,  les  laiz  les  premiers,  puis  les  clers."  Die  Ordon- 
nanzen von  1223  und  1226  bezeichnen  denjenigen,  der  die 
Pares  beruft,  nicht  ausdrücklich.3)    Dagegen  bestimmen  der 

')  Wie  ich ,  Altfranzösische  Krönungsordnungen  S.  29  (resp.  Zeit- 
schr.  d.  Sav.- Stift.  XXX  S.  170)  irrtümlich  notiert  hatte.  Auch  die 
Pairsreihe  Laon,  Langres,  Beauvais,  Chälons,  Noyon,  die  Godefroy  I 
S.  30  in  die  Regierungszeit  Karls  V.,  environ  l'an  1370  verlegt,  gehört 
wohl  nicht  dahin,  —  wenn  nicht  auch  hier  Godefroy  eine  Korrektur 
vorgenommen  hat.  —  »)  Du  Tillet  S.  270 ;  Godefroy  I  S.  8.  -  •)  L  VIII, 
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ordo  von  Sens  und  der  von  1365:  „Post  istam  orationem 
convocantur  Pares  noraine  suo  a  cancellario  suo  si  presens 
est.  Sin  autem  ab  archiepiscopo  primo  laici  postea  cle- 
rici" l).  Offenbar  ist  also  der  Wortlaut  des  fraglichen  „ordoa 
direkt  oder  indirekt  hier  anzuknüpfen.  Auch  indirekt:  denn 
sämtliche  späteren  Krönungsordnungen  und  -beschreibungen 
lassen  hier  einen  Kanzler  auftreten.2) 

Damit  komme  ich  auch  noch  auf  einen  sachlichen  Fehler 
Buchners  zu  sprechen.  Es  ist  nicht  richtig,  zu  sagen:  „die 
Stelle  des  Großkanzlers  wurde  in  Frankreich  seit  1185  un- 
besetzt gelassen".  Das  steht  auch  nicht,  wie  Buchner  angibt, 
bei  A.  Luchaire,  Manuel  des  institutions  Francaises  S.  523. 
Gewiß  hat  Philipp  August  seit  1185  das  Amt  des  Kanz- 
lers (die  Bezeichnung  Großkanzler,  Grand  Chancelier  findet 
sich  weder  in  den  ordines,  auch  nicht  in  dem  „ordo  Lud- 
wigs VII.",  noch  bei  Luchaire)  unbesetzt  gelassen.  Es  ist 
aber  im  13.  Jahrhundert  für  einige  Jahre,  dann  im  14.  Jahr- 
hun4ert  für  fast  ein  halbes  Jahrtausend  wieder  reaktiviert 
worden.  Das  hätte  Buchner  bei  Luchaire,  den  er  zitiert, 
nicht  übersehen  dürfen.  Sagt  doch  Luchaire  nur  zwei  Zeilen 
weiter  nach  der  Erwähnung  der  Vakanz  „unter  der  Regie- 
rung Philipp  Augusts"  (!):  „Sous  Louis  VIII.  le  cancellariat 
fut  officiellement  retabli  .  .  .,  ...  en  1227  .  .  .  la  vacance 
de  la  chancellerie  devint  definitive".  Und  einige  Zeilen  weiter 
schildert  Luchaire  die  Wiederbelebung  des  Kanzleramts  zu 


Schreuer,  Krönungsordnungen  S.  40:  convocatis  ex  nomine  Paribus 
Regni .  .  .  Ebenso  L  IX,  Schreuer,  Rechtliche  Grundgedanken  S.  177, 
Krönungsordnungen  S.  49  f. 

J)  H.  Schreuer,  Krönungsordnungen  S.  49,  Anmerkung  4 — 6.  — 
*)  Vgl.  für  Karl  VIII.  1484  Godefroy  I  S.  201  f.:  Monseigneur  Messire 
Guillaume  de  Rochefort  Chevalier,  Docteur  en  Loix  et  en  Decret, 
Chancelier  de  France  illec  present,  appella  les  Pairs  .  .  Für  Franz  I. 
1515  Godefroy  I  S.  251  und  261.  Für  Heinrich  II.  1547  Godefroy  I 
S.  288.  Für  Karl  IX.  1561  Godefroy  I  S.  314.  Für  Heinrich  IV.  1594 
Godefroy  1  S.  370.  Für  Ludwig  XIII.  1610  Godefroy  I  S.  412  und  69. 
Für  Ludwig  XIV.,  XV.,  XVI.  Menin  S.  272  (le  Chancelier  de  France 
ou  celuy  qui  le  represente),  436  (für  Ludwig  XV.:  le  sieur  d'Arme- 
nonville,  Garde  des  Sceaux  de  France  representant  le  Chancelier); 
Clausel  de  Coussergues  S.  LX VIII  (le  chancelier  de  France  . . .  appela  . .  [en 
l'absence  du  chancelier,  l'archeveque  officiant  les  appelle])  FormuleS.77. 


22  Hans  Schreuer, 

Beginn  des  14.  Jahrhunderts.  Dies  und  vielleicht  auch,  daß 
Luchaire  in  dem  angegebenen  Buche  bloß  die  Periode  des 
Capetiens  directs  behandelt,  scheint  Buchner  hier  übersehen 
zu  haben.  Aber  —  um  nur  die  handlichsten  Handbücher 
zu  nennen  —  es  stand  ihm  doch  Viollet,  Esmein,  Holtzmann 
zu  Gebote !  Ja  selbst  die  Krönungsordnungen  bei  Godefroy, 
wie  ich  sie  oben  S.  21  Anm.  2  zusammengestellt  habe,  hätten 
ihm  doch  gerade  an  der  fraglichen  Stelle  das  jahrhunderte- 
lange Fortleben  des  totgesagten  Kanzlers  aufweisen  müssen ! 
Die  Erwähnung  des  Kanzlers  also  zwingt  keinesfalls  — 
wie  Buchner  meint  — ,  den  „ordo"  in  das  12.  Jahrhundert 
zu  datieren,  der  Textbefund  aber  weist  nicht  auf  das  1 3.  Jahr- 
hundert oder  vorher  hin,  sondern  auf  die  Zeit  vom  14.  Jahr- 
hundert an.  Also  auch  die  Stelle  vom  Kanzler  führt  gerade 
zu  dem  Resultat,  das  Buchner  damit  bekämpfen  will. 

§  7.    V.   Der  „Marschall". 

Ebenso  hinfallig  ist  die  weitere  Argumentation  Buchners 
S.  378  f.  aus  der  „Erwähnung  des  Marschalls".  Buchner 
meint,  der  ordo  müsse,  —  wegen  des  „Großkanzlers"  — 
dem  12.  Jahrhundert  angehören.  „Einen  Anhaltspunkt 
„für  die  nähere  Datierung  unseres  ordo  böte  —  wenn 
„wir  zunächst  von  der  Angabe  Du  Tillets  und  Godefroys 
„ganz  absehen  wollen1)  —  die  Erwähnung  des  Marschalls 
„und  zwar  die  bedingte  Erwähnung  desselben.  Sie  deutet 
„darauf  hin,  daß  der  ordo  in  einer  Zeit  abgefaßt  wurde,  da 
„gerade  das  Marschallamt  vakant  war,  und  so  die  Möglich- 
keit nahelag,  daß  der  König  bei  der  Krönung  keinen 
„Marschall  hatte.  Eine  solche  Vakanz  des  Marschall- 
„amtes  aber  kann  für  das  Jahr  1.171  konstatiert  werden. 
„Diesen  Zeitpunkt  möchte  ich  als  Abfassungsjahr  unserer 
„Krönungsordnung  annehmen". 

Hier  hat  Buchner  der  Titulatur  des  Würdenträgers  noch 
mehr  Gewalt  angetan.  Es  handelt  sich  hier  gar  nicht  um 
den  Marschall,  sondern  um  den  Connestable!  Die  Stelle  des 
angeblichen    „ordo  Ludwigs  VII."    lautet:    „ledit  Roy  . .  la 


*)  Damit  ist  gemeint  deren  Datierung  zu  1179. 
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(l'espee)  baille  au  Connestable  de  France,  s'il  en  a.ai) 
Buchner  zitiert  a.  0.  Anm.  6  die  Stelle,  beachtet  aber  gar 
nicht  die  Verschiedenheit  zwischen  dem  Wortlaut  in  seiner 
Anmerkung  und  in  seiner  Wiedergabe  im  Texte  dazu! 

In  Wirklichkeit  ergibt  aber  auch  hier  wieder  das  heran- 
gezogene Krönungsamt  eine  viel  spätere  Datierung,  als 
Buchner  sie  anstrebt.  Nach  den  Ordonnanzen  von  1223  und 
1226  gibt  der  König  das  Schwert  dem  Seneschall.2)  Ebenso 
im  14.  Jahrhundert  nach  dem  ordo  von  Sens  und  dem  von 
1365.  Hier  tritt  auch  die  Wendung  auf:  „si  seneschallum 
habuerit.  Sin  autem  cui  voluerit  de  baronibus."3)  Aber 
immer  noch  wird  als  Schwertträger  nicht  der  Connetable 
bezeichnet.  Hat  ja  doch  erst  im  14.  Jahrhundert  (Connetable 
Du  Guesclin  1370—1380)  dieser  Würdenträger  seine  Höhe 
erreicht,  in  der  er  jahrhundertelang  bekannt  ist.  In  den 
mir  vorliegenden  Krönungsordnungen  wird  der  Connetable 
seit  1515  ständig  geführt.4)  Vorher  wird  1461  und  1484 
ein  Marschall5)  genannt,  und  wiederholt  ist  es  ein  solcher, 

»)  Du  Tillet  S.  267,  Godefroy  I  S.  4.  —  2)  L  VIII,  Schreuer,  Krö- 
nungsordnungen S.  39  (Zeitschr.  d.  Sav. -Stift.  XXX  S.  180):  et  incon- 
tinenti  dare  Senescallo  Franeiae  ad  portandum  ante  se.  Ebenso  L  IX, 
Schreuer,  Rechtliche  Grundgedanken  S.  177,  Krönungsordnungen  S.  47 
(resp.  188).  —  s)  Schreuer,  Krönungsordnungen  S.  47  (resp.  188)  An- 
merkung 8.  —  *)  Für  Franz  I.  1515  Godefroy  I  S.  249:  bailla  ladite 
espee  au  Duc  de  Bourbon,  Connestable  de  France.  Für  Karl  IX.  1561 
Godefroy  I  S.  312:  Duc  de  Montmorency,  Connestable.  Für  Heinrich  IV. 
1594  Godefroy  I  S.  364:  au  lieu  de  Monsieur  le  Connestable  au  Sieur 
de  Matignon.  Für  Ludwig  XIII.  1610  Godefroy  I  S.  411 :  a  Monsieur 
le  Mareschal  de  la  Chastre ,  qui  tenoit  le  lieu  de  Connestable.  Der 
abstrakte  ordo  selbst  sagt,  Godefroy  I  S.  61 :  a  Monsieur  le  Connestable, 
ou  a  tel  autre  seigneur  qu'il  luy  piaist.  Ludwig  XIII.  hat  1627  das 
Amt  aufgehoben :  P.  Viollet,  Histoire  des  institutions  politiques  et  ad- 
ministratives de  la  France  II  1898  S.  117;  A.  Esmein,  Cours  elemen- 
taire  d'histoire  du  droit  francais  6  1903  S.  448;  R.  Holtzmann,  Fran- 
zösische Verfassungsgeschichte  1910  S.  325.  Trotzdem  hat  sich  in  der 
Formel  bei  der  Scbwertzeremonie  der  Krönungsfeier  die  Stelle  des 
Connetable  erhalten.  Vgl.  für  Ludwig  XIV.  1654  Clausel  de  Cousser- 
gues  S.  XXXIX.  Für  Ludwig  XV.  1722  Menin  S.262,  435.  Formule  S.  41. 
—  B)  Godefroy  I  198  (1484) :  Le  Roy  la  bailla  a  Monseigneur  Pierre  de 
Rohan,  Seigneur  de  Gie,  Mareschal  de  France.  Godefroy  1 175  (1461): 
Au  devant  de  la  table  du  Roy  estoit  le  Mareschal  de  France  tenant 
une  espee  nue  a  la  main.  Dies  fällt  regelmäßig  demjenigen  zu,  der 
auch  schon  in  der  Kirche  das  Krönungsschwert  zu  tragen  erhält. 
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der  die  Rolle  des  Connetable  bei  der  Krönung  übertragen 
erhält.1)  Jedenfalls  ergibt  sich  so  viel  mit  Sicherheit,  daß 
die  Stelle  des  „ordo  Ludwigs  VII.",  welche  die  Schwert- 
trägerschaft dem  Connetable,  und  nicht  etwa  dem  Seneschall 
zuweist,  die  Datierung  ins  12.  Jahrhundert  unbedingt 
verbietet,  vielmehr  eine  viel  spätere  Ansetzung  fordert. 
Mit  dem  Marschall  aber,  den  Buchner  hereingezogen 
hat,  ist  schlechterdings  nichts  anzufangen.  Er  kommt 
in  dem  „ordou  gar  nicht  vor. 

§  8.    VI.    Der  Kämmerer. 

Hier  möchte  ich  noch  eine  weitere  Würde  nennen, 
deren  Erscheinungsform  im  „ordo  Ludwigs  VII"  auf  eine 
viel  spätere  Zeit  hinweist.  Buchner  hat  sie  nicht  heran- 
gezogen.    Ich  meine  den  Kämmerer. 

Die  ordines  von  1223  und  1226  sprechen  vom  Camerarius 
Franciae.2)  Das  war  ja  auch  der  alte  Titel  dieses  Groß- 
würdenträgers.3) Auch  die  französische  Wiedergabe  des 
ordo  Ludwigs  IX.  in  dem  Krönungsbuch  Karls  V.  hält  an 
dieser  Bezeichnung  —  chamberiers  —  fest4),  ebenso  wie  der 
ordo  von  Sens  (1.4.  Jahrhundert)  und  der  Karls  V.  (1365). 5) 
Seit  dem  Ende  des  15.,  besonders  aber  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert heißt  es  in  den  Krönungsbeschreibungen  und  -Ord- 
nungen immer  Grand  Chambellan,  premier  Chambellan. 6) 


!)  Vgl.  oben  S.  24  Anm.  4  namentlich  zu  1610,  wohl  auch  1594 
und  seit  Ludwig  XIV.  —  *)  H.  Schreuer,  Krönungsordnungen  S.  39, 
Zeitschr.  d.  Sav.-Stift.  XXX  S.  180:  a  magno  Camerario  Franciae  Regi 
dictae  caligae  calceantur;  S.  40  (resp.  181):  a  Camerario  Franciae  in- 
duitur  tunica  iacintina  .  .  für  Ludwig  VIII.  Ebenso  für  Ludwig  IX. 
H.  Schreuer,  Rechtliche  Grundgedanken  S.  176  f.  und  177;  ferner  Krö- 
nungsordnungen S.  47:  li  grans  chamberiers  de  France  chancera  .  ., 
S.  49:  li  chamberiers  de  France  li  doit  vestir  ...  —  s)  Vgl.  P.  Viollet, 
Institutions  politiques  II  1898  S.  123  f.  A.  Esmein,  Cours  elementaire 
1903  S.  444;  R.  Holtzmann,  Französische  Verfassungsgeschichte  1910 
S.  134.  —  *)  S.  oben  Anm.  2  a.  E.  —  B)  Martene  II  Sp.  623 f.,  628; 
Dewick  Sp.  21,  30.  —  6)  Für  Karl  VIII.  1484  Godefroy  I  S.  197:  Ledit 
Comte  de  Dinois,  comme  grand  ou  premier  Chambellan  de  France, 
und  ebenso  S.  200.  Für  Franz  I.  1515  Godefroy  I  S.  248  f.:  le  Duc  de 
Longueville  grand  Chambellan  de  France  chaussa,  und  ebenso  S.  250. 
Für  Karl  IX.  1561  Godefroy  I  S.  313.   Für  Heinrich  IV.  1594  Godefroy  I 
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Das  ist  keine  bloße  Äußerlichkeit.  Es  entspricht  einem 
Wandel,  der  auch  hier  in  den  tatsächlichen  Verhältnissen 
eingetreten  war.  Schon  seit  Ludwig  IX.  tritt  in  die  prak- 
tischen Funktionen  ein  der  erste  der  bisherigen  Unterbeamten, 
der  premier  chambellan,  der  grand  chambellan.  Der  alte 
grand  Chamberier  bleibt  nur  noch  als  hohes  Ehrenamt  er- 
halten:1) Als  solches  kann  es  natürlich  auch  noch  bei  der 
Krönungsfeier  zum  altehrwürdigen  Dienste  berufen.  Aber 
immer  mehr  drängt  sich  der  grand  chambellan  auch  in  die 
feierlichen  Solemnitätshandlungen  ein.  Im  1.6.  Jahrhundert 
hat  er  den  Chambrier  erdrückt:  Franz  I.  hat  1545  dieses 
Amt  ganz  aufgehoben.2)  Nun  bleibt  nur  noch  der  grand 
chambellan,  bis  1789,  übrig. 

Die  Textentwicklung  der  ordines,  wie  die  materielle 
Entwicklung  des  Amtes  selbst  müßten  also  für  einen  „ordo 
Ludwigs  VII."  einen  Camerarius,  Chamberier  erwarten  lassen. 
Der  „ordo"  aber,  den  Buchner  diesem  Könige  zuweisen  will, 
hat  nicht  einen  chambrier,  sondern  ausnahmslos  den  Cham- 
bellan.3) Auch  dies  bietet  also  wieder  einen  Beleg  gegen 
frühe  und  für  späte  Entstehungszeit. 

§  9.  VII.  Die  Krönungskirche. 
Ebenso  willkürlich  und  verfehlt  wie  an  sich  unschlüssig 
ist  auch  Buchners  Argumentation  aus  dem  Orte  der  Krö- 
nung, der  Krönungskirche.  Nach  Buchner  S.  381  f.  sollte  die 
Krönung  zufolge  des  „ordo  Ludwigs  VII."  in  der  Kirche 
S.  Denis  zu  Reims  stattfinden.4)     „Das  ist  nun  sehr  bemer- 

S.  363,  368.  Für  Ludwig  XIII.  1610  Godefroy  I  S.  409,  411.  412.  Für 
Ludwig  XIV.,  XV.,  XVI.  Menin  S.  268;  Clausel  de  Coussergues  S.  XXXV 
Formule  37,  67. 

*)  P.  Viollet,  Institutions  politiques.  II  S.  124.  A.  Esmein,  Cours  ele- 
mentaireS.  44;  A.  Holtzmann,  Französische  Verfassungsgeschichte  S.200; 
Die  Bezeichnung  grand  chambellan  kommt  erst  seit  dem  XV.  Jahr- 
hundert vor;  Viollet  a.  0.  S.  124  Anm.  2.  —  *)  P.  Viollet  II  S.  128  f.; 
R.  Holtzmann  S.  324.  —  »)  Du  Tillet  S.  266  und  269,  Godefroy  I  S.  3 
und  7:  le  Grand  Chambellan  de  France.  —  *)  Buchner  bemerkt  hier 
S.  381  Anm.  2:  „Vgl.  Zeck  in  Wetzer  und  Weites  Kirchenlexikon  X2 
1048  und  Andreas  Schmid  ebd.  1 2  765;  R.  P.  Dom  Gu.  Marlot . . .  1695". 
Die  Anmerkung  ist  wohl  nur  aus  Versehen  hierher  geraten.  Die  zitierten 
Stellen  behandeln  die  Ampulla,  das  Remigiuskloster  u.  dgl.,  Marlot  auch 
die  Dionysiuskirche,  keineswegs  aber  eine  Krönung  darin. 
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„kenswert.  Bekanntlich  gilt  nicht  S.  Denis  in  Reims  als 
„Krönungskirche,  sondern  die  Marienkirche.  Seit  1212  be- 
„gann  man  den  Neubau  der  Reimser  Hauptkirche,  der 
„berühmten  Kathedrale  Notre  Dame.  Zur  Zeit  Ludwigs  VII. 
„bestand  diese  also  noch  nicht.  An  ihrer  Stelle  stand 
„damals  vielmehr  noch  die  alte,  wohl  in  Form  einer  Basi- 
lika erbaute  Kathedrale,  welche  aus  dem  9.  Jahrhundert 
„herrührte  und  die  dann  1211  abbrannte."  Hier  müßte 
man  denn  doch  sagen:  Wenn  die  alte  Kathedrale  erst  1211 
abbrannte,  dann  war  sie  1171  oder  1179  unversehrt,  dann 
war  sie  damals  die  gegebene  Krönungskirche.  Buchners 
Argumentation  weist  also  geradezu  weg  von  1171 
oder  1179.  Freilich  meint  Buchner  noch  a.  0.  S.  381f.: 
„Andererseits  hatte  damals  die  Kirche  des  hl.  Diony- 
„sius,  die  in  der  zweiten  Hälfte  des  11.  Jahrhunderts  durch 
„Erzbischof  Gervasius  neu  errichtet  worden  war,  ein  noch 
„nicht  sehr  hohes  Alter.  Sie  mochte  für  die  bevorstehende 
„Krönungsfeier  besser  geeignet  erscheinen,  als  die  alte 
„Reimser  Hauptkirche  und  daher  auch  in  unserm  ordo  als 
„Krönungskirche  in  Aussicht  genommen  werden."  Das  ist 
aber  eine  ganz  willkürliche  Vermutung.  Methodisch  wird 
man  doch  zunächst  daran  festhalten  müssen,  daß  die  alte 
Kathedfalkirche  ausreichte.  Sie  ist  auch  1211,  also  vierzig 
Jahre  nach  dem  kritischen  Zeitpunkt,  nicht  etwa  wegen  Un- 
zulänglichkeit abgebrochen  worden,  sondern  verbrannt.  Zu 
alledem  kommt  aber,  daß  Philipp  II.  August  nach  dem 
Berichte  eines  Zeitgenossen  wirklich  in  der  Kathedral- 
kirche von  Reims  gekrönt  worden  ist.  Benedikt,  Abt  von 
Peterborough  (f  1 193/4)1)  und  nach  ihm  Roger  von  Hoveden 
(f  1201/12)  berichten  ausdrücklich:  In  ipsa  die  omnium 
Sanctorum  Willelmus  Archiepiscopus  Remensis  .  .  .  praefatum 
Philippum  ...  in  Regem  consecravit  Remis  in  ecclesia 
Sedis  Pontificalis.  Das  kann  nur  die  Reimser  Kathedral- 
kirche   bedeuten.2)     Es    muß    daher    auch    hier   wieder   die 


*)  Vita  Henrici  II  Angliae  regis,  Recueil  des  historiens  des  Gaules 
et  de  la  France  (H.  F.)  XIII  S.  181;  richtiger  gesagt  der  Verfasser  der 
Gesta  Henrici  II  et  Rkardi  I,  MG.  SS.  XXVII  S.81,  99.  —  •)  Auch 
Alexander  Cavtellieri,  Philipp  II.  August,  König  von  Frankreich,  I.  Bd. 
1899—1900,  S.43  spricht  glattweg  von  der  Kathedrale  als  Krönüngskirche. 
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Schlußfolgerung  Buchners  S.  382:  „Auch  der  in  unserm 
„ordo  erwähnte  Schauplatz  der  Krönungsfeier  paßt  also 
„vortrefflich  für  die  Regierungszeit  Ludwigs  VII.. 
„paßt  vollständig  zu  all  unsern  bisher  gemachten  Wahr- 
nehmungen, die  uns  die  Authentizität  des  ordo  völlig 
„sicherten",  in  sein  direktes  Gegenteil  verkehrt  werden. 

Ja  noch  mehr.  Man  kann  auch  hier  wieder  sagen,  daß 
die  von  Buchner  herangezogene  Stelle  des  „ordo"  resp.  die 
fragliche  Situation  nicht  nur  seine  Schlußfolgerung  aus- 
schließe, sondern  auch  positiv  den  „ordo"  in  eine  viel 
spätere  Zeit  verweise.  Die  Ordonnanz  von  1223  nennt 
die  Krönungskirche  nicht.  Man  mag  ja  auch  politische 
Gründe  gegen  eine  Festlegung  gehabt  haben.  Aber  da  die 
Krönung  doch  auch  nach  der  Ordonnanz  von  1223  in  Reims  in 
Aussicht  genommen  ist x),  treten  diese  hier  zurück.  Dafür  fällt 
dann  der  Umstand  mehr  auf,  daß  die  Kathedralkirche  1210 
oder  121 1  abgebrannt2)  und  der  alsbald  in  Angriff  genommene 
Neubau  nur  langsam  vorwärtsschritt.  Nach  sachverstän- 
diger Äußerung 3)  ist  man  noch  1230  nicht  über  die  unteren 


*)  Ordo  Ludwigs  VIII.  bei  H.  Schreuer,  Altfranzösische  Krönungs- 
ordnungen S.  38  (Zeitschr.  d.  Sav.  -  Stift.  XXX  S.  179):  Quae  omnia 
Abbas  Sancti  Dionysii  in  Francia  de  Monasterio  suo  debet  Remis  äp- 
portare  ...  —  2)  Chronica  Albrici  raonachi  Trium  Fontium  MG  SS  XXIII, 
S.  892:  Anno  1211  .  . .  Ecclesia  beate  Marie  Remensis  .  . .  combusta  est 
per  negligentiam ,  sed  cum  industria  maxima  per  annos  20  mirabili 
opere  restauratur.  Dazu  Ann.  S.  Nicasii  Remenses  1210,  1211  MG  SS 
XIII  85;  Ann.  Elnonenses  maiores  1210  MG  SS  V  16;  Gallia  Christiana 
IX  104.  —  3)  Nach  Viollet-le-Duc,  Dictionnaire  raisonne  de  l'architcc- 
ture  francaise  du  XI.  au  XVI.  siecle  IL  Bd.  S.  315  ist  die  Kirche  1211 
abgebrannt,  und  ist  1212  der  Grundstein  für  den  Neubau  gelegt  worden. 
Daselbst  II  321  heißt  es:  II  n'est  pas  surprenant  donc,  que  ces  enormes 
constructions ,  quelle  que  fut  l'activitö  apportee  a  leur  execution,  ne 
fussent  pas,  en  1230  .  .  elevees  au-dessus  des  voütes  basses  .  .  .  Vgl. 
noch  R.  Adamy,  Architektonik  des  gotischen  Stils  II,  1889,  S.  138. 
F.  Kugler,  Geschichte  der  Baukunst  III,  1859  S.  58.  Nach  A.  Ammann 
in  der  Vorrede  zu  P.  Simon,  La  grande  rose  de  la  cathedrale  de  Reims, 
Reims  1911,  ist  der  erste  Stein  schon  am  6.  Mai  1211  gelegt  worden. 
Nach  Marlot  a.  0.  III  517  f.  wäre  die  Kirche  schon  1210  abgebrannt, 
der  Wiederaufbau  1211  begonnen,  aber  trotz  eines  Berichtes,  der  den 
Abschluß  zu  1215  angibt,  erst  1241  beendet.  Vgl.  hierzu  noch  unten 
S.  32  Anmerkung  4. 
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Gewölbe  hinausgewesen.  Ob  wohl  diese  baulichen  Zu- 
stände die  Krönungsordnung  freilich  zu  ihrer  Zeit  beein- 
flußt haben? 

Auch  die  Ordonnanz  von  1226  nennt  wenigstens  direkt 
die  Krönungskirche  nicht.  Sie  spricht  immer  nur  von  ecclesia 
und  schließt  sich  also  insofern  an  die  von  1223  an.  Sie 
enthält  aber  noch  einen  Zusatz.1)  Der  lateinische  Text  einer 
Handschrift  von  ca.  1 274 2)  sagt:  „Inter  primain  et  terciam  debent 


*)  Auch  hier  hätte  es  Buchner  auffallen  müssen,  daß  der  Zusatz 
sich  wohl  1226,  nicht  aber  1223  findet,  so  daß  man  sich  fragen  müßte, 
warum  er  da  weggefallen  wäre,  wenn  er  1171  oder  1179  schon  be- 
standen hätte.  —  *)  Vgl,  H.  Schreuer,  Die  rechtlichen  Grundgedanken 
der  französischen  Königskrönung,  1911  S.  174,  und  (speziell  den  Zusatz) 
daselbst  S.  175  f.  Das  oben  klein  Gedruckte  findet  sich  —  ganz  gering- 
fügige Verschiedenheiten  bleiben  hier  unberücksichtigt  —  schon  im 
ordo  von  1223.  Alles  andere  ist  diesem  gegenüber  ein  Plus.  Dieses 
lautet  in  der  französischen  Version  aus  dem  Krönungsbuche  von  1365, 
H.  Schreuer,  Altfranzösische  Krönungsordnungon  S.  45  (Zeitschr.  d.  Sav.- 
Stift.  XXX  S.  186):  Et  quant  il  vendront  a  leglise  saint  denis,  ou  se  il 
convenoit  miex  pour  la  presse  se  estoit  trop  grant,  iusques  a  la  porte 
greigneur  de  leglise.  li  arcevesques  doit  aller  encontre.  et  avec  lui  li 
autres  arcevesques  et  les  evesques,  et  les  chanoines  se  ce  se  puet  faire. 
Et  se  ce  ne  puet  estre  fait  pour  la  grant  presse  qui  seroit  dehors. 
alassent  avecques  lui  aueuns  des  evesques  et  des  barons.  Adonques 
li  arcevesques  doit  prendre  lampole  de  la  main  de  labbe.  Et  si  li 
doit  promettre  en  bonne  foy  que  il  li  rendra.  Et  en  celle  maniere  li 
arcevesques  doit  porter  ycelle  ampole  a  lautel  o  grant  reverence  du 
peuple.  Et  le  doit  aecompaignier  li  abbes  avec  aueuns  de  ses  moines. 
Et  les  autres  doivent  attendre  tant  que  tout  soit  parfait.  Et  donques 
la  sainte  ampole  sera  raportee  ou  en  leglise  saint  denys  ou  en  la  cha- 
pele  saint  nicolas.  Diese  Version  stimmt  im  ganzen  wörtlich  mit  dem 
lateinischen  Text  überein.  Da  aber  dieser  Schwierigkeiten  bietet,  drucke 
ich  sie  hier  auch  noch  ab.  Die  Verwertung  erfolgt  weiter  unten  S.  29  ff". 
Fast  wörtlich  ebenso  lautet  der  Text  bei  P.  Varin,  Archives  admini- 
stratives de  la  ville  de  Reims  (Collection  de  documents  in£dit§_  sur 
l'histoire  de  France,  Premiere  sene)  II  1  (1843)  S.  528.  Insbesondere 
am  Schlüsse  heißt  es:  „et  les  autres  doivent  actendre  tant  que  tout 
soit  parfait;  et  donc  la  s.  ampole  sera  raportee  ou  en  Teglise  de  S.  Denis 
ou  en  la  chapelle  S.  Nicolas.  Auch  Godefroy  I  S.  27  hat:  doivent 
attendre  tant  que  tout  soit  parfaict:  Et  doneques  la  S.  A.  usw.  Da- 
gegen bietet  er  —  und  das  ist  für  seine  Editionstechnik  bezeichnend  — 
den  vorangehenden  Passus  also:  Et  quand  ils  viendront  a  l'Eglise  de 
Reins,  ou  se  il  convenoit  mieux  .  .  .  iusques  ä  la  porte  grigneur  de 
l'Eglise  .  .  .     Danach   ist   also   Station   für   die  Ampulla   nicht   mehr 
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„venire  monachi  Sancti  Remigii  processionaliter  cum  crucibus  et 
„cereis  cum  sacrosancta  ampulla,  quam  debet  abbas  reverentissime 
„deferre  sub  cortina  serica  IIIIor  perticis  a  IIIIor  monachis  albis 
„indutis  sublevata;  et  cum  venerit  ad  ecclesiam  Beati  Dyo- 
nisii, vel,  si  magis  oportuerit  propter  turbam  compri- 
„mentem,  usque  ad  maiorem  ianuam  ecclesie,  debet  archi- 
„episcopus  cum  ceteris  archiepiscopis  et  episcopis,  nee  non  et 
„canonicis,  si  fieri  potest,  oecurrere;  vel,  si  magis  oportuerit 
„fieri  propter  multitudinem  turbe  exterius  comprimentis, 
„saltem  cum  aliquibus  de  episcopis  et  baronibus,  et  eam  de 
„manu  abbatis,  cum  pollicitatione  de  reddendo  bona  fide; 
„suseipere  et  sie  ad  altare  cum  magna  populi  reverencia 
„deferre,  abbate  et  aliquibus  de  monachis  pariter  comitando 
„ceteris  exspeetantibus  donec  omnia  perfecta  fuerint  et  sacro- 
„saneta  ampulla  referatur  sive  in  ecclesiam  Beati  Dyonisii 
„sive  in  capella  Beati  Nicholai."  Die  Stelle  leidet  nicht  an 
übermäßiger  Klarheit  und  es  ist  schließlich  nicht  unmöglich, 
aus  ihr  die  Kirche  des  heiligen  Dionysius  (Reims)  als  Krö- 
nungstätte herauszulesen,  wie  Buchner  dies  getan  hat.  Aber 
zwingend  ist  dies  nicht.  Nirgends  ist  direkt  gesagt,  daß  die 
Krönung  in  dieser  Kirche  stattfinde.  Unzweideutig  ist  nur 
gesagt,  daß  der  Abt  die  Ampulla  bis  zur  Dionysius- 
kirche  bringen  solle.  Schon  die  zweite  Erwähnung  dieser 
Kirche  läßt  aber  Zweifel  zu:  Entweder  sollen  die  Mönche  in 
der  Dionysiuskirche  resp.  allenfalls  in  der  Nikolauskapelle 
warten,  bis  die  Festlichkeit  vorüber  ist  und  die  Ampulla 
zurückgetragen  wird ;  oder  sie  sollen  warten,  bis  die  Ampulla 
nach  Schluß  der  Festlichkeit  in  die  Dionysiuskirche  resp. 
allenfalls  in  die  Nikolauskapelle  zurückgebracht  wird.1)  Darin 

S.  Denis,  sondern  das  Portal  der  Kathedrale.  Offenbar  hat  hier  Gode- 
froy  den  Text  seiner  eigenen  Zeit  entsprechend  abgeändert.  Im  sieb- 
zehnten Jahrhundert  ist  S.  Denis  nicht  mehr  Station  für  die  Ampulla, 
sondern  nur  noch  Warteraum  für  die  Mönchsschar. 

')  Der  lateinische  Text  spricht  eher  für  die  zweite  Konstruktion ; 
namentlich  die  Wortstellung  und  der  Akkusativ  „in  ecclesiam",  neben  dem 
„capella"  einfach  durch  Weglassung  des  Kürzungszeichens  für  „m"  erklärt 
werden  könnte.  Die  altfranzösische  Version,  auch  bei  Godefroy  a.  0.,  spricht 
schon  durch  die  Interpunktion  ganz  entschieden  hierfür.  Unmöglich  ist 
aber  auch  die  Konstruktion:  „exspeetantibus  in  ecclesia(m)  B.  Dyonisii" 
nicht.  Die  späteren  Ordines,  so  schon  der  von  Sens  (14.  Jahrhundert)  und 
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liegt  sachlich  keine  große  Verschiedenheit,  und  für  den,  der 
die  Vorschrift  praktisch  ausführen  soll,  ist  es  leicht,  beide 
Interpretationen  miteinander  zu  verbinden:  die  Mönche 
warten  in  der  Dionysiuskirche  bzw.  in  der  Nikolauskapelle, 
bis  die  Ampulla  nach  Schluß  der  Festlichkeit  auf  dem  Heim- 
wege bei  ihnen  dort  anlangt.  Bei  alledem  handelt  es  sich 
aber  immer  nur  um  die  Ampulla,  nicht  um  die  Krönung 
selbst.  Ja  es  liegt  ziemlich  nahe,  anzunehmen,  daß  die 
Krönung  selbst  nicht  in  der  Dionysiuskirche  statt- 
findet. Die  Krönungskirche  heißt  in  dem  ordo  bisher  stets 
nur  ecclesia.  Offenbar  hielt  man  eine  genauere  Bezeichnung 
für  ganz  überflüssig.  Wenn  nun  bei  der  Angabe  für  den 
Weg  der  Ampulla  plötzlich  die  Dionysiuskirche  genannt 
wird,  so  bedeutet  das  sichtlich,  daß  nun  eine  besondere 
Kirche,  also  nicht  die  Krönungskirche  gemeint  sei,  daß  die 
Übergabe  der  Ampulla  nicht  in  oder  an  der  Krö- 
nungskirche, sondern  schon  in  oder  an  der  Diony- 
siuskirche erfolge.  Noch  deutlicher  wirkt  der  Schluß  der 
Bestimmungen  über  die  Ampulla:  exspectantibus  donec  .  .  . 
ampulla  referatur  sive  in  ecclesiam  Beati  Dionysii  sive  in 
capella  Beati  Nicholai.  Die  Mönche,  die  in  ihrer  großen 
Schar  die  Ampulla  zum  Altar  (der  Krönungskirche)  nicht 
begleiten  dürfen,  sollen  in  der  Dionysiuskirche  oder  in  der 
Nikolauskapelle  warten.  Schon  rein  sprachlich  hat  man  den 
Eindruck,  daß  die  Dionysiuskirche,  die  hier  als  Warteraum 
expresse  genannt  ist  —  neben  der  außerhalb  der  Kathedrale 
und  außerhalb  der  Dionysiuskirche  gelegenen  Nikolaus- 
kapelle — ,  etwas  anderes  sein  soll,  als  die  Krönungskirche. 
Auch  die  sachlichen  Erwägungen  sprechen  in  diesem  Sinne. 
Die  Mönche  sollen  in  der  Dionysiuskirche  warten,  —  offen- 
erer von  1365  disponieren  in  diesem  Sinn,  aber  sie  stellen  die  Worte  um: 
debent  expeetare  in  ecclesia  B.  Dionysii.  Vgl.  unten  S.  34.  Will  man 
aus  dem  gegebenen  Material  Schlüsse  ziehen  —  und  das  ist  vielleicht 
zulässig  —  so  kann  man  annehmen,  daß  die  französische  Version  die 
Auffassung  des  alten  lateinischen  ordo  wiedergibt,  daß  man  aber  später 
eine  Umkonstruktion  nicht  nur  der  Worte,  sondern  auch  des  Inhalts 
vorgenommen  hat.  Das  Ende  der  Entwicklung  ist  ja  doch,  daß  die 
Dionysiuskirche  bloß  als  Warteraum  für  die  Mönchsschar  in  Betracht 
kommt,  da  die  Ampulla  schließlich  nicht  an  die  Dionysiuskirche,  sondern 
an  die  Kathedralkirche  gebracht  wird.    Vgl.  unten. 
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bar  weil  sie  in  die  Krönungskirche  nicht  hineinkönnen. 
Darum  soll  ja  auch  nur  der  Abt  mit  wenigen  die  Ampulla 
(zum  Altare  der  Krönungskirche)  begleiten,  weil  eben  in  der 
Krönungskirche  kein  Platz  ist.  Ganz  schlagend  wird  die 
Ausdrucksweise,  wenn  man  den  Passus  dahin  konstruiert: 
donec  ampulla  referatur  sive  in.  ecclesiam  B.  Dyonisii  sive 
in  capella  B.  Nicholai.  Wird  die  Ampulla  in  die  Dionysius- 
kirche  erst  zurückgebracht,  so  ist  diese  eben  nicht  die 
Krönungskirche.  Die  Ampulla  wird  aus  der  Krönungs- 
kirche in  die  Dionysiuskirche  gebracht,  wo  die 
Mönche  sie  erwarten. 

Auch  noch  eine  andere  Wendung  scheint  darauf  hinzu- 
deuten, daß  es  sich  um  zweierlei  Kirchen  handelt.  Wenn 
die  Ampulla  ad  ecclesiam  Beati  Dyonisii  angelangt  ist,  debet 
archiepiscopus  cum  ceteris  archiepiscopis  et  episcopis,  nee 
non  et  canonicis,  si  fieri  potest  oecurrere;  vel  si  magis  opor- 
tuerit  fieri  propter  multitudinem  turbe  exterius  comprimen- 
tis  saltem  cum  aliquibus  de  episcopis  et  baronibus  et  eam 
de  manu  abbatis,  cum  pollicitatione  de  reddendo  bona  fide 
suseipere.  Offenbar  soll  der  Erzbischof  den  Weg  von  der 
Kathedrale  (Krönungskirche)  nach  der  Dionysiuskirche 
machen:  mit  großer,  falls  aber  das  Gedränge  draußen  zu 
stark  wäre,  mit  kleinerer  Assistenz.  Wäre  die  Dionysius- 
kirche schon  die  Krönungskirche,  so  käme  die  turba  exterius 
comprimens  gar  nicht  mehr  in  Betracht.  Der  Erzbischof 
bliebe  in  der  Kirche  und  brauchte  wegen  der  draußen  sich 
drängenden  Menge  nicht  die  Schar  seiner  Begleiter  auf  wenige 
Personen  einzuschränken. 

Auch  historische  Nachrichten,  wie  ich  sie  flüchtig  meinen 
Papieren  ohne  besondere  Nachforschungen  anzustellen  ent- 
nehme, scheinen  darauf  hinzuweisen,  daß  die  Krönung  von 
1 226  in  der  Kathedralkirche  vorgenommen  worden  ist.  Des- 
gleichen auch  die  von  1223.  So  die  gleichzeitige  Chronik 
von  Tours,  H.  F.  XVIII  S.  304:  Ludowicus  (VIII.)  . .  in  Re- 
mensi  ecclesia  a  Guillelmo  Remensi  archiepiscopo  . . .  coro- 
natur  und  eine  Aufzeichnung  im  Auftrage  des  Grafen  A.  von 
Toulouse,  Bruders  des  h.  Ludwig,  H.  F.  XVII  S.  432:  Li  ba- 
rons  .  .  .  firent  coroner  son  ainzne  fil  Loeys  (IX.),  qui  fu 
sacrez  et  enoinz  en  l'eglise  de  Rains.     Die  ecclesia  Remensis, 
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eglise  de  Rains,  in  der  die  Krönung  stattfindet,  darf  doch 
wohl,  da  eine  nähere  Bezeichnung  nicht  gemacht  ist,  zunächst 
nur  als  die  Kathedralkirche  gedeutet  werden.1) 

Da  nun  der  Wiederaufbau  der  1211  abgebrannten  Kathe- 
drale gleich  1212  einsetzte2),  ist  es  sehr  leicht  möglich,  daß 
der  Chor,  in  dem  die  Krönungen  stattfanden,  nach  11  Bau- 
jahren weit  genug  gediehen  war,  um  für  die  Krönungsfeier 
benutzt  werden  zu  können.  Aus  der  sofortigen  Inangriff- 
nahme des  Neubaues  sieht  man  doch  eine  gewisse  Eile.3) 
Auch  mußte  wohl  dem  Erzbischof  —  und  vielleicht  auch  der 
Krone  —  daran  gelegen  sein,  daß  die  Krönung  womöglich  an 
der  historischen  Stätte  stattfinde,  um  der  Gefahr  einer  Los- 
lösung von  Reims  resp.  dem  Einwände  eines  Formmangels 
vorzubeugen.  Tatsächlich  ist  auch  am  18.  Oktober  1215  bereits 
ein  Teil  des  Baues  geweiht  worden,  wenn  auch  erst  1241 
die  ganze  Apsis  dem  regelmäßigen  Chordienst  übergeben 
wurde.4) 

Aber  es  hat  noch  lange  gedauert  bis  die  Kirche  fertig- 
gestellt war.  Damit  erklärt  es  sich  dann  leicht,  daß  man 
der  Mönchsschar  nicht  in  die  Kirche  Einlaß  gewährte,  sondern 
sie  bei  S.  Denis  oder  S.  Nikolaus  warten  ließ.  Auch  die 
besondere  Bedachtnahme  auf  die  sich  draußen  drängende 
Menge  mag  damit  zusammenhängen.  Vielleicht  spielt  noch 
ein  zweites  Moment  mit  hinein,  das  die  Einfügung  des  Zu- 
satzes anläßlich  der  Krönung  Ludwigs  IX.  ganz  besonders 
motivieren  würde.     Diese  Krönung  erfolgte  mit  ziemlicher 


*)  Ohne  Bedenken  verlegt  auch  A.  Gösset  S.  9,  10  diese  Krönungen 
in  die  Kathedrale.  Ebenso  Dehio  und  v.  Bezold  unten  Anm.  4.  Gallia 
Christiana  IX  Sp.  107.  —  *)  Vgl.  einige  eilig  zusammengeraffte  Daten 
oben  S.  27  Anm.  2,  3.  —  s)  Auch  die  Bemerkung  Albericbs  (oben  S.  27 
Anm.  2)  spricht  von  industria  maxima  und  die  von  Viollet-le-Due 
a.  0.  von  Eile  (activite").  —  *)  Vgl.  Alph.  Gösset,  La  cathedrale  de  Reims 
1894  S.  4  und  10.  Das  ältere  Werk  von  Ch.  Cerf,  Histoire  et  description 
de  Notre-Dame  de  Reims  1861  konnte  ich  mir  nicht  beschaffen.  Nach 
G.  Dehio  und  G.  v.  Bezold,  Die  kirchliche  Baukunst  des  Abendlandes 
II  1,  1898,  S.  108  ist  die  alte  Kathedrale  1210  abgebrannt;  1215 
wurde  der  Chor,  obgleich  noch  lange  nicht  vollendet,  ein- 
geweiht; 1223  und  1226  fanden  dort  die  Krönungen  Lud- 
wigs VIII.  und  IX.  statt;  1241  nahm  das  Kapitel  von  der  ganzen 
Kirche  feierlich  Besitz.    Zu  1215  noch  Gallia  Christiana  IX  Sp.  104. 
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Hast  und  unter  bedenklichen  Umständen. x)  Die  mächtigsten 
Kronvasallen  wollten  sie  hindern.  Darum  wurde  auch  schon 
am  Yorabende  des  Krönungstages  die  Kirche  unter  besondere 
Bewachung  von  königlichen  Wächtern  gestellt,  die  nur  in 
besonderen  Fällen  Einlaß  gewähren  sollten. 2)  Dadurch  wird 
natürlich  das  Drängen  der  Menge  draußen  noch  gesteigert. 
Die  Befürchtung  etwaiger  Störungen  erklärt  es  dann  auch, 
wenn  gerade  die  Krönungsordnung  von  1226  auf  dieses 
Drängen  besonders  Bedacht  nimmt. 

Ein  Blick  auf  die  spätere  Entwicklung  bekräftigt 
diese  Aufstellungen. 

Der  fragliche  Passus  hat  im  Laufe  der  Zeit  Verände- 
rungen erfahren.  Nachweislich  hat  man  bereits  im  14.  Jahr- 
hundert daran  Redaktionen  vorgenommen.  Schon  der  ordo 
von  Sens  und  darauf  der  ordo  von  1365 3)  haben  einige  und 
darunter  beachtenswerte  Varianten.  Sie  bieten  die  folgende 
Formulierung4):  Rex  autem  debet  mittere  de  baronibus 
qui  eam  (die  Ampulla)  secure  conducant.  Et  cum  vene- 
rint  ad  ecclesiam  B.  Dionysii  vel 5)  usque  ad  maiorem  ianuam 
ecclesiae,  propter  turbam  comprimentem 6)  debet  archiepi- 
scopus  cum  ceteris  archiepiscopis  et  episcopis,  baronibus, 
nee  non  et  canonicis  si  fieri  potest,  oecurrere  s.  ampullae7), 

*)  Vgl.  H.  Schreuer,  Alfcfranzösische  Krönungsordnungen  S.  21  ff. 
(Zeitschr.  d.  Sav.-Stiffc.  XXX  S.  162  ff.).  —  2)  Ordo  von  1226,  H.  Schreuer, 
Rechtliche  Grundgedanken  S.  175:  Sabbato  precedente  diera  dominicam 
in  qua  rex  est  consecrandus  .  .  post  completorium  completum  committi- 
tur  ecclesie  custodia  custodibus  a  rege  deputatis  cum  propriis  custo- 
dibus  ecclesie  .  .  Cum  autem  pulsatur  ad  matutinas,  debent  esse  parati 
custodes  regis  introitum  ecclesie  observantes,  qui,  aliis  aditibus  ecclesie 
obseratis  firmius  et  munitius,  inter  ceteros  canonicos  et  clericos  ecclesie. .. 
si  necesse  fuerit,  debent  honorifice  ac  diligenter  intromittere  .  .  .  Post 
primam  cantatam  debet  rex  cum  archiepiscopis  et  episcopis,  baronibus 
(et  aliis,  fehlt  in  der  französischen  Version),  quos  intromittere  voluerit, 
in  ecclesiam  venire.  .  —  8)  Ordo  Senonensis  bei  Martene  II  Sp.  622  f. 
Krönungsbuch  Karls  V.  hg.  von  Dewick  Sp.  17  f.,  auch  Godefroy  I  S.  32  f. 
Ich  habe  diese  Verschiedenheiten  auch  schon  in  meiner  Synopsis,  Alt- 
französische Krönungsordnungen  S.  45  (Zeitschi-,  d.  Sav.- Stift.  XXX 
S.  186)  hervorgehoben.  —  4)  Das  gesperrt  Gedruckte  ist  ein  Plus  gegen- 
über der  Formel  von  1226  (L  IX).  —  5-6)  L1X:  vel  si  magis  oportuerit, 
propter  turbam  comprimentem,  usque  ad  maiorem  ianuam  ecclesie.  — 
7)  L  IX  hat  hier  noch:  vel  si  magis  oportuerit  fieri  propter 
Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte.  XXXIL  Germ.  Abt.  3 
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et  eam  de  manu  abbatis  recipere,  cum  pollicitatione  de 
reddendo  bona  fide,  et  sie  ad  altare  cum  magna1)  reverentia 
deferre,  abbate  et  aliquibus  de  monachis  pariter  comitando2): 
ceteri3)  monachi  debent  expeetare  in  ecclesia  B.  Dyonisii, 
vel  in  capella  B.  Nicholai,  donec  omnia  peraeta  fuerint,  et 
quo  ad  usque  sacra  ampulla  fuerit  reportata. 

Textlich  ist  zunächst  zu  beachten,  daß  die  Erwähnung 
der  Barone,  welche  der  Ampulla  das  Geleit  geben  sollen, 
in  den  ordines  hier  zuerst  vorkommt.4)    Selbst  der  wortreiche 

multitndinem  turbe  exterius  comprimentis,  saltem  cum  ali- 
quibus de  episcopis  et  baronibu^.    Vgl.  unten  S.  39,  30  ff. 

*)  Ordo  Karls  V.  (K  V),  ebenso  wie  L  IX:  cum  magna  populi  reve- 
rentia. —  2)  K  V  eum  (statt  dessen  Dewick  „cum"  vorschlägt)  comitanti- 
bus.  —  s)  KV  noch:  „vero".  —  4)  Auf  dieses  Geleit  nehmen  die  beiden 
ordines  des  vierzehnten  Jahrhunderts  nochmals  an  einer  anderen  Stelle 
Bedacht:  Marteue  II  Sp.  632  und  Dewick  Sp.  43,  im  Wesen  gleich- 
lautend: De  reduetione  ampullae.  Sciendum  quod  rex  debet  aeeipere 
de  baronibus  suis  nobilioribus  et  fortioribus  in  die  coronationis  suae 
in  aurora  diei  et  mittere  apud  S.  Remigium  pro  saneta  ampulla;  et 
illi  debent  iurare  abbati  et  ecclesiae  quod  dietam  sanetam  ampullam 
bona  fide  ducent  et  reducent  ad  sanetam  ecclesiam  B.  Remigii.  Abbas 
autem  hoc  facto,  debet  sanetam  ampullam  afferre,  sicut  superius  est 
notatum.  Finita  consecratione  et  missa,  debent  iterum  iidem  barones 
reducere  sanetam  ampullam  usque  ad  S.  Remigium  honorifice  et  secure, 
et  eam  restituere  in  suo  loco.  Der  ordo  von  Sens,  der  ältere  von  den 
beiden,  weist  eine  deutliche  Beziehung  zu  der  Krönungsfeier  von  1317 
auf;  vgl.  H.  Schreuer,  Altfranzösische  Krönungsordnungen  S.  43  An- 
merkung (Zeitschr.  d.  Sav. -Stift.  XXX  S.  184),  und  Rechtliche  Grund- 
gedanken S.  54.  Es  mag  sein,  daß  auch  damals  die  fragliche  Geleits- 
klausel in  den  ordo  inseriert  worden  ist.  Die  Krönung  Philipps  V., 
des  Langen,  erfolgte  mit  sehr  großer  Hast.  Es  galt  dadurch  gegenüber 
der  bedeutenden  Opposition  ein  fait  accompli,  rechte  Gewere  zu 
schaffen.  Vgl.  H.  Schreuer,  Rechtliche  Grundgedanken  S.  28  f.,  95,  98. 
Die  Krönung  fand  statt  bei  verschlossenen  und  militärisch  besetzten 
Toren,  clausis  ianuis  civitatis  et  armatis  ad  earum  custodiam  deputatis: 
Continuatio  Chronici  Girardi  de  Fracheto  zu  1316/17  H.  F.  XXI  47.  Es 
liegt  nach  alledem  nahe,  auch  die  Aufnahme  der  besonderen 
Sicherheitsmaßregeln  für  die  Ampulla,  zuerst  iu  dem  ordo  von 
Sens,  gleichfalls  in  das  Jahr  1317  zu  verlegen.  Man  wird  nach 
dieser  neuerlichen  Probe  nun  wohl  nicht  zu  weit  gehen,  wenn  man  in 
dem  ordo  von  Sens  wenigstens  den  Typus  der  Krönungsordnung 
Philipps  V.  (9.  Januar  1317)  sieht.  Auch  die  Wendung  über  die 
Krönung  der  Königin  paßt  sehr  gut  hierzu.  Während  nämlich  der 
ordo  von  1226  ebenso  wie  der  von  1223   die  Formel  hypothetisch  ein- 
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Passus  der  Ordnung  von  1226  hat  sie  nicht.  Das  ist  um  so 
gravierender,  als  gerade  diese  Krönungsordnung  in  umständ- 
lichster Weise  auf  die  sich  drängende  Menge  Bedacht  nimmt 
und  sogar  militärische  Vorsichtsmaßregeln  gegen  Störungen 
der  Feier  ins  Auge  faßt.  Wohl  aber  kennt  das  ritterliche 
Geleit    der  Ampulla  der  angebliche  „ordo  Ludwigs  VII." J) 


leiten:  Verum  si  regina  fuerit  inungenda  et  coronanda  cum  rege,  pa- 
ratur  ei  similiter  solium  ...  Et  se  il  avient  que  la  royne  doie  estre 
enointe  et  coronnee  avecques  le  roy  .  Ion  li  appareille  un  eschaufaut . .  — 
hat  der  ordo  von  Sens  die  kategorische  Rubrik :  Ordo  ad  reginam  bene- 
dicendara  quo  debet  consecrari  statim  post  factam  consecrationem  regis 
hoc  modo  (Martene  II  Sp.  632).  Das  weist  auf  eine  Krönung,  wo  die 
Königin  mitgekrönt  worden  ist.  Und  auch  das  war  1317  der  Fall: 
Continuatio  Chronici  Girardide  Fracheto  zu  1317,  a.  0.:  Philippus  Lon- 
gus  .  .  .  una  cum  coniuge  sua  Iohanna  inunctus  est  in  regem  civitate 
Remorum.  Die  Mitkrönung  der  Königin  war  aber  gerade  hier,  wo  es 
gegenüber  den  mehrfachen  Widerständen  auf  eine  möglichst  volle  Kraft- 
leistung, und  namentlich  auf  unzweifelhafte  Legitimierung  auch  der 
Gemahlin  Philipps  ankam,  von  recht  schwerwiegender  Bedeutung.  Man 
denke  nur  an  die  seinerzeitige  Miterhebung  der  Gemahlin  Pippins  im 
Jahre  758. 

')  Und  zwar  ebenfalls  an  zwei  Stellen,  wie  die  ordines  des  14.  Jahr- 
hunderts. Du  Tillet  S.  26f>:  Convient  scavoir  que  le  Roy  doit  choisir 
de  ses  plus  et  puissans  Barons,  et  les  envoyer  a  la  poincte  du  iour  a 
sainct  Remy,  pour  avoir  la  saincte  Ampoule.  Et  ils  doivent  iurer  aux 
Abbe  et  Eglise,  que  de  bonne  foy  ils  conduiront  et  reconduiront  la 
saincte  Ampoule  ä  la  dite  Eglise  S.  Remy.  Ce  faict  entre  Prime  et 
Tierce,  les  Moynes  dudit  sainct  Remy  viennent  en  procession  avec  les 
croix  et  cierges,  et  ladite  saincte  ampoule,  laquelle  sera  portee  par 
l'Abbe  tres-reveremment  souz  un  poisle  de  soye ,  duquel  les  quatre 
bastons  soient  portez  par  quatre  Religieux,  vestus  en  aubes.  Et  quand 
ils  seront  arrivez  a  l'Eglise  sainct  Denis  usw.  Dann  S.  272 :  Apres  les- 
dits  sacre  et  Messe,  lesdits  Barons  reconduisent  la  saincte  Ampoule 
iusqu'a  S.  Remy,  honorablement  et  eeurement,  et  soit  remise  en  son 
lieu.  Man  beachte  gegenüber  der  Ungeschicklichkeit  in  der  Anordnung 
der  Bestimmungen  im  vierzehnten  Jahrhundert  die  Glätte  in  dem 
„ordo  Ludwigs  VII.".  Dort  erscheint  die  Entsendung  des  Geleits  durch 
den  König  als  Einschub  nach  der  Schilderung  der  Prozession  der  Am- 
pulla. Das  Nähere  über  das  Geleit  erfährt  man  aber  erst  am  Schluß 
unter  der  Überschrift  „de  reductione  ampullae".  Hier  dagegen,  in  dem 
angeblichen  „ordo  Ludwigs  VII."  ist  alles  korrekt  angeordnet.  Erstens 
die  Entsendung  des  Geleits  nach  dem  Remigiuskloster  und  Eid  des 
Geleits:  Convient  a  scavoir  que  le  Roy  do'it  choisir  .  .  =  Sciendum 
est,  quod  Rex  debet  accipere  .  .  .  aus  dem  Kapitel  de  reductione  am- 

3* 
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Auch  hier  muß  eine  unbefangene  Betrachtung  die  textge- 
schichtlichen Wurzeln  des  Passus  in  den  Formeln  des  H.Jahr- 
hunderts suchen,  der  „ordo  Ludwigs  VII."  ist  nicht  Quelle, 
sondern  Derivat  der  Formeln  des  14.  Jahrhunderts.  Selbst 
das  oben  im  Druck  aus  den  ordines  des  14.  Jahrhunderts 
hervorgehobene  Wörtchen  „baronibus"  findet  sich  nicht  in 
den  Ordnungen  des  13.  Jahrhunderts,  wohl  aber  im  „ordo 
Ludwigs  VII."  —  wieder  ein  Hinweis  darauf,  daß  dieser 
„ordo"  von  den  Formeln  des  14.  Jahrhunderts  abhängig  ist. 
Ebendahin  weist  auch  die  Weglassung  der  Worte:  „vel  si 
magis  oportuerit  fieri  propter  multitudinem  turbe  exterius 
comprimentis,  saltem  cum  aliquibus  episcopis  et  baronibus" 
aus  der  Ordnung  von  1226  in  den  ordines  des  14.  Jahr- 
hunderts und  in  dem  angeblichen  „ordo  Ludwigs  VII.".  Also 
auch  diese  Textgeschichte  erweist  den  fraglichen  „ordo  "wieder 
nicht  als  „Ordonnanz  Ludwigs  VII.,"  sondern  als  ein  viel 
späteres  Produkt.  ,    , 

Auch  die  inhaltliche  Entwicklung  der  Vorschriften  resp. 
Vorgänge  bietet  einiges  Interesse.  Die  großen  Umständlich- 
keiten von  1226  schwinden  im  Lauf  der  Zeit.  Die  Station  der 
Ampulla  auf  dem  Wege  nach  dem  Krönungsaltar,  die  Kirche 
S.  Denis  zu  Reims,  ist  normativ  noch  im  16.  Jahrhundert  fest- 
gehalten worden.  Eine  gleichzeitige  Schilderung  der  Krönung 
Franz'  I.  (1515)1)  bemerkt:  „Or  faut  noter  la  coustume  qui  est 
tousiours  observee  quand  on  apporte  la  Saincte  Ampoulle,  qui 
est  en  l'Abbaye  Sainct  Remy  de  Rheims.  Premierement, 
l'Abbe  accompagne  des  Religieux  de  son  Abbaye  apporte  ladite 
S.  Ampoulle  processionellement  ...  Et  le  Roy  qui  est  ä  sacrer 


pullae.  Dann  die  Prozession.  Endlich,  apres  les  dits  sacres  et  Messe  . . . 
die  Zurückführnng  der  Ampulla  nach  S.  Remi  und  deren  Deposition 
daselbst:  soit  reraise  en  son  lieu  =  Finita  consecratione  et  missa 
debent  .  .  .  reducere  .  .  et  eam  restituere  in  suo  loco  des  Senonensis 
und  K  V.  Ich  will  mich  hier  um  eine  Analyse  des  Textes  für  das 
vierzehnte  Jahrhundert  nicht  bemühen.  Aber  das  will  ich  hevvorheben, 
daß  die  ungeschickte  Einfügung  der  Bestimmungen  über  die  Ampulla, 
wie  sie  die  ordines  des  vierzehnten  Jahrhunderts  aufweisen,  text- 
geschichtlich der  Glätte  des  angeblichen  „ordo  Ludwigs  VII."  zweifellos 
vorgeht. 

l)  Godefroy  I  S.  247,  „Tire"  d'une  Relation  qui  a  pour  titre:  L'ordre 
du  Sacre  du  Roy  en  ce  que  i'en  ay  peu  voir  et  entendre". 
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doit  enuoyer  de  ses  Barons  pour  la  conduire  seurement:  et 
apr6s  qu'  eile  est  arriuee  deuant  l'Eglise  Sainct  Denys,  qui  est 
pres  de  la  grande  Eglise  de  Rheims,  ou  iusques  au  grand  por- 
tail  d'  icelle  Eglise  (S.  Denis  oder  Kathedrale?)  l'Archeuesque 
de  Rheims  . . .  accompagne  des  Euesques,  Barons  et  Chanoines 
presens,  doit  venir  au  deuant  ladite  S.  Ampoulle,  et  la  receuoir 
reueremment  de  la  main  de  l'Abbe,  en  promettant  de  la  rendre: 
et  de  lä,  a  pres  qu'il  l'aura  receue,  la  doit  porter  iusques  au 
grand  Autel,  l'Abbe  et  aucuns  de  ses  Religieux  l'accompagnant: 
les  autres  Religieux  doivent  attendre  ä  l'Eglise  Sainct  Denys, 
ou  ä  la  Chappelle  Sainct  Nicolas  ä  l'Hostel  Dieu,  iusques 
ä  ce  que  tout  le  Mystere  soit  fait,  et  que  la  Saincte  Am- 
poulle soit  rapportee.  Im  ganzen  entsprechen  diese  Weisungen 
vielfach  denen  des  H.Jahrhunderts.  Praktisch  scheint  aber 
schon  vorher  die  Station  zu  S.  Denis  weggefallen  zu  sein. 
Der  Bericht,  den  Godefroy  nach  einer  Handschrift  über  die 
Krönung  Karls  VIII.  1484  bringt,  läßt  die  Ampulla  vom 
Abt  bis  an  das  Portal  der  Kathedralkirche  bringen, 
iusques  au  devant  du  portail  de  ladite  Eglise  de  Rheims, 
wo  sie  vom  Erzbischof  übernommen  wird. x)     Auch  nachher, 

*)  Godefroy  1  S.  195,  196.  Dagegen  ist  bei  der  Krönung  Karls  VII. 
1429,  wo  man  es  besonders  auf  Einhaltung  der  altehrwürdigen  Zere- 
monien abgesehen  hatte,  die  Ampulla  bloß  bis  zu  St.  Denis  gebracht 
worden;  Godefroy  I  S.  166  (Extrait  d'une  Histoire  manuscrite  du  Regne 
du  Roy  Charles  VII.,  depuis  l'an  14*22  iusques  en  l'an  1429):  ledit 
Abbe  Fapporta  . .  .  iusques  ä  la  porte  de  devant  Sainct  Denys:  et  lä 
l'Archevesque  . . ,  l'alla  querir  et  l'apporta  dedans  la  grande  Eglise  et 
la  mit  sur  le  grand  Autel.  Auch  der  ordo,  den  Jehan  Foulquart  in 
seine  Aufzeichnung  (1478)  aufgenommen  hat,  läßt  die  Ampulla  noch 
bis  in  oder  an  die  Dionysiuskirche  bringen;  P.  Varin,  Archives  Ad- 
ministratives de  la  ville  de  Reims  (Collection  de  documents  ine'dits 
sur  l'histoire  de  France,  Premiere  serie)  III  S.  569,  Anmerkung:  et 
eulz  venuz  au-devant  de  l'eglize  S.  Denys,  ou  jusques  au  grand  portail 
de  l'eglize  .  .  Pärchevesque  .  .  .  doibt  aller  au  devant  de  ladicte  saincte 
Ampolle  et  la  recepvoir  de  la  main  dudict  abbe  . .  .;  et  .  .  la  doibt .... 
porter  ä  l'aultel  ledict  abbe"  et  aucuns  de  ses  moyennes  le  compag- 
nant  aussy:  et  les  aultres  moyennes  doibvent  attendre  en  l'eglize  de 
S.  Denys  usw.  Dagegen  enthält  eine  Notiz  in  derselben  Aufzeichnung 
(a.O.  S.  567  f.)  die  Bestimmung,  das  Kapitel  solle  faire  mettre  sablon 
ä  Süffisance  dedans  ladicte  eglize  (Notre  Dame),  pour  y  pouvoir  porter 
ä  cheval  la  s.  Ampolle,  si  mestier  est,  jusques  ä  t'entree  du  coeur.  Seit 
der  Krönung  Ludwigs  XI.  (1461)  und  Karls  VIII.  (1481)  wird   mehrfach 
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bei  der  Krönung  Heinrichs  II.  1547 x)  und  Karls  IX.  15612) 
wird  die  Ampulla  bis  an  die  Krönungskirche  gebracht.  Ja 
seit  Ludwig  XIII.  (1610)  geschieht  der  Kirche  S.  Denis  auch 
in  den  ordines  nicht  mehr  Erwähnung.3)  Man  kann  also 
sagen,  daß  trotz  zähen  Festhaltens  an  dem  altehrwürdigen 
Formalismus  die  Station  an  der  Dionysiuskirche  erst  praktisch, 
dann  auch  im  Wortlaut  der  ordines  weggefallen  ist.  Das 
weist  auch  darauf  hin,  daß  ihre  Einführung  in  der  Krönungs- 
ordnung von  1226  durch  besondere  Umstände  motiviert  war, 
und  daß  diese  Umstände  nachmals  weggefallen  sind. 

Einen  ähnlichen  Fingerzeig  gibt  auch  die  Entwicklung 
der  sonstigen  Umständlichkeiten  des  ordo  von  1226  bei  der 


erwähnt,  daß  der  Abt  zu  Pferde  die  Ampulla  bringe;  Godefroy  I 
S.  173,  192.  Am  deutlichsten  die  erste  Stelle:  fut  portöe  (die  Ampulla) 
par  l'Abbe"  .  .  .  iusques  dedans  l'Eglise  de  Rheims,  tout  ä  cheval  ...  Es 
liegt  nahe,  diese  Manier  mit  der  Vorschrift  von  1478  zu  kombinieren, 
wie  Dewick  Sp.  73  es  tut.  Dann  würde  der  Abt  praktisch  die  Ampulla 
bis  an  den  Chor  bringen.  Ob  auch  hier  die  Baugeschichte  eingreift? 
*)  Godefroy  I  283  f. :  pour  .  .  requerir  l'Abbe"  . .  de  .  .  apporter  en 
ladite  Eglise  de  Nostre-Dame  de  Rheims  la  Saincte  Ampoulle.  Da- 
selbst S.  286:  .  .  .  mondit  sieur  de  Rheims  marcha  . . .  iusques  au  grand 
Portail  de  ladite  Eglise,  lä  oü  il  receut  et  prit  des  mains  dudit  grand 
Prieur  representant  son  Abbe,  ladite  Saincte  Ampoulle  ...  —  *)  Gode- 
froy I  313:  iusques  au  Parvis  de  l'Eglise  ...  et  lä  receut  ladite  Am- 
poulle ...  —  3)  Für  Ludwig  XIII.  vgl.  Godefroy  I  58:  l'Archevesque 
marche  .  .  .  iusques  au  grand  portail  de  ladite  Eglise,  lä  oü  il  recoit  et 
prend  des  mains  dudit  Abbe\  ou  Grand  Prieur  ladite  S.  Ampoulle. 
S.Denis  kommt  hier  nur  noch  als  Warteraum  für  die  Mönche 
in  Betracht:  a.  0.:  (Archevesque)  retourne  audit  grand  Autel,  suivy 
dudit  Abb6,  ou,  Grand  Prieur,  laissant  lesdits  Religieux  hors  le  Choeur. 
Lesquels  se  retirerent  (sie)  en  la  Chapelle  S.  Nicolas,  ou  ä  l'Eglise 
S.  Denys,  attendans  la  fin  dudit  Sacre  pour  reconduire  ladite  Saincte 
Ampoulle...  Für  Ludwig  XIV.,  XV.  und  XVI.  Clausel  de  Cousser- 
gues,  Du  sacre  des  Rois  de  France  1825,  Relation  des  Cerömonies  du 
Sacre  de  Louis  XIV.,  exaetement  suivies  aux  sacres  de  Louis  XV.  et 
de  Louis  XVI.,  S.  XXVII:  Der  Zelebrierende  avanca  jusqu'au  bout  de  la 
nef,  proche  du  grand  portail,  oü  ledit  grand  prieur  l'attendoit .  .. 
Während  der  Krönungszeremonie  warten  die  Mönche  in  der 
Kathedrale  selbst;  S.  XXVIII:  les  autres  religieux  etant  demeures 
dans  la  nef,  pour  l'accompagner  apres  le  sacre.  Vgl.  auch  noch  Menin, 
Traite'  historique  et  chronologique  du  sacre  et  couronnement  des 
Rois  etc.  1723,  S.  250,  432.  Formule  de  cerömonies  et  prieres  pour  le 
sacre  de  S.  M.  Louis  XVI.  .  .    Paris  1775  S.  26. 
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Einholung  der  Ampulla.  Schon  die  ordines  des  14.  Jahr- 
hunderts nehmen,  wie  oben  S.  33  f.  gezeigt  worden  ist, 
einen  Einschub  und  eine  Kürzung  vor.  Man  läßt  schon  im 
14.  Jahrhundert  die  Ampulla  unter  starker  militärischen  Be- 
wachung abholen  und  dann  durch  den  Reimser  Erzbischof 
mit  allen  Erzbischöfen,  Bischöfen,  Baronen  und  Kanonikern 
einholen;  andererseits  streicht  man  die  Bedenken,  die  man 
noch  1226  ausdrücklich  in  die  Krönungsordnung  eingefügt 
hatte,  daß  wegen  der  draußen  sich  drängenden  Menge  diese 
Einholung  nur  mit  geringer  Assistenz  zu  erfolgen  habe.  Das 
geschieht  bewußt,  denn  das  Krönungsbuch  von  1365  repro- 
duziert daneben  auch  noch  die  umständlichen  Weisungen  des 
ordo  von  1226. 

Sucht  man  nach  einer  Erklärung  für  alle  diese  in  die 
Augen  fallenden  Veränderungen,  so  legt  sich  hier  die  Bau- 
geschichte der  Reimser  Kathedralkirche  nahe.  Im  Jahre  1226 
konnte  von  dem  Neubau  der  Kirche  gerade  noch  der  Chor 
notdürftig  benutzt  werden.  Aus  diesem  Grunde  war  man 
damals  in  den  Festräumlichkeiten  beschränkt,  und  das  mag 
dahin  geführt  haben,  daß  man  die  örtlich  nahegelegene  und 
auch  rechtlich  mit  der  Kathedralkirche  resp.  Erzbischof  und 
Kapitel  liierte l)  Dionysiuskirche  in  den  Schauplatz  der  Fest- 
lichkeiten mit  einbezog.  Vielleicht  hat  sich  schon  1223  der 
Vorgang  ähnlich  abgespielt,  ohne  daß  man  sich  veranlaßt 
gesehen  hätte,  Bestimmungen  hierüber  in  die  Krönungsordon- 
nanz aufzunehmen.  Bei  der  Krönung  Ludwigs  IX.  aber 
waren  die  Verhältnisse  sehr  gespannt;  die  Gefahr  einer 
Störung  ist  ins  Auge  gefaßt  worden.  In  dieser  Sachlage 
mögen  dann  die  minutiösen  Detail-  und  namentlich  auch 
Eventualvorschriften  (si  magis  oportuerit  propter  turbam 
comprimentem)  ihre  Erklärung  finden.  Im  14.  Jahrhundert, 
zuerst  vielleicht  für  den  sehr  kritischen  Tag  der  Krönung 
Philipps  des  Langen,  1317  Januar  9.,  hat  man  eine  mili- 
tärische Bedeckung  für  den  Zug  der  Ampulla  angeordnet. 
Dann  konnte  auch  die  vorsichtige  Bestimmung  von  1226 
fallen:  „falls  das  Gedränge  draußen  zu  groß  wäre,  sollte  der 


l)  Vgl.  Marlot,  a.  0.  III  S.  154,  392.    Dewick  a.  0.  Sp.  G7.   Gallia 
Christiana  IX  (1751)  Sp.  288  ff. 
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Erzbischof  mit  nur  geringem  Gefolge  die  Ampulla  einholen." 
Die  Ehrfurcht  vor  der  alten,  namentlich  durch  die  Ordnung* 
Ludwigs  IX.  geheiligten  Form  hat  dann  die  Station  bei 
S.  Denis  lange  erhalten,  aber,  da  sie  zwecklos  geworden  war, 
vor  der  endlichen  Aufgabe  nicht  bewahren  können. 

So  zeigt  sich  denn  auch  die  Baugeschichte  der  Reimser 
Kathedralkirche1)  in  den  französischen  Krönungsordnungen. 
Aber  nicht  in  der  unmöglichen  "Weise,  die  Buchner  heraus- 
gedeutet hat.  Die  Funktion  der  Dionysiuskirche  weist  gerade 
mit  Rücksicht  auf  den  Brand  der  Kathedrale  im  Jahre  1210/1 
nicht  ins  12.  Jahrhundert,  sondern  in  die  Zeit  nach  dem 
Brande.  Diese  Funktion  ist  aber  nicht  die  einer  Krönungs- 
stätte, weder  aus  Rücksicht  auf  die  zu  klein  gewordene  alte 
Kathedrale  (so  Buchner),  noch  auch  nur  als  Ersatz  der  1210/1 
abgebrannten  Kathedrale.  Krönungsstätte  war  und  blieb  der 
Dom  zu  Notre  Dame.  S.  Denis  aber  wird  nach  dem,  was 
augenblicklich  vorliegt,  mit  aller  Wahrscheinlichkeit  bloß  als 
Aushilfsstätte  für  die  Übergabe  der  Ampulla  in  Betracht 
gekommen  sein.  Die  gefährliche  Situation  und  die  Hast  bei 
der  Krönung  Ludwigs  IX.  mag  der  Grund  sein,  weshalb  man 
vielleicht  gerade  die  Eventualvorschrift  aufnahm,  daß  die 
Übergabe  auch  außerhalb  der  Dionysiuskirche  stattfinden  dürfe. 

')  Vgl.  noch  L.  Deinaison,  La  cathedrale  de  Reims  au  XIII.  siecle, 
im  Bulletin  monumental  Bd.  LXVI  1902  S.  3  ff.,  worauf  mich  mein 
Freund  Henri  Lemaitre,  Bibliotheque  Nationale  Paris,  aufmerksam 
gemacht  hat. 


IL 

Der  germanische  Uradel. 

Von 

Herrn  Professor  Dr.  Ernst  Mayer 

in  Würz  bürg. 

§  1.    Der  Urhof. 

In  einer  Anzahl  süd-  und  nordgermanischer  Rechte  finden 
sich  Nachrichten,  die  auf  einen  sehr  großen,  ursprünglichen 
Komplex  von  etwa  300—360  ob  erdeutschen  Morgen  weisen;  ich 
verstehe  dabei  unter  oberdeutschen  Morgen  einen  Betrag  von 
etwa  25  Ar.  Diese  Nachrichten,  von  denen  ein  Teil  in  meinen 
friesischen  Ständeverhältnissen  gesammelt  ist,  sollen  zunächst 
vorgeführt  und  dabei  auch  die  Einwendungen  geprüft  werden, 
welche  von  andern  gegen  jene  Auffassung  erhoben  worden 
sind.1) 

I.  t.  Vor  allem  sind  die  Angaben  aus  dem  friesischen 
Rechtsgebiet,  zu  dem  ja  auch  das  Recht  von  Drenthe,  wie 
die  seeländischen  Quellen  rechnen,  zu  erörtern. 

In  Seeland  ist  für  das  13.  Jahrhundert  die  havina  bezeugt; 
sie  beträgt  200  gemet  oder  100  Morgen  von  je  600  DRuten2); 
da  die  friesische  DRute  144  DFuß  hat  und  man  den  friesischen 
DFuß  mindestens  nach  Analogie  der  niedersächsischen  Füße 
auf  zwischen  0,082  DMeter — 0,087  DMeter  veranschlagen 
darf,  so  bekommt  man  schon  71 — 77  Ar  für  den  Morgen; 
der  Amsterdamer  Morgen  aber,  welcher  einem  ursprünglich 
friesischen  Gebiet  angehört  und  deshalb  am  ehesten  das 
Maß  geben  wird,  kommt  auf  81,29  Ar;  rechnet  man,  wozu 
verschiedene  Nachrichten  den  Anlaß  geben,  die  6  Hunderte 
als  Großhundert,  so  daß  der  Morgen  ursprünglich  720  DRuten 

*)  Sonderabdruck  ans  der  Festschrift  für  Hugo  von  Burckhard 
1910  (zitiert  Fr.  St.);  es  kommen  die  Einwendungen  v.  Schwerins  in 
dieser  Zeitschrift  Bd.  XXXI,  S.  572  ff.  in  Betracht,  die  sich  im  folgenden 
Punkt  für  Punkt  als  irrig  erweisen  werden.  —    *)  Fr.  St.  S.  29,  62  ff. 
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hat,  so  kommt  man  wirklich  auf  diesen  Amsterdamer  Morgen 
oder  noch  darüber  hinaus;  das  ist  dann  über  3  mal  der 
oberdeutsche  Morgen  von  25  Ar,  so  daß  man  die  havina 
roh  bemessen  auf  300  oberdeutsche  Morgen  rechnen  kann. 

Es  ist  klar,  daß  ein  solcher  Komplex  weit  über  den 
Ansatz  eines  normalen  Bauernguts  hinaus  geht,  zumal  in 
der  seeländischen  Marsch  daneben  noch  das  große,  nicht 
überschwemmungsfreie  und  als  Allmende  verwendete  Schaf- 
land in  Betracht  kommt.1)  In  der  Tat  findet  sich  an  der 
Südgrenze  des  seeländischen  Gebiets  eine  havina,  welche 
sogar  eine  eigene  Ortsgemeinde  unter  besondern  scabini 
bildet.2)  Andere  Nachrichten  zeigen  freilich,  daß  vielleicht  doch 
in  einer  Parochie  mehrere  havinen  liegen  können.3)  Jedenfalls 
aber  sind  nach  denselben  Angaben  die  havinen  in  den 
altern,  den  Kirchdörfern  zu  finden  und  unterstehen  einem 
besondern  Rechte  der  Edelleute.  Jüngere  Ansiedelungen  ent- 
halten, wiewohl  auch  sie  mit  der  havina  im  rein  geometri- 
schen Sinn  gemessen  sein  können,  doch  keine  havina  im  Rechts- 
sinn, so  daß  soweit  zwischen  ongehevend  land  und  gehevend 
land  unterschieden  wird.4) 

Was  die  havina  rechtlich  auszeichnet,  lassen  die  Quellen 
nur  für  eine  Beziehung  unmittelbar  erkennen.  Die  havina 
ist  nämlich  nach  der  ersten  seeländischen  Keure  der  Verband, 
von  dem  zu  der  gräflichen  expeditio  ein  Mann,  offenbar  ein 
Reiter  zu  stellen  ist.5)    Die  Gestellungspflicht  bedeutet  aber 


J)  Fr.  St.  S.  25.  —  •)  Warnkönig,  Flandr.  R.  G.  111,2  n.  85,  1230; 
Fr.  St.  S.  145.  —  3)  v.  d.  Bergh,  0.  B.  II,  747  §  96:  een  edehnan  mach 
vervoechden  liede,  die  op  siin  hofstede  wonen  in  dorpen,  daer  kerken 
staen  ende  op  havenen,  daer  hi  in  parochie  woent,  al  hadde  hiis  am- 
bochts  niet;  §95:  in  dorpen,  daer  kerken  in  staen  ende  daer  havenen 
siin  bilden  den  Gegensatz  zu  hofsteden  of  leen  die  buten  dorpen  ligghen 
—  *)  Fr.  St.  S.  62.  Es  ist  dem  ganz  ähnlich,  daß  in  den  Freisinger 
Traditionen  die  ursprünglich  nur  für  das  Ackerland  bestimmte  hoba 
als  Landmaß  doch  gelegentlich  auch  auf  Wälder  oder  Wiesen  ange- 
wandt wird  (z.  B.  Bitterauf,  Die  Traditionen  des  Hochstif'ts  Freising 
776,  1331).  —  8)  v.  d.  Bergh  II,  40  §  62:  quaudocumque  comes  habuerit 
expeditionem,  omnes  illuc  advenientes  erunt  in  conductu  comitis,  et 
quilibet  in  alterius  et  quidquid  mali  ibidem  contigerit,  quadruplum 
emendabitur  et  forefaeturu  erit  in  gratia  comitis.  Quicumque  ad  ex- 
peditionem comitis  ire  eligitur,  qui  contradixerit,  solvet  comiti  1  Hb., 
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offenbar  auch  die  Verbindlichkeit,  den  betreffenden  Mann 
auszurüsten. l)  So  wird  auf  die  havina  wenigstens  eine  Art  der 
Abgaben  umgelegt. 

Der  Satz  des  seeländischen  Rechts  kehrt  in  einer  andern 
Form  im  späteren  Mittelfriesland  wieder.  Nach  dem  Schulzen- 


sculteto  1  lib.  Quicumque  hevena  habuerit,  defectuni  unius  hominis  in 
expeditione  comitis  solvet  comiti  2  üb.,  sculteto  1  üb.,  et  si  per  scul- 
tetum  defectus  fuerit  usquam  in  expeditione,  ipse  scultetus  solvet 
comiti  3  lib.  v.  Schwerin  (diese  Zeitschr.  XXXI  S.  587)  hat  —  vermut- 
lich durch  die  falsche  Interpunktion  des  dritten  Satzes  bei  v.  d.  Bergh, 
die  er  wiederholt  (Komma  erst  nach  comitis),  veranlaßt  —  die  Stelle 
mißverstanden.  Er  scheint  —  ganz  klar  ist  es  nicht  —  an  eine  Haftung 
der  havina  zu  denken:  in  der  Tat  aber  haftet  hier  derjenige,  qui 
hevena  habuerit;  dazu  v.  d.  Bergh  I  335,  450;  II  257.  Von  diesem  Eigen- 
tümer der  hevena  heißt  es,  daß  er  defectum  unius  hominis  in  ex- 
peditione comitis  solvet  comiti  2  1. ,  sculteto  1  libr.  Das  kann  nicht 
übersetzt  werden  mit:  er  bezahlt  das  Ausbleiben  jedes  einzelnen  an 
den  Grafen  und  Schultheiß  mit  3  Pfund.  Denn  das  heißt  unius  nicht; 
der  Verfasser  hätte  mindestens  cuiuslibet,  das  er  unmittelbar  vorher 
gebrauchte  oder  uniuscuiusque  oder  singulorum  hominum  sagen  müssen. 
Sondern  es  heißt:  der  Eigentümer  der  havina  haftet  mit  3  librae 
für  das  Ausbleiben  eines  Mannes;  2  librae  hat  dieser  Mann  selber 
zu  ersetzen.  Da  die  Haftung  des  Ausgehobenen  und  des  Eigentümers 
der  havina  zusammengehören,  beides  zusammen  60  sol.,  also  den 
Königsbann  ergibt,  so  ist  das  unius  in  dem  Sinn,  daß  die  Gestellung 
auf  einen  Mann  beschränkt  sein  soll,  besonders  bestimmt  zu  erkennen ; 
hätte  man  nicht  begrenzen  wollen,  so  hätte  man  statt  defectum  unius 
hominis  sagen  müssen  defectum  huius  hominis,  nämlich  dessen,  von 
dem  es  vorher  heißt:  quicumque  ad  expeditionein  comitis  ire  eligitur, 
qui  contradixerit,  solvet  comiti  1  lib.,  sculteto  1  lib. 

')  v.  Schwerin  a.  a.  0.  S.  587  schließt  aus  v.  d.  Bergh  I  335,  450, 
wo  von  l1/«  havina  Heerfahrt  geschuldet  wird,  daß  die  havina  mehrere 
Leute  zu  stellen  hatte.  Aber  wie  die  Stellen  gemeint  sind,  zeigt  deut- 
lich v.  d.  Bergh  11  257  —  concedimus,  quod  ipsi  ordinent  —  viros  ad 
expeditionem  nostram  —  de  hevina  terre  et  dimidia  iacentis  in  quin- 
que  officiis  ac  in  ofßcio  de  Brigdamme;  insuper  de  quatuordecim  men- 
suris  terre  iacentis  in  officio  de  Westsubburgh ,  quos  cum  sculteto  sui 
officii  de  üestcapple  mittent  in  expeditione  nobiscum.  Es  kann  doch 
unmöglich  daran  gedacht  werden,  daß  hier  von  den  etwa  20  ober- 
deutschen Morgen,  welchen  14  gemet  entsprechen,  eine  Mehrzahl  von 
Kriegern  gestellt  werden  müßte.  Sondern  es  kann  sich  nur  darum 
handeln,  daß  der  Eigentümer  der  14  mensurae  nach  dem  Maß  seines 
Besitzes  finanziell  zur  Gestellung  beiträgt;  das  gleiche  gilt  dann  natür- 
lich auch  für  die  halbe  havene. 
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recht,  dieser  Quelle  aus  dem  Ende  des  13.  oder  Anfang  des 
1 4.  Jahrhunderts,  muß  derjenige  zur  Landwehr  ein  Pferd  und 
Waffen  halten,  welcher  30  Pfund  Land  hat.1)  Diese  30  Pfund 
bedeuten,  da  das  Pfund  4  friesische  Morgen  beträgt,  120 
friesische  Morgen,  so  daß  also  der  Komplex  hier  und 
ursprünglich  wohl  auch  sonst  als  ein  Großhundert  von  Morgen 
zu  fassen  ist.2)  Die  Reiterpflicht  aber  geht  unmöglich  auf 
Panzerreiterdienst,  der  ja  der  Sache  nach  überall  in  Europa 
erst  mit  3,  höchstens  mit  2  Pferden  geleistet  werden  kann.  — 

Beide  Nachrichten  zusammengenommen  führen  den 
Komplex  zu  100/120  friesischen  Morgen,  von  dem  Reiterdienst 
geschuldet  wird,  auf  sehr  frühe  Zeit  zurück,  denn  die  Rechts- 
gemeinschaft zwischen  Seeland  und  Mittelfriesland  ist  jeden- 
falls seit  der  nachfränkischen  Zeit  vollkommen  gelöst.  — 

2.  a)  Eine  andere  Nachrichtengruppe  erweist  die  Existenz 
eines  großen  Yerbandes  unter  dem  Namen  Pflug.  Zu  Anfang 
des  16.  Jahrhunderts  liegt  in  den  6  Goen  von  Drenthe,  das 
ebenfalls  dem  Bereich  des  friesischen  Rechts  zugehört3), 
eine  Steuer  von  je  4  holländischen  Gulden  auf  600  „Pflügen".4) 
Dieser  Ansatz  läßt  sich  nun  weit  hinauf  verfolgen:  1397  werden 
dem  Herrn  von  Coevord,  der  die  Hoheitsrechte  des  Bischofs 
von  Utrecht  in  Drenthe  geltend  machte  und  jetzt  darauf 
verzichtet,  dafür  12  000  alte  Schild,  d.h.  alte  holländische 
Gulden  sofort  und  600  je  für  die  nächsten  5  Jahre  gezahlt. 
1328  aber  macht  der  Bischof,  wie  in  Groningen,  Go  und 
Wold,  das  jetzt  von  dem  eigentlichen  Drenthe  abgetrennt  ist, 
so  auch  in  Drenthe  selber  eine  precaria  geltend  und  diese 
beträgt  für  Drenthe  150  Mark  Sterling,  also  wieder  600  alte 
holländische  Gulden.5)  Der  Ansatz  von  1  Schild  auf  den 
Pflug,  der  in  dem  Anfang  des  16.  Jahrhunderts  als  Brand- 
schatzung im  gel/drischen  Krieg  vervierfacht  wird,  ist  leicht 
zu  erklären.  Denn  während  in  Westeuropa  durch  das  1 1 . 
und  12.  Jahrhundert  die  byzantinische  Goldmünze  (der  mancus) 


l)  §  21;  v.  Schwerin  a.  a.  O.  S.  587  hat  diese  entscheidende  Stelle 
übergangen.  —  a)  Fr.  St.  S.  31  ms  8.  26  f.,  S.  63.  Swart  zur  friesischen 
Agrargeschichte  S.  125 ff.  hat  die  Erscheinung  übersehen,  wie  er  auch 
den  agrargeschichtlich  entscheidenden  Aanbreng  von  1511  nicht  kennt. 

—  •)  Fr.  St.  S.  6  ff.;  Fockema-Andreae  in  dieser  Zeitschrift  XXX,  S.  1  ff. 

—  *)  F    St.  S.  70.  —  *)  Fr.  St.  S.  71  ff,  wo  die  Umrechnungen. 
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von  30  Denar  als  hauptsächliche  Goldmünze  genannt  wird, 
knüpft  die  erneute  Goldprägung  Frankreichs  und  der  nieder- 
ländischen Gebiete  wiederum  an  den  alten  fränkischen  Gold- 
solidus  an,  der  ja  gerade  für  den  Nordwesten  noch  zu  Anfang 
des  9.  Jahrhunderts  geschlagen  wurde. l)  Denn  erstlich  wiegt 
die  früheste  französische  Goldmünze,  der  alte  denier  d'or 
ä  l'ecu  Ludwigs  des  Heiligen2)  4,05  gr.,  demnach  das  Dreifache 
des  besseren  merowingischen  Tremissis.3)  Dann  war  1370  der 
alte  holländische  Schildgulden  genau  im  Wert  des  „alten"  fran- 
zösischen Schildgulden  geprägt4);  nun  ist  aber  dieser  alte  hol- 
ländische Gulden  dem  Werte  eines  fränkischen  Goldsolidus  ent- 
sprechend 18  vlämische  Grote  oder  36  holländische  Grote.  d.  h. 
36  Reichsdenar  wert.5)  So  liegt  auf  jedem  Pflug  eine  Abgabe 
von  einem  fränkischen  Goldsolidus,  und  man  kann  darin  einen 
noch  viel  weiter  hinaufführenden,  freilich  nicht  zwingenden 
Beleg  für  das  Alter  jener  Steuerverteilung  sehen.  —  Das  ist 
klar,  daß  jene  600  Pflüge  nicht  im  ursprünglichen  Bestand  als 
Komplexe  noch  im  16.  Jahrhundert  vorhanden  waren,  son- 
dern der  überlieferte  Ansatz  wird  auf  das  in  6  Goe  zerlegte 
Land  und  seinen  jeweiligen  Bestand  verteilt;  da  das  Land 
im  ganzen  nicht  mehr  den  gleichen  Umfang  hatte  und 
außerdem  durch  Kolonisation  neue  Ansiedelungen  entstanden 
sind,  so  treffen  auf  die  einzelnen  Goe  nicht  mehr  genau 
100  Pflüge;  aber  nach  der  Höhe  der  Summe  —  Drenthe 
zu  600  Pflügen,  Drenthe  zerlegt  in  6  Goe  —  muß  ursprüng- 
lich auf  jeden  Go  ein  Betrag  von  100  Pflügen  gerechnet 
worden  sein.6) 

Es  ist  ganz  klar,  daß  der  Pflug  mit  einer  Belastung  von 

*)  Prou,  Les  monnaies  Carolingiennes  de  la  bibliotheque  nationale 
S.  XXXII  ff.  —  *)  Engel  et  Serrare  III  S.  948.  —  8)  v.  Luscbin,  Der 
Denar  der  lex  Salica  S.  39.  —  *)  v.  d.  Chiis,  De  raunten  der  grafschappen 
Holland  en  Zeeland  S.  216.  Daß  dann  später  (ebenda  S.  217  und  meine 
Fr.  St.  S.  127)  der  holländische  Schildgulden  an  Wert  steigt,  hängt 
offenbar  damit  zusammen,  daß  nun  auch  der  neuere  französische  Schild 
zu  4,4—4,5  Gramm  ausgeprägt  wird  (Engel  et  Serrure  III  S.  955,  956). 
—  8)  Fr.  St.  S.  127.  —  •)  v.  Schwerin  a.  a.  O.  S.  580  hat  die  Argumen- 
tation mißverstanden.  Was  er  einwendet,  würde  nur  zutreffen,  wenn 
wirklich  die  Pflüge  noch  als  Güter  vorhanden  gewesen  wären.  Be- 
trachtet man  den  Pflug,  wie  die  englische  hida  ad  geldum,  nur  mehr 
als  Steuereinheit,  so  hängt  die  Zahl  der  Pflüge  von  dem  gegenwärtigen 
Ausbau  nicht  ab.    Man  wird  bei  der  ruhigen  Entwicklung  Drenthes 
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36  Denar  kein  gewöhnliches  Bauernanwesen  sein  kann.  Legt 
man  die  Abgabe  von  4  Denar  zugrunde,  die  im  ganzen  Be- 
reich des  frühern  fränkischen  Reichs  die  normale  ist1),  so  kommt 
man  auf  8 — 9  Bauernanwesen  für  den  Pflug. 

Damit  stimmt  dann  ungefähr  eine  Rechnung,  die  man  für 
Drenthe  selbständig  aufstellen  kann.2)  Hier  werden  nach  dem 
Landrecht  von  jedem  Bauern  2  Groninger  Denar  gezahlt;  dazu 
kommt  aber  eine  weitere  Leistung:  nämlich  Bottingspfennige 
und  Schultmudden,  und  zwar  haben  diejenigen  die  Bottings- 
pfennige (=  einem  Brabanter,  also  einem  vlämischen  Groten) 
zu  zahlen,  die  die  Schultmudde  leisten.3)    Nach  einer  späteren 

freilich  annehmen  dürfen,  daß  die  Zahl  der  Steuerpflüge  in  den  ein- 
zelnen Goen  nicht  zu  stark  voneinander  differiert  und  das  ist  ja  auch 
der  Fall  (Fr.  St.  S.  71),  außer  für  Rolde  und  vielleicht  Nordenveld,  wo 
nachweislich  größere  politische  Abtrennungen  stattgefunden  haben.  Aber 
niemals  wird  der  „Ausbau  gerade  so  groß  sein  müssen,  um  die  vorhan- 
denen Zahlen  auf  eine  ursprüngliche  Zahl  100  zurückzuführen"  (Schwerin 
a.  a.  0.).  Ich  habe  diesen  Satz,  den  mir  Schwerin  unterlegt,  nicht  ge- 
braucht und  muß  sagen,  daß  ich  ihn  überhaupt  nicht  verstehe;  ver- 
mutlich ist  in  ihm  Pflug  als  territorialer  Komplex  und  Pflug  als  Steuer- 
einheit unrettbar  konfundiert.  An  dem,  was  dann  Schwerin  weiter 
bemerkt,  ist  gewiß  richtig  und  wird  gerade  von  mir  behauptet,  daß 
es  sich  um  600  Steuereinheiten  handelt.  Aber  das  besondere  ist,  daß 
diese  Steuereinheiten  Pflüge  heißen,  mit  einem  Ausdruck,  der  aus  'dem 
Begriff  der  Steuereinheit  heraus  sich  nicht  erklärt. 

*)  Mein  d.-fr.  V.  G.  I  S.  29  ff.  Zu  den  dort  angegebenen  Belegen 
kommen  noch  ein  paar  ganz  allgemein  gültige:  das  französische  Saxen- 
lied  (ed.  F.  Mentzel  u.  E.  Stengel)  v.  368  ff.  unterscheidet  für  Frank- 
reich die  östlichen  Teile,  wo  der  König  ein  chevage  von  4  denar  be- 
zieht, und  die  westlichen  Teile  (Herupe;  es  ist  das  damals  englische 
Frankreich  des  ausgehenden  12.  Jahrhunderts  gemeint),  wo  der  König, 
weil  er  nicht  Landesherr  ist,  diese  Abgabe  nicht  bezieht.  Turpini 
historia  Karoli  magni  (ed.  Castets)  c.  19  S.  37  ganz  Hispania  und 
Galecia  hat  einen  Zins  von  4  Denar  von  jedem  Haus  zu  leisten.  Diese 
beiden  legendarischen  Nachrichten  zeigen,  daß  nach  der  allgemeinen 
Vorstellung  des  12.  Jahrhunderts  der  Bauer  4  Denar  zu  zahlen  hat. 
Die  Zahlung  von  4  Denar  ist  dann  auch  den  colliberti  auferlegt:  mein 
d.  fr.  V.  G.  II  S.  15  und  dazu  noch  allgemein  Renaus  de  Montalban 
(Bibl.  d.  Lit.  Vereins  67)  S.  205  v.  Z.  11  f.,  S.  215  v.  3,  Saxenlied  v.  820, 
wo  die  4  Denar  als  Zeichen  des  cuwert  (collibertus  —  des  späteren 
englischen  coward)  genannt  sind.  Der  gleiche  Ansatz  ist  dann 
sogar  auf  England  übergegangen :  Stubbs ,  Select  charters  8  S.  283.  — 
2)  Meine  Ausführungen  in  d.-fr.  V.  G.  I  S.  29  sind  danach  zu  verbessern. 
—  3)  Drenthisches  Landrecht  von  1412  §  21—23;  Fr.  St.  S.  73  N.  62. 
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Nachricht  des  16.  Jahrhunderts  aber  wurden  damals  als 
Schultmudden  400  Mudden  Roggen  und  134  \Mudden  Gerste 
entrichtet.1)  Es  ist  nun  klar,  daß  im  Landrecht  zwei  ver- 
schiedene Klassen  von  Steuerpflichtigen  sich  gegenübertreten. 
Einmal  ein  engerer  Kreis  von  Pflichtigen  —  an  Zahl  fast 
so  viel  wie  Pflüge  da  sind  (543  gegen  000);  dieser  haftet 
für  die  Schultmudde  und  den  einen  Bottingspfennig,  d.  h.  für 
die  mit  der  Gerichtshaltung  zusammenhängenden  Abgaben; 
dann  schulden  demgegenüber  alle  selbständigen  Wirte  für  2 
Denar  Steuer.  Nun  ist  aus  fast  der  gleichen  Zeit  in  dem 
Recht  des  benachbarten  Oldampts  eine  gesetzliche  —  also 
nicht  vorübergehende  —  Schätzung  der  Mudde  Hafer  auf  4 
vlämische  Grot  überliefert2);  der  Wert  des  Roggens  im  Ver- 
hältnis zu  Hafer  aber  ist  durch  ganz  Nordeuropa  von  der 
karolingischen  Zeit  bis  in  das  neunzehnte  Jahrhundert  das 
Doppelte  des  Hafers,  während  die  Gerste  mindestens  auf  3/2 
des  Haferpreises,  gewöhnlich  fast  aufdenRoggenpreis  kommt.3) 
Bedenkt  man  dieses  konstante  Verhältnis,  so  muß  man  400 
Mudden  Roggen  zu  8  Grot,  134  Mudden  Gerste  zu  mindestens 
6  Grot  einsetzen  und  bekommt  dann  als  Gesamtbetrag  aller 
Abgaben  in  Drenthe,  die  mit  600  alten  holländischen  Gulden 
(=  18  vlämische  Grot)  gleich  sind. 

400  •  8  Gr.  -f-  134 . 6  Gr.  +  534  Gr.  (Bottingspf.)  +  x  Grot 
(Rauchpfennig)  =  600  •  18  Gr.  Danach  sind  die  Bauern,  welche 
zwei  Rauchpfennig  (==  1  Grot)  zahlen  =  6262.  Rechnet  man 
aber  die  Gerste  annähernd  so  hoch  wie  Roggen,  dann  kommen 
die  Rauchpfennige  auf  6000  Grot.  Im  ganzen  erhält  man 
etwa  10  Bauern  (bei  denen  dann  auch  die  Kötter  eingerechnet 
sind)  auf  den  Pflug.4) 

»)  Fr.  V.  S.  73.  —  2)  Oldampter  Landrecht  von  1471  I  32  (pro 
excol.  iure  patrio  VI  S.  678).  —  3)  1.  Sax.  66  Hafer  =  2/3  Gerste  = 
1ji  Roggen;  cap.  Sax.  c.  11  Hafer  =  1/i  Roggen.  Für  England  in  der 
zweiten  Hälfte  de9  13.  und  im  14.  Jahrhundert  Torold  Rogers  Hist.  of 
agriculture  and  prices  in  England  I.  S.  226  f.  Für  den  Norden  Secber, 
Corpus  const.  Daniae  I  842  (1566)  12  dir  af  hver  laest  körn ,  regnende 
36  tdr  byg  eller  30  tdr  rüg  eller  60  tdr  havre  for  1  laest;  A.  Berntsen,. 
Danmarkes  og  Norges  fructbar  Herlighed  II  S.  489  Gerste  5/g,  Hafer  1J1  des 
Roggenwertes.  Dazu  auch  Erslev,  Valdemarernes  Storhedstid  S.  11  f.  — 
Für  Niederdeutschland  im  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  Grote  in  Münz- 
studien V  S.  149f.  —  *)  Vollständig  unklar  ist  mir  die  Bemängelung  bei 
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Soweit  bleibe  ich  bei  dem,  was  ich  früher  zu  diesen 
Angaben  ausgeführt  habe.  Aber  es  läßt  sich  aus  ihnen  noch 
ein  weiterer  Zug  gewinnen,  der  früher  noch  nicht  gesehen 
wurde.  Es  hat  sich  nämlich  über  den  gewöhnlichen  rauch- 
steuerpflichtigen Bauern  ein  engerer  Kreis  gezeigt,  der 
allein  für  die  Summe  der  mit  der  Gerichtshaltung  ver- 
bundenen Yerpflegsabgabe  aufkommt  (Bottingspfennig  und 
Schultmudde) ;  sind  jene  über  6000,  so  betragen  diese  unge- 
fähr 534;  d.  h.  sie  sind  fast  gerade  so  zahlreich  als  Pflüge 
vorhanden  sind.  Nun  können  sich  bei  solchen  durch  Kultur- 
änderung beeinflußten  Naturalabgaben  —  anders  wie  bei 
Geldabgaben  —  die  ursprünglichen  Beträge  niemals  ganz 
rein  erhalten  und  zudem  müssen  hier  wohl  die  im  13.  Jahr- 
hundert von  Drenthe  abgetrennten  Parochien  des  Nordostens 
eingerechnet  werden.  So  wird  man  ursprünglich1  zu  jenen 
534  immerhin  noch  einen  kleinen  Betrag  hinzurechnen  dürfen.1) 


v.  Schwerin  a.  a.  0.  S.  580.  Es  ist  nicht  richtig,  daß  die  vorstehende  Be- 
rechnung ein  Kontrollschluß  auf  die  Zahl  der  Pflüge  sein  soll.  Denn  diese 
ist  ja  in  der  Gleichung  vorausgesetzt.  Deshalb  habe  ich  auch  nicht  durch 
„petitio  principii  eine  Zahl  von  9  — 11  Anwesen  (hier  10)  eingesetzt", 
sondern  das  ist  ja  das  Resultat  der  Gleichung.  Was  v.  Schwerin  an 
Positivem  bringt,  ist  nur  folgendes:  einmal  behauptet  er,  es  sei  eine 
beträchtliche  Fehlerquelle,  wenn  ich  in  Fr.  St.  S.  73  f.  statt  534  Mudden 
600  eingestellt  habe;  ich  hatte  diese  Abrundung  dadurch  vollkommen 
ausgeglichen,  daß  ich  als  niedersten  Wert  der  Roggenmudde  weit  unter 
dem  bezeugten  Betrag  nur  6  grot  einsetzte:  dann  kommt  man,  wie 
es  Fr.  St.  geschehen,  auf  11  Bauern  für  den  Pflug.  Rechnet  man  ganz 
genau,  dann  muß  man  aber  auch  den  vollen  Roggen  wert  einsetzen 
und  dann  kommt  man  ungefähr  sogar  auf  10  Bauern.  Diesmal  wähle 
ich  die  zweite  Berechnungsart,  um  jeden  scheinbaren  Einwand  auszu- 
schließen. —  Das  zweite  ist  die  Behauptung,  daß  ich  mit  einem 
Schätzungswert  rechne.  Das  Verhältnis  zwischen  Roggen  und  Hafer 
ist  eine  ökonomische  Konstante,  der  Haferwert  aber  steht  in  einer  an- 
nähernd gleichzeitigen  Quelle  aus  der  gleichen  Gegend  gesetzlich, 
also  im  Durchschnittswert  fest  und  ist  nicht  von  mir  geschätzt. 

x)  Der  Ausfall  mag  mit  auf  die  von  Drenthe  abgefallenen  12  Pa- 
rochien im  Nordwesten  zurückgeführt  werden,  wie  ich  Fr.  St.  S.  73  vorge- 
schlagen habe  und  noch  jetzt  für  sehr  möglich  halte  (vgl.  0.  B.  Gro- 
ningen 1 314,  wo  in  der  Tat  8Vs  Mark  dafür  in  Anschlag  gebracht  werden, 
entsprechend  21  Pflügen).  Aber  es  wird  dann  noch  immer  ein  Defizit 
bleiben:  denn  es  würden  die  mit  den  Schuldmudden  belasteten  Pflüge 
niemals    gerade    den    vollen    Betrag    ergeben    haben.      Es    ist    des- 
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Dann  aber  müssen  wir  wohl  die  600  Pflüge  und  die  jedenfalls 
fast  600  Schultmudden  miteinander  in  Verbindung  setzen. 

Es  werden  also  ursprünglich  die  Inhaber  der  600  Pflüge 
die  Verpflegung  des  reisenden  Richters  getragen  haben.  Aber 
für  die  Zeit  des  15.  und  16.  Jahrhunderts,  für  die  wir  allein 
Nachrichten  besitzen,  folgt  daraus  lange  nicht,  daß  damals 
noch  immer  600  solche  Pfluginhaber  existiert  hätten;  vielmehr 
ergibt  das  Recht  des  15.  Jahrhunderts  unmittelbar,  daß  sich 
die  Last  von  mehreren  Mudden  auf  einen  Besitzer  gehäuft 
haben  kann.1) 

In  einem  Nebenland  von  Drenthe,  dem  Gebiete  von 
Vollenho,  Kuenre,  Hasselt,  Kampen,  also  einem  Gebiete,  das 
für  mehrere  Goe  im  Sinne  eines  Verbandes  von  etwa  1000 
Männern  auch  dann  Raum  bietet,  wenn  man  nicht  an  Landes- 
verluste durch  die  Vergrößerung  der  Zuiderzee  denken  will, 
ist  in  schon  viel  früherer  Zeit  (tl33)  bezeugt,  daß  zu  jedem 
Go    100    ursprünglich   zur  Allmend    Berechtigte    gehören.2) 


halb  unrichtig,  wenn  v.  Schwerin  a.  a.  O.  S.  581  bemängelt,  daß  die 
beiden  Zahlen  nicht  genau  zusammentreffen. 

*)  ürenther  Landrecht  von  1412  §  21.  —  *)  So  die  nun  schon 
öfters  besprochene  Urkunde  von  1133  bei  Racer,  Overysselsche  gedenk- 
stukken  II  S.  200  (Fr.  St.  S.  13  ff.);  v.  Schwerin,  der  früher  (die  alt- 
germanische Hundertschaft  S.  48  f.)  behauptet  hatte,  daß  „kein  Teil  des 
Laufs  der  Yssel  in  den  Bezirk  Fulnaho  fällt",  scheint  jetzt  diese  ledig- 
lich auf  die  übliche  Abgrenzung  in  den  historischen  Karten  gestützte 
Behauptung  fallen  gelassen  zu  haben,  behauptet  aber  nunmehr  (a.  a.  O. 
S.  579),  daß  „noch  jeder  Anhaltspunkt  fehle,  daß  sich  im  Fulnaho  ein 
Oster-  und  ein  Suthergo  befunden  haben".  Liest  man  die  Urkunde, 
so  staunt  man  über  diese  Bemerkung.  Denn  es  heißt  zuerst:  quid 
habui  in  Fulnaho  22  portiones,  quas  warscaph  vocant.  Dann  folgt: 
supra  dictarum  portionum  10  iacent  inter  portiones  illorum  de 
Suthergo;  4  vero  sunt  de  allodio  de  Methre;  item  4  inter  C  illorum  de 
Wye;  item  2  inter  C  illorum  de  Suthego;  1  de  Lenethe  et  1  de  Isle- 
muithen.  Da  die  Einzelposten  gerade  die  Summe  von  22  ergeben,  so 
ist  klar  und  durch  das  supradictarum  unmittelbar  bezeugt,  daß  alle 
diese  Warschaften  in  Vollenho  liegen,  das  von  mir  als  ein  politischer 
Verband,  nicht  allenfalls  als  bloß  topographische  Bezeichnung  für  einen 
Wald  nachgewiesen  ist.  Freilich  wird  die  Berechtigung  nur  zweimal  un- 
mittelbar mit  einem  Go  verknüpft  und  so  stößt  sich  Schwerin  daran,  daß 
mindestens  einmal  —  für  Wye  (Mastenbroek)  —  die  100  Warschaften  an 
einen  Komplex  gebunden  sind,  der  nicht  Go  sein  kann;  denn  Go  war  der 
Mastenbroek,  über  den  insbesondere  auch  das  Deichrecht  bei  Pufendorf, 
Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte.  XXXII.  Germ.  Abt.  4 
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Denn  1133  erscheinen  in  bezug  auf  die  Goe  100  Berechti- 
gungen, die  dann  allerdings  gelegentlich  auch  auf  die  ein- 
zelnen Nutzungsobjekte  spezialisiert  sein  können.  Yiele  von 
ihnen  sind  bereits  in  einer  Hand  kumuliert  und  deshalb 
wohl  schon  vollständig  auf  ein  Anwesen  radiziert. 

Vielleicht  würde  keine  der  drei  Nachrichten  —  die  von  den 
100  Pflügen  für  jeden  der  6  drenthischen  Goe,  die  von  den 
annähernd  600  Personen,  welche  zur  Entrichtung  der  mit 
der  Gerichtshaltung  verbundenen  Steuer  verpflichtet  sind; 
endlich  die  von  den  100  Allmendberechtigungen  im  Go  — 
für  sich  allein  voll  beweisen.  Zusammengenommen  aber  ergeben 
sie  für  Drenthe  und  seine  Nebenlande  bis  zurück  in  den  An- 
fang des  12.  Jahrhunderts  100  Höfe  (Pflüge),  mit  denen  einer- 
seits die  volle  Allmendberechtigung  verknüpft  ist,  auf  denen 
andererseits  aber  auch  die  Steuerpflicht  ruht.  Die  eine  Art  der 
Steuer  tragen  diese  Höfe  dabei  selber  endgiltig;  die  Rauch- 
steuer dagegen,  welche  alle  Bauern  trifft,  ist  immerhin  zunächst 
auch  auf  die  Pflüge  ausgeschlagen  und  das  kann  dann  nur 
bedeuten,  daß  jedenfalls  ursprünglich  die  Inhaber  der  Pflüge 

Observ.  IV  app.  S.  463  ff.  zu  vergleichen  ist,  gewiß  nicht.  Aber  ich  habe 
schon  Fr.  St.  S.  70  ausgeführt,  wie  das  zu  erklären  ist:  die  zunächst 
an  den  Go  gebundene  Berechtigung  kann  natürlich  genau  so  gut 
auf  die  der  Berechtigung  unterworfenen  einzelnen  Objekte  bezogen 
werden  und  deshalb  ergibt  sich  an  diesem  einzelnen  Objekte  durch 
eine  solche  Differenzierung  dieselbe  Zahl  von  Rechten;  die  Leute 
des  Go,  in  dem  der  Mastenbroek  liegt  —  es  kann  dies  sogar  der 
Suthergo  selber  sein  — ,  haben  dann  an  dem  Mastenbroek  100  Be- 
rechtigungen. Daraus  erklären  sich  die  100  illorum  de  Wye  und  ver- 
mutlich auch  die  de  Methre,  Lenethe,  Islemuithen.  —  Die  Stelle 
führt  aber  in  einer  Beziehung  noch  weiter.  Das  C  illorum  de  Wye 
kann  —  der  Mastenbroek  ist  unmöglich  stärker  besiedelt  —  nach  der 
ganzen  örtlichen  Beschaffenheit  nicht  heißen:  die  100  Teile  jener,  die 
im  Wye  wohnen,  sondern  nur  die  100  Teile  jener,  die  am  Wye  be- 
rechtigt sind.  Dann  muß  man  aber  annehmen,  daß  auch  das  10  inter 
C  portiones  illorum  de  Ostergo  und  2  inter  C  illorum  de  Suthegoe  vom 
Schreiber  geradeso  gedacht  ist,  wie  das  C  illorum  de  Wye.  Das  illorum 
de  Wye  drückt  die  Berechtigung  am  Wye  aus ,  mag  man  nun  illorum 
auf  Menschen  beziehen  oder,  was  auch  möglich  ist,  auf  warscaph;  so 
oder  so  heißt  es:  100  (Teile)  jener  (Leute  oder  Warschaften),  die  sich 
auf  den  Wye  (als  Berechtigte)  beziehen.  Dann  kann  auch  C  illorum 
de  Ostergo  und  de  Suthergo  nur  heißen,  daß  der  Ostergo  und  der 
Suthergo  im  ganzen  Objekt  von  100  Berechtigungen  ist. 
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dem  Staate  (Bischof  von  Utrecht)  gegenüber  auch  für  diese 
Steuern  aufkommen  mußten  und  so  irgendwelches  Steuer- 
eintreibungsrecht  den  gewöhnlichen  Bauern  gegenüber  be- 
saßen. Diesen  vollberechtigten  Höfen  stehen  dann  die  ge- 
wöhnlichen Bauern  gegenüber,  von  denen  mindestens  im 
15.  Jahrhundert  etwa  10  auf  den  Pflug  gingen;  es  entspricht 
das  vollständig  dem,  was  wir  von  der  Volkszahl  Drenthes 
wissen.  Ob  die  Vollberechtigten  auch  im  spätem  Mittelalter 
und  darüber  noch  existiert  haben,  zusammengeballt  in  den 
nun  viel  kleineren  Kreis  der  von  den  Hausleuten  geschie- 
denen Hofleute  oder  Hofsassen1),  so  daß  dann  auch  in 
Drenthe  Hof  den  Urhof  bedeutete,  oder  ob  sie  überhaupt 
verschwunden  und  nur  die  Steuerhufen  als  Überrest  ihrer 
früheren  Existenz  geblieben  sind,  läßt  sich  nicht  mit  Bestimmt- 
heit sagen,  so  wahrscheinlich  mir  innerlich  die  erste  Meinung 
vorkommt. 

b)  Pflug  (aratrum)  erscheint  zu  Ende  des  13.  Jahrhunderts 
in  den  Groninger  Ommelanden,  also  in  unmittelbarer  Nachbar 
schaft  von  Drenthe  als  Bezeichnung  für  einen  Menschenverband, 
der  gleichzeitig  als  fliuta  (fliata)  bezeichnet  wird.  Die  fliuta 
aber  ist  patronymisch  benannt,  also  ein  Verwandtschaftsver- 
band, nicht  allenfalls  eine  einzelne  Hausgenossenschaft,  und 
wird,  vom  10.  und  11.  Jahrhundert  bis  zu  Ende  des  13.  Jahr- 
hunderts wiederholt  zur  Bezeichnung  kleiner  Ortschaften 
gebraucht.2)    Dann  ist  aratrum  eine  Ansiedelung,  die  größer 


*)  Fr.  St.  S.  38.  —  2)  v.  Schwerin  a.  a.  0.  S.  590  meint,  ich  habe 
das  im  Text  aus  den  Fr.  St.  S.  76  ff.  Wiederholte  gegen  die  „Fest- 
stellungen" von  Siebs  und  His  angenommen.  Was  haben  nun  diese 
Schriftsteller  „festgestellt"  ?  His  hat  allerdings  behauptet  —  nicht  be- 
wiesen —  daß  fliuta  eine  künstliche  Kriegsgenossenschaft  sei  und  hat 
damit  Anklang  gefunden.  Aber  ist  das  richtig?  Bereits  im  10.  und 
11.  Jahrhundert  kommt  fliuta  in  der  Form  fliata,  flieta,  flete  als  Orts- 
name vor.  Siebs  bei  Heck  G.  V.  S.  428  hat  das  allerdings  geleugnet 
und  meint,  daß  diese  Ortsnamen  mit  fliat  =  Bach  zusammenhängen 
und  die  andern  sind  ihm  gefolgt.  Um  alle  Zweideutigkeiten  zu  ver- 
meiden, sei  nun  sofort  betont,  daß  sich  in  den  Werdener  Urbaren  die 
Form  fliuta  nicht  findet,  sondern  diese  den  späteren  Nachrichten  an- 
gehört; ist  trotzdem  Fr.  St.  S.  77  n.  3  einmal  fliutum  und  einmal  flioton 
gedruckt  worden,  so  erklären  sich  diese  Druckfehler  aus  meiner  leider 
so  schlechten  Handschrift  und   der  bei  einer  Festschrift   geforderten 

4* 
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als  ein  einzelnes  Haus  ist  und  einem  Geschlecht  zugeschrieben 
wird.  Daß  der  aratrum  aber  Pflug  im  gewöhnlichen  Sinn 
bedeutet,  darüber  kann  kein  Zweifel  sein.1) 


Eile  des  Druckes.  Die  Form  fliata,  flieta,  fleta  gebt  nun  gewiß  auf 
den  Stamm  flut  (Fick-Torp,  Wortschatz  der  germanischen  Sprachein- 
heit S.  255)  zurück,  wie  dies  ja  auch  Siebs  annimmt.  Allein  auch 
fliuta  muß  demselben  Stamm  entwachsen  sein.  Denn  in  der  nächst- 
verwandten angelsächsischen  Sprache  kommt  durchweg  fleot,  fleote 
vor;  da  nun  im  Friesischen  iu  das  normale  für  eo,  io  ist  (v.  Holten, 
Altostfriesische  Grammatik  S.  26),  so  steht  fliuta  für  angelsäch- 
sisch fleote.  Die  Form  fliata  aber  ist  überhaupt  wohl  nicht  aus  dem 
Friesischen  zu  erklären;  denn  sie  ist  ja  nur  in  einer  niederrheini- 
schen Quelle,  den  Werdener  Urbaren  überliefert,  und  für  das  Nieder- 
fränkische  ist  der  Wandel  des  eo  (iu)  in  ia  (ea)  etwas  überaus  Bezeichnen- 
des: Heinzel,  Geschichte  der  niederfränkischen  Geschäftssprache  S.  26 
(z.  B.  Theathardus,  Theatbaldi ,  Diapanbec)  und  dazu  noch  die  nieder- 
fränkische Glosse  zu  Prudentius  (Zeitschr.  f.  deutsch.  Alt.  15  S.  523 
Z.  342)  defluat— ut  fliata,  also  gerade  die  hier  in  Frage  stehende  Form. 
Wenn  Siebs  auf  flihan  (Heliand  v.  1460  giflihid),  in  Ordnung  bringen, 
verweist,  so  fragt  man  sich,  wo  denn  in  fliuta  das  h  des  Stammes  hin- 
geraten ist;  Siebs  ist  zu  seiner  Ableitung  nicht  aus  sprachlichen  Gründen, 
sondern  einfach  deshalb  gekommen,  weil  er  sich  nach  dem  Stand  der 
damaligen  Forschung  sachlich  einen  Zusammenhang  von  fliuta  im  Sinn 
von  Verband,  Ortschaft  mit  fließen  nicht  denken  konnte.  Sachlich  aber 
geht  dann  fliata  oder  fliuta  nicht  auf  diejenige  Anwendung  des  Stammes 
flut  zurück,  die  das  Rinnen  des  Wassers  bezeichnet,  sondern  auf  jenen 
Sinn,  welcher  in  dem  friesischen  fletta  (cf.  Richthofen  h.  1.)  und  dazu 
nordisch  flytia  —  Richthofen  bringt  zu  Unrecht  fletta  mit  flet  Haus  in 
Zusammenhang  —  und  dem  allgemeinen  germanischen  Floß  =  Fahrzeug, 
Schiff  (angelsächsisch  auch  fleot)  steckt.  Dann  ist  fliata,  fliuta  lediglich 
eine  Übertragung  des  Ausdrucks  Schiff,  der  den  Küstenbewohnern  für 
jedes  Fahrzeug  besonders  nahe  liegt,  auf  den  Pflug,  wie  umgekehrt 
der  Binnenländer  das  Wort  Fahrzeug,  das  ursprünglich  den  Wagen 
bedeutet,  für  das  Schiff  verwendet.  Wie  leicht  solche  Übertragungen 
sich  machen,  zeigt  der  angelsächsische  exodus  v.  223,  wo  die  Juden, 
die  im  ganzen  Zusammenhang  nicht  als  Seefahrer,  sondern  als  mar- 
schierendes Heer  auftreten,  doch  als  flotan  bezeichnet  werden. 

»)  Heck,  G.  V.  S.  132  n.  64  und  die  ihm  Folgenden  betrachten  ara- 
trum als  eine  mißverständliche  Übersetzung  eines  ploeg,  was  nach 
Siebs  (Heck,  G.  V.  S.  431)  nicht  Pflug,  sondern  Menschenverband  be- 
deuten soll.  Es  ist  nun  klar,  daß  sich  aus  Pflug  im  Sinn  der  hier  be- 
haupteten Entwicklun  gleicht  auch  die  farblosere  Bedeutung  Menschen- 
haufen ergeben  hat.  Aber  daß  ploeg,  wenn  es  sprachlich  von  Pflug 
verschieden  war,  im  Friesischen  des  13.  Jahrhunderts  von  -einem  lateinisch 
schreibenden  Landeskind  nicht  mit  societas,  sondern  mit  aratrum  wieder- 
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3.  So  ergeben  sich  für  das  friesische  Rechtsgebiet  fol- 
gende Nachrichtenreihen.  Für  den  äußersten  Westen  und 
das  spätere  Mittelfriesland  ist  im  13.  Jahrhundert  ein  Komplex 
von  100  (120)  friesischen,  also  etwa  300  (360)  oberdeutschen 
Morgen  bezeugt,  der  -in  den  ursprünglichen  Ansiedelungen 
liegt,  einen  ungepanzerten  Reiter  aufzubringen  hat  und  des- 
halb mindestens  auch  die  finanziellen  Lasten  trägt,  die  mit 
der  Gestellung  eines  solchen  Reiters  zusammenhängen.  Ge- 
mäß einer  Nachricht  des  13.  Jahrhunderts,  welche  dem  eben- 
falls altfriesischen  Gebiet  von  Utrecht1)  angehört  und  das 
sonst  bekannte  friesische  Maß  verwendet 2),  wird  dementgegen 
der  mansus  auf  16  friesische  Morgen  —  etwa  48  ober- 
deutsche Morgen  — ,  also  zu  xh  oder  vji  des  großen  Komplexes 
angeschlagen,  je  nachdem  man  Großhundert  oder  Kleinhundert 
rechnet.  Dieser  mansus  entspricht  vermutlich  einer  virga  im 
Gewann.3)  Der  Name  des  großen  Komplexes  aber  ist 
havina.  — 

In  dem  Mittelgebiet,  Drenthe  und  Vollenho,  dann  in  den 
Ommelanden,  begegnet  als  ein  großer  Komplex  der  Pflug. 
Dieser  Komplex  ist  der  Träger  der  staatlichen  Abgaben.  Der 
Go  zählt  100  solcher  Komplexe,  welche  ursprünglich  allein  die 
Gerichtsabgabe  tragen  und  denen  auch  die  Berechtigungen 
an  der  Goallmende  zustehen.  Im  15.  Jahrhundert  kommen 
etwa  auf  je  einen  Pflug  10  Bauern,  wobei  hier  ja  auch  die 
Kötter  eingerechnet  sind.  —  Das  aratrum  (fliuta)  der  Omme- 
lande  aber  ist  eine  Bauerschaft,  die  noch  als  Geschlechts- 
verband betrachtet  wird. 

Beiden  Nachrichtenreihen  gemeinsam  ist  also  eine  Groß- 
hufe, die  da  und  dort  den  gleichen  Umfang  haben  muß. 
Denn  dem  Komplex,  der  in  7 — 8  Hufen  zu  etwa  48  ober- 


gegeben sein  sollte,  was  es  aber  sachlich  nicht  bedeutet  hätte,  ist  ein 
ungewöhnlich  barocker  Gedanke.  Mit  nichts  anderm  aber  hat  Heck — 
Siebs  and  His  S.  70,  um  mit  v.  Schwerin  S.  590  zu  reden,  „längst  zur 
Genüge  festgestellt",  daß  aratrum  nicht  unser  Pflug  ist. 

*)  Fockema-Andreae  in  dieser  Zeitschr.  XXX  S.  lff.  —  2)  v.d.Bergh 
II  94.  1262 :  dazu  Fr.  St.  S.  29.  —  »)  So  mit  Recht  Swart  a.  a.  O. 
S.  158  ff.,  der  nur  darin  irrt,  daß  er  ohne  Beleg  diese  Hufe  als  Latenhufe 
ansieht. 
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rheinischen  Morgen  zerfällt,  ist  ein  anderer,  der  mit  Ein- 
rechnung  auch  der  Kötter  in  etwa  10  Bauernanwesen  zer- 
fällt, gleich. 

Diese  Erscheinung  läßt  sich  nun  unmittelbar  bis  in  die 
karolingische  Zeit  verfolgen.  Aus  dieser  ist  nämlich  eine  Auf- 
gebotsordnung für  Friesland  überliefert x),  die  von  allem  ab- 
weicht, was  sonst  über  fränkisches  Heerrecht  berichtet  wird.2) 

Gemeinsam  ist  freilich  allen  Bestimmungen  der  Gedanke, 
daß  erst  ein  größerer  Komplex  einen  "Wehrpflichtigen  allein 
zu  stellen  hat  und  daß  die  Besitzer  kleinerer  Komplexe  zu 
einem  Gestellungsverband  zusammenzulegen  sind.  In  den 
übrigen  fränkischen  Normen  werden  diese  aber  —  wenn 
auch  in  groben  Sätzen  —  nach  dem  Maß  ihres  Besitzes 
so  zusammengelegt,  daß  eine  kleinere  Zahl  Yermögender  und 
eine  größere  Zahl  Unvermögender  einen  Yerband  bilden.3) 
Dagegen  jene  Bestimmung  für  Friesland  legt  lediglich 
7  pauperiores  zu  der  Gestellung  eines  Mannes  zusammen, 
während  die  friesischen  caballarii  persönlich  erscheinen  müssen. 
Das  ergibt  jedenfalls  den  Satz,  daß  der  caballarius  7  mal 
begüterter  wie  ein  pauperior  ist,  und  damit  kehrt  wenigstens 
die  Verhältniszahl  des  späteren  seeländischen  und  mittel- 
friesischen Rechts  wieder,  wo  die  zur  Stellung  eines  Reiters 
Pflichtige  havina  siebenmal  so  groß  als  die  gewöhnliche  frie- 
sische Hufe  erscheint.  Schon  allein  diese  Gleichheit  der 
Proportion  würde  das  friesische  Verhältnis  von  Großhufe  und 
der  normalen  Hufe  auf  die  fränkische  Zeit  zurückführen. 
Aber  man  darf  noch  einen  Schritt  weiter  gehen.  Weil  im 
Kapitular  die  Gestellungspflicht  nicht  nach  dem  Maß  des 
Vermögens  bestimmt  ist,  sondern  ganz  starr  7  pauperiores 
einen  Mann  stellen,  so  müssen  diese  pauperiores  als  gleich- 
mäßig Besitzende  gedacht  werden;  würde  man  verschiedenen 
Besitz  unterlegen,  so  käme  man  ja  zu  einem  juristischen  Nonsens. 


2)  cap.  49,  3.  —  s)  Es  ist  der  Grundfehler  in  den  gelegentlichen 
Bemerkungen  v.  Schwerins  a.  a.  0.  S.  587  f.,  daß  er  diesen  Unterschied 
nicht  gesehen  hat.  Auch  ich  habe  früher  (d.  u.  fr.  V.  G.  I  S.  113)  ihn 
noch  nicht  klar  erkannt.  —  3)  cap.  48  §  2:  3  mansus  oder  6  halbe  man- 
sus  oder  hier  —  im  städtischen  Gallien!  —  auch  die  Besitzer  eines 
gewissen  Mobiliarvennögens  stellen  einen  Mann;  cap.  162  §  3,  165  c.  1: 
2 — 4  sollen  je  nach  dem  Vermögen  zusammengelegt  werden. 
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Dann  aber  kann  man  bei  den  pauperiores  nur  an  die 
Normalbauern,  an  die  Inhaber  einer  gewöhnlichen  Hufe 
denken;  denn  bei  ihnen  allein  ist  rechtliche  Gleichheit  des 
Besitzes  gegeben,  pauperior  (der  spätere  blata)  ist  also  in  dem 
Sinn  gemeint,  wie  er  schon  seit  dem  10.  Jahrhundert  in  nieder- 
deutschen wie  oberdeutschen  Quellen  für  „armer Mann"  hervor- 
tritt; der  pauperior  ist  der  popularis,  der  Bauer.1)  Ist  das 
richtig,  so  gewinnt  man  einen  unmittelbaren  Beleg  für  den  Satz, 
daß  auch  in  karolingischer  Zeit  der  Mann,  der  in  eigener  Per- 
son ausziehen  muß,  siebenfach  so  begütert  ist  wie  der  gewöhn- 
liche Hüfner,  und  damit  ist  der  Großkomplex  des  friesischen 
Rechts  bis  auf  den  Anfang  des  9.  Jahrhunderts  zurück- 
geführt. 

Ilavina,  Pflug  (fliuta)  sind  sichere  Bezeichnungen  für 
diesen  Komplex.  Sehr  wahrscheinlich  wird  aber  ferner  das 
Wort  tiuchga2)  dafür  gebraucht.  Endlich  aber  wird  häufig 
auch  die  Bezeichnung  hovemann,  hoevelinc  für  den  über 
dem  Gemeinfreien  stehenden  Adeligen  verwandt:  dessen  An- 
wesen ist  also  ein  Hof.3) 

H.  Genau  dieselbe  Großhufe  ergeben  die  angelsäch- 
sischen und  englischen  Nachrichten. 

Den  Ausgangspunkt  für  die  Untersuchungen  muß  hier 
natürlich  das  Domesdaybook  (D.  D.  zitiert)  bilden;  alles 
andere  baut  sich  erst  auf  den  daraus  gewonnenen  Resultaten 
auf.  — 

Bekanntlich  wird  da,  wo  der  Grundbesitz  nach  Hiden  be- 
messen ist,  vom  Domesdaybuch  gewöhnlich  zwischen  dem  Hiden- 
betrag,  d.  h.  dem  Betrag  von  Steuereinheiten,  auf  welchen 
der  jeweils  beschriebene  Komplex  in  der  Zeit  König  Edwards, 
also  der  letzten  angelsächsischen  Zeit  angeschlagen  war,  und 
der  Zahl  der  carrucae,  aus  denen  der  Komplex  räumlich 
wirklich  besteht,  unterschieden.  Nicht  selten  werden  aber  auch 


*)  Aepelred  VII 2  §  4  liber  pauper  im  Gegensatz  zu  tainus  regis 
bedeutet  den  gewöhnlichen  Mann.  Steinmayer-Sievers,  Althochdeutsche 
Glossen  II  S.  255  n.  18  arm  =  popularis.  Dazu  stimmt,  daß  im  Norden 
der  rikismadr  oder  der  aettborinn  til  rikis  (Heimskr.  Olaf'ss.  helga  105, 
125)  der  regierende  Mann  ist  und  die  rikir  boendr  mit  den  hoefdingjar 
zusammen  genannt  werden  (Heimskr.  Olafss.  Trygvas.  65  a.  f.).  —  Über 
blata  Richthofen  W.  B.  —  »)  Fr.  St.  S.  80.  —  s)  Fr.  St.  S.  34. 
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die  tatsächlich  vorhandenen  Gutsgrößen  nach  lüden  abge- 
messen. l) 

Für  die  Untersuchung  ist  zunächst  von  der  Hide  im 
ersten  Sinn,  der  „fiskalischen"  Hide  auszugehen.  Hier  ist 
nun  daran  festzuhalten,  daß  diese  Hide  in  den  meisten 
Teilen  des  normannischen  Urbars  als  eine  Einheit  gedacht 
ist,  welche  in  4  virgatae  und  in  120  Acker  zerfällt.2)  —  Von 
diesem  Satz  besteht  keine  Ausnahme  für  Leicestershire ;  denn 
die  „hidae"  zu  12  carrucatac,  die  angeblich  dort  vorkom- 
men, erklären  sich  aus  einem  Lesefehler  des  Schreibers, 
der  aus  dem  Grafschaftsbericht  in  das  Domesdaybuch  ein- 
trug. In  diesen  nördlichen  Gegenden  findet  sich  nämlich, 
worauf  noch  zurückzukommen  ist,  die  Bezeichnung  hundred 
für  12  hidae  verwendet,  und  hundred  ist  sehr  häufig  zu  fcd 
abgekürzt;  diese  Abbreviatur  wurde  dann  von  dem  Schreiber 
der  Zentralverwaltung,  dem  diese  kleinen  Hundertschaften 
fremd  waren,  als  hida  gelesen.3)  —  Ebensowenig  ist  es  eine 
grundsätzliche  Abweichung,  wenn  da,  wo  die  Steuerlast  pro- 
zentual herabgesetzt  wird,  nun  auch  von  einer  herabgesetzten 
hida  und  virgata  die  Rede  ist,  insbesondere  von-  parva  vir- 
gata  im  Gegensatz  zur  großen  virgata ;  die  große  virgata  ist 
dann  die  virgata  zu  30  Acker.4) 


*)  Für  das  letzte  besonders  die  ausgezeichneten  Ausführungen  bei 
Vinogradoff  Englisb  society  in  the  eleventh  Century  S.  200  ff.  (dazu 
S.  180  n.  1):  auch  Rhamm,  Großhufen  S.  204.  —  •)  Der  Beweis  ist  er- 
schöpfend von  Round,  Feudal  England  S.  36 ff.  geführt,  so  daß  hier 
nichts  zugefügt  -werden  kann;  danach  Maitland,  Domesdaybook  and 
beyond  S.  475 ff.;  Rhamm  a.  a.  0.  S.  259  f.;  Vinogradoff  a.  a.  0.  S.  146. 
—  8)  Das  ist  überzeugend  begründet  von  Stevenson  in  Hist.  review  V 
S.  95.  Round,  Feudal  England  S.  82  ff.  hat  gegen  Stevenson  nichts  Er- 
hebliches anzuführen  vermocht.  Denn  in  der  Stelle  DD.  I  f.  236  A.  1.  Sp. 
n.  38  Ogerus  Brito  tenet  de  rege  2  partes  nnius  hidae  id  est  XII 
carrucas  terrae  ist  natürlich  das  id  est  XII  carrucas  nur  die  Glosse  zu 
unius  hidae,  nicht  zu  2  partes  unius  hidae,  und  damit  erledigt  sich 
der  von  Round  a.  a.  0.  S.  84  erhobene  Einwand.  Rhamm  a.  a.  0. 
S.  229  ff.  hat  die  Feststellung  Stevensons  übersehen  und  sich  darum 
unnötige  Mühe  gemacht.  —  *)  Baring  in  hist.  review  XVII  S.  76  ff.  hat 
für  Northamptonshire  nachgewiesen,  daß  dort  eine  parva  virgata 
=  1j1o  der  großen  hida  zu  4  virgatae  vorkommt  und  daß  sie  auf  eine 
Steuerherabsetzung  von  60  °/o  zurückgeht.  Auf  dieselbe  Art  ist  offen- 
bar die  virga  von  etwa  10  Ackern  zu  deuten,  welche  den  Einträgen 
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Dagegen  ist  es  eine  positive  Ausnahme ,  daß  in  Sussex 
durchweg  eine  Hide  vorkommt,  welche  in  8  virgatae  zer- 
legt ist.1) 

für  das  hundretum  de  Calna  (DD.  IV  S.  1.  7.  13)  zugrund  liegt  und 
die  man  deshalb  nicht  mit  Tait  (Hist.  review  XVII  S.  280  f.)  ans  einer 
ursprünglichen  Hide  von  40  Ackern  erklären  darf. 

*)  "Wie  das  schon  von  Seebohm,  English  village  Community  8.  51 
betont  wird.  In  der  historia  fundationis  de  Bello  (ed.  Anglia  Christiana 
society  1846)  S.  10 f.  werden  die  Besitzungen  von  Battleabbey,  welche 
in  deren  rape  liegen,  aufgezählt,  und  auf  6  hidae  et  dimidia  virgata 
summiert.  Die  Summe  ergibt  sich  nur,  wenn  man  die  hida  zu  8  vir- 
gatae rechnet.  Diese  Folgerung  wird  dann  auch  vom  Chronisten  (S.  11) 
gezogen:  octo  itaque  virgatae  unam  hidam  faciunt.  Wista  ve.ro  qua- 
tuor  virgatis  constat.  Leuga  autem  Anglica  duodecim  quarentenis  con- 
ficitur.  Quarenteina  vero  quadraginta  perticis.  Pertica  habet  longitu- 
dinis  sedecim  pedes.  Acra  habet  in  longitudine  quadraginta  perticas 
et  quatuor  in  latitudine.  Im  ganzen  können  diese  Maßangaben  nicht 
aus  dem  vorhergehenden  Verzeichnis  von  Gütern  unselbständig  errechnet 
sein,  weil  dort  dazu  kein  Anhalt  ist,  und  so  wird  man  dann  wohl  auch 
die  Nachricht  über  die  Größe  der  virgata  als  selbständig  zu  betrachten 
haben.  Schon  das  würde  gegen  die  von  Tait  in  Hist.  review  18  S.  705  f. 
vertretene  Meinung  sprechen,  daß  jene  Angabe  nur  errechnet  ist. 
Entscheidender  ist,  daß  Taits  Annahme  nur  dann  einen  Sinn  hat, 
wenn  dem  Schriftsteller  bereits  auch  eine  Endsumme  der  Einzelposten 
vorgelegen  wäre,  die  dann  irgendwie  falsch  gewesen  sein  müßte  und 
er  aus  dieser  falschen  Endsumme  seine  hida  zu  8  virgatae  gewonnen 
hätte.  Tait  meint  nun,  eine  solche  Endsumme  wirklich  in  der  Stelle 
D.D.  I  f.  17  B.  2.  Sp.  ipse  abbas  habet  in  suo  rapo  sex  hidas  et  dimidiam 
gefunden  zu  haben.  Aber  das  sind  6  hidae  und  */»  hida,  nicht  6  hidae 
und  V*  virgata.  Weiter  ergibt  die  Summe  der  Einzelposten  des  D.  D. 
auch  gar  nicht  61/»  hidae,  wenn  man  8  virgatae  auf  die  hida  rechnet, 
sondern  nur  6 */*  hidae.  Dann  kann  die  Summe  der  D.  D  unmöglich 
irgendwelchen  Einfluß  (etwa  so,  daß  der  Verfasser  61/»  hidae  mit 
6  hidae  und  J/2  virgata  verwechselt  hätte)  geübt  haben.  —  Freilich  ist 
eine  solche  Bemessung  der  hida  auf  8  virgatae  nur  dann  denkbar, 
wenn  auch  sonst  den  Ansätzen  für  Sussex  eine  hida  zu  8  virgatae  zu- 
grunde liegt.  In  der  Tat  ist  nun  aber  dieser  Nachweis  vollständig 
von  Salzmann,  Hist.  review  XIX  S.  92  geliefert  (Taits  Antwort  ebenda 
S.  503  ist  ein  Rückzug),  der  darauf  hingewiesen  hat,  daß  in  der  Sussex- 
liste 4  hidas  et  5  virgas,  dann  dimidiam  hidam  et  2  virgas  vorkommt  — 
beides  unmöglich,  wenn  die  hida  nur  zu  4  virgatae  gerechnet  wird. 
Dabei  ist  zu  betonen,  daß  in  diesen  Einträgen  neben  der  Steuerhide 
auch  eine  geometrische  Bemessung  des  vorhandenen  Landes  nach  Hiden 
und  Virgaten  (die  Lagehide  Rhamms)  angewandt  wird,  und  darans 
erklären  sich  Angaben  wie  die  für  Waliland  D.D.  I  f.  20  A.  2.  Sp.  — 
Zum  Ganzen  auch  Vinogradoff,  English  society  S.  151  f. 
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Diese  Ausnahme  hängt  mit  dem  Landmaß  zusammen, 
das  in  dem  benachbarten  Kent  gilt,  dem  Sulung.  Die  Iden- 
tität der  Hide  in  Sussex  und  des  Sulung  in  Kent  ist  unmittel- 
bar urkundlich  bezeugt.1)  Die  Größe  des  Kenter  Sulung 
aber  läßt  sich  im  Domesday  nicht  unmittelbar  für  seine 
Funktion  als  Steuerhufe,  die  der  Zusammenstellung  des 
Domesday  lür  Kent  zugrunde  liegt,  erkennen;  aber  einmal 
kommt  der  Sulung  auch  als  rein  geometrischer  Begriff  vor, 
und  hier  gehen  auf  2  x\i  Sulung  480  */?  Acker;  Späteres  wird 
die  Existenz  eines  Ackers  von  5/4  des  Statute  acre  ergeben 
und  wenn  ersteres  Maß  zugrunde  liegt,  so  ist  der  sulung 
genau  =  240  gewöhnliche  Acker.2)  Im  Anfang  des  13.  Jahr- 
hunderts aber  ist  das  mit  sulung  identische  soland  (=  sulh- 
land)  der  Betrag  von  2  hidae,  diesmal  auch  von  Steuerhiden.3) 
Schon  in  früher  angelsächsischer  Zeit  zerfällt  der  sulung 
in  2  mansiunculae,  diese  in  2  ioclet  (jugum) ;  das  jugum  aber 
ist  in  Sussex  nach  dem  Domesday  V*  des  sulung,  so  daß 
damit  der  sulung  in  der  späteren  Größe  bis  in  die  angel- 
sächsische Zeit  hinauf  bezeugt  ist.4) 


])  Hist.  fuiid.  monast.  de  Bello  S.  28  dedit— ecclesiae  de  Bello  in 
Cantia  regale  manerium,  quod  vocatur  Wi  cum  onmibus  appenditiis  suis, 
septem  swulingarum  id  est  hidarurr.  Natürlich  legt  das  Battlekloster  in 
Sussex  den  Hidenbegritt'  von  Sussex  zugrund.  —  2)  Die  berühmte 
Stelle  in  D.D.  I  f.  2.  A.  2.  Sp.  und  dazu  unten  S.  64  N.  2.  —  3)  Haie,  The 
domesday  of  St.  Paul's  S.  58  manerium  istud  defendit  se  versus  regem 
pro  20  hidis  cum  6  hidis  trium  solandarum:  also  ein  Komplex  von 
20  Hiden  ist  auf  eine  Steuer  von  6  Hiden  =  3  solandae  angeschlagen; 
S.  93  manerium  istud  defendit  se  versus  regem  pro  tribus  hidis  preter 
solandam  de  Chesewich,  quae  per  se  habet  duas  hidas.  Im  ersten  Fall 
ist  solanda  deutlich  eine  Steuerhufe,  während  im  zweiten  Fall  das  eine 
oder  andere  zutreffen  kann.  Wegen  der  ersten  Stelle  ist  die  Meinung 
von  Round,  Feudal  England  S.  104 ff.,  der  in  solanda  eine  besondere  Be- 
sitzform zieht,  nicht  begründet:  der  von  ihm  (S.  105  N.  193)  beigebrachte 
Beleg  sagt  das  doch  nicht  entfernt,  sondern  ist  vollkommen  verständlich, 
auch  wenn  man.  solanda  als  Großhufe  faßt.  —  4)  Birch  Cartularium 
Saxonicum  I  321.  805;  341.  812;  aliquam  terrae  partiunculam  hoc  est 
duarum  manentium  in  loco,  ubi  Sueord  Hlincas  vocitantur  iuxta 
distributionem  s'uarum  utique  terrarum  ritu  Cantiae  an  sulung  dictum 
seu  in  alio  loco  mediam  partem  unius  mansiunculae,  id  est  an  ioclet; 
dazu  Vinogradoff  in  Hist.  review  XIX  S.  282 f.;  a.  M.  R.  Schmid,  Gesetze 
der  Angelsachsen  S.  611.    Über  das  jugum  =  1ji  sulung:  D.D.  I  f.  13  A 
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Es  soll  alsbald  das  Nebeneinandervorkommen  eines  sulung 
oder  einer  hida  von  240  Äckern  und  einer  hida  von  12ü 
Ackern  erklärt  werden.  Zuvor  aber  müssen  noch  einige 
andere  Beobachtungen  eingeschoben  werden.  Erstlich  kommt 
in  Betracht,  daß  nicht  nur  sulung  (sulh)  sprachlich  un- 
mittelbar Pflug  bedeutet  und  gelegentlich  auch  mit  ara- 
trum  wiedergegeben  ist1),  sondern  geradeso  wird  statt 
hida  das  aratrum  oder  die  carruca  gesetzt2),  wiewohl 
dem  Wortsinn  nach   hida  mit  Pflug  nichts  zu  tun  hat.3)  — 


1.  Sp.  oben  pro  uno  solin  se  defendit:  tria  juga  sunt  infra  divisionem 
Hugonis  et  quartum  iugum  est  extra. 

*)  z.  B.  Birch  I  214.  774  partera  terrae  trinm  aratrorum,  quod 
Cantianice  dicitur  threora  sulunga.  —  2)  Birch  III  1102.  963  terre 
partem  videlicet  septem  aratrorum,  quod  Anglice  dicitur  7  hidas. 
Auch  in  Birch  III  1313.  975  videlicet  mansas  cum  quindecim 
hydis  et  quindecim  carrucis  terre  muß  hida  und  carruca  das  gleiche 
sein,  das  nur  von  verschiedenen  Seiten  aus  gesehen  wird.  —  Aeffel- 
red  VII  1  §  2  und  VII  a.  2  §  2.  Für  später  die  Angaben  bei 
Bietschel,  diese  Zeitschr.  XXVIII  S.  426,  z.  B.  Rogerius  de  Houe- 
dene  ed.  Stubbs  IV  S.  46  Ricardus  rex  Angliae  cepit  de  unaquaque 
carucata  terrae  sive  hida  totius  Angliae  quinque  solidos  de  auxilio.  — 
3)  Sicherlich  ist  schon  in  angelsächsischer  Zeit  die  hida  sehr  häufig  als 
familia  gefaßt  worden  (für  hier  genügen  die  Belege  bei  R.  Schmid, 
Gesetze  der  Angelsachsen,  8.  v.  hid;  Earle  A  handbook  to  the  land- 
cbarters  S.  457  f.)  und  deshalb  mit  hiwise  ebenso  gleichgesetzt  (Nord- 
leoda  laga  7  mit  Ine  32)  wie  mit  higid,  das,  sprachlich  nur  eine  Vari- 
ante von  hiwise,  nichts  anderes  bedeutet  (so  mit  Recht  schon  Kemble, 
The  Saxons  I  S.  92) ;  denn  higan  =  hiwan  (a.  M.  Rietschel  in  dieser  Zeit- 
schr. XXVJII  S.  426).  Allein  man  muß  doch  fragen,  ob  diese  Ableitung 
nicht  auf  eine  Kontamination  zurückgeht.  Denn  wie  das  Norwegische 
(cf.  Fritzner  s.  v.  hid,  hidi;  Ivar  Aasen  s.  v.  Hide)  und  das  Schwedische 
(Schlyter,  Glossar  zu  Oestg.  1.  s.  v.  hipi;  Rietz  s.  v.  hide  und  besonders 
charakteristisch  das  hackhide  =  hackhemmann  bei  Hylten  Cavallius, 
Wärend  och  Wirdarne  I  S.  45)  hidi ,  hide  für  einen  Wohnplatz ,  jetzt 
freilich  gewöhnlich  verächtlich  im  Sinn  von  Unterschlupf,  so  dann 
auch  Unterschlupf  wilder  Tiere  gebraucht,  so  hat  das  Angelsächsische 
die  gleiche  Wortform  mit  demselben  Sinn  in  hydels,  und  es  scheint 
mir  deshalb  sprachlich  die  alte  Auffassung  viel  richtiger,  welche  die 
hide  zu  diesen  Wörtern  und  nicht  zu  hiwise  oder  higid  stellt.  —  Jedenfalls 
kennt  aber  die  älteste  Überlieferung  eine  Verteilung  nach  familiae,  deren 
Besitz  keine  hida  von  120  (240)  Ackern  sein  kann,  und  daraus  erklärt  sich 
sehr  einfach  die  Angabe  des  Beda  über  die  Zahl  der  familiae  auf'Thanet, 
Angelsey,  Jona,in  Merkien,  Sussex,  Selsey,  Wight,  Ely  (hist.1 25,  II 9,  III 4, 


60  Ernst  Mayer, 

Dazu  stimmt  dann,  daß  für  weite  Teile  Englands  im 
Domesdaybook  die  carraca  oder  carrucata  genau  dasselbe 
bedeutet,  wie  anderwärts  die  hida.1)  Die  Identität  beider 
ergibt  sich  schon  daraus,  daß  auf  der  einen  Seite  die  carru- 
cata in  8  bovatae  (Ochsengänge)  zerfallt,  von  denen  je  2  auf 
die  virgata  gehen,  so  daß  wiederum  die  carruca  aus  4  vir- 
gatae  besteht,  andererseits  gelegentlich  die  Einteilung  der 
hida  in  Ochsengänge  bezeugt  ist.2)    Nach  alledem  ist  diese 

III  24,  IV  13,  IV  16,  IV  19).  Das  ist  im  allgemeinen  gewiß ,  daß  die 
Zahlenangaben  für  Tbanet,  Sussex,  Wight  vollständig  unmöglich  sind, 
wenn  man  für  die  familiae  mensura  mit  der  angelsächsischen  Über- 
setzung die  hide ,  und  zwar  die  bide  von  120  (240)  Ackern  zugrund 
legt.  Das  beweisen  die  Berechnungen  von  Kemble  The  Saxons  I  S.  487  f. 
durchaus :  so  auch  Maitland,  Domesdaybook  and  beyond  S.  508  ff.  Für 
Tbanet  kann  man  direkt  den  Gegenbeweis  führen:  Auf  Thanet  werden 
seit  der  letzten  angelsächsischen  Zeit  bis  herein  in  das  13.  Jahrhundert 
68  sulung  versteuert  (DD.  I  f.  4  B.  2.  Sp.  I  f.  12  A.  1  1.  Sp.  und  dazu  die 
spätere  Nachricht  bei  Vinogradoff  villainage  in  England  S.  248,  die 
beweist,  daß  sich  die  Zahl  der  sulung  des  einen  Besitzers  —  S.  Au- 
gustin —  bis  in  das  13.  Jahrhundert  konstant  gehalten  hat;  es  mag 
gleich  hier  bemerkt  werden ,  daß  Thanet  nach  DD.  ein  besondres 
hundred  ist.  Sind  so  die  Zahlen  Bedas  unmöglich  zu  erklären,  wenn 
man  die  mensura  familiae  als  hida  zu  120  oder  240  Acker  rechnet,  so 
scheint  mir  die  von  Maitland  a.  a.  O.  S.  509  f.  vorgeschlagene  Lösung, 
welcher  die  so  spezialisierten  Zahlenangaben  Bedas  —  es  sind  über- 
wiegend keine  Bauschzahlen  —  als  Übertreibungen  faßt,  nicht  minder 
unmöglich.  Dagegen  paßt  alles,  wenn  man  die  mensura  familiae  als 
den  Besitz  eines  gewöhnlichen  Bauern  ansieht.  Die  klerikalen  Über- 
setzer Bedas  im  9.  Jahrhundert  haben  auch  diese  familia  als  hida  ge- 
faßt und  in  den  Urkunden  wird  sehr  häufig  die  hida  mit  casatus, 
manens  wiedergegeben :  Birch  I  208.  772  attribuo  possessionem  id  est  8 
cassatos,  pis  synd  paera  8  hida  gemera;  1279  mit  279  a  terram  35  ma- 
nentium  =  in  villa  de  Puritone  35  hydae  terrae  sunt;  II  466  hereditär 
tem  —  12  cassatorum  =  pis  syndon  paera  XII  hyda  landgemaere.  Hida 
wird  eben  eine  generelle  Bezeichnung  für  jeden  Hof  sein,  den  Großhof, 
wie  den  gewöhnlichen  Bauernhof. 

*)  Für  das  Domesdaybook  genügt  der  Hinweis  auf  Maitland, 
Dome8(layb.  S.395  ff,  dazu  oben  S.  56  n.l.  —  *)  Daß  die  bovata  =  '/«  car- 
ruca, ergibt  zwingend  DD.  I  f.  283  B  2.  Sp. ,  wo  2*/2  carr.  -f-  l1/*  carr. 
-f-  1  carr.  -f-  7  bov.  -\-  31/»  bov.  +  1  bov.  +  1  bov.  =  6V2  carrucae 
-}-  V*  bovata  (Scorneleie).  Damit  stimmt  dann,  daß  noch  zu  Ende  des 
12.  Jahrhunderts  die  bovata  zu  15  Acker  gerechnet  wird  (ßoldonbook 
in  DD.  IV  S.  567),  also  zu  einer  halben  virgata.  —  Daß  die  bovata  ein 
Ochsengang  ist,  zeigt  DD.  I  f.  362  A  2.  Sp.,  wo  statt  von  bovata  von 
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hida  ein  Komplex,  der  mit  einem  8  und  noch  mehrspännigen 
Großpflug,  wie  er  noch  lange  in  England  sich  erhalten  hat. 
betrieben  wird.1)  Weil  es  sich  um  ein  Pflugmaß  handelt, 
sind  im  ganzen  Domesdaybuch  die  silvae  und  pasturae  niemals 
in  die  Hiden  oder  Karrukateneinteilung  einbezogen  und  im 
ganzen  auch  die  wenigen  privaten  Wiesen  ausgenommen 
worden.2)  So  befaßt  die  hida  oder  carrucata  nur  das  bau- 
fähige Land,  die  terra  arabilis.3) 

Das  gibt  dann  auch  den  Schlüssel  zu  der  Frage,  warum 
denn  in  dem  einen  Teile  Englands  eine  Hide  oder  Carruca 
von  120  Acker,  in  andern  eine  Hide  oder  ein  Sulung  von 
240  Acker  gebraucht  werden  konnte.  Zwei  Beobachtungen, 
die  schon  von  andern  gemacht,  aber  nicht  weiter  verfolgt 
worden  sind,  kommen  hier  in  Betracht.  Einmal  ist  von 
Taylor  *)  in  einer  mustergiltigen  Untersuchung  nachgewiesen 
worden,  daß  nach  den  Domesdaybucheinträgen  für  York 
überall  da,  wo  Zweifelderwirtschaft  üblich  ist,  ebensoviel 
effektive  Karruken  wie  Steuerkarruken  gezählt  werden, 
während  da,  wo  Dreifelderwirtschaft  herrscht,  ausnahmslos 
die  effektiven  Karruken  nur  die  Hälfte  der  Zahl  der  Steuer- 
karruken betragen.  Man  kommt  um  dieses  durch  eine  Fülle  von 
Einzelbelegen  gestützte  Ergebnis  nicht  damit  herum,  daß  man 

terra  (4  oder  andere  Zahl)  bonm  die  Rede  ist.  Zu  allem  auch  die 
südschottische  Nachricht  bei  Seebohm  English  village  comm.  S.  62.  — 
Birch  III 1130  (972—992)  ponne  sealde  Clac  ane  hide  buton  anes  oxan 
gang  (S.  370). 

x)  Bereits  Nasse,  Über  die  mittelalterliche  Feldgemeinschaft  in  Eng- 
land S.  32  f.  hat  diese  Grundlage  erkannt;  dann  Seebohm  a.  a.  0.  S.61  ff.: 
Round,  Feudal  England  S.  35.  —  Dazu  Haie,  The  domesday  of  St.  Pauls 
8.  21  cum  3  carrucis  8  capitum  S.  65  weinagium  totius  dominici 
(300  Acker)  arabilis  potest  fieri  cum  duabus  carrucis  cum  16  capitibus 
medietas  equorum  et  medietas  boum  cum  consuetudinibus  villate ;  S.  69 
in  caruca  4  equi  et  4  boves  cum  uno  equo  herciatore;  S.  75  cum  2  car- 
rucis bonis  habentibus  20  capita  in  iugo  et  2  herciatoribus ;  also  hier 
sogar  10  Tiere  vor  dem  Pflug;  S.  86  cum  una  carruca  bona  cum  sex 
equis  et  quatuor  bobus  et  uno  equo  herciatore.  —  2)  Ein  Musterbeispiel, 
das  sich  unzählige  Male  wiederholt,  ist  DD.  I  f.  93  A  1.  Sp.  terra  est 
5  carrucarum — ibi  30  acrae  prati,  60  acrae  pasturae  et  30  acrae  silvae. 
Dazu  Vinogradoff,  Soc.  8.  204  f.  —  »)  z.  B.  Birch  II  521  in  Repingale 
Tres  carrucatas  terrae  arabilis  et  60  acras  prati.  Daß  die  Urkunde 
nicht  angelsächsisch,  sondern  eine  frühnormannische  Fälschung  ist,  tut 
hier  nichts  zur  Sache.  —  *)  Domesday  studies  I  S.  143  ff. 
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es  anzweifelt.1)  Yielmehr  steht  der  von  Taylor  gewonnene 
Schluß  fest,  daß  die  Steuerkarnike  eben  das  jeweils  in  An- 
griff genommene  Ackerfeld  bedeutet;  bei  der  Zweifelder- 
wirtschaft wird  jährlich  nur  ein  Gesamtfeld  betrieben,  bei  der 
Dreifelderwirtschaft  gibt  es  2  Gesamtfelder  und  deshalb  ist  dort 
die  Zahl  der  Steuerhufen  und  der  wirklichen  Hufen  gleich, 
hier  ist  sie  das  Doppelte.  —  Es  ist  eben  sachlich  sehr  wohl 
möglich,  daß  die  Dörfer  mit  Dreifelderwirtschaft,  d.  h.  mit 
dem  günstigeren  Klima,  bei  dem  die  jährliche  Verteilung 
des  Risikos  in  Sommer-  und  Winterfrucht  möglich  und  das 
bebaute  Areal  mindestens  um  die  Hälfte,  der  Ertrag  viel- 
leicht auf  das  Doppelte  gesteigert  ist,  dann  auch  die 
doppelte  Steuer  zahlen  und  so  hier  die  Steuerkarruken  das 
Zweifache  von  den  Steuerkarruken  der  Dörfer  mit  Zwei- 
felderwirtschaft betragen.  So  ist  klar,  daß  die  Bezeich- 
nung jedes  der  beiden  Felder,  des  Winterfeldes  wie  des 
Sommerfeldes  mit  carrucata  das  sekundäre  Ergebnis  eines  sehr 
verständlichen  und  ursprünglichen  Sprachgebrauchs  ist,  der 
früher  bei  der  Feldgraswirtschaft  oder  Zweifelderwirtschaft 
gewöhnt  war,  das  einzige  vorhandene  Feld  im  Gegensatz  zu 
der  Brache  als  carrucata  zu  bezeichnen.  Ist  das  richtig,  so 
muß  die  carruca  oder  Hide  und  ihre  Unterabteilungen  ur- 
sprünglich eben  nur  gerade  auf  das  jeweilige  Bauland  ge- 
gangen sein,  und  der  Gesamtkomplex  eines  Eigentümers  muß 
dann  das  Doppelte  einer  solchen  hida  oder  carrucata  betragen 
haben.  In  der  Tat  werden  seit  dem  Ende  des  13.  Jahr- 
hunderts bis  zum  Ausgang  des  Mittelalters  in  Ostanglien  von 
den  effektiven  virgatae  die  halb  so  großen  acres  de  wäre 
unterschieden2);  bis  über  das  Domesdaybuch  hinauf3)  aber 
ist  werian,  se  defendere  die  Bezeichnung  für  die  Versteuerung 
des  Grundbesitzes,  und  dann  sind  die  virgatae  de  wäre  eben 
die  Länder,  die  als  bebaut  allein  für  die  Besteuerung  in  An- 
schlag kommen.  Daneben  aber  zeigt  Anderes,  daß  man 
noch   lange  die  Brache  als  Gemeinland  betrachtet.4)    Dann 

*)  So  Maitland,  Domesdayb.  S.  487.  -  2)  Vinogradoff,  Villainage 
in  EDgland  S.  242;  dazu  auch  S.  314  N.  2.  —  3)  Kemble ,  Cod.  dipl. 
642.  984  nu  wille  ic,  paet  hit  man  on  eallum  pingon  for  ane  hide 
•werige;  für  Späteres  Vinogradoff,  Villainage  S.  243.  —  *)  So  die  Notiz 
bei  Pell  in  Domesday  Studies  I  S.  348  et  ibidem  1  carrucata   terrae 


Der  germanische  Uradel.  (33 

ergibt  sich  natürlich  ein  doppelter  Betrag.  Je  nachdem  man 
die  Brache  bei  ursprünglicher  Zweifelderwirtschaft  einrechnet 
oder  nicht,  ist  die  hida  oder  der  Pflug  120  oder  240  Acker. 
In  Kent  oder  Sussex  liegt  also  kein  anderes  Maß  zugrunde, 
sondern  überall  in  England  wird  für  die  Besteuerung  von 
einem  Gesamtkomplex  von  240  Acker  ausgegangen,  von  dem 
zunächst  die  Hälfte  jährlich  bebaut  wird. 

Freilich  ist  dabei  vielfach  hida  unmittelbar  ein  Landmaß 
geworden,  und  während  es  ursprünglich  nur  das  bebaute 
Land  von  120  Morgen  und  virgata  */*  dieses  bebauten  Lands 
bedeutet,  ist  später  beides  auf  das  Land  überhaupt  bezogen 
und  dann  wird  die  hida  die  Hälfte  der  gesamten  Großhufe, 
virgata  ein  Achtel.1) 

Für  die  Ackergröße  kommen  dabei  zwei  verschiedene 
Maßstäbe  in  Betracht.  Die  Ackerlänge,  der  furlong  ist  alle- 
mal das  gleiche,  —  40  Ruten  zu  16  (V2)  Fuß  —  wie  ja  dieser 
auf  der  natürlichen  Zugkraft  eines  Gespannes  beruhende 
Betrag  nicht  wesentlich  differieren  kann;  dagegen  ist  die 
Ackerbreite  verschieden.  Später  gilt  als  der  Normalacker 
derjenige,  der  bei  einer  Länge  von  40  Ruten  eine  Breite 
von  4  Ruten2)  hat.  Daneben  aber  kommt  bis  in  die  angel- 
sächsische Zeit  hinein  eine  Ackerbreite  in  Betracht,  bei  der 
nicht  mit  der  deutschen  Rute  von  16  (1/2)  Fuß  gerechnet,  son- 
dern mit  einer  virga  von  20  Fuß,  der  doppelten  decempeda 


continens  in  se  50  acras  terrae  unde  duo  partes  possunt  quolibet 
anno  seminari  et  valet  acra  quando  seminata  2  denarios.  Et  tertia  pars 
nihil  valet,  sed  iacet  ad  warectara  et  in  communi. 

*)  So  eben  in  Kent,  wo  die  hida  xjz  solland  und  die  virgata  7s 
eines  solinus  oder  einer  hida  von  240  solidi  ist  (ob.  S.  58  N.  3).  Dazu  noch 
Haie,  The  doniesday  of  St.  Pauls  S.  64  4  virgate  faciunt  bidam  et  30  acre 
faciunt  virgatam.  —  Unverwendbar  ist  die  in  den  gefälschten  Urkunden 
von  Croyland,  dann  namentlich  im  Domesdaybuch  gebrauchte  Bemessung 
eines  Komplexes  von  carrucae  nach  Länge  und  Breite,  denn  hier  ist 
niemals  an  wirkliche  Rechtecke  gedacht,  und  die  Ansätze  ergeben 
deshalb  für  die  carruca  ganz  wechselnde  Resultate,  wenn  man  sie  als 
Rechtecke  durchrechnet.  —  2)  Letzteres  nach  der  Notiz  aus  Battleabbey 
oben  S.  57  N.  1 ;  Haie,  Domesday  of  St.  Pauls  S.  92  acra  autem  ex 
quadraginta  perticis  in  longitud. ,  et  4  in  latitud.,  partica  autem  ex 
16  pedibus  et  dimid.  dazu  das  spätere  angebliche  Statutum  de  ad- 
mensuratione  terre  in  Statutes  of  the  realm  I  S.  206. 
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des  römischen  Systems  gemessen  wird,  so  daß  der  Acker  bei 
einer  solchen  Messung  */♦  des  Statute  acre  ist.  Die  Hide 
aber  ist  ein  Tausend,  d.  h.  wohl  eine  Ackerbreite  von  tausend 
Ruten,  was  sich  erklärt,  wenn  man  der  Bemessung  der  virga 
von  20  Fuß  wie  die  zu  16  Fuß  zugrunde  legt.  Die  Bezeioh- 
nung  virga  gilt  dabei  für  die  beiden  Größen  von  16  oder 
20  Fuß,  und  eine  Ackerbreite  in  jeder  der  beiden  Bedeu- 
tungen kann  gemeint  sein,  wenn  von  virgatarius  dio  Rede  ist.1) 


')  Birch  II  605  (Winchester)  ergibt  eine  Summe  von  100  geurde  + 
18  fet  =  3  furlong  -f-  3  meot  =  gyrde ;  also  hat  der  furlong  =  32  Vs  g.  -f-  6 f; 
Diese  Gleichung  ist  unmöglich  mit  den  anderen  Angaben  über  den  furlong 
zu  vereinigen  wenn  die  gyrde  mit  16  ('/»)  Fuß  gerechnet  wird.  Anders  ist 
es ,  wenn  man  die  virgata  zu  20  Fuß  einrechnet,  mit  der  auch  nach  einer 
späteren  Nachricht  (Ellis,  A  general  introduction  toDomesdaybookl  S.160) 
die  quarentena  gemessen  wird  und  die  bis  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts 
in  verschiedenen  Grafschaften  Englands  bezeugt  ist  (Maitland,  Domes- 
daybook  and  beyond  S.  374  ff.).  Dann  kommt  der  furlong  auf  652  '/* 
Fuß,  was  mit  der  späteren  Größe  des  furlong  von  660  Fuß  vollständig 
gleichgesetzt  werden  darf.  —  Diese  virga  von  20  Fuß  liegt  den  angelsäch- 
sischen Angaben  über  Ackerbreite  in  der  Pax  (Liebermann,  Die  Gesetze 
der  Angelsachsen  S.  390)  zugrunde:  da  ja  der  furlong  =  Vs  Meile,  so  be- 
ruht der  Ansatz  3  mila  and  3  furlang  auf  einer  Proportion  von  1 : 8.  Nur 
wenn  man  dann  eine  virga  von  20  Fuß ,  also  einen  furlong  von  32—33  gyrd 
einsetzt,  kommt  man  mit  dem  Achtel  dieses  furlong  auf  eine  Ackerbreite 
(dann  von  4  virgae  zu  20  Fuß);  bei  einem  furlong  mit  der  gleichen  Länge, 
aber  mit  der  Breite  von  4  Ruten  zu  161/»  Fuß  wäre  die  Breite  ja  Vio 
des  furlong.  Die  gleiche  Proportion  von  J/s  liegt  offenbar  auch  noch 
dem  Verhältnis  von  3  Ackerbreiten  und  9  Fuß  zugrunde;  nur  hat  der 
Verfasser  bei  der  Rechnung  irrtümlich  als  Dividend  eine  Ackerbreite 
eingesetzt,  wie  denn  wirklich  9  Fuß  ungefähr  V*  Ackerbreite  (80/») 
ergibt.  Im  weiteren  Verlauf  ist  er  dann  wieder  von  dem  richtigen 
Ansatz,  3  Ackerbreiten,  nicht  nur  von  einer  Ackerbreite  ausgegangen; 
denn  9  Schoßhand  von  je  ungefähr  einem  halben  Fuß  ergeben  als  Vs  des 
vorhergehenden  Fußmaßes  gefaßt  dieses  nur,  wenn  man  3  •  9  (10)  Fuß 
=  Vs  •  3  Ackerbreiten  zugrunde  legt.  Ebenso  sind  9  Gerstenkorn  das 
Achtel  von  9  Schoßhänden  =  *7/s  F  uß,  wobei  man  freilich  24  Gersten- 
korn auf  den  Fuß  rechnen  muß  und  nicht  wie  jetzt  36  Gerstenkörner.  —  Der 
Acker  mit  der  Länge  von  40  Ruten  zu  61/»  Fuß,  aber  einer  Breite  von  4  vir- 
gatae  zu  20  Fuß,  also  von  5  Ruten  zu  16  Fuß  ist  %  so  groß  als  der  Statute 
acre.  Aus  einem  solchen  großen  Acker  erklärt  sich  dann  restlos  die 
früher  schon  berührte  Stelle  in  D.D.  I  f.  2  A.  2.  Sp.,  wonach  in  communi 
terra  S.  Martin  sunt  400  acrae  et  dimid.,  quae  fiunt  2  solinos  et  dimid. 
Wenn  man  bei  dem  Wort  bleibt  und  das  erste  dimid.  auf  acra  bezieht, 
für  das  Hundert  aber,  wie  sonst  auch  im  D.D.  nach  dem  mos  Anglicus 
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Liegen  die  spätem  englischen  Landmaße  auch  ursprüng- 
lich zugrunde,  so  ergeben  240  Acker  zu  je  40,5  Ar  genau 
denselben  Betrag  von  120  friesischen  Morgen  zu  80  Ar;  d.  h. 
die  Hide  ist  eine  havina. 

Im  bisherigen  ist  weiter  nicht  auf  die  Frage  eingegangen, 
wie  sich  die  Steuerhide  zu  der  tatsächlichen  Abmessung  des 
Bodens  verhält,  und  es  ist  nicht  nötig,  diese  Frage  im  ein- 
zelnen zu  erörtern.  Denn  immerhin  ist  sicherlich  ein  Steuer- 
maß, das  von  einer  Ackersumme,  von  virgatae,  vom  Pflug 
ausgeht,  ursprünglich  lediglich  nach  dem  bestimmt,  was  ein 
Großpflug  bearbeiten  kann.  Tatsächlich  kann  dieser  Komplex 
wegen  der  Verschiedenheit  des  Bodens,  wohl  auch  der  ver- 
schiedenen Kraft  der  Viehschläge  niemals  in  allen  Landschaften 
vollständig  gleich  gewesen,  sein  und  so  muß  sich  dann  durch 
die  Verwendung  dieses  Flächenmaßes  als  allgemeines  Steuer- 


das  Großhundert  einsetzt  und  den  Acker  als  *U  des  sonst  im  Südosten 
bezeugten  vierrutenbreiten  Ackers  faßt  (und  den  halben  Acker  außer 

480  •  5 
Ansatz  läßt),  dann  ergibt  sich  die  Gleichung  8/2  solini  =  — - — Acker; 

also  der  solin  =  240  gewöhnliche  Äcker.  —  Aus  einer  Ackerbreite  von  5 
oder  4  Ruten  zu  16  (^2)  Fuß  ergibt  sich  auch  die  Lösung  der  bisher 
soviel  ich  sehe  unbeachteten  Tatsache,  daß  die  hida  ein  Tausend  ist: 
Anglosaxon  chronicle  (ed.  Thorpe)  S.  48.  648  gibt  in  dem  einen  Text 
3  pusendo  landes,  wo  die  anderen  3  hida  landes  setzen.  Es  muß  hier 
ein  Maß  verwendet  sein,  durch  welches  aus  einem  größeren  Komplex 
die  einzelne  Hide  ausgemessen  wird.  Nach  allem  Bisherigen  wird  es 
sich  auch  hier  um  eine  Breitenmessung  handeln.  Nun  ist  das  ger- 
manische Maß  die  Rute  zu  16  Fuß,  wie  sie  geradeso  in  Friesland 
gebraucht  wird,  während  jene  virga  zu  20  Fuß  eigentlich  ein  römisches 
Maß,  die  doppelte  decempeda  ist  (Hultsch,  Griechische  und  römische 
Metrologie  S.  63).  So  darf  man  vermuten,  daß  die  gesamte  Hiden- 
breite  (wie  ja  auch  noch  später  die  Länge  des  furlong)  gewöhnlich 
nach  Ruten  zu  16  Fuß,  nicht  nach  virgae  zu  20  Faß  gerechnet  wurde. 
Das  ergibt  dann  für  den  größeren  Acker  von  e/4  der  Statute  acre  die 
Breite  von  5  metern  zu  16  Fuß.  Dann  aber  bedeutet  die  Bezeichnung 
der  Hide  als  1000  (1200)  daß  der  gesamte  Hidenkomplex  in  einer 
Breite  von  1000  (1200)  Ruten  abgemessen  ist;  denn  wenn  der  einzelne 
Hidenacker  5  Ruten  breit  ist,  so  muß  der  gesamte  Komplex  der 
Hide  mit  1200  (also  10  Großhundert)  Ruten  in  der  Breite  liegen,  da 
ja  der  Gesamtkomplex  aus  240  Ackern  besteht.  Rechnet  man  dagegen 
mit  4  Ruten,  so  ergeben  sich  960  Ruten;  die  Differenz  bis  zu  1000  Ruten 
würde  ungefähr  dadurch  ausgeglichen,  daß  die  Rute  von  16  zu  16*/2  Fuß 
spielt. 

Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte.  XXXII.  Gorm.  Abt.  5 
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maß  ein  Durchschnittsmaß  gebildet  haben,  von  dem  die  lokalen 
Pflüge  nicht  unerheblich  mögen  abgewichen  sein.  Viel  ein- 
greifendere Änderungen  sind  aber  daraus  hervorgegangen, 
daß  das  Wort  Hide  auch  da  noch  verwendet  wurde,  wo  man 
auf  dem  Wege  der  Steuererleichterung  nunmehr  eine  Steuer- 
einheit aus  einer  Mehrzahl  von  Pflügen  formte;  und  ebenso 
hat  es  gewirkt,  daß  man  in  einer  andern  ebenfalls  schon 
erörterten  Abstraktion  das  gesamte  Baufeld  einer  Jahreszeit 
als  carrucata  bezeichnet.  Daher  dann  die  stark  verschiedenen 
Hidenbeträge  der  spätem  Nachrichten.  Für  die  gegenwärtigen 
Untersuchungen  können  diese  nachträglichen  Differenzierungen 
außer  acht  gelassen  werden. 

Dagegen  ist  es  für  den  gegenwärtigen  Zusammenhang 
wichtig,  auf  die  Wertschätzungen  einzugehen,  welche  den  Ein- 
trägen im  Domesdaybuch  überall  beigefügt  sind,  die  aber 
schon  der  angelsächsischen  Zeit  angehören x)  und  so  das 
angelsächsische  Recht  mit  dem  skandinavischen  und  friesischen 
in  ein  System  der  Bodentaxierung  stellen.  Der  Wert  wechselt 
sehr  stark,  wenn  man  ihn  auf  den  Betrag  der  effektiv  vor- 
handenen carrucae  ausschlägt.  Aber  immerhin  läßt  sich  weithin 
für  die  ausgehende  angelsächsische  Zeit  wie  für  die  Periode 
Wilhelms  I.  eine  Bemessung  der  carruca  auf  20  sol.  verfolgen, 
so  daß  trotz  sehr  vieler  überschießender  Beträge  hier  doch 
eine  Regel  vorliegt.2)  Entscheidend  ist  nun,  daß  es  sich  da- 
bei natürlich  nicht  um  den  Kapitalwert,  aber  auch  nicht  um  den 
Rohertrag  oder  den  Reinertrag  handeln  kann,  sondern  gemeint 
ist  der  Betrag,  den  der  Grundherr  als  Rente  empfängt  und 
der  natürlich  viel  kleiner  als  der  Reinertrag  sein  muß.  Er 
kann  vom  Domesdaybuch  deshalb  als  fester  Betrag  eingesetzt 
werden,  weil  auch  das  angelsächsische  Recht  von  einer  ge- 
setzlichen Höhe  der  Grundrente  ausgeht.  —  Dabei  muß 
sich  aber  die  angelsächsische  Grundrente  weit  unter  dem 
Betrag    der  Einsaat  gehalten  haben,   die  ja  selber  wieder 

*)  Birch  III  904.  985  150  solidos  auri  particulam  sub  estimatione 
25  casatorum.  —  2)  Der  Beleg  bei  Maitland,  Doinesdayb.  S.  464  f.;  Vino- 
gradoff  english  society  S.  206  ff. ;  auf  das  gleiche  kommt  die  Notiz  in  S.  63 
N.  3,  wo  der  Acker  1Jt  sol.,  also  120  Äcker  ein  Pfund  ertragen.  Auch  der 
Betrag  in  der  vorigen  Note  weicht  nicht  wesentlich  ab,  wenn  man  hier 
densolidus  auri  als  solidus  zu  12denar  und  den  casatus  als  virgatarius  faßt. 
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etwa  als  ^'io  des  Rohertrags  oder  als  f/3  des  Reinertrags 
in  Anschlag  kommt;  denn  während  in  Skandinavien  und 
Friesland  der  Wert  einer  Großhufe  von  128  bzw.  96  Hektar 
auf  96  bzw.  50  Silbermark  zu  veranschlagen  ist,  in  Skan- 
dinavien aber  davon  eine  Grundrente  von  8  Mark  gleich 
der  Einsaat  berechnet  wird,  ergibt  die  englische  Hide 
von  240  Acker  =  96  Hektar  nur  l3/s  Mark.  Das  kann 
nicht  anders  gedeutet  werden,  als  daß  in  England  eben  nicht 
von  der  Grundrente  ausgegangen  wird,  die  sich  bei  Ver- 
pachtung ergibt,  sondern  von  einer  viel  niedreren,  anscheinend 
etwa  l/a  der  Einsaat  betragenden  Abgabe  von  Bauern  zu 
festem  Besitzrecht.2) 

Die  Hide  bildet  die  Grundlage  für  die  staatlichen  Ab- 
gaben; das  ist  ja  eben  der  Gedanke  des  Domesdaybuchs, 
daß  die  Abgaben  auf  die  Hiden  verteilt  sind.  Der  Satz  liegt 
aber  bereits  dem  angelsächsischen  Recht  zugrunde.1)  —  Weiter 
liegt  dann  die  Gestellung  der  Krieger  auf  der  Hide.   In  einer 


*)  Daß  es  sich  nicht  um  den  Reinertrag,  sondern  nur  um  den 
Ertrag  handelt,  den  die  Herrschaft,  auf  welche  es  ja  dem  Domesday- 
buch  allein  ankommt,  von  dem  Objekt  bezieht,  beweist  die  stets  wieder- 
kehrende Formel,  etwa  D.D.  If.  138  A.  1.  Sp.  val.  35  sol.  4  den.  min.; 
quando  recepit  (Willelmus,  der  Grundherr)  60  sol.  t.  v.  E.;  2  Sp.  in 
totis  valent  20  libr.;  quando  recep.  22  lib.,  tempore  regis  Edwardi 
25  libr.  —  Die  gesetzliche  Fixierung  der  Leistung  an  den  Herrn  ergibt 
sich  aus  Ine  70  §  1.  —  Über  die  Einsaat  als  Pachtzins  bei  den  Nord- 
germanen unten  S.  79.  —  Die  Einsaat  ist  nach  einem  unverbrüchlichen 
ökonomischen  Gesetz  etwa  J/io  des  Rohertrags  (v.  d.  Goltz,  Handbuch 
der  Landwirtschaft  II  S.  440.  447.  451.  456.  461).  Darauf  beruht  überall 
auf  der  Welt  das  Institut  des  Zehnten;  auch  in  angelsächsischen  Ur- 
kunden ist  so  der  Zehnte  gleich  der  Einsaat  (Birch  III ,  1128  z.  B.  to 
tipunge  healf  acer  sed  and  14  giorde  sed  and  3  roda  sed).  Als  Rein- 
ertrag bei  Mittelboden  darf  man  ungefähr  3 — 4mal  die  Einsaat  rechnen 
(v.  d.  Goltz,  Handbuch  der  gesamten  Landwirtschaft  I  S.  614).  —  Über 
die  Kapitalisierung  der  Grundrente  zu  dem  8. — 12.  Betrage  im  früheren 
Mittelalter:  Inama-Sternegg,  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  II,  S.440;  III 
S.  469,  S.  534;  Avenel,  Histoire  äconomique  de  la  propridte'  usw.  I  S.  85. 

*)  z.  B.  DD.  I  S.  56  B.  1.  Sp.  quando  geldum  dabatur  tempore 
regis  Edwardi  communiter  per  totam  Berchesciram,  dabat  hida  3  dena- 
rios  et  obolum  ante  natalem  domini  et  tantumdem  ad  Pentecosten. 
Si  rex  mittebat  alicubi  exercitum,  de  5  hidis  tantum  unus  miles  ibat 
et  ad  ejus  victum  vel  Stipendium  de  unaquaque  hida  dabantur  ei 
4  solidi  ad  2  menses. 

5* 
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Zeit,  wo  erhöhte  militärische  Anforderungen  nötig  sind,  hat 
die  carruca  (sulh)  2  Reiter  aufzubringen1);  wiederum  ist  also 
nicht  Fußdienst,  sondern  der  Reiterdienst  auf  die  Großhufe 
gelegt. 

"Wie  die  friesische  havina  ist  die  Hide  ein  Komplex 
von  etwa  360  oberdeutschen  Morgen  bloßen  Ackerlands,  der 
wiederum  viel  zugroß  für  einen  gewöhnlichen  Bauern  ist,  ein 
kleineres  Dorf  befaßt.  In  den  Quellen  der  englischen  Zeit 
erscheint  mindestens  der  virgatarius  (jerdling)  von  1/+  der  Hide 
als  der  Vollbauer.2)  Da  nun  aber  allmählich  die  hida  als  Maß  des 
gesamten  Landes  gefaßt  worden  ist,  so  ist  dieser  virgatarius 
mit  x/*  der  hida  von  120  Acker  nur  der  Inhaber  von  1/s  der 
alten  Gesamthide  zu  240  Morgen  Land  und  entspricht  so- 
nach vollständig  dem  Hüfner  der  kontinentalen  Quellen.  Der 
Inhaber  einer  solchen  virgata  von  V»  der  Gesamthide  ist 
wohl  der  in  den  angelsächsischen  Quellen  kurzweg  als  Bauer 
(gebur)  bezeichnete,  dem  wir  den  geneat  einerseits,  den  cotsetla 
andererseits  gegenüberstellen  müssen.  Dann  ist  dieser  gebur 
einfach  der  ceorl  der  älteren  Quellen,  der  villanus  des  Domes- 
day,  der  auch  unmittelbar  über  den  cotsetlan  steht.3) 

l)  Aepelstah  II,  16.  —  *)  Belege  aus  dem  12.  und  13.  Jahrh. 
bei  Vinogradoff,  Villainage  S.  148f.;  ebendort  S.  148  N.  2  über  die 
Gleichheit  von  ierdling  und  virgatarius;  für  die  Identität  von  gyrde 
und  virgata  in  angelsächsischer  Zeit  oben  S.  64  N.  2.  Für  später 
Maitland,  Select  pleas  in  manorial  and  other  seignorial  cases  (Seiden  So- 
ciety II)  S.  171  Jobannes  ate  Grene  electus  est  per  omnes  virgarios 
ad  custodiendum  boscum;  Maitland,  The  court  baron  (Seiden  Society 
IV)  S.  143  plenas  terras  tenentes  et  dimidias  terras  tenentes  et  tenentes 
sex  acras  terre  et  cotarii:  also  die  Vollhufen  haben  24  acrae.  — 
*)  Rectitud.  pers.  4  §  3  faßt  den  gebur  als  Inhaber  einer  virgata  im 
Gegensatz  zum  geneat  und  zum  cotsetla:  er  hat  nicht  allenfalls  bloß 
7  Acker,  sondern  es  ist  nur  bestimmt,  daß  ihm  von  seiner  virgata  7  Acker 
vom  Herrn  besät  werden.  Da  der  gebur  aber  ohne  weitere  Zwischen- 
stufe über  dem  cotsetla  steht,  der  nur  5  Acker  jährliches  Bauland  hat 
(3  §  3),  so  ist  es  aber  doch  nicht  sehr  wahrscheinlich,  daß  er  sofort  als  In- 
haber von  30  Ackern  jährlichen  Baulands  zu  betrachten  ist,  und  man  kommt 
dann  etwa  auf  den  Ansatz  von  15  Acker  jährliches  Bauland,  so  daß  die 
Hälfte  etwa  der  Herr  zu  besäen  hätte.  —  Weiterhin  ist  ein  Gegensatz  von 
gebur  und  geneat  anderwärts  unmittelbar  bezeugt,  nämlich  im  Recht 
Tidenbam  (Birch  HI,  928) ,  wo  wieder  die  beiden  Klassen  des  geneat 
und  des  gebur  unterschieden  sind.  Dabei  heißt  es,  daß  ofer  eall  daet 
land  geburad  aet  gyrde  12  paenegas  and  4  aelmes  penegas;  später  aber 
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Mit  den  bisherigen  Ergebnissen  stimmt  das,  was  von 
statistischem  Material  an  die  Hand  gegeben  ist.  Zunächst 
werden  weithin  Hundertschaften  oder  waepengetaec  genannt» 
die  noch  erheblich  über  die  Zahl  von  100  Hiden  hinausgehen; 
häufig  aber  bestehen  die  Hundertschaften  gerade  aus  100 
Hiden.1)  —  Dem  steht  dann  eine  andere  Nachrichtenreihe 
gegenüber,  wo  das  hundred  nur  aus  12  carrucae  zusammen- 
gesetzt ist  und  dann  nur  deshalb  Hundert  heißen  kann, 
weil  auf  dem  Areal  eben  etwa  8  ceorlas,  von  denen 
jeder  nur  1/s  Hide  hat,   samt  einem  oder  zwei   cotsetlan  in 


heißt  es,  daß  der  gebur  sylle  6  penegas  ofer  estre.  Anderwärts  und 
zwar  schon  in  Ine  6  §  3  ist  der  gebur  soviel  als  der  gafolgilda  (zuerst 
on  gafolgildan  huse  odde  on  gebures,  später  nur  pam  gebure)  und 
entspricht  wirklich  dem  gewöhnlichen  ceorl  (Ine  6  §  3  mit  Aelfir.  39  pr.). 
In  der  Übersetzung  der  Dialoge  Gregors  (Grein  -Winker,  Prosa -Biblio- 
thek V  S.  11  Z.  4)  wird  colonus  mit  gebur  wiedergegeben.  So  sind 
dann  die  geburas  die  villani  des  Domesday,  und  sind  unmöglich 
mit  den  dort  genannten  buri  identisch  (z.  B.  I  f.  38  A  2.  Sp.; 
f.  103  B  2.  Sp.;  f.  182  B  2.  Sp.;  IV  S.  165  f.),  welche  hinter  den  villlani 
stehen  und  mit  den  colliberti  zusammenfallen  (soweit  richtig  Mait- 
land  Domesdayb.  S.  37).  Es  muß  eben  der  an  sich  ja  sehr  allge- 
meine Ausdruck  Bauer,  gebur  gelegentlich  auch  für  einen  Unfreien 
verwendet  worden  sein,  dem  ein  eigener  Betrieb  gegen  Abgabe 
gestattet  ist,  und  der  deshalb  bald  als  collibertus,  bald  als  „Bauer"  im 
Gegensatz  zu  den  Haussklaven  bezeichnet  wird ;  daraus  erklärt  sich  dann 
auch  Kemble  1079,  wo  die  witepeowe  men  burbaerde  in  Gegensatz 
zu  den  peowberde  gestellt  werden  (K.  Maurer  in  Kritische  Überschau  II 
S.  39).  Daß  der  späte  quadripartitus  in  den  rectitudines  gerade 
den  geneat  mit  villanus  übersetzt,  beweist  natürlich  gar  nichts  da- 
gegen, daß  zunächst  der  gebur  als  villanus  zu  fassen  ist.  Man  hat 
also  mit  2  geburas  zu  rechnen:  auf  der  einen  Seite  ist  gebur  der 
normale  Vollbauer  mit  1j9  einer  Hide  von  240  Acker,  die  bei  Ine  als 
hiwisc  gefaßt  wird  und  dann  davon  ganz  verschieden  der  ehemalige 
Haussklave,  der  jetzt  auf  einem  kleinen  selbständigen  Anwesen  sitzt 
und  so  auch  ein  Bauer  wurde.  In  der  bisherigen  Literatur  (K.  Maurer 
a.  a.  O.  II  S.  39;  Maitland,  Domesdaybook  S.  36 f.)  ist  dieser  grundlegende 
Unterschied  übersehen.  Der  geneat,  der  dann  über  dem  ceorl  mit  '/» 
steht,  kann  nicht  gut  etwas  anderes  sein,  als  einer,  der  '/*  der  Hide 
von  240  Acker  hat. 

*)  Die  Belege  bei  Round,  Feudal  England  S.  44 ff.,  Maitland, 
Domesdaybook  S.  450  f.  und  besonders  Baring  in  Hist.  rev.  XVII  S.  16  ff., 
Vinogradoff,  English  society  S.  99 f.;  dazu  auch  Rietschel  in  dieser 
Zeitschrift  XXIII   S.  398  f. 
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Betracht  kommen.1)  Auf  das  zweite  führt  es  dann  auch 
zurück,  wenn  seit  Aejbelstan  erkennbar  wird,  daß  der  Yerband 
der  Freipflege  10— 12  Leute  befaßt  und  10  dieser  Verbände 
zusammengelegt  sind;  in  den  Städten,  wo  keine  naturwüch- 
sigen Verbände  vorkommen,  wird  diese  mechanische,  zahlen- 
mäßige Verfügung  wirklich  durchgeführt;  dagegen  auf  dem 
Land  wird  es  als  möglich  angesehen,  daß  eine  solche  Zehnt- 
schaft sehr  viel  zahlreicher  als  die  andere  geworden  ist,  und 
man  kommt  von  da  aus  zum  Ergebnis,  daß  eben  nur  ursprüng- 
lich ungefähr  10— 12  Leute  auf  den  Verband  gerechnet  werden, 
von  dem  dann  10  zu  einer  Hundertschaft  verbunden  sind.2) 
Auf  Hundertschaften  (120  Leute),  die  nur  etwa  120  ge- 
wöhnliche ceorlas  befassen,  geht  es,  wenn  bei  Beda  Sussex 
7000  familiae  enthält,  während  im  Domesdaybuch  zwischen 
50 — 60   Hundertschaften  für   Sussex  gezählt  werden.3)     Es 


')  D.D.  I  f.  293  1.  Sp.  Das  hundred  besteht  aus  12  carrucae 
ad  geldum;  dann  I  f.  336  A.  2.  Sp.  und  das  von  Stevenson,  Hist. 
rev.  V  S.  95  ff.  Bemerkte.  —  2)  Auf  die  Freipflege  ist  noch  später 
(§  3  II)  zurückzukommen.  Daß  in  natürlich  gewachsenen  Freipflege- 
verbänden weit  mehr  als  10  Leute  enthalten  sein  können,  ergibt 
Aepelstan  VI  c.  4.  Daß  dies  sogenannte  Gildestatut  —  m.  E.  nichts 
anderes  als  ein  Provinzialgesetz  für  Middlesex  und  wohl  auch  Essex, 
wie  Aepelst.  III  für  Kent,  bei  dem  nur  die  inneliegende  verhältnis- 
große Stadt  ohne  die  natürlichen  Geschlechtsvei-bände,  die  damit 
identischen  Zehntschaften  und  darauf  aufgebauten  Hundertschaften  das 
besondere  ist  —  sich  auch  auf  Bezirke  des  flachen  Lands  bezieht,  hat 
auch  Liebermanu  in  Melanges  Fitting  II  S.  86,  90,  dem  ich  sonst  viel- 
fach nicht  zustimme,  angenommen.  —  3)  Beda  IV,  13.  Unmöglich  können 
7000  familiaeauf  Sussex  kommen,  wenn  man  darunter  Hiden  zu  240  Acker 
versteht;  denn  Sussex  hat  jetzt  im  ganzen  908000  Statute  acres  (Kemble, 
The  Saxons  I  S.  103);  es  wird  zwar  nicht  zutreffend  sein,  wenn  Kemble 
a.  a.  0.  auch  für  die  angelsächsische  Zeit  den  jetzigen  Betrag  des 
unbebauten  Lands  von  535000  Acker  einsetzt  und  so  auf  ein  Bau- 
land nur  von  373000  Acker  kommt;  denn  durch  die  Schafweide- 
wirtschaft des  späteren  Mittelalters,  die  Bildung  der  großen  Güter 
und  den  ausschließlichen  Übergang  zur  Viehzucht  ist  das  alte  Acker- 
land in  England  sehr  verkleinert  worden.  Aber  auch  wenn  man  mit 
600000—700000  Acker  rechnet,  so  wäre  kein  Raum  für  240  •  7000  Acker. 
Dagegen  stimmt  es  sehr  gut,  wenn  in  Sussex  zur  Zeit  Wilhelms  I. 
2243  fiskalische  Hiden  (zu  240  Acker)  und  3374  carrucae  effektives 
Landmaß  (zu  120  Acker)  gerechnet  werden  (Maitland  Domesday  S.  401), 
nach  dem  burgal  hidage  4350  solcher  Hiden  zu  120  Acker  (Maitland  S.  505) 
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paßt  dann  weiter,  daß  "Wight x)  —  ungefähr  x/9  der  Fläche  von 
Sussex  —  1200  familiae  hat,  wenn  man  in  Anschlag  bringt, 
daß  Sussex  wegen  des  Andredesweald  zweifellos  stärker  als 
Wight  bewaldet  war.  Ganz  bestimmt  liegt  der  gleiche  Be- 
griff der  familiae  den  Nachrichten  über  Thanet  zugrunde, 
wo  600  (720)  familia  von  Beda  angegeben  werden,  während 
später  nur  gegen  70  suling  begegnen.2) 

Geht  so  überall  ein  Begriff  der  familia  durch,  der  natür- 
lich genug  vollkommen  mit  der  kontinentalen  Hufe  identisch  ist 
und  die  Basis  für  einen  cöorl  abgibt,  so  ist  dagegen  die  Zusam- 
menfassung zu  Hundert  nicht  gleichmäßig.  Bald  sind  hundert 
hidae  von  240  Äckern,  bald  nur  1 00  ceorlas  gemeint  und  auch 
Zwischenbildungen  könnten  vorliegen.3)  Mit  der  Hundert- 
schaft zu  100  großen  Hiden,  die  dann  praktisch  etwa  1000 
ceorlas  im  Verband  ergibt,  könnte  es  bereits  zusammenhängen, 
daß  im  Exodus  als  Gliederung  des  zur  Landwehr  ausziehenden 
Fußvolks  Tausendschaften  genannt  werden.4) 

So  ergibt  auch  das  angelsächsische  Recht  den  Zusammen- 
hang  der   Hundertschalt    mit    hundert    gezählten    Anwesen 


vorkommen ;  dafür  hat  Sussex  vollständig  Raum.  Die  Zahlen  des  tribal 
hidage  (Maitland  S.  507  f.),  die  ja  für  Sussex  die  Zahl  des  Beda  wieder- 
holt, erklären  sich  aus  einer  Verwendung  von  hida  für  familia;  eine 
ähnliche  Verwendung  hat,  wie  früher  erörtert  worden  ist,  die  Über- 
setzung des  Beda  (oben  S.  59  N.  2). 

i)  Beda  IV,  16.  —  *)  Beda  I,  25  und  S.  59  f.  N.8.  —  3)  Thanet,  das  im 
D.D.  ein  Hundert  bildet  mag  auf  ein  Hundert  von  100  Hiden  zurückgehen, 
wobei  eben  das  Land  durch  das  hier  stark  einwirkende  Meer  verändert 
worden  sein  kann.  Anders  liegt  es  mit  Wight.  Das  D.D.  (I  f.  52 — 54)  er- 
wähnt nur  3  Hundertschaften,  während  man  nach  dem  Größenverhältnis 
von  Sussex  und  Wight  6  Hundertschaften,  nach  dem  Bevölkerungs- 
verhältnis der  beiden  Landschaften  gar  12  Hundertschaften  erwarten 
sollte.  Vielleicht  ist  hier  von  einem  Hundert  ausgegangen,  bei 
dem  die  halbe  Hide  von  120  Acker  zugrunde  gelegt  ist,  so  daß 
dann  wirklich  3  •  100  •  »/*  Hiden  =  3  •  100  •  4  •  »/a  Hiden  sind. 
—  *)  Exodus  (Grein  -Wülker,  Poesie -Bibl.  II  S.  455)  v.  194  nach 
den  2000  Reitern,  die  den  egyptischen  König  begleiten,  folgt  das 
egyptische  Fußvolk:  eorp  werod  ec  onlaeddon  lad  ef'ter  lad  leod- 
maegnes  worn  pusendmaelum.  Ebenso  ist  v.  232  f.  jede  Abteilung 
des  jüdischen  Heeres  10  hund  geteled  tireeadigra.  Deshalb  ist  die 
Stelle  bei  Beovulf  2195f.  nicht  so  bedeutungslos,  wie  Rietschel  in 
dieser  Zeitschrift  XXVII  S.  247 f.  annimmt,  wenn  die  Stelle  auch  für 
sich  allein  wenig  beweisen  mag. 
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bald  von  Großhufen,  bald  von  mansus  zu  l/s  Großhufe. 
Damit  stimmt  es  dann  nicht,  nur,  daß  der  Distrikt  als  bold- 
getael,  als  eine  zahlenmäßige  Zusammenfassung  von  Anwesen 
gefaßt  wird l) ;  vielmehr  kommt  vor  allem  in  Betracht,  daß  die 
Hide  —  das  |msend  —  selber  zu  Ende  der  angelsächsischen 
Zeit  hundredo  numerata2),  ja  sogar  mensurata  ist.8)  — 

in.  1.  Ungleich  weniger  Nachrichten  wie  das  friesische 
Gebiet  zwischen  dem  Sinkfal  und  der  Weser  und  die  angel- 
sächsischen Reiche  ergibt  der  übrige  niederdeutsche  Bereich. 

Als  festes  Ergebnis  kann  man  es  betrachten,  daß  noch 
jetzt  durchweg  das  Wort  Hof  den  großen  Besitz  bezeichnet.4) 

2.  Yiel  weiter  hinauf  führt  das  Urbar  des  Königs  Walde- 
mar  für  Dithmarschen  und  das,  wie  es  scheint,  von  Dithmarschen 
aus  mit  Deutschen  besiedelte  Femarn.  Dort  werden  für  den 
Anfang  des  13.  Jahrhunderts  hovae  genannt,  vpn  denen  die 
Hälfte  größer  ist  als  ein  jard  und  die  deshalb  selber  ein 
festes  Landmaß  darstellen.8)  Es  sieht  so  aus,  ist  aber  für 
sich  nicht  bestimmt  zu  beweisen,  daß  der  Hof*  aus  4  jard 
besteht  und  so  der  englischen  Hide  entspricht,  weil  seine 
Viertel  als  virgatae  zu  fassen  sind6).  —  Große  Wahrscheinlich- 
keit gewinnt  das  durch  die  noch  etwas  altern  Angaben  für 
Femarn.  Danach  existieren  hier  neben  den  unci  der  sla vischen 
Bevölkerung  mansus  oder  hovae,  von  denen  68  dem  König 


*)  Alelfred  37.  Es  kann  dabei  vollständig  dahingestellt  bleiben, 
welcher  Bezirk  gemeint  ist;  dazu  v.  Schwerin  in  dieser  Zeitschrift  XXIX 
S.  290.  —  *)  D.D.  I  f.  377  B.  1  Sp.  2  carrucae  non  sunt  in  numero  alicujus 
hundredi  neque  habent  pares  in  Lincolnshire.  —  3)  D.D.  II  S.  237  in  hoc 
hundred  redd.  3  sol.  de  gelt,  et  in  alio  mensurata.  Zu  vergleichen  damit  ist 
II  S.  238  hanc  terram  recepit  pro  escangio  et  est  mensurata  in  brevi  Sei 
Adalret.  —  *)  Wittich,  Die  Grundherrschaft  in  Nordwestdeutschland  S.86 
—  •)  Valdemars  Jordb.  (ed.  Nielsen)  S.  26:  In  Ulversum  5  hovae  ex- 
oepto  uno  jardae  —  2  hova  et  dimidia  et  dimidia  jardae.  Bhamm  S.  572, 
der  auf  ein  halbes  Bol  kommt,  übersieht,  daß  die  jard  kleiner  ist  als 
V«  hovae.  Aus  dem  Preis  aller  S.  20  genannten  Höfe  kann  kein  Schluß 
gezogen  werden;  denn  vermutlich  ist  der  Verkauf  unter  sanftem  Zwang 
erfolgt,  da  ja  der  frühere  Eigentümer,  das  Kloster  Hasfeld  bei  Stade, 
also  in  dem  König  Waldemar  II.  verfeindeten  (Danmarks  riges  hist.  I 
S.  750)  Gebiet  angesessen  war.  —  •)  SS.  rer.  Danic.  VH  S.  463  (Dith- 
marschen) hoc  notato,  quod  quelibet  virga  habet  in  se  16  pedes. 
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gehören;  jeder  von  ihnen  zahlt  an  den  König  den  großen 
Betrag  von  2l/a  Mark  -f-  3  sol.  -f-  2  Denar  dänisch.  Dieser 
Ansatz  kehrte  später  öfters  wieder  und  ist  etwa  63  dänische 
Schilling,  also  20  fränkische  Reichsschillinge  wert.2)  Es  ist 
nun  klar,  daß  ein  so  hoher  Betrag  keine  bloße  Jahressteuer 
sein  kann,  sondern  daß  damit  der  usuell  feststehende  Ertrag 
eines  Komplexes  gemeint  ist,  der  Hof  heißt.  Nun  ist  aber 
dieser  Ertrag  genau  so  groß  wie  der  der  englischen  Hide 3), 
und  es  mögen  deshalb  auch  die  Größenverhältnisse  des 
nordelbingischen  Hofs  und  der  Hide  nicht  wesentlich  ver- 
schieden gewesen  sein. 

In  Holstein  wird  der  hovemann,  als  to  dem  scepene  ghe- 
boren  noch  zu  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  von  den  Hausleuten 
unterschieden.  Im  benachbarten  Nordfriesland  aber,  das  man 
hier  heranziehen  darf,  sind  die  zu  Schild  und  Helm  Geborenen 
die  Hovetlude,  die  unter  den  Rittern  und  Rittersgenossen 
stehen  und  als  Knappen  ausziehen,  also  zu  Pferd,  aber  ledig- 
lich mit  einem  Pferd  und  leicht  be wappnet.4)  Es,  trifft  auch 
das  wieder  mit  der  Bedeutung  der  Hide  vollständig  zusammen. 

3.  Für  das  Gebiet  südlich  der  Elbe  bringt  der  Sachsen- 
spiegel eine  Zahl.  Ein  freigelassener  Reichsdienstmann 
soll  nach  Ssp.  in  81  §  1  vom  Kaiser  „dri  hoven  oder  mer" 
zur  Ausstattung  bekommen,  dat  si  scepenen  dar  af  wesen 
mögen.  Es  lag  nahe,  anzunehmen,  daß  an  die  gerade  auch 
in  Ostsachsen  verbreitete  Königshufe  gedacht  ist,  und  dann 
bekäme  man  als  Minimalbesitz  eines  Schöffen  360  Morgen, 
also  genau  den  gleichen  Betrag,  der  für  Friesland  und  Eng- 

l)  Valdemars  Jordbog  S.  77  f.  Daß  der  König  auf  Pemarn  alle  Höfe 
zu  eigen  oder  an  seine  Leute  verliehen  hat,  muß  wohl  damit  in  Ver- 
bindung gebracht  werden,  daß  er  (ebenda  S.  17)  zwischen  Schlei  und 
Eider  4*20  hovae  besitzt;  es  werden  eben  im  Zusammenhang  mit  dem 
großen  Kriege  Waidemars  II.  an  der  Südgrenze  starke  Konfiskationen 
erfolgt  sein.  Es  hängt  ferner  wohl  damit  zusammen,  wenn  ebenfalls  an  der 
Südgrenze  zahlreiche  navigia  in  der  Hand  des  Bischofs  von  Ribe  sind 
(Oldemoder  ed.  Nielsen  n.  13  1237).  —  *)  So  glänzend  Steenstrup  Stu- 
dier over  Valdemars  Jordebog  S.  435  ff.  —  3)  Rhamm  S.  570  vermutet, 
daß  die  hovae  an  Stelle  slavischer  unci  getreten  seien  und  zieht 
daraus  Schlüsse  auf  die  Größe;  allein  Waidemars  Urbar  sagt  nichts 
von  einer  solchen  Umwandlung,  wie  es  übrigens  auch  gar  keine  An- 
gabe über  die  Größe  der  unci  macht.  —  *)  Fr.  St.  S.  64  Nr.  20  ff. 
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land  als  Großhufe  zu  erweisen,  für  Nordalbingien  wenigstens 
zu  vermuten  ist x)  Allein  dem  steht  eine  andere  Beobachtung 
entgegen,  die  freilich  letztlich  zum  selben  Ergebnis  führt.  Der 
Ssp.  III  b1  §  1  spricht  davon,  daß  der  König  dem  neuge- 
schaffenen Schöffenfähigen  eine  Ausstattung  von  3  hoven, 
nach  einer  Lesart  4  hoven  geben  muß.  Hov  kann  aber  schwer- 
lich die  huve  sein,  die  anderwärts  von  Eigen  unterschieden 
und  als  zugehörig  zu  einem  Hof  betrachtet  wird.2)  In  der 
Tat  hat  denn  eine  Handschrift  auch  für  Ssp.  III  81  §  1  den 
Hof  in  Gegensatz  zu  der  Hufe  gebracht.3)  Dann  wird  ver- 
mutlich eben  derjenige  von  Hufe  verschiedene  Hofbegriff 
zugrunde  zu  legen  sein,  welcher  gegen  den  sächsischen  Süd- 
osten hin  noch  viel  später  der  übliche  ist,  nämlich  die 
Zusammenfassung  von  3 — 4  Hufen  zu  einem  Hof.4)  —  So 
würde  die  neue  Schöffenfamilie  zur  Ausstattung  einen  Kom- 
plex von  9 — 16 Hufen  erhalten;  da  aber  jede  Hute  im  Anhalti- 
schen und  Magdeburgischen  später  ungefähr  30  oberdeutsche 
Morgen  hat 5),  so  gewinnt  man  dann  auch  auf  diesem  Wege 
wieder  einen  niederdeutschen  Großhof  von  mindestens  270  Mor- 
gen. —  So  ausgelegt  steht  der  Ssp.  III  81  §  1  in  keiner  direkten 
Beziehung  zu  Ssp.  III 45  §  5,  wo  gesagt  wird,  daß  der  Frohn- 
bote  aus  den  Pfleghaften  gewählt  wird  und  deshalb  weniger 
als  3  Hufen  haben  kann,  dann  zu  Ssp.  III  80  §  1 ,  wo  als 
Maximalbesitz  eines  Birgeiden  3  hufen  gedacht  sind.  So 
viel  wird  allerdings  in  der  Nachricht  stecken,  daß  der  Pfleg- 
hafte ein  Mann  unter  3  Hufen 6)  ist  und  darum  wird  ander- 
mal eben  die  bloße  Hufe,  wenn  nicht  mehrere  zu  einem  Hof  ver- 
einigt sind,  als  Gegensatz  zum  vollen  Eigen  angesehen7};  es 
wird    nach    der    ganzen    Ständegliederung    des    Ssp.   nichts 


»)  So  ich  in  Fr.  St.  S.  64.  —  2)  Das  erste  Ssp.  I  29.  —  Das  zweite 
Ssp.  Lnr.  66  §  22  clorp  oder  huve,  die  in  ene  burchwart  oder  in  enen 
hof  höret;  später  nur  mehr  von  Herren  des  Hofs  die  Rede.  —  3)  Ssp. 
III  81  §  1  (Homeyer)  N.  6  so  tu  deine  hove  scholen  hören  virten  hüve 
und  mer  over  nicht  min.  —  *)  Hagemann,  Handbuch  des  Landwirt- 
schaftsrechts S..  84  N.  *;  Stüve,  Wesen  und  Verfassung  der  Land- 
gemeinde S.  36;  Wittich,  Die  Grundherrschaft  in  Nord  Westdeutschland 
S.  86  N.  3.  —  5)  Kraaz,  Bauerngut  und  Frondienst  in  Anhalt  S.  236  ff. 
und  S.  231.  —  6)  Soweit  mit  Recht  Stobbe,  Zeitschrift  f.  deutsches  Recht 
XV  S.  352  f.  -  7)  Ssp.  I  29. 


Der  germanische  Uradel.  75 

übrigbleiben,  als  mit  der  altern  Meinung  anzunehmen,  daß 
der  Schöffenbarfreie  aufhört,  schöffenbar  zu  sein,  wenn  er 
nicht  3  Hufen  im  mindesten  hat.  Daraus  folgt  aber  noch 
lange  nicht,  daß  die  3  Hufen  auch  als  Dotation  einer  neuen 
Schöffenfamilie  ausreichen;  denn  Schöffe  und  Schöffenbarer 
ist  nicht  gleich.  Wohl  aber  darf  man  den  Komplex  von 
3  (4)  Hufen  nach  den  späteren  sächsischen  Nachrichten  für  einen 
Hof  ansehen.  —  Ob  das  Recht  zur  Haltung  eines  eigenen 
Hirten  durch  den  Besitz  von  3  Höfen  oder  durch  den  Besitz  von 
nur  3  Hufen  bedingt,  wird  sich  bei  der  Unsicherheit  des  ein- 
schlagenden Textes  nicht  entscheiden  lassen,  so  wahrscheinlich 
innerlich  das  letztere  ist.1) 

4.  Das  Bisherige  hat  ergeben,  daß  der  Ausdruck  Hof 
allemal  mehr  als  die  Hube  bedeutet,  daß  aber  darüber  hinaus 
keine  ganz  feste  Begrenzung  bezeugt  ist:  Hof  heißt  gerade- 
so der  große  nordelbingische  Hof,  wie  südlich  der  Elbe  jeden- 
falls viel  später  und  vermutlich  schon  im  Ssp.  auch  eine 
Quote  dieses  Komplexes,  die  nur  3  Huven  befaßt.  Immerhin 
ist  anzunehmen,  daß  auch  im  Ostfälischen  der  Hof  gerade  als 
der  größte  Komplex  von  etwa  300  oberdeutschen  Morgen  nicht 
unbekannt  war  und  auf  so  etwas  deutet  die  schon  verwendete 
Lesung  von  Ssp.  III  81  §  1  im  Text  Br.  hin.  Auch  scheint 
die  Volksauffassung  bis  auf  die  Gegenwart  so  etwas  fest- 
gehalten zu  haben.2) 


l)  Ssp.  II  54  §  2.  —  2)  Der  Verfasser  kennt  eben  aus  dem  Leben  einen 
Hof  von  14  Hufen  (vielleicht  Hufen  unter  30  Morgen)  und  setzt  diesen  Be- 
griff dann  ein,  ohne  zu  bemerken,  daß  diese  Bedeutung  für  den  ursprüng- 
lichen Text,  der  von  Hof  im  Sinn  von  3 — 4  Hufen  redet,  nichtpaßt.  —  Noch 
heute  kommt  folgendes  in  Betracht.  Nach  Mitteilung  zweier  sehr  bejahrter, 
sehr  erfahrener  Gutsbesitzer  aus  der  Magdeburger  Gegend ,  verstand 
man  dort  vor  etwa  100 — G0  Jahren  unter  einem  Halbspännerhof  einen 
Hof  von  etwa  165  Morgen ,  unter  Vollspännerhof  einen  Hof  von 
300  Morgen ;  jener  hat  4,  dieser  8  Pferde.  Güter  bis  zu  80  Morgen  werden 
als  Kossätengüter  bezeichnet.  Ist  das  richtig,  dann  hat  man  im  Säch- 
sischen 2  Hofbegriffe:  einmal  den  Hof  für  alles,  was  nicht  Besitz 
von  Kossäten  ist  und  was  ungefähr  dem  Minimalbesitz  eines  Schöffen- 
barfreien  (3  Hufen,  also  90  Morgen)  entspricht  —  dann  innerhalb  des 
Hofs  als  höchstes  den  Vollspännerhof,  der  mit  seinen  300  Hufen 
und  den  8  Pferden,  wie  sie  für  einen  Großpflug  notwendig  waren,  voll- 
kommen der  Hide  gleicht. 
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Dann  aber  ist  es  innerlich  wahrscheinlich,  wenn  auch 
nicht  unmittelbar  zu  beweisen,  daß  mit  solchen  großen  Höfen 
die  überall  vorkommenden  Sattelhöfe  identisch  sind,  welche  zur 
Stellung  eines  Pferdes  verpflichten,  keine  Steuer  tragen,  und 
auf  welchen  in  Westfalen  die  Urteilsfindung  in  Blutsachen 
radiziert  ist x) ;  ihr  Umfang  2)  entspricht  späterhin  ungefähr  — 
soweit  man  hier  überhaupt  noch  vergleichen  kann  —  dem 
in  Vorhergehenden  vermuteten  Hof  der  SchöfFenfamilie.  Daß 
sie  schließlich  regelmäßig  als  Lehen  aufgefaßt  wurden,  hindert, 
wie  später  zu  erörtern  ist,  um  so  weniger,  als  doch  auch 
öfters  nichtritterliche  Besitzer  vorkommen.8) 

Eine  Beziehung  der  Großhufe  zur  Territorialeinteilung 
läßt  sich  nicht  mehr  erkennen.  Zwar  sind  deutliche  Spuren 
dafür  vorhanden,  daß  der  Bezirk  eines  Schultheißen  jeweils 
100  mansus  (wohl  120)  befaßt/)  Sind  damit  gewöhnliche 
Hufen  gemeint,  so  würde  man  auf  10 — 12  Großhofe  kommen, 
wenn  der  Hof  wirklich  9 — 12  Hufen  enthält.  Aber  jeder 
unmittelbare  Beleg  fehlt. 

IY,  1 .  Zu  bestimmteren  Ergebnissen  kommt  man  wieder 
für  die  skandinavischen  Stämme,  die  hier  in  einem  Zusammen- 
hang besprochen  werden  sollen.  Freilich  ist  es  blos  das 
dänische  und  schwedische  Gebiet,  das  ein  klares  Bild 
ergibt,  während  für  Norwegen  nur  unsichere  Umrisse  zu  er- 
kennen sind.  Dort  aber  sind  es  die  schon  so  oft  besprochenen 
Formen  der  Landtaxierung,  aus  denen  der  Aufschluß  zu 
gewinnen  ist.  — 

Auszugehen  ist  von  dem  Begriff  mark,  orae,  ortug  in 
censu  (iskyld),  von  dem  die  dänischen  Quellen  des  13.  und 
14.  Jahrhunderts  reden.     Der  ora  terre   in  censu   oder  ab- 


x)  Hammerstein,  Der  Bardengau  S.  532;  Kraaz,  Bauerngut  und 
Frondienst  in  Anhalt  S.  35  f.;  meine  d.  u.  fr.  V.  G.  I  S.  40;  Heck,  Bei- 
träge zur  Geschichte  der  Stände  im  Mittelalter  II  S.  283.  —  2)  Kraaz 
a.  a.  O.  S.  247  ff.  —  »)  Kraaz  a.  a.  O.  S.  35.  —  *)  Werdener  Urbar  B.  37 
mit  C  §  2.  7. 11,  §  22  (dazu  Fr.  St.  S.  76  n.  74).  In  B.  37  hat  der  Be- 
amte theoretisch  immer  100  mansus  unter  sich,  aber  es  sind  nie- 
mals mehr  100  mansus  da,  sondern  68,  44,  48.  Dann  muß  eben  das 
100  mansus  auf  einen  „Hundertschaft"  benannten  Bezirk  gehen,  der  C 
§  22  in  der  Tat  territorium  heißt;  C  §  2.  7.  13  wird  von  tribunatus 
geredet.  So  scheinen  der  Kirche  die  Gefälle  einiger  Schultheißenämter, 
die  Hundertschaften  sind,  überwiesen. 
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gekürzt  ora  terre l)  gibt  in  Seeland  ganz  regelmäßig  an  den 
Grundherrn  ein  pund  annone  oder  einen  ora  annone.2)  Daraus 
ist  zu  schließen,  daß  pund  annone  und  ora  annone  identisch 
ist.  In  der  Tat  wird  zu  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  als 
älteres  nicht  mehr  gebräuchliches  dänisches  Maß  der  ore 
Korn  erwähnt,  der  nach  dieser  Nachricht  x/i  2  der  Mark  Korn 
ist  und  so  dem  Pfund  Korn  zu  Z1^  Tonne  entspricht,  das 
selber  Vi 2  der  Last  Korn  zu  40  Tonnen  ausmacht;  denn  die 
Last  Korn  ist  gleich  der  Mark  Korn.  Bei  Gerste  beträgt 
das  Pfund,  also  der  ore  oder  die  Mark  bzw.  Last  6/s  der 
Kornmenge,  bei  Haber  2/i  der  Kornmenge.3)  Es  ist  nun 
sofort  klar,  daß  die  Berechnung  der  Mark  auf  12  ore  nicht 
ursprünglich  sein  kann  und  aus  einer  sehr  viel  späteren  Zu- 
fälligkeit sich  ergeben  hat.  Während  des  Mittelalters  muß 
überall  in  Skandinavien  eine  Mark  zu  8  ore  zugrunde  gelegt 
werden.  Was  aber  feststeht,  ist  die  Identität  des  ore  annone 
mit  dem  Pfund  Korn.  Das  Pfund  Korn  selber  kann  unmög- 
lich ursprünglich  den  unhandlichen,  eben  nur  aus  der  späteren 
Berechnung  der  Mark  zu  12  ore  entstandenen  Betrag  von 
3  ^3  Tonnen  ausgemacht  haben.  Eine  Nachricht  aus  Schweden 
aber  setzt  für  1282  das  Pfund  auf  4  (den  dänischen  gleiche) 
Tonnen.4)  Legt  man  das  zugrund,  so  gewinnt  man  für  die  Last 
und  deshalb   für  die  marca  annone  ursprünglich  32  Tonnen. 

*)  Z.  B.  V.  v.  1284  (Aarsberetninger  fra  det  kung.  Geheimarchiv  V) 
S.  22  §  11  hwa  sum  havaer  mark  skyld  aeth  ni  oere  aeth  ti  oere  aeth 
oc  aellaef  erae  i  ierth.  —  a)  SS.  rer.  Danic.  VII  S.  33.  36.  37.  43.  44; 
besonders  bezeichnend  S.  22  iste  ore  terre  sunt  duplatae  (d.  h.  wegen 
Einfahrung  der  Dreifelderwirtschaft  jetzt  Winter-  und  Sommerfeld)  et 
large  in  semine;  quolibet  ora  dat  3  pund  annone  in  triplici  annona, 
d.  h.  die  einfache  annona  ist  1  Pfund.  —  8)  A.  Bemtsen,  Danmarkis  oc 
Norgis  fructbar  Herlighed  II S.  487  ff.  489.  —  *)  Diplomatarium  Suecanum 
1 745  §  2.  Die  Tonne  hat  danach  52  Kannen,  die  (Falkmann,  Om  matt  och 
vigti  i  Sverige  I  S.  286)  den  jetzigen  Kannen  gleichkommen,  so  daß  jene 
Tonne  der  jetzigen  schwedischen  Tonne  löst  mal  mit  56  Kannen  fast 
und  der  dänischen  Korntonne  vollständig  gleich  ist.  —  Auch  die  last 
annone  =  mark  annone  scheint  nach  Dipl.  Suec.  IV  2958  bekannt: 
marcham  terre  —  de  qua  una  lasta  annone  et  quatuor  marche  dena- 
riorum  proveniunt;  vermutlich  ist  quatuor  marcha  denariorum  ebenso 
wie  una  lasta  annone  eine  Exemplification  zu  marcland,  also  ein  Land, 
von  dem  in  natura  eine  Last  und  (also  oder)  in  Geld  4  Mark  Pfennige 
kommen,  gesetzt. 
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Würde  man  umgekehrt  den  Ansatz  der  Last  zu  40  alten  see- 
ländischen  Tonnen  als  ursprünglich  ansehen,  so  käme  die  ora 
terre  auf  5  Tonnen.  Im  folgenden  gehe  ich  alleinvon  4  Tonnen 
als  dem  Wahrscheinlichen  aus. 

Nach  dem  Bisherigen  ist  jedenfalls  der  orae  terre  davon 
benannt,  daß  von  ihm  an  den  Grundherrn  eine  Getreide- 
abgabe im  Werte  eines  orae  und  im  Raummaß  eines  Pfund 
zu  entrichten  ist  —  ganz  dem  entsprechend,  daß  auch  in 
England  die  Grundstücke  nach  dem  Bezug  des  Grundherrn 
geschätzt  sind. 

Die  Nachrichten  von  den  dänischen  Inseln,  wie  von  Jüt- 
land  fassen  nur  den  Pachtzins  als  die  Einsaat.1)  Yom  Pacht- 
zins werden  die  den  Grundherrn  treffenden  öffentlichen  Ab- 
gaben berechnet;  daneben  wird  der  gleiche  Abgabenbetrag, 
wie  er  den  Grundherrn  belastet,  vom  Pächter  erhoben,  so 
daß  dann  da,  wo  kein  Pächter  vorhanden  "ist,  jedenfalls  der 
Eigentümer  den  ganzen  Steuerbetrag,  d.  h.  also  das  Doppelte 
von  dem,  was  der  Pächter  leistet,  für  sich  zu  erlegen  hat;  nur 
da,  wo  der  Pächter  Königsgut  oder  Kirchengut  hat,  fällt 
der  Beitrag  des  Eigentümers  weg.  Daraus  ergibt  sich  aber 
dann  notwendig,  daß  nach  jütischem  Recht  8  orae  annonae 
soviel    wie    24  Mark    Silber    ist    oder   anders   ausgedrückt: 


*)  Daß  in  dem  Beskildebuch  die  Einsaat  mit  dem  census  (skyld) 
identisch  ist,  haben  alle  angenommen;  auch  Erslev,  Valdemarernes 
Sfcorhedstid  S.  140  behauptet  nur  ein  späteres  Auseinandergehen.  Es 
ist  schon  der  Wechsel  von  terra  in  censu  und  terra  in  semine  (die 
Stellen  bei  Rhamm  S.  359  ff.)  nicht  gut  denkbar,  wenn  nicht  beides 
gleichbedeutend  ist.  Zwingend  aber  sind  Stellen  wie  (SS.  rer.  Dan.  VII) 
S.  33  Osraeby  sunt  septem  ore  terre  cum  dimidia  ore  in  semine,  wo 
ora  terre  und  ora  in  semine  identisch  ist;  S.  27  Birkingae  cum  17  oras 
cum  dimidia  terre  et  unum  ornummae,  in  quo  seminanter  6  ore;  wäre 
das  ornum ,  weil  der  Taxation  entzogen ,  mit  einem  anderen  Maß  ge- 
messen als  die  17  orae,  so  hätte  bei  den  17  orae  irgendein  Zusatz 
gemacht  werden  müssen.  Außerdem  besitzen  wir,  wie  ich  glaube, 
einen  gesetzlichen  Beleg  für  die  Identität  der  Einsaat  und  der  Be- 
messung des  Landes  nach  skyld;  denn  Jyske  1.  III 16  (lething  skal  e 
rethaes  af  the  agroethae,  thaer  takaen  aer  ok  aei  of  the,  thaer  tha 
liggae  ä  jorthae  aeth  sä  skulae)  geht  von  einer  gesetzlichen  Identität 
der  Einsaat  und  des  Ertrags  (dann  des  grundherrlichen)  aus,  die  aber 
für  Jütland  nicht  der  Hafnaelast  zugrund  gelegt  werden  soll;  hier  soll 
der  wirkliche  Ertrag  entscheiden. 


Der  germanische  üradel.  79 

da  wo  8  orae  eingesät  und  deshalb  8  orae  Pacht  gezahlt 
werden,  wird  der  Kapitalwert  des  Guts  für  den  Grundherrn 
auf  24  Mark  berechnet;  der  Pachtzins  wird  also  mit  dem 
Faktor  24  multipliziert,  um  den  Kapitalwert  zu  gewinnen.1) 
Bedenkt  man,  daß  die  Einsaat  nach  einem  konstanten 
Gesetz  der  Agrar Wirtschaft  etwa  x/io  des  Rohertrags  und 
^3  des  Reinertrags  ausmacht2),  so  wird  der  Reinertrag  mit 
8  vermehrt,  um  den  Kapitalwert  des  Guts  zu  gewinnen. 

Genau  die  gleiche  Kapitalisierung  begegnet  in  Schweden. 
Auf  der  einen  Seite  wird  der  Ertrag,  den  ein  Grundherr  be- 


J)  So  lösen  sich,  wie  ich  glanbe,  die  Angaben  von  Jyske  1.  III 
12.  13  mit  III  7.  Zuvor  ist  zu  betonen,  daß  das  im  Text  Vorgetragene 
dem  dänischen  Recht  des  16.  Jahrhunderts  entspricht,  wo  durch- 
weg (Secher,  Corp.  const.  Daniae  I  5.  128.  149.  192.441.  4G3.  479.  517. 
560.583;  II  7.  167.  168;  III  289.  350;  IV  93.  127.  209.  286.  325.  365.  418. 
433.  448.  485.  568.  572.  623;  V  313;  dazu  schon  Jacobsen,  Fremstilling 
af  den  danske  Skattevaesen  S.  22)  der  Pächter  die  Hälfte  des  Grund- 
eigentümers zahlt,  ohne  daß  darin  irgendwie  hier  eine  Neuerung  zu 
erkennen  ist.  Dabei  ist  aber  in  einer  der  älteren  Nachrichten  (Secher, 
Corp.  const.  I  567)  klar  bestimmt,  daß  der  Betrag  des  Pächters  seinem 
Grundherrn  aufgerechnet  werden  soll  und  dieser  dann  noch  einmal  den 
gleichen  Betrag,  die  Hälfte  des  Gesamtbetrags  zahlt.  Kronbauern  zahlen 
nach  Secher,  Corp.  const.  I  308  eben  auch  nur  ihre  Hälfte.  Das  gleiche 
System  liegt  nun  meines  Erachtens  der  Jyske  lov  zugrund.  Es  ist 
natürlich  nicht  daran  zu  denken,  daß  .da,  wo  einer  seine  Grundstücke 
verpachtet  hat,  von  den  Grundstöcken  im  ganzen  eine  niederere  Abgabe 
geleistet  wird,  als  wenn  er  Eigentümer  geblieben  wäre;  auf  der  anderen 
Seite  ist  es  nach  dem  späteren  dänischen  Recht  höchst  unwahrschein- 
lich, daß  der  Pächter  die  ganze  Last  getragen  hätte  (dazu  auch 
Rhamm  S.  382  f.).  Das  spätere  Recht  legt  die  Halbierung  der  Abgabe 
nahe.  In  der  Tat  bestimmt  nun  Jyske  1.,  daß  der  Grundherr  (III 
12)  wie  der  Pächter  (III  13)  je  eine  trithingshafnae,  saextingshafnae 
(tolftingshafnae)  leistet.  III  7  aber  bestimmt  ganz  dem  Spätem  ent- 
sprechend, daß  bei  Königs-  (und  Kirchen-)  pächtern  nur  der  Betrag 
des  Pächters  in  Anschlag  kommt.  Dann  ist  eben  die  Mark  Gold,  von 
der  der  Eigentümer  eine  trithingshafnae  leistet,  der  gleiche  Betrag,  von 
dem  der  Pächter  eine  trithingshafnae  leistet  und  dann  folgt,  daß  die 
Mark  Gold  (=  8  Mark  Silber)  einer  skyld  von  8  ertug  entspricht,  also 
8  erae  skyld  =  24  Mark  Silber  sind.  So  ergibt  sich  hier  auf  einem 
andern  Weg  die  gewöhnlich  behauptete  Gleichung  von  8  erae  skyld  = 
24  Mark  Silber,  die  man  unmittelbar  aus  der  Stelle  nicht  gewinnen  kann. 
—  2)  v.  d.  Goltz,  Handbuch  der  gesamten  Landwirtschaft  I  S.  614 
mit  613. 
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zieht,  mit  24  multipliziert,  um  den  Kapitalwert  zu  gewinnen: 
dann  ergibt  ein  artug  der  Natural-  und  Geldrente  eine 
Mark  Silber1),  oder  ein  #re  der  Rente  3  Mark  Silber.2) 
Auf  der  anderen  Seite  wird  die*  Abgabe  von  1/g  des  Kapital- 
wertes, welcher  im  gotländischen  Recht  vom  verkaufenden 
Eigentümer  an  die  "Verwandtschaft  zu  leisten  ist,  als  afradr, 
also  als  Ertrag  bezeichnet  und  ergibt  das  eine  Kapitalisierung 
des  gesamten  Reinertrags  mit  dem  8  fachen.8)  —  Andere 
Nachrichten,  die  bis  in  den  Anfang  des  14.  Jahrhunderts 
zurückgehen,  beweisen  aber  wiederum,  daß  auch  in  Schweden 
die  Grundstücke  nach  der  Einsaat  bemessen  werden.4) 

Nach  späteren  Quellen  wird  nun  in  Dänemark  wie 
Schweden  ungefähr  die  gleiche  Fläche  (in  Schweden  41 — 47 
Ar,  in  Dänemark  44  Ar)  als  Tonnenland  angesehen,  also  als 
das  Land,  auf  dem  eine  Tonne  gesät  werden  kann;  in  Schweden 
aber  heißt  diese  Fläche  öresland.5)   Da  sich  früher  als  Äqui- 


')  üpl.  1.  Jb.  1  pr.;  v.  Amira,  Obl.  I  S.  437  N.  4  faßt  das  sum 
gangaer  äff  körn  ok  penningaer  mit  Recht  als  Pachtrente;  denn 
wenn  es  sich  um  den  Ertrag  gehandelt  hätte,  den  der  selbst  bauende 
Bauer  bezieht,  würde  man  unmöglich  von  eingehendem  Geld  haben 
reden  können.  Dipl.  Suec.  II,  1033,  129X  Oerebro  in  Närike  21  solidi  (also 
.ertug)  terre  sind  für  21  marca  puri  argenti  verpfändet.  —  *)  Oestg. 
1.  Gb.  3  mit  Vestg.  1.  I.  Ib.  7  §  3;  IL  Jb.  19.  —  8)  Gotlandsl.  I,  28  pr. 
§5  mit  II,  38  pr.  §5;  dazu  v.  Amira,  Obl.  I  S.  753ff.  —  *)  Vestmannal.  I. 
pingb.  5  §  5  gibt  firi  lagha  mark  ein  spanna  saedi.;  die  Novelle 
zu  Vestgötal.  (Vestg.  1.  V  1)  betrachtet  ortugh  körn  als  gleichwert 
mit  3  Mark  in  Vieh.  Nun  ist  beidemal  dieselbe  Mark  zugrunde  gelegt, 
welche  im  Wert  einer  Kuh  entspricht:  so  ausdrücklich  die  Stelle  aus 
Vestmannal.  und  ebenso  wie  Schlyter  mit  Recht  verbessert,  die 
Novelle  zu  Vestgötal.  Es  ist  nun  vollständig  unmöglich,  daß  eine 
Kuh  1  Mark  rein  Silber,  also  12  fränkische  solidi  wert  gewesen 
wäre;  noch  1195  kostet  im  viel  zivilisiertem  England  die  Kuh  4  sol. 
(Stubbs  sei.  charters8  S.  262)  mit  einem  Ansatz,  der  höher  nirgends 
im  frühen  Mittelalter  wieder  begegnet.  So  muß  die  Mark  in  den 
beiden  Stellen  die  Zählmark  sein  und  dann  kommt  man  für.Vestgl.  auf 
einen  Ansatz  von  etwa  1  Mark  Silber  für  einen  ertugh  Rente,  wenn 
man  die  Relation  aus  der  Wende  des  13.  und  14.  Jahrhunderts  (Hilde- 
brand, Sverige8  Medeltid  I  S.  817)  zugrunde  legt.  Dann  aber  kommt  nach 
der  ungefähr  gleichzeitigen  Stelle  des  Vestmannal.  der  spanna  saedi 
auf  tl»  ortugh.  —  Über  die  späteren  Berechnungen  nach  der  Einsaat 
Thulin,  Om  mantalet  (1890)  S.  70.  79.  86 f.  104  ff.  —  5)  Falkmann,  Om 
matt  och  vegt  i  Sverige  I  S.  268. 1585  in  Södermannland  ist  eresland  = 
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valenz  für  den  öre  das  Pfund  mit  3 — 4  Tonnen  ergeben 
hat,  so  kann  der  öre  hier  nicht  als  Einsaatwert  gedacht  sein, 
sondern  nur  als  "Wert  des  Reinertrags,  der  ja  wirklich  das 
3 — 4  fache  der  Einsaat  war.  DerWert  der  Einsaat  aber  entspricht 
dann  ungefähr  einem  ortug. 

Daneben  kommt  freilich  auch  in  Schweden  eine  ore  terra 
vor,  bei  der  die  Pachtabgabe  oder  die  Einsaat  das  Maß 
abgebe ,  so  daß  damit  so  viel  Land  gemeint,  als  eine  ore 
(=  1  Pfund  Getreide  =  4  Tonnen)  Pacht  ergibt1). 

Das  Tonnenland,  welches  im  dänischen  wie  schwedischen 
gleichmäßig  etwa  41 — 47  Ar  nud  demnach  soviel  wie  der 
englische  Acker  beträgt,  kann  wahrscheinlich,  wenn  auch 
nicht  mit  Sicherheit  in  dem  Acker  wiedergefunden  werden, 
von  dem  spätmittelalterliche  dänische  Nachrichten  reden. 
Hier  nämlich  besitzen  wir  eine  Notiz  über  die  Breite  des 
dänischen  Ackers  in  jenen  vielbesprochenen  Angaben,  die 
einesteils  in  Texten  des  Jütischen  Gesetzbuchs  und  der  Artikel 
des  Thord  Degn2),  dann  auch  bei  A.  Berntsen3)  stehen. 
Danach  hat  ein  Acker  die  Breite  von  24  Furchen.  Da  die 
normale  Furchentiefe4)  vor  der  modernen  Tiefkultur  15 — 18 

13122 □  (schwedische)  Ellen;  Thulin,  Om  mantalet  S.  103:  in  Gestrike- 
land  ist  dieser  Betrag  ein  Tonnenland.  In  Dalarne  ist  das  Tonnenland 
gleichzeitig  11  664  Q  Ellen  (Thulin  a.  a.  0.  S.  113);  in  Finnland  (Falk- 
mann a.  a.  0.  S.  275)  ist  das  Tonnenland  =  13 122  □  Ellen.  Für  ganz 
Schweden  wird  1633  das  öresland  auf  11 777 □  Ellen  angeschlagen, 
während  wohl  wegen  der  gesteigerten  Kultur  und  deshalb  verminderten 
Aussaat  das  Tonnenland  jetzt  auf  13263  Q  Ellen  gesetzt  wird  (Samlingar 
i  Landtmäteri  1901  I  S.  7).  —  In  Dänemark  ist  gleichzeitig  (A.  Berntsen 
II  S.  58:  */«  Tonne  auf  75 »□  Ellen)  das  Tonnenland  11250  dänische 
□  Ellen.  —  Erst  später  (Styffe,  Sämling  af  instructioner  S.  256;  Thestrup, 
Danmarks  og  Norges  Krigsarmatur  S.  397)  wird  die  jetzige  Berechnung 
der  Tonne  zu  14000  Q  Ellen  eingeführt.  —  Daß  das  öresland  =  1  Tonne 
Aussaat  ist,  wird  bereits  in  dem  problematischen  Beschluß  von  1282 
§  7  (Dipl.  Suecan.  I  745)  bestimmt. 

l)  In  dem  Beschluß  von  1282  §  6  (Dipl.  Suec.  I  745)  wird  auf  6  öres- 
land eine  Abgabe  von  3  Pfund  Getreide,  6  öre  Geld,  ein  altes  Schaf  (un- 
gefähr damals  1  öre  Geld :  Vestg.  VI)  also  zusammen  ungefähr  2  öre  Silber 
gerechnet:  das  gibt  dann  nahezu  wieder  die  Belastung  des  öreslandes 
mit  einer  Abgabe  von  einem  Pfund  Getreide  (=  1  öre  Silber).  — 
*)  S.S.  rer.  Danic.  VII  S.  555.  —  Kolderup-Rosenvinge  Samml.  af  Gamle 
danske  love  III  S.489  c.13.  —  8)  A.  Berntsen  II  S.  23.  —  *)Behlen,Der 
Pflug  und  das  Pflügen  1904. 
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cm  betrug  und  man  mit  einer  Breite  von  ungefähr  dem 
5  fachen  der  Tiefe  zu  rechnen  hat  so  kommt  man  auf  eine 
Ackerbreite  von  18—21  Meter,  so  daß  der  Acker  ebenso 
breit  als  der  englische  Statute  acre  ist.  Freilich  ist  diese 
Erwägung  für  sich  allein  zu  unsicher  zu  einem  festen  Resultat; 
aber  das  darf  man  allerdings  vermuten,  daß  der  in  Schweden 
und  Dänemark  gemeinsame  Begriff  des  Tonnenlands  auf  ein 
gemeinsames  Ackermaß  zurückgeht,  und  dann  dieses  Acker- 
maß mit  dem  identisch  ist,  was  in  jenen  Scholien  des  15.  Jahr- 
hunderts allein  als  Acker  gefaßt  wird.  Jedenfalls  darf  man 
zur  Kontrolle  für  das  Folgende  die  Möglichkeit  nicht  außer 
Augen  lassen,  daß  der  Acker  jener  Scholien  soviel  als  das 
dänisch-schwedische  Tonnenland  sein  könnte. 

2.  Die  Untersuchung  selber  —  zunächst  für  Dänemark 
—  kann  freilich  nicht  davon,  sondern  muß  von  der  sicheren 
Tatsache  ausgehen,  daß  im  16.  Jahrhundert  in  Schweden  wie 
in  Dänemark  ein  Komplex  von  42—47  Ar,  also  nicht  viel 
mehr  als  ein  englischer  Acker,  mit  einer*  Tonne  besät  wird 
und  dann  dieses  gleiche  natürliche  Verhältnis  auch  in  früheren 
Jahrhunderten  gegolten  hat.  Ferner  haben  die  dänischen  und 
gelegentlich  auch  schwedische  Nachrichten  gezeigt,  daß  die  ora 
terre  eine  Pachtabgabe  von  1  Pfund  erträgt,  also  mit  einem 
Pfund  besät  ist,  und  dieses  Pfund  macht  nach  den  dänischen  und 
schwedischen  Nachrichten  ursprünglich  4  Tonnen  aus.  Dann 
ist  also  eine  ora  terre  soviel  wie  4  Tonnen  Land.  Es  wird 
weiter  auf  den  Inseln  ein  Hof  von  8  ora  annonae,  also  von 
einer  marca  annonae  als  bol  gefaßt1),  so  daß  dieser  auf 
32  Tonnen  kommt.  Dabei  wird  man  aber  als  Aussaat  in 
der  alten  Zeit  durchweg  nur  die  Jahresaussaat  (Betriebsaus- 
saat) gerechnet  haben  2)  und  bei  der  Zweifelderwirtschaft,  die 
offenbar  auch  dem  skandinavischen  Landbau  zugrunde  liegt  und 
der  gegenüber  die  Dreifelderwirtschaft  noch  im  14.  Jahr- 
hundert sichtlich  eine  Neuerung  und  Verbesserung  ist3),  muß 
also  auf  jenes  bol  von  einer  marca  annonae  insgesamt  das 
doppelte  Landmaß,  also  64  Tonnen  angesetzt  werden.  Des- 

*)  Es  genügt  für  Seeland  die  bekannte  Notiz  aus  dem  Aarhus- 
buch  (S.S.  rer.  Dan.  VI  S.  424)  seinper  enim  per  totam  Sielandiam  cen- 
sus  octo  orarum  facit  unum  bol.  —  2)  Das  nachgewiesen  zu  haben,  ist 
eines  der  vielen  Verdienste  Rhamms  S.  333  ff.  —  s)  S.  77  N.  3. 
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halb  darf  dieses  bol  nicht  mit  den  Höfen  verwechselt  werden, 
die  sich  als  dessen  Hälfte  oder  */*  darstellen;  nämlich  das 
ottingsbol,  das  später  zu  32  Ackern1),  also  vermutlich  zu 
32  Tonnen  Land,  aber  diesmal  mit  Einschluß  der  Brache 
berechnet  wird  und  der  gärd,  der  im  17.  Jahrhundert  im 
Betrag  von  16  Tonnen  Areal  vorkommt  und  wie  es  scheint 
bereits  in  dem  Erdbuch  des  Königs  Waldemar  als  bol  der 
Falsterliste  erscheint.2)  In  Jütland  aber  wird  als  gärd  ein 
Hof  angesehen,  der  das  Drittel  von  dem  bol  zu  1  Mark  an- 
nonae  ist.3) 

Wie  der  Hof  von  32  Tonnen  Einsaat,  also  64  Tonnen 
(30  Hektar)  Gesamtareal  sich  spaltet,  kommen  über  ihm  auch 
höhere  Einheiten  vor. 

Im  jütischen  Gebiet  wird  der  Hof  zu  8  ortugh  skyld 4), 
also  1  Mark  Gold,  oder  das  was,  wie  gesagt,  das  jütische 
Gesetz  den  gärd  nennt,  als  otting  bezeichnet  und  ist  dann 
scharf  von  der  terra  unius  orae  des  seeländischen  Rechts  zu 
unterscheiden 5),  von  der  das  8  fache  das  8  #rae  bol  im  Werte 
von  3  Mark  Gold  ergibt,  welches  mit  der  vollen  hafnae  be- 
lastet ist.  Dieser  jütische  otting  aber  erfordert  eine  Boleinheit 
von  8  Mark  Gold  und  diese  kommt  denn  auch  in  den  gro- 
matischen  Nachrichten  vor,  aber  so,  daß  daneben  ein  anderes, 
noch  größeres  bol  steht. 

Nach  der  einen  Nachrichtenreihe  nämlich  wird  der  otting 
nicht  zu  1  Mark  Gold,  sondern  1  ^2  Mark  Gold  angeschlagen6); 
deshalb  erscheint  hier  dervolle  bol  als  bol  im  Werte  von  12Mark 
Gold.7)  Bei  Berntsen  heißt  dann  der  bol  im  Werte  von  12  Mark 

^)  SS.  rer.  Dan.  VII  S.  555f.;  Berntsen  II  S.  21.  —  2)  Berntsen  II  S.17. 

—  Haff,  Die  dänischen  Gemeinderechte  II  S.457.  Er  berechnet  das  bol  der 
Falsterliste  zu  8,  9  Hektar,  also  ungefähr  gleich  dem  gard  von  16 Tonnen 
GesamtareaL  —  8)  Jyske  1.  III  7  mit  III 13.  —  *)  Valdemars  Jordb.  S.  2  10 
atting  et  unum  quodque  valet  marca  auri  —  9  atting  et  dim.  et  valent 
9  m.  auri  et  dim.  —  SS.  rer.  Danic.  VII  S.  556  1  otting  iordh  ger 
een  mark  silfs  iordh.  —  5)  Rhamms  große  Untersuchungen  sind  wegen 
dieser  Verwechselung  (S.  393  ff.,  S.  414  ff;)  nicht  zum  erwünschten  Ziel 
gekommen.  —  •)  Das  Scholion  in  SS.  rer.  Danic.  VII  S.  556  rechnet  den 
otting  mit  1  Mark  silfs  iordh  und  32  Äckern  (S.  555)  zu  1*/j  Mark  Gold. 

—  7)  So  das  Scholion  bei  SS.  rer.  Dan.  VII  S.  556  und  die  Fassung  bei 
Kolderup-Rosenvinge,  Saml.  III  S.  489  c.  13:  en  haluff  bools  iordt  ger 
6  mark  guld;  wenn  es  dann  heißt  et  haelt  bool  gier  VII  mark  gulds, 
80  ist  das  ein  sehr  leicht  erklärlicher  Lesefehler  für  XII  mark. 

6* 
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Gold  fuldbol.1)  —  Daneben  hat  sich  aber  auch  die  andere 
Auffassung  gehalten,  daß  der  Großbol  8  Mark  Gold  wert  ist, 
und  die  Notiz  in  dieser  Form  muß  dann  auch  die  Angabe 
enthalten  haben,  daß  ein  solcher  Großbol  mit  der  styrishafne 
zusammentrifft.2)  Berntsen,  der  die  beiden  Nachrichtenreihen 
vorfand  und  ihr  Verhältnis  nicht  mehr  verstand,  hat  sie  nun 
mechanisch  kombiniert;  er  rechnet  die  styrishafne  als  zfi  des 
fuldbol. 

Die  beiden  Nachrichtengruppen  geben  nun  die  endgültige 
Lösung  aller  Schwierigkeiten.  Nach  der  einen  ist  das  ottings- 
bol  von  1 V«  Mark  Gold  die  Hälfte  desjenigen  bol,  bei  welchem 
der  Grundeigentümer  und  der  Pächter  zusammen  volle  hafnae 
zu  leisten  haben;  und  dieses  letztere  bol  zu  3  Mark  Gold  ist 
dann  das  von  den  Gromatikern  genannte  Yiertel  eines  Voll- 
bols  zu  12  Mark  Gold.3)  Da  der  Ansatz  dem  altern  jütischen 
Recht  fremd  ist,  so  muß  er  dem  ostdänischen  Recht  angehören. 
Nach  der  andern,  der  jütischen  Berechnung  dagegen  ist  der 
große  bol  nur  2j$  des  großen  seeländischen  bol. 

Der  Umfang  beider  Bole  ergibt  sich  für  den  Osten  zu- 
nächst aus  den  bisherigen  Grundlagen.  Früher  hat  sich 
nämlich  bereits  gezeigt,  daß  man  das  bol  zu  8  orae  (also 
jütisch  gesprochen  ein  dreiottingsbol)  auf  64  Tonnen  Gesamt- 


J)  Berntsen  II  S.  24  des  fuldbol  ist  =  1^2  styrishaffne,  die 
Berntsen  auf  8  Mark  Gold  bemißt.  —  »)  Berntsen  II  S.  24  8  Mark  Gold, 
24  M.  solff,  24  ortugh  gier  hvert  1  styris  haftne,  af  hvilket  12  maen  i 
ledding  utgiordis,  derom  herefter  videre  (cf.  S.  25f.).  Berntsen  hat 
hier,  wie  oft,  ungeschickt  gearbeitet,  aber  man  kann  die  Elemente 
seines  Irrtums  genau  erkennen.  Er  hatte  einen  Text  vor  sich  liegen, 
wo  ein  Hof  mit  24  Mark  solff  als  Boel  bezeichnet  wird,  vermutlich 
ganz  ähnlich  dem  von  Kolderup-Rosenvinge,  Saml.  III  S.  489  c.  13 
3  otting  gier  enn  bol.  Dann  hat  er  anderwärts  gelesen,  daß  24  ertug  d.  h. 
8  ere  ein  bol  (das  ottingsbol)  ergeben  und  er  liest  endlich,  daß  8  Mark 
Gold  ein  bol  oder  ein  styrishafne  ergeben.  Alles  drei  combiniert  er. 
Dann  scheint  er  weiter  gefunden  zu  haben,  daß  12  Leute  einen  Schiffs- 
platz ausrüsten,  was  er  dann  in  ungeschickter  Verwechselung  als  den 
unmöglichen  Satz  faßt  (II  S.  25),  daß  12  Leute  ein  Schiff  ausrüsten 
sollen,  und  es  muß  dieser  Satz  wieder  mit  einem  bol,  d.  h.  dem  Voll- 
bol,  nicht  dem  Bol  von  3  Otting  oder  dem  Ottingsbol  in  Verbindung 
gestanden  sein.  Berntsen  bezieht  ihn  dann  auf  das  bol  von  8  Mark 
Gold.  —  8)  Oben  S.  79  N.  2.;  dazu  S.S.  rer.  Dan.  VII  S.  555  ff. 
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areal  zu  veranschlagen  hat1);  dann  ist  das  seeländische 
ottingsbol  von  1  */2  Mark  Gold  =32  Tonnen  Gesamtareal, 
also  etwa  1 6  Hektar,  wenn  man  das  Flächenmaß  der  altern 
dänischen  Tonne  zugrunde  legt.  Das  Gesamtbol  aber  kommt 
dann  auf  256  Tonnen  oder  (etwa)  128  Hektar.  Der  gärd  des  sech- 
zehnten und  siebzehnten  Jahrhunderts  mit  16  Tonnen  Areal 
ist  dann  der  öfters  genannte  fierring  =  x/2  otting  2) ;  diesem  fier- 
ring  liegt  der  bol  von  64  Tonnen  als  Einheit  zu  Grund.  — 
Das  wird  nun  durch  die  gromatischen  Nachrichten  des  15.!  Jahr- 
hunderts bestätigt,  wonach  das  bol  mit  8  otting  zu  je  1  x/2  Mark 
Gold,  also  das  bol  von  12  Mark  Gold  256  Acker  hat.3)  Es 
kann  dieses  Zusammentreffen  der  beiden  Reihen,  die  voll- 
ständig unabhängig  voneinander  errechnet  sind,  —  hier 
256  Tonnen,  dort  256  Acker  —  nicht  zufällig  sein  und  es  wird 
eben  dadurch  die  frühere  bloße  Annahme,  daß  der  Acker  der 
gromatischen  Notizen  ein  Tonnenland  ist,  erwiesen,  wie  das 
Tonnenland  und  anscheinend  dieser  Acker  gleich  dem  eng- 
lischen Statute  acre  ist.  — 

Geschätzt  wird  dieser  Komplex  von  128  Hektar  auf  12 
Goldmark  oder  auf  96  Silbermark,  während  die  friesische 
Großhufe  von  120  friesischen  Morgen  (=  96  Hektar)  auf 
50  Mark  kommt.4)  So  ist  der  dänische  Besitz  etwas  höher 
angesetzt,  aber  die  Differenz  ist  nicht  so  groß,  daß  sie  nicht 
aus  der  Verschiedenheit  des  Raumes  (der  Fruchtbarkeit  See- 
lands)5) und  der  Zeit  (die  dänischen  Schätzungen  sind  wohl 
jünger)  voll  erklärlich  wäre. 

Für  das  unfruchtbare  Jütland  aber,  wo  der  bol  nur 
8  Goldmark  wert  ist,  fehlt  es  an  so  vollständigen  Maßangaben, 
wie  sie  sich  für  den  Osten  geboten  haben;  denn  hier  ist  die 
Gleichheit  des  orae   annonae  und   des  pund  annonae  nicht 


»)  Oben  S.  82  f.  —  2)  Berntsen  II  S.  23  8  ottinger  eller  16  fierringer 
gier  1  boels  iord.  —  3)  S.  81  f.  —  *)  Fr.  St.  S.  66  bin  ich,  noch  durch  die 
herrschende  Auffassung  der  3  ottingsbol  verleitet,  davon  ausgegangen,  daß 
dieses  Bol  der  friesischen  Großhufe  entspricht  und  habe  dann  eine 
—  sehr  mühsam  —  annähernde  Gleichheit  des  Werts  dadurch  zu  er- 
zielen versucht,  daß  ich  von  dem  Goldwert  ausging.  Aber  offenbar 
darf  man  doch  nur  den  in  Friesland  allein  bezeugten  Silberwert  mit  dem 
dänischen  Silberwert  vergleichen.  —  8)  Adam  Brem.  descriptio  insul. 
Aquilonis  c.  5 
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bezeugt.  Eine  in  der  Kompilation  von  Berntsen  aufgenom- 
mene Nachricht  gibt  allerdings  an,  daß  4  fafne  iord  gier  8  Mark 
solf  i  jord  *),  also  das  jütische  ottingsbol,  wie  das  im  weiteren 
Verlauf  zum  Überfluß  gesagt  ist.  Nun  ist  der  fafne  d.  h.  die 
beiden  ausgereckten  Arme  (Klafter)  später  im  Dänischen  6  däni- 
sche Fuß  und  es  liegt  in  der  Natur  dieses  Maßes,  daß  es  niemals 
hat  erheblich  variieren  können.  Weiter  ist  es  nach  allem 
was  sonst  über  Ackerbreite  überliefert  wird,  sehr  unwahrschein- 
lich, daß  gemäß  jener  Notiz  die  Breite  des  Ackers  eines 
vollen  Bol  4-8  fafne ,  also  4-8-6  Fuß  =  192  Fuß  betragen 
hätte;  denn  überall  im  Norden  hat  sich  sonst  eine  Acker- 
breite von  72 — 100  Fuß  ergeben.  Dann  würde  jene  Notiz 
nichts  anderes  besagen,  als  daß  eine  Längeteilung  des  einzelnen 
Bolsackers  zuhöchst  in  vier  Teile  stattfindet,  so  daß  dieser 
schmälste  Acker  und  der  Ottingsbol  nicht  durch  weitere 
Spaltung  des  einzelnen  Ackers  zustande  kommt,  sondern  da- 
durch, daß  eben  der  halbe  Betrag  eines  Viertelbols  über- 
wiesen wird.  Ist  das  richtig,  dann  könnte  man  den  jütischen 
Acker  auf  96  Fuß  Ackerbreite  rechnen.  Aber  einen  Auf- 
schluß über  die  Zahl  der  Acker  und  damit  die  Gesamtgröße 
würde  man  noch  nicht  gewinnen.  —  Dürfte  man  freilich  an- 
nehmen, daß  die  Nachricht  über  den  Bestand  des  Bol  aus 
256  Acker  allgemein  für  Dänemark  gilt,  wie  sie  uns  ja  ge- 
rade wesentlich  in  jütischen  Texten  überliefert  ist,  dann 
würde  man  das  jütische  Bol  mindestens  gleich  groß  anschlagen 
müssen  wie  das  seeländische  Bol.  Daß  es  aber  dann  im  Werte 
nur  auf  64  Mark  Silber  steht  und  soweit  fast  vollständig  der  etwas 
kleineren  friesischen  Großhufe  von  50  Mark  entspricht,  würde 
sich  sehr  einfach  aus  der  viel  geringern  Fruchtbarkeit  Jütlands 
erklären.  Man  dürfte  dann  die  jütische  Goldschätzung  lediglich 
als  einen  Versuch  betrachten,  die  ungleichmäßige  Belastung, 
welche  sich  aus  der  Saateinschätzung  für  die  unfruchtbareren 
und  deshalb  größere  Saatmengen  erfordernden  Westen  ergab, 
zu  korrigieren:  indem  man  das  jütische  Bol,  das  zu  gleichem 
Areal  mehr  Einsaat  braucht,  als  der  fruchtbare  seeländische 
Bol,  nur  zu  2js  des  seeländischen  Bols  ansetzt,  nimmt  man 
eine  Art  von  provinzieller  Bonitierung  vor. 


')  Berntsen  II  S.  27. 
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Im  übrigen  aber  kommt  der  Gedanke  einer  Bonitierung 
in  ganz  Dänemark  darin  zu  deutlichem,  wenn  auch  primitivem 
Ausdruck,  daß  ja  die  ore  Korn  soviel  ist  wie  6/s  Gerste  und 
das  zweifache  von  Hafer,  so  daß  die  schlechten  Hafer-  und 
Gersteböden  geringer  als  die  Kornböden  eingeschätzt  werden. 

3.  Geradeso  läßt  sich  die  Größe  des  schwedischen  Hofs 
ermitteln.  Der  kleinste  Betrag,  der  nach  diesen  Quellen 
volle  Berichtigung  von  dort  gibt,  ist  ein  attunger,  der  nach 
den  einen  Nachrichten  das  Achtel  selber  wieder  eines  attunger, 
anderemal  Achtel  eines  siaettunger,  also  eines  Sechstels  ist.1) 
Der    Kapitalwert   eines   solchen    Achtelsachtel   ist    3    Mark 


')  Das  entscheidende  ist,  daß  hier  im  Gegensatz  zu  Rhamm  als  der 
kleinere  Betrag  stets'der  attunger  und  als  der  größere  Betrag  der  attunger 
oder  der  siaettunger  gefaßt  wird.  Dafür  spricht  folgendes.  In  Vestgotl. 
werden  die  Befugnisse  in  bezug  auf  die  Gemeinde  an  den  Minimalbesitz 
eines  attungsattunger  geknüpft  und  dieser  attungsattunger  ist  öresland: 
I  Jb.  7  §  3;  II  Jb.  19. 133.  In  Oestg.  1.  Bb.  1  §  1  aber  wird  das  gleiche  für 
den  siatungs  attunger  gesagt.  Es  wäre  nun  an  sich  allerdings  möglich,  daß 
man  siattungsattunger  als  das  Sechstel  eines  attungs  übersetzt,  wie  dies 
Schlyter  (Gloss.  zu  Uestg.  1.  s.  v.  attunger)  und  Rhamm  S.473  tut  und  mit 
Belegen  begründet.  Aber  geradeso  wie  der  Divisor  kann  auch  der  Dividend 
im  Genetiv  stehen  (Vestg.  1.  II  Jb.  19  attundae  lot  attungs)  und  in 
der  Folgezeit  erscheint  allemal  der  siettunger  als  der  höhere  Verband, 
an  dem  mehrere  Kleinbauern  beteiligt  sein  können  und  über  dem  dann 
nur  mehr  die  Einheit  der  hamna  erscheint:  es  bildet  im  16.  und  17.  Jahr- 
hundert ein  Hof  von  2  Markland  (16  öresland)  einen  setting  und  12  Mark- 
land sind  eine  hamna:  Bergfalk,  Om  svenska  jordens  beskattning  S.  58. 
Styffe,  Skandinavien  under  Unionstiden2  S.  193  N.  4;  v.  Amira,  Obl.  I 
S.  436  N.  2;  Thulin,  Om  mantalet  S.  20  f.  Von  da  aus  ist  "der  attunger 
siaettungs  als  das  Achtel  einer  höheren  Einheit,  welche  siettungr 
heißt,  zu  betrachten.  —  Wenn  dann  die  Gassenbreite  eines  solchen 
attungr  auf  10  oder  20  Ellen  (20  oder  40  Fuß)  und  die  Ackerbreite  auf 
20  Fuß  bestimmt  wird  (Oestg.  1.  BB.  2  §  1;  BB.  10),  so  paßt  das  an 
sich  zu  solchen  kleinen  Wirtschaften ,  aber  steht  doch  offenbar  nicht 
im  zahlenmäßigen  Verhältnis  zu  der  Quote  des  siettungsattungr. 
Denn  da  er  öresland  ist,  also  dänisch  gesprochen  das  Achtel  eines 
ottingsbol,  so  müßte  fortgehende  Breitenteilung  vorausgesetzt  an  sich 
seine  Ackerbreite  viel  kleiner  sein  als  20  Fuß,  die  wenigstens  nach 
dänischen  Verhältnissen  ungefähr  der  Viertelbreite  eines  Bolsackers 
entspricht.  Es  wird  aber  hier  geradeso  wie  in  Dänemark  (ob.  S.  86  N.  1) 
die  Vierteilung  das  Maximum  der  Teilung  nach  der  Breite  sein,  so  daß 
dieser  Betrag  bereits  für  den  siaettunger  oder  großen  attunger  in  Be- 
tracht kommt,  und  für  die  Spaltungen  sich  wiederholt. 
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Silber  oder,  anders  ausgedrückt,  ein  solcher  Betrag  kommt 
auf  1  öre  Einsaat.1)  Dann  ist  der  attunger  oder  siettinger 
ein  Hof  von  8  öre  Einsaat.  Die  Einheit  von  6  oder  8  Mark 
Einsaat  aber,  zu  der  dann  die  großen  attungar  oder  siettungar 
zusammengefaßt  sind,  ist  auch  für  die  spätere  Zeit  der  mili- 
tärische Gestellungsverband,  die  hafna 2) ;  von  einer  Zusammen- 
fassung des  größeren  attungar  gerade  zu  einem  Dorf  ist 
nirgends  etwas  zu  erkennen.3)  Weiter  heißt  der  höchste  Ver- 
band, der  aus  den  größeren  Attungshufen  besteht,  geradeso 
wie  in  Dänemark  auch  bol.*) 

Rechnet  man  weiter,  so  scheint  sich  aber  ein  Gesamtwert 
des  schwedischen  Großbols  zu  ergeben,  der  alles  Bisherige 
in  Frage  stellt:  denn  dann  befaßt  ja  das  Großbol  6  oder  8  Mark 
annonae,  ist  also  18  oder  24  Mark  Gold,  144  oder  192  Mark 
Silber  gegen  96  und  64  bei  den  Dänen  wert.  Es  ist  sicher, 
daß  zwischen  den  beiden  so  nahverwandten  Rechten  ein  solcher 
Unterschied  nie  hat  bestehen  können.  Aber  die  Schwierig- 
keit löst  sich  leicht:  in  Schweden  sind  die  Maße  nach  der 
Einsaat  schon  zur  Zeit  der  Rechtsbücher  geometrische  Land- 

*)  Oestg.  ].  Gb.3  dem  hufenmäßigen  Wert  eines  siattunx  attungrent- 
spricht  in  humper  oder  haper,  also  nichthufenmäßigem  Besitz,  der  Betrag 
von  3  Mark.  Nach  Vestg.  1.  I  Jb.  7  §  3,  II  Jb.  19  ist  dem  attungr  attungs 
ein  öresland  gleich.  —  2)  Im  16.  Jahrhundert  ist  auch  Oberschweden  in 
hamnor  geteilt,  von  denen  eine  wechselnde  Zahl  auf  das  härad  (z.  B. 
15.  33 :  Bergfalk  a.  a.  0.  S.  58  N.  3)  geht,  von  denen  aber  jedes  12  mark- 
land  iord  befaßt  (S.  87  N.  1).  —  Früher  aber  muß  sich  die  hampna  hier 
aus  8  Bauern  zusammengesetzt  haben;  denn  bei  Ausbleiben  von  der 
Heerfahrt  zahlt  der  einzelne  3  örae,  die  hamna  3  Mark,  also  das  8  fache 
(Upl.  Kgb.  10  §  6),  und  so  ist  wohl  die  Zusammenfassung  von  8  attungar 
zu  einem  Gestellungsverband  das  Ursprüngliche,  die  Zusammenfassung 
von  6  attungar  eine  spätere  Steigerung  der  Heerpflicht.  —  Der  attungr 
in  Upl.  Kgb.  10  §  6  hat  mit  der  attungshufe  gar  nichts  zu  tun,  sondern 
ist  ein  Achtel  des  härad  und  befaßt  mehrere  hamnor,  so  wie  in  Söder- 
mannal.  Kgb.  10  §  2  mehr  als  3  hamnor  auf  den  fiarpunger  treffen.  — 
3)  Das  hat  v.  Schwerin  in  dieser  Zeitschrift  XXIX  S.  272  ff.  überzeugend 
nachgewiesen;  Rietschel  ebenda  XXX  S.  214  hat  sachlich  nichts  dagegen 
vorgebracht.  —  *)  Das  ergeben  die  Belege  bei  Rhamm  S.  494,  wo  be- 
reits das  ottingsbol  so  hoch  verkauft  wird,  daß  es  lediglich  als  der 
größere  attunger,  nicht  der  attunxattunger  im  Wert  von  3  Mark  Fein- 
silber sein  kann.  Von  diesem  attingsbol  wird  dann  als  höhere  Einheit 
der  bol  unterschieden,  der  dann  nur  als  die  hamna,  die  Einheit  von 
8  Normalbauern  zu  denken  ist. 
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maße  geworden  und  beziehen  sich  also  auf  das  Brach- 
land sogut  wie  auf  das  Bauland.  l)  Geradeso  geht  ja  später 
in  Dänemark  die  Einteilung  des  bol  in  256  Felder  auf  das 
ganze  Ackerland,  mag  es  nun  bestellt  werden  oder  brach 
liegen.  Dann  darf  man  —  die  Zweifelderwirtschaft  zugrunde 
gelegt  —  nur  mit  einer  Anbaufläche  von  3  oder  4  Mark 
annonae  rechnen  und  das  ist  dann  dänisch  gesprochen  ein 
Komplex  von  72  oder  von  96  Mark  Silber,  also  dieser  genau 
so  groß  wie  das  ostdänische  Großbol  von  1 2  Mark  Gold,  jener 
unbedeutend  von  dem  jütischen  Bol  von  8  Mark  Gold  verschieden. 

Der  schwedische  attunger  oder  siettunger  entspricht  danach 
vollkommen  dem  dänischen  ottingsbol;  der  attunger  des 
attunger  oder  siettunger  aber  hat  die  gleiche  Größe  wie  der 
dänische  halvegärd  des  16.  und  17.  Jahrhunderts,  der  hier 
als  die  kleinste  Hofform  über  dem  Besitz  des  husmand,  aber 
noch  als  bol  erscheint;  der  Pächter  eines  helgärd  wird  dort  in  der 
Besteuerung  wie  der  Eigentümer  eines  halvegärd  behandelt.2) 
Über  dem  ottingsbol  steht  im  Dänischen  ganz  deutlich  das 
Bol  von  Dreigoldmark,  also  vom  Standpunkt  des  seeländischen 
Rechts  aus  das  Yiertelsbol.  Im  Schwedischen  zeigt  sich  ein 
solches  Bolviertel  nur  in  schwachen,  unsicheren  Umrissen.3) 

4.  Das  Großbol  wird  in  der  einen  Reihe  gromatischer 
Notizen,  welche  dasselbe  als  8  Goldmarkbol  bezeichnen,  als 
styrishafne  gefaßt  und  darum  hat  der  Kompilator  Berntsen 
die  styrishafne   als  2/3    des  Vollbols   berechnet,    weil  er  für 


J)  Wenn  Vestg.  1.  II  K.  6  §  2  attunde  lot  attungs  til  uskipte, 
also  r/a  attunger  aus  der  Allmende  gibt ,  so  kann  das  nicht  nur  be- 
messenes Bauland  sein  (dazu  auch  v.  Schwerin  in  dieser  Zeitschr.  29 
S.  272).  Oestg.  1.  G.b.  3  aber  ist  noch  viel  deutlicher,  denn  wenn 
hier  dem  entsprechend,  daß  der  kleine  attungr  ein  öresland  ist, 
diesem  an  Wert  3  Mark  i  humpe  aella  hape,  also  nichthufenmäßigem 
Land  gleichgesetzt  wird,  so  ist  es  notwendig,  daß  der  letztere  Betrag, 
weil  ja  in  diesen  Abtrennungen  der  Hufenmaße  Flurwechsel  nicht  in 
Betracht  kommt,  den  ganzen  Komplex,  Bauland  wie  Brachland  befaßt. 
Für  späteres Thulin  a.a.O.  S.82.  83. 89.  90.  —  *)  Die  Belege  in  S.  79  f.  N.6. 
Daß  der  halvgärd  noch  ein  bol  ist,  ergibt  Secher,  Corp.  const.  Daniae  IV 
286  1628,  wo  der  halvegärdsbonde  und  der  bolsmand  gleichgestellt 
werden.  —  3)  Oestg.  1.  Bb.  6  pr.  und  dazu  v.  Schwerin  in  dieser  Zeitschr. 
XXIX  S.  273;  vermutlich  auch  die  Minimalgröße  der  schwedischen 
Ackerbreite,  die  sich  wohl  nur  aus  der  Größe  des  Viertelbolackers 
erklärt:    ob  S.  87  f.  N.  1. 
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das  Vollbol  dies  mal  den  Betrag  des  seeländischen  Bols  von 
12  Mark  einsetzt.1)  Die  Wirklichkeit,  die  hinter  dieser 
Kombination  steht,  ist,  daß  das  Großbol  überhaupt  als  styris- 
hafne  anzusehen  ist.  — 

Auf  den  niederem  Komplex  des  Dreigoldmarkbols  wird 
im  jütischen   Gesetz   der  Ausdruck  hafnae   ebenfalls  ange- 
wendet.   Zunächst  freilich  ist  zu  erkennen,  daß  derselbe  mit 
einer  Leistung  für  den  Seekrieg  verbunden  ist.    Die  gespaltene 
Leistung  aber  erscheint  auf  die  trithingshafnae  oder  saextings- 
hafnae2)  gelegt.    Wie  ist  nun   diese  Leistung  zu  verstehen? 
Da  enthält  das  jütische  Gesetzbuch3)  eine  Angabe  über  den 
Kriegsbeitrag,  den  ein  Pächter  mit  einem  Land  unter  4  ortug 
skyld  zu  zahlen  hat.     Nach  der  gewöhnlichen  Lesung  heißt 
es:  tha  rethae  ortugh  silf  (til)  kunungsgarth   (oder   ad  men- 
sam  regis).     Allein  eine  Reihe  von  Texten  hat  die  Fassung 
tha  retae  atae  »rtugh  silfs  til  konungsgarthl2)    Es  ist  nun  sehr 
verständlich,  wie  man  das  schwer  zu  fassende  atae  allmählich 
aus  dem  Text  eliminierte,  aber  unverständlich,  wie  es  erst  später 
in  den  Text  gekommen  sein  soll.   Ferner  ist  es  ganz  unmög- 
lich, daß  die   kleinen  Pächter  mit  unter   4   #rtug  Pachtzins 
in  die  Lage   gebracht  worden  sein  sollten,   durch  Bezahlung 
eines  m-tug  ihre  ganze  Einsaat  für  den  Leding  aufzuwenden, 
da  sie  ja  doch  außerdem  etwa  den  gleichen  Betrag  an  den 
Pachtherrn  und  wieder  den  gleichen  an  die  Kirche  zu  zahlen 
haben.    Deshalb  ist  wirklich  atae  zu  lesen  und  gesagt  wird, 
daß    8    kleine    Leute    wie  im  späteren   dänischen  Recht  zu 
einer    laeg    zusammengestellt    werden   und    zusammen    eine 
ortug  leisten  sollen.    Der  Pächter  einer  tolfthingshafnae  zahlt 
also  lfa  trrtugh,  und  dazu  der  Eigentümer  das  gleiche4),  so 
daß  Eigentümer  und  Pächter  eines  Dreimarkbols  zusammen 
einen   »re   leisten.     1  orae   auf  die   hafnae  begegnet  wirk- 
lich auch  fast  gleichzeitig  breit  für  Fühnen,  wo  in  Gattum- 
haeraeth  und  in  Winnynghaeraeth  von  jeder  hafnae   1  orae 
halb    in    Getreide,    halb    in   Geld    gezahlt    wird.5)    —    Der 

*)  Berntsen  II  S.  24.  —  2)  Jyske  1.  III  12.  13;  auch  III  19 
(Überschrift)  spricht  nicht  von  der  Vereinigung  zweier  Höfe,  sondern 
der  Vereinigung  von  Leistungen.  —  3)  III  13  (siehe  die  Texte  bei 
Kolderup-Kosenvinge,  Sämling  III  S.  318).  —  *)  S.  79  f.  N.  1.  —  8)  Val- 
demars  Jordb.  S.  23  allemal  l/a  ore  avene  u.  18  den.,  bei  denen  hier  wie  in 
dem  Reskildebuch  der  ortug  zu  12  Pfennig  gerechnet  wird. 
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Bericht  aus  Fühnen  nennt  aber  ein  paarmal  neben  der  Lei- 
stung von  1  ere  noch  einen  größeren  Betrag  von  4  »re,  der 
halb  in  Geld,  halb  in  Naturalien  zu  entrichten  ist1)  und 
damit  ist  die  Brücke  zu  den  andern  Nachrichten  geschlagen, 
nach  denen  die  hafnae  eine  Mark  Silber  leistet.2)  Die  beiden 
Abgaben  können  nicht  auf  das  gleiche  gehen.  Nun  ist  es 
nach  dem,  was  sonst  aus  dem  Norden  über  den  Betrag  be- 
richtet wird,  der  für  den  einzelnen  Matrosen  eines  Kriegs- 
schiffs zu  zahlen  ist,  unmöglich  daß  der  #re,  welchen  nach 
den  einen  Nachrichten  von  den  hafnae  zu  leisten  ist,  das  Äqui- 
valent für  die  Stellung  eines  Mannes  sein  könnte.3)  Sieht  man 
genauer  zu,  so  geht  im  jütischen  Gesetzbuch  neben  der 
Pflicht  zur  hafnae  die  persönliche  Dienstpflicht  einher,  die 
vollständig  unabhängig  von  dem  Besitz  ist  und  zwar  so, 
daß  aus  den  hafnae  jährlich  nur  einer  auszieht  —  ganz  dem 
entsprechend,  was  anderweitig  bezeugt  ist.4)  Die  schwedischen 
Quellen  aber  zeigen,  daß  die  schwere  Abgabe  von  1  Mark 
und  mehr  für  den  Ruderplatz  nur  da  einsetzt,  wo  der  Platz 
nicht  durch  den  gestaltungspflichtigen  Verband  besetzt  wird; 
im  Dänischen  aber  wird  zwischen  dem  eigentlichen  lething  und 


^Valdemars  Jordb.  S.23  in  aguslef  fyarthyng  sunt  24  hafnae  et  dim.; 
de  qualibet  hafnae  dantur  2  ore  avene  2  ora  den.  dim.  ora  avene  18  den. 
et  6  gall. ;  so  auch  bei  Frothorp.  —  2)  So  die  Hailandsliste  in  Vald. 
Jordb.  S.  58  sunt  autem  in  Hallandia  in  18  navägüs  534  hafnae  seu 
totidem  nirc.  arg.  et  silvestria  opida  126.  Dann  Thord  Degn  c.  93 
(Kolderup-Rosenvinge  III  S.  484),  wonach  der  König  bei  navalis  expe- 
ditio  von  jeder  hafnae  3  marce  denariorum,  also  1  Mark  Silber  empfängt. 
8)  Im  anglodänischen  Bereich  wird  gegen  Mitte  des  11.  Jahrhunderts 
für  jede  hamla  (ha),  also  jeden  Ruderplatz  eine  Abgabe  von  8  Mark 
gezahlt,  was  allerdings  eine  besonders  hohe  Leistung  war  [Anglo-Saxon 
chronicle  (ed.  Thorpe)  S.  296.  297  und  dazu  Steenstrup,  Normannerne 
IV  S.  159  ff.].  Nach  den  dem  dänischen  Recht  naheverwandten  Be- 
stimmungen des  oberschwedischen  Rechts  müssen  die  Seeanwohner  für 
jeden  Ruderplatz  (ar)  1  Mark  aufbringen  (Upl.  Kgb.  11  §  1)  —  also  wie 
nach  der  einen  dänischen  Nachrichtenreihe  — ,  während  das  für  die 
Bewohner  des  inneren  Landes  sogar  auf  mindestens  2  Mark  kommt 
(Upl.Kgb.  10  §  1;  Vestm.  1.  II  Kgb.  7  §  1,  Strinnholm  a.  a.  0.  IV  S.  662  ff.). 
—  *)  Jyske  1.  III  1  bestimmt,  daß  nach  der  Anciennität  jedes  Mitglied 
der  hafnae  sein  Jahr  fährt;  dazu  treffend  Rhamm  S.  387,  auch  meine 
Fr.  St.  S.  65.  Geradeso  stellt  dann  in  Schonen  jede  hafna  einen  Mann 
(Aarsberetn.  V  n.  10  §  1  c.  1283). 
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der  quaersaete,  welche  für  das  zu  Hause  bleiben  anfällt,  unter- 
schieden.1) Dann  ist  die  kleinere  Abgabe  von  1  **rae,  welche 
die  frühern  Nachrichten  aus  dem  jütischen  Bereich  erwähnen, 
die  Abgabe,  welche  gerade  da  zu  entrichten  ist,  wo  aus  der 
hafnae  einer  auszieht,  also  nichts  anderes  wie  der  Proviant- 
beitrag der  zurückbleibenden  für  den  ausziehenden  Mann  des 
Verbandes. 

In  Schweden  steht  die  hamna  derart  über  dem  einzelnen 
Bauern,  daß  8  große  attungar  in  eine  hamna  zusammengefaßt 
sind  und  so  hamna   der  dänischen  styrishafnae  entspricht.2) 

"Was  bedeutet  nun  sprachlich  das  Wort  hafnae?  Es 
ist  auf  der  einen  Seite  sicher,  daß  hafnae  für  den  Platz 
des  Ruderers  im  Schiffe  gebraucht  wird.  Geradeso  heißt 
hafnae  aber  auch  der  Ort,  wo  ein  Schiff  im  ganzen  liegt,  also 
der  Hafen,  und  so  ergeben  schon  diese  Bedeutungen  zusammen, 
daß  hafnae  eben  einfach  den  ursprünglichen  Sinn  von  Platz, 
Aufenthaltsort  überhaupt  haben  muß.3)  Auf  der  anderen 
Seite  ist  aber  die  dänische  styrishafnae  mit  dem  Großbol 
identisch.  Entscheidend  ist  aber  das  Vorkommen  in  Schwe- 
den, wo  das  ostgotische  Recht  von  til  ha  oc  hamnu 
spricht.*)  Gerade  in  Schweden,  wo  große  Landgrenzen 
gegen  Norwegen,  Dänemark,  Finnen  und  Slaven  zu  ver- 
teidigen sind,  kann  unmöglich  die  ganze  Wehrpflicht  sich 
im  Seekrieg  erschöpft  haben,  und  wenn  nun  hier  neben 
dem  har,  dem  Ruderplatz,  die  hamna  genannt  ist,  so  muß 
mit  dem  letztern  auch  ein  Verband  gemeint  sein,  der 
die  Gestellung  zum  Landkrieg  vollzieht;  freilich  ist  auch 
der  Gestellungsverband  zum  Seekrieg,  der  har  oder  ar,  also 
der  Ruderplatz  eine  hamna,  aber  nicht  jede  hamna  ist  ein 
Ruderplatz.  In  der  Tat  nennt  die  Ledingsordnung  des  Up- 
land  den  hamna  nur  in  dem  Teil,  der  die  innere  Landschaft 
betrifft,  während  für  die  Küstenlandschaft  (Rod)  von  Ar  — 


l)  Upl.  1.  Kgb.  10;  §  1.  11,  §  1;  Vestm.  1.  Kgb.  7  §  1.  —  2)  Oben 
S.88  ff.  —  3)  Das  erste  in  Eriks  saell.  1.  III 17  langh  shiph  —  thaer  sum  fyr- 
tiughae  hafnae  aerae  oc  en  fyfe,  tva  i  ferrae  ostrum  oc  tva  innaen  aeura- 
trae.  —  Das  zweite  in  Jyske  1.  DU  6  aen  takaer  styraesnian  aei  fae  til 
stafns,  fyrrae  an  han  far  af  hafnae.  In  Jyske  1.  III 2  kann  trotz  ä  hans 
bondae  hafnae  das  hafnae  sowohl  den  Schiffsplatz  wie  den  Ruderplatz 
bedeuten.  —  *)  Oestg.  Gb.  16  pr.,  Bb.  28  §  5. 
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Ruder  —  die  Rede  ist,  und  eine  Urkunde  von  1309  verlangt 
von  den  Bewohnern  des  Tiundaland,  das  zum  großen  Teil  nicht 
zum  Rod  gehört,  die  Stellung  eines  Reiters  durch  die  hamna.1) 
So  hat  in  Schweden  hamna  sicher  auch  die  Bedeutung  eines 
Gestellungsverbands  zum  Landkrieg.2) 

So  bedeutet  eben  hafhae  allgemein  den  Platz,  den  ein  Mensch 
hat  —  zur  See  auf  der  Ruderbank  oder  mit  seinem  ganzen 
Schiff  im  Hafen,  zu  Land  aber  den  Ansitz,  den  "Wobnplatz, 
das  bol.3)  Diese  letzte  Bedeutung  ergibt  das  schwedische 
hamna,  das  eben  der  Großbol  ist.  Das  dänische  styrishafnae 
und  die  mit  dem  Dreigoldmarkbol  Verbundene  hafnae  allein 
konnte  auch  aus  dem  Ruderplatz  erklärt  werden.  Allein 
die  schwedische  Analogie  beweist  auch  hier  für  die  andere 
an  sich  ebenso  mögliche  Deutung  im  Sinn  von  bol.  Ist  aber 
hafnae  so  viel  als  bol,  so  ist  es  gleich  der  friesischen  havina. 

Das  heman,  das  in  Schweden  erst  seit  Ende  des  15.  Jahr- 
hunderts zu  verfolgen  ist,  wird  sprachlich  wohl  mit  dem 
friesischen  heiman  zusammentreffen,  aber  da  wie  dort  reicht 
die  Angabe  nicht  zu  bestimmten  sachlichen  Behauptungen; 
jedenfalls  ist  aber  in  diesem  späteren  schwedischen  Recht 
heman  nicht  zur  Bezeichnung  der  hamna,  sondern  für  den 
Hof  verwendet  worden,  von  dem  8  (6)  auf  die  hamna  gehen, 
also  für  den  großen  attunger.4) 


»)  Upl.Kgb.  10  und  11.  —  Dipl.  Suec.  II 1636;  über  das  Verhältnis  des 
Tiundaland  zum  Rod:  Styffe,  Skandinavien  under  Unionstiden  2  S.  284  f. 
306. —  2)Das  wurde  (gegen  seinen  Index  zuOestgl.)  von  Schlyter,  Juridiska 
Afhandlingar  II  S.  51  ff.  ausgeführt  und  ist  von  Nordström,  Den  svenska 
ßamhällsförfatningens  historia  I  S.  22  ff. ,  Strinnholm ,  Svenska  folkets 
historia  IV  S.  659  f.  übernommen.  Was  Hildebrand,  Sverige  i  Medeltiden  I 
S.259  dagegen  anführt,  wäre  nur  dann  stichhaltig,  wenn  behauptet  würde, 
daß  die  hamna  nicht  auch  die  Gestellung  zum  Seekrieg  vorzunehmen  hat. 
Unverständlich  ist  mir  v.  Schwerin  in  dieser  Zeitschr.  XXXI  S.  589;  das 
leugnet  ja  niemand,  daß  har  sich  nur  auf  den  Ruderplatz  bezieht; 
gerade  deshalb  kann  hamna  nicht  auch  genau  das  gleiche  bedeuten.  — 
3)  Davon  habe  ich  nichts  Fr.  St.  S.  60  gesagt,  daß  hafnae  mit  Hufe 
in  Verbindung  steht,  und  umgekehrt  habe  ich  angenommen,  daß  hafnae 
auch  mit  hefn,  Hafen  zusammenhängt  (dazu  oben  S.  92  f.  N.  3).  Das 
Gegenteil  von  beidem  berichtet  v.  Schwerin  a.  a.  0.  S.  589.  —  *)  Die  Belege 
für  das  letzte  bei  Thulin,  Om  mantalet  S.  28.  —  Deshalb  war  es  nicht 
ganz  richtig,  wenn  ich  Fr.  St.  S.  66  das  schwedische  heimann  sachlich  mit 
der  friesischen  havina  zusammenbrachte.   Es  wird  eben  wohl  das  Wort 
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In  Schweden  hat  noch  in  späterer  Zeit  jemand,  der 
mehr  als  ein  Achtel  (oder  Sechstel)  des  zum  Gestellungsver- 
band gehörigen  Lands  besitzt,  doch  nicht  mehr  als  die 
Sechstelsabgabe  zu  machen;  so  repartiert  sich  zwar  nach 
unten  die  Abgabe,  wenn  jemand  weniger  als  ein  Achtel 
(Sechstel)  hat,  vervielfacht  sich  aber  nicht  nach  oben.1)  Genau 
das  gleiche  liegt  bereits  dem  jütischen  Gesetzbuch  zugrunde. 
Hier  wird  dem  hafnaebondae,  also  dem  Inhaber  eines  Drei- 
markbol  gestattet,  bis  zum  Betrag  eines  plogs  aeriae  zu  kaufen, 
ohne  daß  er  davon  eine  weitere  Abgabe  zu  leisten  braucht2); 
da  nun  zwischen  dem  Dreimarkbol  und  dem  Großbol  gar 
keine  Zwischenstufe  zu  erkennen  ist,  so  muß  der  volle  Pflug 
die  Großhufe  sein  und  danach  hat  sich  mindestens  auch  auf 
dem  nördlichen  Teil  der  cimbrischen  Halbinsel  die  Erinnerung 
darin  erhalten,  daß  das  Großbol  ein  Pflugverband  ist. 

Die  Erscheinung  läßt  sich  aber  auch  noch  von  einer 
andern  Seite  fassen.  Das  jütische  Gesetz  bestimmt,  daß  wenn 
ein  haerman  (später  herremaen)  keine  volle  plogs  aeriae 
hat,  er  bis  zum  Belauf  des  plog  Land  dazu  pachten  (wohl 
für  Erwerben  überhaupt)  kann  und  doch  keinen  Ledingsbeitrag 
leistet;  umgekehrt,  wenn  er  über  den  Betrag  eines  plog  hinaus 
Land  erwirbt  (koepae),  wird  die  Frage  erhoben,  ob  auch  er 
für  den  Überschuß  die  Kriegssteuer  zu  leisten  hat,  wie  der 
Bauer  und  es  wird  das  mit  Rücksicht  auf  den  ständigen 
Kriegsdienst  verneint,  den  der  haermaen  dem  König  leistet.3) 
Es  ist  nun  klar,  daß  mit  diesem  Kriegsdienst,  der  sich  vom 
Dienst  der  gewöhnlichen  Leute  unterscheidet,  nur  Reiterdienst 
gemeint  sein  kann.  Weiter  aber  wird  die  normale  Position 
des  haermaen  offenbar  so  gedacht,  daß  er  gerade  einen  Pflug 

heiman,  das  an  sich  so  umfassende  Bedeutung  wie  bol  hat,  in  Fries- 
land für  die  Großhufe,  in  Schweden  für  den  attunger  verwendet  worden 
sein.     Es  ist  ja  auch  mit  dem  oberdeutschen   heim  nicht  anders. 

*)  Thulin  a.  a.  0.  S.  43  ff.  —  2)  Jyske  1.  III 18 :  zuerst  wird  von  dem 
Fall  gesprochen,  daß  der  hafnae  bondae.  das  Maximum,  die  plogsaeriae 
besitzt;  dann  muß  er  den  Überschuß  darüber  versteuern.  Darauf  wird 
davon  gesprochen,  daß  er  weniger  als  die  plogsaeriae  hat;  dann  darf 
er  steuerfrei  erwerben.  Da  er  aber  hafnae  bondae  ist,  und  bei  thri- 
thinxhafnae  oder  sextingshafnae  ja  die  Abgabe  mit  dem  Besitz  variiert, 
so  muß  die  plogsaeriae  über  dem  Dreimarkbol  liegen.  —  ')  Jyske 
1.  III 15  mit  III 18. 
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hat;  dadurch  kommt  der  Verfasser  des  Gesetzes  eben  auf  die 
Frage,  wie  es  sich  verhält,  wenn  er  weniger  oder  mehr  be- 
sitzt. So  darf  man  die  Stellen  als  einen  sichern  Beleg  dafür 
betrachten,  daß  der  Roßdienst  gerade  mit  dem  Besitz  des  Groß- 
bol  verbunden  ist.  —  Dazu  stimmt  dann  das  spätere  dänische 
Recht,  das  von  236—380  Tonnen  Korn  ein  gerüstetes  Pferd 
halten  läßt ;  die  untere  Grenze  trifft  fast  genau  (236  gegen 
256  Tonnen)  mit  der  Größe  des  12  Goldmarkbol  zusammen. 
Der  Anschlag  aber  von  100  Zählmark  Rente,  der  1523  in 
Dänemark  wie  Schweden  die  Grundlage  des  Reiterdienstes 
ist,  bedeutet  eine  Rente  von  4  Mark  lötiges  Silber  und  stimmt 
so  genau  mit  dem  Wert  eines  alten  Großbol.1)  Schon  früher 
ist  aber  festgestellt  worden,  daß  das  Großbol  auch  als  styris- 
hafne  betrachtet  wird,  und  so  kann  man  jetzt  zusammenfassend 
sagen,  daß  auf  dem  Großbol,  das  sich  ungeteilt  in  einer  Hand 


*)  Das  erste  in  Secher,  Corp.  Const.  Daniae  IV  152  1625  §  1. 
—  1523  ist  zuerst  in  Schweden  von  König  Gustaf  (Nystrom, 
Beskrifning  oni  svenska  hemman*  [1806]  S.  54 f.;  die  Bestimmung 
scheint  in  den  Handlingar  rörande  Sveriges  historia  I  [Konung  Gustafs 
den  forste  registratur]  nicht  gedruckt)  und  dann  in  Nachbildung  dessen 
durch  König  Christian  IL  in  Dänemark  (Erslev,  Konge  og  Lensmand  i 
det  sextende  Aarhundrede  S.  64  ff.)  bestimmt  worden,  daß  von  100  Mark 
Rente  ein  Roß  zu  halten  ist.  Es  geht  diese  Bestimmung  denen  von 
1525  (Handlingar  rörande  Sveriges  historia  I  2  S.  111.  132)  voraus,  die 
nicht  deutlich  sind;  der  Ritterdienst  wird  hiervon  200  oder  400  Mark 
Rente  gefordert,  die  Stellung  eines  Pferdes  durch  frelsismen  von  20  Mark 
aarlige  renta.  Die  letztere  Zahl  muß  verderbt  sein  (a.  M.  Hildebrand, 
Sveriges  Medeltid  II  S.  211.  655);  aber  immerhin  zeigt  sie,  daß  noch 
1525  die  Stellung  nur  eines  Pferdes  von  einer  Rente  abhängt,  die 
kleiner  ist  als  200  Mark.  Mit  den  mir  zu  Gebote  stehenden  Mitteln 
kann  ich  den  Silberwert  jener  100  Mark  von  1523  nicht  genau  be- 
rechnen. Jedenfalls  gehen  aber  1514 — 1519  in  Schweden  16  Mark 
Pfennige  auf  eine  lötige  Mark;  unter  Christian  II.  und  in  den  ersten 
Jahren  Gustav  Wasas  ist  aber  noch  eine  Verschlechterung  der  Aus- 
münzung von  4  auf  höchstens  31/*  Lot  eingetreten  (Hildebrand  a.  a.  0. 
I  2  S.  868—870),  so  daß  man  auf  ein  Verhältnis  der  Zählmark  zur  lötigen 
Mark  von  21  zu  1  und  schlimmer  kommt.  In  Dänemark,  wo  1524  zu- 
erst eine  Mark  geprägt  wird,  gehen  25  dieser  Markstücke  auf  die  feine 
Mark  (Scharling,  Udsigt  over  den  danske  Mentshistorie  S.  15).  Dann 
beträgt  die  Rente,  die  1523  zugrund  gelegt  wird,  4  Mark  Silber,  und 
das  stimmt  genau  zu  der  Rente  eines  alten  Bol  von  12  Mark  Gold 
(3  Mark  Gold  =  1  Mark  Rente). 
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erhalten  hat,  überhaupt  der  höhere  Kriegsdienst  der  Reiter  — 
nicht  der  Panzerreiter  —  oder  als  Schiffsführer  liegt. 

In  Schweden  findet  sich  dann  auch  ein  Gegenstück  zum 
dänischen  haermaen.  Es  werden  —  freilich  nicht  überall  — 
die  wighir  maen,  also  die  „Krieger",  in  Gegensatz  zum  Mark- 
land, dem  Besitz  der  gewöhnlichen  Leute  gestellt.1)  Das  läßt 
sich  nicht  anders  deuten,  als  daß  sie  nicht  die  auf  die  Ein- 
saat gelegte  Ledingsabgabe  mitzutragen  haben  und  deshalb 
ihr  Land  nicht  Markland  ist.  In  andern  Quellen  des  Mittelalters 
ist  ja  bekanntlich  von  fraelsemaen  die  Rede,  und  es  steht  dort 
fest,  daß  diese  Klasse  durchaus  nicht  mit  den  Rittern  identisch 
ist,  sondern  alle  befasst,  welche  Roßdienst  leisten.  Wieder  sind 
die  fraelsemaen  steuerfrei ;  ihre  Sonderstellung  ist  an  ein  be- 
stimmtes Besitzmaß  geknüpft,  dessen  Beträge  jedoch  nicht  über- 
liefert sind.  Dabei  ist  unrichtig,  daß  das  Institut  der  frael- 
semaen erst  durch  spätere  Gesetzgebung  geschaffen  wäre.2) 
Zweifellos  sind  so  die  wighir  maen  die  fraelsaemaen,  und  die 
beiden  Worte  schildern  das  gleiche  Institut  nur  nach  seinen 
verschiedenen  Seiten.  Auch  im  nachmittelalterlichen  Recht 
geht  der  Kreis  der  fraelsemaen  über  Ritter  und  sogar  über 
Knappen  im  Sinn  des  spätem  Ritterrechts  hinaus,  befaßt  alle 
Reiter,  und  wiederum  ist  für  den  sie  treffenden  Roßdienst 
ein  Besitzminimum  eingeführt.  Dasselbe  scheint  auch  in 
Schweden  zunächst  noch  vollständig  dem  alten  Großhof  zu 
entsprechen,  wenn  auch  dann  bald  eine  fortschreitende 
Reduktion  der  Last  eintrat.3) 

6.  Das  jütische  Gesetzbuch  betrachtet,  wie  gesagt,  das 
Großbol  als  Pflugverband.   Sonst  ist  von  solchen  Großpflügen 

l)  Upl.  1.  Kgb.  10  §  1.  —  In  Helsingel.  kkb.  1  §  2,  pb.  14  §  2 
scheint  der  vigher  man  mit  dem  Bauern  überhaupt  identisch  (man 
denke  an  einen  äbnlicben  Bedeutungswechselvonheldr  im  Norwegischen) 
—  2)  Es  genügt  hier  die  Zusammenstellung  bei  Nordström  I  S.  153  ff. 
Nordström  (und  andere  nach  ihm)  sieht  in  den  fraelsaemaen  eine  Neu- 
schöpfung durch  Magnus  Ladulas,  die  1280  erfolgte.  Aber  keiner  der 
Belege  nötigt,  an  eine  Neuschöpfung  zu  denken;  der  Vergleich  mit 
dem  oberschwedischen  Recht  zeigt  dann,  daß  es  sich  hier  um  eine 
ursprüngliche  Institution  handelt  (ähnlich  Hildebrand,  Sveriges  Medel- 
tid  II  S.  189  ff.).  Über  ein  Besitzminimum  der  fraelsismaen :  Molbech  og 
Petersen,  Udvalg  af  danske  diplomer  1858  n.  15,  1390  ok  han  wael  swa 
mykit  godz  aegher,  at  han  forma  rikeno  ther  thiaenist  af  gera.  —  8)  S.  97. 
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keine  Rede  mehr.  Die  Falsterliste  identifizierte  vielmehr 
die  Pflüge  und  die  Höfe  von  8  Hektar,  die  mit  dem  Sech- 
zehntel eines  Großbols  zusammentreffen,  und  ähnliches  ist 
auch  nach  den  Pfluglisten  für  Seeland  und  Laaland  anzu- 
nehmen.1) In  der  Wirtschaft  des  12.  und  13.  Jahrhunderts  — 
wenigstens  auf  den  dänischen  Inseln  —  hat  also  ein  Großpflug 
keine  Rolle  mehr  gespielt. 

Steht  das  Großbol  in  zahlenmäßiger  Beziehung  zur  Landes- 
einteilung ? 

Haered  und  Hundare  bleibt,  wie  man  aus  den  spätem 
Zahlen  der  hamnor  ersehen  kann,  in  Schweden  weit  hinter 
einer  Hundertzahl  der  Großhöfe  zurück2)  und  geradeso  ist 
in  pänemark  selbst  in  sehr  volkreichen  Harden  die  Zahl  der 
hafnae  auch  bloß  im  Sinn  des  Dreigoldmarkbol  niemals 
nur  annähernd  100  oder  120.3)  Überhaupt  ist  für  Skandinavien 
nirgends  eine  ziffernmäßige  Zusammenfassung  von  100  Groß- 
hufen  oder  100  gewöhnlichen  Bauern  zu  einem  öffentlichen 
Verband  zu  erkennen,  während  dieselbe  bei  den  Südgermanen 
überall  begegnet  und  so  wird  allerdings  das  schwedische 
hundari  nur  eine  unbestimmte  große  Menge  bedeuten,  nicht 
gerade  10-10  oder  10-  12.4) 

7.  Im  bisherigen  ist  das  norwegische  Recht  nicht  benutzt 
worden.  Zwar  ist  auch  diesem  die  Geldschätzung  des  Landes 
bekannt  und  wurde  von  hier  auf  die  Shetlandinseln  verpflanzt. 
Der  Gestellungsverband  der  norwegischen  hamla  könnte  auf 
ein  Großhufe  zurückführen.  Aber  unmittelbare  Belege  fehlen 
und  jedenfalls  weithin  wird  in  diesem  Hochgebirgsland  eine 
auf  Ackerbau  beruhende  Großhufe  keinen  Platz  gehabt  haben. 

Immerhin  ergibt  das  norwegisch-isländische  Recht  einen 
sehr  charakteristischen  Zug.  Das  Wort  hof,  das  im  Sächsischen 
und,  wie  sich  gleich  zeigen  wird,  auch  im  Bayerischen  den 
größern  Komplex  gegenüber  der  Hufe  bedeutet,  ist  im 
äußersten  Norden,  wo  der  ursprüngliche  Sinn  nicht  unbekannt 
ist,  zur  Bezeichnung  für  den  Tempel  geworden,  der  dann 
von  der  Wohnstätte  unterschieden  wird. 5) 

*)  Vald.  Jordb.  S.  82;  Erslev,  Valdemarernes  Storhedstid  S.  127  ff., 

Rhamm    S.  366  ff.:    dazu    oben    S.  83  N.  2.   —    2)   Oben  S.  88  N.  2.  — 

3)  Valdemars  Jordb.   S.  23.  55  ff.    —    *)  Für  Skandinavien   stimme  ich 

v.  Schwerin   gegen   Rietschel   vollkommen    zu.  —    B)   Die    Belege    bei 

Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte.  XXXII.    Genn.  Abt.  7 
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V.  Sehr  viel  undeutlicher  sind  die  Nachrichten  aus  dem 
oberdeutschen  und  fränkischen  Gebiet,  wo  die  viel  stärkeren 
Beziehungen  zur  romanischen  Kultur  und  Wirtschaft  und  die 
Gesellschaftsformen,  wie-sie  mit  dem  Lehenswesen  zusammen- 
hängen, die  älteren  Schichtungen  fast  ganz  verdeckt  haben. 
Immerhin  sind  doch  auch  hier  einige  Spuren. eines  Großhofes 
geblieben. 

I.  Zunächst  kommen  schon  im  6.  und  7.  Jahrhundert 
bei  den  Franken  und  Alamannen  die  minoflidi1)  in  Betracht, 
die  zwar  immer  noch  frei  sind,  aber  von  den  höhern 
Schichten,  in  Alamannien  von  den  mediocres  ständisch  abge- 
trennt sind.  Dem  Namen  nach  müssen  die  minoflidi  einen 
kleineren  Hof  haben.  Rechtlich  aber  kann  es  sich  nicht  nur 
um  eine  ungefähre  soziale  Schichtung  handeln.  Denn  die  mino- 
flidi sind  von  den  mediocres  im  Wergeid  unterschieden.  Eine 
generelleWergeldsdüferenzierung  aber,  die  nur  an  die  ungefähre 
soziale  Unterscheidung  angeknüpft  hätte,  so  daß  der  eine  ange- 
sehener, der  andere  weniger  angesehen  ist,  muß  hier  wie 
anderwärts  als  eine  juristische  Unmöglichkeit  angesehen 
werden.  Wenn  man  nur  nach  solchen  sozialen  Gesichtspunkten 
differenziert  hätte,  so  könnte  das  Wergeid  nicht  generell 
abgestuft  worden  sein,  sondern  müßte  sich  von  Fall  zu  Fall 
anders  bestimmen.  Ist  aber  einmal  der  minoflidus  rechtlich 
von  den  andern  Klassen  verschieden,  so  muß  dem  Wort  nach 
das  rechtliche  Merkmal  des  Gegensatzes  in  der  Hofgröße 
liegen,  —  dem  entsprechend,  was  das  nördliche  Recht  ergab.  — 
Eine  Unterscheidung  der  Stände  nach  der  Hofgröße  machen 
dann  auch  wohl  die  Langobarden  mit  dem  Ausdruck  componat 
in  angargathungi;  es  mag  das  hier  erwähnt  werden,  so  zweifel- 
haft das  "Verhältnis  der  Langobarden  zu  den  Oberdeutschen  ist.2) 
Der  mediocris  aber,  der,  dann  als  Besitzer  eines  (wie 
viel?)  größeren  Gutes  erscheint,  ist  noch  länger  nicht  nur  im 

K.  Maurer,  Die  Bekehrung  des  norwegischen  Stammes  zum  Christen- 
tum II  8.  190  ff.,  '209 ff.:  Fritzner  s.  v.  hof.  —  Der  Gegensatz  des  hof 
zu  dem  Wohnhaus  deutlich  in  der  Kialnesinga  c.  2  (Islandingas.  II 
S.  402  ff). 

*)  Für  minoflidi  die  Belege  bei  K.  Maurer,  Über  das  Wesen  des 
ältesten  Adels  S.  28  ff.;  Brunner  BG.  I*  S.  343  ff.  —  *)  L.  Hartmann, 
Geschichte  Italiens  II  *  S.  10;   meine  ital.  VG.  I  S.  16  N.  64. 
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schwäbischen,  sondern  auch  im  bayrischen  Recht  zu  ver- 
folgen. Der  indiculus  Arnonis  aus  dem  Ende  des  8.  Jahr- 
hunderts gibt  ein  Verzeichnis  von  Schenkungen,  das  er  über- 
schreibt: nomina  et  praedia  fidelium  virorum  et  nobilium  et 
mediocrium.  Im  Text  wird  dann  wiederholt  vom  nobilis  auf  der 
einen  und  vom  über  auf  der  andern  Seite  der  potestativus  unter- 
schieden.1) So  muß  der  Dreiteilung  des  Textes  in  nobiles, 
potestativi,  liberi  die  der  Überschrift  in  nobiles,  mediocres, 
fideles  entsprechen;  denn  deutlich  stehen  die  potestativi  mit 
den  nobiles  über  den  gewöhnlichen  liberi.2)  Weiter  aber 
erweisen  sich  die  mediocres  so  als  eine  Mittelklasse  über  den 
liberi  und  müssen  deshalb  mit  den  mediani  des  alamannischen 
Rechts,  die  größere  Höfe  haben,  weil  sie  über  den  minoflidi 
stehen,  identisch  sein.  Damit  stimmte  es  dann,  daß  noch  im 
späteren  bayrischen  und  alamannischen  Recht  der  Mittermann 
oder  Mittelfreie  über  dem  Gemeinfreien  reiht.3) 

2.  In  der  Tat  lassen  auch  im  bayrischen  Gebiet  einige 
merkwürdige  Nachrichten  genauer  einen  Großhof  erkennen. 
Das  bayrische  Landrecht  des  14.  Jahrhunderts  unterscheidet  be- 
stimmt zwischen  dem  Hof  und  der  Hufe  —  ersterer  kann  2  Hinter- 
sassen aufnehmen,  die  letztere  nur  1  Hintersassen.  Andere  Nach- 
richten aber  spielen  den  Gegensatz  auf  den  Unterschied  der 


*)  Keinz,  Ind.  Arnonis  (=  Salzburger  U.  B.  I  S.  36  ff.)  43. 
40.  Engilbertus  potestativus  homo  dedit;  Gotawar  nobilis  femina 
dedit;  Liuther  liber  homo  dedit;  47.  48  Frecho  vir  nobilis  tradidit; 
Ilburch  potestativus  vir  dedit;  Uto  liber  homo  dedit;  dazu  ind.  Ar- 
non.  S.  40, 14  ad  Wildorf  quoddam  dederunt  viri  nobiles,  quoddam 
vero  comparavit  Virgilius  homo  ad  viros  nobile's  et  potestativos. 
—  *)  Heck,  Beiträge  I  S.  86  hat  anscheinend  die  vorstehenden  ganz 
bestimmt  unterscheidenden  Stellen  nicht  gesehen.  Dafifideles  die  „  Holden  * 
seien ,  ist  im  Mund  eines  Klerikers  des  ausgehenden  8.  Jahrhunderts  ge- 
wiß nicht  richtig.  Es  ist  eben  etwas  anderes  als  mediocres  und  nobile» 
gemeint,  nämlich  die  gewöhnlichen  Gläubigen  (cf/den  Index  zu  den 
Capitularien  s.  v.  fidelis),  von  denen  eben  nicht  mehr  auszusagen  ist, 
als  daß  sie  fideles  sind  und  die  nicht,,  wie  die  nobiles  und  mediocres 
die  gewöhnlichen  Freien  überragen.  —  8)  Ich  bleibe  bei  dem  in  meiner 
d.-f.  VG.  I  S.  413  N.  16  Gesagten.  Dafür,  daß  auch  die  unfreien 
Ritter  als  solche  Mitterleute  betrachtet  werden  (Zallinger,  Ministeriales 
und  milites  S.  35  ff.) ,  bildet  m.  E.  den  Ausgangspunkt  die  gehobene 
Stellung  des  servus  principis  (adalscalh)  schon  nach  der  lex  Baiuv. 
add.  V  1.  7. 

7* 
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terra  dominica  und  des  Bauernlands  eines  Guts  hinaus.1)  Von 
da  aus  wird  dann  das  vollständig  glaubwürdig,  was  Aventin 
berichtet,  nämlich  daß  in  Bayern  zwei  Arten  von  praedia 
rustica  unterschieden  werden:  agri  quod  quadrigis  und  agri, 
quod  bigis  arari  solent;  lianc  hubam  atque  mansum,  illam 
curtim,  hopham  prisci  Boiorum  iureperiti  vocant.2)  Die  Größe 
des  kleinen  Komplexes  steht  nun  aber  fest:  sie  beträgt  bei 
Dreifelderwirtschaft  45  (36)  jugera,  bei  ursprünglicher  Zwei- 
felderwirtschaft wohl  30  jugera,  während  der  größere  Kom- 
plex das  Doppelte  in  Bauland  und  Brache  ausmachen  muß; 
Wald  undWeide  wird  wieder  nicht  eingerechnet.3)  Da  dabei  das 
bayrische  jugerum  zu  34  ar  zugrund  liegt,  so  hätte  der  kleinste 
Hof  etwa  83  Morgen  zu  25  ar,  also  etwa  *■/*  der  nordisch-nieder- 
deutschen Großhufe  von  300 — 360  Morgen,  und  der  gewöhnliche 
Bauer  mit  seiner  Hube  entspricht  also  den  ceorlas  des  Angel- 
sächsischen, den  Insassen  eines  attingsbol  im  Skandinavischen. 
Der  kleinste  Hof  aber  wird  vermutlich  der  Hof  der  über  den 
gewöhnlichen  Leuten  stehenden  mediocres  sein;  ein  direkter 
Beweis  fehlt  freilich.  —  Gerade  wie  in  Mederdeutschland 
wird  das  Wort  Hof  für  den  Komplex  über  der  Hufe  ver- 
wendet. Die  Unterscheidung  äußert  sich  aber  dabei  in  einerVer- 
schiedenheit  der  Pflugbespannung.  Der  Hof  gebraucht  einen 
Yiererpflug.  —  Über  diesen  einzelnen  Hof  hinaus  muß  weiter 
die  fara  gehen.    Sie  ist  bei  den  Bayern  mit  oppidum  (Dorf)  *) 

>)  Bayr.  Landr.  161.  —  M.  B.  IV  S.  288  (1073),  291  (1075), 
295  (1076),  304  (1110)  unterscheidet  curtes  oder  hofsacha  von  hubae, 
die  also  das  vom  Grundherrn  übertragene  Feld  sind;  dazu  auch  M.  B. 
XXIX  b  S.  264-266.  —  2)  Aventin,  Annal.  VII 13  (ed.  Riezler  II  S.  374f.). 
—  8)  Hier  stehen  sich  zwei  Nachrichtenreihen  anscheinend  gegenüber. 
leg. HI. 8.  495  60  jugera  (zu  40000  (UFuß)  hoba  dicitur;  90  jugera  hoba 
regalis  est.  Hinwieder  sagen  die  Freisinger  Traditionen  (ed.  Bitterauf) 
1180  hobam  legalem  id  est  in  tribus  plagis  iugera  15  cum  curtifero 
edificato  und  noch  zu  Ende  des  17.  Jahrhunderts  wird  durch  Hofrats- 
bescheid festgestellt,  quod  integram  villam  sive  mansum  in  singulos 
agrorum  classes,  in  die  drey  Felder,  ad  minimum  continere  debere 
duodecim  iugera:  so  Schmid,  com.  ad  jus  municipale  bav.  22,  4.  5 
(III  S.  170).  Der  Betrag  von  36 — 45  Morgen,  Bau-  und  Brachland  befassend, 
ist  die  Hufe;  dann  kann  das  hoba  der  ersten  Stelle,  welche  für  die 
Zweifelderwirtschaft  das  Doppelte  des  Ansatzes  von  30  jugera  gibt,  nur 
Hof  und  nicht  Hufe  sein.  —  *)  Steinmeyer- Sievers  althochdeutsche  Glosse  I 
S.219,  6;  oppidum  ist  =  torph  (et  Steinmeyer-Sievers}!  S.  312  N.  20. 
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identisch,  das  bei  den  Oberdeutschen  selber  noch  lange  als 
Geschlechtsverband  gefaßt  wird1);  weiter  wird  dafür  auch- 
kisez  gebraucht,  also  das,  was  anderemal  den  Herrenhof 
bezeichnet.2)  Alles  zusammen  legt  den  Gedanken  nahe,  die 
fara  eben  auch  als  einen  Pflugverband,  als  Verband  derjenigen, 
die  gemeinsam  zum  Landbau  ausfahren,  zu  betrachten. 

An  die  Grenze  des  Bayrischen,  Fränkischen  und  Thürin- 
gischen gehört  es,  wenn  zu  Ende  des  lS.  Jahrhunderts  der 
Sadel  als  Gut  des  Ritters  und  Edeln  gegenüber  dem  Stadel 
als  dem  Gut  des  Bauern  bezeichnet  wird.3) 

VI.  Die  bisherigen  Untersuchungen  haben-  mit  Sicher- 
heit für  Friesland,  die  angelsächsischen  Gebiete,  Dänemark 
und  Schweden  eine  Großhufe  von  etwa  96 — 128  Hektar  Um- 
fang ergeben,  wobei  nur  das  Ackerland  (Bauland  und  Brache), 
nicht  die  Allmendanteile  an  Weiden  und  AVald  eingerechnet 
sind.  Mit  diesen  letzteren  ergibt  die  Großhufe  den  Umfang 
etwa  eines  Ritterguts.  Im  altsächsischen  Gebiet  ist  ein  ähn- 
licher Umfang  sehr  wahrscheinlich;  bei  den  Oberdeutschen 
aber  ist  mediocris  der  über  dem  liber,  aber  unter  dem  no- 
bilis  stehende  Besitzer  eines  größeren  Anwesens,  das  das 
Doppelte  der  gewöhnlichen  Hufe  ausmacht.  Die  Bezeich- 
nungen für  die  großen  Komplexe  wechseln:  hide  und 
sulung  (sulhland)  in  England,  havina  bei  den  Friesen,  Dänen, 
Schweden,  bol  bei  den  skandinavischen  Stämmen,  hof  bei 
allen  Südgermanen  mit  Ausnahme  der  Angelsachsen  sind 
bezeugt;  bei  den  Norwegern  ist  die  Bezeichnung  für  den 
Tempel  insbesondere  zur  Verwendung  gekommen.  Dabei  sind 
freilich  einzelne  Ausdrücke,  bol,  havina  und  hof,  in  ihrer  Ab- 
grenzung unsicher,  kommen  allenfalls  für  alle  größeren  Kom- 
plexe überhaupt,  die  nur  gerade  über  den  Anwesen  der 
geringeren,  schließlich  nur  mehr  der  geringsten  Bauern 
stehen,  zur  Anwendung.  —  Bei  den  Friesen,  den  Angelsachsen, 
den  Juten  und  den  Bayern  ist  der  große  Komplex  ein  Pflug- 
verband. Es  ist  dann  sehr  wohl  möglich  —  aber  nicht 
direkt  zu  beweisen  —  daß  auch  die  fara,   wie   sie  bei   den 

*)  Die  gepuren  sind  chunnilingen  (contribules)  Stein rneyer-Sievers  I 
S.  402  N.  30;  dazu  die  genealogiae  im  Oberdeutschen:  Brunner,  RG.  1 2 
S.  117.  —  2)  Steinmeyer-Sievers  I  S.  219,6.  —  s)  Der  Renner  des  Hugo 
von  Trimberg  v.  1507  ff. 


1  02  Ernst  Mayer, 

Bayern,  den  Langobarden  und  den  Burgundern  vorkommt 
—  auch  im  Angelsächsischen  ist  vielleicht  eine  Spur  —  auf 
den  gleichen  Pflugverband  zurückgeht ;  denn  jedenfalls  greift 
jene  überall  über  die  Einzelfamilie  hinaus,  bedeutet  eine 
ganze  genealogia,  ist  aber  doch  wieder  wie  auch  das  Wort 
hof,  bol  geeignet,  einzelne  bäuerliche  Anwesen  zu  bezeich- 
nen. x) 

Bei  den  Angelsachsen  ist  der  Pflug  deutlich  als  Achter- 
gespann gemeint,  das  allein  mit  einem  so  umfassenden 
Ackerland  fertig  wird.  Bei  den  Bayern,  wo  man  nur  die 
untere  Grenze  der  Erscheinung  sieht,  wird  der  Hof,  das 
Doppelte  der  Hufe,  mit  einem  Viererpflug  bearbeitet.  Da- 
mit erweist  sich  die  Großhufe  der  Germanen  als  ein  Element, 
das  der  prähistorischen  Kulturgemeinschaft  zwischen  Kelten 
und  Germanen  angehört.2)  Denn  auch  die  keltische  Gesell- 
schaft ist  auf  Großpflugverbänden  aufgebaut.3)  Allein  der 
Großpflug  ist  nicht  überall  festgehalten  worden;  bei  den 
Inseldänen  und  Schweden  findet  sich  keine  Spur  mehr. 

Wo  die  Großhufe  verteilt  ist,  ergibt  sich  wiederholt  eine 
Spaltung  in  4  und  8  Teile.  Jenes  ist  die  virgata,  wo  sie  im 
Angelsächsischen  */*  Hide  zu  240  Äcker  bedeutet,  das  Bol  in  dem 
Betrag  von  3  Geldmark  nach  inseldänischem  Recht,  vielleicht 
auch  die  Minimalgrenze  von  3  Hufen  für  den  Besitz  eines 
Schöffenbaren  und  der  bairische  Hof  von  60  jugera.  Die 
Achtelung  aber  ist  vertreten  durch  die  angelsächsische  vir- 
gata im  Sinn  von  1/s  der  Hide  zu  240  Äcker,  das  ottingsbol 
des  dänischen  Rechts,  den  attunger  des  schwedischen  Rechts 
und  vermutlich  die  Hufe  des  gewöhnlichen  bairischen  Bauern, 

')  Die  langobardisehe  Nachricht  (mein  ital.  VG.  I  S.  14  Nr.  62,  wo  ich 
das  Phänomen  noch  nicht  richtig  deutete)  gibt  für  die  faradie  Gleichung 
genealogia  oder  parentela,  bezeichnet  dana  auch  castra  oder  curtes  als 
farae  (regesto  di  Farfa  1275;  Gattula,  ad  hist.  abbatiae  Casinensis  acc. 
S.  42a,  102b;  Muratori  SS.  IV  S.  311  a.  A.)  und  faßt  hinwieder  fara 
auch  als  familia.  All  das  erklärt  sich  am  besten  aus  dem  Text.  — 
Ebenso  paßt  es,  wenn  die  entscheidenden  Burgunder  als  faramanni 
(1.  Burg.  54,  2)  oder  als  Burgundofarones  (Fredegar  c.  41)  genannt  sind. 
Über  farman  im  Angelsächsischen  unten  S.  129  N.  7.  —  2)  Seebohm,  Village 
Community  S.120.  —  s)  Vinogradoff,  The  growth  of  the  manor  *  S.  19.  92; 
dazu  die  bekannte  Nachricht  von  Plinius  hist.  nat.  XVIII  172  über  den 
gallischen  Räderpflug  (Schrader,  Reallexikon  S.  631). 
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das  Siebentel  oder  Achtel  des  friesischen  Bauern,  während 
in  Sachsen  die  Hufe  eher  Vi  2  ausmacht. 

Im  friesischen  Recht  wird  die  havina  den  nobiles  zu- 
geschrieben und  die  hovelinge  stehen  über  den  Gemein- 
freien. Im  dänischen  Recht  ist  derjenige  ein  Steuermann 
oder  Heermann,  der  ein  ungeteiltes  Großbol  besitzt,  und 
das  schwedische  Recht  faßt  solche  Ijeute  als  vighirmaen 
oder  fraelsemaen.  In  Sachsen  hat  ein  neuer  Schöffe  einen 
Komplex  von  9— 16  Hufen,  am  ehesten  von  12  Hufen  und 
es  ist  die  Zugehörigkeit  zu  den  Schöffenbarfreien  an  ein 
Besitzminimum  von  3  Hufen,  also  das  vermutliche  Viertel 
der  Großhufe  geknüpft.  In  Oberdeutschland  aber  heißt 
mediocris,  wer  nicht  minoflidus  ist,  und  so  einen  irgendwie 
größern  Hof  hat.  So  verbindet  sich  in  allerdings  noch  genau 
zu  erörternder  "Weise  die  Zugehörigkeit  zu  der  alten  Mobili- 
tät mit  dem  Besitz  einer  Großhufe. 

Bei  den  Südgermanen,  wo  die  Unterdistrikte  auf  eine 
Zusammenfassung  von  100  Anwesen  —  Großhufen  oder 
Viertelsgroßhufen  oder  Achtelsgroßhufen  —  zurückgehen,  ist 
die  Großhufe  fest  in  die  Hundertschaftszahl  eingegliedert.  Bei 
den  Nordgermanen,  die  die  ältere  unbestimmtere  Bedeutung 
des  Hundert  als  größere  Menge  festgehalten  haben,  ist  des- 
halb eine  solche  Einordnung  nicht  zu  erkennen. 

§  2.    Die  Erbfolge  in  die  Großhufe. 

I.  Wenn  der  germanische  Adel  mit  dem  Großhofe 
zusammenhängt,  so  ist  das  nur  möglich,  sobald  durch 
irgendeinen  erbrechtlichen  Mechanismus  wenigstens  eine 
mit  dem  Großhofe  verbundene  Berechtigung  zur  Lei- 
tung vor  der  Teilung  behütet  und  einer  Individual- 
sukzession  überantwortet  wird.  Dabei  wird  man  aus  allge- 
meinen Gründen  geneigt  sein  zu  vermuten,  daß  diese  Indi- 
vidualsukzession  in  den  vornehmsten  Klassen  die  Form 
der  Primogenitur  annimmt,  während  sie  auf  einer  mitt- 
leren und  niedereren  Gesellschaftsstufe  sich  leicht  zum 
Minorat  gestaltet.  Denn  der  gewöhnliche  Bauer  vererbt  ja 
regelmäßig  nicht  von  Todes  wegen,  sondern  muß,  wenn 
seine  Fähigkeit  zur  körperlichen  Arbeit  nachläßt,   das  Gut 


104  Ernst  Mayer, 

"bei  Lebzeiten  übergeben;  bei  seiner  frühen  Verheiratung 
trifft  aber  dann  dieser  Zeitpunkt  nicht  mit  dem  Augenblick 
zusammen,  wo  der  älteste  zum  Hausvater  vollkommen  ge- 
eignet wird,  sondern  damit,  daß  der  jüngste  in  dieses  Sta- 
dium tritt;  und  das  entspricht  ja  auch  dem  Interesse  des 
Bauern,  der  den  Übergang  und  die  schlimme  Zeit  des  Alt- 
sitzers  möglichst  hinausschieben  wird.  Der  vornehme  aber, 
der  eben  nicht  mehr  körperlich  arbeitet,  sondern  ein  diri- 
gierender Unternehmer  ist,  vermag  diese  Funktion  auch  als 
alter  Mann  noch  sehr  wohl  zu  versehen  und  so  wird  es  hier 
nicht  zur  Gutsübergabe,  sondern  unmittelbar  zu  einer  Suk- 
zession von  Todes  wegen  kommen,  bei  der  dann  der  älteste 
als  der  erfahrenste  und  zur  Leitung  am  meisten  geeignete 
eintritt.  — 

Nun  wird  im  gesamten  süd-  wie  nordgermanischen  Recht 
vom  Grundsatz  der  gleichmäßigen  Bedenkung  der  mehreren, 
gleichnahen  männlichen  agnatischen  Verwandten  ausge- 
gangen, während  die  Weiber  und  Kognaten  besonders  im 
engern  Verwandtenkreis  weithin  zurückgeschoben  sind.  Der 
Gegensatz  zwischen  Weibern  sowie  Kognaten  auf  der  einen 
Seite,  und  den  Agnaten  auf  der  andern  Seite,  der  vermutlich 
aus  dem  Unterschied  einer  urrechtlichen,  nicht  an  die  Ehe 
gebundenen  Hausgemeinschaft  und  einer  sie  zerstörenden, 
mit  der  Ausbildung  der  Ehe  und  der  des  Grundeigentums 
zusammenhängenden  Bevorzugung  des  Mannesstammes  sich 
erklärt,  kann  hier  auf  sich  beruhen.  Aber  die  Frage  ist, 
wie  überhaupt  bei  jenem  germanischen  Prinzip  der  Plural- 
sukzession ein  Vorzug  des  ältesten  oder  jüngsten  möglich  ist. 
Die  Antwort  darf  im  ganzen  gleich  vorausgenommen  werden. 
Zwar  werden  die  mehreren  gleichnahen  Erben  gleich- 
mäßig beteiligt,  aber  einer  unter  ihnen  hat  eine  Führer- 
stellung. Sie  kommt  z.  T.  dadurch  zur  Erscheinung,  daß 
diesem  im  Prozeß  die  Vertretung  der  Erben,  solange  sie  noch 
nicht  abgeteilt  haben,  zukommt  und  er  auch  die  öffentlichen 
Pflichten  für  die  Gemeinschaft  erfüllt.  Nach  innen  begegnet 
eine  gelegentlich  sehr  kräftige  Befugnis  zur  Leitung.  Vor  allem 
aber  verkörpert  sich  das  Recht  des  Führers  darin,  daß  ihm  das 
Gebäude  des  Haupthofs  oder  zunächst  gewisse  Bestand- 
teile  des  Hofes,    an  welche  die  Hausgewalt  gebunden  ist, 
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der  Hochsitz,  der  Herd,  das  Hofzeichen  vorbehalten 
bleibt.  Grundsätzlich  soll  das  aber  in  Anrechnung  auf  seinen 
Erbteil  geschehen  und  so  wird  das  Prinzip  der  Pluralsuk- 
zession formell  vollständig  durchgeführt.  .•*—  Im  übrigen  emp- 
fiehlt es  sich,  die  Erscheinung  für  die  einzelnen  Stammes- 
gebiete getrennt  zu  verfolgen. 

IL  1.  Die  älteste  Nachricht,  .  die  überhaupt  über  das 
Verhältnis  der  mehreren  Söhne  überliefert  ist,  betrifft  die 
Tenkterer,  also  ein  Element  des  späteren  fränkischen  Stammes: 
für  sie  bezeugt  Tacitus  eine  im  Detail  allerdings  schwer  zu 
begrenzende  Individualsukzession  des  ältesten,  von  der  nur 
die  Pferde,  da  sie  an  den  kriegerischsten  kommen,  ausge- 
schlossen sind.1)  Man  wird  durch  die  Nachricht  noch  nicht 
zu  der  Annahme  gezwungen  sein,  daß  hier  wirklich  das  sonst 
überall  geltende  Prinzip  der  Pluralsukzession  beseitigt  war; 
aber  immerhin  muß  der  älteste  eine  Vorzugsstellung  einge- 
nommen haben,  die  dem  fremden  Beschauer  die  Auffassung 
gibt,  daß  er  der  Herr  des  gesamten  Nachlasses  ist.  Die 
leitende  Gewalt,  in  der  später  der  Erstgeborene  sich  befand, 
wrar  ausreichend  für  einen  solchen  Eindruck.  — 

Im  späteren  fränkischen  Rechtsgebiet,  so  ausgedehnt  es 
ist,  sind  Nachrichten  über  die  Erbfolge  in  ländliches  Grund- 
eigentum selten.  Es  erklärt  sich  das  im  ganzen  wohl  daraus, 
daß  das  deutschfränkische  Gebiet,  wo  das  ursprüngliche 
Recht  sich  noch  am  wenigsten  verändert  haben  dürfte,  so  unge- 
wöhnlich arm  an  landrechtlichen  Quellen  ist;  im  französischen 
Gebiet  aber  hat  sich  regelmäßig  das  Allod  in  Lehen  ver- 
wandelt und  nur  wenige  der  älteren  Rechtsbücher  erwähnen 
es  neben  dem  Lehen  und  neben  dem  bloßen  vilenage; 
für  späteres  ist  dabei  bedeutsam,  daß  das  normannische 
Recht  diese  alodia  neben  der  serjanteria  und  den  feoda  nennt, 
aber  bereits  davon  ausgeht,  daß  die  alodia  vom  Herzog  rühren.2) 


')  Germania  c.  32.  —  l)  Reanmanoir  §  24  c.  5  leugnet  bekanntlieh  die 
Existenz  von  alodium  für  das  Beauvoisis.  Dagegen  stellt  die  Coutume  de 
Champagne  (Bourdot  de  Richebourg  coutumier  gene'ral  III  S.  21 1)  c.  8,  c.  9 
aluef  und  censive  in  Gegensatz  zu  fief.  Vor  allem  tres  ancien  coutumier  de 
Normandie  (ed.  E.  J.  Tardif)  66  §  2  qui  de  ipso  tenebant  jure  heredi- 
tario  serganteriam  vel  alodia  vel  feoda.  —  Merkwürdig  ist,  daß  an  der 
unteren  Loire  und  in  der  Bretagne  aloue  die  Bezeichnung  für  den  Ge- 
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Unter  diesen  Verhältnissen  ist  es  von  Belang,  daß  die 
miederrheinischen  Provinzialrechte,  wenn  sie  auch  erst  im  16. 
und  beginnenden  17.  Jahrhundert  fixiert  sind,  in  adeligen 
Familien  dem  ältesten  Bruder  den  Ansiedel  und  das  Stamm- 
haus zu  voraus  geben;  allemal  gilt  das  hier  für  Eigentum, 
nicht  für  Lehen.1)  — 

Nach  normannischem  Recht  des  13.  Jahrhunderts  aber 
behält  der  primogenitus  stets  das  capitale  herbergagium, 
wenn  es  sich  um  teilbare  Erbschaften,  d.  h.  nicht  um  feoda 
lorice,  sondern  um  franca  tenementa,  also  Grundstücke  han- 
delt, die  nicht  im  eigentlichen  Lehensverband  stehen 2)  und  die 
dann  nichts  anderes  als  alodia  sein  können.  —  Lediglich  auf 
solche  Grundstücke,  wiederum  nicht  auf  das  feodum  lorice, 
kann  sich  dann  die  normannische  teneura  per  paragium  be- 
ziehen. Danach  hat  der  älteste  und  seine  ältesten  Nach- 
kommen eine  Obergewalt  über  die  jungem  Geschwister  und 
deren  Abkommen,  welche  sich  in  dem  Recht  äußert,  bei  den 
nachgeborenen  die  Lasten  einzutreiben,  welche  auf  dem 
Komplex  im  ganzen  ruhen;  auch  kann  er  die  andern  wegen 
Beleidigung  seiner  Person  strafen.  Bis  zum  6.  (7.)  Grad  sind 
dabei  die  postnati  der  ältesten  Linie  ständisch  gleich  (pares); 
dann  müssen  sie  fidelitas  (im  6. !  Grad)  und  homagium  (im 
7.  Grad)  leisten.3)  —  In  das  14.  Jahrhundert  führen  zwei 
Urteile  aus  der  Pikardie,  wonach  ein  Nichtadeliger  seinen 
kiefmes  auf  seinen  jüngsten  Sohn  vererben  muß  und  ihn 
demselben  nicht  entziehen  darf,  während  er  die  sonstigen 
Immobilien  zu  veräußern  vermag.  Umgekehrt  kann  ein 
Adeliger  seine  „merke  et  enseigne,  que  li  pere  ou  ses  de- 
vanchiers  portoit  en  ses  armures"  nur  auf  seinen  ältesten  ver- 
erben, während  sonst  nur  ein  ausschließliches  Siegelrecht  des 


richtshalter  und  deshalb  Vertreter  eines  Grandherrn  wird:  Et  S.  Louis 
I  54  und  die  davon  abgeleiteten  Texte;  tres  ancienne  cout.  de  Bre- 
tagne [ed.  Planiol]  c.  86,  c.  93) ,  so  daß  hier  alodium  stets  als  Grund- 
lage einer  Privatgerichtsbarkeit  gedacht  ist. 

>)  So  das  Landrecht  von  Jülich  von  1537,  von  Jülich -Berg  von 
.1555,  die  Kölner  Rechtsordnung  von  1555,  das  geldrische  Landrecht 
von  1619:  die  Belege  bei  Homeyer,  Über  die  Heimat  S.  58  ff.  (Berl.  Ak. 
1852).  —  2)  Summa  de  legibus  Normannie  (ed.  Tardit)  24  §  5  und  §  1. 
—  •)  Summa  de  legibus  Normannie  28  §  2,  34  §  5. 
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französischen  Adels  überhaupt  erwähnt  ist.1)  Damit  ist 
sowohl  für  den  Rechtskreis  der  Adeligen  wie  des  Nicht- 
adeligen eine  Individualsukzession  bezeugt^  die  im  ersten 
Fall  deutlich  wieder  gerade  auf  das  Stammhaus  geht. 

Damit  sind  die  Bedingungen  zur  Erörterung  der  Nach- 
richten, welche  das  französische  Lehenserbrecht  bietet,  ge- 
geben. Geradeso  wie  das  deutsche  Lehnrecht  kennen  auch 
die  ältesten  Quellen  des  französischen  Lehenrechts  lediglich 
eine  Individualsukzession,  und  dieses  Recht  ist  denn  auch 
mit  dem  ganzen  französischen  Lehenswesen  in  England 
übernommen  worden;  man  darf  wohl  behaupten,  daß  bis 
gegen  das  13.  Jahrhundert  das  Recht  des  gesamten  ehe- 
maligen fränkischen  Reichs  nichts  von  einer  Berücksichtigung 
der  mehreren  Vasallensöhne  beim  Lehen  weiß.  Das  deutsche 
Recht  verweist  für  eine  etwaige  Ausgleichung  ausdrücklich 
auf  das  landrechtliche  Vermögen.2)  Eine  Pluralsukzession 
hat  zuerst  das  italienische  Lehenrecht  entwickelt,  in  dem 
fränkisch-deutsche  Elemente  mit  der  ganz  abweichenden  lango- 
bardischen  Schenkung  sich  erst  im  1 1 .  Jahrhundert  verbunden 
haben,  und  wo  deshalb  die  ursprünglichen  Formen  am  meisten 
zersetzt  sind.3)  Dann  aber  dringt  unabhängig  davon  auch  im 
französischen  wie  gelegentlich  im  deutschen  Recht  an  verschie- 
denen Punkten  eine  Berücksichtigung  der  mehreren  gleich- 


1)  Thierry,  Recueil  des  monuments  inedits  de  l'histoire  du  tiers 
dtat  IV  669,  Urteil  des  Oberhofs  Abbeville.  Über  das  Siegelrecht 
des  französischen  Edelmanns  meine  d.-fr.  V.  G.  II  S.  133  Nr.  49.  — 
")  Für  das  deutsche  Recht:  Homeyer,  Ssp.  II  2  S.  455  f.;  meine  d.u. 
fr.  V.  G.  II  S.  173.  Die  frühesten  französischen  Angaben  finden  sich 
in  dem  katatonischen  Recht:  Usatici  Barcinon.  31  (Giraud,  Essai  sur 
l'histoire  du  droit  francais  II  S.  471)  wo  der  Herr,  ähnlich  wie  im 
sächsischen  Recht,  den  Nachfolger  wählen  kann  (der  Satz  ist  in  den 
constitutions  i  altres  drets  de  Cathalunya  S.  358  c.  21  festgehalten)  — 
dann  in  dem  tres  ancien  coutumier  de  Normandie  8  §  2:  miles  primo- 
genitus  feodum  lorice  integrum  habebit  et  non  partietur  Von  da  aus 
dann  das  ganze  englische  Lehenserbrecht:  Pollock  and  Maitland,  Hist.  II 
S.  266  ff.  Wohl  zunächst  für  Lehenrecht  und  dann  für  die  erste  Hälfte 
des  12.  Jahrhunderts  gilt  die  Notiz  bei  Otto  Prising.,  Gesta  Frid.  II 
c.  48  mos  illa,  quae  pene  in  omnibus  Galliae  provinciis  servatur,  remansit, 
quod  semper  seniori  fratri  eiusque  liberis  seu  maribos  seu  feminis  pater- 
nae  hereditatis  cedat  auctoritas,  caeteris  ad  illum  tamquam  ad  dominum 
respicientibus.  —  •)  Meine  ital.  VG.IS.431  ff. 
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nahen  Erben  ein.  Es  gilt  dies  zunächst  für  diejenigen 
Verwandten  des  letzten  Besitzers,  welche  nach  der  ursprüng- 
lichen Struktur  des  Lehenrechts  notwendig  von  der  Nach- 
folge ausgeschlossen  waren  und  nach  den  meisten  deutschen 
Rechten  ausgeschlossen  blieben  *),  nämlich  für  die  Tochter  und 
die  Seitenverwandten.2)  Für  die  Seitenverwandten  herrscht  dann 
weithin  der  Grundsatz,  daß  alle  zusammen  sukzedieren  und 
dem  Herrn  unmittelbar  Eid  und  Mannschaft  leisten.3)  Unter 
den  Töchtern  wird  sowohl  im  französischen  wie  normannischen 
und  englischen  Recht,  dann  im  Recht  der  Kreuzzugsstaaten 
—  so  daß  es  sich  doch  schon  um  eine  ältere  Bildung  han- 
delt —  die  älteste  Tochter  vom  Herrn  belehnt;  die  jüngeren 
Töchter  aber  teilen  mit  der  älteren  Tochter  das  Lehen, 
wobei  dann  die  älteste  auf  ihren  Teil  das  capitale  manerium 
bekommt.  Dabei  schulden  nach  einzelnen  Rechten  die  nach- 
geborenen und  ihre  Deszendenz  zunächst  weder  fidelitas  noch 
gar  homagium  an  die  älteste  Tochter  und  deren  Linie  — 
so  nach  englischem  Recht  bis  zum  4.  Grad  (vom  Erblasser 
ab),  nach  normannischem  bis  zum  6.  und  7.  Grad;  immerhin 
aber  hat  die  älteste  dann  von  den  jungem  die  auf  dem  Ge- 
samtlehen liegenden  Lehensdienste  einzutreiben.  Andere 
Rechte  machen  dagegen  die  nachgebornen  sofort  zu  After- 
vasallen der  ältesten.  —  Ahnliche  Formen  hat  dann  das  nord- 
französische Recht  —  nicht  das  normannische  Recht  und  nicht 
das  Recht  der  Kreuzzugsstaaten  —  auch  für  die  Söhne 
entwickelt;  der  älteste  bekommt  hier  zwar  2/a  des  Lehens 
und  das  manerium  capitale,  muß  aber  den  jungem  zum  Unter- 
halt ^3  oder  weniger  (^s)  abtreten.    Wieder  steht  der  jüngere 


»)  D.u.fr.VG.  II  S.173  N.31  (und  N.  30).  —  Über  die  allmähliche 
Entstehung  des  Eintrittsrechts  der  Seitenverwandten  in  England  siehe 
den  dialogus  de  scaccario  II 10  (Stubbs,  Select  charters  8  S.226)  und  Stubbs 
S.  382  c.  1  1258.  —  2)  Der  Ausschluß  der  Aszendenten  ist  eine  ganz  natür- 
liche Konsequenz  der  ursprünglich  militärischen  Funktion  des  Lehens, 
die  man  nur  später  hintansetzt  und  deshalb  die  Regel  nicht  mehr 
zu  erklären  vermag  (Pollock  and  Maitland  II  S.  284  ff.).  Im  späteren 
französischen  Recht  ist  auch  das  überwunden,  z.  B.  Beaumanoir  14  §  22. 
—  3)  Beaumanoir  14  §8;  Jean  d'Ibelin  148.  —  Im  normannischen  Recht 
(tres  ancien  coutumier  83  §  6;  Summa  de  legibus  24  §  1)  und  anglonor- 
mannischen  Recht  ebenso  wie  bei  Pierre  de  Fontanes  34  §  12  ist  die  Primo- 
genitur auch  auf  die  Seitenverwandten  erstreckt. 
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und  seine  Abkommen  dem  altern  meist  dem  Stande  nach  gleich, 
wenn  auch  die  Lehensdienste  durch  den  altern  an  den  Herrn 
vermittelt  werden.  —  Bei  den  Linien  der  Töchter  wie  der 
Söhne  verwandelt  sich  dann  freilich  im  weitern  Verlauf  die 
Gleichstellung  in  eine  durch  fidelitas  und  homagium  geschützte 
Unterwürfigkeit.1)  —  Übersieht  man  das  ganze,  so  handelte 
es  sich  um  eine  späte  und  ungleichmäßig  durchgeführte  Erb- 
folge von  Personen,  die  landrechtlich  Erben  sind,  lehenrechtlich 
aber  ursprünglich  davon  ausgeschlossen  waren.  Am  frühesten 
muß  ein  Erbrecht  der  Tochter  sich  durchgesetzt  haben  und 
hier  geht  man  von  der  Gleichheit  aus,  die  unter  Töchtern 
auch  nach  Landrecht  besteht.  Dann  hat  sich  in  einzelnen 
Teilen  Frankreichs  eine  Bedenkung  der  nachgebornen  Söhne 
entwickelt,  die  ja  von  der  französischen  Gesetzgebung  aus 
dem  Anfang  des  13.  Jahrhunderts2)  noch  besser  gestellt  wurden; 
immerhin  erhält  der  erstgeborne  Sohn  mehr  als  seinen  land- 
rechtlichen Anteil. 

Der  ältesten  Tochter  wie  dem  ältesten  Sohn  wird  nun  zu  dem 
sonstigen  Anteil  das  capitale  manerium  reserviert.  Die  jüngeren 
Geschwister  stehen  in  einer  Abhängigkeit  von  dem  oder  derälte- 
sten,  welche  sich  jedenfalls  in  den  fernem  Generationen,  öfters 


l)  Für  die  Tochter:  Glanvilla  (ed.  Phillips)  VII  c.  3  §  5  und  ihm  nach 
die  spätem,  besonders  das  statutum  Hibernie  de  coheredibus  von  1236  (St. 
of  the  realm  I  S.  5);  dann  für  das  Normannische  tres  ancien  coutume  9 
§  1  (wonach  die  jungem  de  ea  [der  ältesten]  tenent)  und  summa  de  legibus 
28  §  1,  34  §  1,  was  jedenfalls  auch  hierher  gehört  uud  wonach  bei  6  Grad 
fidelitas,  bei  7  Grad  homagium  geleistet  wird  (oben  S.  108);  Beau- 
manoir  14  §  4.  9.  Et.  S.  Louis  I  12;  Jean  d'Ibelin  150.  Sowohl  Beau- 
manoir  wie  Jean  d'Jbelin  gehen  davon  aus,  daß  die  nachgebornen  Töchter 
der  ältesten  sofort  hommage  leisten;  dagegen  verlangt  Glanvilla  wie 
die  Etablissements  I  48  (cf.  I  12)  dies  erst  von  den  späteren  Generationen, 
jener  von  der  vierten  ab,  diese  von  dem  Grad  ab,  der  die  Ehen  zwischen 
den  beiden  Linien  zuläßt.  —  Für  die  Söhne  hat  das  Drittel  der  Nach- 
gebornen Beaumanoir  c.  14  pass.,  sowie  die  Et.  S.  Louis  I  10;  und  im 
ganzen  Pierre  de  Fontanes  34  §2  —  4;  cout.  d'Artois  (ed.  Tardif)  36 
gibt  nur  ljh  an  die  Nachgebornen.  Beaumanoir  läßt  sofort  die  jüngeren 
dem  älteren  Bruder  hommage  leisten  (14  §  4),  während  die  Etablisse- 
ments (I  48)  das  wieder  erst  mit  dem  Wegfall  des  Ehehindernisses  der 
Blutsverwandtschaft  eintreten  lassen.  Im  anglonormannischen  Recht 
fehlt  diese  Form;  ebenso  im  Recht  der  Kreuzzugsstaaten:  Jean  d'Ibelin 
149,  Jacques  dTbelin  48.  —  2)  Ordonances  I  S.  29  1209. 
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auch  schon  sofort  in  eine  Abhängigkeit  durch  fidelitasundhoma- 
gium  verwandelt.  Bringt  man  das  mit  den  normannischen 
Nachrichten  über  das  dort  landrechtliche  paragium  zusammen, 
wo  ja  der  älteste  bei  gleichmäßiger  Bedenkung  der  jungem 
eine  leitende  Stellung  hat  und  bei  teilbaren  Erbschaften  das 
herbergagium  vorwegnimmt,  dann  wird  man  auch  das  Vorrecht 
der  ältesten  Tochter  oder  des  ältesten  Sohnes  auf  das  capitale 
manerium  als  eine  Nachwirkung  ihrer  landrechtlichen  Stellung 
ansehen  müssen.1) 

So  ergibt  das  fränkische  Recht  doch  in  einer  Reihe  von 
höchst  wertvollen  Nachrichten  allemal  ein  Recht  des  ältesten 
auf  das  Stammhaus,  und  zwar  ist  so  etwas  Adelsrecht,  wäh- 
rend bei  nicht  adeligen  gelegentlich  einmal  ein  Anspruch  des 
minor  auf  das  Stammhaus  hervortritt,  und  zwar  derart,  daß  hier 
die  Individualsukzession  mit  einem  un entziehbaren  Erbrecht 
verbunden  ist.  Allemal  wird  also  daran  festgehalten,  daß 
das  Stammhaus  ungeteilt  vererbt.  Offenbar  hängt  damit  zu- 
sammen, daß  der  Inhaber  des  Stammhauses  auch  von  den  übrigen 
die  auf  den  gesamten  Komplex  liegenden  Lasten  einzutreiben  hat. 

In  adeligen  Kreisen  erbt  der  älteste  wieder  die  merke 
und  enseigne  auf  den  armures.  Welche  armures  darunter  ge- 
meint sind,  wird  nicht  gesagt.  Allein  in  einer  frühen  nord- 
französischen Notiz  sind  es  der  Schild  und  der  Stab  (baston), 
an  dem  man  die  Herkunft  erkennt;  dann  wird  man  dem  Erst- 
gebornen ein  Vorrecht  nicht  nur  am  Schild,  sondern  auch 
an  dem  uralten  Hofzeichen,  dem  Stab  zuschreiben,  d.  h.  an 
der  verge,  wie  sie  ja  auch  der  französische  König  neben 
seinem  Zepter  führt  und  an  Häusern  seiner  Schutzbefohlenen 
anbringt.2) 

Ist  der  Erstgeborne  der  Führer  der  Familie,  dann  wird 

*)  v.  Schwerin  in  dieser  Zeitschr.  XXXI  S.  584  hat  in  Verwechslung 
des  Problems  behauptet  —  was  niemand  bestreitet  —  daß  die  Primo- 
genitur des  französischen  Lehnrechts  aus  lehnrechtlichen  Gesichts- 
punkten erwachsen  ist.  —  Darum  handelt  e3  sich  aber  nicht,  sondern 
um  das  Recht  des  ältesten  auf  das  Stammhaus  und  zwar  da,  wo  gegen 
die  Regeln  der  lehnsrechtlichen  Primogenitur  grundsätzlich  die  land- 
rechtliche Pluralsukzession  in  das  Lehnrecht  übergreift.  —  s)  Raoul  de 
Cambray  (ed.  P.Meyer  1882)  v.  396.  —  v.  Amira,  Der  Stab  in  der 
germanischen  Rechtssymbolik  S.  119  f.  —  Ordonances  V  S.  234  über  die 
pennuncelli  seu  baculi  regii  an  Häusern  in  königlicher  salvagardia. 
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wichtig,  wenn  früh  die  13  Beisitzer  eines  Grafen,  also  die 
Schöffen ,  als  maiores  natu  bezeichnet  sind x).  —  Daß  ferner 
der  Herr  über  Freie  in  der  fränkischen  Zeit  senior  heißt2), 
und  dies  in  der  romanischen  Welt  der  Kunstausdruck  geblieben 
ist,  hat  in  der  klassischen  Terminologie  keinen  Anhalt,  wo 
senior  in  dieser  Bedeutung  nirgends  vorkommt,  und  kann  dann 
lediglich  auf  das  Haupt  der  ältesten  Linie  gehen,  wie  nach- 
her für  das  angelsächsische  Recht  sich  so  etwas  unmittelbar 
ergeben  wird;  denn  irgendweich  natürlichen  Altersvorsprung 
hat  ja  der  Herr  über  seine  Leute  nicht.  Freilich  müssen 
davon  die  Fälle  unterschieden  werden,  wo  die  seniores 
wirklich  bejahrte  Ratgeber,  nämlich  die  Tugend  der  germa- 
nischen Gefolgschaft,  oder  die  Geronten  der  antiken  Städte- 
verfassung3) sind. 

Auf  eine  Art  von  Individualsukzession  —  unbestimmt, 
welche  —  führt  es  dann  auch,  wenn  im  9.!  Jahrhundert 
einem  ganzen  Geschlecht  Beziehungen  zu  einem  altgilari, 
an  das  die  Abgaben  des  Geschlechts  zusammenlaufen 4),  oder 
einem  antmallus  (Handgemal) 5)  zugeschrieben  werden.  Es 
muß  sich  hier  doch  um  ein  Anwesen  des  Geschlechts  handeln, 

»)  Dronke,  Cod.  dipl.  Fuldensis  471,  2.  827  (d.-fr.  VG-.  I  S.  402). 
—  »)  Z.  B.  cap.  25  §  4,  50  §  1,  67  §  3,  74  §  9.  —  8)  Das  erste  deut- 
lich im  italienischen  cap.  94  §  4;  dazu  m.  ital.  VG.  I  S.  446.  — 
Das  zweite  in  Gregorii  magni  reg.  IX  46.  176,  84;  XIDI  46.  — 
*)  Otfried  1 11, 10  ni  si  man  nihein  so  veigi,  ni  sinan  zins  eigi,  heime— zi 
sinemo  altgilare.  Kelle  Index  s.  v.  Zins  übersetzt  zins  mit  descriptio; 
allein-  sonst  heißt  zins  bei  Otfried  Abgabe  und  so  wird  Otfried  die  Vor- 
lage (Lucas  2, 1.  2  exiit  edictum  ut  describeretur  universus  orbis ;  haec 
descriptio  prima  facta  est)  als  Eintragung  in  ein  Urbar  gedacht  haben. 
Dann  aber  müssen  die  zu  einem  Geschlecht  Gehörigen  ihre  Abgabe  zunächst 
zi  sinemo  altgilare,  das  sie  dann  nicht  in  Besitz  haben,  abführen. —  B)  So  die 
italienische  Extravagante  zur  1.  Salica  (Hesseis  and  Kern  421).  Ich  be- 
trachte den  Text  als  eine  in  Gallien  entstandene  Aufzeichnung,  die  bei 
c.  3  schloß  und  so  nach  Italien  gebracht  und  dort  mit  Zusätzen  versehen 
wurde;  die  §§  2  u.  3  legen  die  Zwölfzahl  der  Zeugen  zugrund,  die  §  5  als 
fränkisch  verwirft,  während  §  4  im  gleichen  Fall  bereits  die  italienische 
Siebenzahl  hat.  Im  fränkischen  Teil  ist  nun  der  antmallus,  auf  den  man  im 
Freiheitsprozeß  zieht  und  —  wenn  es  wirklich  das  Stammhaus  ist  — 
auch  der  Natur  der  Sache  nach  ziehen  muß,  verschieden  von  der  patria. 
Ich  komme  also  zu  der  Deutung ,  die  Sohm ,  Fr.  R.  u.  G.  V  S.  318  für 
die  richtige  hält,  wenn  man  antmallus,  wie  man  mit  Homeyer  muß, 
dem  handgemal  gleichsetzt. 
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das  aber  die  einzelnen  Geschlechtsgenossen  nicht  im  Besitz 
haben,  wie  sich  das  klarer  und  sicherer  für  das  Handgemal 
des  bayrischen  und  sächsischen  Rechts  ergeben  wird. 

2.  a)  Im  Anschluß  an  das  fränkische  Recht  sind  am 
besten  die  oberdeutschen  Angaben  zu  behandeln.  Von  diesen 
ist  freilich  das  eigentliche  alemannische  Recht  lediglich  in- 
soweit ergiebig,  als  hier  wiederholt  ein  Vorrecht  des  jüngsten 
auf  das  väterliche  „Seßhausa  und  sehr  bezeichnend  gelegent- 
lich auch  auf  die  väterliche  Rüstung,  dann  auf  das  Hand- 
zeichen und  Siegel  des  Vaters  erwähnt  wird.  Es  handelt 
sich  eben  dabei  allemal  um  bäuerliche  Rechte,  genau  so  wie  im 
fränkischen  Bereich,  wo  die  Individualsukzession  soweit  die 
Form  der  Minorats  annimmt.  Aber  immerhin  bezeugen  diese 
südschwäbischen  Nachrichten,  daß  das  Haus,  das  Hauszeichen, 
das  Siegel  und  die  Rüstung  aus  der  Erbschaft  ausgesondert 
und  einem  Erben  vorweg  übertragen  werden.  —  Einmal  aber 
begegnet  im  nördlichsten  Schwaben  gerade  für  Adelige  ein 
Vorrecht  des  ältesten  auf  das  Siegel.1) 

Weiter  ist  für  das  burgundische  Gebiet  von  Rechten 
am  Ufer  des  Genfersees  ein  paarmal  bezeugt,  daß  in 
den  Familien  der  nobiles  der  Erstgeborene  ein  Vorrecht 
auf  das  Haus  des  Vaters  und  das  Wappen  hat,  und  das 
erstere  ihm  wiederum  nicht  durch  Verfügung  unter  Lebenden 
entzogen  werden  kann.  Das  Recht  des  ältesten  auf  das 
Wappen  begegnet  im  Burgundischen  auch  für  bürgerliche 
Familien,  so  daß  die  Nachgebornen  Zufügungen  zum  Wappen 
machen  mußten.2) 

b)  Viel  ältere  und  zahlreichere  Nachrichten  ergibt  das 
bayrische  Rechtsgebiet. 

Noch  das  bayrische  Landrecht  von  1346  gewährt  dem 
ältesten  der  Geschwister,  solange' diese  nicht  abgeteilt  haben, 
die  prozessuale  Vertretung  der  Gemeinschaft,  und  der  weitere 
Verlauf  legt  nahe,  daß  das  nicht  allenfalls  nur  unter  Ge- 

*)  Die  Belege  für  das  erste  sämtlich  bei  E.  Huber,  Geschichte 
des  schweizerischen  Privatrechtes  IV  S.  559  f.  N.  9.  —  Für  das  zweite 
Fürst  v.  Hohenlohe  in  Archival.  Zeitschr.  VIII  S.  113  1257  sigilli  nostri 
(Conrad  von  Wiesloch)  munimine,  quod  sub  custodia  senioris  nostre  paren- 
tele  ex  antiqua  consuetudine  servatur. —  2)  Die  Belege  bei  E.  Huber  a.a.O. 
IV  S.  561  N.  10. 
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schwistern,  sondern  unter  allen  Miterben  gilt,  die  in  ungeteilter 
Gemeinschaft  sitzen.1)  Diese  Erbengemeinschaft,  welche  im 
ganzen  bayrischen  Rechtsgebiet  ein  Veräußerungsverbot 
wider  den  einzelnen  Teilhaber  in  sich  schließt,  solange  nur 
eine  Nutzteilung  und  keine  Totteilung  stattgefunden  hat2), 
und  dann  die  Geltendmachung  der  Revokation  in  die  Hand 
des  ältesten  als  des  Klageberechtigten  legt,  begegnet  uns 
nun  schon  in  den  frühesten  Nachrichten  und  hier  ganz  deut- 
lich so,  daß  eine  vornehme  genealogia  überhaupt  —  die 
Fagana  —  nicht  allenfalls  nur  Geschwister  ihren  Besitz  unge- 
teilt hat.8)  Sie  wird  ferner  nach  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts 
auf  einen  mansus  nobilis  viri  bezogen,  der  als  predium  liber- 
tatis  oder  als  Handgemal  bezeichnet  ist,  im  Mitrecht  meh- 
rerer edler  Familien  steht,  aber  dann  doch  dem  ältesten 
dieses  ganzen  Geschlechtsverbandes  zur  Leitung  zugehört.4) 


*)  Bayr.  Landrecht:  umb  geswistergeit  c.  117  swo  chint  sint,  ge- 
swistergeit,  die  ungeteilt  «ind  von  einander  und  daz  eltist  under  den 
chinden  recht  suocht,  daz  si  allew  an  trifft  umb  swelherlay  sach  daz 
ist,  ze  gewin  und  ze  verlust;  im  folgenden  c.  118  wird  dann  von  der 
Geltendmachung  der  Teilung  gesprochen,  swo  geswistergeit  oder  ander 
laeut  mit  einander  tailent,  und  das  wieder  mit  umb  geswistergeit 
überschrieben.  Das  läßt  annehmen ,  daß  wie  im  Kapitel  118 ,  so 
auch  im  Kapitel  117  die  Geschwister  nur  als  Prototyp  der  Miterben 
überhaupt  genannt  sind.  —  *)  österreichisches  Landrecht  20,  21 
und  dazu  Hasenöhrl ,  österreichisches  Landesrecht  S.  136  ff.  —  8)  Frei- 
einger Tradit.  (ed.  Bitterauf)  5,  750  reliquas  autem  partes",  quid- 
quid  ad  genealogiam,  qu'ae  vocatur  Fagana  pertinebat,  tradiderunt  ipsi, 
id  sunt  Ragino,  Analo,  Wetti,  Wurmhart  et  cuncti  participes  eorum.  — 
4)  Cod.  Falkenst.  in  Drei  bayerische  Traditionsbücher  S.  3.  Ich  halte  so 
noch  immer  das  Wort  für  Wort  richtig,  was  Homeyer,  Berl.  Ak.  1852  S.35 
aus  der  Stelle  abgeleitet  hat.  Heck,  Mitt.  öst.  Inst.  XXVIH  S.  10  ff. 
sucht  das  durch  die  von  ihm  gemachte  Beobachtung  zu  entkräften, 
daß  der  eine  Teil,  nämlich  die  Notiz  über  die  gerichtliche  Geltend- 
machung (warum  sagt  Heck  „Erwerbsnotiz"  ?)  nicht  von  der  gleichen 
Hand  geschrieben  ist,  welche  den  Teil,  der  vom  Handgemal  redet,  wie 
überhaupt  das  urbar  sonst  geschriebeu  hat.  Für  sich  allein  ergibt  nun 
aber  der  letztere  Absatz,  daß  das  Handgemal  ein  mansus  nobilis  viri 
ist,  der  zunächst  dem  Grafen  von  Falkenstein  mit  seinen  Kindern  und 
Enkeln,  dann  auch  mit  den  Söhnen  seines  Bruders  —  bezeichnend  ge- 
nug nicht  seinen  ja  vorhandenen  (so  der  Stammbaum  in  den  3  bay- 
rischen Traditionsbüchern  a.  1.)  Schwestern  und  deren  Kindern  — ,  end- 
lich den  Haunsbergern  und  Bruckbergern  (obtinent  cum  eis)  —  so  auch 
Zeitschrift  für  Rechtegeschichte.  XXXII.  Genn.  Abt.  8 
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Zusammengehalten  mit  dem  bayrischen  Landrecht  bringt 
diese  Stelle  nichts  Singuläres  *),  sondern  beweist  nur,  daß  das 
Landrecht  selber  das  überlieferte  Recht  vorstellt.  Die  Falken- 
steiner und  ihre  Vettern'  bilden  eben  in  bezug  auf  ihr  Hand- 
gemal  eine  ungeteilte  Ganerbschaft  unter  Führung  des  Ge- 
schlechtsältesten.2) 


B.  Sohm  in  dieser  Zeitschrift  XXX  S.  106  —  gehört.  Es  ist  mir 
unklar,  wie  man  darin  (Heck  a.  a.  0.  S.  12)  die  Angabe  eines  Stamm- 
guts nur  im  historischen,  einer  Heimat  im  örtlichen  Sinn  finden  kann. 
Das  erste  verstehe  ich  überhaupt  nicht,  da  es  Stammgüter  überhaupt 
nur  im  juristischen  Sinn  gibt.  Das  zweite  ginge  allenfalls  noch  an, 
wiewohl  eine  klare  Vorstellung  auch  hier  fehlt;  aber  so  etwas 
kann  man  doch  nicht  mit  hoc  idem  chyrographum  (=  mansus) 
obtinent  ausdrücken.  Noch  weniger  kann  handgemal  in  der  be- 
sprochenen Stelle  des  Falkensteiner  Urbars  die  Urkunde  bedeuten,  wie 
Schönhoff  (Zeitschr.  für  deutsches  Altertum  XLIX  S.  345)  behauptet 
und  Sohm  in  dieser  Zeitschrift  XXX  S.  107  N.  1  billigt.  Daraus,  daß  Hand- 
gemal wiederholt  im  Sinn  von  Urkunde  (chirographum)  vorkommt,, 
weil  diese  ja  von  der  Hand  des  Ausstellers  nicht  mehr  als  dessen  Hand- 
zeichen enthält  und  auch  der  Cod.  Falkensfc.  für  Urkunde  natürlich  das 
Wort  chirographum  gebraucht  (S.  24),  folgt  doch  nicht,  daß  deshalb 
das  handgemal  (chirographum)  auf  S.  3  eine  Urkunde  sein  muß;  auf 
S.  3  steht  ja  wortdeutlich  chirographum  est  nobilis  mansus  und  das 
heißt  durchaus  nicht  „daß  der  in  der  Vertragsurkunde  (hantgemahele) 
charakterisierte  Besitz  eben  der  Edelhof  in  Geiselbach  ist".  —  Die  Notiz. 
über  die  gerichtliche  Geltendmachung  nun  ist  zeitlich  sehr  bald  nach 
der  Entstehung  des  Kodex  eingesetzt  und  zwar  unmittelbar  über  die 
Handgemalnotiz  geschrieben  (19  Zeilen  für  das  Wappen,  dann  die  Notiz 
über  gerichtliche  Geltendmachung  mit  6  Zeilen,  3  Zeilen  leerer  Raum, 
6  Zeilen  für  die  Handgemalnotiz,  2  Zeilen  leerer  Raum),  so  daß  auf 
dem  Blatt  oberhalb  ein  großer  leerer  Raum  bleibt,  der  dann  erst  im 
15.  oder  16.  Jahrhundert  mit  dem  damaligen  Wappen  eines  Falken- 
steiners versehen  wurde.  Gerade  diese  Stellung  zeigt  deutlich,  daß 
die  Zufügung  mit  bewußter  Beziehung  auf  den  zuerst  gemachten  Ein- 
trag über  das  Handgemal  gemacht  und  als  gleichzeitige  Glosse  diesem 
beigegeben  ist.  Es  sagt  die  zweite  Stelle  eben,  daß  die  gleiche  Be- 
sitzung, welche  im  ersten  Eintrag  als  nobilis  viri  mansus  und  als 
Handgemal  erscheint,  predium  libertatis  und  im  Besitz  des  senior  in 
generatione  illa  ist. 

')  Wie  v.  Schwerin  in  dieser  Zeitschr.  XXXI  S.  584  meint.  — 
*)  So  ist  das  von  Homeyer  a.  a.  0.  S  59  f.,  Heusler,  Inst.  I  S.  232  ff., 
Gengier»  Beiträge  zur  Rechtsgeschichte  Bayerns  I  S.  176,  Vorge- 
tragene noch  immer  vollständig  zutreffend.  Auch  Scheiern,  welches 
nach  M.  G,  S.  S.  XVII  S.  620  c.  17    (dazu   Gengier,    Beiträge    zur 
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Im  übrigen  ist  nach  den  bayrischen  Quellen  das  Hand- 
gemal  der  mansus  nobilis  viri,  so  daß  die  Nobilität  und 
der  Name  von  dem  Besitz  desselben  abhängt;  dabei 
kommt  es  aber  nur  darauf  an,  daß  der  Hof  und  in  jeder 
Zeige  noch  ein  Acker  dem  nobilis  geblieben  ist,  während 
die  übrigen  Acker  wegveräußert  sein  können.1)  Darum 
ist  dann  das  Handgemal  gerade  der  Hof  („das  Schloß");  die 
gleiche  Vorstellung  liegt  der  Deutung  des  Handgemal  als 
mundiburdium  zugrunde  und  sie  begegnet  noch  einmal  sogar 
im  17.!  Jahrhundert.1)  Diese  Wortbedeutung  von  Handgemal 
soll  später  weiter  verfolgt  werden. 


Rechtsgeschichte  Bayerns  I  S.  138)  ein  Gesamtbesitz  der  Dachauer,  der 
eigentlichen  Grafen  von  Scheiern  und  der  Valleier  ist,  muß  als  ein  solch 
gemeinsames  Erbgut  gefaßt  werden ;  was  Schönhoff  a.  a.  0.  S.  351  da- 
gegen vorbringt,  ist  eine  bloße,  juristisch  im  Detail  unverständliche 
Behauptung. 

J)  Handgemal  =  mansus  nobili  =  predium  libertatis  in  Cod. 
Falkenst.  —  Handgemal  wird  weiter  in  den  Salzburger  Urkunden  bei 
Grundstückübertragungen  durch  nobiles  stets  vorbehalten:  Salzburger 
Ü.B. I  S.  163  N.  100. 925 ;  S.  125  N. 63. 925;  S.  106  N. 44a. 925.  Allemal  handelt 
es  sich  um  eine  proprietas  des  Urkundenden,  so  auch  in  S.  106  N.  44a. 
Denn  es  ist  eine  unbegründete  Annahme ,  daß  die  Vergaberin  Richni 
die  Frau  des  Erzbischofs  Odalbert  von  Salzburg  und  die  Mutter  eines 
Dietmar  gewesen  sei  und  deshalb  nicht  über  eigenes  Handgemal  habe 
verfügen  können  (Heck  a.  a.  0.  I  S.  31).  Was  feststeht  ist  lediglich,  daß 
es  einen  Diotmar  gab,  der  Bruder  eines  Pernhart  ist  (Salzburger  U.B.  I 
S.  143  N.  82.  931)  und  daß  ein  Diotmar  der  Sohn  einer  Richni  ist 
(Salzburger  U.B.  I  S.  109  N.  45).  Keine  Rede  ist  aber  davon,  daß  der 
Bischof  Odalbert  einen  Sohn  Diotmar  gehabt  hätte;  denn  allerdings 
ist  Diotmar  der  Bruder  des  Bernhard  und  dieser  filius  Odalberti;  aber 
niemals  ist  es  nach  dem  Kontext  auch  nur  wahrscheinlich,  daß  Diotmar 
und  Bernhard  Söhne  gerade  des  Bischofs  Odalbert  sind  (Salzb.  ÜB.  I 
S.122  N.60,  S.  135  N.  75,  S.  137  N.  76);  vielmehr  wird  Bernhard  als 
consanguineus  episcopi  bezeichnet  (Salzburger  U.  B.  1  S.  142  N.  81) 
und  das  heißt  doch  nirgends  Sohn.  Auch  dafür  fehlt  jeder  Beleg,  daß 
dieser  Diotmar  oder  ein  anderer  —  denn  es  kommen  gleichzeitig  mehrere 
nebeneinander  vor  (Salzb.  U.B.  I  S.  137  N.  76,  S.  141  N.  80,  S.  143 
N.  81)  —  gerade  der  Sohn  der  Richni  im  Salzb.  U.B.  I  S.  106  N.  44a  ge- 
wesen wäre;  denn  in  dieser  Zeit  begegnen  im  Salzburger  Bereich 
4  Richni  (Schönhoff  in  Zeitschr.  f.  d.  Altert.  XLIX  S.  341  N.  1).  So  ist 
der  ganze  Aufbau  im  Salzb.  U.B.  1  S.  102  und  bei  Egger  im  Archiv 
für  Ost.  Gesch.  83  S.  409  ff.  eine  der  beliebten  genealogischen  Phanta- 
sien.    Was  die  Urkunden   ergeben  ist  folgendes.     Weil  allemal  das 

8*      • 


116  Ernst  Mayer, 

Gilt  so  für  die  vornehmen  Kreise  die  Individualsukzession 


Handgemal  von  der  Veräußerung  ausgenommen  ist,  muß  es  für  die 
rechtliche  Stellung  des  Vergabenden  die  Grundlage  gebildet  haben. 
Deshalb  faßt  die  eine  Stelle  das  Handgemal  als  lex  des  Vergabenden 
(Salzb.  U.B.  I  S.  106,  44  a),  der  Falkensteiner  Kodex  bezeichnet  es  als 
predium  libertatis,  und  deshalb  darf  man  auch  die  beiden  andern 
bayrischen  Stellen  heranziehen,  die  das  Zurückbehaltene  zwar  nicht 
unmittelbar  Handgemal  nennen,  aber  das  einemal  als  directio  ipsius 
libertatis  ansprechen  (Freisinger  Traditionen  1437 :  natürlich  veräußert 
hier  der  Eigentümer  hobas  serviles,  die  bei  dem  Handgemal  liegen: 
damit  wird  doch  das  Handgemal  nicht  zu  einer  Knechtshufe,  sondern 
die  Knechtshufen  gehören  zum  Stammgut;  a.  M.  Heck  I  S.35),  das  ander- 
mal pro  libertate  tuenda  reservieren  (Salzb.  U.B.  I  S.  185  N.  22).  Die 
Beschaffenheit  des  einbehaltenen  Landes  ist  sonst  nirgends  genauer  be- 
schrieben; einmal  aber  ist  es  deutlich  der  Hof  und  ein  Minimum  von 
Feldern  in  der  Zeige  (Salzb.  U.B.  I  S.  163  N.  100).  Das  ist  nicht  ein 
beliebiger  Teil,  den  sich  der  Veräußerer  als  Stammgut  heraushebt  (so 
Heck  a.  a.  0. 1  S.  30);  sondern  es  kommt  rechtlich  darauf  an,  daß  der 
Hof  zurückbehalten ,  wird.  Denn  es  ist  eben  die  Hofstelle  und  nicht 
das  einzelne  Stück  Ackerland  der  Träger  aller  Berechtigungen  und  gilt 
so  genau  der  gleiche  Satz,  der  in  Skanel.  1 74 II,  35  breit  ausgeführt  wird: 
auch  hier  kommt  es  für  die  bevorzugte  Stellung  nur  auf  den  Besitz  der 
toft  und  je  eines  Ackers  in  jeder  der  drei  Fluren  an. 

Allemal  ist  das  Handgemal  Eigentum,  nicht  allenfalls  Lehen  des  Ein- 
behaltenden.—  Daß  dies  Handgemal  eine  Voraussetzung  des  Adels  ist,  sagt 
dann  die  Stelle  der  Vorauer  Genesis  (Diemer,  Deutsche  Gedichte  des  11.  und 

12.  Jahrh.,  S.  15  Z.  4),  die  man  nicht  dadurch  in  ihrer  Bedeutung  ab- 
schwächen darf,  daß  man  die  Worte  „die  andere  frige  Ifite,  die  tragent  sich 
mit  gfite"  auf  Mobilien  bezieht  (so  schon  Homeyer  a.  a.  0.  S.  37  und  jetzt 
Heck  a.  a.  0. 1  S.  20) ;  denn  niemals  sind  in  dem  rein  agrarischen  Mittel- 
alter die  geringen  Leute,  also  die  zinspflichtigen  Bauern,  wesentlich 
Inhaber  nur  von  Mobilien  gewesen.  Gut  ist  hier  sicher,  wie  so  oft, 
das  liegende  Gut  und  mit  dem  Tragen  (man  bedenke  das  bayrisch- 
schwäbische „  Träger"  für  Vormund)  mag  eine  Stellung  des  Freien  zu 
seinem  Gut  angedeutet  sein,  die  kein  so  volles  Recht  gibt,  wie  das 
Handgemal  dem  Edeln.  —  Parzeval  (ed.  Bartsch)  I  v.  169  gibt  dann 
das  wertvolle  Merkmal,  daß  das  Handgemal  nicht  nur  die  Frei- 
heit, sondern  auch  den  Namen  bestimmt.  —  Aus  der  Bedeutung  von 
Adelshof  erklärt  sich  vermutlich,  wenn  zu  Ende  des  13.  Jahrhunderts 
ein  Anwesen,  welches  einem  preco  vom  Herzog  als  abgabenfreies 
Dienstgut  überlassen  wird,  als  Handgemal  bezeichnet  wird  (Mon.  boic. 
XXXVI  a.  S.  235;  dazu  meine  d.  fr.  VG.  I  S.  47).    Denn  zu  Ende  des 

13.  Jahrhundert*  war  der  Besitz  der  bayrischen  Adeligen ,  wie  die  Ge- 
schichte der  bayrischen  Landstände  zeigt,  zweifellos-steuerfrei,  und  nach 
der  Stelle  wird  das  Gut  deutlieh  wegen  der  Abgabenfreiheit  als  Hand- 
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des  ältesten  in  den  Stammhof,  so  zeigt  eine  spätere  Nachricht, 
daß  in  niederen  Kreisen  der  Hof  und  die  damit  verbundenen 
Rechte  vorweg  an  den  jüngsten  fallen.1) 

3.  a)  Reiche  und  bisher  gar  nicht  ausgenützte  Auf- 
schlüsse geben  die  angelsächsischen  Nachrichten. 

Die  ältesten  Rechtsquellen  schweigen  hier  über  die  Erb- 
folgeordnung, die  jüngeren  zeigen  aber,  daß  wiederum  unter 
den  mehreren  gleichnahen  Verwandten  die  Erbschaft  geteilt 
wird.2) 

Allein  innerhalb  dieses  Systems  gilt  wieder  ein  Vorrecht 
der  erstgeborenen.     Zuerst  tritt  dieses  in  der  altern  angel- 

gemal  bezeichnet.  Es  heißt  ja :  unum  feodum  habet  preco  de  Sneitse 
a  duce  pro  handgeniaeb.il;  secundum  feodum  servit  22  den.  ratispon. 
Hier  wird  doch  die  Abgabenfreiheit  des  ersten  Lehens  gegenüber  dem 
zweiten  mit  pro  handgemaehil  motiviert ;  Hecks  a.  a.  0.  I  S.  24  Unter- 
scheidung, daß  diese  Worte  „nur  mittelbar,  nicht  einmal  die  An- 
gabe der  Zinsfreiheit,  sondern  allenfalls  die  Angabe  ihres  Grundes  ent- 
halten", verstehe  ich  nicht;  seine  Behauptung  aber,  daß  die  Eigenschaft 
dieses  feodum  als  Amtslehen  mit  pro  handgemaehil  gemeint  sei,  ist 
ohne  Anhalt  im  Text. 

Für  mundiburdium  =  landherrliche  Gewalt  die  Glossen  IV  S.  342 
N.  1  und  dazu  Schönhoff  a.  a.  0.  S.  342.  Hierher  noch  das  sehr 
deutliche  Handgemal  der  (bayrischen)  Kaiserchronik  V.  7,  61  ff.,  das 
eben  nichts  anderes  als  ein  „Schloß"  eines  Edelmanns  ist;  dann 
das  „Haus  und  Gärtel",  welches  zu  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  im 
Innviertel  als  Handtgemahl  vorkommt:  Strnadt  Peuerbach  S.  43  N.  21. 

—  Dagegen  darf  die  Burg  auf  Cod.  Falkenst.  f.  2  nicht  hierher  gezogen 
werden,  wie  das  verleitet  durch  den  Abdruck  R.  Sohm  in  dieser  Zeit- 
schrift XXX  S.  107  tut;  denn  das  Handzeichen,  welches  Sohm  als  Hin- 
weis auf  die  Burg  betrachtet,  steht  in  der  Handschrift  auf  dem  Ave  rs 
die  Burg  auf  dem  Revers  und  so  haben  beide  nichts  miteinander  zu 
tun.    Die  Burg  soll  ein  Bild  der  urbs  Falkenstein  sein. 

*)  Darauf  führt-  das  Bamberger  Recht,  das  sich  im  wesentlichen  doch 
auch  auf  ursprünglich  bayrisches  Gebiet  bezieht.  Hier  hat  der  jüngste  nach 
dem  Landrecht  von  1769  die  Vorwahl  „lediglich  und  allein  auf  den  ordent- 
lichen häußlichen  Ansitz  und  damit  verknüpften  Hof,  Gut,  oder  andere 
Gerechtsame  der  Eltern"  (I.  2.  Anh.  5  Titel  §  5:  S.  90).  Nach  dem  offi- 
ziellen Kommentar  des  Redaktors  Hanauer  ist  nun  das  Vorwahlrecht 
überkommenes  Recht,  das  im  Gesetzbuch  eher  eingeschränkt  als  er- 
weitert werden  sollte  (Hanauer,  Commentatio  sistematica  in  juris  pro- 
vincialis  Bambergensis  partem  primam  S.  68  §  4),  und  so  kann  die  An- 
gabe trotz  ihres  späten  Auftretens  für  älteres  Recht  verwendet  werden. 

—  ')  II  Cnut  70  §  1,  78;  Leis  Willelme  34  (v.  Amira,  Erbenfolge  S.  91). 
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sächsischen  Genesis1)  zutage,  jenem  Gedicht,  das  jeden- 
falls vor  König  Alfred  liegt  und  vermutlich  dem  anglischen 
Gebiet  angehört2);  dasselbe  hat  überall  in  Abweichung  von 
der  Vulgata  die  Sukzessionsverhältnisse  der  Patriarchen 
breiter  ausgemalt  und  bietet  so  kostbare,  selbständige 
Belege  für  das  Erbrecht.  Der  älteste  Sohn  hat  danach  aller- 
dings das  Vermögen  unter  seine  Geschwister  zu  verteilen.3) 
Aber  er  bekommt  für  sich  den  edelstol  oder  yrfestol 4).  Er 
allein  von  allen  Kindern  hält  das  Land  und  Erbe5)  (den 
Viehstand)  oder,  wie  es  ein  andermal  heißt,  er  hält  den 
leodgard6)  —  eine  Bezeichnung,  die  später  für  das  friesische 
Recht  wiederkehren  wird.  Auf  eine  ursprüngliche  Leitung 
des  Herdenbestandes  weist  es,  wenn  er  als  yrfes  hirde  be- 
zeichnet wird7).  Eine  Art  richterlicher  Gewalt  über  die 
Jüngern  muß  mit  der  Bezeichnung  ealdordema  gemeint  sein, 
welche  der  älteste  führt.8) 

Die  übrigen  literarischen  Angaben  malen  das  Bild  noch 
weiter   aus.     Zunächst  lassen    auch    sie   erkennen,    daß  der 


*)  Grein  -Wülker,  Poesie  Bibl.  II  S.318ff.  —  2)  Wülker,  Grundriß  der 
Geschichte  der  angelsächsischen  Literatur  S.  120  ff.;  Brandl  in  Pauls  Grund- 
riß 2 1  S.  1037.  —  8)  V.  1069  ff.  siddan  Mathusal  magum  daelde,  bearn  aefer 
bearne  brodruni  sinum  aedelinga  gestreon  (originell  gegenüber  Vulgata 
Genes.  5, 25) ;  V.  1610  ff.  Geomor  siddan  faeder  flettgesteald  (des  Vaters  Haus- 
vermögen) feondum  daelde  swaesum  and  gesibbum  (originell  gegen  Vul- 
gata Genes.  9,  2).  —  4)  V.  1129  wiewohl  Adam  viele  Kinder  hat,  him 
on  laste  Seth  —  edelstol  heold;  V.  1629  faederne  breder  frumbearn 
(der  älteste  der  Brüder  vom  selben  Vater,  worauf  das  verdorbene  fae- 
derne breder  hinausgeht)  siddan  eafora  Chuses  yrfestole  weold  (gegen 
Vulgata  Genesis  10,  6).  V.  2176  ne  |>eorf  ic  (Abraham)  yrfestol  eaforan 
bytlian  aenegum  minra;  also  der  Dichter  denkt  sich,  daß  der  Erblasser 
seinen  yrfestol  nur  einem  Nachkommen  hinterläßt.  —  5)  V.  1167  Mahaleel, 
der  Sohn  des  Canaan,  der  nach  der  Vulg.  Gen.  5,  13  als  Vater  vieler 
Söhne  und  Töchter  gedacht  ist  (v.  1162  aedelinga  rim  —  feorum  geicte) 
als  ältester  him  (dem  Canaan)  on  laste  heold  land  and  yrfe.  V.  1234hef>one 
yldestan  Noe  nemde,  se  nidduin  aer  land  bryttade,  siddan  Lamech  ge- 
wat.  —  •)  V.  1224  Lamech,  der  Sohn  des  Methusalem,  der  viele  Söhne  und 
Töchter  hat  (v.  1221)  aefter  heold  leodgeard;  für  Friesisches  dieser  §  II  5. 
—  7)  V.  1067  Mahaleel  waes  aefter  Jarede  yrfes  hyrde  faeder  on  laste; 
v.1545  Noa  ist  yrfes  hyrde;  auch  v.2197.  —  8)  V.  1155  paere  cneorisse  waes 
Cain  siddan  aefter  Enose  aldordema;  v.  1237  Noa  ist  aedelinga  aldor- 
wisa;  v.  1624  se  magoraeswa  maegde  sinre  domas  saegde;  v.  1669  J>a 
foremeahtige  folces  raeswan,  £>a  yldestan. 
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stol,  auf  welchen  nach  dem  Bisherigen  der  älteste  allein 
sukzediert,  und  der  weil  erblich  ein  edelstol,  ein  cynestol, 
ein  yrfestol1)  ist  oder,  weil  eben  der  Hochsitz,  als  frumstol 
oder  als  ealdorstol2)  bezeichnet  wird,  nicht  allenfalls  nur  mehr 
den  Ehrenplatz  im  Haus  bedeutet,  sondern  einen  Landkomplex3), 
welcher  eben  mit  dem  Hochsitz  vererbt  oder  noch  abstrakter  die 
Herrschaft  über  den  Landkomplex.*)  Besonders  wird  der 
Ausdruck  edelstol,  cynestol  oder  frumstol  für  den  Hauptort 
oder  für  die  Heimat  eines  Berechtigten  gebraucht;  auch  edel 
kurzweg  kommt  in  diesem  Sinne  vor.5)  Die  letzten  An- 
wendungen zeigen  weiter,  daß  der  frumstol,  edelstol  der 
Teil  des  Landbesitzers  ist,  der  seinen  ausschließlichen  Be- 
reich ausmacht,  während  er  das  übrige  Land  mit  den  andern 
gemeinsam  hat.6) 

Alles  zusammen  ergibt,  daß  der  stol  die  Residenz 
(den  Wohnplatz)  bedeutet,  in  dem  der  erstgeborne  für 
sich  haust,  und  daß  das  im  Gegensatz  steht  zum  übrigen 
Land,    welches    eiu    Gemeinland    ist.      Daß    der    stol    die 

')  edelstol  oben  S.  118  N.  4;  dann  v.  1485  pe  is  edelstol  eft  gerytued; 
v.  1514  eow  is  edelstol.  Cynewulfs  Christ  (Grein -Wülker  III  S.  lff.);  v.  516 
Christus  fährt  in  den  Himmel  ealra  folca  fruma  faeder  epelstol.  —  yrfestol 
in  S.  118  N.4.  —  cynestol:  Christ  v.  50  Hierusalem  cynestola  cyst,  Christes 
burglond;  Panther  (Grein-Wülker  III S.  165)  ponne  of  ceastruin  and  cyne- 
stolum  and  of  beorgsalum  beornpreat  monigfarad;  Klage  (Grein-Wülker 
II  S.  538)  v.  298  die  Heiligen  haben  im  Himmel  cestre  and  cynestol.  — 
*)  Genesis  v.  963  Paradies  ist  frumstol  von  Adam  und  Eva;  Reimlied 
(Grein -Wülker  III  S.  161)  v.  23  ahte  ic  ealdorstol.  —  3)  So  in  den 
meisten  Beispielen  in  N.  1;  dann  Vidsid  v.  122  (Grein  •  Wülker  I 
S.  1  f.)  ealdne  epelstol  Aetlan  leodum ;  Genesis  v.  1746  Carram  of- 
gif,  faeder  edelstol;  v.  2011  Sodom  und  Gomorra  ist  hleowstol  seiner 
Bewohner;  Raetsel  (Grein-Wülker  III  1  S.  183  f.)  4,  v.  7  Erde  ist  edel- 
stol haelepa.  Ine  38  frumstol  für  Immobiliarbesitz.  Hierher  dann  auch 
die  Bezeichnung  eines  Asyls  mit  fridstol  in  Grid  §  16.  —  4)  Metra 
des  Boethius  (Grein-Wülker  III  2  S.  lff.)  I  v.  48  penden  cynestole 
Creacas  wioldon.  —  b)  Metra  des  Boethius  IX  v.  11  Romana  bürg, 
sia  his  rices  waes  edelstol.  Orosius  (ed.  Sweet)  S.  128  v.  10  geeode  Persi- 
bulis  pa  bürg  heora  cynestol.  —  Frumstol  in  diesem  Sinn  wird  besonders 
eigenartig  von  den  Metren  des -Boethius  gebraucht,  da  wo  sie  die  Funk- 
tion der  Elemente  schildern.  Die  Elemente  haben  einen  großen  Be- 
reich, in  dem  sie  gemengt  sind;  aber  jedes  hat  einen  frumstol  (XX  v.  63) 
oder  ein  edel  (XX  v.  155)  für  sich,  von  dem  sie  herstammen:  XX  v.  63, 
v.  127  f.,  v.  142  f.  —  6)  So  in  N.  2  der  frumstol  der  Elemente. 
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Bezeichnung  für  den  Stammsitz  ist,  wird  auch  bei  den 
kontinentalen  Sachsen  wiederkehren.  Der  Gedanke  aber, 
daß  der  Hochsitz  die  Verkörperung  der  Altestenmacht  ist, 
liegt  ja  genau  so  dem  fränkischen  wie  oberdeutschen  Sprach- 
gebrauch zugrunde,  der  die  Stellung  des  leitenden  Erben  an 
den  Ansiedel  oder  den  Ansitz  anknüpft.  —  Die  leitende 
Macht  des  ältesten  geht  nach  diesen  frühen  angelsächsischen 
Nachrichten  sehr  weit  und  zeigt  noch  deutlich  den  Übergang 
von  dem  Mobiliarrecht  der  Nomaden  zum  Immobiliarrecht 
der  Bauern:  die  Herde  —  yrfe  ist  ja  die  Herde  —  steht 
unter  dem  ältesten  als  dem  Hirten  und  damit  ergibt  sich, 
was  später  wieder  hervortreten  wird,  daß  die  übrigen 
Familienglieder  nicht  für  sich  allein  austreiben  können.  Das 
Land,  der  Leodgard  gehört  nach  außen  dem  Erstgebornen. 
Aber  freilich,  er  soll  die  Erträgnisse  gleichmäßig  unter  die 
übrigen  Geschlechtsgenossen  verteilen,  entsprechend  der 
späteren  Pluralsukzession. 

Die  vielleicht  früheste  angelsächsische  Quelle  zeigt,  daß 
der  Erstgeborne  diese  seine  Stellung,  oder  wie  das  genauer 
beschrieben  wird,  das  Vermögen  und  den  Adel  (e.ad  and 
aedelo)  verliert,  wenn  er  Verbrechen  begeht  und  daß  ihm 
damit  auch  die  Führerschaft  im  Krieg  entfällt.1)  So  ist  hier 
Adel  die  Stellung  des  ältesten  im  Geschlecht. 

Deshalb  werden  dann  auch  weithin,  wie  bei  den  Franken 
die  seniones,  so  in  England  die  yldestan  als  die  rechtlich  und 
politisch  Entscheidenden  betrachtet.  In  den  Gesetzen  des 
Königs  Aethelstan  von  Anfang  des  10.  Jahrhunderts  beziehen 
die  ältesten,  welche  die  Bereitung  des  Ungehorsamen  vor- 
nehmen, zur  Hälfte  die  öffentlichen  Strafgelder2),  und  stehen 

J)  Exodus  v.  335  (Grein -Wülker  II  S.  445  ff.)  He  (Rüben)  his  eal- 
dordom  synnum  (Vulgata  Genesis  35,  22;  49, 4)  aswefede,  paet  he  sidor 
for  on  leofes  (des  Juda)  last;  him  on  leodsceare  frumbearnes  riht  freo- 
brodor  odpah,  ead  and  aedelo.  Die  Streitfrage,  ob  der  Exodus  von 
Üaedmon  verfaßt  ist  und  deshalb  noch  aus  dem  Ende  des  7.  Jahrhunderts 
stammt,  kann  hier  beruhen,  weil  das  Epos  jedenfalls  wenig  jünger  ist 
(Brandl  a.  a.  0.  S.  1028  f.).  —  •)  Aepelst.  II  20  §  1.  Natürlich  können 
nicht  die  physisch  ältesten  die  Bereitung  vornehmen.  Die  abgeblaßt© 
Deutung  „ angesehenste",  die  R.  Schmid  und  Liebermann  zugrunde  legen, 
ist  sprachlich  nicht  richtig  und  sachlich  nicht  möglich.  Denn  man 
kann  nicht  den  „ angesehensten"  die  halbe  wite  geben.    Über  die  Be- 
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ohne  weitere  Wahl  an  der  Spitze  eines  teodung.1)  Et- 
was später  sind  die  yldestan  allein  die  entscheidenden 
Urteilsfinder.2)  Es  ist  vollständig  ausgeschlossen,  daß  dieser 
Kreis  mit  so  bestimmten  rechtlichen  Funktionen  lediglich 
sozial  und  zufällig  abgegrenzt  gewesen  wäre.  Vielmehr 
müssen  eben  die  Ältesten  der  poetischen  Denkmäler  diese 
Vorzüge  in  der  Rechtspflege  genießen.  Es  wird  dann  weiter 
hierher  gehören,  wenn  zu  Anfang  des  11.  Jahrhunderts  in 
jedem  waepentaek  der  Rügeeid  von  den  12  yldestan  f>egnas 
geleistet  wird 3),  und  könnte  wenigstens  in  Betracht  kommen, 
daß  in  der  Übersetzungsliteratur  aus  der  Zeit  Aelfreds  yldestan 
für  principes  gesetzt*),  später  aber  die  yldestan  als  die  maß- 
gebenden Leute  in  England  bezeichnet  werden.5)  Freilich 
mag  bei  der  letzteren  Anwendung  gerade  wie  auch  in  Frank- 
reich der  andere  Gedanke  an  die  dugud  im  königlichen 
Gefolge  mitspielen,  die  wirklich  aus  physisch  älteren  Leuten 
besteht.6) 

b)  Für  den  Schluß  der  angelsächsischen  Zeit  und  den  Be- 
ginn der  Normannenherrschaft  beruht  alles  weitere  auf  dem 


reitung  im  nahverwandten  flandrischen  und  seeländischen  Recht  meine 
d.  u.  fr.  V.G.  I  S.  207  N.  36.  Über  das  Recht  der  ausreitenden  Ältesten 
auf  die  Hälfte  der  öffentlichen  Strafgelder  Aepelst.  II  20  §  4. 

*)  Wie  die  Zehntschaft  aus  mehr  als  10  Leuten  bestehen  kann 
(Aepelstan  VI  4;  oben  S.  70  N.  3)  und  so  kein  künstlicher  Verband  ist,  so 
steht  an  der  Spitze  auch  dieser  Zehn  ein  yldesta  (VI  3),  bei  dem  dann 
von  keiner  Wahl  die  Rede  sein  kann.  —  2)  Blaseras  §  3  stände  on  paera 
yldesta  inanna  dorne,  hweper  he  lif  age  pe  nage,  pe  to  paere  byrig  hyran. 

—  8)  Aepelred  in  3  §  1.  —  *)  Orosius  (ed.  Sweet)  S.  182  Z.  11  hie 
sendon  10  hiera  ieldstena  wietena  =  decem  principibus  supplicantibus. 

—  6)  Angelsächsische  Chronik  (ed.  Thorpe)  S.  254 ,  1004  (weard  East- 
engla  folces  seo  yld  ofslegen;  S.  268,  1012  ealle  'pa  yldestan  witan, 
gehadode,  and  laewede  Angelcynnes;  S.  293,  1030  in  Wessex  sind  die 
yldestan  bei  der  Königswahl  das,  was  nördlicher  die  pegnas  und  im 
Londoner  Bezirk  die  lidsmenn ;  S.  357,  1087  se  men,  pe  yldest  waeron 
of  Hereforde.  Florentius  Wigornensis  (ed.  Thorpe)  I  S.  169,  1014 
maiores  natu  totius  Angliae  wählen  Edelred.  DD.  I  f.  44  B.  2.  Sp. 
das  Zeugnis  der  meliores  et  antiqui  homines  steht  dem  der  villani 
gegenüber.  Birch  II  428.  840  licentia  episcoporum  et  principum  meorum 
et  omnium  seniorum  gentis  nostrae.  Kemble  804,  1049 — 1058  ealle  pa 
yldestan  pegnas  on  Wigeracastrescire  Denisce  and  Englisce.  —  •)  So 
in  der  vorigen  Note  vielleicht  Birch  II  428;  Angels.  Chronik  S.  268. 
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Verständnis  des  Instituts  der  soehemanni  oder  pegnas  und  es 
soll  deshalb  dieses  hier  im  allgemeinen  erörtert  werden;  dann 
erst  kehrt  die  Untersuchung  im  besondern  zu  der  englischen 
Gestaltung  des  Erbrechts  zurück. 

a)  Auszugehen  ist  dabei  zunächst  von  den  Einträgen  im 
Domesdaybuch,  welche  in  ihrer  klaren  Schematisierung  viel 
weiter  führen  als  die  sonstigen  mehr  gelegentlichen  Angaben. 
Nun  ist  das  Domesdaybuch  auf  einer  überall  durchgeführten 
und  auch  unmittelbar  bezeugten  Unterscheidung  aufgebaut; 
es  soll  nach  der  inquisitio  Eliensis  angegeben  werden:  quot 
villani,  quot  cotarii,  quot  servi,  quot  liberi  homines,  quot 
soehemanni.1)  So  werden  durch  das  ganze  große  Urbar 
wieder  durchweg  zwei  große  Schichten  unterschieden.  Zu 
unterst  liegt  eine  Schicht,  in  welcher  die  höchstgestellte 
Gruppe  die  villani  sind,  in  der  dann  cotarii,  allenfalls  colliberti, 
buri,  bordarii,  jedenfalls  aber  servi  folgen  und  die  sonach 
durchaus  nicht  nur  unfreie  Elemente  befaßt;  darüber  lagert 
eine  Oberschicht.  Die  Oberschicht  ist  zwar  in  den  Aufzeich- 
nungen für  die  einzelnen  Shires  wechselnd  bezeichnet,  aber 
das  ist  allen  Einträgen  gemeinsam  und  braucht  gar  nicht  durch 
Einzelnbelege  erwiesen  zu  werden,  daß  die  villani  nicht  zu  der 
Oberschicht  gehören,  sondern  stets  den  obersten  Rang  in  der 
Unterschicht  einnehmen.  So  handelt  es  sich  darum  zu  ermitteln, 
welche  Personen  über  den  villani  genannt  werden  und  in 
welchem  Verhältnis  sie  dann  zueinander  stehen.  In  der  eben 
besprochenen  Anweisung  zur  inquisitio  Eliensis  ist  die  Ober- 
schicht in  liberi  homines  und  soehemanni  zerlegt  und  in  der 
folgenden  Ausführung  werden  die  liberi  homines  selber  hinter 
die  milites"  gesetzt2);  die  soehemanni  aber  unterscheiden  sich 
dann  hier  von  den  liberi  dadurch,  daß  diese  ihre  Grundstücke 
ohne  Zustimmung  der  Herren  veräußern  können,  während  den 
soehemanni  die  Befugnis  fehlt.3)     Allein   die  gleiche  Inqui- 


')  ÜD.IV  S.497  l.Sp.  (auch  bei  Hamilton,  Inquisitio  comitatus  Canti- 
brigiensis  S.  97).  —  2)  DD.  IV  S.  508  2.  Sp.  milites  sui  habent  in  eodem  comi- 
tatu  14  manerium  (sie)  de  40  carrucis  terre  et  10  acris,  36  cavrucas  in  domi- 
nio,  14  liberos  (sie)  homines,  27  soehemanni,  26  villani,  35  b.  (wohl  buri 
oder  bordarii),  4  servi  habentes  22 V»  carrucas.  —  3)  DD.  IV  S.  518 
1.  Sp.  Huie  manerio  adiacebant  tempore  regis  Edwardi  30  soehemanni 
cum  omni  consuetudine:  et  alii  4  liberi  homines  qui  poterant  vendere 
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sitio  verwendet  sochemanni  auch  in  einer  weiteren  Bedeutung 
und  befaßt  sowohl  diejenigen,  welche  veräußern  können,  wie 
diejenigen,  denen  eine  solche  Befugnis  fehlt,  unter  diesem 
Namen.1) 

Damit  stimmt  dann  überein,  daß  in  dem  großen  Domes- 
daybuch  durchweg  die  sochemanni  von  den  villani  getrennt 
und  über  dieselben  gereiht  werden,  aber  ebenso  umgekehrt 
unter  den  milites  stehen2)  und  selber  wieder  in  solche  zer- 
fallen, welche  das  Veräußerungsrecht  haben3),  und  solche, 
denen  es  fehlt.4)  Wiederholt  werden  die  sochemamii  mit  Ver- 
äußerungsfreiheit  als  die  sochemanni  liberi  bezeichnet.5) 

Immerhin  sind  auch  die  sochemanni,  welche  keine  Ver- 
äußerungsmacht haben,  solche  liberi,  welche  über  die  villani 
treten,  und  deshalb  ist  mit  dem  Gegensatz  der  beiden  Klassen 
der  sochemanni  die  Unterscheidung  der  liberi,  qui  recedere 
possunt  (vendere  possunt)  absque  licentiaund  derjenigen  liberi, 
welche  dazu  licentia  brauchen,  identisch;  dieselbe  kehrt  im 
Domesdaybuch  sehr  häufig  wieder.6) 

Aus  dem  Bisherigen  ergibt  sich  dann  bereits,  daß  die 
höhere   Schicht  von  sochemanni,  welche  Veräußerungsrecht 

terras  suas;  saca  et  commendatio  remanebat  S.  Aedel. .  Dement- 
sprechend sehr  oft  bei  den  sochemanni  hervorgehoben,  daß  ihnen  die 
Veräußerungsbefugnis  fehlt  (z.  B.  IV  498  2.  Sp.,  499.  500  1.  Sp.,  500) 
2.  Sp.,  501  1.  Sp.  usw. 

J)  Z.  B.  DD.  IV  S.  502  1.  Sp.  isti  (vorhergenannte  sochemanni) 
potuerunt  dare  vel  vendere  terram  suam  absque  licentia  abbatis 
et  duo  istorum  decem  predictorum  (sochemannorum)  et  virgatam 
et  dimidiam  habuerunt  sub  abbate;  non  potuerunt  recedere  absque 
eins  licentia.  —  2)  Z.  B.  DD.  I  f.  138  A  2.  Sp.  unus  miles  Anglicus  et 
unus  sochemannus;  f.  304  1.  Sp.  de  ista  terra  habent  milites  archi- 
episcopi  52 ■ carrucatas  —  de  ipsa  terra  habet  1  teinus  5  carrucatas  et 
1  bovatam,  ubi  habet  2  sochos  et  6  villanos  et  18  bordarios;  II  S.  39 
ad  Fincingefeldan  tenent  2  milites  de  Ricardo  36  acras,  quod  tenuerunt  3 
sochemanni  sub  Wisgaro  tempore  regis  Edwardi.  —  s)  Z.  B.  DD.  I  f.  34  A 
1.  Sp.  tres  sochi  tenuerunt  2  hidas  et  quo  voluerunt  cum  eis  ire  potuerunt. 
—  4)  z.  B.  I  f.  127  B.  2.  Sp.  hanc  terram  tenuerunt  2  sochi  homines; 
non  potuerunt  dare  vel  veudere  absque  licentia  episcopi.  —  5)  Die 
Belege  bei  VinogrUdoff,  English  society  S.  432  N.  1;  schon  Ellis,  General 
introduction  to  Domesdaybook  I  S.  70  f.  —  6)  z.  B.  DD.  I  f.  20  B.  1.  Sp. 
EshaHa.  Duo  liberi  homines  tenuerunt  et  quolibet  ire  potuerunt.  — 
f.  40  B  2.  Sp.  duo  liberi  homines  tenuerunt  de  episcopo  tempore  regis 
Edwardi  sed  recedere  cum  terra  non  poterant. 
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hat,  doch  durch  einen  Unterwerfungsakt,  der  jedenfalls  in 
einzelnen  Gebieten  commendatio  heißt,  mit  einem  Herrn  zu- 
sammenhängen kann.  Wiederholt  stehen  deshalb  commen- 
dati  im  Gegensatz  zur  zweiten  Klasse  der  sochemanni  ohne 
Veräußerungsrecht.1)  Weil  sie  Veräußerungsrecht  haben,  so 
kann  dies  commendatio  keine  auf  persönlicher  Abhängigkeit 
beruhende  Unterwerfung  sein,  sondern  der  jeweilige  Eigen- 
tümer des  Grundstücks  muß  diese  commendatio  leisten.  Da 
aber  die  commendatio  auch  geteilt  sein  kann2),  so  muß  sie 
sich  für  den  Herrn  nicht  allenfalls  in  dem  Unterwerfungsver- 
trag erschöpfen,  sondern  es  müssen  sich  mit  ihr  nutzbringende 
Rechte  —  etwa  Gerichtsbarkeit  —  verbinden.3)  Nimmt  man 
alles  zusammen,  dann  kann  der  sochemannus  mit  Veräußerungs- 
freiheit nicht  aus  irgendeinem  privatrechlichen  Grund  dem 
Herrn  untergeordnet  sein,  sondern  der  Herr  hat  seine  Gewalt, 
die  durch  einen  Unterwerfungsakt  bestätigt  wird,  lediglich 
aus  dem  öffentlichen  Becht.  Immerhin  ist  der  Herr  oft  nicht 
der  König,  und  deßhalb  heißen  die  commendati  gelegentlich 
auch  subcommendati.*)  Notwendig  ist  es  freilich  nicht,  daß  die 
höhere  Schicht  der  sochemanni  in  dieser  öffentlich  rechtlichen 
Form  einem  andern  Herrn  untergeordnet  ist;  es  kommt  jeden- 


X)DD.II  S.143. 17  sol.  1  carrucam  terre  —  et  3  liberi  homines  et  dimi- 
dius  commendati  tantum  tempore  regia  Edwardi  51  acras;  S.  162  super 
hos  omnes  (40  sochemannos)  habuit  sancta  Aedelreda  socam  et  omnem 
consuetudinem  et  commendationem  et  illorum  7  liberi  erant  cum  terris 
suis;  sed  soca  et  commendatio  remanebat  sanctae  Aelredae.  — 
*)  z.  B.  DD.  II  S.  182  in  Hethingham  1  liber  homo  Bondo  —  ipse  Ulchetel 
habuit  dimidiam  commendationem  de  illo  tempore  regis  Edwardi;  dazu 
Ellis  a.  a.  0. 1  S.  65  ff.  —  »)  DD.  II  S.  230  huic  manerio  iacent  5  liberi 
homines  ad  socam  tantum  commendati.  Dann  hierher  II  S.  180  In 
Stalham  de  9  liberi  homines  (!)  commendatione  Edrici  tantum  et 
dimidia  soca;  res  et  comes  aliam  medietatem;  II  S.  282  in  eadem  11 
liberi  homines  commendati  Ulsi;  80  liberi  hommes  et  tres  sunt  additi 
de  hoc  hundred  ad  manerium  de  Montfort  tempore  regis  W.,  de  quibus 
sunt  supradicti  12  (offenbar  11),  qui  non  reddiderunt  ullam  consuetu- 
dinem ad  supradictum  manerium  tempore  regis  Edwardi;  modo  reddunt 
15  libras.  Also  es  handelt  sich  um  Leute,  welche  ursprünglich  zur 
Hundertschaft  gehören,  dann  aber  von  der  königlichen  Verwaltung  mit 
ihrer  commendatio  an  ein  privates  manerium  gewiesen  werden.  — 
*)  z.  B.  DD.  DI  S.  296  Stainus  et  Alvricus  stibcommentati  antecessori 
malet. 
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falls  in  der  ausgehenden  angelsächsischen  Zeit  auch  noch  sehr 
häufig  vor,  daß  ein  solcher  sochemannus  unmittelbar  unter 
dem  König  steht.1) 

Ein  Grundstück,  das  ohne  Zustimmung  eines  Herrn  ver- 
äußert werden  kann,  muß  das  alodium  sein,  welches  im 
Domesdaybuch  im  scharfen  Gegensatz  zum  feodum  auch  schon 
für  die  allerletzte  angelsächsische  Zeit  genannt  wird.2)  In 
der  Tat  sind  die  alodiarü,  welche  das  Domesdaybuch  nennt, 
ausnahmslos  solche  Leute,  welche  Veräußerungsfreiheit  haben.3) 
Dabei  wird  aber  das  Verhältnis  dann  doch  so  gefaßt,  daß  die 
alodiarü  ihr  alodium  von  dem  Herrn  haben  (tenent),  dem  sie 
untergeordnet  sind.*)  Das  stimmt  damit,  daß  anderwärts  die 
„commendatio"  auf  das  Land  bezogen  wird.5) 

Die  taini,  welche  im  Domesdaybuch  vorkommen,  sind 
im  allgemeinen  keine  milites,  sondern  kommen  nach 
diesen6);  die  taini  regis  aber  werden  als  milites  betrachtet. 


J)  z.  B.  DD.  I  f.  21  A  1.  Sp.  Alvricus  et  Golwinus  tenuerunt  de 
rege  Edwardo  et  potuerunt  ire  quo  voluerunt.  —  2)  DD.  I  f.  59.  A  Sp.  2 
Cilletone:  Blachemann  tenuit  de  comite  Haroldo  in  alod  et  potuit  ire 
quo  voluit.  —  Lewartone:  Blachemann  tenuit  in  feudo  tempore  regis 
Edwardi.  —  »)  DD.  I  f.  26  B.  1  Sp.  Alnodus  tenuit  de  rege  E.  et 
potuit  ire,  quo  voluit  —  tres  alodiarü  tenuerunt  de  rege  et  potuerunt 
ire  quilibet;  f.  31  B.  2  Sp.  et  10  hidas  tenebant  alodiarü  villae,  qui 
cum  suis  terris,  quo  volebant,  recedere  potuerunt;  f.  59  A.  2  Sp.  Edricus 
tenuit  in  alodium  de  rege  et  potuit  ire  quo  voluit  —  u.  so  noch  öfters. 
Nur  eine  scheinbare  Abweichung  kommt  vor:  DD.  I  f.  52  B.  1  Sp. :  has 
hidas  tenuerunt  7  alodiarü  de  episcopo  nee  potuerunt  recedere  alio 
(vel  ab  illo).  Die  Erklärung  wird  sich  einfach  aus  dem  N.  2  erwähn- 
ten Fall  ergeben:  es  haben  eben  Personen,  welche  sonst  allodiarii  sind, 
außerdem  vom  Bischof  unveräußerliches  Land,  entweder  Lehen  oder 
Land  von  sochemanni  zweiter  Klasse,  das  vielleicht  durch  Erbgang  an 
sie  gefallen  sein  mag,  am  wahrscheinlichsten  aber  eine  kirchliche 
Prekarie  wie  unten  auf  dieser  Seite  N.  6  ist.  Man  darf  deshalb  diese 
Stelle  nicht  mit  Vinogradoff,  English  society  S.  411  N.  6  gegen  die  sonst 
durchgängige  Veräußerungsfreiheit  der  alodiarü  anfuhren.  —  *)  Für 
den  König  als  Verleiher  die  Belege  S.  126  N.  1.  Für  andere  z.  B.  DD. 
If. 26  A.  2  Sp. :  Godwinus  cömes  tenuit  et  de  eo  7  alodiarü.  —  5)  DD.  II S.  314 
omnes  commenditi  —  de  87acris.  — 6)  DD.  I  f.  66  A 1  Sp.Poterne:  nachdem 
•die  terra  dominica  und  der  Besitz  der  villani  und  bordarü  geschildert 
ist,  folgt:  de  eadem  terra  hujus  manerü  tenent  2  angü  6  hidas  et  unam 
virgatam  terrae  —  unus  ex  eis  est  miles  jussu  regis  et  nepos  fuit  H'er- 
tnanni  episcopi;  et  Alwardus  tenet  3  hidas,  quasWewardus  abbas  tempore 
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Sochemanni  werden  gelegentlich  im  Gegensatz  und  dann 
unterhalb  -der  taini  genannt 1).  Dann  wird  aber  unmittelbar 
von  taini  sochemanni  geredet 2),  was  freilich  voraussetzt,  daß 
es  auch  taini  gibt,  die  nicht  zu  den  sochemanni  zählen; 
das  können  dann  nach  dem  vorigen  nur  die  taini  regis, 
welche  milites  sind,  sein.  Der  Besitz  der  taini  ist  regel- 
mäßig alodium3)  und  sie  haben  gewöhnlich  deshalb  die 
Veräußerungsfreiheit4);  einigemal  freilich  wird  auch  davon 
geredet,  daß  ihnen  die  Veräußerungsfreiheit  fehlt.5)  Einmal 
heißt  das  Land  der  taini  unmittelbar  bokland,  wie  in  den 
Rechtsquellen  der  gleichen  Zeit  gelegentlich  das  alodium.6) 
Ein  andermal  wird  vom  König  ein  tainus  unter  die  Herrschaft 
eines  andern  Herrn  gewiesen.7)  —  Nimmt  man  alles  zu- 
sammen, so  gibt  es  eine  breite  Schicht  von  taini,  die  nicht 
taini  regis  und  deshalb  nicht  milites  sind.  Sie  treffen  mit 
den  sochemanni  im  weitern  Sinn  zusammen,  werden  aber 
gewöhnlich  als  Leute  mit  alodium  oder  Veräußerungsfreiheit 


regis  Edwardi  ab  episcopo  H.  emit  in  vita  sua  tantum,  ut  postea  redi- 
rent  ad  firmam  episcopi,  quia  de  dominio  episcopi  erant.  Hi  taini 
habent  4  carucas  ibi.  Also  von  den  dreien,  die  alle  taini,  ist  nur  einer 
miles.  I  f.  72  A  2  Sp.  in  Watedene  tenent  2  milites  —  tempore  regia 
Edwardi  tenebant  4  taini,  qui  poterant  ire,  quo  volebant;  I  f.  304  B. 
1  Sp.  de  ista  terra  habent  milites  archiepiscopi  52  carrucatas  ...  de  ipsa 
terra  habet  1  teinus  5  carrucacas  et  1  bovatam,  ubi  habet  2  sochos  et 
6  villanos  et  18  bordarios.  —  Die  Identität  von  tainus  regis  und  miles 
regis  in  DD.  I  f.  56  B.  1  Sp.  tainus  vel  miles  regis  dominicus  moriens 
pro  relevamento  dimittebat  regi  omnia  arma  sua  et  equum  unum  cum 
Bella,  alium  sine  sella. 

!)  DD.  I  f.  304  B.  1  Sp.  (vorige  Note).  —  2)  DD.  I  f.  337  B.  2  Sp. 
toftes  sochorum  teignorum;  da  in  Grantham  nicht  von  taini  die  Rede  ist, 
so  kann  nur  übersetzt  werden :  taini,  welche  sochemanni  sind  (a.  M.  Mait- 
land,  Domesdaybook  and  beyond  S.  213  N.  9) ;  f.  249  treten  die  taini  massen- 
haft, wie  sonst  sochemanni  auf.  —  3)  DD.  I  f.  22  A.  1  Sp.  hanc  terram  tenue- 
runt  6  teigni  sicut  alodium;  I  f.  39  B.  1  Sp.  octo  liberi  homines  tenuerunt 
in  alodium  de  rege  Edwardo,  die  nachher  als  taini  bezeichnet  werden. 

—  *)  DD.  I  f.  35  A.  2.  Sp.;  f.  59  B.  2.  Sp.;  f.  135  A.  1.  Sp.;  f.  138  A. 
1.  Sp.;  IV  S.  42—47.  —  »)  DD.  I  f.  41  A.  2.  Sp.  duo  teigni  tenuerunt  de 
episcopo  et  non  potuerunt  ire  quilibet.  DD.  IV  S.  91.  11  hidis,  quas 
tenuerunt  15  tagni,  qui  non  poterant  separari  a  prescripta  mansione. 

—  •)  DD.  IV  S.  126;  das  alodium  wird  als  bokland  in  Inst.  Canuti  II 
15.  lb  (Liebermann  S.  612)  bezeichnet.  —  7)  DD.  I  f.  362  B.  2  Sp.  ibi  fuit 
tainus,  quem  dedit  Merlosven  rex  Edwardus. 
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gedacht,  und  deshalb  werden  sie  auch  wieder  den  soche- 
manni  entgegengesetzt,  wie  sonst  oft  die  liberi  über  den 
sochemanni  (zweiter  Klasse)  stehen. 

Als  liber  hominus  wird  auch  der  radkniht,  also  der 
Knappe,  behandelt.  Aber  das  einemal,  wo  über  seine  Be- 
sitzverhältnisse gesprochen  wird,  wird  ihm  die  Yeräußerungs- 
freiheit  abgesprochen ') ;  anderemal  aber  ist  er  durch  den 
Dienst  als  Reiter,  dann  auch  wegen  der  Bestellung  der  Acker, 
die  er  dem  Herrn  zu  leisten  hat,  unmittelbar  mit  der  Grundherr- 
schaft verbunden,  und  kann  es  sich  nicht  nur  um  eine  öffentlich- 
rechtliche Beziehung  handeln.2)  Wiederholt  stehen  die  „Reit- 
knechte" deshalb  im  Gegensatz  zu  den  taini,  die  hier  durch- 
weg als  liberi,  d.  h.  als  Leute  mit  Yeräußerungsfreiheit  gedacht 
sind.3)  Dann  sind  die  „Reitknechte"  (radknihtes,  radmanni) 
notwendig  wieder  die  zweite  Klasse  der  sochemanni.4) 

Auf  ähnliche  höhere  Dienstleistungen,  wie  sie  dem 
radchnicht  obliegen,  geht  später  auch  die  Funktion  des 
dreng.5)  Im  Domesdaybuch  stehen  sie  gelegentlich  über  den 
villani  wie  sonst  die  sochemanni,  aber  doch  unterschieden 
von  taini6),  und  deshalb  darf  man  sie  wiederum  als  soche- 
manni zweiter  Klasse  betrachten.  —  Das  gleiche  gilt  dann  wohl 


*)  DD.  I  f.  163  A.  1  Sp.  ibi  19  liberi  boinines  Radchenist  habentes  48 
carrucas  cum  suishominibus;  f.  163  B.  stehen  sie  durchweg  über  den  villani. 
—  DD.  I  f.  164  B.  2  Sp. :  ad  manerium  pertinent  6  radchenistas  habentes  8 
hidas  et  8  carrucas;  non  poterant  a  manerio  separari.  —  2)  DD.  I  f.  166  A. 
2  Sp.  de  terra  huius  manerii  tenebant  radknehtes  id  est  liberi  hominea 
t.  r.  E.  qui  tarnen  omnes  ad  opus  domini  arabant  et  herciabant  et  falcabant 
et  mesebant;  I  f.  174  B.  2Sp.  ipsi  radmans  secabant  una  die  in  anno  in 
pratis  domni  et  omne  servitium,  quod  eis  iubebatur  faciebant.  Es  mag 
hier   sofort  die  spätere  Definition  bei  Bracton,   De  legibus  (ed.  Twiss) 

1  S.  280  angeschlossen  werden :  per  servitium  equitandi  cum  domino 
suo  vel  domina,  qui  proprie  dicuntur  rodknihtes.  —  8)  DD.  I  f.  163  B. 

2  Sp.,  f.  167  A.  2Sp.,  f.  172  A.  2  Sp.  werden  nebeneinander  teini  und 
radchnihtes  genannt;  f.  256  A.  1  Sp.  sex  teini  tenuerunt  pro  6  maneriis  et 
erant  liberi;  quisque  habebat  virgatam  terrae  et  geldabat;  modo  sunt 
ibi  7  radmans  cum  3  carrucis.  —  *)  Ich  halte  es  für  halb  unrichtig, 
wenn  Pollock  and  Maitland,  Hist.  I  S.  269  die  radknihtes  als  ser- 
vientesbehandelt  und  von  den  sochemanni  unterscheidet. — 8)  DD.  IV  S.  580. 
582  drengus  pascit  canem  et  equum,  quantum  ad  duas  partes,  drengus 
pertinet  et  vadit  in  magna  caza  et  vadit  in  legationem.  —  •)  DD.  I 
f.  269  B.  2  Sp.,  f.  270  A.  1  Sp.;  dazu  VinogradoflP,  Society  S.  64 f. 
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für  die  gelegentlich  erwähnten  censarii,  welche  mehr  als 
villani  sind1),  aber  auch  von  den  sochemanni  sich  ab- 
heben.2) —  Unsicher  ist,  wo  der  einmal  genannte  über 
homo  farmannus  unterzubringen  ist. a)  —  Dagegen  sind  wieder 
mit  der  höheren  Schicht,  also  mit  den  taini  die  lagemanni 
identisch,  welche  schon  nach  dem,  was  das  Domesdaybuch 
an  die  Hand  gibt,  unmöglich  etwas  mit  dem  nordischen  Ge- 
setzsprecher zu  tun  haben.4) 

ß)  An  die  Angaben  des  Domesdaybuchs,  jenes  wichtigsten 
Zeugnisses  für  die  letzte  angelsächsische  und  die  erste  nor- 
mannische Zeit,  reiht  sich  am  besten  zunächst  das  an,  was 
die  späteren  englischen  Quellen  zur  Vervollständigung  des 
Bildes  bringen.  In  ihnen  wird  der  sochemannus  hinter  den 
baro  gesetzt5),  genau  so  wie  in  einer  früheren  schottischen 
Quelle,  die  ja  auf  das  anglische  Recht  zurückgeht,  der  tanus 
hinter  dem  baro  steht.*)  Andere  schottische  Nachrichten 
zeigen  aber  noch  genauer,  wie  das  gemeint  ist ;  denn  in  ihnen 
folgt  der  thanus  sogar  noch  hinter  dem  miles,  und  ist  dann 
mit  den  bloßen  libere  tenentes  identisch.7)     Genau  auf  das- 

>)  Die  Belege  bei  Ellis  a. a.  0. 1 S:  88.  —  »)  DD. I  f.  340  A.  2  Sp.  6  villani 
et  2  sochemanni  et  1  censores  (?).  —  *)  DD.  II  S.  387.  Es  konnte  ein  fara- 
xnannus  im  Sinne  des  langobardischen,  bayrischen,  burgundischen  Rechtes 
sein;  vielleicht  ist  aber  an  den  Pflugführer  gedacht.  —  *)  DD.  I  f.  370 
B.  2  Sp.  kommt  Sortebrandus  als  tainus  vor,  der  I  f.  336  A.  1  Sp.  als 
lagemann  erscheint.  I  f.  336  A.  1  Sp.  werden  dann  die  lagemanni,  von 
denen  in  Linkoln  12  existiren,  als  habentes  sacam  et  socam  definiert ; 
I  f.  336  B.  2  Sp.,  wo  es  für  Stamford  heißt  „erant  12  lagemanni,  qui 
habebant  infra  domos  suas  sacam  et  socam"  bewahrt  vor  dem  Irrtum, 
daß  es  sich  mit  jenem  habentes  sacam  et  socam  um  Urteilsfindung  in 
dem  öffentlichen  Gericht  handelt.  Die  Zahl  der  lagemanni  beträgt  an 
beiden  Orten  12.  Dabei  ist  es  charakteristisch,  daß  in  Linkoln  der  cam- 
pus  in  12  carrucatae  zerfällt  (DD.  I  f.  386  A.  2  Sp,).  So  liegt  die  Ver- 
mutung nahe,  daß  die  lagemanni  die  12  Inhaber  der  12  carrucae  sind, 
aus  denen  Linkoln  besteht,  das  dann  oben  eine  aus  12  Hiden  be- 
stehende Kleinhundertschaft  (oben  S.  56,  70)  des  Nordens  war.  —  DD.  I 
f.  189  A.  Sp.  1  spricht  von  der  harieta  lagemannorum.  —  Vinogradoff, 
Society  S.  5  geht  noch  immer  von  dem  unmöglichen  Zusammenhang 
mit  dem  nordischen  Gesetzsprecher  aus.  —  •)  Leis  Wilhelm  16 
queous  —  barun  —  socheman.  •)  assissia  Wilhelmi  regis  (1165  bis 

1214)  c.  20:  hec  est  assissia  — ,  quam  episcopi,  barones  et  thani  et 
tota  communitas  tenere  firmiter  iuraverunt  (The  acts  of  the  parlia- 
ment  of  Scotland  I  S.  55).  —  *)  Statuta  regis  Alexandri  c.  2  1220  (Acts 
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selbe  geht  es,  wenn  gleichzeitige  Quellen  in  England  soche- 
raannus  und  miles  unterscheiden  und  die  sochemanni  deshalb 
nicht  den  Kriegsdienst  des  Panzerreiters  oder  das  diesen 
Dienst  ablösende  scutagium  leisten;  so  kann  der  sochemannus 
auch  nicht  den  Besitz  von  5  (4)  hiden  haben,  der  in  der 
normannischen  Zeit  zum  Dienst  als  miles  verpflichtet.1) 

Damit  hängt  dann  ein  sehr  wichtiger  Unterschied  im 
Unterwerfungsvertrag  zusammen.  Während  die  milites  ihrem 
Herrn  jederzeit  homagium  leisten  und  dadurch  in  die  per- 
sönliche Abhängigkeit  von  Vasallen  treten,  schwören  die  soche- 
manni nur  fidelitas,  und  es  ist  eine  lediglich  lokale  Gewohn- 
heit, die  aber  eine  beginnende  Überführung  der  höheren  soche- 
manni in  den  Stand  der  Vasallen  oder  servientes  bedeutet, 
wenn  ihnen  sogar  homagium  obliegt2);  offenbar  weist  bereits 
die  commendatio  der  veräußerungsbefugten  Freien  in  den 
Einträgen  des  Domesdaybuchs  für  die  ostenglischen  Graf- 
schaften auf  diesen  Umschwung  hin.9)  Der  Ausgangspunkt 
aber  ist,  daß  der  sochemannus  nur  fidelitas  leistet. 

In  den  Quellen  bis  herein  in  das  13.  Jahrhundert  wird  noch 
ein  sokagium  liberum  von  socagium  villanum  unterschieden.4) 
Jenes  ist  liberum  tenementum  und  kann  vom  Inhaber  frei 
veräußert  werden5),  und  deshalb  hat  der  Berechtigte  die  Be- 

oft  he  pari,  of  Scotland  I S.  68)  de  terris  episcoporum,  abbatum,  baronum, 
militum,  et  thanorum  verglichen  mit  assisse  regis  Wilhelmi  c.  19  (ebenda  I 
S.  55)  barones  et  milites  et  libere  tenentes  et  senescalli  episcoporum  et 
abbatum  et  comitum. 

x)  Glanvilla  VII  9  §  2  sokemannus  )  miles  vel  per  feodum  mili- 
tare  tenens;  ebenso  XIII  11.  7;  Magna  charta  §  37  (Stubbs,  Sei. 
Charters5  S.  301);  Bracton  note  book  ed.  Maitland  Nr.  752.  795; 
Bracton,  De  legibus  (ed.  Twiss)  I  S.  292.  —  Über  das  4  oder  5  Hiden- 
maß  für  das  feodum  militis  Kemble,  The  Saxons  I  S.  493  f;  Vinogra- 
doff,  English  society  in  the  eleventh  Century  8. 55ff.  —  *)  Bracton,  De 
legibus  1  S.  270  fieri  enim  poterit  donatio  pro  homagio  et  servitio 
proprie  de  feudo  militari;  improprie  vero  fit  homagium  de  sokagio, 
cum  inde  fieri  deberet  tantum  fidelitas;  III  S.  364.  item  liberorum 
(tenementorum)  aliud  tenetur  libere.  pro  homagio  et  servitio  militari, 
aliud  in  libero  sokagio  cum  fidelitate  tantum  vel  cum  fidelitate  et 
homagio  secundum  quosdam ;  ebenso  I  S.  616  oben.  Ein  Beleg  der 
partikularen  Verwendung  von  homagium  in  Bractons  note  book  N.  1076. 
—  »)Ob.S.124f.  -  «)  Bracton,  De  legibus  IS.  28,111  S.  378.  —  •)  Bracton, 
De  legibus  I  S.208  villanus  sokemannus  non  habet  potestatem  transferendi, 
cum  liberum  tenementum  non  habeat,  sed  dominus;  Bracton  in  S.  364 
Zeitschrift  ftlr  Rechtsgeschichte.  XXXII.  Germ.  Abt.  9 
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fugnis,  die  Sache  im  Prozeß  als  Eigentümer  zu  vertreten.1) 
Damit  steht  ein  solcher  liber  sochemannus  nicht  wie  derjenige, 
der  ein  tenementum  militis  erworben  hat.  Denn  da  im 
letztern  Fall  die  „donatio"  immer  so  erfolgt,  daß  der  Er- 
werber homagium  an  den  Veräußerer  leistet,  also  Afterver- 
lehnung  vorliegt2),  so  ist  der  Oberherr  durch  das  ihm  direkt 
oder  indirekt  geleistete  homagium  verpflichtet,  für  den  be- 
klagten Erwerber  in  den  Prozeß  einzutreten.3)  Der  Herr  des 
sochemannus  mit  Veräußerungsrecht,  der  nur  juramentum 
fidelitatis  empfängt,  ist  dazu  nicht  verpflichtet,  und  so  muß 
sich  der  beklagte  sochemannus  vollständig  aus  eigenem  Recht 
verteidigen:  d.  h.  er  ist  eben  wahrer  Eigentümer,  nicht  bloßer 
Inhaber  eines  Lehens,  ganz  dem  entsprechend,  daß  in  dem 
Domesdaybuch  der  veräußerungsbefugte  sochemannus  mit 
dem  alodiarius  zusammentrifft.  Die  Form  aber,  in  welcher 
das  sokagium  liberum  veräußert  wird,  ist  die  bei  jedem 
tenementum  liberum  gebräuchliche,  nämlich  die  Übertragung 
durch  Urkunde4);  d.  h.  das  Eigentum  des  liber  sokemannus 
ist  Buchland.  —  Demgegenüber  unterscheidet  Bracton,  frei- 
lich nur  mehr  auf  den  Gütern,  die  zu  Beginn  der  normannischen 
Zeit  königliche  Domäne  waren  oder  noch  sind5),  die  villani 

oben  S.  129  N.2.  Noch  im  14.  Jahrhundert  Yearbooks  of  Edward  II  (Seiden 
soc.  XVII)  I  S.  92  une  aultre  est,  qu'est  fraunch  sokeman  ou  il  tenent  par 
certein  Services  et  pount  aliener  les  tenementz  sans  la  volonte  le 
seignour  et  par  la  court  le  peti  bref  de  dreit. 

*)  Dem  klagenden  villanus  steht  bei  der  querela  nove  dissaizine 
die  exceptio  villenagii  zu  (Bracton,  De  legibus  III  S.  46  f.),  während  der 
sokemannus  liber  das  Recht  zu  dieser  Klage  hat  (Bracton,  De  legibus 
III  S.  304  f.).  —  l)  Für  hier,  genügt  Gundermann,  Englisches  Privatrecht 
S.  193 ff.;  auch  Pollock  and  Maitland  II  S.  82;  freilich  ist  regelmäßig  die 
Natur  der  englischen  Lehensveräußerung  als  einer  formellen  Afterbeleh- 
nung  nicht  klar  erfaßt  worden.  —  3)  Bracton,  De  legibus  I  S.  620  homa- 
gium est  juris  vinculum,  quo  quis  tenetur  et  astringitur  ad  warrantizan- 
dum,  defendendum  et  acquietandum  tenentem  suum  in  seisina  sua  versus 
omnes;  über  die  Form  der  Gewährschaft  Gundermann  a.  a.  0.  S.  450  ff. 
—  *)  Rotuli  hundred orum  II  S.508  2.Sp.;  S.608  ff.  Öfters  werden  hier  die 
liberi  sokemanni  und  die  bondi  (villani)  sokemanni  der  königlichen  Domä- 
nen unterschieden,  die  beide  noch  über  den  sonstigen  villani  stehen.  II S.  597 
(cf.  Vinogradoff,  Villainage  in  England  S.452)  wird  nun  gefragt  „si  aliquis 
liber  sokemannus  de  antiquo  dominio  alii  sokemanno  vendiderit  vel  alio 
modo  aliehavit  aliquid  tenendi  libere per chartam".  — 8)  Vinogradoff,  Villai- 
nage in  England  S.  89  f. 
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sokemaimi.  Sie  sind  von  dem  gewöhnlichen  villani  noch 
immer  dadurch  vollständig  verschieden,  daß  sie  ein  festes 
Besitzrecht  haben,  aber  es  fehlt  ihnen  das  Eigentum  und 
deshalb  die  Veräußerungsmacht.1)  Wollen  sie  doch  über- 
tragen, so  müssen  sie  vor  dem  Herrn  mit  virga  verzichten 
und  dieser  gibt  weiter.2)  Ebenso  fehlt  ihnen  die  Fähigkeit, 
ihr  Recht  im  öffentlichen  Gericht  geltend  zu  machen.3)  Hier 
hat  dann  freilich  eine  hofrechtliche  Entwickelung  eingesetzt: 
der  König  hat  für  die  sokemanni  seiner  Domäne  einen  be- 
sondern Schutz  durch  das  an  den  Richter  der  Domäne  adres- 
sierte geschlossene  breve  de  recto  (breve  de  recto  parvum,  clau- 
suni) geschaffen  4)  und  dieses  bequeme  Rechtsmittel  ist  offenbar 
auch  auf  die  reichsunmittelbaren  liberi  sokemanni  angewendet 
worden,  welche  allmählich  den  königlichen  Domänen  zugerech- 
net werden. 5)  —  Eine  weitere  Differenzierung  der  spätem  Zeit 
knüpft  dann  daran  an,  daß  allmählich  schon  die  villani,  welche 
nur  mehr  bestimmte  servicia  zu  leisten  haben,  als  liberi  soke- 
manni bezeichnet  werden;  umgekehrt  aber  scheinen  allmählich 
die  alten  liberi  sokemanni,  die  ja  schon  im  11.  Jahrhundert 
vielfach  homagium  leisten,  in  den  Kreis  der  Vasallen  (milites), 
namentlich  aber  auch  der  servientes  aufgenommen  zu  sein, 
mit  denen  sie  die  Stellung  eines  Pferdes  gemeinsam  haben.6) 


J)  Bracton  III  S.  306  quia  talis  sokmannus  (sokmannus  villanus) 
liberum  tenementum  non  habet,  quia  tenet  alieno  nomine;  III S.  380  dare 
autem  non  possunt  tenementa  sua  nee  ex  causa  donationis  ad  alios  trans- 
ferre.  —  2)  Vinogradoff,  Villainage  S.  113  N.  1,  S.  185  N.  5,  S.  198  N.  1 ;  Brit- 
ton (ed.  Nichols)  III 2  §  12  yilenage  est  tenement  de  demeynes  de  ches- 
eun  segnur,  baille  a  tenir  a  sa  volente  par  vileins  service  de  enprouwer 
al  oes  le  seignur  et  livere  par  verge  et  nient  par  title  de  escrit 
ne  par  succesion  de  beritage.  —  »)  S.  130  N.  1.  —  *)  Britton  III  2 
§  11.  —  5)  Die  Stelle  aus  den  Yearbooks  of  Edward  II  in  S.  129  f.  N.  5. 
—  *)  Sehr  klar  die  Unterscheidung  in  dem  liber  ecclesiae  Christi 
von  Canterbury  (Elton,  The  tenures  of  Kent  1867  S.  105 f.):  milites 
sive  liberi  tenentes  debent  esse  in  custodia  usque  ad  unum  ae 
vicesimum  annum ,  homagium  facere,  relevare,  maritare,  dotare  de 
tertio,  primogenitum  succedere  in  totum,  socagium  prestare.  Gavelkindi 
debent  feoditatem  facere,  esse  in  nutritura  propinquioris  consanguinei 
usque  ad  15  annum,  recognitionem  domino  pro  terra  facere,  dotare  de 
medio:  omnes  partieipabunt.  Liberi  sokemanni  possunt  dare,  vendere 
libera  sokemanria  sed  ad  voluntatem  domini,  non  alienare,  facere  certa 
servitia;  antenatus  succedet  in  totum;  averium  masculinum  non  yen- 

9* 
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Geht  man  in  die  ältere  angelsächsische  Zeit  zurück,  so 
fehlt  es  hier  an  einem  Beleg  für  die  Bezeichnung  sokemann. 
Dagegen  tritt  das  breit  auf,  was  im  11,  Jahrhundert  sich 
als  gleichbedeutend  mit  sokemann  erwiesen  hat,  nämlich  der 
|>egn.  Das  Verständnis  des  Begriffes  hat  man  dadurch 
sehr  erschwert,  daß  man  den  pegn  einem  Vasallen  des  Fest- 
lands gleichstellte.  In  Wahrheit  ist  nun  der  |>egn  durchweg 
Eigentümer,  und  zwar  wird  sein  Eigentum  (alodium)  durch 
Urkunde  übertragen1);  von  irgendwelchen  Lehen,  welche 
die  pegnas  empfangen  haben  sollten,  ist  niemals  die 
Bede.  Die  pegnas  sind  mit  den  twelfhyndemen  identisch,* 
was  in  dem  schottischen,  also  dem  nordanglischen  Recht 
bis  in  das  dreizehnte  Jahrhundert  bezeugt  ist,  und  stehen 
deshalb  nicht  nur  über  den  ceorlas,  denen  gegenüber 
sie  das  6 fache  Wergeid  haben2),  sondern  sie  sind  auch  vor- 
nehmer als  die  gesidas  (comites  in  diesem  Sinn) 3),  die  ihrer- 
seits über   den  ceorlas  stehen.4)     Anderemal    sind   wirklich 


dere;  non  filiam  maritare  nisi  det  7  solidos,  filum  omnino  clericum 
facere.  Diese  Stelle  bezeugt,  daß  als  socagium  hier  nur  das  socagium 
zweiten  Grades  gefaßt  wird,  während  die  veräußerungsberechtigten 
sokemanni  mit  den  milites  zusammengeworfen  sind;  ebenso  Rotuli 
hundredorum  II  S.  509  Sp.  1  unt.  Bracton,  notebook  1281  zeigt,  wie 
fließend  der  Unterschied  zwischen  socagium  und  magna  serganteria 
ist,  welch  letztere  zur  Gestellung  eines  Pferdes  verpflichtet.  Zum 
ganzen  ausgezeichnet  Vinogradoff,  Villainage  S.  113  ff.  196  ff. 

l)  Eadgar  II 1  §  2  gyf  hwa  ponne.  pegna  sy,  pe  on  his  boclande  (= 
alodium  in  quadripartitus  und  consiliatio  Cnuti:  Liebermann  S.  295) 
cyrican  haebbe;  Rectitudines  §  1  pegnlagu  is,  paet  he  sy  bocrihtes 
wyrde.  —  *)  Aelfred  31  mit  Inst.  Canuti ,  wo  twelf  hynde  =  überaus  = 
pegn;  ebenso  Aelfred  39  mit  Inst.  Canuti.  —  In  Schottland  hat  der 
thanus  ein  Wergeid  von  100  Kühen  =  600  normannische  solidi,  also 
=  1200  angelsächsische  solidi;  der  rusticus  (carl)  eines  von  16  Kühen 
(regiam  maiest.  IV  55  mit  54;  leges  inter  Brettos  et  Scotos  [Acts  of  the 
parliaments  of  Scotland  I  S.  276.  299] ;  der  normannische  solidus  wird 
hier  auf  */»  ora  gerechnet,  was  zwar  noch  nicht  der  Relation  in  den  angel- 
sächsischen Quellen  (Liebermann,  Index  s.  v.  ora)  entspricht,  wohl  aber 
zwischen  der  in  DD.  I  f.  1. 39  B.  172  B,  wo  ore  bereits  6/s  sol.  und  der  in  den 
nordischen  Quellen,  wo  der  ertug  Schilling,  also  der  ora  =  3  Schilling 
ist,  liegt;  mit  Unrecht  betrachtet  deshalb  Robertson,  Scotland  under  her 
early  kings  I S. 287  regiam  maiestatem  IV  54  für  jünger.  —  •)  Aepelstan  III 
pr.  omnes  Centescyre  thaini,  comites  et  villani.  Eadmund  DJ  7  §  2  preposi- 
tus  vel  tainus,  comes  vel  villanus. —  *)  Belege  bei  R".  Schmid  s.  v.  gesid. 
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zwischen  den  twelfhyndemen  und  den  ceorlas  die  sixhynde- 
men  eingeschoben1),  die  man  dann  mit  den  gesidas  im 
angegebenen  Sinn  identifizieren  muß.  Eine  spätere  norman- 
nische Notiz  aber  setzt  dem  sixhynde  den  radkniht,  also  den 
sokmann,  der  kein  Veräußerungsrecht  hat,  gleich.2)  Eine 
letzte  Nachricht  zeigt  endlich,  daß  die  Schicht,  welche  emem 
|>egn  unmittelbar  im  Rang  folgt,  dessen  geneatas  sind,  die 
als  Bauern  gefaßt  werden,  aber  für  die  Herren  reiten  (rad- 
knihtas).  Dem  Sprachsinn  nach  ist  geneat  und  gesid  offenbar 
identisch. 3)  So  müssen  die  gesidas  oder  geneatas  diese  sixhynde- 
men  oder  die  sokmen  zweiten  Grades  oder  die  radknihtas  sein. 
Der  Stand  der  pegnas  ist,  wie  er  auf  Grundeigentum  beruht, 
ein  Geburtsstand.4)  —  Aus  den  pegnas  hebt  sich  dann  aber 
ein  engerei  Kreis  hervor,  nämlich  der  cyninges  pegn.  Zu 
Anfang  des  11.  Jahrhunderts  trennt  man  nämlich  zwischen 
cyninges  pegnas  und  solchen,  welche  ein  geringeres  Vermögen 
haben;  es  muß  also  der  Rang  als  cyninges  pegn  von  einem 
größern  Vermögen  abhängig  sein.5)  In  der  Tat  wird  wieder- 
holt der  Komplex  von  5  Hiden  genannt,  also  derselbe  Besitz, 
der  in  der  frühnormannischen  Zeit  dem  feodum  militis  ent- 
spricht. Ist  der  Eigentümer  ein  Welscher,  so  macht  ihn  dieser 
Besitz  nur  zum  sexhyndemann ;  ist  er  dagegen  ein  germanischer 
ceorl,  wird  so  er  dadurch  schon  ohne  irgendwelches  ererbte 
Recht  twelfhyndemann  oder  cyninges  pegn  und  erlangt  einen 
Platz  in  der  königlichen  Halle  (also  etwa  Hofrang).6)    Alles 


*)  Belege  bei  R.  Schmid  s.  v.  sixhynde.  —  2)  Aelfred  39  mit  Inst. 
Canuti.  —  s)  Rect.  2  geneat.  hinter  pegn;  wie  hier  schon  K.  Maurer  in 
Krit.  Überschau  II  S.  406  ff.  —  *)  Das  ist  von  R.  Schmid  s.  v.  pegn  über- 
zeugend gegenüber  K.  Maurer  in  Krit.  Überschau  II  8.  408  ff.  nach- 
gewiesen. —  »)  Cnut.  II  71  §  5  mit  71  §  3.  —  8)  Der  Welsche  mit  5  Hiden 
sixhynde :  Ine  24  §  2.  —  Nordl.  1.  9  zeigt,  daß  der  Besitz  von  5  Hiden 
den  ceorl  zum  Mann  mit  2000  Tremissen  Wergeid  macht,  also  ein  Wer- 
geid von  600  fränkischen  oder  von  1200  angelsächsischen  solidi  gibt, 
und  so  zum  twelfhyndemann  erhebt;  er  hat  also  (Mirena  laga  1  §  1) 
das  Wergeid  des  pegn.  Nur  der  Besitz  von  5  Hiden  genügt,  noch 
nicht  der  bloße  Besitz  von  Helm,  Brünne  und  einem  vergoldeten  Schwert 
(Nordl.  1.  10),  wie  das  etwa  der  huskarl  des  Königs  hat;  daraus 
muß  geschlossen  werden,  daß  jeder  Besitzer  von  5  Hiden  selbstver- 
ständlich als  Besitzer  dieser  Waffen,  also  als  Panzerreiter  gedacht  ist, 
aber  noch  nicht  jeder  Panzerreiter  (huskarl)  ist  pegn  und  twelfhynde- 
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zusammen  ergibt,  daß  in  irgendeiner  Periode  der  angelsächsi- 
schen Geschichte,  vielleicht  seit  den  Einfällen  der  Skandinavier, 
alle  Leute  mit  einem  Besitz  über  5  Hiden,  ohne  Rücksicht  auf 
ihren  Geburtsland,  zum  Panzerreiterdienst  herangezogen 
worden  sind  und  deshalb  nun  als  Krieger  des  Königs  betrachtet 
werden.  Als  Belohnung  wird  einem  solchen  cyninges  ]>egn 
jedenfalls  zu  Ende  der  angelsächsischen  Zeit  die  soca  über 
seinen  Besitz  gegeben.1)  Der  Besitz  der  5  Hiden  begründet  aber 
nur  persönliche  Rechte  und  Pflichten  des  königlichen  pegn; 
irgendwelches  erbliche  Recht  wird  dadurch  noch  nicht  er- 
worben. Erst  wenn  3  Generationen  die  5  Hiden  besessen  haben, 
dann  wird  ein  Stamm,  der  zunächst  nur  zu  den  ceorlas  ge- 
rechnet wird,  dauernd  zu  einem  gesidcund  cynn  erhöht.2) 
Also  noch  immer  wird  daran  festgehalten,  daß  die  höhere 
ständische  Stufe  über  den  ceorlas  auf  Geburtsrecht  gegründet 
ist;  aber  es  ist  jetzt  möglich,  daß  man  durch  den  Dienst  als 
königlicherPanzerreiter,  oder  als  Geistlicher  oder  Kaufmann 3) 
persönlich  in  den  gleichen  Rang  hinaufsteigt.  —  Der  König 
bezeichnet  seine  Gefolgsleute  als  seine  geneatas,  und  so 
wird  er  zu  seinen  pegnas  im  gleichen  Verhältnis-  gedacht4), 
in  welchem  die  pegnas  zu  den  von  ihnen  abhängigen  gesidas 
oder  geneatas  stehen.  —  Nebenher  läuft  freilich  noch  eine 
andere  Terminologie,  welche  auf  den  ersten  Blick  das  Bisherige 
über  den  Haufen  zu  werfen  droht.  Es  werden  nämlich  sehr 
früh  die  nobiles  überhaupt  einfach  als  gesidas  aufgeführt,  oder 
es  wird  der  gesidcundmann  als  höhere  Klasse  über  die  ceorlas 


mann.  Gepyncdo  2,  3  zeigt  ebenfalls,  daß  mit  5  Hiden  eine  Rang- 
erhöhung eintritt  und  zwar  hat  ein  solcher  Besitzer  auch  sundernot  on 
cynges  halle  —  Hofrang  und  nicht  Hofamt  (so  Liebermann);  er  wird 
also  £egn  des  Königs. 

*)  Cnut  II  71  §  3.  —  8)  Nordl.  11.  —  8)  Gef>yncdo  6.  —  *)  Ine 
19  der  cyniges  geneat  wird  regelmäßig  als  twelfhyndemann  gedacht; 
daß  er  es  anscheinend  nicht  immer  ist,  mag  davon  herrühren,  daß  zunächst 
der  Eintritt  in  das  königliche  Gefolge  noch  keine  Veränderung  des 
landrechtlichen  Wergeides  ergeben  haben  könnte  und  deshalb  der  geneat 
nur  dann  twelfhyndemann  ist,  wenn  er  wie  gewöhnlich  zu  den  land- 
rechtlichen Jiegnas  zählt.  —  Unmittelbar  als  geneatskola  werden  die 
{>egnas  eines  Königs  bezeichnet  in  Juliana  V.  683 f.  (Grein -Wülkers 
Poesie-Bibl.  III  1  S.  137), 
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gesetzt *),  dann  aber  so  daß  selber  wieder  zwischen  gesidcund- 
man  lond  agende  und  unlandagende  geschieden  wird.2)  Solche 
gesidas  können  dann  nicht  gesidas  eines  Privaten,  sondern 
nur  solche  des  Königs  sein.  Hier  bleibt  keine  andere  Lösung, 
als  daß  schon  in  den  frühesten  Zeiten  —  denn  bereits  bei  Ine 
ist  die  Entwickelung  beendet  —  die  nobiles  in  eine  persön- 
liche Beziehung  zum  König  getreten  sein  müssen;  es  stimmt 
damit,  daß  bereits  in  dem  alten  Exodus  die  2000  Reiter, 
welche  den  egyptischen  König  umgeben  und  sich  vom  Fuß- 
volk abheben,  nicht  allenfalls  besitzlose  junge  Leute,  sondern 
die  Besitzer  von  Ethel  sind.3)  Es  wird  später  gezeigt  werden, 
daß  alle  pegnas  dem  König  einen  Eid  leisten.  De"r  Exodus  gibt 
weiter  an  die  Hand,  daß  sie  als  Verwandte  des  Königs  ange- 
sehenwerden und  diese  persönliche  Beziehung  zum  König  äußert 
sich  darin,  daß  alle  pegnas,  auch  diejenigen,  welche  nicht 
cyninges  pegnas  im  spätem  Sinn  sind,  dem  König  heregeat 
leisten.4)  Es  liegt  jenseits  des  Planes  dieser  Untersuchung, 
auf  dieses  Verhältnis  der  nobiles  zum  König  genauer  einzu- 
gehen, welches  zwischen  beiden  eine  Beziehung  begründet 
ähnlich  der  des  einzelnen  hlaford  zu  den  Gemeinfreien.  Aber 
immerhin  ist  das  schon  jetzt  sicher,  daß  diese  ganze  Auffassung 
aller  nobiles  als  gesidas  des  Königs  mit  der  späteren  Abgren- 
zung der  Panzerreiter  oder  in  diesem  Sinn  der  cyninges  pegnas 
nichts  zu  tun  hat,  sondern  auf  eine  ältere  Einbeziehung  aller 
pegnas  (nobiles)  unter  eine  persönliche  Abhängigkeit  von  dem 
König  hinausgeht.5)   Mit  dem  gesidcund  muß  dann  auch  der 

x)  Das  erste:  Gregor  dialogus  I  10  matrona  nobilis  wird  in  der 
Übersetzung  (Grein  -Wülker,  Prosa  -Bibl.  V)  S.  71  1.  29  mit  aedele 
jesidwif  gegeben.  So  noch  quadripartitus  (Liebermann  S.  25  u.  94): 
sydcundi  hominis  id  est  nobilis.  Hierher  dann  auch  das  sidcund 
in  Jtfordleoda  1.  11.  —  Das  zweite  in  Ine  51.  54.  63.  68.  —  2)  Ine 
45.51;  auf  das  gleiche  führt  es,  wenn  wiederholt  bei  Beda  (IV  22; 
V  4,  5)  der  comes  (=  gesid)  als  Grundeigentümer  gefaßt  wird.  Ine 
45,  wo  der  gesidcund  landagendo  35  sc.  borgbryce  hat,  ergibt  mit 
A elfred  40,  daß  der  gesidcundmann  landagende  =  twelfhyndemann 
ist  (Rhamm,  S.  763).  —  3)  Exodus  v.  186  on  paet  eade  riht  aedelum  deore 
(Grein-Wülker,  Poesie-Bibl.  II  S.  455).  —  *)  Das  erste  Exodus  v.  185  paet 
waeron  cyningas  and  cneowmägas.  Das  zweite  Cnut  II  71  §  2  mit  §  1, 
§  5  mit  §  4.  —  s)  Brunners  (RG.  II  S.  259 f.)  Annahme,  daß  die  gesidas 
die  älteste  Schicht  der  angelsächsischen  Gefolgschaft  darstellen,  ist 
also  nicht  zutreffend. 
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eorl  der  frühen  Quellen  zusammentreffen;  mit  dem  eorl  der 
jüngeren  Berichte,  der  dem  nordischen  iarl  entspricht,  hat  er 
nichts  zu  tun,  bedeutet  aber  bald  ebenso  den  Gegensatz  zum 
ceorl,  wie  sonst  der  |>egn ;  bald  scheint  er  nur  das  dreifache 
Wergeid  zu  haben,  wie  in  der  Schicht  des  gesidcundmann 
ja  auch  zwei  Klassen  unterschieden  werden.1) 

Alles  in  allem  genommen  aber  sind  also  auch  in  der  angel- 
sächsischen Zeitzwei  Schichten  erkenntlich,  die  über  den  gewöhn- 
lichen villani  (ceorlas)  stehen,  die  pegnas,  eorlas  (geneatas  oder 
gesidas  des  Königs  im  alten  Sinn)  und  die  gesidas,  geneatas 
dieser  pegnas.  Wie  ursprünglich  das  ist,  ergibt  sich  daraus, 
daß  die  angelsächsische  Wergeidsproportion  zwischen  dem 
nobilis,  der  twelf  hyndemann  ist,  und  dem  ceorl,  genau  geradeso 
im  Altsächsischen  wiederkehrt,  wo  der  nobilis  das  sechsfache 
Wergeid  des  liber  hat.  Der  pegn  ist  dann  der  Grundeigen- 
tümer, der  durch  Urkunde  übertragen  kann.  Es  muß  hier 
natürlich  von  der  Frage  nach  der  Entstehung  des  Buchlands  a) 
in  England  abgesehen  werden,  das  unmöglich  germanischen 
Ursprung  hat,  sondern  wie  ich  denke,  ein  Überrest  der 
römischen  Beurkundung  durch  die  Curie  ist,  wie  auch  sonst 
gerade  im  englischen  und  schottischen  Stadtrecht  sehr  klare 
Nachwirkungen  des  römischen  Munizipalrechts,  wie  vor  allem 
das  4  Männerkolleg,  sich  finden;  neben  dieser  fremdländischen 
Form  läßt  sich  ursprünglich  die  germanische  (gerichtliche 
Übertragung  in  England  sehr  klar  nachweisen.  Für  uns 
genügt  es,  daß  das  Buchland  durchweg  als  das  Allod  ge- 
faßt wird. 

So  ist  der  sokemannus  mit  Veräußerungsfreiheit  nichts 
anderes  als  der  alodiarius  oder  der  pegn,  der  „bocryhtes 
wyrde"  ist,  und  seit  der  ältesten  angelsächsischen  Zeit  zum  König 
in  ein  näheres  Verhältnis  getreten  sein  muß.  Durch  die  Aus- 
bildung des  Panzerreitertums  hat  sich  aber  die  Klasse  in  die 
milites  und  diejenigen,  welche  lediglich  taini  (sokemanni)  ge- 
blieben sind,  geschichtet,  und  der  Besitz  der  milites  ist  seit 

l)  Hlothaere  and  Eadric  c.  1;  Aepelstan  VI  pr.  —  Über  die  spätem 
eorlas  R.  Schmid  h.  v.;  Steenstrup,  Normannerne  IV  S.  110  f.  —  2)  Vino- 
gradoff  in  Mälanges  Fitting  II  501  ff.  kommt  ebenfalls  dazu,  das  boc- 
land  aus  römischen  Einflüssen  abzuleiteu,  sieht  aber,  wie  ich  glaube,, 
mit  Unrecht  den  Ausgangspunkt  in  kirchlicher  Praxis. 
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der  Normannenzeit  als  feodum  betrachtet  worden,  bei  dem 
dann  freilich  überall  —  in  der  Behandlung  der  Übertragung 
namentlich  —  noch  das  ursprüngliche  Grundeigentum  durch- 
scheint. Die  ältere,  durch  das  feodum  unbeeinflußte  Form 
des  angelsächsischen  pegnrechts  hat  sich  dann  nur  bei  den- 
jenigen erhalten,  welche  lediglich  taini  (sokemanni)  ge- 
blieben sind.  Diese  bewahren  das  unbeschränkte  Eigentum 
fernerhin.1) 

Daß  trotzdem  auch  diese  pegnas  einem  andern  Herrn  als 
König  untergeordnet  sein  können,  muß  man  nach  den  Ein- 
trägen im  Domesdaybuch  daraus  erklären,  daß  solche  Leute 
zwar  keiner  privaten,  ihr  Eigentum  hemmenden  Herrschaft 
unterliegen,  aber  sich  in  einer  öfFentlichrechtlichen  Abhängig- 
keit befinden.  Seit  der  frühesten  angelsächsischen  Zeit 
werden  nämlich  einzelne  freie  familiae,  also  Höfe  oder 
ein  Komplex  von  Höfen  großen  Herren  oder  Kirchen  zu- 
gewiesen und  bald  kann  man  erkennen,  daß  ganze  Hundert- 
schaften oder  deren  Quoten  im  Recht  eines  solchen  Herrn 
stehen.2)  Anderemal  schenkt  in  den  angelsächsischen  Zeiten 
der  König  auch  einen  ])egn  oder  alodiarius.3)  Der  König 
kann  hier  nicht  Grundeigentum  gegeben  haben,  das  ihm 
ja  selber  nicht  zustand,  sondern  er  überträgt  das  öffentliche 
Recht,  also  vor  allem  die  Strafgefälle,  die  Steuer  und,  was 
besonders  wichtig  wird,  auch  das  Recht  auf  Ableistung  des 
juramentum  fidelitatis.4)     Im  Norden  ist  ein  Herr,   der  die 


l)  Anklingend  Stubbs,  The  constitutional  history  of  England*  I  S.  590. 
—  *)  Der  älteste  Beleg  ist  die  bekannte  Stelle  bei  Beda  III  24  donatis 
insuper  12  possessiunculas  terrarum  —  singulae  vero  possessiones  10  erant 
familiarum.  Dann  die  massenhaften  Schenkungen  von  freien  familiae 
oder  manentes  oder  genauer  von  terra  manentis  in  den  angelsächsischen 
Urkunden.  —  Ganze  Hundertschaften  oder  Teile  von  Hundertschaften  in 
der  Hand  von  Privatherren :  z.  B.  DD.  I  f.  87  B.  1  Sp.  istae  consuetudines 
pertinent  ad  Tantone:  burgherith,  latrones,  pacis  infractio,  denarii  de 
hundret;  II  S.  138  tempore  regis  Edwardi  habuit  Stigandus  socam  et 
sacam  de  hoc  dimidio  hundredo;  II  S.  283  80  liberi  homines  et  3  sunt 
additi  de  hoc  hundret  ad  manerium.  —  *)  Ob.  S.  126  N.  7 ;  Kemble  756 
sciatis  me  (Knut)  dedisse  deo  ac  sancto  Augustino  et  fratribus,  ut  habeant 
eorum  saca  et  socna  et  pacis  fracturam  super  illorum  proprios  homi- 
nes —  et  super  oranes  allodiarios,  quos  eis  habeo  datos.  —  *)  Für  die 
Strafgefälle  (wite)  genügt  das  von  Maitland,  Domesdaybook  and  beyond 
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Strafgelder  der  Grundeigentümer,  also  der  pegnas  bezieht, 
derlandrika  im  Gegensatz  zum  bloßen  landagende.1)  Jedenfalls 
können  aber  cyninges  pegnas  niemals  in  dieser  Weise  einem 
andern  unterworfen  werden.2)  Es  ist  nun  klar,  daß  da  Wo  der 
König  eine  solche  Übertragung  vorgenommen  hat,  der  über- 
tragene Untertan  sein  volles  Eigentum  behält  und  deshalb  durch 
Veräußerung  desselben  jederzeit  aus  der  Beziehung  zum  Herrn 
ausscheiden  kann.  Ist  dagegen  das  Grundstück  unübertragbar 
ohne  Zustimmung  eines  andern,  so  muß  die  Abhängigkeit 
des  einen  vom  andern  eine  privatrechtliche  sein;  häufig 
ist  dabei  dieses  private  Recht  auf  dem  Wege  der  Konfis- 
kation an  den  König  gekommen  und  von  diesem  weiter 
verliehen.  Möglich  ist  freilich,  daß  der  eine  Herr  lediglich 
das  öffentliche  Recht  hat,  während  einem  andern  Herrn  das 
private  Recht  zusteht;  dann  ist  vom  Standpunkt  des  ersten 
Herrn  der  Besitz  noch  immer  veräußerlich.  Also  die  Angabe 
der  Veräußerungsfreiheit  beweist  nicht  notwendig  für  die 
Freiheit  des  Besitzers,  wohl  aber  notwendig  die  Angabe  der 
Veräußerungsbeschränkung  für  die  Gebundenheit. 

c.  Für  die  sokemen  oder  pegnas  ist  nun  in  der  letzten 
angelsächsichen  Zeit  und  späterhin  das  selbe  Erbrecht,  welches 
in  den  frühen  poetischen  Quellen  der  Angelsachsen  begegnete, 
bezeugt. 

Während  nämlich  die  milites  nach  den  normannischen 
Rechtsbüchern  ihren  Grundbesitz,  der  ja  jetzt  ganz  und  gar 
als  feodum  gefaßt  wird,  in  der  Art  vererben,  wie  ursprüng- 
lich überall  nach  Lehenrecht  feodum  vererbt  worden  ist,  näm- 
lich an  einen,  hier  an  den  primogenitus  und  zwar  noch  ohne 
jedes  paragium  an  die  Nachgebornen,  hat  sich  für  das  liberum 
socagium  die  Pluralsukzession  erhalten.  Aber  der  Alteste 
bekommt  das  mesagium  capitale    in  Anrechnung  auf  seinen 


S. 274 ff.  Gesagte;  für  Steuern  z.  B.DD.If.  87  B.  l.Sp.  (oben  S.  137  N.  2); 
für  die  Übertragung  auch  der  Huldigung:  DD.  II S.  116  super  50  burgenses 
(von  Norwich)  habebat  Stigandus  socam  et  sacam  et  commendationem  et 
super  32  habebat  Heroldus  socam  et  sacam  et  commendationem ;  nur  einer 
unter  diesen  hat  nicht  Veräußerungsfreiheit. 

*)  Nordhymbra  preosta  lagu  c.  49;  hierher  auch  der  pegn  des 
gepyncdo  c.3,  der  der  folgere  eines  andern  ist.  —  2)  Aepelr.  III 11  cyn- 
ges  pegn  unterliegt  nur  der  socn  des  Königs. 


Der  germanische  Uradel.  139 

Erbteil  vorweg.  Partikulär  erhält  freilich  der  älteste  über- 
haupt alles;  dann  ist  eben  auch  hier  eine  Angleichung  an 
das  feodum  militis  erfolgt.1)  —  In  Schottland  erscheint  das 
mesagium  capitale  als  ein  unentziehbares  Recht  eines  Erben 
auch  da,  wo  es  zu  einem  burgagium  gehört  und  daher  an 
mehrere  Erben  fällt;  als  dieser  bevorrechtete  Miterbe  kann 
dann  dem  Zusammenhang  nach  nur  der  älteste  gedacht 
werden.2) 

Nun  ist  es  offenbar  eine  Folge  einer  in  Schottland  un- 
mittelbar bezeugten  Unveräußerlicl\Jteit  des  capitale  mesa- 
gium und  entstammt  nicht  dem  Lehensrecht,  daß  nach 
englischem  Recht  das  doarium  der  Witwe  am  feodum 
sich  nicht  auf  das  capitale  mesagium  bezieht.3)  —  Als  ein 
Vermögensstück ,  das  genau  so  wie  das  capitale  mesa- 
gium von  dem  doarium  der  "Witwe  eines  miles  ausge- 
nommen ist,  bezeichnet  Brakton  das  liberum  bancum  inner- 
halb des  Grundeigentums  der  Bürger4);  nach  Quellen  des 
13.  Jahrhunderts  wird  als  liberum  bancum  das  Recht  be- 
zeichnet, das  dem  überlebenden  Ehegatten  als  nunmehrigem 
Führer  der  Hausgemeinschaft  gebührt.5)  Ob  dabei  derjenige, 
welcher  in  das  liberum  bancum  sukzediert,  als  der  Erstgeborne 
gedacht  ist,  oder  ob  hier  die  Ultimogenitur  des  borough 
english6)  zugrunde  zu  legen  ist,  steht  dahin.  Jedenfalls  aber 
wird  somit  für  einen  erheblichen  Teil  des  Grundeigentums 
die    Individualsukzession    statt    allgemein    auf   das    capitale 


')  Glanvilla  VII 3  §  3  (=  regiam  maiestatem  II  c.  24:  the  acts  of  the 
parliaments  of  Scotland  I S.  251) ;  Bracton  I  S.  602,  II S.  95  f. ;  auch  noch  Brit- 
ton III  8  §  1.  —  2)  Die  leges  burgorum  (ancient  laws  and  customs  of  the 
burghs  of  Scotland  1868)  c.  115  bestimmen,  daß  der  älteste  nicht  mehr  be- 
kommt, wie  die  andern,  aber  er  ist  der„heresa.  C. 106  und  c.  116  dagegen  geht 
davon  aus,  daß  dem  „heres"  das  capitale  mesuagium  nicht  entzogen  werden 
kann  und  daß  er  bei  Erbteilung  unter  mehreren  Intestaterben  auch  das 
zum  Haus  gehörende  Inventar  erhält.  Dann  wird  eben  dieser  heres  der 
primogenitus  sein,  dem  aber  im  Gegensatz  zu  dem  Recht  der  milites  ein 
größerer  Anteil,  als  er  den  nachgeborenen  zukommt,  abgesprochen  wird. — 
8)  Glanvilla  XII 20;  Bracton,  De  legibus  II  S.  94.  —  *)  Bracton,  De  legibus 
II S.  96  tunc  de  necessitate  recurrendum  est  ad  capitale  mesuagium  sicut 
in  burgagiis  ad  liberum  bancum.  —  5)  Hierher  die  Stellen  hei  Elton, 
The  tenures  of  Kent  S.  91 ;  dazu  Pollock  and  Maitland  II  S.  416ff.  — 
•)  Pollock  and  Maitland  II  S.  277. 
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mesagium  noch  spezieller  auf  das  bancum,  den  „Sitz"  be- 
gründet, wobei  freilich  das  bancum  wie  der  deutsche  Ansedel 
seine  sinnliche  Bedeutung  abgestreift  hat,  und  tatsächlich  nur 
ein  anderer  Ausdruck  für  das  capitale  mesagium,  das  Stamm- 
haus oder  für  die  Herrschaft  im  Haus  ist.  —  Das  Recht  von 
Kent  faßt  die  Sache  noch  von  einer  andern  Seite.  Hier 
kommt  bekanntlich  die  Besitzform  des  gavelkind  vor,  welche 
die  Leute  unter  den  liberi  tenentes,  also  den  sokemanni 
liberi  im  ursprünglichen  Sinn,  aber  über  den  spätem  sokemanni 
liberi  befaßt,  die  sich  durcji  Stabilisierung  ihrer  Dienste  allmäh- 
lich aus  den  übrigen  villani  herausgehoben  haben.1)  Da  die  Be- 
sitzer vongavelkind  Yeräußerungsfreiheit  haben2),  so  treffen  sie 
aber  doch  soweit  mit  den  alten  sochemanni  liberi  überein,  und 
wie  bei  diesen  verteilt  sieb  ihr  Nachlaß  unter  die  mehreren  Erben. 
Allein  nicht  der  älteste,  sondern  der  jüngste  hat  ein  Vor- 
recht auf  das  astre,  &  h.  den  Herd,  was  eben  wiederum  nichts 
anderes  als  der  Herdplatz,  also  der  alte  Hochsitz  sein  kann. 
Auch  das  ist  nicht  wörtlich  gemeint,  sondern  der  Herd  bildet 
das  Zentrum  für  einen  Radius  von  40  Fuß,  so  daß  praktisch 
wieder  das  Stammhaus  der  Individualsukzession  unterliegt.3) 
Diese  durchgängige  Pluralsukzession  aber  mit  Bevor- 
rechtung eines  Erben  in  bezug  auf  das  Stammhaus  trennt 
die  sokemanni  einmal  von  den  milites,  für  deren  feodum  volle 
Individualsukzession  gilt.  Nachdem  sich  dann  für  die  milites 
aus  landrechtlichen  Gründen  allmählich  doch  eine  Berücksichti- 
gung auch  der  Töchter  durchgesetzt  hat,  und  diese  in 
das  feodum  zu  gleichen  Teilen  sukzedieren,  kommt  hier 
sofort  wieder  das  Altestenrecht  auf  das  mesagium  capitale 
zum  Durchbruch.4)  —  Ebenso  unterscheidet  sich  das  System  des 
soccagium  von  dem,  was  wenigstens  vielfach  für  die  gewöhn- 
lichen villani  gilt,  nämlich  einer  Individualsukzession  in  bezug 

*)  S.  131  N.  6.  —  J)  So  die  bekannte  Rechtsaufzeichnung  über  das 
gavelkind  aus  der  Zeit  Edward  I  (Statutes  of  de  realm  I)  S.  223  e  ke 
il  pussent  lur  teres  e  lur  tenemenz  doner  e  vendre  sanz  counge  de- 
mander.  —  8)  Ebenda  S.  224  e  le  inesuagie  seyt  autresie  entre  eus  de- 
party;  nies  ke  le  astre  demorra  al  pusne,  ou  a  la  pusnee,  e  la  välue 
seit  de  ceo  livre  a  cheseun  des  perceners  de  cele  heritage  a  quarantes 
pees  de  cel  astre;  si  le  tenement  le  put  suffrir.  Im  Notfall  freilich 
Teilung  des  Hauses.  —  *)  Glanvilla  VII  c  3:  dazu  oben  S.  109'  N.  1. 
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auf  den  ganzen  Immobiliarbesitz  (Primogenitur  oder  TJltimo- 
genitur) ;  anderemal  freilich  kennt  die  höchst  partikuläre  Ge- 
staltung auch  Pluralsukzession  der  villani.1) 

In  dem  Domesdaybuch  wird  stellenweise  sehr  häufig  von 
einem  tenere  in  paragio  geredet,  also  von  einer  Erbengemein- 
schaft. "Wiederholt  sind  die  Teilhaber  alodiarii2)  oder  taini.3) 
Gelegentlich  wird  die  Veräußerungsfreiheit  betont4);  weit 
überwiegend  wird  dagegen  angenommen,  daß  die  Miterben 
in  der  Veräußerung  beschränkt  sind  und  das  tenere  in  paragio 
wird  dem  libere  tenere  gegen  übergesetzt.5)  Da  nach  Frühe- 
rem 6)  die  Angabe  der  Veräußerungsfreiheit  nur  subjektiv  vom 
Standpunkt  dessen  gemeint  ist,  mit  dessen  manerium  bloß 
öffentliche  Rechte  am  Paragisten  verbunden  sind,  so  be- 
weisen die  ersten  Stellen  nicht  die  wirkliche  Veräußerungs- 
freiheit des  Paragisten,  die  letzteren  zwingen  aber  zur  An- 
nahme, daß  er  niemals  liber,  also  veräußerungsfrei  ist.  Dann 
müssen  die  Paragisten  —  ganz  dem  sonstigen  Sprachgebrauch 
entsprechend  —  von  jemand  abhängig  sein,  und  einmal 
wird  wirklich  der  älteste,  der  allein  in  unmittelbarer 
Beziehung  zum  König  steht,  als  Oberherr  der  Paragisten 
gedacht.7) 

So  ergibt  das  spätere  angelsächsische  und  englische  Recht 
dieselbe  Individualsukzession  in  das  Grundeigentum  wie  die 
frühesten  Quellen.  Grundsätzlich  sollen  die  mehreren  Brüder 
gleichmäßig  bedacht  werden ;  aber  einer,  der  älteste  oder  in 
mehr  bäuerlichen  Verhältnissen  auch  der  jüngste,  hat  ein  Vor- 
recht auf  das  Stammhaus.  Noch  immer  wird  dieses  Vorrecht 
eigentlich  als  Vorrecht  auf  den  Herd,  den  Sitz  am  Herd, 
also  den  Stuhl  der  ältesten  angelsächsischen  Nachrichten 
betrachtet.  Geht  das  Vorrecht  auf  das  Stammhaus,  so  wird 
es  sich,  ohne  daß  ich  dafür  direkte  Belege  anzuführen  wüßte, 


l)  Britton  in  8  §  4.  —  *)  DD.  I  f.  46  A.  2  Sp.;  I  f.  50  B.  2  Sp.  -  »)  DD. 
I  f.  70  B.  2  Sp.,  f.  72  B  1  Sp.,  f.  73  B.  1  Sp.  usw.  —  «)  DD.  I  f.  62  A.  1  Sp. 
oben;  IV  S.  42.  —  »)  Das  erste  z.  B.  DD.  I  S.  40  A.  2  Sp.  f.  41  A.  2  Sp., 
B.  1  Sp.  —  Das  zweite  DD.  I  f.  83.  84  passim.  —  «)  S.  139.  —  ')  DD  .1  f.  145B. 
1  Sp.  hoc  manerium  tenuerunt  octo  teigni  et  unus  eorum,  Alli,  homo 
regis  Edwardi  senior  aliorum  fuit;  omnes  terram  suam  vendere  poterant 
(diese  Veräußerungsfreiheit  ist  nur  gemeint  vom  Standpunkt  der  könig- 
lichen Domäne  und  seines  Rechtsnachfolgers  aus). 
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auch  auf  die  Hauszeichen  beziehen.  Ein  solches  war  vor- 
handen. Denn  wie  im  Französischen  neben  dem  Schildzeichen 
der  Stab  hervortritt,  so  ist  auch  im  Englischen  der  Stab 
deutlich  das  Zeichen  der  Hausgewalt.1) 


*)  Auszugehen  ist  von  der  bekannten  Stelle  bei  Bracton,  De  legibus  II 
S.  520  quia  omnino  frangitur  eorum  baculus.  Das  eorum  kann  nicht  mit 
E.  v.  Möller  in  dieser  Zeitschrift  21  S.  66  auf  die  Richter  bezogen  werden, 
sondern  lediglich  auf  den  Verurteilten:  das  ist  ganz  deutlich  in  Fleta  1 36 
§  16  et  igitur  talium  (der  utlagati)  frangitur  baculus.  Der  Zusammenhang 
ist  ja,  daß  solchen  Leuten  das  Klagerecht  fehlt,  weil  ihr  baculus  ge- 
brochen ist;  die  Nachricht  muß  also  mit  dem  bei  Otfried  von  Weißen- 
burg IV  20, 10;  21,13  genannten  ruagstab  zusammengestellt  werden. 
Demgegenüber  kann  es  nichts  Ursprüngliches  sein  (so  v.  Möller  a.  a.  0. 
S.  97  ff. ;  v.  Amira,  Der  Stab  S.  103),  sondern  ist  eine  spätere  leicht 
zu  erklärende  Vermengung,  wenn  der  Richter  seinen  eigenen  Stab 
bricht;  der  ursprüngliche  Zustand,  der  schon  früher  erkannt  wurde 
(die  Belege  bei  v.  Möller  a.  a.  0.  S.  91)  kommt  in  der  Tat  auch  hier 
noch  oft  genug  darin  zum  Ausdruck,  daß  der  Richter  eben  nicht  den 
eigenen  Gerichtsstab,  sondern  einen  andern  Stab  bricht.  —  Danach  muß 
jeder  Hausvater  nach  englischem  Recht  seinen  Stab  haben,  der  mit  der 
Klagfähigkeit  zusammenhängt.  Eine  besondere  Bedeutung  dieses  Stabs 
aber  kommt  weiter  am  königlichen  Stab  zum  Ausdruck,  den  der  eng- 
lische König  wie  der  französische  und  deutsche  neben  dem  Zepter 
führt  (v.  Amira,  Der  Stab,  S.  119—123).  Der  Stab  ist  nämlich  die  verge 
de  noster  (d.  h.  des  Königs)  hotel:  Britton  1 1  §  2.  5;  I  29  §  30,  also  das 
Zeichen  des  königlichen  Hauses.  Deshalb  ist  die  verge  das  Symbol 
des  besondern  königlichen  Friedens,  der  in  der  normannischen  Zeit  für 
12  leugae  im  Umkreis  des  königlichen  Palastes  herrscht  (Britton  1 29  §  30), 
also  für  einen  Kreis  mit  einem  Radius  von  etwa  3  Meilen  gilt  (die  englische 
Meile  ist  gleich  8  quarentenae,  während  die  leuga[S.  §7  N.  1]  12  quarentenae 
hat  und  einfach  der  gallischen  leuga  von  IV2  römischen  Meilen  [Hultsch, 
Griechische  und  römische  Metrologie  S.  293]  entspricht)  und  sonach  voll- 
ständig identisch  ist  mit  dem  Bereich,  der  bereits  in  der  angelsächsischen 
Zeit  für  die  pax  regis  (S.  64  f.  N.  2)  maßgebend  ist.  Denn  diese  pax  ist  an 
einen  Radius  von  3(Vs)  Meilen,  also  einen  Umkreis  von  18  Meilen  ge- 
bunden. Ist  die  Grenze  für  die  verge  de  l'hotel  und  die  angelsächsische  pax 
gleich,  so  muß  auch  die  der  verge  de  l'hotel  zugrunde  liegende  Ge- 
richtsbarkeit mit  der  pax  identisch  und  kann  nicht  erst  dem  norman- 
nischen Recht  entnommen  sein.  Es  ist  dann  für  anderes  (für  die 
Rolandsbilder  des  sächsischen  Rechts)  sehr  wichtig,  daß  der  Richter 
in  diesem  Bereich  der  Seneschall,  der  Kläger  der  Marschall  ist  (Britton 
I  29  §  32).  Für  hier  genügt,  daß  die  virga  offenbar  nicht  erst  in  der 
normannischen  Zeit  (Fleta  II  2  §  2;  II  4  §  2),  sondern  bereits  in  der 
angelsächsischen  Zeit  das  Zeichen  einer  besonderen  pax  regis  gewesen 
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4.  Dürftiger  als  die  englische  Überlieferung  sind  die 
Angaben  über  das  niedersächsische  Recht.  Das  kann  man 
mit  Bestimmtheit  erkennen,  daß  eine  ausschließliche  Bevor- 
rechtung des  ältesten  nicht  gegolten  hat;  denn  es  hat  der 
jüngste  das  "Wahlrecht  in  bezug  auf  die  vom  ältesten  ge- 
schaffenen Teile  der  Erbschaft.1)  Damit  ist  aber  ein  Vorrecht 
eines  einzelnen  auf  Hochsitz,  Stammhaus  und  Geschlechts- 
zeichen, wie  das  die  bisher  besprochenen  germanischen 
Rechte  ergeben  haben,  noch  nicht  ausgeschlossen.  Es  wäre 
sehr  wohl  denkbar,  daß  diese  Gegenstände  immer  nur  in 
den  Teil  eines  der  mehreren  Miterben  fallen  könnten  und  den 
übrigen  höchstens  im  Wert  angerechnet  würden.  Eine  solche 
Anrechnung  gilt  in  der  Tat  für  das  Erbrecht  des  Lehnrechts2) 
und  ist  auch  für  das  Landrecht  in  allerdings  erheblich  späteren 
Quellen  wiederholt,  aber  in  verschiedenem  Umfang  bezeugt. 

In  der  Umgegend  von  Merseburg,  also  der  Heimat  des 
Ssp.,  ist  zu  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  üblich,  daß  ein  Gut, 
welches  nur  ein  Pferd  zum  Reiterdienst  zu  stellen  hat,  nicht 
weiter  geteilt  werden  kann  und  deshalb  ungeteilt  dem 
jüngsten  anfällt3);  man  könnte  die  Nachricht  vielleicht  noch  ab- 
lehnen, weil  sie,  so  wie  sie  lautet,  nur  von  Lehngut  spricht.  — 
Viel  weiter  führt  das  bremische  Ritterrecht  von  1577  *),  weil 
die  Güter  der  bremischen  Ritter  Allod  sind,  von  denen  keine 
Steuer,  wohl  aber  Roßdienst  zu  leisten  ist.5)  Zunächst  wird 
hier  das  Stammgut  auch  als  Hauptstuhl  gefaßt,  gerade  wie  im 
angelsächsischen  Recht6),  und  das  trifft  mit  dem  „adeligen 
Wohnsitz"  zusammen.7)  Dann  aber  ist  dieses  Stammgut 
unteilbar,  wird  ganz  in   das  Los  eines  der  Miterben  einbe- 

ist;  die  pax  des  Königs  aber,  die  an  sein  Haus  geknüpft  ist,  bedeutet 
nichts  anderes  als  das  besondere  mundiburdium  regis.  So  ist  die  virga 
das  Zeichen  der  königlichen  Hausgewalt.  Dann  aber  wird  auch  die 
virga  der  andern  das  Abzeichen  ihrer  hausväterlichen  Stellung  sein.  — 
Die  weiteren  Folgen  und  Vergleiche  sind  nicht  hier  zu  ziehen. 

*)  Ssp.  III  29  §  2;  so  später  Const.  Saxon.  III 15.  —  2)  Ssp.  Lndr.  1 14 
§  1;  Lnr.  29  §  2 ff.;  HomeyerH  2  S.  455.  —  8)  Carpzov,  Iurisprudentia 
forensis Romano Saxonica III 15, 8.  —  4)F. E.  v.  Pufendorf,  Observat.IIII  app. 
S.  6  ff.  —  *)  v.  Pufendorf  IUobs.  17  §  2  ff;  v.  Kobbe,  Geschichte  und  Landes- 
beschreibung der  Herzogtümer  Bremen  und  Verden  (1824)  I  S.  283  f.  — 
•)  Ritterrecht  DI  §  3  das  Hauptstuhl,  was  II  §  1  Stammerbgut  ist.  — 
7)  So  die  Anmerkung  a.  von   Pufendorf  zu  Ritterrecht  I  §  1. 
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rechnet.1)  —  Dann  kommt  auch  die  ältere  nordelbingische 
Praxis  in  Betracht,  wo  noch  die  Güter  der  Bauern,  die  als  deren 
Eigentum  gefaßt  werden,  gegen  Taxe  an  den  jüngsten  über- 
gingen.2) —  Auf  denselben  Minorat  führt  endlich  eine  sehr 
frühe  Nachricht  des  Westens.  Nach  dem  Tecklenburger 
Dienstmannenrecht  nämlich,  das  hier  wohl  nur  das  Freienrecht 
auf  Unfreie  anwendet,  erhält  der  jüngste  die  domus  princi- 
palis;  es  ist  das  eine  scharfe  Abweichung  von  den  sonst 
nahe  verwandten  rheinischen  Dienstmannenrechten.3) 

Faßt  man  alles  zusammen,  so  muß  auch  das  säch- 
sische Recht  ursprünglich  die  domus  principalis  einem  der 
mehreren  Erben  zugewiesen  haben;  aber  wie  schon  in  Eng- 
land für  die  sokemanni  zweiten  Grads  der  jüngste  das  Stamm- 
haus erhält,  so  hat  das  sächsische  Kürrecht  des  jüngsten 
mindestens  vielerorts  zu  gleichem  Resultat  geführt.  — 

Auf  eine  Singularsukzession  führen  dann  die  sächsischen 
Nachrichten  über  Handgemal,  wenn  sie  auch  für  sich  allein 
nicht  dazu  ausreichen,  so  etwas  mit  Bestimmtheit  zu  beweisen. 
Im  Heliand  ist  handmahal  nicht  nur  mit  odil  identisch,  so  daß 
die  Gleichung  des  Handgemal  mit  dem  Edel  direkt  bezeugt  ist, 
sondern  es  wird  dem  auch  der  stol  gleichgesetzt,  der  soeben  im 
Angelsächsischen  und  Bremischen  als  Haupthof  erwiesen  wurde. 
Dieser  Haupthof  ist  dem  ganzen  kunni  gemeinsam,  auch  den 
Mitgliedern,  die  den  Hof  wie  Maria  nicht  innehaben,  genau  wie 
für  das  bairische  Recht  das  der  Falkensteiner  Kodex  bezeugt. 
Deshalb  kann  dann  Jerusalem  das  handmahal  end  hobidstedi 
Iudeöno  genannt  werden,  wie  bei  den  Angelsachsen  Rom 
der  edelstol   des  Reiches  oder  Jerusalem  cynestol  ist.  4)  — 

l)  So  Pufendorfs  Anmerkung  a.  zu  fiitterrecht  I  §  1.  —  *)  Sering,  Erb- 
recht und  Agrarverfassung  in  Schleswig-Holstein  S.95f.  —  ')  Osnabrücker 
ÜB.  II 123  §  18 ;  dazu  Fressel,  Die  Ministerialität  der  Grafen  von  Tecklen- 
burg  S .  35 ;  über  die  ältere  Gleichstellung  der  Ministerialen  mit  Gemein- 
freien meine  B\u.fr.  VG.I  S.  427.  —  *)  Heliand  (Heyne)  345  f.  hiet  man  that 
alle  thea  eliandiun  man  irö  odil  söhtin,  helidös  irö  handmahal,  angegin 
irö  herron  bodon  quami  te  them  knosle  gibwe,  thanan  he  kunneas  was. 
Also  handmahal  =  odil  =  knosal  oder  kunni,  zu  dem  der  einzelne 
fern  vom  handmahal  Weilende  gehört ;  daß  handmahal  der  engere  Be- 
griff gegenüber  odil,  knosal  der  engere  Begriff  gegenüber  kunni  sei 
(Schönhoff  in  Zeitschrift  für  deutsches  Altertum  49  S.  335),  ist  nicht 
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Genau  die  gleiche  Verbindung,  in  der  nach  dem  Heliand  die 
Davididen  mit  Betlehem  stehen,  hat  nach  dem  Sachsenspiegel 
III 29  der  Schöffenbare  mit  dem  Handgemal:  er  hat  eine  recht- 
liche Beziehung  zu  demselben,  obwohl  er  es  nicht  innehat; 
es  ist  vielleicht  bezeichnend,  daß  die  Stelle  im  weitern  Ver- 
lauf sofort  auf  die  sächsische  Art  der  Erbteilung  eingeht, 
wie  wenn  jener  Nichtbesitz  seines  Handgemal  durch  den 
Schöffenbaren  eben  gerade  auf  Erbteilung  zurückführte.1)  — 
Beides  zusammen  zeigt,  daß  das  Handgemal  allen  Ge- 
schlechtsgenossen gehört,  aber  daß  sie  nicht  alle  Mitbesitz 
daran  haben.  Das  legt  die  Annahme  einer  Singularsukzession 
mindestens  sehr  nahe.2) 


nur  eine  willkürliche  Behauptung,  sondern  für  den  zweiten  Teil  nach 
V.  366  falsch;  denn  Joseph 'und  Maria  sind  is  (des  David)  knosla,  kun- 
neas  godes;  weiter  als  über  David  wird  sich  der  Dichter  die  Sippe 
kaum  hinaus  gedacht  haben.  —  V.  360,  361  ergibt  die  Identität  von 
dem  handmahal  der  Davidsabkommen  mit  dem  stol  (beileibe  nicht  der 
Residenz)  ihres  Geschlechtshauptes  David.  —  V.  4129  ergibt,  daß  für 
das  ganze  große  Geschlecht  der  Juden  Jerusalem  das  handmahal  ist. 
—  Meine  Erklärung  stimmt  mit  der  Homeyers,  Heimat  S.  44ff.  überein 
und  unterscheidet  sich  soweit  auch  nicht  wesentlich  von  der  Schönhoffs 
a.  a.  0.  S.  336.  Neu  ist  die  Identität  von  handmahal  und  stol.  Un- 
möglich scheint  mir  die  von  Heck,  M.  Oest.  Inst.  XXVIII  S.  39  N.  2,  der 
Homeyer  hier  mißversteht,  und  Keller  in  dieser  Zeitschrift  XXX  S.  224  ff. 
verfochtene  Meinung,  daß  es  sich  um  Herkunft  im  historischen  Sinn 
handelt:  denn  das  Handgemal  ist  ja  odil  und  das  ist  nirgends  Heimat, 
sondern  immer  ein  bestimmter  Besitz  —  ganz  von  der  Frage  abgesehen, 
wie  man    sich  solche  Herkunft   „im  historischen  Sinn"  denken  soll. 

J)  Auch  diese  Stelle  spricht  entscheidend  gegen  die  „Heimat- 
theorie".  Notwendig  wird  in  ihr  ein  Grundstück  vorausgesetzt  (al  he  hebbe 
he  's  under  ime  nicht);  ein  Grundstück  kann  aber  niemals  Heimat  sein, 
sondern  das  ist  nur  bei  einer  Ansiedelung  oder  einem  Dorf  (III  26  §  2) 
möglich.  Wie  soll  sich  denn  auch  der  Gerichtsstand  nach  der  „ histo- 
rischen" Heimat  bestimmen?  Das  scheint  mir  eine  juristisch  unvoll- 
ziehbare Vorstellung.  —  2)  Leider  kann  ich  die  von  Sohm  in  dieser 
Zeitschrift  XXX  S.  103ff.  vorgeschlagene  Lösung  nicht  billigen,  die  auf  der 
Gleichung  beruht,  daß  das  handgemal  —  testamentum  regis  der  1. 
Ribuarior.  60  §  2.  3  sei,  weil  verschiedentlich  Handgemal  auch  als  Ur- 
kunde gefaßt  wird;  das  testamentum  an  der  letzten  Stelle  aber  soll 
dann  ein  durch  testamentum  regis  verliehenes  Grundstück  sein  analog 
Ssp.  III 81.  Abgesehen  davon,  daß  ich  die  Deutung  von  1.  Ribuarior.  60 
§  2.  3  bezweifele,  sehe  ich  zwischen  den  einzelnen  Annahmen  keine 
Verbindung. 

Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte.  XXXII.    Germ.  Abt.  10 
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Ist  es  nur  eine  allerdings  sehr  wahrscheinliche  Ver- 
mutung, daß  die  Nachrichten  über  Handgemal  auf  Singular- 
sukzession in  das  Stammhaus  führen,  so  ist  eine  Primogenitur- 
ordnung  insbesondere  für  das  sächsische  Gebiet  überhaupt 
nicht  direkt  zu  erweisen,  sondern  wird  lediglich  durch  die 
Analogie  der  nächstverwandten  Rechte  nahegelegt;  dagegen 
ist  auch  in  Sachsen  der  Minorat  als  die  Erbfolge  der  bäuer- 
lichen Kreise  bezeugt. 

Dem  Bisherigen  stehen  die  Nachrichten  über  die  Ver- 
erbung des  Schöffenstuhls  nicht  entgegen.  Für  diese  ent- 
scheidet die  Primogenitur.  Schon  nach  dem  Ssp.  ist  dabei 
die  Meinung  nicht,  daß  nur  der  Inhaber  des  Schöffenstuhls 
Urteiler  sein  kann.  Diese  Funktion  steht  vielmehr  jedem 
Schöffenbaren  zu;  aber  da  ein  gewöhnlicher  Schöffenbarer 
nur  zum  Urteil  kommt,  wenn  ihm  der  Schöffe  den  Stuhl 
einräumt,  so  hat  dieser  ein  Vorrecht.  Wären  nun  die 
Schöffenfamilien  mit  den  schöffenbaren  Familien  identisch, 
dann  könnte  man  daraus,  daß  der  nach  Primogenitur  ver- 
erbte Schöffenstuhl  anderswo  liegen  kann,  wie  das  Hand- 
gemal, schließen,  daß  das  Handgemal  nicht  nach  Primogenitur 
vererbt;  denn  vermutlich  ist  die  Schöffenbefugnis  auf  einen 
Haupthof  radiziert  und  vielleicht  spielt  im  Wort  Schöffen- 
stuhl die  Vorstellung  Gerichtsplatz  und  Haupthof  des  Schöffen 
durcheinander.  Allein  die  Schöffen  sind  ja  in  Sachsen  nur 
die  wenigen  Grafschaftsschöffen  und  deshalb  müssen  viel  weniger 
Schöffenstühle  als  Handgemale  vorhanden  gewesen  sein.1) 

Zu  einem  letzten  Gesichtspunkt  führt  zunächst  das  Recht 
der  niedersächsischen  Salinen.  In  Lüneburg  haben  diejenigen, 
welche  schot  und  schulde  zahlen,  das  Grundeigentum  und  sind 
zugleich  die  zur  Saline  Beerbten;  freilich  sind  diese  Leute 
zugleich  in  die  Ministerialität  übergegangen,  jedoch  ihre  An- 
sitze sind  ihr  freies  Eigen  geblieben;  daß  sie  aber  Ministe- 
rialen werden  konnten,  weist  auf  Roßdienst,  und  in  der  Tat 
zählen  die   Sülzbegüterten  später  sämtlich  zur  Ritterschaft. 

*)  Ssp.  HI  26  §  3  mit  II  12  §  13;  über  den  Sinn  von  Ssp.  III  26 
§  3  meine  d.  u.  fr.  VG.  I  S.  400 f.,  Heck,  Beiträge  II  S.  254  gegen  Zal-, 
linger,  Die  Schöffenbarfreien  S.  22t',  der  von  Wittich,  Altfreiheit  und 
Dienstbarkeit  des  Uradels  in  Niedersachsen  S.  335  ff.  wiederholt  wird. 
—  Über  die  Beziehungen  der  Schöffen  auf  die  Grafschaft  meine  d.  u.  fr. 
VG.IS.399£ 
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In  Werl  aber  sind  die  gleichen  Sälzer,  die  zunächst  sehr  vor- 
nehm sein  können  und  sich  von  den  gewöhnlichen  Bürgern 
abscheiden,  Eigentümer,  da  sie  ihr  Salzrecht  frei  veräußern. 
Es  ist  dann  offenbar  dieselbe  Entwickelung  wie  in  Lüneburg, 
wenn  später  ihr  Amt  als  vom  Landesherrn  verliehen  gilt, 
d.  h.  sie  werden  eben  nur  wegen  ihrer  direkten  Unterordnung 
unter  den  Landesherrn  als  von  diesem  belehnt  betrachtet, 
sind  aber,  weil  sie  nicht  Panzerdienst  leisten,  doch  keine 
Ritter.  Die  Berechtigung  vererbt  nun  in  "Werl  bestimmt  nur  auf 
den  ältesten  Sohn.1)  Die  Lüneburger  Salzbegüterten  aber, 
die  ja  ursprünglich  als  roßdienstpflichtige  freie  Eigentümer 
zu  fassen  sind,  haben  nicht  nur  männiglich  eine  Hausmarke, 
sondern  vor  ihren  Häusern  standen  Figuren,  die  auf  den 
Hausnamen  Bezug  haben  und  so  den  Wappenbildern  ent- 
sprechen.2) Würde  das  Stammhaus  mit  der  Salzberechtigung 
individuell  vererbt,  so  müßte  man  das  gleiche  für  das  damit 
verbundene  Hauszeichen  vermuten.  —  Ferner  ist  im  Nord- 
elbingischen  der  Hofmann  oder  Hovetlink  der,  welcher  zum 
Wappen  oder  Helm  und  Schild  geboren  ist.3) 

J)  Lüneburger  Recht  von  1247,  (ÜB.  Stadt  Lüneburg,  ed.  Volger  67; 
auch  Krant,  Das  alte  Stadtrecht  von  Lüneburg  S.  10)  Z.  83  f.  ministeriales 
autem  nostri  in  civitate  manentes,  qui  dant  ad  consaginationem  et 
petitionein,  quod  dicitur  schot  et  schulde,  nee  rade  nee  herewech  dabunt 
(wie  Unfreie)  nee  in  propriis  bonis  eorum  aliquid  juris  nobis  venditabi- 
mus.  Ebenda  (ed.  Volger)  I  90.  91  1283  diejenigen,  welche  scot  et 
schulde  zahlen,  sind  gleichzeitig  die  zur  Saline  Beerbten,  die  als  ihr 
Eigentum  betrachtet  wird.  Diese  Ministerialen  erscheinen  auch  nach 
den  Urkunden  im  Besitz  von  Eigentum;  namentlich  sind  nach  den 
Lehenregistern  ihre  Ansitze  Eigentum:  v.  Hammerstein,  Der  Barden- 
gau S.  497  ff.,  S.  622;  dazu  auch  Wittich,  Altfreiheit  und  Dienst- 
barkeit des  Adels  in  Niedersachsen  S.  63.  —  Für  Werl:  Seibertz, 
ÜB.  zur  Rechtsgeschichte  und  Landesgeschichte  der  Herzogtümer  West- 
falen 1 118  1203.  Graf  Gottfried  von  Arnsberg  schenkt  domum  salina- 
riam;  II  501  1303,  770  1862  Sälzer  verkaufen  aream-domus  salinarie, 
ohne  daß  irgendwelche  obrigkeitliche  Zustimmung  genannt  ist,  1 246 1246 
weiß  der  bestätigende  Bischof  noch  nicht,  daß  das  ius  hereditarium  der 
Sälzer  von  ihm  rührt.  II  583.  860.  861.  891  unterscheidet  die  Sälzer  von 
der  übrigen  Bürgerschaft.  II  933  1438  bezeichnen  das  Salzamt  als  ver- 
lehnt von  dem  Landesherrn.  Nach  II  861  1395  erben  nur  die  Söhne, 
nicht  die  Töchter,  und  zwar  erbt  nach  II  933  1434,  1054  §  38  das  Salz- 
werk an  den  ältesten.  —  *)  v.  Hammerstein  a.  a.  0.  S.  589.  —  *)  Meine 
friesischen  Standesverhältnisse  S.  64. 

10* 
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5.  Ein  ausgeprägtes  Erstgeburtsrecht  begegnet  in  Fries- 
land.1) In  den  24  Landrechten  wird  die  Vindikation  eines 
Grundstücks  gegen  denjenigen  gerichtet,  ther  an  den  huse 
eldest  se,  und  dieser  beruft  sich  dann  auf  Kauf  oder 
auf  Erbgang.2)  Natürlich  setzt  so  etwas  voraus,  daß 
noch  irgendeine  Rechtsgemeinschaft  zwischen  dem  ältesten 
und  den  jüngeren  besteht;  aber  nirgends  ist  gesagt,  daß  die 
Teilhaber  gerade  Brüder  sein  müssen  und  ebensowenig,  daß 
die  Jüngern  minderjährig  sind.  In  einer  spätem  Quelle 
richtet  sich  zwar  die  Vindikation  bereits  gegen  denjenigen, 
der  wirklich  den  Erwerb  gemacht  hat,  aber  unter  den 
Zeugen  steht  außer  4  iudices  und  dem  Ortspfarrer  auch  noch 
der  magister  domus  huius,  d.  h.  der  Hausoberste  des  Er- 
werbers.3)    In  einer  dritten  Stelle,  führt  der  Haushöchste  die 


*)  Fr.  St.  S.57.  —  2)  Richthofen  S.  50,  S.  72.  Natürlich  setzt  so  etwas 
eine  Gemeinschaft,  also,  wenn  man  diesen  unklaren  Ausdruck  liebt, 
eine  Gesamthand  voraus ,  und  das  ist  von  mir  nicht  bestritten ;  was 
ich  gegen  v.  Amira,  Erbenfolge  S.  200  betont  habe,  ist,  daß  mit  keinem 
Wort  von  einer  Gesamtwirtschaft  nur  der  Brüder  die  Rede  ist.  Aber 
man  kann  die  Stelle  nicht  wie  v.  Schwerin  in  dieser  Zeitschrift  XXXI 
S.  582  damit  für  belanglos  hinstellen ,  daß  man  sagt,  diese  Prozeßver- 
tretung sei  Vertretung  der  Gesamthand.  —  3)  Richthofen,  RQu.  S.  135 
Z.  4  ff. ;  v.  Schwerins  Einwendungen  (diese  Zeitschrift  XXXI  S.  582  f.) 
sind  hier  recht  unglücklich.  Er  meint  zunächst,  daß  in  einem  Prozeß 
über  Kaufgut  unmöglich  der  Hausälteste  zugezogen  worden  sei;  aber 
Landrecht  c.  5  sagt  das  Gegenteil.  Dann  aber  meint  er,  der  magister 
domus  huius  sei  der  „ Beamte"  eines  Klosters,  weil  er  ihn  mit  Recht 
mit  dem  vorher  S.  135  1.  Sp.  Z.  22  genannten  magister  domus  gleich- 
setzt. Allein  von  der  Frage  abgesehen,  welcher  „ Beamte"  das  ist,  ist  es 
doch  klar,  daß  die  domus  unserer  Stelle  kein  Kloster  sein  kann.  Denn 
in  dem  Brokmerland  und  Emsgo  gibt  es  eine  Mehrzahl  von  Klöstern 
(v.  Richthofen,  Unters.  II  S.  1155.  1164.  1166.  1204.  1205);  die  Stelle 
aber  verlangt  nicht  den  Eid  irgendeines  magister  domus ,  was  man 
bei  der  hervortretenden  Stellung  der  Äbte  im  friesischen  Recht  noch 
passieren  lassen  könnte,  sondern  den  Eid  des  magister  domus  huius. 
Das  paßt  nicht  auf  ein  Kloster,  das  ja  keinen  bestimmten  Sprengel  hat 
und  auch  nicht  in  jeder  Parochie  vorhanden  ist,  wie  allenfalls  der 
pastor  legitimus.  In  der  ersten  Stelle  aber,  welche  vom  magister  domus 
spricht,  ist  doch  einfach  von  einer  Gewalttat  hinter  verschlossenen  Türen 
(infra  valvas  claustri)  die  Rede  im  Gegensatz  zu  den  vorher  geschilderten 
Gewalttaten ,  die  sich  auf  freiem  Feld  vollziehen ,  und  so  kommt  hier 
ein  , Kloster",  was  im  Zusammenhang  ganz  sinnlos  wäre,  nicht  in  Frage. 
Der  magister  domus  ist  hier  dann  erst  recht  der  Hausherr. 
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Gemeindelast  ab,  welche  auf  dem  Grundstück  eines  Haus- 
genossen liegt.1)  —  Der  älteste  Bruder  ferner  hat  dadurch 
große  Gewalt  über  die  nachgebornen  Brüder,  daß  er  bei 
deren  Verheiratung  eine  takerisiefta  von  5  Schilling  fordern 
kann.2) 

Dies  Vorrecht  des  ältesten  reflektiert  nun  auch  in  das 
Erbrecht.  Zwei  spätere  friesische  Quellen  verschiedener  Land- 
schaften enthalten  in  nicht  vollkommen  identischer  Fassung 
ein  Stück,  das  so,  wie  es  vorliegt,  den  Eindruck  macht,  als 
entstamme  es  dem  in  Friesland  gebräuchlichen  Rechtsvor- 
trag3) und  deshalb  als  altertümlich  angesprochen  werden  darf. 
Nach  der  einen  Fassung  in  der  Iurisprudentia  hat  der 
jüngste  Bruder,  der  allein  seine  Wehrpflicht  ausgeübt  hat, 
den  ganzen  väterlichen  Nachlaß,  und  die  beiden  altern,  die 
geflohen  waren,  haben  kein  Recht  auf  Abteilung  mit  ihm.4) 


*)  RQu.  S.  361  §  32  een  gias  landes  buten  syne  hovetstede  sal 
he  hebben,  de  buerrecht  lesten  sal  ende  hueshogheste  seit  doen  (näm- 
lich das  buerrecht  leisten).  Der  Besitzer  jenes  Minimums  von  einem 
Hof  und  einem  Grasland  ist  anscheinend  in  der  Einzahl  gedacht,  so 
daß  der  hushogheste  nicht  in  seinem  Hof,  sondern  auf  einem  andern 
Hof  wohnt.  —  2)  Schulzenrecht  §  12  (Richthofen  S.  389).  —  3)  v.  Schwerin 
a.  a.  0.  S.  577  bestreitet  die  Existenz  eines  Rechtsvortrags  in  Friesland. 
Ich  möchte  mich  gegen  den  Anschein  verwahren,  als  ob  ich  aus  dem 
ja  weit  über  Friesland  hinaus  verbreiteten  Wort  asega  (eosago)  auf  einen 
Gesetzvortrag  geschlossen  hätte;  das  habe  ich  schon  viel  früher  (d.  u.  fr.VG.  I 
S.  503)  nach  dem  Vorgang  vou  Heck  abgelehnt.  Es  ist  für  den  Rechtsvor- 
trag an  einen  Beamten  höher  als  der  asega,  vielleicht  an  den  Richter  eines 
Gauviertels  (kok?)  zu  denken.  Worauf  ich  mich  stütze,  ist  nicht  ledig- 
lich die  allgemeine  Erwägung,  daß  in  einem  Volk  ohne  Schreibfertig- 
keit die  Überlieferung  eines  tralatizischen  Rechtsstoffes  schwerlich  anders 
als  auf  dem  Weg  des  Rechtsvortrags  geschehen  kann.  Vielmehr  ist  im 
Brokmerbuch  §45  das  hir  skelma  thene  rediewa  urwinna;  hir  skelma 
thene  hod  up  steta,  inna  thissa  fiardandele  nur  zu  verstehen,  wenn  das 
jemand  am  Gerichtsplatz  eines  Viertels  mündlich  sagt.  Daß  in  den 
doch  sehr  dürftigen  allgemeinen  friesischen  Quellen  ein  Rechtsvortrag 
nicht  erwähnt  ist ,  bedeutet  sowenig  etwas,  wie  das  gleiche  Verhalten 
der  norwegischen  Quellen.  Wo  stehen  denn  in  den  allgemeinen  frie- 
sischen Quellen  überhaupt  Nachrichten  über  staatsrechtliche  Verhält- 
nisse? Nach  der  ganzen  Beschaffenheit  unseres  Materials  darf  man 
nur  von  den  jüngeren  detaillierteren  partikulären  Quellen  eine  Ant- 
wort erwarten.  —  4)  Iurisprudentia  frisica  50  §  48. 
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Nach  der  andern  Fassung  des  Fivelgoer  Rechts  heißt  der- 
jenige Bruder,  der  geflohen  ist,  friling,  der  andere,  der  ver- 
teidigt, egling  (Edeling);  jener  hat  kein  Recht  weder  auf 
das  Edel  noch  auf  Abteilung  mit  dem  Bruder.1)  Hier  ist 
nun  einmal  klärlich  eben  das  an  die  Flucht  angeknüpft, 
daß  der  eine,  der  Fliehende,  jetzt  Friling  heißt  und 
der  Zurückbleibende  Edeling;  es  ist  kein  „pressen"  der 
Fassung,  sondern  das  einzig  Mögliche,  anzunehmen,  daß  das 
früher  umgekehrt  gewesen  ist2),  d.  h.  derjenige,  der  geflohen 
ist,  hat  den  Titel  Edeling  verloren,  derjenige,  der  verteidigt, 
hat  ehedem  den  Titel  friling  geführt.  Also  von  zwei  Brüdern 
ist  der  eine  Edeling,  der  andere  friling.  Weiter  ist  das 
Innehaben  von  ethel  und  das  Innehaben  von  delschip  witK 
sine  brother  verschieden;  da  es  heißt,  daß  der  fliehende, 
der  bisher  Edeling  war,  nammer  edel  wunne,  so  muß  der 
Besitz  von  Edel  das  den  Edeling  Auszeichnende  sein,  das 
delschip  with  sine  broder  hebben  das  Recht  des  friling,  das 
diesem  hier  wegen  seiner  Landflucht  auch  verloren  geht. 
Sonach  ergibt  die  Stelle  des  Fivelgoer  Rechts  allerdings  eine 
Individualsukzession  in  das  Ethel,  sie  sagt  aber  für  sich  frei- 
lich noch  nicht,  daß  gerade  der  älteste  das  Recht  auf  diese 
Individualsukzession  hat.  Hier  setzt  die  Fassung  der  Iuris- 
prudentia  ein,  die  genau  den  gleichen  Tatbestand  meint,  freilich 
entsprechend  ihrer  gewöhnlichen  Yagheit  den  Vorgang  ledig- 
lich damit  beschreibt,  daß  die  fliehenden  alles  verlieren,  nicht 
einmal  deel  —  agen.  Allein  ein  Moment  hat  sie  zufällig 
genauer  bewahrt;  derjenige,  welcher  die  Verteidigung  über- 
nimmt, ist  hier  der  jüngste  Bruder,  die  fliehenden  sind  die 
zwei  altern.  Dann  will  die  gemeinsame  Vorlage,  welche  in 
der  Iurisprudentia  sonst  nur  flüchtiger  wiedergegeben  ist, 
sagen,  daß  der  jüngste  nicht  der  Edeling  wäre;  daß  aber 
zwei  ältere  genannt  sind,  soll  andeuten,  daß  wenn  der  älteste 


*)  Fivelgoer  Landrecht  ed.  Hettema  VI  10  S.  120.  v. Schwerin  a.a.O. 
S.  584  korrigiert  in  meinem  Zitat  den  offensichtlichen  Druckfehler  heta 
für  hethe;  wie  leicht  ein  solcher  entsteht,  kann  er  mühelos  daran  er- 
kennen, daß  er  selber  S.  583  hayde  abdruckt,  während  es  kayde  heißt.  — 
*)  v.  Schwerin  a.  a.  0.  S.  584  behauptet  ersteres ;  aber  was  hat  es  denn 
für  einen  Sinn,  hier  zu  sagen,  der  eine  heiße  Edeling,  der  andere  Fri- 
ling, wenn  das  immer  so  war  und  bleibt? 
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die  Stellung  verliert,  die  ihm  sonst  zukommt,  sie  auf  den 
nächstälteren  nur  dann  übergeht,  wenn  dieser  nicht  das  gleiche 
Delikt  mitbegeht.  Es  ist  ein  starkes  Argument  für  die  hier  ver- 
tretene Auslegung,  daß  die  frühesten  angelsächsischen  Nach- 
richten genau  den  gleichen  Rechtssatz  enthalten.1)  —  Damit 
stimmt  es  dann,  daß  noch  später  in  dem  Recht  des  entlegenen 
"Westerwald  ein  Vorrecht  des  erstgebornen  auf  den  Prinzipal- 
herd hervortritt.2)  — 

Den  gleichen  Standpunkt  nimmt  ferner  das  Recht  der 
seeländischen ,  also  auch  altfriesischen  Gebiete  ein.  Dieses 
Recht  hat  im  allgemeinen  für  Lehen  die  Sukzession  des 
ältesten  Sohnes  durchgeführt,  wobei  dieser  nach  französischem 
Vorbild  seinen  Jüngern  Brüdern  ein  paragium  von  ^3  geben 
muß.  Diese  Ausstattung,  welche  die  jungem  vom  altern  haben, 
wird  als  oersaten  bezeichnet-.3)  Einen  abweichenden  Umfang 
gewinnt  nun  das  oersaten  da,  wo  das  Lehen  gekauft  ist, 
also  das  persönliche  Vermögen  des  Erblassers  im  Lehen  steckt. 
"Wie  in  solchem  Fall  auch  andere  Rechte  den  Erbgang  nicht 
lehenrechtlich,  sondern  landrechtlich  gestalten4),  so  wendet 
hier  das  seeländische  Recht  den  landrechtlichen  Grundsatz 
an  und  gibt  allen  Geschwistern  materiell  gleiche  Anteile. 
Das  wird  dann  aber  verschieden  durchgeführt  für  die  Kirch- 
dörfer, in  denen  havenen  sich  finden,  also  für  die  alten 
Dörfer  und  für  das  übrige  Land.  Beidemal  soll  im  allge- 
meinen gleich  geteilt  werden;  aber  etwas  anderes  gilt  für 
die  Hofstätte  (Veste).  Liegt  sie  im  alten  Dorf,  also  auf  einer 
havene,   so  bekommt  sie  der  älteste  zum  voraus,   ohne  daß 

*)  Für  das  anglsächsische  Recht  oben  S.  120  N.  1.  —  2)  Für  das  Wester- 
walder  Recht  Fr.  St.  S.  58 ;  ich  verstehe  nicht,  warum  wegen  des  späten 
Alters  der  Text,  wie  er  uns  vorliegt,  nichts  beweisen  soll;  denn  das 
Vorrecht  auf  das  Stammhaus  ist  nirgends  eine  Bildung  des  jungen 
Rechtes.  Die  Zugehörigkeit  Westerwaids  zu  Friesland  erscheint  mir 
im  Gegensatz  zu  Richthofen  II  S.  1298,  der  keinen  einzigen  Beleg 
für  die  der  geographischen  Lage  nach  sehr  wenig  wahrscheinliche  säch- 
sische Besiedelung  beigebracht  hat,  durch  den  Traktat  über  die  7Seelande 
(RQu.  S.  111)  erwiesen;  v.  Richthofens  Stellung  zum  Traktat  erklärt  sich 
daraus,  daß  er  auch  Drenthe  und  Groningen  nicht  für  friesisch  ansieht 
(dazu  Fockema  Andreae  in  dieser  Zeitschrift  XXX  S2f.:  mein  Fr.  St. 
S.  12ff.).  —  »)  v.  d.  Bergh  II  747  §  9.  Fr.  St.  S.  59.  —  «)  z.  B.  das  bayrische 
Landrecht  von  1346  c.  187,  welches  in  diesem  Fall  Frauen  mit  den 
Männern  sukzedieren  läßt. 
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er  Ersatz  leisten  muß;  liegt  sie  außerhalb  des  Dorfes,  also 
auf  Neuland,  so  muß  sie  der  älteste  mit  den  andern  teilen 
oder  kann  sie  anstatt  dessen  gegen  doppelten  Ersatz  der 
area  in  Bauland  an  sich  ziehen.1)  Wie  im  französischen 
und  englischen  Recht,  so  hat  sich  also  hier  aus  dem  Land- 
recht in  das  Lehnrecht  das  Vorrecht  des  ältesten  auf  den 
Stammhof  hinübergerettet.  Das  Besondere,  was  das  see- 
ländische  Recht  an  die  Hand  gibt,  ist,  daß  dieses  Vorrecht  nur 
gerade  für  die  Hofstede  der  havene  gilt.  Das  aber  ist  die  Hof- 
stätte, auf  der  nach  der  gleichen  Quelle  der  Edelmann  wohnt.2) 
So  gewinnt  man  ein  einheitliches  Bild.  Der  Edeling 
ist  der  älteste,  dem  der  Vorzug  auf  den  Stammhof  —  frei- 
lich nur  den  Sitz,  nicht  die  dazu  gehörenden  Grundstücke  — 
zukommt;  das  Edel  ist  dann  dieser  Stammhof.  Daraus  er- 
klärt sich  auch,  warum  seit  der  karolingischen  Zeit  in 
Friesland  der  Adelige  und  nur  er  den  Hofnamen  führt  und 
in  Nordfriesland  die  Hovetlude  zum  Schild,  also  zum  Ge- 
schlechtszeichen geboren  sind;  vielleicht  ist  weiter  in  Drenthe 
das  Siegelrecht  auf  den  ältesten  beschränkt.3)  —  Der  liud- 
garda  der  ältesten  friesischen  Quellen  wird  eine  andere  Be- 
zeichnung für  den  Stammhof  sein.4)  —  Allmählich  freilich  hat 
sich  auch  in  Friesland  der  Brauch  durchgesetzt,  daß  alle  die- 
jenigen, welche  von  dein  ältesten  der  ältesten  Linie  stammen, 
als  adelig  betrachtet  werden,  und  es  liegt  wenigstens  nahe,  dies 
daraus  zu  erklären,  daß  sich  allmählich  durch  Erbgang  meh- 
rere Stammgüter  in  einer  Hand  sammelten  und  dadurch  eben 
alle  Kinder   mit  Stammhöfen  ausgestattet  werden  können.5) 

!)  v.  d.  Bergh  II  747  §  95;  v.  Schwerin  a.  a.  0.  S.  584  hat 
seinen  Widerspruch  gegen  diese,  wie  ich  glaube  zwingende  Aus- 
legung weiter  nicht  begründet.  —  2)  v.  d.  Bergh  II  747  §  96.  — 
3)  Fr.  St.  S.65  N.30,  S.  68.  69.  —  4)  Richthofen,  W.  B.  h.  v. ;  über  das  angel- 
sächsische oben  S.  118  N.  6.  —  5)  Fr.  St.  S.  61;  v.  Schwerin  a.  a.  0.  S.  585 
hat  das  bestritten.  Zunächst  meint  er,  ich  widerspreche  mir,  wenn  ich 
S.  61  für  die  spätere  Zeit  die  Individualsukzession  ablehne,  aber  S.  106 
und  S.  142  nur  die  älteste  Linie  als  adelig  (so,  u.  nicht  „erbberechtigt", 
wie  v.  Schwerin  angibt,  habe  ich  gesagt)  ansehe.  Es  ist  doch  aber  klar, 
daß  ich  nur  meine,  es  würden  von  einer  bestimmten  Periode  ab  die  Abkom- 
men des  Familienhaupts,  das  älteste  insgesamt  als  adelig  angesehen,  wie 
das  ja  auch  im  Vasallen-  und  Ministerialrecht  geschah.  Nun  bin  ich  mit 
V.Schwerin  darin  einig,  daß  in  Friesland  mindestens  für  das  Stammhaus  die 
Schwester  hinter  den  Bruder,  der  Cognat  hinter  den  Cognaten  zurück- 
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Für  rein  bäuerliche  Verhältnisse  hat  die  Individualsuk- 
zession  in  den  Hof  bei  den  Nordfriesen  zum  Minorat  geführt.1) 

6.  Auch  die  skandinavischen  Rechte  enthalten  Nach- 
richten über  eine  Sonderstellung  der  Erstgeborenen. 

Die  älteren  Angaben  dänischer  und  normannischer  Histo- 
riker über  die  Beschaffenheit  des  frühesten  dänischen  Erb- 
rechts und  seine  Umwälzung,  welche  wenigstens  nach  dem 
einen  Bericht  ein  Individualerbrecht  ergeben2),  können  als 
unklar  oder  unsicher  hier  dahingestellt  bleiben. 

Unmittelbar  hierher  gehört  es  dagegen,  daß  in  den 
Rechten  aller  drei  skandinavischen  Völker  der  älteste  der 
Führer  der  Miterben  ist,  solange  diese  noch  nicht  geteilt 
haben.  Es  ist  das  nicht  zu  verwechseln  mit  der  Bevor- 
mundung, welche  der  älteste  übt,  solange  die  übrigen  Mit- 
erben minderjährig  sind.  Nach  den  norwegisch-isländischen 
Quellen  werden  obligatorische  Ansprüche  von  dem  ältesten 
Mitglied  einer  Erbengemeinschaft  und  gegen  dasselbe  geltend 
gemacht,  und  Blutklagen  stellt  wiederum  der  älteste  an;  von 
da  aus  bekommt  die  Bezeichnung  adili  für  den  Klageberech- 
tritt (so  Erbrecht  von  Fivelgo  u.  Hunsigo  §  6 :  Richthofen  S.  324  f. ;  dazu 
v.  Amira,  Erbenfolge  u.  Verwandtschaftsgliederung  S.  190),  während  sie 
den  Elterngeschwistern  vorgeht.  Allein,  wenn  einmal  das  Prinzip  der 
standesgleichen  Ehe  sich  durchgesetzt  hat,  wie  im  späteren  friesischeu 
-Recht  und  gewiß  vorher  in  der  tatsächlichen  Praxis,  so  genügt  das,  um  im 
Laufe  der  Zeit  eine  Vielzahl  von  Stammgütern  in  eine  Hand  zusammen- 
zuballen, d.h.  es  wird  der  Etheling  dann  doch  öfters  eine  Frau  gehabthaben, 
die  als  älteste  eines  söhnelosen  Geschlechts  ihm  ein  Ethel  einbringt  oder 
er  wird  zugleich  als  Cognat  geerbt  haben.  Ohne  daß  ich  irgendeinen 
zahlenmäßigen  Anhalt  habe,  nur  um  den  Vorgang  plastisch  wiederzu- 
geben, will  ich  annehmen,  daß  unter  100  Erbfällen  einer  Generation  2solche 
Erbfälle  sind.  Geht  so  etwas  durch  viele  Jahrhunderte,  dann  sind  all- 
mählich in  der  Hand  eines  Etheling  so  viel  Stammhöfe,  daß  nun  bei  der 
prinzipiell  gleichen  Erbteilung  jeder  seiner  Söhne  einen  Stammhof  erhält. 
Als  häufig  darf  man  sich  den  Vorgang  nicht  denken ;  gerade  die  relative 
Seltenheit  erklärt,  wie  erst  sehr  allmählich  der  Übergang  aller  An- 
gehörigen der  ältesten  Linie  in  den  Adel  sich  durchsetzt,  v.  Schwerin 
S.  586  legt  mir  anscheinend  —  ich  verstehe  ihn  nicht  ganz  —  unter, 
ich  meinte,  der  Rückgang  sei  dadurch  herbeigeführt,  daß  jeder  Sohn 
eines  Adeligen  eine  Erbtochter  mit  Edel  heiratet,  was  natürlich  eine 
unmögliche  Annahme  wäre. 

')  Die  Belege  —  erst  aus  dem  16.  Jahrhundert  —  bei  Sering,  Erb- 
recht und  Agrarverfassung  in  Schleswig-Holstein  S.  144  f.  —  2)  Gesammelt 
bei  Steenstrup,  Normannerne  I  S.  203f.  251  f.  mit  S.  205. 
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tigten  überhaupt  im  Gegensatz  zu  den  materiellen  Gläubigern 
eine  ganz  eigenartige  Färbung1):  einer  aus  den  mehreren, 
und  zwar  der  älteste,  scheint  ursprünglich  allein  der  adili 
und  deshalb  der  Kläger  überhaupt  zu  sein.  Wieder  der  älteste 
verfügt  im  ostgöthischen  Recht  einseitig  über  die  Mobilien 
der  Gemeinschaft,  während  zur  Immobiliarverfügung  die  Mit- 
wirkung aller  erforderlich  ist.2)  Geradeso  endlich  behandelt 
das  dänische  Recht  den  ältesten  als  den  waeri  der  übrigen 
Teilhaber,  auch  wenn  diese  großjährig  sind.3) 

Ein  Vorrecht  eines  Erben  auf  das  Stammhaus  könnte  ur- 
sprünglich darin  stecken,  daß  der  Erbgang  durch  das  Sitzen 
des  Erben  auf  das  saeti  (hasaeti)  des  Erblassers  vermittelt  wird; 
aber  freilich  ist  der  Platz  des  Hausherrn  von  dem  übrigen,  meh- 
rere Plätze  enthaltenden  ondvegi  nicht  scharf  geschieden.4) 

*)  Gragas,  Stadarholsb.  c.  182  S.  220  gibt  dem  ältesten  die  Ver- 
tretung der  Gemeinschaft  gegen  einen  Gläubiger,  solange  nicht  geteilt 
ist  (ef  sa  fellr  fra,  er  fe  a  at  giallda,  par  sem  ero  senir  eptir  til 
arfs,  pa  er  rett,  at  madr  stefni  hinom  elkta  bredrana  um  alt  feit,  ef 
fe  er  engo  skipt).  Umgekehrt  setzt  Fr.  p.  1.  XII  1  ein  Klagerecht  des 
ältesten  für  die  Hausgemeinschaft  voraus,  auch  wenn  die  übrigen  groß- 
jährig geworden  sind;  denn  er  soll  klagen  binnen  10  Jahren,  nach- 
dem er  großjährig  geworden  ist  (v.  Amira,  Obligationenrecht  II  S.  714), 
also  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  mittlerweile,  wie  es  weitaus  das  ge- 
wöhnlichere sein  wird,  auch  die  übrigen  Teilhaber  innerhalb  dieser 
Frist  großjährig  geworden  sind.  —  Daß  der  älteste  Blutkläger  ist,  wird 
in  den  Quellen  nur  für  den  Fall  gesagt,  daß  alle  Brüder  des  Erschlagenen 
klagen  (Gragas,  Konungsb.  94  (S.  168);  Stadarholsb.  297  (S.  334);  dazu 
v.  Amira  II  S.  112);  aber  das  muß  dann  erst  recht  für  die  Söhne  gelten 
und  ist  durch  die  Fassung  Gragas  1.  c,  wo  zunächst  einfach  der  sonr 
als  vigsakai  adili  genannt  wird,  sehr  nahe  gelegt.  Über  adili  v.  Amira 
II S.94f.  K. Maurer,  Vorlesungen  V  S.  76  ff.,  S.  476.  —  2)  Oestgotal.E.  S.22; 
es  ist  hier,  da  ja  die  übrigen  bei  der  Immobiliarverfügung  mitwirken, 
vorausgesetzt,  daß  es  sich  um  großjährige  Teilnehmer  handelt.  — 
3)  Jyske  lov  1 19;  Valdemars  saellanske  lov  13  (ed.  Thorsen  S.  21)  bei 
aen  of  brothaer.  —  4)  Die  bei  Homeyer,  Der  dreißigste-  (Berl.  Ak.  gs.  hist. 
Abb.  1864  S.  120f.,  cf.  S.  130)  gesammelten  Belege  sprechen  alle  davon, 
daß  der  eine  Erbe  auf  das  saeti  (hasaeti)  gesetzt  wird  und  können  im 
Sinn  des  Textes  verwendet  werden.  Vatnsdaela  (Islend.  segur  ed. 
Asmundarson)  sagt  dagegen  c.  23  pat  synist  mer  rad,  at  ver  setimst 
eigi  i  saeti  fodur  vars  und  nimmt  so  an,  daß  sich  mehrere  Erben  auf 
den  Sitz  des  Erblassers  setzen  können.  Aber  vielleicht  ist  das  nur  eine 
spätere  Entstellung  der  ja  in  später  Fassung  (F.  Jonsson,  Literaturs  hist. 
II 1  S.  48)  überlieferten  Sage,  welche  das  saeti  des  Erblassers  mit  dem 
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Die  gemeingermanische  Vorstellung  aber,  daß  der  Hoch- 
sitz überhaupt  mit  der  "Wohnstätte  identisch  ist,  kommt  in 
den  isländischen  Nachrichten  zum  Ausdruck,  wonach  der 
vornehme  Einwanderer  seinen  Hochsitz  vom  Meer  antreiben 
läßt,  um  zu  bestimmen,  welches  Land  er  okkupieren  soll.1) 

In  den  spätem  dänischen  und  schwedischen  Quellen 
wird  ein  Yorrecht  auf  dem  Hof  nicht  mehr  erwähnt,  wenn 
auch  die  nachweisbare 2)  Realteilung  des  außerhalb  der  Hof- 
statt liegenden  Feldes  unter  die  mehreren  Söhne  einer 
solchen  nicht  entgegensteht  und  wie  so  oft  in  den  übrigen 
germanischen  Rechten  die  notwendige  Anrechnung  des  Hof- 
gebäudes auf  einen  Erbteil  noch  immer  etwas  Selbstverständ- 
liches gewesen  sein  könnte.  Dagegen  tritt  die  Sache  noch 
bestimmt  im  norwegischen  Recht  auf.  Die  Gulapingslj&g  geben 
dem  ältesten  das  hofudbol  schon  für  die  Zeit,  wo  nur  eine 
Nutzteilung,  noch  keine  Totteilung  des  odal  stattgefunden 
hat 3) ;  das  odal  ist  dabei  sonach  der  weitere  Begriff  gegenüber 
dem  htrfudbol.    Es  ist  also  nicht  allenfalls  nur  aus  sonst  nicht- 


ganzen   endvegi   (Gudmundson,    Privatboligen    pä   Island   i   sagatiden 
S.  184  ff.)  verwechselt. 

*)  K.Maurer,  Die  Entstehung  des  isländischen  Staats,  S.  45 ff.;  Bekeh- 
rung I  S.  93.  98.  lOOf.  —  J)  z.  B.  Uplandsl.  Aeb.  11,  §  2.  —  3)  G.  p.  1.  87 
gehen  zuerst  davon  aus,  daß  alle  teilen  wollen :  da  soll  (anders  als  nach 
den  Fr.  p.  1.  und  dem  allgemeinen  Landrecht:  v.  Amira,  Obligationen- 
recht II  S.  731)  die  Ladung  geschehen  peim  til  er  ellztr  a  i  a  mote.  Später 
ist  ausgegangen  von  dem  Fall,  daß  der  eine  Teilhaber  teilen  will,  der 
andere  nicht:  pa  skal  stefna  peim  til,  er  eigi  vill,  med  vattom  a  hofudbol. 
Wenn  die  beiden  Stellen  wirklich  etwas  Verschiedenes  meinen,  so  könnte 
die  eine  nur  darauf  gehen,  daß  alle  Teilhaber  einmütig  die  Teilung 
wollen  —  wie  ist  das  aber  zu  konstatieren  und  warum  dann  noch  die 
Ladung  —  während  die  andere  einen  Dissens  voraussetzt.  Dann 
ist  es  aber  unmöglich,  daß  zwar  im  ersten  Fall  bei  dem  ältesten  ge- 
laden wird,  im  zweiten  bei  einem  andern  Teilhaber.  Denn  man  könnte 
sich  sehr  wohl  denken,  daß  bei  Einmütigkeit  von  einer  Ladung  ab- 
gesehen wird.  War  aber  einmal  doch  geladen,  so  kann  das  Ladungs- 
verfahren im  ersten  Fall  kein  anderes  gewesen  sein  wie  im  zweiten. 
Mir  scheint  aber,  daß  hier  überhaupt  kein  Gegensatz  vorliegt,  sondern 
es  sind  nur,  wie  so  oft,  die  beiden  Rezensionen  zusammengeschweißt 
und  die  Stelle  von  nu  vill  annarr  skipta  en  annarr  vill  eigi  ist  identisch 
mit  dem  Passus  ab  von  nu  vilia  menn  odrlum  sinum  skipta;  das  beweist 
das  sa  skal  rada  er  stoerrom  vill  skipta  oben  und  unten.  So  oder  so 
ist  das  hofudbol  die.  Wohnstätte  des  ältesten. 
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erhaltenem  ostnorwegischen  Recht  oder  gar  als  Neuerung1) 
zu  erklären,  wenn  dann  in  der  Gesetzgebung  des  Königs 
Magnus  lagaboetir  das  Vorrecht  des  ältesten  auf  das  hofudbol, 
freilich  in  Anrechnung  auf  seinen  Erbteil  breit  hervortritt.2) 

Auch  aus  Island  ist  vielleicht  für  den  „Hof"  (Tempel), 
auf  dem  die  Godengewalt  liegt,  eine  Spur  des  gleichen 
Rechtes  überliefert.3)  Da  es  sich  dann  ja  nur  um  ein  Vor- 
recht des  ältesten  handelt,  so  steht  dem  nichts  im  Weg,  daß 
die  Miterben  anders  teilen,  und  bei  dem  politisch  so  wichtigen 
Godenrecht  wird  oft  genug  Gewalt  nachgeholfen  haben 4) ;  die 
Gemeinschaft,  die  so  entsteht,  ist  im  Recht  des  1 3.  Jahrhun- 
derts dahin  geregelt,  daß  die  Berechtigten  in  der  Ausübung 
alternieren.5)  Jedenfalls  spricht  der  Satz  nicht  zwingend  gegen 
ein  ursprüngliches  Recht  des  ältesten  auf  den  Stammhof. 

Inhaber  des  odal  aber,  also  desjenigen  Landes,  zu  dem 
ein  h^fudbol  gehört,  freilich  nicht  nur  der  Inhaber  des 
htffudbol,  ist  im  westnorwegischen  Recht  der  holdr.  Er  steht 
dann  über  dem  bondi  oder  arborinn  madr,  der  selber  wieder 
über  die  Klassen  der  bloßen  leisingiar  gerückt  ist.  Im  ost- 
norwegischen Recht  dagegen  bedeutet  der  Ausdruck  holdr 
mehrfach  alle    Bauern,   die  nicht  leisingiar  sind.6)     Umge- 

*)  Das  erste  ich  in  Fr.  St.  S.  61,  wo  ich  jene  Stelle  der  G.  p.  1. 
noch  nicht  richtig  gedeutet  habe  —  das  zweite  die  gewöhnliche  Meinung. 
—  2)  Landsl.  V.  7 ;  Jonsbok  erfdap.  7  §  1 ;  auch  Norges  gamle  love 
III  S.  11  1280,  S.  115  1315.  Dazu  Fr.  St.  S.  61.  —  s)  Kialnesinga 
(Islendinga  segur  II  S.  401)  hafdi  porgrimr  fedrleifd  peirra  ok 
mannaforrad,  pviat  hann  var  eldri,  en  Arnngrimr  utjardar.  Da 
die  Sage  wohl  erst  nach  der  Einführung  der  Jonsbok  geschrieben 
ist  (F.  Jonsson,  Literaturs  historie  III  S.  83  ff.),  so  könnte  die  Angabe 
freilich  auch  eine  Nachwirkung  der  Jonsbok  sein.  —  4)  Daraus  könn- 
ten sich  die  von  K.  Maurer,  Vorlesungen  IV  S.  215 f.  ins  Auge  ge- 
faßten Fälle  erklären.  —  8)  Grägäs,  Konungsbok  84  S.  141.  —  s)  So 
die  von  K.  Maurer  (Münchener  Ak.  S.-Ber.  1889,  phil.  hist.  Kl.  II  2 
S.  169 f.)  begründete  Auffassung,  die  von  Heck,  Beiträge  I  S.  398 ff. 
zu  Unrecht  angegriffen,  von  v.  Schwerin  in  G.  G.  A.  1909  S.  804  ff.  mit 
Recht  verteidigt  ist.  Nur  in  einem  Punkt  scheint  mir  eine  Abweichung 
von  Schwerin  nötig :  daß  in  den  ostnorwegischen  Rechten  die  leysingiar 
'und  leysingia  synir  in  derselben  Bußproportion  (mehr  ist  es  nicht, 
nicht  allenfalls  Bußengleicheit)  zu  der  heldar  stehen,  die  sich  im  West- 
norwegischen zwischen  heldar  und  bendr  oder  arbornir  menn  ergibt, 
ist  nach  meiner  Meinung  nicht  aus  einer  geschichtlich  schwer  verständ- 
lichen  späteren   Zurückstellung   der  gewöhnlichen   Bauern    hinter  die 
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kehrt  ist  eine  dritte  Richtung  zu  erkennen,  welche  den 
h#ldr  noch  höher  als  den  bloßen  Odalsberechtigten  einschätzt 
und  ihn  etwa  dem  Ritter  gleichstellt1);  man  möchte  vermuten, 
hat  aber  keinen  Beweis  dafür,  daß  dann  vielleicht  gerade  nur 
an  den  Inhaber  des  hoiiidbol,  nicht  des  sonstigem  odal  ge- 
dacht ist.  Sprachlich  ist  der  haldr  genau  so  wie  der  ihm  ge- 
legentlich gleichgestellte  pegn 2)  nichts  anderes  als  der  Krieger. 
7.  Bei  allen  germanischen  Völkern  zeigt  sich  eine 
Individualerbfolge  in  die  Wohnstätte,  während  im  üb- 
rigen die  Erbschaft  gleichgeteilt  wird.  Meist  wird  dabei 
die  Wohnstätte  auf  den  sonstigen  Erbteil  des  Übernehmers 
eingerechnet.  Bei  den  Franken,  den  Alamannen,  den 
Angelsachsen,  den  Altsachsen,  und  wohl  auch  den  Nord- 
leuten wird  das  Vorrecht  noch  genauer  auf  den  Stuhl,  Sitz 

heldar  zu  erklären  (Schwerin  a.  a.  0.  S.  807),  sondern  von  vornherein 
wird  eben  bei  den  Westnorwegern  zwischen  den  heldar  und  den  ge- 
wöhnlichen Bauern  eine  Bußdifferenz  bestanden  haben,  während  im 
östlichen  Landesteil  so  etwas  nicht  oder  nicht  mehr  bekannt  war.  Dann 
kommt  es  nur  darauf  an,  ob  die  Proportion,  in  welcher  im  Osten  die 
heldar  zu  den  Freigelassenen  stehen,  im  Westen  der  zwischen  den  Frei- 
gelassenen und  den  gewöhnlichen  Bauern  entspricht,  und  das  ist  in  der 
Tat  der  Fall  (siehe  die  Tabelle  bei  Heck  a.  a.  0.  S.  403).  —  Eine  Stände- 
schichtung, bei  der  über  den  freigelassenen  sofort  die  Vollberechtigten 
stehen,  setzt  für  die  Dänen  auch  Aelfred  und  Guthrum  2  voraus;  daß 
dabei  die  dänischen  liesingas  den  angelsächsischen  ceorlas  gleichgestellt 
werden,  ist  bei  der  gebundenen  Stellung  des  ceorlas,  für  die  im  nor- 
dischen Ständerecht  keine  weitere  Analogie  existiert,  sehr  verständlich 
und   beweist  natürlich  nicht,  daß  die   ceorlas  Freigelassene  sind. 

*)  Außer  Jonsbok  Lanzleigab.  18,  Kaupab.  24  (Maurer  a.  a.  0.  S.  202) 
gehört  wohl  hierher  Nordleoda  lagu  §  4  (mit  §  9),  wonach  die  holdas  (wohl 
des  Königs)  doppeltes  Wergeid  der  pegnas  haben,  und  die  anderen  angel- 
sächsischen Belege  (K.Maurer  a.  a.  0.  S.  198).  Denn  in  Aelfr.  Gupr.  2  wer- 
den alle  Dänen  den  pegnas  (twelf  hyndemen)  gleichgestellt,  soweit  sie  nicht 
leysingiar  sind.  Das  weist  auf  ein  Recht,  welches  keine  ständische 
Unterscheidung  zwischen  einzelnen  Klassen  der  freien  Bauern  kennt  und 
bedeutet  also  eine  Gleichstellung  auch  der  vornehmsten  skandinavischen 
Bauern  nur  mit  den  gewöhnlichen  pegnas,  so  daß  soweit  von  der  bei 
Vinogradoff,  The  growth  of  the  manor2  S.  131  f.  behaupteten  Höherstellung 
der  Dänen  keine  Rede  ist.  Dann  wird  allerdings  der  heldr  in  Nordl.  4, 
der  das  doppelte  Wergeid  des  pegn  hat,  etwas  Höheres  als  der  gewöhn- 
liche Odalsbauer  sein,  und  dazu  stimmen  die  übrigen  angelsächsischen 
Nachrichten  von  holdas.  Aber  zu  einem  festen  Ergebnis  kommt  man 
nicht.  —  2)  K.  Maurer  a.  a.  0.  S.  185. 
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des  Hausvaters  oder  auf  den  Herdplatz  zurückgeführt,  natür- 
lich so,  daß  das  überall  nur  mehr  als  Bild  gedacht  wird  und 
tatsächlich  das  ganze  Haus,  freilich  wieder  nicht  das  zum 
Haus  gehörende  Feld  gemeint  ist.  Bei  den  Vornehmen  ist  es 
der  älteste,  der  den  Geschlechtssitz  übernimmt,  und  das  gilt 
durchweg  im  Fränkischen  für  die  francs  hommes,  im  Deutsch- 
burgundischen  für  die  nobiles,  bei  den  Angelsachsen  für  die 
pegnas  (sokemanni  liberi),  bei  den  Friesen  für  die  Edtlinge ; 
dagegen  ist  bei  den  Franken,  den  Baiern,  Alamannen,  den 
Angelsachsen,  den  Altsachsen  und  den  Friesen  für  mehr 
bäuerliche  Verhältnisse  der  Minorat  da  und  dort  bezeugt. 
Der  Haupthof  erscheint  bei  den  Baiern  als  ein  Gesamtgut 
des  Geschlechtes,  und  deshalb  kann  er  nur  von  allen  Ge- 
schlechtsgenossen zusammen  veräußert  werden;  im  Fränki- 
schen und  Alamannischen  tritt  der  gleiche  Gedanke  in  der 
Form  auf,  daß  das  Stammhaus  durch  den  Inhaber  allein  nicht 
veräußert  werden  kann.  Ist  dann  bei  den  Sachsen  eine  Ge- 
bundenheit des  ganzen  Grundeigentums,  also  des  Besitzes  der 
Schöffenbaren  durch  Beispruchsrecht  erwähnt,  so  wird  eben 
hier  die  Totteilung  des  Familienbesitzes  überhaupt  ausgeschlos- 
sen sein1),  während  man  anderwärts  nur  den  Stammhof  von  der 
Teilung  fernhält.  Mit  demStammhausverbundenist  im  Bairischen 
und  Friesischen  der  Name;  das  Geschlechtszeichen  (Wappen 
Siegel  und  wohl  auch  der  Stab)  im  Fränkischen,  Deutschburgun- 
dischen,  Alemannischen,  Friesischen,  vielleicht  im  Sächsischen. 
Man  wird  dabei  das  Geschlechtszeichen  zunächst  als  Hausmarke 
denken  müssen  und  deshalb  im  Sinn  der  Heraldik  als  Herold- 
stück oder  als  eine  Blume ;  die  meisten  andern  Wappenbilder, 
weit  überwiegend  Tiere,  welche  der  ursprünglichen  germa- 
nischen Vorstellung  ganz  fremd  gewesen  sind,  können  ur- 
sprünglich als  solche  Geschlechtszeichen  nicht  fungiert  haben.2) 

*)  So  mit  Recht  Heusler,  Instit.  II  S.  54  f.  —  2)  Im  französischen 
Recht  wird  vielleicht  noch  zwischen  der  merke  und  enseigne  der  Adeligen 
unterschieden  (S.  107  N.l),  so  daß  also  zwei  Zeichen  nebeneinander  gehen 
könnten;  ebenso  haben  die  Lüneburgischen  Sülzbegüterten  nebeneinander 
die  Hausmarke  und  die  Tierzeichen  (S.  148).  Nun  geben  die  französi- 
schen poetischen  Quellen  des  12.  Jahrhunderts  durchweg  an  die  Hand,  daß 
der  Löwe,  weitaus  das  wichtigste  Wappentier,  zunächst  überhaupt  noch 
gar  kein  individuelles  Zeichen  ist,  sondern  daß  es  —  wohl  wegen  der 
nunmehrigen  Berührungen   mit   dem  Orient  —  allgemein  Mode  ge- 
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Damit  stimmt  es  dann,  daß  einmal  auf  einer  rheinischen 
Urkunde  des  11.  Jahrhunderts  ein  rein  lineares  Gebilde  als 
chirographum,  also  als  Handgemal,  angebracht  ist.1) 

Daß  die  ältesten  der  ältesten  Linie  auf  der  Wohnstätte  der 
ursprünglichen  Großhufe  sich  befanden,  ist  auch  ohne  direktes 
Zeugnis  notwendig  anzunehmen.  Denn  wenn  wirklich  für  den 
größern  Besitz  das  Vorrecht  des  erstgebornen  auf  den  Stammhof 
gegolten  hat,  dann  muß  eben  der  älteste  auf  dem  Urhof  ge- 
sessen sein.  Einen  zufälligen  unmittelbaren  Beleg  ergibt  das 
friesische  Recht,  welches  die  Hofstätte  der  havina  an  den 
ältesten  gibt.  Daß  aber  der  älteste  der  Adelige  ist,  sagt 
nicht  nur  das  friesische  Recht,  sondern  auch  das  angel- 
sächsische Recht,  das  allein  die  yldestan  als  politisch  maß- 
gebend betrachtet  und  ebenso  wohl  auch  das  fränkische  Recht 
mit  seinen  seniores;  in  der  nordischen  Überlieferung  tritt  das 
gleiche  ganz  verblaßt  in  der  Bedeutung  von  adili  zutage.  — 
Anderemal  freilich  ist  ein  solcher  Zusammenhang  verloren 

worden  ist,  das  fremde  Tier  auf  den  Schild  zu  setzen  (z.  B.  Cligös,  ed. 
Förster  v.  4795;  Renaus  [Bibl.  Liter.  -  Verein  767]  S.  27  Z.  24  ff.).  Da- 
neben erwähnen  sie  aber,  daß  die  Schilde  mit  Blumen  (Garin,  ed. 
Paris  II  S.  50;  Renaus  S.  41  Z.  33,  S.  69  Z.  17  [un  escu  paint  a  flor,  so 
daß  unmöglich  an  das  Buckelreis  gedacht  sein  kann] ,  S.  283  v.  18 ; 
Guillaume  d'Orange  ed.  Jonckbloet  IV  v.  848  usw.)  oder  mit  Stäben  ver- 
sehen (Renaus  S.  429  Z.  4  escu  vergie)  oder  geviertelt  (Guillaume, 
d'Orange  I  v.  599  escu  de  quartier)  sind.  Es  wird  weiter  hierher  ge- 
hören, daß  in  Friesland,  welches  durch  das  Ritterwesen  nicht  berührt 
wurde,  die  Wappen  durchweg  in  Blumen  oder  Eicheln  bestehen  (Men- 
singa, Vierteljahrschrift  für  Heraldik  VII,  8.  247  f.).  Die  alte  Streit- 
frage (zuletzt  Petersen,  Das  Rittertum  in  der  Darstellung  des  Johannes 
Rothe  S.  104  f.)  nach  der  Priorität  der  Heroldstücke  oder  "Wappenbilder 
wird  also  wohl  so  zu  lösen  sein,  daß  zwar  nicht  alle  Wappenbilder  — 
nicht  die  Pflanzen  —  wohl  aber  die  meisten  Tierbilder  das  jüngere 
sind;  dagegen  zu  der  älteren  Wappenform  vor  allem  die  bloß  linearen 
Auszeichnungen,  also  die  Heroldbilder  gehören. 

*)  So  die  vortreffliche  Untersuchung  von  Ilgen  in  M.Oest.  J.  XXVIII 
S.  561  ff.  Hier  (S.  563  N.  1)  auch  noch  ein  zweiter  Fall,  wo  ein  Zeichen 
auf  der  Rückseite  der  doppelt  ausgestellten  Urkunde  angebracht  und 
durch  die  Trennung  der  Urkunde  halbiert  ist.  Sohm  in  dieser  Zeit- 
schrift XXX  S.  104  stimme  ich  insofern  zu,  als  auch  ich  jeden  Nach- 
weis eines  Vollziehungsmerkmals  vermisse.  So  etwas  ist  ja  bei  einer 
Marke  genau  so  ausgeschlossen  wie  bei  einem  Siegel.  Allein  das  ist 
doch  sicher,  daß  die  Urkunde  von  einer  Beglaubigung  durch  istius 
(des  weltlichen  Vertragsgegners)  cirografum  und  durch  sigillum  nostrum 
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gegangen  und  dann  setzen  Normen,  wie  die  des  norwegi- 
schen Eechtes  ein,  welches  als  odal  und  somit  auch  als  hj&fuct- 
bol  das  ansieht,  was  durch  4  oder  6  Generationen  in  der 
Familie  geblieben  ist  oder  was  dem  gleichgestellt  wird.1) 
Das  angelsächsische  Recht,  welches  den  Besitz  von  5  Hiden 
durch  4  Generationen  mit  dem  pegnrecht  belohnt2),  gehört 
dagegen  erst  halb  hierher,  denn  hier  wird  ja  der  Besitz  von 
5  Hiden,  nicht  allenfalls  nur  von  einer  Hide  gefordert. 

III.  1.  Das  Bisherige  hat  gelegentlich  unmittelbar,  öfters 
mittelbar  gezeigt,  daß  der  Übernehmer  des  Hofs,  also  im 
ganzen  der  Erstgeborene  der  Adelige  ist.  Die  Frage  ist  nun, 
in  welchem  Verhältnis  die  Nachgebornen  und  ihre  Abkommen 
zu  der  Linie  des  ältesten  stehen. 

a)  Nach  den  friesischen  Belegen  sind  die  Jüngern  Brüder 
des  Edeling  nur  Frilinge. 

b)  Viel  tiefer  führt  das  angelsächsische  Recht. 

In  der  Masse  der  Quellen  wird  zwischen  dem  Geburts- 
stande des  twelfhyndemann  und  des  twihyndemann  unter- 
schieden; jener  ist  mit  dem  ~pegn  identisch,  dieser  mit  dem 
ceorl3),  der  später  als  villanus4),  gelegentlich  auch  wie  der 
sächsische  Gemeinfreie  als  libertinus  bezeichnet  wird.5)  Ebenso 
entspricht  die  Bußproportion  zwischen  den  beiden  Klassen 
genau  der  Spannung  zwischen  nobilis  und  liber,  von  der  die 
1.  Saxonum  berichtet,  wie  denn  gelegentlich  später  der  twelf- 

(des  urkundenden  Bischofs)  spricht.  Ist  nun  das  sigillum  des  Bischofs 
auf  der  einen  Seite  aufgedruckt,  so  kann  die  Figur  nichts  anderes  als 
istius  chirografum  sein.  Dadurch,  daß  die  große  Zeichnung  auf  die 
Trennungslinie  der  doppelt  ausgestellten  Urkunde  gesetzt  und  damit 
geteilt  wird,  -wird  sie  ja  doch  nicht  zerstört;  vielmehr  entspricht  das 
doch  einem  im  Urkundenwesen  oft  beobachteten  Verfahren. 

*)  F.  Brandt,  Forelaesninger  over  den  norske  rets  historie  I  S.  162. 
Etwas  anklingendes  Et.  S.  Louis  I.  25  a.  E.  —  2)  Nordl.  1.  §  9  ff.  — 
3)  Oben  S.  132  und  die  Belege  bei  R.  Schmid  s.  v.  twelfhynde  und 
twihynde;  dazu  noch  Kemble  731;  Thorpe,  Diplomatarium  anglicum 
S.  612.  Daß  es  sich  um  Unterschiede  in  einem  Geburtsstand,  nicht  etwa 
um  verschiedenen  Dienstrang  handelt,  ergibt  Aelfred  9,  das  das  Wergeid 
nach  dem  faedrencnosel  bestimmt;  ebenso  der  Ausdruck  deorboren 
(Ine  34  §  1)  für  die  Leute  mit  höherem  Wergeid.  —  4)  R.  Schmid  s.  v. 
villanus.  —  5)  Orosius  ed.  Sweet  S.  162  Z.  16  hat  ceorl  (im  Gegensatz 
zu  peowas),  wo  der  lateinische  Text  von  libertinus  redet. 
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hyndemann  als  plene  nobilis  gefaßt  wird.1)  All  das  führt 
auf  den  Unterschied  von  iiberi  sochemanni,  taini,  alodiarii 
usw.  auf  der  einen  Seite,  villani  auf  der  andern  Seite,  welcher 
seit  der  letzten  angelsächsischen  Zeit  begegnet  und  schon 
früher  beschrieben  ist.2) 

Nun  hat  sich  damals  bereits  gezeigt,  daß  unter  den  soche- 
manni liberi  und  über  den  gewöhnlichen  villani  eine  zweite 
Klasse  unterschieden  wird,  diejenigen  sochemanni,  welche  nicht 
veräußern  können,  die  also  kein  freies  Eigentum  haben,  und 
die  mit  den  geneatas  eines  pegn  oder  dessen  gesidas  identisch 
sind.3)  Nach  den  angelsächsischen  Quellen  kommt  diese 
zwreite  Klasse  über  die  bäuerliche  Lebensform  nicht  hinaus; 
deshalb  wird  auch  geneat  in  der  späteren  Übersetzung  mit  vil- 
lanus  wiedergegeben4),  und  der  neet  oder  neat  begegnet 
lange  in  diesem  Sinn.5)  Es  führt  auf  das  gleiche,  wenn 
in  den  Quellen  der  normannischen  Zeit  der  sochemannus 
entweder  noch  vom  villanus  getrennt,  aber  mit  ihm  zu- 
sammen den  liberi  homines  gegenübergestellt6),  oder  wenn 
der  sochemannus  direkt  als  villanus  betrachtet  wird.7; 
Auf  Mangel  des  Eigentums,  weil  auf  einen  Besitz,  den 
man  nicht  veräußern  kann,  geht  es  wieder,  daß  unter  den 
gesidcundmen  landagende  als  zweite  Schicht  die  unlandagen.de 
unterschieden  werden8),  und  deshalb  müssen  die  gesidcundmen 
unlandagende  mit  den  geneatas  oder  gesidas  eines  Herrn 
gleich  sein.  Anderes  aber  ergibt,  daß  die  Mittelklasse  aus 
sixhyndemen  besteht.9) 

Unter  dem  geneat,  den  wir  dem  gesida  gleichsetzen,  steht 
der  gebur.  der  noch  immer  im  Besitz  einer  virgata  ist.10) 

Forscht  man  nun  aber  nach  dem  unterscheidenden  Merk- 
mal des  geneat  oder  gesidcund  unlandagende  (sixhyndemann;, 
so  muß  man  dem  Wort  nach  annehmen,  daß  er  von  einem 
gesid  (des  Königs),  also  einem  pegn  abstammt,  aber  das 
selber    nicht    ist;    d.  h.  man  kommt   auf  den   nachgebornen 


x)  Regesten  zu  -A°lfred  26  im  quadripartitus  (Liebermann  S.  19). 

—  «)  Dieser  S.  121  ff.  —  »)  Dieser  S.  129  ff.  —  «)  Eadgar  II  1.  1,  IV  1  §  2. 
Rectit.  2;  auch  Birch  II  574.  896  heht  his  geneat  Ecglaf  hatte  ridan. 

—  •)  Vinogradoff,  Villainage  S.  144  N.  1.  —  6)  Edw.  conf.  12  §  4  und 
oben  S.  122  f.  —  ')  Leis  Willelme  16  und  oben  S.  129  f.  —  8)  S.  135 
N.  2.  —  •)  S.  133  N.  1.  —  10)  S.  68  N.  2. 
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Sohn  oder  auf  die  Söhne  überhaupt,  solange  der  Vater  noch 
den  Haupthof  hat. 

Aber  die  andere  Frage  ist,  wie  lange  die  nachge- 
bornen  Linien  ihren  Vorzug  vor  den  Gemeinfreien  bewahren? 
Die  angelsächsischen  Quellen  geben  keine  direkte  Antwort. 
Nur  das  kann  man,  wie  eben  gezeigt1),  einmal  erkennen, 
daß  eine  Statusveränderung  in  der  vierten  Generation  zu- 
gunsten eines  Geschlechts  eintrat,  nachdem  die  3  voraus- 
gehenden Generationen  5  Hiden  besessen  haben.  —  Der 
gleiche  Gedanke  kommt  nun  weiter,  aber  diesmal  zuun- 
gunsten des  Stammes  im  englischen  Recht  da  vor,  wo  sich 
das  Erbrecht  des  Landrechts  in  das  Individualerbrecht  des 
Lehnrechts  eingedrängt  hat,  d.  h.  bei  dem  Weibererbrecht. 
Hier  2)  sind  die  nachgebornen  Töchter  und  deren  Deszendenz 
zwar  insofern  einer  Obergewalt  unterworfen,  als  die  Ableistung 
der  auf  ihre  Quote  treffenden  Lehenspflichten  durch  die  primo- 
genita  vermittelt  wird,  aber  sie  haben  nicht  homagium  und 
nicht  einmal  fidelitas  zu  leisten,  bevor  es  zur  vierten  Generation 
kommt.  Dann  müssen  sie  der  primogenita  bzw.  ihrer  Des- 
zendenz homagium  abstatten  und  sind  damit  definitiv  in  eine 
andere  Klasse  getreten;  jedenfalls  aber  können  sie,  wie  das 
allerdings  unmittelbar  nur  in  normannischen  Quellen  bezeugt3) 
ist,  auch  in  der  Zwischenzeit  ihr  Gut  nicht  zu  Eigentum, 
sondern  nur  als  von  der  ältesten  geliehen  besitzen,  weil  ja 
sonst  durch  eine  Veräußerung  der  Eintritt  des  homagium  in 
der  4.!  Generation  jederzeit  ausgeschlossen  werden  könnte. 
—  Der  Grundgedanke,  daß  erst  nach  Ablauf  mehrerer 
Generationen  die  Nachgebornen  definitiv  durch  homagium 
unter  den  Stammhalter  sinken,  gehört  auch  dem  französischen 
Recht  an;  aber  in  denjenigen  Rechtsformen,  welche  auf  das 
englische  Recht  am  meisten  Einfluß  hätten  üben  können, 
tritt  hier  diese  Verschlechterung  nicht  schon  in  der  vierten 
Generation  ein,  sondern  erst  mit  dem  6.  und  7.  Grad.*)  Deshalb 

>)  S.  160.  —  »)  S.  108  f.  —  •)  Summa  d,e  legibus  Normannie  28 
§  1  (vgl.  34  §  5).  —  *)  So  das  normannische  Recht  (N.  3).  In  den 
Et.  S.  Louis  I  48,  79  endet  das  parage  da,  wo  die  Kinder  des 
betreffenden  Vertreters  der  jüngeren  binie  die  Angehörigen  der  älteren 
Linie  heiraten  konnten,  also  da  nach  dem  Laterankonzil  von  1216 
(c.  8   X  4.  14)   das   Ehehindernis    bis    zum    vierten   Grad   kanonischer 
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darf  man  die  Formulierung  bei  Glanvilla  und  seinen  Nach- 
folgern unmittelbar  als  Reflex  des  englischen  Landrechts  an- 
sehen. —  Dann  ist  hier  der  Gedanke  der,  daß  die  Gleich- 
stellung mit  der  primogenita,  das  Recht  eines  par  3  Genera- 
tionen hindurch  festgehalten  und  in  der  vierten  verloren  wird, 
wie  im  umgekehrten  angelsächsischen  Fall  der  Besitzer  von 
5  Hiden  durch  3  Generationen  seinen  Stand  als  ceorl  behält, 
in  der  vierten  zum  gesidcundmann  aufsteigt.  —  In  der  gleichen 
Richtung  entscheiden  die  schottischen  Nachrichten1),  die 
eben  das  nordanglische  Recht  allerdings  vermischt  mit 
keltischen  Elementen  wiedergeben.  Das  schottische  Recht, 
das  den  than  im  alten  Sinn  festgehalten  hat2),  stellt  diesen 
über  den  gewöhnlichen  rusticus  oder  carl.3)  Über  dem  rusticus, 
aber  unter  dem  thainus  reiht  nun  nach  den  einen  Nachrichten 
der  octhigernd  (octiern) 4),  der  dann  wieder  gelegentlich  auch 
als  ranggleich  behandelt  wird.5)  Der  octhigernd  ist  der  Jung- 
herr.6) Nach  andern  Nachrichten  spaltet  sich  die  Klasse 
wieder  in  den  Sohn  und  den  Enkel  des  Thans,  und  erst  der  Ur- 
Zählung fortdauert,  hört  für  den  im  vierten  Grad  Befindlichen  das 
paragium  auf.  Das  ist  allerdings  das  gleiche  wie  Glanvilla  VII  3  §  5, 
aber  ist  eine  jüngere,  erst  durch  das  Laterankonzil  veranlaßte  Bildung. 
Immerhin  zeigt  dieselbe  die  Ursprünglichkeit  des  normannischen  Rechts, 
das  jene  .weitergehende  Begrenzung  auch  nach  dem  Laterankonzi)  fest- 
gehalten hat. 

x)  Hierher  Seebohm,  Tribal  customs  in  Anglo-Saxon  law  S.  297  ff. 
—  *)  S.  132.  —  3)  Die  Identität  von  rusticus  (villan)  und  carl 
ergibt  die  lateinische  (französische)  und  altenglische  Fassung  der 
leges  inter  Brettos  et  Scotos  (Acts  of  the  parliaments  of  Scotland  I 
S.  299).  —  *)  Statuta  regis  Alex.  II  c.  2  1220  (Acts'  of  Pari.  I  S.  68) 
de  thano  6  vaccas  et  unam  iuvencam;  de  ogthierne  15  ores  vel  sex 
solidos  —  de  rustico  unam  vaccam  et  unam  ovem.  —  5)  Regiam  maie- 
statem  IV  54  (Acts  I  S.  276)  sciendum ,  quod  secundum  assissiam  terre 
Scocie  quecunque  mulier  fuerit  sive  nobilis  sive  serva  sive  mercenaria, 
mercheta  erit  una  iuvenca  vel  tres  solidi  et  rectum  servientis  tres 
denarii.  Et  si  filia  liberi  sit  et  non  domini  ville,  mercheta  sua  erit 
una  vel  sex  solidi  (d.  h.  zu  dem  Betrag  von  mercheta,  der  allen  gemein- 
sam ist  —  nobilis  hier  =  libera  —  kommt  ein  differenzierter  Zuschlag 
hinzu)  et  rectum  servientis  6  denarii.  Item  mercheta  filia  thani  vel 
ochetiern  duo  vaccae  vel  duodecim  solidi  et  rectum  servientis  duodecim 
denarii.  Item  mercheta  filie  comitis  et  regine  duodecim  vaccae  et  rec- 
tum servientis  denarii  duo.  —  «)  "Windisch,  Irische  Texte  Bd.  I  W.B 
S.  717  s.  v.  6c-thigernd. 

11* 
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enkel  ist  bassior  parentela.1)  Drei  Generationen  gehören  also 
dem  Stand  über  dem  bloßen  rusticus  an,  dem  Geburtsstand 
des  Thans,  der  dann  als  dominus  ville2)  sich  noch  darüber 
hebt.3)  Nun  knüpfen  aber  die  Stände  des  schottischen 
Rechts  dem  "Wergeid  nach  vollständig  an  das  angelsächsische 
Recht  an:  der  rusticus  (carl)  hat  ein  Wergeid  (cro)4)  von  16  Kühen 
im  Wertanschlag  von  6  solidi,  also  von  96  sol.  fränkisch,  oder 
von  zirka  240  sol.  angelsächsisch,  d.  h.  das  Wergeid  des  ceorl. 
Der  than  wird  mit  hundert  vaccae,  ungefähr  dem  Sechsfachen 
(JjM)  <je8  cro  des  nisticus  vergolten,  ist  deshalb,  wie  schon  ge- 
sagt, der  twelfhyndemann.  Der  octiern  im  engeren  Sinn  aber, 
d.  h.  der  nepos  thani  gilt  48  Kühe,  ist  also  genau  ein  sixhynde- 
mann,  während  der  filius  thani  noch  etwas  mehr  wert  ist.5) 
So  beweist  dieses  nordanglische  Recht,  das  ja  gleichfalls 
durch  die  normannische  Invasion  berührt  wurde,  aber  lange 
nicht  so  stark,  wie  das  Recht  des  südlichen  Königreichs,  und 
deshalb  die  angelsischen  Elemente  besser  bewahrt  hat,  daß 
der  sixhyndemann  nichts  anderes  ist  als  der  Nachgeborne 
eines  pegn  in  der  zweiten  —  und  da  hier  kein  weiterer 
Unterschied  gemacht  wird  —  auch  in  der  ersten  Generation. 
Die  vierte  Generation  mit  Einrechnung  der  pegn  fällt  in  den 
Stand  des  villanus.  Das  schottische  Recht  selber  trennt  einmal 
zwischen  der  ersten  und  zweiten  Generation  nach  dem  than, 
und  auch  im  ältesten  kentischen  Recht  findet  sich  eine  Spur 
davon.  Das  Gesetz  des  Adelbert  nämlich  scheidet  in  der 
mund  einer  Witwe  vier  Stufen:  die  höchste  Stufe  (50  sc.)  die 
der  eorlcunde  ist  das  Achtfache  von  der  untersten  Stufe  (der 
feorde  weduwe),  so  daß  diese  Spannung  von  der  zwischen 
twelfhyndemann  und  twihyndemann  (1  : 6)  nicht  sehr  erheb- 

l)  Regiam  maiestatem  IV  54  (Acts  of  the  parliaments  of  Scotland 
I  S.  270)  =  leges  inter  Brettos  et  Scotos  (Acts  I  S.  299  cro  unius  thani 
—  cro  filiis  thani  —  cro  nepotis  unius  thani  vel  unius  ogthiern  —  omnes 
bassiores  in  parentela  scilicet  le  cro  unius  rustici.  Dazu  S.  133  N.  2 
über  die  zugrunde  liegende  Währung  und  —  gegen  Robertson  über  die 
Ursprünglichkeit  von  regiam  maiestatem  IV  54.  —  2)  Über  den  Than  als 
dominius  villae  vorläufig  S.  163  N.  4.  —  3)  Es  ist  deshalb  unrichtig  und 
durch  abweichende  irische  Normen  veranlaßt,  wenn  Robertson,  Scotland 
under  her  early  kings  I  S.  240  den  octiern  erst  von  der  vierten  Gene- 
ration nach  dem  Than  zählt.  —  *)  Cro  kommt  vom  irischen  Cru,  cro 
Blut,  Tod.  —  *)  Regiam  maiestatem  IV  c.  55  (Acts  of  the  parliaments 
of  Scotland  I  S.  276;  dazu  I  S.  299)  und  oben  S.  132  N.  2. 
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lieh  abweicht  und  dem  Unterschied  der  hide  zu  240  Acker  und 
der  virgata  entspricht  (1 : 8).  Zwischen  diesen  beiden  Polen  ist 
dann  aber  das  Wergeid  von  opre  und  pridde  widuwe  einge- 
schoben.1) Also  auch  hier  eine  Schichtung,  die  nach  dem  Vor- 
ausgehenden wohl  lediglich  aus  einer  Generationenfolge  sich 
erklären  läßt.  —  Eine  „aett"  hindurch  behalten  also  die  Ab- 
kommen eines  Edeln  einen  Rang  über  den  Gemeinfreien, 
wobei  der  Stammvater  bald  in  die  aett  eingerechnet  wird, 
bald  erst  mit  dem  dessen  Abkommen  begonnen  wird. 

An  sich  ist  die  Mittelklasse  dem  Geschlechtsältesten  unter- 
geordnet. Daß  aber  so  häufig  im  Domesdaybuch  und  in  den 
sonstigen  englischen  Quellen  der  König  oder  von  ihm  be- 
liehene  Vasallen  diese  Abhängigkeit  geltend  machen,  erklärt 
sich  einfach  daraus,  daß  ja  stets,  vor  allem  in  der  ersten  Nor- 
mannenzeit massenhaft  Konfiskationen  stattfanden2)  und  so 
die  Gewalt  an  den  König  oder  die  von  ihm  Belehnten  fiel. 

Wie  lang  die  Vorstellung  sich  im  englischen  Recht  ge- 
halten hat,  daß  die  nachgebornen  Generationen  allmählich 
in  den  Stand  der  rustici  herabsinken,  hängt  davon  ab,  ob 
man  damit  das  spätere  englische  yeomann  zusammenbringen 
darf,  das  sprachlich  wohl  der  junge  Mann  ist,  sachlich  eines- 
teils auf  etwas  wie  den  spätangelsächsischen  radkniht  weist, 
andernfalls  eine  Bezeichnung  für  die  sokemanni,.  vor  allem 
wohl  die  sokemanni  zweiten  Grads  geworden  ist.3)  Mein 
Material  reicht  hier  zu  sicheren-  Sätzen  nicht  aus. 

c)  Wenn  einmal  im  angelsächsischen  Recht  feststeht,  daß 
die  Nachgebornen  allmählich  aus  der  bevorrechteten  Stel- 
lung in  die  der  rustici  herabgehen,  so  muß  das  gleiche  auch 
für  das  fränkische  Gebiet  angenommen  werden,  wo  die  Normen 

*)  Aedelberht  75.  —  2)  Hierher  vor  allem  die  berühmte  Stelle  in 
Dial.  de  scaccario  I  10  und  dazu  Stubbs,  Const.  history8 1  S.  281  N.  2.  — 
3)  Über  den  yeomann  als  serviens  die  Belege  bei  Stratmann-Bradley, 
Middle  english  dictionary  s.  v.  goman  (S.  302).  Lambard ,  The  param- 
bulation  of  Kent  1596  S.  12  setzt  die  yeomanrie  der  gentrie,  welche 
Ritterlehen  hat,  entgegen  und  identifiziert  sie  mit  den  Besitzern  von 
gavelkind,  also  von  sokemanni  zweiter  Klasse.  —  In  diesen  Zusammen- 
hang gehört  auch  die  Frage,  ob  nicht  das  Wort  kniht  die  zweite 
Schicht  meint,  wie  das  ja  für  die  Komposition  radkniht  sich  unmittel- 
bar gezeigt  hat.  Die  bis  in  das  Angelsächsische  zurückgehenden  Belege 
(bei  Gross,  The  gild  merchant  I  S.  183 f.)  sprechen  für  die  Vermutung, 
sind  aber  nicht  sicher  genug. 
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über  paragium  dasselbe  nahelegen.  Nur  scheint  dann  hier 
der  Übertritt  von  der  einen  Stufe  zur  andern  ursprünglich  erst 
stattgefunden  zu  haben,  wenn  6  oder  7  Generationen  ver- 
strichen sind  und  gar  keine  Verwandtschaft  mehr  besteht.1) 

Der  aus  dem  adeligen  Geschlecht  Geborne  —  der  gesid- 
cund,  eorlcund  —  wird  bei  den  Angelsachsen,  wenn  er  nicht 
zufällig  als  ältester  den  Stammhof  erhält,  mit  dem  dreifachen 
Wergeld  des  Gemeinfreien  vergolten.  Genau  die  gleiche 
Proportion  hat  die  lex  Chamavorum,  also  die  Quelle  desjenigen 
fränkischen  Gebiets,  in  dem  man  wegen  seiner  Abgelegenheit  die 
ursprünglichsten  Rechtsnormen  erwarten  möchte,  für  den  über 
dem  gewöhnlichen  ingenuus  stehenden  homo  Francus.  So 
viel  ist  deutlich,  daß  er  als  ein  zur  Waldallmend  berechtigter 
Mann  gedacht  ist2);  das  ist  aber,  wie  sich  später  zeigen  wird, 
die  Eigenschaft  der  Adeligen.  So  liegt  es  mindestens  sehr 
nahe,  in  ihm  das  gleiche  wie  den  angelsächsischen  sixhynde- 
mann  zu  suchen;  das  dreifache  Wergeld,  welches  nach  den 
fränkischen  Quellen  dem  königlichen  antrustio  zukommt,  wäre 
dann  nichts  anderes  als  die  Übertragung  des  Adelswergelds 
auf  alle  Gefolgsleute  des  Königs,  wie  ja  auch  bei  den  Angel- 
sachsen der  ceorl,  der  als  Fünfhidenbesitzer  pegn  des  Königs 
im  spätem  Sinn  wird,  dadurch  zum  twelf  hyndemann  vorrückt.3) 

d)  Die  sächsischen  Nachrichten  über  den  Schöffenbar- 
freien  haben  gezeigt,  daß  der  Schöffenbarfreie  das  Handgemal 
nicht  zu  besitzen  braucht  und  deshalb  nicht  notwendig  der 
Inhaber  des  Stammhofs  ist.  Er  muß  also  in  derselben  Stellung 
sich  befunden  haben,  wie  der  englische  gesidcundmann 
oder  sixhyndemann.  Nun  steht  später  der  Schöffenbarfreie 
mit  600  solidi  gezählter  Pfennige  4)  genau  so  zu  dem  nobilis  der 

0  S.  108;  S.  162  N.  4.  —  2)  L.  Chamav.  3,  4.  Francus  ist  in  diesen 
nördlichen  Gebieten  auch  sonst  der  Vornehme,  während  der  Freie 
überhaupt  auch  im  Ribuarischen  als  Salicus  bezeichnet  wird  (Cap.  7 
§  8  gegen  §  13,  §  14  und  dazu  mein  d.  u.  fr.  VG.  I  S.  423  ff.) 
Hecks  (Beiträge  I  S.  169 ff.)  Umrechnungsversuche,  auf  die  hier  nicht 
einzugehen  ist,  ändern  an  der  Tatsache  nichts,  daß  der  über  dem  lidus 
wie  sonst  auch  im  fränkischen  mit  doppeltem  Wergeld  stehende  inge- 
nuus selber  nur  ein  Drittel  des  Francus  wert  ist.  —  8)  S.  133.  —  *)  Ssp.  III 
45  §  1  gibt  18  Pfund  pfundiger  Pfennige:  „der  solen  tvintich  Schillinge 
ene  mark  wegen".  Mit  der  Bestimmtheit,  die  ihm  eigen  ist,  hat  Heck, 
Beiträge  I  S.  260  ff.,  die  Rechnung  in  meiner  d.  u.  fr.  VG.  I  S.  428  für 
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1.  Saxonum  mit  12  (Groß)  hundert  solidi1)  Wergeid,  wie  der  six- 
hyndemanii  des  Angelsächsischen  zum  pegn.  Der  Schöffen- 
falsch erklärt,  wonach  hier  ein  Wergeid  zu  600  sol.  vorliegt.  Aber  da 
eben  das  Pfund  =  5/3  Mark  ist  und  die  Mark  hier  zu  20  Schilling  an- 

20.5 
gesetzt  wird,  so  gehen  auf  das  Pfund  — =r—  Schilling  und  dann  ergibt 

sich  ein  Pfund  von  33  '/a  sol.,  ein  Wergeid  genau  von  600  sol.  Das  Pfund 
„pfundiger  Pfenige"  ist  dann  natürlich  kein  Zählpfund,  sonst  müßte  es 
eben  zu  20  sol.  gerechnet  werden,  sondern  ein  Gewichtspfund,  und  zwar 
entspricht  sein  Verhältnis  zu  einem  Zählpfund  von  20  •  12  Pfennig  ge- 
prägten Geldes  ungefähr  dem,  was  gleichzeitig  für  Westfalen  feststeht 
(Grote  Münzstudien  IV  S.  23)  und  etwas  später  in  Ostfalen  noch  in 
verstärktem  Maß  nachweisbar  ist  (Bode,  Das  ältere  Münzwesen  der 
Staaten  und  der  Städte  Niedersachsens  S.  46,  S.  129,  S.  143  usw.).  Die 
Bezeichnung  pfundiger  Pfennige  im  Ssp.  III  45  §  1,  die  sich  gerade  so 
im  ersten  Straßburger  Stadtrecht  §  61  findet,  kann  nur  heißen,  daß  die 
Pfennige  nicht  gezählt,  sondern  auf  ein  Pfund  gewogen  werden  und  steht 
dann  dem  Pfund  schlechtweg  im  Ssp.  entgegen,  das  (Ssp.  III  64  §  3  mit 
Lnr.  68  §  8)  Zählpfund  ist  und  so  stets  20  Schillinge  zählt.  Dann  hat 
der  Schöffenbare  600  Schilling  geprägte  Pfennige  Wergeid,  der  Bier- 
gelte und  Pfleghafte  200  sc.  (Ssp.  III  45  §  4).  Für  das  ganze  Wergeid 
wird,  wie  so  oft,  nicht  der  Metallwert,  sondern  die  einmal  gegebene 
Zahl  der  Pfennige  ohne  Rücksicht  auf  deren  geringere  Ausprägung  fest- 
gehalten. —  Der  ursprüngliche  Ansatz  von  18  Pfund  pfundiger  Pfennige 
erhält  sich  im  Goslarer  Recht  (Statuten  S.  85  Z.  17;  sehr  deutlich  Rb. 
nach  Distinktionen  IV  32.  2)  und  wohl  auch  im  ursprünglichen  Magde- 
burger Recht  (Halle  für  Neumarkt  1235  §  17).  Dann  hat  man  hier  in 
der  späteren  Münzverwhrung  das  Pfund  als  Zählpfund  gefaßt:  so  die 
von  Heck  a.  a.  0.  gröblich  mißverstandene  Anordnung  von  1276  (Drey- 
haupt,  Saalkreis  II  n.  473),  wo  der  Anteil  des  Richters  6  Pfund,  also 
(Halle-Neumarkt  §  19)  das  gesamte  Wergeid  18  Pfund  ist,  hier  zu  '/a  feiner 
Mark.  Anderemal  wird  das  Pfund  als  eine  feine  Mark  verstanden,  so 
daß  das  Wergeid  18  Mark  ist  (Glogauer  Fassung  des  Neumarkter  Briefs 
§  17  und   späteres  Magdeburger  Recht   (Magdeburger  Schöffensprüche 

1  2.  52)).  Anderemal  werden  die  Schillinge  der  18  Zählpfund  als  Groschen 
gefaßt  und  ergibt  sich  ein  Wergeid  von  360  Groschen  (Magdeburg- 
Breslauer  SR.  II  2.  21,  68  und  Dreyhaupt  II  S.  422).  So  ist  aus  dieser 
Verwilderung  kein  Rückschluß  möglich. 

')    L.  Sax.   14.     Die    1440   sol.   müßen    nach   der  1.  Sax.    66   zu 

2  tremisses  oder  zu  12  fränkischen  Denaren  gerechnet  werden  und 
ergeben  dann  12  Großhundert  fränkischer  solidi,  das  Doppelte  von 
dem,  was  für  den  Schöffenbarfreien  zu  zahlen  ist  (nur  daß  hier 
nicht  mehr  nach  Großhundert  gerechnet  wird).  Auszugehen  ist  also 
davon ,  daß  nach  1.  Sax.  c.  66  der  solidus  hier  aus  2  tremisses 
besteht.  Diese  tremisses  sind  aber  nicht,  wie  man  allgemein  an- 
nimmt (v.  Richthofen  zur  1.  Saxonum  S.  364;  Boretius  in  Hist.  Zt.  XXII 
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bare    hat    genau    so    das     dreifache    Wergeid     eines    Ge- 
meinfreien,   wie    der   sixhyndemann  das  dreifache  "Wergeid 


S.  155;  Schüking  im  N.  Archiv  24  S.  640 ff.,  Brunner  I  *  S.  318)  tre- 
misses in  dem  Sinn,  daß  4  fränkische  Denare  auf  sie  gingen. 
Denn  nach  der  1.  Sax.  66  ist  ein  bos  anuiculus  12  mensium  =  2  tre- 
misses =  1  sol.,  während  der  bos  16  mensium  =  3  tremisses  ist.  Der 
solidus  zu  2  tremisses  ist  aber  nach  1.  Sax.  66  für  das  Wergeid  zugrunde 
zu  legen.  Nach  Cap.  Sax.  11  ist  ein  solidus  =  12  Denarii  d.  h.  12 
fränkischen  Denarii,  und  repräsentiert  bovem  annoticum  utriusque 
sexus  autumnali  tempore  sicut  in  stabulura  mittitur  (pro  uno  solido), 
sirniliter  et  vernum  tempus,  quando  de  stabulo  exit.  Gewöhnlich  (die 
oben  zitierten  Schriftsteller)  nimmt  man  die  Auslegung  v.  Richthofens 
(leg.  V  S.  92  N.  56)  an  und  denkt  den  bos  annoticus  des  Capitulare  als 
„das  im  Winter  geborene  Kalb  über  die  Jahresfrist  hinaus  bis  zum 
zweiten  Einwintern,  das  im  Winter  geborene  bis  zum  zweiten  Frühlings- 
austreiben". Wäre  diese  Übersetzung  richtig,  dann  würde  der  bos  anno- 
ticus des  Capitulare  mit  dem  bos  16  mensium  der  1.  Sax.  66  identisch  sein. 
In  Wirklichkeit  sehe  ich  aber  nicht  die  Spur  eines  Anhaltes  für  jene  Aus- 
legung, sondern  annoticus  ist  a)  das  im  Herbst  (autumnali  tempore)  ge- 
worfene Kalb  beim  Eintreiben  des  Winters  nächsten  Jahres,  b)  das  im 
Frühjahr  geworfene  beim  Austreiben  im  Frühjahr  nächsten  Jahres;  die  Vor- 
aussetzung dieser  Begrenzung  ist,  daß  bestimmte  Belegzeiten  existierten. 
Der  Sinn  ist  dann  der,  daß  für  die  Bestimmung  des  Begriffs  Jährling  nicht 
genau  der  ja  schwer  nachweisbare  Geburtstag  des  Tieres  gerechnet 
wird,  sondern  allemal  im  Bausch  die  Koinzidenz  der  Jahreszeit,  wo  das 
Tier  geworfen  wurde,  und  des  Austriebs  der  betreffenden  Jahreszeit 
(von  da  ab  Jährling).  So  gefaßt  ist  aber  der  annoticus  wieder  vollständig 
identisch  mit  dem  anniculus,  und  der  solidus  zu  2  tremisses  der 
1.  Sax.  66  beträgt  12  fränkische  Denar,  der  tremissis  =  6  fränkische 
Denare.  Später  wird  dieser  tremissis  als  Schilling  der  Angelsachsen  u. 
Friesen  in  der  Tat  wieder  begegnen  (S.  172  N.).  —  Neben  dem  solidus 
zu  2  tremisses,  der  der  solidus  aus  der  letzten  Zeit  Karls  des  Großen  ist, 
steht  ein  anderer  solidus  zu  3  tremisses,  also  zu  18  fränkischen  Denaren, 
dessen  Zusammenhang  im  altern  fränkischen  Münzwesen  hier  nicht 
weiter  zu  verfolgen  ist.  Die  Bußen  in  andern  als  Wergeldfällen  (wozu 
gewiß  auch  Wergeidsquoten  gehören),  also  vor  allem  wohl  die  Bußen 
wegen  allgemeiner  Beleidigung,  werden  in  diesen  von  der  Reichswährung 
abweichenden  solidi  berechnet,  und  es  ist  deshalb  sehr  möglich,  daß 
in  der  anschließenden  Praxis  überhaupt  die  Berechnung  der  solidi  eine 
andere  bleibt  als  bei  Wergeid,  stets  auf  den  ursprünglichen  Wert 
der  Bußsätze  zurückgegriffen  und  nicht  nur  einfach  mit  dem  jeweils 
geprägten  Pfennige  operiert  wird.  Dann  muß  nach  1.  Sax.  66  wohl 
auch  die  allgemeine  Wedde,  welche  nach  Cap.  Sax.  3  der  nobilior 
Saxo  zahlt  und  die  mit  der  wargida  in  c.  4  zusammentrifft,  zu 
dem     solidus    gerechnet    werden,    auf    den  3  tremisses    gehen,   d.  h. 
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des  ceorl.  Die  Buße  des  Schöffenbarfreien  aber  entspricht 
vollkommen  der  von  Cap.  Sax.  c.  3  erwähnten  Wedde  des  nobi- 
lior.  während  die  Buße  des  Biergelden  und  Laten  ungefähr  der 
Wedde  desliberund  litus  in  jener  karolingischen  Quelle  gleich- 
kommt. So  ist  der  Schöffenbare  zwar  nicht  der  nobilis  der 
1.  Saxonum,  aber  der  nobilior  des  Capitulare,  entspricht 
genau  der  angelsächsischen  Mittelklasse  unter  den  twelfhynde- 
men  Und  wie  im  Sächsischen  das  Verhältnis  des  nobilis 
zum  Gemeinfreien  1:6  ist1),  so  verhält  sich  ferner  der 
Schöffenbare  zum  Gemeinfreien,  wie  der  sixhyndemann 
zum  ceorl.  Der  Betrag  aller  Wergelder  ist  dann  freilich 
gegenüber  dem  angelsächsischen  Ansatz  verdoppelt. 

sie    hat    den    Wert    von    18    fränkischen    Schillingen.      Umgerechnet 

in  die  sächsischen  geprägten  Pfennige   zur   Zeit  und  in   der  Gegend 

des   Ssp.   ergibt    das  nach   der  Relation  von  Ssp.   III    45  §  1    genau 

18 .  20 

'  =■=  Schilling,  d.  h.  30  Schilling,  und  so  groß  ist  nun  in  der  Tat  die 

Buße,  die  nach  Ssp.  III  45  §  1  den  Schöffenbaren  zukommt.  Dieses  Zu- 
sammentreffen kann  kein  Zufall  sein.  Es  ist  eben  wie  im  Friesischen 
(Fr.  St.  S.  119, 120)  und  ursprünglich  im  Skandinavischen,  Langobardischen 
und  Angelsächsischen  (S.  173  N.  a.  E.)  auch  hier  das  öffentliche  Straf- 
geld und  die  Buße  gleich,  so  daß  sich  die  allgemeine  Wedde  (der 
fredus  nach  1.  Sax.  36)  und  die  allgemeine  Buße  entsprechen  (Halli- 
scher Rechtsbrief  für  Neumarkt  §  35).  Der  Freie  zahlt  dann  nach  Cap. 
Saxonicum  5  sol.,  also  fast  die  Hälfte  (nach  1.  Sax.  6  sol.)  und  damit 
stimmt  dann  Ssp.  III  45  §  4*  wo  der  Biergelde  und  Pfleghafte  15  Schilling, 
also  unmittelbar  die  Hälfte  hat.  Die  Angabe  des  Ssp.  über  die  Buße 
des  Laten  (III  45  §  7),  die  2OV2  Schilling  -j-  1  Heller  ist,  ist  so  wie  sie 
dasteht,  nicht  verständlich  (dazu  Houieyer  Ssp.  II  S.  194)  und  ist  ent- 
weder ein  Versehen  oder  es  sind,  wie  ich  glaube,  hier  2  Bußen,  eine 
an  den  Laten  und  eine  an  den  Herrn  (gleich  der  angelsächsischen  mon- 
bot)  kombiniert.  Darum  ist  ein  Vergleich  dieses  Ansatzes  mit  Cap. 
Sax.  c.  3  nicht  möglich.  Aber  das  Wergeid  des  Laten  ist  nach  Ssp.  III 
45  §  7  9/io  des  Wergeids  der  Birgeiden  und  das  gleiche  muß  für  die 
eigentliche  Buße  und  Wette  gelten:  das  gibt  dann  aber  bei  einer 
Buße  des  ingenuus  von  5  solidi  fränkische  41/»  solidi  für  die  Laten 
und  es  ist  das  fast  identisch  mit  dem  Ansatz  des  Cap.  Sax.  3  zu  4  sol. 
Es  ist  sehr  bezeichnend,  daß  man  in  der  Literatur  (Stobbe  in  Zeit- 
schrift f.  deutsches  Recht  15  S.  361)  das  Verhältnis  des  Latenwergelds 
zum  Birgeldenwergeld  im  Ssp.  genau  für  so  auffällig  ansieht,  wie 
anderemale  das  Verhältnis  der  Wette  des  über  und  litus  in  Cap.  Sax.  3; 
den  zahlenmäßigen  Zusammenhang  beider  Ansätze  hat  man  aber  doch 
nicht  erkannt.  Also  die  Ansätze  v.  Cap.  Sax.  3  u.  Ssp.  III  45  sind  identisch. 
')  So  mit  Recht  Brunner2  I  S.347f.  Nr.  35.36. 
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e)  Eine  Mittelklasse  im  Sinne  des  sächsischen  Schöffenbaren 
oder  angelsächsischen  sixhyndemann  könnten  auch  die  medio- 
cres  des  oberdeutschen  Rechts  bilden  und  dann  hätte  man 
unter  den  primi  (nobiles  der  breves  notitiae)  die  Inhaber  der 
Stammhöfe  zu  denken.  So  möglich  das  ist,  fehlt  es  aber  an 
einem  direkten  Beleg.1) 

2.  Neben  dieser  Begrenzung  des  Adels  auf  eine  bestimmte 
Folge  von  Generationen  ergibt  sich  nun  aber  auch  eine  frei- 
lich nur  angedeutete  Abgrenzung  nach  der  Größe  des  Besitzes. 

Im  Ssp.  gehen  die  Schöffenbaren  bis  zu  denen  herab, 
die  3  huven  zum  mindesten  besitzen2),  also  vielleicht  das 
Viertel  einer  vermutlichen  Großhufe  von  360  Morgen.  Öfters 
sind  ferner  in  Niederdeutschland,  im  Sächsischen  wie  Frie- 
sischen diejenigen  Bauern  vollberechtigt,  die  noch  1/*  eines 
Allmendrechts  haben,  also  V*  des  Rechts,  das  auf  der  ur- 
sprünglichen Großhufe  liegt;  im  Drenthischen  konnte  der 
Beweis  mit  zekeren  allein  mit  ihnen  —  den  Eigenerfden  — 
geführt  werden.3)  Das  bestätigt  die  Annahme,  daß  V*  der 
Großhufe  die  unterste  Grenze  für  den  Schöffenbaren  bildet. 

Im  Angelsächsischen  stehen  die  geneatas  über  den  gebu- 
ras,  die  eine  virgata  haben,  aber  offenbar  nicht  im  Sinn  von  V* 
einer  Hide  zu  240  Acker,  sondern  im  Sinn  von  1U  einer 
Hide  zu  120  Acker.  Dann  ist  es  wieder  naheliegend,  daß 
die  geneatas  */i  einer  Hide  zu  240  Acker  besitzen;  denn 
gelegentlich  erweist  sich  ihr  Besitz  doppelt  so  groß  als  der 
des  gebur.4) 

Genau  dieselbe  Abgrenzung  wie  das  Drenther  Recht 
kennt  dann  wiederum  das  dänische,  wenigstens  das  jütische 
Recht5),  wo  lediglich  die  Inhaber  von  Land,  das  3  Mark 
Goldwert  hat,  zu  ransnaefningae  von  den  Bauern  ernannt 
werden  können.   Sie  haben  allein  die  volle  hafnae  zu  leisten. 


*)  Oben  S.  99.  In  der  d.u.fr.  VG,  I  S.  413  habe  ich  die  primi  mit  den 
5  bairischen  herrschenden  Geschlechtern  zusammengebracht  und  unmög- 
lich ist  das  nicht,  wenn  man  z.  B.  die  Nachrichten  über  die  Fagana  (S.  113 
N.  3)  überlegt.  Aber  daß  esdoch  bei  der  Zahl  der  nobiles  in  den  breves  noti- 
ciae  nicht  unbedenklich  ist,  gebe  ich  Heck,  Beiträge  I  S.  86  gern  zu.  Dann 
ist  die  Lösung  des  Textes  -wahrscheinlicher.  —  *)  Ssp.  III  45  §  5.  — 
•)  Meine  fries.  Standesverh.  S.  54.  55.  63;  dann  einzelne  der  Beispiele 
bei  Rhamm  S.  75.  —  *)  S.  68  N.  3.  —  8)  Jyske  1.  II  51;  Kofod  Ancher 
Dansk  lovhistorie  II  S.  448;  Stemann,  Danske  retshist.  S.  183 ff.;  Matzen, 
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Ist  es  richtig,  daß  die  unterste  Grenze  für  die  Mittelklasse 
in  den  nördlichen  Rechten  das  Viertel  einer  Großhufe  ist,  so 
kommt  ihr  sonach  der  doppelte  Besitz  des  gewöhnlichen 
Gemeinfreien  zu.  Dann  aber  gehört  es  wieder  in  diesen 
Zusammenhang,  daß  nach  bayrischem  Recht  der  Hof  min- 
destens doppelt  so  groß  ist  wie  die  Hufe.1) 

Wie  aber  diese  Begrenzung  der  Mittelklasse  durch  den 
Besitz  sich  zu  jener  anderen  Begrenzung  auf  die  3  Generationen 
eines  Adeligen,  also  des  Inhabers  eines  Großhofs  verhält,  ist 
nicht  zu  erkennen.  Man  könnte  vermuten,  daß  bei  der 
enormen  Kindersterblichkeit  von  Naturvölkern  ein  Hof  durch 
Erbgang  erst  in  der  dritten  Generation  vom  Erblasser  ab 
gerechnet  in  etwa  4  Teile  zerlegt  ist  und  das  Recht  hier 
das  erfahrungsgemäße  Maß  der  Volksvermehrung  in  einen 
starren  Anschlag  gebracht  hat.     Aber  jeder  Beleg  fehlt. 

3.  Unter  der  Mittelklasse  stehen  dann  die  gewöhnlichen 
liberi  (ceorlas,  villani)  bald  so,  daß  noch  einmal  zwischen 
ihnen  und  den  ebenfalls  freien,  noch  weniger  besitzenden 
Köttern  unterschieden  wird2),  bald  so,  daß  anscheinend  schon 
der  gewöhnliche  Hüfner  als  Kötter  zu  betrachten  ist.3)  Genauer 
kann  das  nicht  verfolgt  werden. 

Ebensowenig  braucht  hier  auf  die  Unfreien  genauer  ein- 
gegangen zu  werden.  Nur  das  sei  betont,  daß  überall  unter 
den  Freien  solche  Unfreie  vorkommen,  die  selbständige  Wirt- 
schaft haben  (Liten).  Auch  in  England  kommt  die  Einrich- 
tung nicht  nur  für  Kent  vor,  wo  ja  ausdrücklich  der  laet 
genannt  ist,  sondern  anderwärts  hat  durchweg  der  Wielise 
mon  diese  Stellung,  so  daß  auch  hier  der  Zusammenhang 
des  Litenstands  mit  einer  Volksverknechtung  zu  erkennen  ist. 

IV.  Das  Gesamtbild,  das  die  Quellen  von  der  ältesten 
germanischen  Gesellschaft  ergeben  und  das  sich  häufig,  wie- 
wohl nicht  immer  in  den  Wergeidsunterschieden  spiegelt 4),  be- 

Forelaesninger  over    den    danske    lovhistorie  II   S.  81  f.      Für    hafnae 
oben  S.  79,  90  f. 

J)  S.  100.  —  2)  So  die  rectitud.  3.  Dann  durchweg  das  Domes- 
daybuch.  —  »)  Rhamm  S.  85  ff. ;  in  Drenthe  anscheinend  alle  Bauern 
unter  einem  Viertel  (meine  fries.  Stand.  S.  55),  ebenso  anscheinend 
im  Magdeburgischen:  oben  S.  75  N.  2.  —  *)  Ich  gehe  hier  auf  das  Wer- 
geldwesen  im  allgemeinen  nicht  ein,  das  ja  für  das  nordische  Recht  noch 
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ruht  sonach  auf  einer  Verwancltschaftsordnung,  bei  der  bereits 
die   durch   den  Vater  vermittelte  Verwandtschaft  nicht   nur 


zusammenfassender  Untersuchungen  bedarf  und  dessen  Deutung  im  Süden 
ohne  ein  Eingehen  auf  die  karolingischen  Münzverhältnisse  unmöglich 
ist.  —  Für  die  friesischen  Quellen  habe  ich  in  den  Fr.  St.  S.  118f.  den 
Versuch  gemacht,  v.  Schwerins  Gegenbemerkungen  in  dieser  Zeit- 
schrift 31  S.  592  sind  vollständig  verfehlt.  Die  Identität  der  Rednats- 
schillinge  mit  den  fränkischen  Reichsschillingen  ergibt  sich  mir  doch 
nicht  daraus,  daß  in  Küre  2  Rednatsschillinge,  in  K.  12  Reichsschillinge 
gemeint  sein  sollen  —  für  den,  der  wie  ich  die  Identität  beider  an- 
nimmt, ein  unsinniger  Gedanke;  sondern  weil  die  1.  Frisionum  den 
fränkischen  Königsbann  von  60  sol.  rezipiert  hat  und  weil  der  Königs- 
bann nach  Küre  2,  K.  12  noch  festgehalten,  aber  zwischen  den  skelta 
mit  21  Schilling  Rednats  und  dem  Grafen  mit  40  Schilling  geteilt 
wird  (Fr.  St.  S.  120),  deshalb  ist  der  Rednatsschilling  =  dem  karolingi- 
schen Schilling.  —  Schwerin  meint  dann  ablehnen  zu  müssen,  daß  ich  vom 
flämischen  Grote  ausgehe.  Aber  er  übersieht,  daß  das  Schuizenrecht 
und  die  Aufzeichnung  von  Wergeid  späte  Quellen  aus  dem  Ende  des  13. 
oder  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  sind,  deren  Schilling  nichts  mit  dem 
Schilling  der  Küren  und  Landrechte  zu  tun  hat  und  daß  in  dem 
ganzen  Kreis  der  gleichzeitigen  westerlauwerischen  Quellen  durchweg 
der  Schilling  als  flämischer  Grote  gefaßt  wird  (Fr.  St.  S.  123);  es  ist 
eine  vollständig  ungegründete  Behauptung,  die  sich  wohl  nur  aus 
einer  flüchtigen  Beschäftigung  mit  der  Frage  erklärt,  daß  lediglich 
„einige  Stellen  über  Schilling,  Pfund,  Grote,  Unze  herausgegriffen  sind, 
ohne  auf  die  Tatsache  Rücksicht  zu  nehmen,  daß  diese  Bezeichnungen 
ganz  verschiedenen  Münzen  eignen  können".  Auch  im  übrigen  Nieder- 
deutschland ist  während  des  späteren  Mittelalters  der  solidus  =  grossus 
(Bode,  Das  ältere  Münzwesen  er  Staaten  und  Städte  Niedersachsens 
S.  70  f.  und  oben  S.  166  N.  1  [Magdeburg-Bresl.  S.R.  II  2.  21;  III 1.  58]). 
—  Ebenso  ist  es  eine  Behauptung,  die  sich  nur  daraus  erklären  kann, 
daß  v.  Schwerin  die  Quellenangaben  nicht  durchgerechnet  hat,  wenn  er 
die  Ansätze  zu  den  Hunsegoer  und  Fivelgoer  Wergeldern  (Fr.  St  S.  129) 
als  „ willkürlich"  bezeichnet;  die  Relationen  stehen  ja  unmittelbar  in 
den  Quellen.  —  Die  Bemängelung  des  Wergeides  von  100  sol.  für  das 
seeländische  Recht  ist  insofern  von  mir  verschuldet,  als  in  dem  Text 
dei  Druckfehler  21/»  sol.  steht;  aus  der  N.  3  (S.  137)  hätte  aber  viel- 
leicht doch  der  Fehler  erkannt  werden  können;  denn  hier  ist  der  rich- 
tige Ansatz  2*/a  angegeben,  was  zu  100  sol.  führt.  Unrichtig  ist,  wie  ich 
selber  bereits  in  einer  nachträglichen  Berichtigung  zu  S.  119  angegeben 
habe,  nur  die  wirklich  auf  einem  Versehen  beruhende  Deutung  (Fr.  St. 
S.  119)  von  1.  Fris.  15,  wo  kein  Pfund  zu  6  Unzen,  sondern  das  Pfund 
zu  12  Unzen  gemeint  ist. 

Ferner  sei  bemerkt,  daß  der  angelsächsische  Schilling  von  5  frän- 
kischen Denaren  (R.Schmid  S.V.Geldrechnung;  Keary,  A  catalogue  of 
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mitzählt,  sondern  für  die  Erbfolge  in  Grundstücke  der  ledig- 
lich kognatischen  Verwandtschaft  vorgeht;  es  ist  zwar  niemals 
die  Agnation  die  ausschließliche  Grundlage  des  Erbrechts 
geworden,  wie  sich  das  bei  den  Römern  aus  den  Bedürfnissen 
der  Grundbesitzes  heraus  entwickelt  hat,  aber  es  ist  doch 
auch  bei  den  Germanen  die  Kognation  die  bevorzugte  Ver- 
wandtschaft. 

Diese  vorwiegend  agnatische  Gliederung  ist  aber  aus  einem 
altern  System  herausgewachsen,  das  lediglich  eine  auf  der 
Kognation  beruhende  Verwandtschaft  des  Mutterrechts  kennt. 
Es  ist  von  mir  schon  früher  ausgeführt  worden,  daß  eine 
friesische  Quelle,  das  Emsiger  Pfennigschuldbuch,  für  das 
Vormundschaftsrecht  von  einer  Gliederung  ausgeht,  bei  der 
das  Mutterrecht  allerdings  für  die  Edelinge  überwunden  ist, 
dagegen    für    die  Frilinge  festgehalten  wird.1) 

of  english  coins  in  the  british  museum  I  S.  XXXV,  XXXVI)  ursprüng- 
lich als  ein  Schilling  zu  6  fränkischen  Denaren  zu  fassen  ist;  denn 
nach  Aedelbirht  43  und  Aelfred  47  ist  der  kentische  Schilling  6/8  des 
Schillings  zur  Zeit  Aelfreds,  der  18/u  eines  fränkischen  Schillings  beträgt. 
So  entspricht  er  vollständig  jenem  friesischen  Schilling,  auf  den  12  Halb- 
denare (cona)  gehen  (Fr.  St.  S.  126.131).  Es  ist  das  dann  offenbar  dieselbe 
Münze,  die  von  der  1.  Frisionum  add.  II  73  zwischen  Laubach  u.  Weser  als 
(Gold)denar  zu  */«  sol.  unterschieden  wird  und  ebenso  im  altsächsischen 
Recht  (1.  Sax.  66  mit  Cap.  Sax.  11)  als  die  Hälfte  des  karolingischen  solidus 
erscheint,  selber  aber  als  tremissis  bezeichnet  wird  und  sonach  eine  alte 
Goldmünze  ist.  So  handelt  es  sich  um  eine  allgemeine  niederdeutsche 
Münze.  Legt  man  nun,  wie  man  muß,  für  das  ältere  kentische  Wergeid 
von  100  (120)  solidi  diese  Münze  zugrunde  (Aedelbirht  §21;  Hlothaere 
und  Eadric  1),  so  kommt  man  wieder  auf  ein  ursprüngliches  Wergeid  von 
50  (60)  sol.,  karolingischer  solidi  für  den  ceorl,  also  genau  zu  dem  Betrag, 
den  ich  für  das  friesische  Recht  behauptet  habe,  und  der  dann  von  den 
Wergeldern  des  fränkischen  Reichs  mit  Ansätzen,  die  das  21/»  bis  über 
3  fache  ausmachen,  im  Grund  und  Sinn  vollständig  differiert.  Die 
Ähnlichkeit  steigert  sich  noch,  wenn  man  bedenkt,  daß  die  höchste 
angelsächsische  wite  120  angelsächsische  solidi  beträgt  und  sonach 
im  angelsächsischen  Recht  die  wite  so  groß  ist,  wie  der  friesische 
fretho,  also  auch  dem  angelsächsischen  Recht  genau  so  wie  dem  sächsi- 
schen, friesischen,  langobardischen  und  z.  T.  auch  dem  skandinavischen 
eine  Halbierung  der  Gesamtstrafe  zwischen  Familie  des  Getöteten  und 
Staat  eigen  ist  (dazu  S.  169  N.). 

*)  Fr.  St.  S.  143  ff.  und  das  dort  gegen  Heck  Bemerkte,  v.  Schwerins 
a.  a.  O.  S.  591  erhobener  Widerspruch  ist  nicht  weiter  begründet  und 
kann  so  auch  nicht  weiter  widerlegt  werden. 
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Wie  richtig  diese  Auslegung  war,  zeigt  das  nächstver- 
wandte englische  Recht,  wo  wiederum  für  das  Vormundschafts- 
recht eine  Verwandtschaftsgliederung  zugrunde  liegt,  welche 
lediglich  aus  dem  Mutterrecht  erklärt  werden  kann.  "Wäh- 
rend nämlich  für  das  feodum  militis,  wie  die  Individualsuk- 
zession,  so  auch  die  Vormundschaft  des  Lehensherrn  sich 
durchgesetzt  hat,  gilt  für  die  sokemanni,  ein  ganz  anderes 
Prinzip.  Hier  werden  für  das  vom  Vater  stammende  Immobiliar- 
vermögen lediglich  die  consanguinei  ex  parte  matris  descendentes 
als  Vormünder  verwendet,  während  die  Verwandten  von  der 
Vaterseite  nur  für  den  Erwerb  von  der  Mutterseite  in  Betracht 
kommen;  das  gilt  deutlich  für  alle  sokemanni,  für 
die  erste  Klasse  so  gut,  wie  für  die  zweite  Schicht,  die 
sokemanni  villani.1)  Die  Quellen  selber  begründen  das 
rationalistisch  damit,  es  solle  damit  vermieden  werden,  daß 
der  nächste  Erbe  auch  Vormund  ist.  Abgesehen  davon, 
daß  der  Vormund  noch  lange  nicht  der  nächste  Erbe  zu  sein 
braucht,  weil  jener  nur  ein  Mann,  dieser  auch  eine  Frau  sein 
kann,  ist  es  klar,  daß  so  etwas  nur  eine  frei  ersonnene  nach- 
trägliche Deutung  erst  der  Jurisprudenz  des  12.  und  13.  Jahr- 
hunderts ist,  welche  mit  ihren  historischen  Mitteln  das  Phäno- 
men nicht  verstand.  Praktisch  kann  es  sich  regelmäßig  nur 
um  heriditates  gehandelt  haben,  welche  von  der  Vatefseite 
anfallen,  da  ja  fast  überall  in  den  germanischen  Rechten  die 
Töchter  und  deren  Deszendenten  mindestens  hinter  die  Söhne 
und  deren  Abkommen  zurücktreten  und  höchstens  beim 
ledigen  Anfall  einspringen.  Praktisch  bedeutet  also  die 
englische  Nachricht,  daß  die  Kinder  regelmäßig  auch  für  die 
Immobilien  unter  der  Vormundschaft  der  mütterlichen  Ver- 
wandten stehen.  Daß  aber  in  den  Ausnahmefällen,  wo  das 
Grundvermögen  von  der  Mutterseite  stammt,  die  väterlichen 
Verwandten  als  Vormünder  angesprochen  werden,  das  ist  eine 
spätere  sekundäre  Folge  jener  nachträglichen  rationalistischen 
Deutung  und  kommt  gewiß  für  die  älteste  Gestaltung  nicht 
in  Betracht.  —  So  wie  die  Nachricht  lautet,  macht  sie  keinen 
Unterschied  zwischen  dem  Haupthof,  wie  er  für  den  ältesten 


*)  Glanyilla  VII  11;  Bracton,  De  legibus  II  S.  16;   Fleta  I  9  §  5; 
Britton  III  2  §  5. 
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Sohn  des  sokemannus  liber,  und  den  übrigen  Grundstücken, 
wie  sie  für  diesen  und  für  alle  andern  Söhne  des  sokemannus 
liber  und  für  alle  Kinder  der  andern  sokemanni  —  also 
für  die  große  Masse  der  sokemanni  —  in  Betracht  kommen. 
Möglich,  daß  doch,  wie  bei  den  Friesen,  hier  zwischen  beiden 
Klassen  unterschieden  wurde  und  die  englischen  Juristen  eine 
besondere  Behandlung  des  Haupthofs  zu  erwähnen  nur  ver- 
gessen haben.  Möglich  auch,  daß  man  allmählich  den  ver- 
gleichsweise seltenen  Fall  des  Haupthofs  in  der  Hand  eines 
minderjährigen  ältesten  dem  Regelfall  der  gewöhnlichen  Grund- 
stücke in  der  Hand  des  ältesten  oder  der  andern  Kinder  von 
sokemanni  liberi  oder  der  Kinder  von  sokemanni  zweiter 
Klasse  angeglichen  hat;  der  rationalistischen  Motivierung  läge 
eine  solche  gleichmäßige  Behandlung  der  beiden  Fälle  sehr 
nahe.  Dazu  kommt,  daß  ja  überhaupt  im  12.  und  13.  Jahr- 
hundert die  sokemanni  liberi,  bei  denen  allein  der  Haupt- 
hof sich  findet,  allmählich  in  die  milites  und  servientes 
übergehen.  Ursprünglich  könnte  man  also  denken,  daß  der 
Haupthof,  der  ja  im  Erbrecht  ganz  abweichend  von  anderm 
Grundbesitz  behandelt  wird,  und  der  der  Individualsukzession 
unterliegt,  während  der  übrige  Grundbesitz  genau  so  wie  die 
Mobilien  unter  alle  Gleichnahen  gleichmäßig  verteilt  wird, 
daß  —  sage  ich  —  dieser  Haupthof  eine  besondere  Behandlung 
auch  im  Vormundschaftsrecht  erfahren  hätte.  Dem  widerspräche 
in  der  Tat  das  angelsächsische  Recht  nicht,  von  dessen  Grund- 
lagen das  Recht  der  sokemanni,  jener  Nachfahren  der  peg- 
nas,  nicht  wesentlich  abgewichen  sein  kann.  Denn  im  sächsi- 
schen Recht  fällt  der  frumstol  auch  des  ceorl,  hier  der  Bauern- 
hof überhaupt,  an  die  magas,  diese  aber  leisten  an  die  Mutter, 
die  mit  ihrem  Kind  offenbar  auf  diesem  frumstol  lebt,  eine 
Rente;  diese  magas  können  eher  als  Verwandte  der  Mutter 
gedacht  werden,  und  so  käme  man  dann  schon  für  den  ceorl 
zur  Vormundschaftsordnung  für  die  sokemanni. l)  Im  kentischen 
Recht 2)  aber,  wo  später  die  Gemeinfreien  durch  das  gavelkind 
den  sokemanni  ersterKlasse  gleichstehen,  namentlich  gerade  so 

*)  Ine  38  setzt  keinen  getrennten  Haushalt  der  Witwen  und  des 
maeg,  der  den  frumstol  innehat,  voraus;  da  die  Witwe  doch  Sippen- 
schutz braucht,  könnte,  wie  das  auch  die  Wortfassung  wenigstens 
nahelegt,  der  maeg  dann  wohl  der  mütterliche  Verwandte  sein,  bei  dem 
die  Witwe  Zuflucht  suchen  wird.  —  2)  Hlodhaere  c.  6. 
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die  Individualsukzession  auf  das  Hofgebäude  übernommen 
haben,  ist  freilich  schon  im  7.  Jahrhundert  der  Vatermage 
auch  für  die  unmündigen  Kinder  des  ceorl  der  berigea  his 
feoh  to  healdenne.  Gegen  eine  abweichende  englische  Vor- 
mundschaftsordnung für  die  sokemanni  könne  das  aber  wegen 
der  Sonderstellung  Kents  nicht  angeführt  werden.  Im  Ganzen 
käme  man  ursprünglich  zu  dem  Bild,  daß  der  nächste  Agnat 
eines  pegn  und  in  Kent  auch  der  Agnat  des  ceorl  den 
Stammhof  mit  dem  dazu  gehörigen  Vieh  übernimmt  und 
soweit  Bürge  —  wichtig  genug  für  den  Begriff  der  Bürg- 
schaft —  des  ältesten  Sohns  des  pegn  (in  Kent  auch  aller 
Söhne)  ist,  während  (außer  in  Kent)  alles  übrige  außer- 
halb des  Stammhofs  befindliche  Vermögen,  Mobiliar  wie  Im- 
mobiliarvermögen unter  die  Leitung  mütterlicher  Verwandten 
fällt.  Diese  ursprüngliche  Form  aber  wäre  vollständig  iden- 
tisch mit  der  in  Priesland  bezeugten.  —  Möglich  wäre  es 
aber  auch  daß  in  England,  freilich  von  Kent  abgesehen, 
die  mutterrechtliche  Gliederung  der  Vormundschaft  über- 
haupt für  alle  Klassen  der  Bevölkerung  gegolten  hätte. 

Dann  ist  diese  Vormundschaftsordnung  genau  die  gleiche 
wie  die  Ordnung  der  Verwandten,  welche  nach  der  1.  Sah  die 
Scheingabe  (reipus)  für  die  Heirat  der  Witwe  empfangen1), 
und  so  schließt  sich  das  fränkische  und  niederdeutsche  Recht 
zu  einem  allgemeinen  Zeugnis  für  die  ursprüngliche  Geltung 
des  Mutterrechts  in  der  Vormundschaftsordnung  zusammen. 
Das  ist  aber  nichts  als  ein  anderer  Ausdruck  für  den  bei 
Tacitus2)  so  nachdrücklich  bezeugten  Avunkulat. 

Eine  weitere  Frage  ist  es,  wie  lange  in  der  historischen 
Zeit  das  Mutterrecht  sich  auch  im  Erbrecht  gehalten 
hat.  Hier  muß  man,  wie  ich  glaube,  aber  hier  nicht  genauer 
begründen  kann,  zwischen  dem  Mobiliarvermögen  (wozu 
allmählich  auch  die  errungenen  Immobilien)  und  den  ererbten 
Immobilien  unterscheiden.  An  der  Mobiliarmasse  besteht  — 
besonders  bezeichnend  im  fränkisch  -  französischen  und 
dänischen  Recht  —  eine  Gemeinschaft  aller  nicht  dienenden 
Hausbewohner  und  diese  Gemeinschaft  ist  die  Grundlage  auch 
des  ursprünglichen  Verhältnisses  zwischen  Mann   und  Frau, 

*)  ].  Sal.44;  v.  Amira,  Erbenfolge  und  Verwandtschaftsgliederung 
S.  32ff.  —  *)  Germania  20. 
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das  überall  ursprünglich  nicht  auf  die  Gütertrennung,  sondern 
auf  Mobiliargemeinschaft  hinausgeht.  Das  Vieh  gehört  aber  nicht 
zu  dieser  Gemeinschaft,  sondern *)  zum  Hof,  und  es  sind  dann 
die  Bestandteile  der  Gemeinschaft  wesentlich  die  Hausgeräte. 
Für  diese  haben  sich  denn  in  der  Tat  Reste  der  mutterrechtlichen 
Erbfolge  noch  weit  in  die  historische  Zeit  herein  erhalten.2) 
Hoffentlich  ist  es  mir  vergönnt,  in  einer  anderen  Unter- 
suchung diese  Annahmen  im  einzelnen  zu  begründen.  Sind 
sie  richtig,  dann  ist  eben  das  älteste  Erbrecht  sowenig,  als 
die  Vormundschaftsordnung  auf  die  Ehe  gegründet. 

Zu  allem  paßt  es  dann,  daß  noch  im  friesischen  Recht  des 
13.  Jahrhunderts  durch  die  takeris  iefta  eine  Ehe  der  nach- 
gebornen  sehr  erschwert3)  ist.  Und  auf  einen  nur  im  Kon- 
kubinat Lebenden  scheint  auch  das  Wort  carl  ceorl  zu  weisen, 
während  umgekehrt  das  nordische  adalkona  darauf  führt,  daß 
die  kostspielige  Ehe  zunächst  nur  von  den  Vornehmen  ge- 
schlossen wurde.  So  kann  ich  das  vollständig  aufrechterhalten 
und  mit  einem  neuen  Argumente  stützen,  was  ich  früher  über 
den  prähistorischen  Gegensatz  von  Adel  und  Gemeinfreien, 
der  freilich  in  der  römischen  Zeit  längst  überwunden  ist, 
sagte.4) 

§  3.  Die  Gewalt  des  Adligen. 

I.  Das  Bisherige  hat  eine  Gewalt  der  Geschlechtsältesten 
über  die  jungem  erwiesen.  Sie  äußert  sich  in  einer  Straf- 
macht wider  die  jungem  (normannisches  Recht),  in  einem 
Zwang,  durch  welchen  die  dem  Land  im  ganzen  obliegen- 
den Lasten  pro  parte  bei  den  einzelnen  Teilhabern  einge- 
hoben werden  (normannisches  Recht),  in  der  Befugnis,  das 
gesamte  Familienvermögen  im  Prozeß  zu  vertreten  (bayrisches 
Recht,  friesisches,  skandinavisches  Recht)  und  frei  über  das 

l)  Besonders  klar  1.  Chamav.  42.  —  *)  Einen  solchen  enthält  1. 
Sal.  59  und  1.  Rib.56 ;  wenn  noch  1109  im  Cart.  de  l'öglise  de  Notredame  de 
Paris  I  376  f.  die  Erbfolge  der  1.  Sal.  auf  Pariser  Unfreie  angewandt  wird, 
so  ist  m.  E.  durchaus  nicht  die  Umdeutung  von  Brunner  in  dieser 
Zeitschrift  XXI  S.  18f.  nötig;  sondern  auf  Unfreie,  die  eben  kein  Erb- 
gut im  landrechtlichen  Sinne  haben,  wird  die  hier  noch  mutterrechtlich 
bestimmte  Mobiliarerbfolge  angewendet,  wie  denn  auch  die  allgemeine 
Gütergemeinschaft  bei  den  Städtern  und  bei  den  abhängigen  Bauern 
nur  die  Folge  davon  ist,  daß  beide  ein  Immobiliarerbgut  im  Rechte- 
sinn nicht  haben.  —  8)  Richthofen  S.  389  §  12.  —  *)  D.  u.  fr.  VG.  I  S.  419  ff. 
Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte.  XXXH.  Germ.  Abt.  12 
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Mobiliarvermögen  zu  verfügen  (gotisches  Recht),  ja  (friesisches 
Recht)  sogar  die  Verehelichung  der  jungem  hat  der  älteste 
zu  genehmigen.  Er  erscheint  allgemein  als  der  waeri  der 
übrigen  großjährigen  Teilhaber.  Es  ist  die  Hausgewalt,  die 
der  älteste  übt  und  deshalb  erbt  er  allein  den  Stul,  die  Bank 
des  frühern  Hausherrn  am  Herd,  den  Stammsitz  (das  edel, 
Handgemal).  Besteht  nun  wirklich  ein  Zusammenhang  zwischen 
dem  Geschlechtsältesten  und  dem  Adeligen,  wie  das  bisher 
ausgeführt  wurde,  so  muß  dem  Adeligen  dieselbe  Gewalt  zu- 
stehen, die  nach  dem  Gesagten  dem  Geschlechtsältesten  eignet. 

Gegen  eine  solche  Untersuchung  wirft  sich  freilich  eine 
große  Schwierigkeit  auf.  Im  ganzen  Bereich  der  fränkischen 
Monarchie  ist  ja  die  in  Vasallität,  da  und  dort  wohl  auch  in 
Mmisterialität  übergetretene  Nobilität  der  Immunität  teilhaftig 
geworden.  Hier  handelt  es  sich  allemal  darum,  daß  der 
Staat  Rechte,  welche  zunächst  ihm  zustanden,  an  die  Groß- 
grundbesitzer übertragen  hat.  Natürlich  haben  diese  Rechte 
mit  einer  Geschlechtsgewalt  nichts  zu  tun;  aber  weil  sie  sich 
auch  auf  abhängige  Freie  beziehen  können,  so  werden  sie  da,  wo 
ursprünglich  eine  Geschlechtsgewalt  vorhanden  war,  leicht  als 
die  weitergehende  Befugnis  diese  Geschlechtsgewalt  verschüttet 
haben.  Deshalb  sind  weite  Gebiete  für  unsere  Frage  neutral;  es 
ist  sehr  wohl  möglich,  daß  in  ihnen  eine  durch  Immunität  nur 
erweiterte  Geschlechtsgewalt  das  Ursprüngliche  war,  und  so 
spricht  das  Schweigen  der  dortigen  Quellen  nicht  gegen  die 
Möglichkeit  einer  Gewalt  des  Adeligen  über  seine  Geschlechts- 
genossen, aber  beweist  natürlich  ebensowenig  dafür. 

II.  In  der  Tat  wird  wirklich  mehrfach  die  Gewalt,  die 
sonst  dem  ältesten  zukommt,  dem  Adeligen  gegen  die  liberi 
zugeschrieben. 

1 .  In  dem  westlichsten  friesischen  Bereich  ist  der  nobilis 
der  dominus  des  ignobilis,  d.  h.  des  über *) ;  diese  Herrschaft 


')  v.  Schwerin  (diese  Zeitschrift  XXXI  S.  590)  behauptet,  ignobilis 
bedeute  keine  einheitliche  Klasse.  Ich  möchte  wissen,  wie  in  v.d.Bergh 
II 40  §§5.29.  30,  II  747  §§31.  34.  40  usw.  eine  Komposition  für  den  igno- 
bilis statuiert  sein  könnte,  wenn  hier  keine  einheitliche  Klasse  gegeben 
wäre.  In  der  Tat  sind  die  ignobiles  des  seeländischen  Rechts  die 
liberi,  welche  in  dem  Gebiet  zwischen  Zuiderzee  und  Scheide  mit  doppel- 
tem Wergeid  über  den  bestgestellten  Unfreien,  den  Ministerialen  stehen 
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äußert  sich  darin,  daß  der  über,  wenn  er  einen  nobilis  zum 
Gegner  hat,  den  Eid  mit  dem  nobilis  und  den  Verwandten 
des  nobilis  schwört,  während  regelmäßig  der  Reinigungseid 
mit  den  eigenen  Verwandten  geleistet  wird.1)  Weiter  hat  der 
Edelmann,  auch  wenn  er  nicht  das  Ambacht  hat,  die  Leute  zu 
„vervoehden"  d.  h.  wohl  prozessual  diejenigen  zu  vertreten,  die 
auf  der  ha vene  wohnen,  auf  der  er  selber  wohnt;  die  Vogtei  des 
Edelmanns  ist  also  bedingt  davon,  daß  er  auf  einem  Urhof 
sitzt,  und  bezieht  sich  auf  die  übrigen  Ansiedler  dieses  Urhofs.2) 

(Fr.  St.  S.  49ff.).  Wenn  in  II  40  §  29  und  II  747  §  32  (wohl  der  von  Schwerin 
als  §  38  zitierte?)  und  44  davon  geredet  wird,  daß  ein  ignobilis  haben 
kann  aliquid  nobilitatis,  so  ist  das  doch  kein  Beleg  gegen  die  „  Klassen- 
einheitlichkeit u;  v.  Schwerin  hätte  in  denFr.St.  S.  46 f.  finden  können,  daß 
es  sich  hier  um  liberi  handelt,  die  von  einem  andern  Aszendenten  als  dem 
Vater  ihres  Vaters  her  adeliges  Blut  haben.  Also  es  sind  nicht  un- 
freie mit  freien  zu  der  Klasse  der  ignobiles  zusammengeworfen  worden 
sondern  innerhalb  der  Freien  werden  für  die  persönlichen  Kompo- 
sitionen noch  einmal  diejenigen  ausgeschieden,  welche  von  irgendeiner 
Seite  adeliges  Blut  haben. 

*)  v.  d.  Bergh  II  40  §  38.  In  den  gleichzeitigen  friesischen 
Quellen  erfolgt  die  Reinigung  mit  Verwandten:  so  nicht  nur  in 
den  24  Landrechten  c.  6 ,  sondern  auch  noch  in  1.  Upstallbom.  §  25 
(Richthofen  S.  535),  im  Emsiger  Pfennigschuldbuch  I  §  20,  II  29 
(Richthofen  S.  201),  Emsiger  Bußtaxen  §  31  (thes  morthes  mit 
niughen  friunden  unganga:  Richthofen  S.  238),  Küren  v.  Fivelgo  §9 
(S.  299),  Fivelgo -Hunsego  §§  2.  7.  13  (S.  301.  302),  Langewold  I  §§  3. 11 
(S.  366),  §  13  (S.  370)  usw. ;  höchstens,  daß  neben  die  Verwandten  auch 
Nachbarn,  die  dann  nicht  mehr  als  Verwandte  gefaßt  sind,  einge- 
schoben werden,  wiewohl  das  sachlich  (z.  B.  die  Langenwolder  Quellen) 
das  jüngere  ist.  Wenn  also  der  ignobilis  gegenüber  dem  nobilis  die 
Reinigung  leistet  nur  mit  seinem  dominus  und  dessen  parentes, 
gegenüber  dem  ignobilis  mit  seinen,  des  ignobilis,  parentes,  so  ist  hier 
zunächst  der  dominus  als  nobilis  gedacht,  und  da  er  und  seine  parentes 
allein  schwören,  nicht  allenfalls  noch  auf  den  Eid  von  Nachbarn 
rekuriert  wird,  so  muß  in  diesem  Eid  das  unerläßliche  Verwandten- 
zeugnis stecken.  Nur  so  ist  es  ja  auch  erklärlich,  daß  der  Eid  gerade 
der  parentes  des  dominus  gefordert  wird.  Daß  dabei  doch  noch  die 
parentes  des  ignobilis  von  dem  nobilis  unterschieden  werden,  ist  auch 
kein  Rest  eines  Gegenarguments,  wie  v.  Schwerin  a.  a.  O.  S.  590  meint; 
denn  natürlich  ist  durch  die  Erreichung  der  Verwandtschaftsgrenze  die 
Verwandtschaft  im  engeren  Sinn  zwischen  der  herrschenden  Linie  und 
den  Nachgebornen  beseitigt,  abgesehen  davon,  daß  der  liber  natürlich 
auch  mit  einer  Menge  anderer  als  mit  dem  Herrn  Blutgemeinschaft  hat. 
—  »)  v.  d.  Bergh  II  747  §  96  und  dazu  Fr.  St.  S.62f. 

12* 
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Endlich  heben  die  Edelleute  die  öffentlichen  Leistungen  ein 
und  besitzen  dazu  Vollstreckungsgewalt.1)  Die  ganze  nicht 
vom  König  verliehene,  und  deshalb  allodiale  Gewalt  wird  als 
Amt  bezeichnet  und  so  der  Rechtsmacht  eines  Ortsschult- 
heißen gleichgestellt.2) 

In  dem  spätmittelalterlichen  Recht  des  friesischen  Ge- 
biets östlich  der  Zuyderzee  sind  Dorfherrn  die  hovelinge, 
also  die  Leute,  welche  auf  dem  Hof  wohnen,  oder  die  hoefd- 
linge,  die  capitales.3)  In  der  Emsgegend  hat  jedes  kleine 
Dorf  einen  oder  mehrere  eigene  capitales.4)  Einmal  ist  der 
capitalis  der  Vorstand  einer  fliuta,  also  des  Urhofs5),  oder 
einer  Bauernschaft.  Er  vertritt  die  Leute,  erhält  von  ihnen 
eine  Abgabe,  verwendet  sie  in  der  Fehde  und  verfügt  mit 
ihnen  über  Gemeinland.6) 

2.  Scharf  und  breit  begegnen  analoge  Verhältnisse  im 
englischen  Recht. 

Im  Angelsächsischen  ist  ealdor  auf  der  einen  Seite  der 
pater  familias7);  dann  aber  ist  ealdor  jeder  Vorstand8),  und 
die  yldestan  geben  in  der  Rechtsprechung  allein  das  Maß.9) 
Das  weist  schon  auf  eine  an  die  Familiengewalt  anknüpfende 
öffentliche  Gewalt.  Wenn  dann  anderemal  die  pegnas,  also 
nach  dem  Bisherigen  die  twelfhyndemen  oder  Häupter  der 
ältesten  Linie  als  heafodmen  gefaßt  werden,  so  muß  das  — 
das  genaue  Analagon  zum  friesischen  capitaneus  —  ebenfalls 
auf  eine  ähnliche  Stellung  gehen.10) 

Viel  weiter  führt,  was  in  den  Rechtsquellen  und  gelegent- 
lich auch  anderwärts  über  den  hlaford  gesagt  ist.  Schon  die 
Gesetze  des  Ine  aus  dem  Ende  des  7 !  Jahrhunderts  geben 
ein  klares  Bild.  Danach  hat  jedermann  einen  hlaford,  so  wie 
jeder  gewöhnlich  maegas  im  engern  Sinn,  immer  aber  ge- 
gildan  oder  maegas  in  weiterm  Sinn  hat;  der  hlaford  hat 
mit  diesen  gegildan  einen  Zusammenhang  und  ist  der  Führer 
der  gegildan,  auch  bei  Geltendmachung  der  Blutklage x  l)  — 


*)  v.  d.  Bergh  II  747  §  118  und  dazu  Fr.  St.  S.  90  N.  40;  für  das  mili- 
tärische Aufgebot  ebenda  N.  41.  —  2)  Fr.  St.  S.  88  ff.  —  3)  Fr.  St. 
S.  34  ff.    —   *)  Fr.  St.  S.  35  ff.    —    »)  Fr.  St.  S.  91.    -  «)  Fr.  St.  S.  91  f. 

7)  Beda  II  9  mit  Übersetzung  (Grein-Wülker  Prosabibl.  IV)  S.  231  v.  975. 

8)  Bosworth- Toller  h.  v.    —    9)  S.  120   N.  2.   —    ">)  Aepelr.  VII  1  §  3* 
mit  VII  a.  5.  —  n)Ine  21  pr.  wird  als  das  Normale  angenommen,  daß  der 
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man  denke  an  den  vigsakaradili  des  nordischen  Rechts.  — 
Der  gesidcundmann  kann  unter  einem  hlaford  stehen; 
es  ist  dabei  eben  an  denjenigen  gesidcund  zu  denken, 
der    nicht    das    Geschlechtshaupt     ist ,     während     letzteres 

Erschlagene  durch  die  gegildan  und  den  hlaford  gereinigt  werden  kann, 
während  21  §  1  die  gleiche  Funktion  den  magas  zugeschrieben  wird.  — 
Nach  24  pr.  wird  einer,  der  als  Straf knecht  (vom  Gläubiger)  gehängt 
wird,  weil  er  durchgeht,  nicht  dem  hlaford  vergolten;  hlaford  kann 
hier  nicht  der  Gläubiger,  sondern  muß  der  Inhaber  einer  Gewalt 
sein,  die  vor  dem  Eintritt  in  die  Straf knechtechaft  bestanden  hat;  24 
§  1  spricht  dagegen  den  Verwandten  eines  solchen  Straf  knechts  das 
Wergeid  ab,  wenn  derselbe  von  irgendwein  später  als  ein  Jahr  nach 
dem  Eintritt  in  die  Straf  knechtschaft  erschlagen  wird.  Hiernach  sind 
also  allemal  in  Totschlagssachen  zwei  Faktoren  beteiligt:  der  hlaford 
und  die  gegildan  nach  der  einen  Nachricht,  der  hlaford  und  die  maegas 
nach  der  andern.  Die  gegildan  erscheinen  als  die  Eideshelfer  in  der 
Reinigung  auch  sonst  bei  Ine  16.  Es  ist  vollkommen  unmöglich,  in 
Ine  21  die  gegildan  als  die  nur  zufälligen  Begleiter  eines  Verwandten- 
losen zu  denken  (so  K.  Maurer  in  Kr.  Überschau  I  S.  92  ff.)  —  sonst 
könnte  in  21  §  4  nicht  von  maegas  die  Rede  sein  — ,  sondern  in  diesen 
Stellen  ist  der  gegilda  soviel  als  der  maeg  (Waitz  VG.  I  S.  464  N.  1  ist 
unvollständig  unklar),  wie  denn  auch  dieser  Zusammenhang  längst  von 
andern  gesehen  wurde  (Kemble,  The  Saxons  I  S.  260  N.  1;  Mar- 
quardsen,  Über  Haft  und  Bürgschaft  bei  den  Angelsachsen  S.  26  f.; 
auch  R.  Schmid  s.  v.  gegilda).  Wenn  dann  in  Aelfred  27  derjenige, 
der  nur  Muttermagen  hat,  dahinter  noch  gegildan  besitzt,  derjenige, 
welcher  weder  Vatermagen  noch  Muttermagen  hat,  nur  auf  gegildan  zu 
rechnen  hat,  so  ist  es  wieder  ganz  unmöglich,  darunter  mit  K.  Maurer  Reise- 
genossen zu  verstehen;  denn  nicht  jeder,  der  zufällig  nur  mütterliche  Ver- 
wandte hat,  wird  auf  der  Reise  sein.  Auch  diesmal  handelt  es  sich  um  eine 
allgemeine  Einrichtung.  Aber  offenbar  werden  hier'  die  gegildan  von 
den  maegas  geschieden.  Dann  sind  also  im  weitern  Sinn  —  nach  Ine  — 
die  gegildan  =  maegas;  im  engeren  Sinn  hat  sich  aus  den  gegildan 
ein  Kreis  von  maegas  ausgeschieden.  Machen  es  die  Stellen  bei  Ine 
unmöglich,  unter  gegildan  letzlich  etwas  anderes  zu  sehen  als  solche 
Leute,  die  durch  Blutsverwandtschaft  miteinander  in  Beziehung  stehen, 
so  schließen  umgekehrt  die  Stellen  bei  Aelfred  die  Deutung  R.  Schmids 
aus,  der  darunter  alle  Zahlungsgenossen  verstehen  will;  denn  in  Ael- 
fred 27  sind  ja  gerade  die  medrenmaegas  ,,  Zahlungsgenossen "  und 
heißen  doch  nicht  gegildan.  Vielmehr  ist  ein  großer  Verband,  der 
bald  mit  gegildan,  bald  mit  magas  wiedergegeben  wird,  in  zwei 
Gruppen  zerlegt,  von  denen  die  einen  magas  im  engern  Sinn ,  die 
zweiten  nur  gegildan  sind.  Es  ist  hier  an  die  niederdeutsche  Auf- 
fassung zu  erinnern,  die  auf  der  einen  Seite  Verwandtschaft  annimmt, 
solange  überhaupt  noch  ein  Tropfen  Blut  nachweisbar  ist,  aber 
doch  wieder   die  Verwandtschaft  auf  einen  engeren  Kreis   beschränkt 
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grundsätzlich  unmittelbar  dem  König  untersteht.1)  In  der  Tat 
ist  ein  andermal  gesagt,  daß  derjenige,  der  einen  geneat  hat, 
also  der  Herr  des  geneat,  für  das  vom  stehlenden  geneat 
verwirkte  capitale  haftet,  wenn  der  Bürge  des  geneat  nicht 
zahlen  kann.2)  —  In  bezug  auf  den  vornehmen  geneat  trägt 
also  der  hlaford  hier  die  Haftung,  die  später  als  Haftung 
des  fridborg  hervortritt;  da  der  hlaford  sonst  nur  als  Führer  der 
gegildan  sich  erwiesen  hat,  so  ist  es  nicht  zu  kühn,  die  Haftung 
hier  gleichzeitig  als  Haftung  der  gegildan  zu  fassen.  Ist  aber 
einmal  der  hlaford  eine  allgemeine  Einrichtung,  so  ist  auch 
die  Strafe  dagegen  allgemein,  daß  sich  jemand  ohne  Erlaubnis 
durch  Verlegung  des  "Wohnsitzes  in  die  Gewalt  eines  andern 
Herrn  begibt 3) ;  die  Notiz,  welche  beweist,  daß  die  Herren- 
gewalt irgendeine  territoriale  Grundlage  haben  muß,  be- 
deutet bereits  eine  Beschränkung  der  Freizügigkeit  für  die 
Gemeinfreien.  —  Auf  irgenäwelche  Arbeitsgemeinschaft  mit 
dem  Herrn,  die  vom  letztern  geleitet  wird,  scheint  es  —  nicht 
so  sicher  —  zu  führen,  daß  die  Arbeit  des  Freien  ganz  all- 
gemein vom  Gebot  eines  Herrn  abhängig  gemacht  wird.4) 
Die  Gesetze  des  Königs  Aelfred  zeigen  wiederum,  daß 
die  Einrichtung  eine  allgemeine  ist  und  weiter,  daß  der  Ver- 
band unter  einem  hlaford  als  boldgetal,  also  als  ein  durch  die 
Zahl   der  zugehörigen  Anwesen  bestimmter  Distrikt  gefaßt 

(Brunner  R.-G.  I*  S.  113  f.).  Sowohl  in  Ine  21,  wie  Ine  24  wird  nun  aber 
einmal  nur  von  den  maegas,  das  anderemal  vom  hlaford  und  den  gegildan 
gesprochen,  und  das  führt  zur  Konsequenz,  daß  der  hlaford  selber 
als  maeg  und  dann  als  Führer  der  gegildan  betrachtet  werden  muß, 
wie  er  ja  in  Ine  24  pr.  allein  als  Bußempfänger  genannt  ist,  wiewohl 
nach  Ine  24  §  1  die  Buße  an  den  maegas,  also  die  gegildan  insgesamt 
kommt.  Deshalb  werden  in  Ine  74  pr.  der  hlaford  und  die  maegas 
zusammen  als  Wergeidsempfänger  genannt.  Genauer  erhält  der  hlaford 
allemal  die  monbot  (Ine  76),  während  die  andern  die  maegbot  emp- 
fangen. —  Als  eine  allgemeine  Einrichtung  wird  der  hlaford  auch  in 
Ine  27  vorausgesetzt. 

>)  Ine  50.  —  2)  Ine  22.  Schon  mit  dieser  Stelle  wird  die  herr- 
schende Meinung  (Waitz  I  S.  470),  daß  die  Rechtsbürgschaft  eine 
durch  die  Könige  des  10.  Jahrhunderts  geschaffene  Einrichtung  sei 
(welche  unhistorische  Vorstellung  hat  man  dabei  von  der  Macht  des  alten 
Königtums!),  unmöglich.  —  3)  Ine  39.  Schmid  s.  v.  Rechtsbürgschaft  4 
übersieht  die  Bestimmung.  —  *)  Ine  3  §  2;  weil  sonst  keine  Straf- 
bestimmung über  Sonntagsarbeit  der  frigean  vorkommt,  müssen  alle 
frigean  gemeint  sein. 
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ist.1)  Wiederum  wird  davon  ausgegangen,  daß  man  nicht 
ohne  weiteres  von  einem  boldgetal  in  das  andere  übergehen 
kann  und  daß  der  neue  Herr  für  die  Buße  des  Aufgenommenen 
haftet,  wenn  dieser  nicht  vor  der  Aufnahme  seine  Verbind- 
lichkeiten ins  reine  gebracht  hat.  Es  stimmt  das  mit 
der  Haftung,  die  nach  den  Gesetzen  des  Ine  der  hlaford  auch 
für  den  geneat  trägt.  Yon  einer  Erlaubnis  des  alten  Herrn 
zum  Übergang  in  das  andere  boldgetal  ist  hier  zufällig  nichts 
gesagt.1)  Die  Annahme  aber  durch  den  neuen  Herrn  ist  ein 
to  men  feormian,  also  irgendwie  die  Gewährung  von  Unter- 
halt etwa  durch  die  Übertragung  einer  Bauernstelle  (bold); 
es  kann  also  jedenfalls  der  Anziehende  eine  neue  Stelle  nicht 
ohne  "Willen  des  neuen  Herrn  erhalten.1)  Bedenkt  man,  daß 
schon  das  Recht  des  Ine  die  Allgemeingiltigkeit  der  Einrich- 
tung erwiesen  hat,  so  kommt  man  zum  Ergebnis,  daß  Besitz- 
veränderungen an  Gütern  gewöhnlicher  Freier  sich  nicht 
ohne  Willen  des  Herrn  vollziehen.  —  Auf  eine  im  letzten 
Grund  verwandtschaftliche  Funktion  kann  es  gedeutet  werden, 
wenn  im  Angelsächsischen  eine  Fehdegemeinschaft  zwischen 
hlaford  und  den  Untergebenen,  wie  in  Friesland  zwischen 
capitanei  und  Bauern  besteht.2) 

Schon  bei  Ine  hat  sich  also  der  hlaford,  unter  dem  jeder 
stehen  muß,  als  ein  Verwandter  und  soweit  natürlich  als 
Führer  der  Verwandtschaft  erwiesen  Dann  ist  es  nun  ent- 
scheidend, wenn  zu  Anfang  des  10.  Jahrhunderts  der  König 
für  den  Fremden,  der  ja  nicht  unter  einem  Herrn  steht,  fore 
maeg  and  mundbora  ist.3)  Es  ist  das  nicht  anders  zu  deuten, 
als  daß  für  die  Einheimischen  der  hlaford  der  maeg  and 
mundbora  ist  und  das  führt  die  Herrschaft  des  Herrn  auf 
Familiengewalt. 

Schon  im  Anfang  des  10.  Jahrhunderts  wird  wieder  be- 
stimmt, daß  keiner  ohne  Willen  des  alten  Herrn  von  einem 
neuen  Herrn  aufgenommen  werden  darf  und  jedenfalls  nicht, 
bevor  er  seine  früheren  Verbindlichkeiten  berichtigt  hat;  sonst 
haftet  der  neue  Herr.4)  Daß  das  nicht  nur  auf  eine  bestimmte 
Klasse  von  Hausgenossen  geht5),  ist  ja  schon  durch  das  ältere 

i)  Aelfred  37.  -  2)  Aelfred  42  §  5.  —  »)  Edw.  Gupr.  12.  —  *)  Ed- 
ward II  7,  Aepelst.  II  22  pr.  §  2;  V  1  §  1.  —  8)  So  noch  Liehermann 
in   der  Übersetzung  von  Edward  II  7. 


184  Ernst  Mayer, 

westsächsische  Recht  gesagt  —  zum  Überfluß  wird  aber 
gleichzeitig  betont,  daß  jeder  einen  Herrn  haben  muß.1) 
Der  Eintritt  unter  die  Herrschaft  wird  dadurch  vermittelt, 
daß  den  Eintretenden  nach  der  einen  Stelle  die  maegd  nach 
der  andern  nicht  näher  bestimmte  Leute  einem  Herrn,  fest- 
machen (befaestan)  oder  nach  Yolksrecht  ansässig  machen 
(to  folcryhte  gehammettian).  Mit  diesem  Vorgang  ist  dann 
die  Übernahme  der  Bürgschaft  für  den  Neueintretenden  ver- 
bunden, so  daß  der  „Festmachende",  also  die  maegd  die 
Haftung  übernimmt,  wenn  jener  stiehlt  und  nicht  zum  Ge- 
richt gestellt  werden  kann.2) 

So  ist  wiederum  der  Verband,  der  unter  einem  hlaford 
steht,  ein  Verwandtenverband,  und  das  wird  in  einer  andern 
Bestimmung  des  Aethelstan  bestätigt.3)  Die  gleiche  Stelle 
gibt  auch  Aufschluß  darüber,  wie  man  sich  die  Haftung  für 
Diebstähle  zu  denken  hat.  Das  Bisherige  ergab  ja  bald  (so 
Ine  für  den  geneat  und  das  spätere  für  die  Aufnahme  eines 
Delinquenten  durch  den  neuen  Herrn)  eine  Haftung  des 
Herrn,  bald  (so  die  Gesetze  Edwards  und  Aethelstans)  eine 
Haftung  der  unter  dem  Herrn  stehenden  maegd.  In  unserer 
Stelle  aber  zeigt  sich,  daß  es  vom  Herrn  abhängt,  ob  er  den 
Mann  für  sicher  ansieht  und  dann  selber  die  Haftung  tragen 
will,  oder  ob  er  lieber  auf  die  Verwandtschaft  greift;  dann 
muß  diese  die  Bürgschaft  übernehmen;  vor  allem  wird  der 
Herr  bei  der  Neuaufnahme  zwischen  beiden  Möglichkeiten 
gewählt  und  praktisch  wohl  regelmäßig  die  Sicherheit 
durch  die  Verwandtschaft  gefordert  haben.  Schließlich  ergibt 
die  gleiche  Stelle,  daß  der  Verband,  der  als  Bürgschaft  dient, 
auf  12  Köpfe  berechnet  wird.4)  —  In  den  gleichen  Zusammen- 
hang gehören  dann  aber  die  Nachrichten  des  berühmten 
Provinzialgesetzes  für  die  Londoner  Diözese  aus  der  Zeit  des 
Königs  Aethelstan.  Sowenig  man  die  Quelle  lediglieh  als 
das  älteste  Statut  einer  germanischen  Gilde  fassen  darf,  viel- 
mehr als  Provinzialgesetz  ansehen  muß5),  so  ist  freilich  durch 

*)  Aepelst.  112.  —  2)  Edward  II  3;  Aepelst.  II  2.  —  3)  Adelst. 
III  7  §  2  wenn  der  prepositus  des  Herrn  12  plegios  cognationes  sui 
(des  homo)  heranzieht,  weil  er  dem  homo  nicht  traut,  so  muß  doch 
offenbar  die  cognatio  dieses  homo  unter  der  Gewalt  des  Herrn  stehen. 
*)  Aepelst.  III  7  §  2.  —  5)  Oben  S.  70  N.  2. 
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die  eingeschlossene,  bereits  sehr  große  Stadt  die  Struktur  der 
volksrechtlichen  Verbände  sehr  verändert.  Worüber  be- 
stimmt wird,  ist  die  Haftung  für  das  capitale  einer  gestohle- 
nen Sache;  dafür  tritt  ein  Verband  ein,  der  da,  wo  er 
willkürlich  gebildet  werden  kann,  aus  100  Leuten  besteht, 
also  als  Hundertschaft  gedacht  ist.  Dieser  Verband  setzt 
sich  nach  der  einen  Bestimmung  aus  10  Verbänden  von  je 
10  Leuten,  von  denen  einer  der  leitende  yldesta  ist,  zu- 
sammen. Es  ist  klar,  daß  ein  solch  streng  zahlenmäßig  geglie- 
derter Verband  unmöglich  an  einen  vorhandenen  Verwandt- 
schaftsverband anknüpfen  kann,  während  er  umgekehrt  durch 
die  fluktuierende  Art  städtischer  Bevölkerung  gefordert  wird. 
Allein  sofort  nachher  wird  von  einer  teodung  geredet,  |>aer  mare 
folc  sig,  oder  von  einer,  paer  lesse  folc  sig  l) ;  also  neben  dem 
willkürlich  gebildeten  Zehntverband  gehen  gewachsene  und 
deshalb  mit  ungleicher  Bevölkerung  versehene  Zehnten  ein- 
her, die  offenbar  auch  unter  einem  yldestan  stehen;  man  wird 
sie  vor  allem  im  Landgebiet  suchen  müssen.2)  Dann  ist  eben 
die  organische  Gliederung  des  flachen  Lands  in  einer  will- 
kürlichen, unorganischen  Form  auf  die  Stadt  übertragen. 
Der  Zehnerverband  tritt  in  der  Stadt  stark  hinter  den 
Hundertschaftsverband  zurück,  und  vor  allen  obliegt  die- 
sem die  Haftung  für  den  Ersatz  des  capitale  einer  ge- 
stohlenen Sache,  während  die  übrigen  Nachrichten  die  gleiche 
Haftung  dem  hlaford  und  dem  durch  den  hlaford  zusam- 
mengehaltenen Verband  auferlegten.  Es  ergibt  also  das 
Londoner  Statut  genau  denselben  Wechsel  zwischen  Haftung 
der  Hundertschaft  und  der  Zehntschaft,  wie  er  im  kontinen- 
talen fränkischen  Recht  begegnet.  Nicht  gesagt  ist  dagegen, 
daß  die  Hundertschaft  eine  einzige  Gilde  bildet3),  und  auch 

*)  Aepelst.  VI  '6  —  VI  4.  —  2)  Hier  allein  ist  ja  auch  an  die  Be- 
reitung von  Aepelst.  VI  4  zu  denken:  S.  120  N.  2.  —  ')  Aepel- 
stan  VI  8  §  1  sagt  nicht  mehr,  als  daß  der  Hundertschaftsvorstand 
mit  den  10  Zehntvorständen  —  also  zehn  Leute  unter  einem  Vorstand  — 
als  ein  Trinkverband  behandelt  wird  und  spricht  deshalb  schon  da- 
für, daß  grundsätzlich  die  Zehntschaft  ein  Gildeverband  ist;  VIS  §6  spricht 
von  gegildscipum,  und  es  ist  das  wohl  auf  mehrere  Gilden  zu  be- 
ziehen; die  Übersetzung  mit  dem  Singular  im  quadripartitus  beweist 
natürlich  gar  nichts ;  die  von  Liebermann  in  M&anges  Fitting  II  S.  89 
beigebrachten  Belege  dafür,  daß  der  „Angelsachse  gern  die  au9  mehreren 
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wenn  das  der  Fall  sein  sollte,  so  würde  das  noch  dem  nicht 
widersprechen,  daß  nach  dem  Bisherigen  auf  dem  Land  der 
durch  denHerrn  geleiteteVerband  eine  Gilde  ist.  —  Eines  jeden 
Großjährigen,  der  nicht  Hausgenosse  ist  und  deshalb  nicht  der 
besonderen  Haftung  des  Hausherrn  unterliegt,  Verpflichtung 
einem  Verband  anzugehören,  der  für  prozessuale  Gestellung  sei- 
ner Mitglieder  oder  für  deren  Komposition  haftet,  sonst  aber  die 
Kriminalrügung  übt,  ist  später  der  Inhalt  des  francum  plegium. 
Dabei  ist  dieser  Verband  überwiegend  eine  Zehntschaft;  allein 
in  Quellen  des  13.  Jahrhunderts  kommt  auch  ein  Verband  von 
12  Leuten  vor.1)  Bedenkt  man,  daß  schon  unter  Aepelstan  im 
Kentischen  ein  Bürgschaftsverband  von  12Leuten  genanntwird, 
so  ist  kein  Grund,  jene  jüngeren  Angaben  als  Neuerung  und  Ent- 
stellung anzusehen,  sondern  die  Zahlen  10  und  12  werden  in  den 


Sätzen  bestehende  Abmachung  der  Urkunde  pluralisch  bezeichne",  greifen 
nicht  ein;  denn  die  gegildscipe  oder  fripgild  ist  keine  Urkunde.  — 
Würde  man  nun  die  Bruderschaftspflichten  bei  der  Beerdigung  auch 
nur  auf  die  Hausväter  der  Verbände  beziehen,  so  käme  man,  auch  wenn 
man  nur  Vso  der  Bevölkerung  jährlich  sterben  läßt,  für  jeden  Haus- 
vater jährlich  auf  die  Leistung  von  über  3  gesufelne  hlaf  und  auf  mehr 
als  3.  50  Psalmen  im  Jahr,  wenn  man  die  Gilde  auf  100  Mitglieder 
rechnet,  und  das  ist  ein  kaum  glaublicher  Betrag.  Viel  anders  und 
wahrscheinlicher  wird  derselbe,  wenn  man  immer  nur  10  Leute  an  der 
Leistung  teilnehmen  läßt.  —  Daß  später  die  Bürger  als  ein  Gildeverband 
gefaßt  werden,  könnte  sich  sehr  wohl  auch  schon  daraus  erklären,  daß 
nach  Aepelst.  VI  8  §  1  die  Verbandsvorstände  zusammen  eine  Gilde 
halten.  Es  ist  aber  natürlich  auch  möglich,  daß  der  Hundertschafts- 
verband genau  so  wie  der  untere  Verband  seinerseits  eine  Gilde  war. 
Aepelred  III 1  §  2  stellt  aber  das  ealhus  unter  das  burhgepincd  und  unter 
das  wapentak  [das  hundred  dieser  Stelle  ist  nach  DD.  I  f.  280  B.  1  Sp., 
298 B.  2  Sp.  =  8  L;  diese  L  können  nicht  die  gewöhnlichen  sein;  denn  sonst 
würde  (D.D.  I  f.  280  B.  1  Sp.)  bei  6  maneria  ein  relevium  von  160  solidi, 
darunter  eines  nur  von  24 — 30  sol.  (=  3  Mark)  gezahlt.  So  fasse  ich 
8fc  =  6  Mark,  d.  h.  das  Doppelte  von  dem,  was  an  relevium  von  unter 
6  maneria  gezahlt  wird  (D.D.  I  f.  280  B.  1  Sp.),  und  komme  dann  zu  einem 
Pfund,  das  6  solidi  beträgt  und  fast  im  gleichen  Wert  auch  in  Fries- 
land vorkommt  (Fr.  St.  S.  127).  Ist  das  richtig,  so  ist  das  hundred 
48  solidi  fränkisch,  also  ungefähr  120  solidi  angelsächsisch,  und  das 
würde  die  Bezeichnung  wohl  erklären.  Dann  ist  das  Verhältnis  in 
Aepelred  III  1  §  2  18  Mark  -r  6  Mark  —  3  Mark]. 

*)  Die  Belege  bei  Liebermann,  Über  die  leges  Edwardi  confes- 
soria S.  78. 
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verschiedenen  Gegenden  nebeneinander  gegolten  haben.  Das 
francum  plegium  befaßt  die  villani,  also  freie  und  un- 
freie, nicht  die  libere  tenentes,  wohl  aber  jüngere  Söhne 
sogar  der  milites  und  ihre  Abkommen.1)  Danach  muß  zum 
Verband  alles  gehört  haben,  was  im  Angelsächsischen  zu  den 
twihyndemen  und  sixhyndemen  zählt,  ist  aber  auch  auf  die 
Unfreien  mit  eigener  Wirtschaft  erstreckt.  —  Die  Zehntschaft 
oder  Zwölfschaft  kommt  in  den  späteren  Quellen  mit  der 
villata  überein2)  und  wird  so  in  den  sehr  zahlreichen  Fällen, 
wo  die  ganze  villa  einem  Herrn  gehört,  nur  als  eine  Wirkung 
des  grundherrlichen  Verbands  erscheinen.3)  Schon  darum 
ist  es  immerhin  möglich,  daß  die  decenna  ursprünglich  über- 
all mit  dem  Machtbereich  eines  Herrn  zusammenfällt,  wenn 
auch  in  den  späteren  englischen  Quellen  ein  direkter  Beleg 
für  eine  solche  Koinzidenz  zu  fehlen  scheint.  Aber  eine  andere 
angelsächsische  Nachrichtengruppe  führt  unmittelbar  zur  Glei- 
chung. Denn  auch,  nachdem  jene  Zehntschaften  mit  ihrer 
Gesamthaftung  für  die  Komposition  derjenigen  delinquie- 
renden  Mitglieder,  die  nicht  zu  Gericht  gestellt  werden  können, 
längst  hervortreten,  ist  doch  noch  immer  geradeso  die  gleiche 
Haftung  des  hlaford  für  alle  seine  Leute  bezeugt,  oder 
wenigstens  bestimmt,  daß  er  für  fideiussio  alier  seiner  Leute 
zu  sorgerl  hat,  die  Leute  seiner  terra  in  seiner  pax4)  sind; 


')  Bracton,  De  legibus  II  S.  304  außer  dem  francum  plegium  sind: 
niagnates,  milites  et  eorum  parentes,  clericus,  über  homo  (hier  im 
Gegensatz  zu  villanus);  S.  306  quia  omnis  homo  sive  über  (hier  der 
villanus)  sive  servus  aut  est  aut  debet  esse  in  franco  plegio-  aut  de 
alicuius  manupastu ,  nisi  sie  aliquis,  qui  —  quod  habeat  quod  sufficiat 
pro  franco  plegio,  sicut  dignitatem  vel  ordinem  vel  liberum  tenimentum. 
Fleta  I  27  §  2  vom  francumplegium  eximiert  milites  et  clerici.  Britton 
1 13  §  1  voloms,  que  touz  se  soint  en  dizeine  et  pleviz  par  diseiners, 
save  gentz  de  religioun,  clers  et  chivalers  et  lour  fiz  eynznes  et 
femmes.  Die  älteren  allgemeiner  lautenden  Stellen  (bei  6.  L.  v.  Maurer, 
Über  die  Freipflege  S.  16ff.,  Liebermann,  Über  die  leges  Edwardi  Con- 
fessoria S.  82  f.)  bedeuten  demgegenüber  nur,  daß  eben  alle  villani,  die 
ja  auch  frei  sind,  zum  francumplegium  gehören.  Dazu  auch  Vinogradoff, 
Villainage  S.  66  ff.  Pollock  and  Maitland,  Hist.  I  S.  555;  S.  558  N.  1. 
—  2)  Fleta  I  27  §  2  vicini,  in  cuius  decena  tales  fugitivi  fuerint;  dazu 
G»  L.  v.  Maurer,  Über  die  Freipflege  S.  13f.  —  *)  Nicht  hierher  gehören 
die  Fälle,  wo  der  Herr  Hundertschaftsrecht  und  deshalb  den  visus  franci- 
pilegi  hat.  —  *)  Das  erste  Eadgar  IV  11  der  hlandlaford  haftet  dem  Be- 
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die  Sache  hat  sich  so  nocü  viel  später  im  schottischen  Recht  ge- 
halten.1) Also  ist  eine  Zeitlang  noch  in  England,  dauernd 
in  Schottland  die  Haftung  des  hlaford  für  seine  Leute  fest- 
gehalten worden,  während  im  ganzen  die  jüngere  englische 
Entwickelung  die  dem  Herrn  bequemere  Form  wählte  und 
nur  mehr  ausschließlich  den  Verband  der  gegildan  (maegas) 
oder  später  der  decenna  belastet,  der  ursprünglich  nach 
"Wahl  des  Herrn  da  eintrat,  wo  der  Herr  die  Haftung  für 
den  Mann  nicht  riskieren  wollte.  Damit  ist  dann  auch  vor- 
ausgesetzt, daß  die  Zehntschaft  (Zwölfschaft)  im  wesentlichen 
mit  den  gegildan  (maegas)  identisch  ist.  —  Auch  das  herr- 
schaftliche boldgetal  des  Aelfred  paßt  zur  spätem  Zehntschaft 
oder  Zwölfschaft. 

Noch  ist  genauer  festzustellen,  was  hlaford  ist.  Da 
jedermann  einen  hlaford  hat,  so  ist  es  zunächst  voll- 
kommen ausgeschlossen,  das  Verhältnis  lediglich  auf  die 
Hausgenossen  zu  beziehen.  Steht  schon  zur  Zeit  Ines  und 
später 2)  der  sidcundmann  oder  der  geneat  unter  einem 
hlaford,  so  natürlich  erst  recht  der  ceorl.3)  Landhlaford 
aber  ist  positiv  jeder,  der  bocland  hat4),  deshalb  der  pegn.5) 
Damit  stimmt,    daß    dann  nur  gerade    die    alodiarii    direkt 

stohlenen  gegenüber  für  das  ceapgyld  der  gestohlenen  Sache,  so  daß  er 
dann  selber  den  Betrag  bei  der  Zehntschaft  eingehoben  haben  muß. 
Dunsetas  1  §  1  ebenso;  das  zweite  Aepelst.  III  7:  Eadmund  III  7. 

1)  Statuta  regis  Alexandri  4  (Acts  of  the  parliaments  of  Scotland  I 
S.  69)  quod  nullu8  episcopus,  abbas  vel  clericus,  comes,  baro  aut  miles 
aut  aliquis  alius  de  regno  Scocie  replegiet  aliquem  ut  hominem  suunv 
nee  petet  ad  plegium  quemeumque,  qni  quovis  malefacto  viel  crimine 
irretitus  fuerit,  nisi  idem  calumpniatus  fuerit  homo  suus  legius  aut 
nativus  aut  in  terra  sua  manens  aut  de  familia  sua.  —  *)  S.  182  N.  1,  2. 
dann  Eadgar  IV  1  §  1.  —  3)  Aepelstan  II  10  wenn  Vieh  ohne 
Zeugnis  vertauscht  war,  fällt  das  vertauschte  allemal  an  den 
landhlaford.  Aepelr.  I  1  §  1.  2  für  jeden  freomann  gibt  der  hlaford 
das  Zeugnis  ab,  daß  er  unbezichtigt  ist.  —  *)  Aepelstan  VI  1  §  1  gif 
hit  bocland  sy  odde  biseeopa  land,  pone  ah  se  landlaford  pone  healfan 
deal.  In  der  Stadt  freilich  leben  Leute  ohne  Landlord  und  darauf  be- 
zieht sich  das  Vorausgehende.  Aepelr.  I  1  §  14  mit  II  §  5.  7:  wer 
einen  hlaford  hat,  verwirkt  die  wite  an  diesen;  wer  bocland  hat,  an 
den  König.  Deshalb  haben  nur  diejenigen,  die  bocland  haben,  einen 
hlaford.  —  5)  Eadgar  II  3  §  1  hlandlaford  ist  hier  entweder  der  König 
oder  der  pegn:  das  folgt  aus  sy  hit  —  der  dem  landhlaford  unter- 
worfene —  cynges  man,  sy  hit  pegnes.    Wifmannes  Beweddnng  7  die 
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dem  König  unterworfen  sind  und  selber  Herrschaft  üben1), 
im  Schottischen  aber  der  thainus  mit  den  Jungherren  den  ge- 
wöhnlichen liberi  als  dominus  ville  gegenübersteht.2)  —  Faßt 
man  zusammen,  so  ist  der  hlaford  eben  der  Inhaber  des 
freien  Eigens,  der  pegn,  und  deshalb  kann  der  hlaford 
nichts  anderes  sein,  als  der  Erbe  des  Stammhofs  auf  der 
ursprünglichen  Großhufe.3)  Bedenkt  man,  daß  die  Hide 
schon  sehr  früh  an  8  familiae  zerteilt  ist  und  daß  noch 
ein  paar  cotsetlan  und  selbständige  Unfreie  (buri)  hinzu- 
gerechnet werden  müssen,  so  versteht  man  sehr  wohl, 
warum  dieser  an  die  Hide  von  240  Acker  Bauland  an- 
knüpfende Verband  10 — 12  Mitglieder  im  mindesten  be- 
faßt. —  Nicht  auf  irgendwelchen  willkürlich  gebildeten 
Schutzverhältnissen  beruht  also  das  Recht  des  hlaford4)  und 
ebensowenig  hat  es  mit  der  Beziehung  des  Hausherrn 
zu  den  Mitgliedern  seines  Haushalts  zu  tun.  Wie  näm- 
lich später  die  Bürgschaft  einer  Zehnt  der  Haftung  des 
Herrn  für  die  Hausgenossen  entgegensteht  und  letztere 
eine  Form  für  sich  bildet,  so  ist  das  schon  in  den  angel- 
sächsischen Quellen  bis  zu  den  Gesetzen  des  Ine  hinauf 
zu  erkennen.5)  —  Die  Rechtsmacht,  welche  dann  hinter 
der  beschriebenen  Gewalt  des  pegn  steckt,  muß  ein  Recht 
der   Zwangsanwendung    —    der   districtio   in    den  kontinen- 


Übersiedelung  ist  das  Ziehen  on  odres  pegnes  land.  —  Wieder- 
holt erscheinen  pegnas  als  die  dem  landhlaford  standesgleich  sind 
und  deshalb  als  seine  Eideshelfer  fungieren:  A.epelr.  I  1  §  2,  III  4; 
Gnut  II  31  §  1  a. 

*)  DD.  I  f.  1.  has  forifacturas  (die  großen  Bußen  wegen  Friedensbruch) 
habet  rex  super  omnes  alodiarios  totius  comitatus  de  Chent  et  super  homi- 
nes  ipsorum;  so  sind  die  alodiarii  die  domini,  die  dann  nach  dem  Voraus- 
gehenden die  kleineren  Bußen  beziehen.  —  2)  Reghxm  maiestatem 
IV  54.  —  3)  Vielleicht  ist  in  dem  rätselhaften  Ine  68  gemeint, 
daß  dem  sidcundmann  gegenüber  die  Handlung  auf  dem  Stamm- 
hof (dem  norwegischen  hofudbol),  nicht  auf  seinem  Gut  vorgenommen 
werden  soll?  —  4)  Im  Ergebnis  nähert  sich  das  im  Text  Gesagte 
dem,  was  K.  Maurer,  Krit.  Überschau  II  S.  41  ff.  lehrt.  Aber  freilich 
sieht  auch  er  nicht,  daß  die  Grundeigentümer  restlos  mit  dem  Land- 
herrn und  hinwieder  mit  den  pegnas  oder  allodiarii  identisch  sind.  — 
*)  Hierfür  genügen  die  Belege  bei  G.  L.  v.  Maurer,  Über  die  Freipflüge 
S.  3.  25.  42;  dazu  Ine  50. 
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talen  Immunitäten  —  sein,  mit  dem  der  Herr  seine  Gewalr- 
unterworfenen  in  das  Gericht  bringt. 

Das  bisherige  Resultat  wird  schließlich  durch  eine  letzte 
Gruppe  von  Beobachtungen  bestätigt.  Ursprünglich  parti- 
zipieren an  dem  Vermögen  dessen,  der  erritten  wird  und  des- 
halb friedlos  ist,  der  König  und  die  Hundertschaft,  oder 
anders  ausgedrückt,  die  ältesten  der  Hundertschaft  je  zur 
Hälfte1),  und  eine  Teilung,  wiewohl  keine  Halbierung  der 
wite  zwischen  König  und  hundred,  ist  auch  sonst  bezeugt.2)  — 
Im  ganzen  ist  nun  aber  diese  Rechtsform  zunächst  durch  eine 
zweite  Bildung  überwunden  und  die  wite  oder  das  Vermögen  des 
Verbrechers  wird  zwischen  dem  hundred  und  dem  landhlaford 
geteilt.3)  Der  Ausgangspunkt  dieser  Form  läßt  sich  schon  bei 
Ine  erkennen,  wo  der  Hausherr  bei  Delikten  seiner  Haus- 
genossen keinen  Anteil  an  der  wite  erhält,  wenn  er  es  zu  einem 
Prozeß  vor  dem  staatlichen  Gericht  oder  auch  nur  vor  seinem 
(des  Hausherrn)  hlaford,  d.  h.  dem  pegn  kommen  läßt.4)  Be- 
denkt man,  daß  der  Hausherr  für  seine  Hausgenossen  genau 
die  gleiche  Bürgschaft  trägt,  wie  die  Zehntschaft  und  des- 
halb der  hlaford  für  die  selbständigen  "Wirte,  so  kommt  man 
zu  dem  Resultat,  daß  auch  der  hlaford  schon  ursprünglich 
dann  einen  Anteil  am  Gewinn  gehabt  haben  muß,  wenn  er 
mit  seiner  eigenen  Gewalt  ohne  Rechtsstreit  ein  Unrecht 
eines  selbständigen  Wirts  in  das  Reine  bringt.  Dann  wird 
die  allmähliche  Erweiterung  nur  darin  liegen,  daß  der  Herr 
diesen  Anteil  schließlich  auch  bei  Inanspruchnahme  der 
staatlichen  Gerichte  behält.  —  Auf  der  zweiten  Stufe  be- 
kommt der  König  von  den  Strafgeldern  oder  dem  Vermögen 
der  Leute,  welche  einem  hlaford  unterworfen  sind,  bereits 
nichts  mehr.  Schließlich  aber  verschwindet  dann  noch  der 
Anteil  des  Hundred,  und  der  hlaford  bekommt  von  seinen 


*)  Aepelstan  VI  1  §  1  halb  dem  König,  halb  der  ferscip.  Der 
Herr  =  Hundertschaft:  Aepelstan  VI  6  §  3.  Aepelstan  II  20  §  4  das 
Vermögen  geteilt  zwischen  König  und  den  yldestan,  die  die  Berei- 
tung vornehmen  (S.  120  N.  2).  —  »)  Eadmund  III  2.  -  "•)  Eadgar  I  2 
§  1;  III  7  §  1:  Teilung  des  Vermögens  des  Diebes  zwischen  hundred 
und  landhlaford ;  IV  8.  1  nichtangemeldetes  und  deshalb  verwirktes  Vieh 
zwischen  hundred  und  landrica  geteilt.  Aepelr.  III  3  §  2.  3  Teilung 
der  wite  zwischen  landrika  und  wapentaek.  —  *)  Ine  50. 
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Leuten  die  volle  wite  und  zieht  das  Vermögen  des  friedlos  Ge- 
wordenen ein.1)  Es  ist  das  sehr  erklärlich,  wenn  man  bedenkt, 
daß  der  Hundertschaftsanteil  an  die  yldestan  der  Hundertschaft 
gezahlt  wird,  diese  aber  mit  den  hlafordas,  wie  gezeigt,  iden- 
tisch sind.  Dann  ist  es  eigentlich  eine  ganz  selbstverständliche 
Auseinandersetzung,  daß  nun  jedem  Herrn  die  Strafgelder 
seiner  Leute  voll  überwiesen  werden.  Was  aber  dem  König 
noch  verbleibt,  sind  die  an  den  besonderen  Königsfrieden2) 
undVerwandtes  anknüpfenden  Strafen,  welche  im  ganzen  folgen- 
den englischen  Recht  die  Grundlage  der  königlichen  Gerichts- 
barkeit bilden.  —  Nicht  überall  scheint  sich  dieser  allmäh- 
liche Anfall  der  ganzen  normalen  Strafgelder  an  den  hlaford 
sofort  durchgesetzt  zu  haben.  In  den  dänischen  Gebieten 
kommt  sie  nur  den  pegnas  des  Königs  zu,  und  damit  stimmt, 
daß  in  Northumberland  über  dem  Eigentümer  ein  landrika 
steht,  der  das  vom  Eigentümer  verwirkte  Strafgeld  genau  so 
einzieht,  wie  den  lahslit,  welcher  irgendein  anderer  schuldig 
geworden  ist.3)  Hier  scheint  eben  die  öffentliche  Wette  noch 
nicht  vollständig  an  alle  Landeigentümer  zugestanden,  son- 
dern nur  an  einen  engern  Kreis,  vor  allem  die  cyninges 
pegnas.4)  In  Schottland  endlich  ist  in  einem  Fall  —  aller- 
dings dem  der  Versäumnis  des  Aufgebots  —  die  wite 
ganz  allgemein  noch  zwischen  König  und  Herr  geteilt.5)  — 
In  der  normannischen  Zeit  aber  wird  das  Recht  des  Herrn 
auf  die  Strafgelder  ausnahmslos  behauptet6);  dieses  Recht 
wird  als  socne  oder  soca  gefaßt7)  und  jedem  Grund- 
eigentümer (alodiarius)  eine  soca  (socne)  zugeschrieben;  der 
König  bezieht  also  zunächst  bloß  die  Strafgelder  von  den  Grund- 
eigentümern und  seinen  milites,  von  den  andern  nur  soweit  ein 
Delikt  den  besonderen  Frieden  verletzt.8)  Es  ist  ein  ab- 
schließendes Zeugnis  für  die  bisherige  Ausführung,  wenn  diese 
Gerichtsbarkeit  (saca  et  soca)  demjenigen  zugeschrieben  wird, 
der  cum  terra  sua  possit  ire,  quo  voluerit,  d.  h.  dem  soche- 

*)  Aepelr.  1 1  §5.7;  CnutII36.  48  §  1.—  *)Cnut  II 12.—  8)CnutII71.3. 
—  Northumbr.-Gesetz  49.  54.  59.  —  *)  Northumbr.-Gesetz  58;  dazu  oben 
S.  138  N.  1.  —  »)St.  Alex.  c.2  (Acts  of  parliaments)  I S  68.—  •)  LeisWilhelm 
12. 21.  §  2.  27.  L.  Henrici  23.  27.  35. 37  (tainus  hat  die  wite).  41.  81.  23.  — 
7)  Leis  Wilhelm  2  §  3;  Bracton,  De  legibus  II  S.  538 f.  -»  8)  L.  Hen- 
rici 19,  DD.  I  f.  1.  A  2.  Sp.  Der  König  hat  über  die  homines  der  alo- 
diarii  nur  die  außerordentliche  Friedensgerichtsbarkeit  (oben  S.  189  N.  1). 
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mannus  ersten  Grades *),  oder  wenn  der  tainus  im  Besitz  von 
saca  et  soca  erscheint.2) 

So  hat  sich  aus  der  privaten  Gewalt,  die  dem  pegn  über 
die  Leute  auf  seiner  Hide  von  jeher  zustand,  durch  den  allmäh- 
lich vollständigen  Anfall  der  staatlichen  Strafgefälle  genau 
so  eine  mittlere  Gerichtsbarkeit  gebildet ,  wie  der  senior  des 
fränkischen  Rechts  die  Immunität  erwarb.  Es  mag  das  sogar  in 
irgendwelchem  Zusammenhange  mit  der  fränkischen  Entwicke- 
lung  gestanden  haben  und  wenigstens  weithin,  da  wie  dort,  zu- 
nächst die  Belohnung  dafür  gewesen  sein,  daß  den  größeren  peg- 
nas  oder  seniores  Panzerreiterdienst  auferlegt  wurde.  Hier  ist 
das  weiter  nicht  zu  verfolgen,  sondern  für  unsere  Untersuchung 
kommt  nur  in  Betracht,  daß  jeder  sochemannus  erster  Klasse 
oder,  was  dem  gleich  ist,  jeder  pegn  auch  Inhaber  dieses  spä- 
teren Rechtes  auf  die  königlichen  Gefälle  war.  —  In  den  Städten 
freilich  fanden  sich  keine  natürlich  gewachsenen,  sondern 
nur  durch  Zählung  künstlich  zusammengestellte  decennae  3), 
und  das  muß  nach  der  ganzen  Entwickelung  so  gedeutet 
werden,  daß  dort  der  Urhof  und  die  ganze  an  den  Ur- 
hof  anknüpfende  Ständeverfassung  keine  Stelle  hatte.  Da- 
mit stimmt  dann  auch,  wenn  gelegentlich  zwar  den  Groß- 
bürgern der  Stadt  saca  et  soca  zugeschrieben  wird,  aber  nur 
für  ihr  Haus,  nicht  für  den  gesamten  Umfang  der  Stadt.4) 
Auch  in  England  sind  eben  die  Städte  ein  Fremdkörper  in 
dem  germanischen  Staat. 

So  ergibt  das  englische  Recht  eine  Gewalt  des  pegn, 
also  des  Geschlechtsältesten,  der  auf  dem  Stammhof  der  Hide 
sitzt,  über  alle,  die  im  weitesten  Sinn  seine  maegas,  also  seine 
Geschlechtsgenossen  sind.     Allmählich  ist    diese  Gewalt  zur 

*)  DD.  I  f.  172  A  1.  Sp.;  dazu  I  f.  204  A  2.  Sp.  isti  socni  dicunt  se 
habuisse  legrewitam  et  blodwitam  et  latrocinium  ad  4  denarios.  — 
2)  DD.  I  f.  249  A  2Sp.  4  taini  tenuerunt;  haec  terra  fuit  consuetudi- 
naria  solummodo  de  theloneo  regis,  sed  aliam  socam  habebant  et  quo 
volebant  ire  cum  terris  suis  poterant.  —  8)  Ob.  S.  185  N.  2  f.  —  4)  DD.  I 
f.  56  B  1.  Sp.  einige  Stadtbewohner  habent  gablum  de  domibus  suis 
et  sanguinem,  si  ibi  effunderint;  cf.  238  A  1.  Sp.  praeter  has  supradictas 
masuras  sunt  in  burgo  19  burgenses,  qui  habent  19  mansuras  cum  saca 
et  soca  et  omnibus  consuetudinibus;  cf.  336  B  2.  Sp.  in  Stanford  tempore 
regni  Edwardi  erant  12  lagemanni,  qui  habebant  infra  domos  suas  sacam 
et  socam  (mißverstanden  bei  Rintelen  in  Aufsätze  für  Zeumer  S.  566). 
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vollen  mittleren  Gerichtsbarkeit  erweitert.  Die  Gewalt  wird 
einmal  als  pax  des  hlaford  bezeichnet,  das  andermal  erscheint 
der  hlaford  mittelbar  als  der  mundbora  seiner  Leute.1)  So 
ist  sie  Hausgewalt,  freilich  nicht  die  Gewalt  über  die  Leute 
im  Wohnhaus  des  pegn,  sondern  über  alle  Leute,  welche 
auf  dem  ganzen  Komplex  des  Urhofs,  der  Hide  angesiedelt 
sind.  An  die  Zwangsgewalt,  welche  dem  Führer  der  Hide 
zusteht,  schließt  es  dann  an,  daß  die  Hide  noch  in  die  nor- 
mannische Zeit  herein  den  Verband  für  die  Erhebung  der 
staatlichen  Lasten  bildet2)  und  durch  die  Verpflichtung,  die 
Beschuldigten  zum  Gericht  zu  stellen,  wird  diese  gleiche 
Zwangsgewalt  der  Rechtspflege  dienstbar  gemacht.  — 

3.  Durch  das  englische  und  friesische  Recht  treten 
auch  einige  wenige  Nachrichten  des  altsächsischen  Gebiets  in 
klares  Licht,  die  sonst  undeutlich  geblieben  wären.  In  der 
1.  Saxonum 3)  wird  die  Frage  behandelt,  wie  ein  in  die  Ver- 
bannung geschickter  liber  homo4),  der  in  dieser  Not  sein 
Grundstück  veräußern  muß,  vorzugehen  hat :  er  soll  die  Grund- 
stücke erst  dem  nächsten  Erben,  dann  dem  tutor,  der  no- 
bilis  ist,  oder,  wenn  dieser  selbst  vertrieben  und  seine  Rechte 
konfisziert  sind  (ähnlich  wie  die  Grundherrschaften  englischer 
pegnas  in  der  Hand  des  normannischen  Königs),  an  den  könig- 
lichen Komissar  anbieten.  Die  Stelle  setzt  also  voraus,  daß 
ein  liber,  der  über  seine  Grundstücke  durch  Veräußerung 
verfügen  kann,  normal  an  ein  Beispruchsrecht  nicht  nur  des 
Erben,  sondern  auch  eines  tutor  nobilis  gebunden  ist,  und 
daß  sonach  dieser  liber  unter  der  tutela  eines  nobilis  steht.5) 


»)  Eadmund  III  7.  Edw.  Gupr.  12  (oben  S.  183  N.  3).  — 
*)  S.  67  N.  1.  —  s)  L.  Sax.  64.  —  *)  Das  qui  iam  in  exilio  missus 
est  (d.  h.  zum  Exil  bestimmt  ist),  muß  sich,  wie  das  v.  Richthofen  zur 
1.  Saxonum  S.  108  ff.  und  die  von  ihm  Genannten  angenommen  haben, 
notwendig  auf  den  liber  homo  bezogen  werden ;  denn  bei  dem  tutor, 
dem  nobilis  homo  hätte  es  im  Zusammenhang  keinen  Sinn,  diese  Quali- 
tät besonders  hervorzuheben.  Der  Sinn  ist  doch  einfach  der,  daß  der 
Fall  der  Hungersnot  von  t.  62  im  t.  64  auf  den  damals  brennenden 
Fall  der  Landverweisung  erstreckt  und  dem  Verwiesenen  das  Verkaufs- 
recht gegen  Angebot  an  Verwandte  und  Herr  gegeben  war.  (Über 
die  Deutung  die  Zitate  bei  Fipper,  Das  Beispruchsrecht  nach  altsächsi- 
schem Recht  S.  30  N.  3.)  —  5)  Die  Ällgemeingiltigkeit  der  tutela  hat 
schon  Stobbe  in  Zeitschrift  für  deutsches  Recht  15  S.  317  f.  erkannt. 
Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte.  XXXII.    Germ.  Abt.  13 
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Nun  kommt  das  dem  lateinischen  tutela  entsprechende 
deutsche  Wort  wiederholt  vor.  Wie  im  Angelsächsischen 
das  Einstehen  des  Herrn  und  des  herrschaftlichen  Ver- 
bands für  dessen  Leute,  wie  bei  den  Franken  überhaupt 
jedes  Einstehen  eines  Bürgen  als  plege  (das  französische 
pleige)  bezeichnet  wird,  so  verwendet  auch  der  Heliand1) 
das  Zeitwort  plegan,  um  ein  Einstehen  für  eine  Hand- 
lung, ein  sich  verbürgen  auszudrücken;  später  aber  tritt 
im  Niederdeutschen  das  Wort  plege  auf,  einesteils  um, 
wie  im  Oberdeutschen,  auch  Meißnisch -thüringischen  die 
Fürsorge   einer  Person   (also   tutela),    auf  der   andern  Seite 

—  im  Ssp.  —  um  eine  Leistung  eines  abhängigen  Manns  zu 
bezeichnen2),  welche  neben  dem  Zins  genannt  wird  und  so 
zwar  nicht  vollständig  von  diesem  verschieden  zu  sein  braucht, 
aber  doch  mindestens  irgendwelche  Besonderheiten  gegen- 
über dem  Zins  enthält.3)  Verschieden  von  plege  ist  das 
allerdings  vom  gleichen  Stamm  abgeleitete  Pflicht,  das  im 
Sächsischen  nur  für  die  eine  Seite  der  Vorstellung,  d.  h.  im 
Sinn  von  Verpflichtung,  Leistung  vorzukommen  scheint.4) 
Daß  plege  zuerst  eine  Fürsorge,  weiter  eine  Leistung  und 
darin  natürlich  eine  solche  der  Person,  welche  einer  Fürsorge 
unterworfen  ist,  darstellt,  hat  sein  genaues  Gegenstück  in 
Oberdeutschland,  wo  Vogtei,  Vogtrecht  auf  der  einen  Seite 
wiederum  die  fürsorgende  Gewalt  des  Vogts,  auf  der  andern 
aber   eine   Abgabe    bedeutet.5)     Wenn    dann    im    Ssp.   und 

a)  Heliand  v.  5480. 5484.  5487.—  Auf  die  Möglichkeit  eines  Zusammen- 
hangs zwischen  dem  altsächsischen  plege  (tutela)  und  dem  angelsächsi- 
schen ist  schon  früher  gelegentlich  hingewiesen  worden:  Sachse,  Histo- 
rische Grundlagen  des  deutschen  Staats-  und  Rechtslebens  S.  540;  Gaupp, 
Germanistische  Abhandlungen  S.  130  f.  und  die  dort  Zitierten.  —  2)  Schiller 
und  Lübben  s.  v.  plege  (III  S.  341);  Homeyers  Glossar  zu  Ssp.  s.  v.  plege; 
auch  die  Stellen  bei  Heck,  Beiträge  II  S.  455 f.  sagen  nicht  mehr.  — 
3)  Die  Nachrichten  weisen  auf  Naturalabgaben:  so  namentlich  das 
Bild  zu  Ssp.  III  77  §  2.  —  *)  Schiller  und  Lübben  s.  v.  plicht  (III  S.  347). 

—  Heck,  Beiträge  II  S.  420 f.  meint,  daß,  weil  die  plege  nicht  ganz 
gleich  mit  Zins  zu  sein  scheint,  der  Pfleghafte  „nicht  der  Zinszahler 
(sei),  sondern  der  Mann,  dem  andre  Pflichten  obliegen;  es  ist  einfach 
der  Pflichtige".  Warum  muß  denn  aber  plege  soviel  sein  wie  pliht 
überhaupt,  von  dem  plege  unterschieden  wird,  und  gar  die  „Pflichten" 
der  Stadtbürger,  die  mit  Naturalabgaben  nichts  zu  tun  haben,  be- 
deuten? —  5)  Meine  d.  u.  fr.  VG.  I  S.  lti;  Riezler,  Nachtseide  und 
Jägergeld  in  Bayern  (Abh.  Münch.  Ak.  III.  KI.  Bd.  23  Abt.  III)  S.  540. 
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in  sächsischen,  sowie  thüringischen  Urkunden  unter  den 
Schöffenbaren  die  Pfleghaften  genannt  werden,  so  ist  es  ge- 
wiß, daß  sie  von  der  plege  ihren  Namen  haben  und  daß  sie 
Bauern,  nicht  allenfalls  Städter  sind,  wie  das  vor  kurzem 
ohne  jeden  Grund  behauptet  worden  ist.1)  Allein  aus  der 
Ableitung  von  plege  (Pflege)  folgt  noch  nicht,  daß  der  Pfleg- 
hafte gerade  derjenige  ist,  der  plege  leistet;  er  kann  eben- 
sogut derjenige  sein,  der  unter  plege  steht  und  deshalb  plege 
leistet.  Dann  ist  der  Pfleghafte  nichts  anderes  als  einer  sub 
tutela.  Auch  daß  er  ein  liber  ist,  zeigen  die  Nachrichten2) 
und  zwar  hat  er  ein  dauerndes  Recht,  nicht  nur  ein  vorübergehen- 
des Besitzrecht,  wie  die  Landsassen.  Dasselbe  wird  an  einer 
Stelle  unmittelbar  als  Eigen  bezeichnet 3),  wiewohl  der  Besitz 
sich  unter  3  Hufen  hält,  wie  denn  auch  anderwärts  schon 
eine  halbe  Hufe  als  „eigen"  gefaßt  wird4);  ein  andermal 
aber  wird  die  Hufe  nicht  als  vollkommenes  Eigen  angesehen 5) 
und  das  läßt  sich  nur  so  deuten,  daß  das  Besitzrecht  des 
Pfleghaften  kein  so  vollkommen  unbeschränktes  ist,  wie  das 
des  Schöffenbaren.  Diese  Beschränkung  äußert  sich  nun  in 
der  Abgabe  (plege),  welche  der  Pfleghafte  zu  leisten  hat6), 
dann  aber  in  einer  Veräußerungsbeschränkung,  welcher  der 
Grundbesitz  zugunsten  eines  Herrn  unterliegt.7)  Wie  ist  nun 
die  Abgabe  zu  fassen?  Das  Vorhandensein  dieses  geminder- 
ten Eigentums  hängt  ja  von  einer  bestimmten  Besitzgröße 
ab  und  zwar  hat  der  Besitz,  der  unter  3  Hufen  sinkt,  diese 
Eigenschaft.  Es  ist  mir  undenkbar,  daß  so  etwas  die 
Belastung  gerade  mit  einer  öffentlichen  Abgabe  zur  Folge 
gehabt  haben  könnte,  und  dazu  kommt,  daß  plege 
sonst  im  Ssp.  die  Abgabe  an  den  Grundherrn  bedeutet. 
So  handelt  es  sich  bei  Pfleghaft  nicht  um  eine  öffent- 
liche   Steuer8),    sondern    um    die    Leistung    an    einen    pri- 


')  Die  alte  Meinung  ist  dagegen  von  neuem  schlagend  begründet 
durch  v.  Amira  in  dieser  Zeitschr.  XXVII  S.  389 f.;  28  S.  435.  Ich  habe 
nichts  hinzuzufügen.  —  2)  Über  die  Identität  mit  dem  liber  der  1. 
Saxonum  oben  S.  166  f.  —  3)  Ssp.  III  45  §  5.  —  *)  Ssp.  134  §  1.  — 
8)  Ssp.  129.  —  •)  Glosse  zu  Ssp.  I  2  §  4.  —  •>)  So  wohl  C.  dipl.  Saxon. 
13.  268.  1219,  während  U.  B.  Walkenried  83.  1214  neutral  ist.  — 
8)  Wegen  der  herkömmlichen  Identifizierung  von  Pfleghaft  und  Bar- 
gilde,  der  ich   mich    in   meiner    d.  u.  fr.  VG.  I    S.  41    angeschlossen 

13* 
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vaten  Herrn,  welche  eintritt,  wenn  ein  Landmann  in 
seinem  Besitz  unter  3  Hufen  herabsinkt.  Dann  muß  man  die 
Pflege  mit  der  tutela  der  1.  Saxonum,  den  Pfleghaften  mit 
dem  gewöhnlichen  liber  in  tutela  identifizieren,  der  Herr  aber 
des  Pfleghaften  ist  nichts  anderes  als  der  nobilis.  — 

Beide  sächsischen  Nachrichtengruppen  zusammen  weisen 
auf  dieselbe  Rechtsmacht,  wie  sie  der  pegn  über  die  ceorlas 
hat.  Auf  die  gleiche  Gewalt  dürften  aber  auch  die  Nachrichten 
vom  Handgemal  führen.  Was  die  sächsischen  Nachrichten 
unmittelbar  an  die  Hand  geben,  ist  ja  nicht  mehr  als  daß  es 
sich  um  einen  Besitz  handelt,  den  trotz  rechtlicher  Beziehung 
nicht  alle  Mitglieder  der  schöffenbaren  Familie  innehaben. 
Die  bairischen  Nachrichten  aber  legen  weiter  nahe,  daß  es 
sich  um  einen  Hof  handelt  oder  um  ein  Schloß  oder  um  einen 
Bereich,  der  dem  mundiburdium  eines  Herrn  untersteht.1) 
Bedenkt  man  nun,  daß  bei  den  Angelsachsen  die  Gewalt  der 
pegn  über  die  ceorlas  auf  mundium  oder  auf  „seinen" 
Frieden 2),  also  doch  wieder  seinen  Hausfrieden  zurückgeführt 
wird,  so  darf  man  auch  das  Handgemal  des  sächsischen 
Hechtes,  das  dann  im  Zusammenhang  nur  der  Stammsitz  des 
nobilis  ist,  als  einen  Hof  mit  einem  besonderen  mundibur- 
dium betrachten.3)  Nun  ist  mund  soviel  als  Hand  und  im 
Fränkischen  trägt  der  König  an  dem  Stab,  der  das  Zeichen 
seiner  Hausgewalt  ist,  eine  Hand.4)  Dann  liegt  es  doch  sehr 
nahe,  Handgemal  zunächst  als  das  Geschlechtszeichen  zu 
fassen,  das  mit  dem  Stammhof  verbunden  und  an  dessen 
Führung  dann  genau  so,  wie  an  den  Besitz  des  Stammhofs 
selber,  die  Gerichtsbarkeit  des  Geschlechtsältesten  geknüpft  ist. 
Ihm    stehen  dann  die   veränderten  Hausmarken  gegenüber, 


hatte,  bin  ich  früher  irrig  zur  Vorstellung  gekommen,  daß  es  sich  bei 
der  plege  um  Leistungen  an  den  Staat  handelt. 

l)  S.  115  f.  N.  1.  —  *)  S.  193  N.  1.  —  »)  d.  u.  Fr.  VG.  I  S.415f.  und 
noch  fries.  St.  S.94  habe  ich  Handgemal  auf  die  Rodungen  der  nobiles  in 
der  gemeinen  Mark  bezogen,  deren  Recht  sich  nachher  allerdings  genau  so 
herausstellen  wird,  wie  ich  es  früher  behauptet  habe.  Aber  das  ist, 
wenn  man  die  bayerischen  Quellen  ansieht,  nicht  richtig,  daß  Hand- 
gemal auf  diesen  Besitz,  oder  überhaupt  auf  Feldgrundstücke  geht. 
—  *)  Die  Belege  bei  v.  Amira,  Der  Stab  S.  119  f. 
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welche  die  abgeschichteten  Linien  führen1);  deshalb  ist  es 
für  das  Zeichen  des  Stammältesten  das  Charakteristische, 
daß  es  Symbol  der  Geschlechtsgewalt  ist.  Von  dem  Zeichen 
geht  der  Ausdruck  auf  den  Hof  über,  zu  dem  das  Zeichen 
gehört.2)  Und  ebenso  heißt  die  Urkunde,  auf  der  ein  solches 
Zeichen  angebracht  wird,  Handgemal. 

4.  Das  bairische  Recht  betrachtet  wie  das  sächsische 
das  Handgemal  als  Vorrecht  der  Geschlechtsältesten,  und 
wenn  das  Bisherige  richtig  war,  so  muß  danach  das  bayrische 
Recht  auch  eine  Hausgewalt  dieser  Geschlechtsältesten  ge- 
kannt haben.  In  der  Tat  läßt  sich  nun  der  Erscheinung  auch 
von  zwei  Seiten  nahekommen. 

Einmal  wird  in  Baiern  das  Dorf  noch  lange  als  Ver- 
wandtschaftsverband betrachtet,  und  die  patronymischen  Orts- 
namen zeugen  bis  heute  davon.3) 

Dann  kommen  die  Nachrichten  über  die  grundherrliche 
Gerichtsbarkeit  des  Herzogtums  Baiern  in  Betracht.  Durch  den 
ottonischen  Freiheitsbrief  von  1311  wird  vorausgesetzt,  daß 
die  geistlichen  und  weltlichen  Herren  (graven,  freien,  dienst- 
mannen, ritteren,  knehten)  im  Besitz  von  dorfgerichten,  graf- 
schaften  und  hofmarchen  sind  und  es  wird  ihnen  nun  allgemein 
für  diesen  Besitz  die  volle  mittlere  Gerichtsbarkeit,  d.  h.  die 
ganze  Strafgerichtsbarkeit  mit  Ausnahme  der  Blutgerichts- 
barkeit verliehen.4)  Es  ist  das  gar  keine  besondere  bayrische 
Entwickelung,  findet  sich  vielerorten  im  Gesamtbereich  des 
fränkischen  Reichs  5)  und  trat  so  gerade  in  England  hervor, 

')  S.  112  N.  2  und  besonders  Homeyer,  Die  Hans-  und  Hofmarken 
8. 189f.,  wo  eine  Reihe  von  Belegen.  —  *)  Wie  nahe  der  Sprache  die  Identi- 
fizierung von  Hauszeichen  und  Haus  liegt,  zeigt  die  köstliche  Stelle  bei  Gott- 
fried Keller  in  denLeuten  vonSeldwila  II S. 38  (Gesammelte Werke  V 1889) 
„die  Schlitten  trugen,  wie  die  Meerschiffe  ihre  Galions,  immer  das  Sinnbild 
des  Hauses,  dem  jeder  angehörte,  so  daß  das  Volk  rief:  'Seht  da  kommt 
die  Tapferkeit!  wie  schön  ist  die  Tüchtigkeit!  die  Verbesserlichkeit 
scheint  neu  lackiert  zu  sein  und  die  Sparsamkeit  frisch  vergoldet!  Ah 
der  Jakobsbrunnen  und  der  Teich  Bethesda/  Im  Teich  Bethesda,  welcher 
als  bescheidener  Einspänner  den  Zug  schloß,  kutschierte  Melchior  Böhni 
still  und  vergnügt".  —  »)  S.  101  N.  1;  Riezler,  Die  Ortsnamen  der 
Münchener  Gegend  S.  21  f.  —  *)  Lerchenfeld,  Die  altbayrischen  land- 
ständischen  Freibriefe  S.  lff.  —  •)  Meine  d.  u.  fr.  VG.  II  S.  74 ff.;  ich 
habe  hier  aber  darin  gefehlt,  daß  ich  die  derart  erweiterte  Gerichtsbarkeit 
allemal  auf  Grundherrschaft  im  gewöhnlich  üblichen  zurückführte. 
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wo  allmählich  an  den  hlaford  die  ganze  wite  fällt.  Sieht  man 
von  den  Grafschaften  ab,  so  sind  die  Gerichte  der  "Vornehmen, 
die  als  vorhanden  vorausgesetzt  werden,  die  Dorfgerichte  und 
die  Hofmarken.  Beidemal  wird  die  Gerichtsbarkeit  zur  vollen 
[mmunitätsgerichtsbarkeit  erweitert;  wird  also  doch  noch  in 
der  Folgezeit  zwischen  Dorfgerichten  und  Hofmarken  unter- 
schieden, so  kann  der  Gegensatz  sich  nicht  aus  einem  Unter- 
schied in  der  Kompetenz  erklären,  und  es  ist  mit  Dorfgericht 
nicht  mehr  das  Gericht  mit  nur  6  solidi  Strafgewalt1)  gemeint, 
das  in  bayrischen  Urkunden  des  13.  u.  14.  Jahrhunderts  wieder- 
holt als  die  niederste  Form  der  Gerichtsbarkeit  genannt  ist.2) 
In  der  Tat  zeigen  spätere  Nachrichten  aus  Oberbayern,  wo  all- 
mählich auch  die  Immunitätsgerichtsbarkeit  im  gleichen  Umfang 
wie  in  Niederbayern  aufgenommen  wurde,  daß  jetzt  das  Dorf- 
gericht in  der  Hand  eines  Herrn  geradeso  die  volle  Straf- 
gerichtsbarkeit, außer  der  Blutgerichtsbarkeit  befaßt,  wie 
sonst  die  Hofmarksgerichtsbarkeit.3)  Weiter  zeigt  sich,  daß 
zwar  ausnahmsweise  eine  Dorfgerichtsbarkeit  sich  auch  nur 
auf  die  Hintersassen  des  Gerichtsherrn  bezieht;  aber  dar- 
aus folgt,,  daß  regelmäßig  diese  Dorfgerichtsbarkeit  nicht 
an  die  Eigentumsgrenze  des  Gerichtsherrn  gebunden  ist, 
sondern  auf  ein  Dorf  im  ganzen  geht.  Also  ist  der  Unter- 
schied gemeint,  den  die  spätere  bairische  Praxis  mit  dem 
Gegensatz  der  geschlossenen  Hofmarken  und  der  unge- 
schlossenen Hofmarken  —  letztere  nur  die  Gewalt  über 
das  Grundeigentum  des  Herrn  —  bezeichnet.4)  Es  inter- 
essiert hier  nicht  weiter,    wie   die  Hofmarksgerichtsbarkeit 

*)  Bairisches  Landrecht  von  1346  c.  139  und  dazu  Rosenthal,  Ge- 
schichte des  Gerichtswesens  und  der  Verwaltungsorganisation  Bayerns  I 
S.  205.  Mit  dem  höherstehenden  Schergenamt  hat  das  Dorfgericht  nichts  zu 
tun  (m.d.u.fr.VG.  I  S.  488 f.).  —  2)  Rosenthal  a.a.O.  I  S.  205;  schon  früher 
(Seifried),  Geschichte  der  ständischen  Gerichtsbarkeit  in  Bayern  1791  I 
S.  156  f.,  II  S.lOf. —  3)  Das  ergibt  das  kostbare  Verzeichnis  der  Dorfgerichte 
und  Hofmarken  des  westlichen  Oberbaiern  bei  Krenner,  Über  Land- 
flofmarks  und  Dorfgerichte  1795  S.  60 ff.;  z.  B.  S.  64 f.  item  mein  herr 
von  Zell  hat  drei  dorfgericht  mit  Namen  Schöneck  und  Tankirchen, 
Rauputzhofen,  und  in  dem  Mülltall  und  in  dem  Räwk  und  Asten  und 
Ried,  die  Stück  alle  gehören  in  seine  Ehaft,  darin  vermeint  er  zu  richten 
umb  all  Sach  an  umb  die  drey  Sach,  den  Leib  heraus  zu  antworten 
und  das  Gutt  Im  zu  behalten.  —  4)  v.  Lerchenfeld  (Rockinger)  a.  a.  0. 
S.  162  N.  (1641). 
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später  auch  auf  die  nachträglich  erworbenen  Güter  des 
Ai.jIs  übertragen  und  als  Edelmannsfreiheit  im  engeren 
Sinn  gefaßt  wurde.1)  Das  Entscheidende  für  die  gegen- 
wärtigen Untersuchungen  ist,  daß  jedenfalls  eine  große  Anzahl 
Dörfer2)  Herren  gehören,  ohne  Rücksicht  darauf,  daß  sie 
Grundherren  sind.  Das  Dorfgericht  ist  mit  der  Ehehaft 
identisch,  die  ebenso  wie  das  Dorfgericht  der  Hofmark  im 
engern  Sinn  gegenübersteht.3)  Es  kann  verkauft  werden, 
wird  an  mehrere  Erben  vererbt 4),  also  beruht  die  herrschaft- 
liche Gewalt  nicht  auf  Lehen,  sondern  ist  an  sich  allodial. 
Wenn  man  die  Gewalt  der  Adeligen  über  die  Dörfer 
nicht  auf  die  Grundherrschaft  zurückführt,  sondern  auf  eine 
außerhalb  der  Grundherrschaft  liegende  Befugnis,  dann  ver- 
steht man  erst,  warum  im  15.  Jahrhundert  im  Rentmeister- 
bezirk Landshut  allein  400  adlige  Gerichte  vorkamen.5)  — 
Die  niederbairische  und  gewohnheitsmäßig  auch  die  ober- 
bairische  Entwickelung  hat  wie  gesagt  die  Dorfgerichtsbarkeit. 
zur  Immunitätsgerichtsbarkeit  gesteigert,  wie  sie  vorher 
schon  für  die  Gutsherschaften  vieler  —  vielleicht  aller  Va- 
sallen —  bestand,  und  so  ist  auch  die  Dorfgerichtsbarkeit 
zu  einem  Hofmarksgericht  im  weitern  Sinn  geworden.  Den 
ursprünglichen  Inhalt  der  Dorfgewalt  aber  kann  man  den 
Überlieferungen    der    Oberpfalz6)   entnehmen,    welche  durch 

J)  Rosenthata.  a.  0.  II  S.  34  ff.  —  2)  v.  Krenner  a.  a.  0.  S.  61  f. 
im  Landgericht  Dachau  40  Dörfer.  —  3)  v.  Krenner  a.  a.  0.  S.  68f. 
Kein  Hof  mark,  sondern  allein  ein  Ehaft  und  Dorfgericht.  Noch 
v.  Schmid,  Ad  stat.  Bav.  t.  11  a.  1  §  8  (t.  II  der  comm.  ad  ius  muni- 
cipale  Bavaric.  1695)  unterscheidet  die  Dorfgerichtsbarkeit  als  iuris- 
dictio  minima  eines  Herrn  von  der  Hofmarksgerichtsbarkeit;  doch  sei 
die  erstere  seinerzeit  außer  Gebrauch  gekommen.  Zu  t.  22  a  1  §  5  (t.  III 
S.  157)  behauptet  er  aber  für  sein  Gut  im  Dachauischen  eine  solche 
Dorfgerichtsbarkeit  über  alle  Einwohner,  nicht  nur  die  subditi  proprii; 
t.  22  a.  3  §  5  (ebenda  S.  167)  beschreibt  er  die  bloße  Dorfgerichtsbarkeit 
gegenüber  der  Hofmarksgerichtsbarkeit  so  :  vi  cuius  (der  Dorfgerichts- 
barkeit) in  snbditos  nullam  aliam  iurisdictionem  habebant,  nisi  iudi- 
candi  in  realibus,  umb  überakern,  überzäunen,  übermähen;  reliqua  etiam 
iurisdictio  personale:  spectabat  ad  principem  terrae.  —  *)  v.  Krenner  S.  61 
item  Pruck  ist  auch  ain  dorfgericht,  hat  der  von  Fürsterfeld  kauft 
von  Pelhainer.  —  Mittelstetten  ist  auch  ein  Dorfgericht,  gehört  —  halbs 
der  von  Haienberg  Erben.  —  8)  Riezler,  Geschichte  Bayerns  III  S.  666. 
—  •)  Die   ausgezeichnete  Zusammenstellung  von  Egkher,  Vortrag  über 
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ihre  politische  Abtrennung  von  Altbaiern  auch  rechtlich  ihre 
eigenen  Wege  gegangen  ist.  Die  Adeligen  sind  in  der 
Oberpfalz  die  Landsassen,  deren  Güter  freies  Eigen  sind, 
und  die  deshalb  durchaus  nicht  als  Ministerialen  betrachtet 
werden  dürfen1);  nur  die  Inhaber  der  von  den  Landsassen- 
gütern getrennten  Burggüter  werden  ministerialen  Ursprung 
haben.  Diese  Landsaßen  haben  nun  niemals  allgemein  die 
Hofmarksgerichtsbarkeit  im  Sinn  des  bayrischen  Rechtes  be- 
sessen2), und  die  Bestrebungen  der  oberp falzischen  Land- 
stände  haben  nur  dazu  geführt,  daß  ihnen  die  Hofmarks- 
gerichtsbarkeit da  bestätigt  wird,  wo  sie  ihnen  im  einzel- 
nen Fall  bisher  zustand.  Dagegen  wird  allen  Edelleuten 
eine  Edelmannsfreiheit  zugeschrieben,  die  mit  der  Edel- 
mannsfreiheit des  südbayrischen  Rechtes  nichts  zu  tun  hat, 
d.  h.:  sie  gibt  dem  Herrn  die  Mannschaft,  d.  h.  also  den  Eid 
der  Untertanen,  die  Zwangsvollstreckung  gegen  die  Unter- 
tanen in  Rechtsstreitigkeiten  wie  wegen  der  öffentlichen 
Lasten,  die  Vormundschaft  über  die  Untertanen,  die  Siege- 
lung der  Yerträge  und  in  Zivilsachen  eine  nicht  genau  um- 
schriebene Billigkeitsjustiz  zu  üben.3)     In  dieser  oberpfälzi- 

das  Landsassenwesen  in  der  Oberpfalz,  aus  dem  18.  Jahrhundert  (Stand- 
buch 238,  Kreisarchiv  Amberg). 

l)  Gärtner,  Die  Landsassenfreiheit  in  der  obern  Pfalz  (1807)  S.  79 ff.  — 
*)  Kanzler  Kind  (Egkherf.269*)  definiert  sie  1567  als  Gerichtsbarkeit  „über 
alle  Sachen,  die  nicht  Vizedom  oder  Malefizhändel  sind"  und  „daß  sie  bei 
Malefizfällen  befugt  wären,  die  Täter  gefänglich  einzuziehen  und  sie  am 
dritten  Tag  außerhalb  des  Hofmarkt  dem  Amt  überliefern  dürfen."  — 
•)  Egkher  a.  a.  0.  f. 207a.  1563  der  Beamte  von  Maurach  berichtet:  daß  der 
Hofmarksherr  „sich  aller  Fall  auf  seine  Güter  der  Hofmark  außer  Malefiz 
und  Eintrag  des  Amts,  aber  die  nur  Edelmannsfreiheit  hergebracht  nicht 
anders  zu  gebrauchen  habe,  als  auf  dessen  Gründen  die  Niedergerichtsbar- 
keit, Inventar,  Vormundsetzung,  Vertrag  zu  machen  darüber  zu  siegeln", 
f.  208  a  Beamter  von  Kemnat  berichtet  über  das  Recht  der  Landsassen: 
„■wer  aber  andere  kleine  Gerechtigkeiten  als  Inventar,  Verträge  zwischen 
ihren  Untertanen  zu  machen  und  darüber  zu  siegeln,  wäre  ihnen  solches 
nie  verwehrt  worden",  f.  209  b.  1566  berichtet  ein  vormaliger  Beamter 
von  Cham,  nachdem  er  vorher  das  Recht  der  Hofmarksherren  geschildert 
hat:  „mit  den  Edelmannsgütern,  sie  mögen  Sitz,  Dörfer  oder  einschich- 
tige Höfe  sein,  habe  es  eine  ganz  andere  Beschaffenheit,  in  der  den 
Edelmann  oder  Landsaß  die  Mannschaft,  Scharwerk,  Steuern  dem  Landes- 
herrn anzulegen  und  einzubringen,  Musterung  zu  der  Reiß  zu  halten, 
im  Falle,  wo  es  nicht  um  Malefiz  zu  tun  ist,  zu  inventieren,  Vormund- 
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sehen  Edelmannsfreiheit  muß  das  Urbild  jener  Dorfgerichts- 
barkeit eines  Herrn  gesehen  werden,  die  in  Südbaiern  zur 
Hofmarksgerichtsbarkeit  erweitert  ist.  Sie  steht  gerade  nur 
dem  Adel  aber  auch  allen  Adeligen  zu.  — 

5.  Die  übrigen  oberdeutschen  Rechte  enthalten,  wenigstens 
soweit  mein  Material  geht,  keine  erkennbaren  Angaben  über 
die  Gewalt  des  Geschlechtsältesten.    - 

Die  skandinavischen  Quellen  aber  schließen  so  etwas  für 
die  Stufe,  der  sie  entstammen,  überhaupt  vollständig  aus.  Hier 
wird  überall  von  einem  Bauern  ausgegangen,  der  Eigentümer 
ist  und  unter  keiner  Gewalt  steht.  Das  gilt  auch  für  das 
dänische  Recht,  wo  ja  allerdings  diejenigen  Leute,  welche  ein 
Herr  zu  verantworten  hat,  also  die  vordned  eines  Herrn,  einen 

schaft  zu  bestellen  und  persönliche  Sprüche  und  Schulden  seiner  Hinter- 
sassen zu  verhören,  Quittungen  und  Schuldbriefe  zu  verfertigen,  über 
seine  Güter,   wenn  er  Vogteiherr  ist,  allein  aufzurichten;  was  aber  die 
fraislichen   Fell  sind  als  Schelten,   Pleuen,   Raufen,   so  stünden  selbe 
dem  Edelmann  nicht  zu,   weder  zur  Instruktion  noch  Bestrafung;  nur 
müsse  der  Beamte  ein  derley  Untertan  von  dem  Edelmann  schriftlich 
abverlangen."     f.  273  kurfürstliche  Konzession  von  1567  »folglich  jener 
vom   Adel,   welcher    nur    die    Edelmannsfreiheit    nemlich  Mannschaft 
Reiß,    Steuer    und   Scharwerk,     aber   die  Gerichtswändel    oder    Straf 
nach  obiger  Bestimmung  nicht  hergebracht  hätte,   der  keinen  Beweis 
darüber  führen  könnte,   nicht  bemächtigt  sein  sollte,  sich   derselben 
anzumaßen  —  doch  wolln  wir  daß  jener  von  Adel,  welcher  allein  die 
Edelmannsfreiheit,  aber  die  Niedergerichtsbarkeit  (er  meint  die   Hof- 
marksgerichtsbarkeit) nicht  hergebracht  haben,  aus  Gnade  zu  lassen, 
daß  sie  auf  solche  Güter  die  Befugnis  haben  zu  inventieren,  Vormünder 
zu  setzen,  selbe  zu  verpflichten,  Rechnungen  von  ihnen  aufzunehmen 
und  alles  zu  tun,   was   der  Vormundschaft  anhängig  ist,  ferner   Tei- 
lungen zwischen   den  Erben  aufzurichten,  Verträge   zu  verfertigen,  in 
Schuldsachen ,  Bürgschaften  die  Untertanen  zu  verhören,  Vergleiche  zu 
schließen,  Verträge  und  Kontracte  über  ihre  Güter,  insofern  derlei  ade- 
lige Grundherren  sind,    im  entgegengesetzten  Fall   aber  nicht  zu  er- 
richten und  zu  fertigen  bei  Sachen,  wo  kein  Vergleich  zustand  gebracht 
werden  könnte,  billige  Urteile  zu  schöpfen,  und  da  denselben  nicht  nach- 
gelebt werden  sollte,  die  Parteien  dazu  anzuhalten,  sich  selbst  zu  ihren 
Gelten,  Zinsen,  Scharwerken  und  anderm  gebührlichen  Gehorsam  auf 
eine  billige  Art  zu  verhelfen."  —  Im  Recht  südlich  der  Donau  gehört,  da 
hier  Hof  marksgerichtsbarkeit  und  bloße  Gewalt  des  Adeligen  verschmolzen 
ist,  die  Besiegelung  der  Kontrakte  der  Untertanen  zur  Gewalt  des  Hof- 
marksherrn :  A.  v.  Schmid,  Comment.  in  ius  provinc  Bav.  I  2  sementuria 
quaest.  II  contr.  48  §  7  (S.  163).    Über  Edelmannsfreiheit  in  Südbaiern 
v.  Kreittmayr,  Grundriß  des  Staatsrechts  §  189. 
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erheblichen  Teil  der  Bevölkerung  ausmacht l),  aber  scharf  von 
den  Bauern,  die  Grundeigentümer  sind,  unterschieden  wird.2) 
Zum  Kreis  deren  aber,  welche  vom  Grundherrn  verantwortet 
werden  müssen,  gehören  schon  im  13.  Jahrhundert  die  Pächter 
sogut  wie  die  eigentlichen  Mitglieder  des  Herrenhauses 
fbryti  und  Dienstboten).8)  Daß  dann  schließlich  die  dänischen 
Bauern,  die  auf  Eigentum  sitzen,  als  dem  König  unmittelbar 
unterworfen  in  schlimme  Abhängigkeit  von  der  Krone  ver- 
fielen, bedarf  hier  keiner  weiteren  Schilderung.  —  Ebenso  ist 
in  Schweden  der  bäuerliche  Eigentümer  als  skattebonde  des 
Königs4)  schließlich  unter  eine  starke  Dienstbarkeit  geraten; 
aber  von  vornherein  ist  er  wieder  scharf  vom  landbo  unter- 
schieden, über  den  allein  der  fraelsemann  Gewalt  erlangt.5)  — 
In  Norwegen  aber  ist  im  ganzen  nicht  einmal  eine  Gewalt 
des  Grundeigentümers  über  seine  Hintersassen  zu  erkennen.  — 
TU.  I .  Die  Familien  geführt  von  den  Geschlechtsältesten, 
bildeten  eine  Wirtschaftsgemeinschaft  und  nach  außenhin  eine 
Wirtschaftseinheit. 

a)  Das  äußert  sich  zunächst  in  der  Gemeinschaft  des 
Großpfluges.  Denn  dieser  ist  nichts,  was  die  einzelne  zur  Ur- 
hufe  gehörende  Wirtschaft  für  sich  hätte  halten  können, 
sondern  was  der  Urhufe  im  ganzen  dient.  Überall  da,  wo  die 
Urhufe  ein  Pflug  ist,  also  bei  den  Friesen,  Juten,  vermutlich 
auch  Altsachsen  und  Bayern  muß  dieser  Zustand  angenommen 
werden. 

b)  Unmittelbar  zu  erkennen  ist  er  nur  in  England. 
Hier  steht  im  7.  Jahrhundert  die  Arbeit  anscheinend  jedes 
Freien  unter  der  Leitung  eines  hlaford,  wie  das  bei  Arbeits- 
gemeinschaft nötig  ist.6)  Unmittelbar  die  gemeinsame  Pflug- 
arbeit aber  ist  bezeugt,  wenn  nach  einem  Gesetz  desEadgar  der 
Pflug  des  Gutsherrn  auch  auf  dem  geneatland  belauft "') ;  auch 
die  bestgestelltenTeilnehmer  des  Verbands  sind  sonach  der  Pflug- 
gemeinschaft unterworfen.  Eine  andere  angelsächsische  Quelle 
zeigt  dann,  daß  der  gewöhnliche  villanus  (gebur)  -)  zwar  selber 

x)  Kofod  Ancher  dansk  lov  historie  I  S.  418  ff.  —  2)  Aarsberetnin- 
ger  frä  det  kongelige  Geheimearkiv  V  28  §  6  Rechtsaufzeichnung  für 
Laaland  von  1446  engien  bonde  eller  warnedh.  -  s)  Jyske  ].  II  104.  — 
4)  Nordström,  Den  svenska  samhälls-forfattningens  historia  I  S.  171  ff. 
—  s)  Nordström  I  S.  166  ff.  —  6)  Ine  3  §  2:  oben  S.  182  N.  4.  — 
')  Eadgar  II  1.  1.  —  8)  S.  68  f.  N.  2. 
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3  Äcker  des  Herrn  zu  pflügen  und  aus  seiner  Scheune  zu 
besäen  hat;  allein  umgekehrt  übergibt  ihm  der  Herr  7  Acker 
besät.1)  Vor  allem  sind  dann  diese  Pfluggemeinschaften  der 
Grundherren  und  Bauern  in  Nachrichten  noch  der  Normannen- 
zeit deutlich  erkennbar.2) 

Eine  solche  Gemeinschaft  setzt  dann  auch  eine  Ver- 
bandseinwirkung auf  die  Zugtiere  voraus,  ohne  deren  Präsenz 
ja  ein  solcher  Verband  nicht  funktioniert.  In  der  norman- 
nischen Zeit  äußert  sich  das  darin,  daß  der  villanus  Vieh  ohne 
Zustimmung  des  dominus  nicht  verkaufen  kann 3),  wobei  man  im 
Auge  behalten  muß,  daß  ja  die  villani  Nachkommen  der  ceorlas, 
keine  Unfreien  sind.  In  altern  Nachrichten  sucht  man,  wie 
es  auf  den  ersten  Blick  scheint,  vergeblich  nach  einem  Beleg 
für  diesen  Rechtssatz.  Allein  was  bedeutet  der  toll,  der  nach 
den  Urkunden  schon  der  angelsächsischen  Zeit  durchweg  den 
Herrn  zusteht?4)  An  den  Zoll  von  dem  Großhandel,  den 
auch  das  angelsächsische  Recht  aus  der  römischen  Verwaltung 
herüberzunehmen  und  wie  diese  notwendig  an  bestimmte 
Marktplätze  durch  Marktzwang  zu  binden  sucht 5),  ist  nicht  zu 
denken;  auf  der  andern  Seite  ist  in  den  ältesten  Nachrichten 
gerade  das  Vieh  der  ceap,  d.h.  was  zu  verkaufen  ist.6)  Beides 
zusammen  zwingt  zu  der  Annahme,  daß  in  den  Dörfern  der 
normale  Kauf  d.  h.  der  Viehkauf  von  einer  Zustimmung  des 
Herrn  abhängig  ist,  die  sich  wie  immer  im  mittelalterlichen 
Recht  zu  einer  Abgabe  an  den  Herrn  kristallisiert,  und  so 
wird  der  toi  der  älteren  Nachrichten  auf  das  gleiche  gehen, 
wie  das  im  13.  Jahrhundert  hervortretende  Recht  des  Herrn, 
bei  Veräußerungen  des  villanus  um  Erlaubnis  gefragt  zu 
werden. 

Das  Bild  wird  durch  einen  andern  Zug  zum  Abschluß 
gebracht.  Die  angelsächsische  Nachricht  geht  unmittelbar 
davon  aus,  daß  der  gebur  sein  Vieh  (2  Ochsen,  1  Kuh, 
6  Schafe)    vom   Herrn  hat7),    und    dann   wird   es   nun   auch 


J)  Rectit.  4  §2.  3.  —  2)  Viuogradoff,  Villainage  S.  252  ff.;  auch  english 
Society  S.  153  f.  —  3)  Bracton  notebook  63  villanus  kann  nicht  bovem 
suuro  vendere;  1230  kann  nicht  pull  um  masculum  et  bovem  suum  ven- 
dere  sine  licencia;  ebenso  1661.  —  *)  z.  B.  Kemble  809,  826—833;  dann 
aus  der  anglonormannischen  Zeit  die  ständige  Verbindung  toi  und  tean. 
—  8)  So  schon  Hlodhaere  16;  dann  Eadward  I  1;  Aepelstan  II  12.  — 
')  Liebermann  Index  s.  v.  ceap.  —   7)  Rect.  4  §  3. 
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umgekehrt  verständlich,  warum  beim  Tod  des  villanus 
durchweg  eine  Todfallsabgabe  in  Vieh  erhoben  wird  — 
wiederum  nur  nicht  in  der  ursprünglichen  Stadt  mit  ihren  un- 
germanischen Elementen  —  und  da  in  den  Ertrag  eines  Jahres 
umgewandelt  ist,  wo  sich  eine  Adärierung  aller  Verpflichtungen 
zwischen  dominus  und  Bauer  herausgestellt  hat1);  das  eng- 
lische Recht  ergibt  also,  daß  man  das  Besthaupt  nicht,  wie 
man  gewöhnlich  annimmt  und  auch  ich  früher  getan  habe 2), 
notwendig  für  eine  Unfreiheitsabgabe  betrachten  darf.  —  So 
stattet  der  Herr  den  neuen  Wirt  aus,  und  es  ist  sehr  passend, 
wenn  die  Aufnahme  seitens  eines  neuen  Herrn  in  einer  sehr 
frühen  Nachricht  als  feormian  bezeichnet  wird.3)  —  Jedenfalls 
z.  T.  gehört  es  hierher,  beruht  freilich  zum  andern  Teil  auf 
der  Familienvormundschaft ,  wenn  die  Verheiratung  von 
Töchtern  der  villani  von  einem  merketum,  also  einer  ent- 
geltlichen Genehmigung  des  Herrn  abhängt;  wieder  kennt 
das  Stadtrecht  die  Einrichtung  nicht. 

Bei  diesem  patriarchalischen  Geschlechtskommunismus 
ist  es  dann  auch  natürlich,  wenn  die  Haltung  des  Pferds, 
dieses  Luxustieres  in  der  ältesten  Zeit,  bevor  es  weiter  ver- 
breitet war,  gerade  auf  den  Herrn  beschränkt  ist.4)  Daß  aber 
alle  Tiere  schließlich  zu  einem  Wirtschaftsverband  gehören, 
sagen  nicht  nur  die  ältesten  angelsächsischen  Gedichte,  wo 
das  Vieh  wie  das  Land  unter  dem  ältesten,  dem  Geschlechts- 
haupt steht 5),  sondern  auf  das  gleiche  führen  die  Nachrichten 
über  das  gemeinsame  Weidewesen.  Vielleicht  weisen  schon 
die  Notizen  Bedas  über  den  Dichter  Caedmon  auf  einen 
Freienverband,  der  Gilde  ist  und  dessen  Mitglieder  abwech- 
selnd die  Viehweide  versehen.6)  Jedenfalls  aber  gehört 
hierher,  daß  im  11.  Jahrhundert  der  herrschaftliche  Weide- 
verband  (falda,  socafaldae)   öfters  bezeugt  ist  und  deutlich 


*)  Leis  Willelme  20  §  3  unt.;  20  §  4.  —  Für  das  Stadtrecht 
Stubbs,  Sei.  chart.8  S.  112  (Heinrich  I)  in  burgo  non  est  merchet  nee 
hercet  nee  blodwit  nee  stenges  dint  (d.  h.  kein  hlaford  mit  seiner  Ge- 
richtsbarkeit). —  «)  D.  u.  fr.  VG.  II  S.  24  f.  —  »)  Aelfred  37  §  1.  — 
*)  Aepelstan  VI  5.  —  «)  8. 118  N.  5.  —  •)  Beda  hist.  IV  24;  für  sich 
allein  ist  freilich  die  Angabe  nicht  aasreichend,  da  man  hier  schließ- 
lich auch  nur  an  Unfreie  denken  könnte,  so  sehr  die  ganze  Erzählung 
für  den  freien  Stand  des  Caedmon  zu  sprechen  scheint. 
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nicht  mit  irgendeiner  öffentlichen  Hoheit  zusammenhängt, 
sondern  durch  die  herrschaftliche  Gewalt  bedingt  wird.1) 

So  ist  die  gesamte  Wirtschaft  der  auf  der  Hide  sitzenden 
Bauern  von  dem  Herrn  abhängig  und  wird  es  sehr  verständ- 
lich, daß  nicht  nur  die  öffentlichen  Abgaben  zunächst  an  den 
Herrn  kommen  und  von  diesem  weitergegeben  werden, 
sondern  auch  sonst  der  Bauer  dem  Herrn  Dienste  und  Ab- 
gaben leistet,  die  gesetzlich  bestimmt  scheinen  und  etwa  auf 
ijö  der  Einsaat  gehen.2) 

Auf  der  anderen  Seite  bildet  der  Verband  vermutlich 
auch  eine  Opfer-  und  Gelagegemeinschaft,  wie  er  in  der  vor- 
geschichtlichen Zeit  eine  Konsumgemeinschaft  überhaupt  ge- 
wesen sein  wird.  Darauf  weist  die  Bezeichnung  des  Verbands- 
führers  mit  hlaford  und  führt  es,  wenn  in  den  Gesetzen  des 
Ine  die  gegildan  als  die  Zugehörigen  eines  herrschaftlichen 
Verbands  erschienen  sind.3)  Auch  das  convivium,  auf  dem 
Caedmon  singen  soll,  könnte  sich  hier  einfügen.4) 

c)  Vergleicht  man  nun  mit  diesen  deutlichen  angelsächsi- 
schen Nachrichten  die  Angaben  für  die  übrigen  Völker,  so  finden 
sich  da  freilich  nur  dürftige  Reste  der  gleichen  Rechtsform. 
Die  Gilden,  die  überall  auf  dem  Land  als  etwas  Ursprüng- 
liches begegnen,  sind  in  ihrer  Struktur  zu  undeutlich,  um 
irgendwelche  Beziehungen  zu  einem  Herrn  erkennen  zu 
lassen.  Dagegen  wird  es  hierher  gehören,  daß  das  bairische 
Dorfgericht  mit  den  Ehehaften  verbunden  ist5),  d.  h.  mit  der 
Befugnis  zur  Besetzung  der  nötigen  ländlichen  Gewerbe 
(Schmied,  Müller,  Wirt,  Bader).6)    Dann  handelt  es  sich  um 

*)  DD.  II  S.  216  de  redeham  habebat  abbas  socam  super  hos,  qui 
sequebantur  faldam;  et  de  aliis  soca  in  hundredo;  II  S.  260  auf  der 
carruca  hominum  hat  der  Herr  socafalde  et  7  homines,  qui  possent 
vendere  terram  suam ,  si  eam  prius  obtulissent  domino  suo ;  II  S.  356 
super  hos  homines  (7  sochemanni)  habet  sanctus  Eadmundus  sacam  et 
socam  et  commendationem  et  omnem  consuetudinem  nee  poterant  dare 
vel  vendere  terram  sine  concessu  abbatis;  ad  faldam  etiam  omnes  ex- 
cepto  uno,  qui  faldam  habet  pro  se;  dazu  Vinogradoff,  Villainage  S.  387  ff., 
S.  435  N.  3.  —  *)  Für  das  erste  durchweg  die  rectitudines;  für  später 
Vinogradoff,  Villainage  S.  167  ff.  Über  die  gesetzliche  Fixierung  der  Ab- 
gaben S.  67  N.  1 .  -  »)  S.  180f.  —  4)  Beda  IV24  (S.  204  N.  6).  —  ■)  S.  199  N.  1 ; 
dazu  noch  später  Erklärte  Landesfreiheit  II 13  in  sonnderhait  sollen 
die  dort,  geriht  und  eehaft  in  irem  gebrauch  beleiben.  —  •)  Erklärte 
Landesfreiheit  ni  5;   dazu  Chlingensberg,  Tractatus  juridicus  de  hof- 
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eine  durch  das  Geschlechtshaupt  geleitete  Beeinflussung  der 
für  den  Verband  unumgänglichen  gewerblichen  Betriebe, 
und  man  kommt  zur  Vermutung,  die  freilich  nicht  weiter 
zu  beweisen  ist,  daß  das  Zwangs-  und  Bannrecht  der  ger- 
manischen Herren  überhaupt  sich  nicht  nur  aus  der  Guts- 
herrschaft erklärt.1)  — Viel  sicherer  ist  eine  schon  öfters  be- 
rührte Nachricht  des  friesischen  Rechtes,  die  nämlich,  daß 
die  Verheiratung  eines  Jüngern  Bruders  von  einer  takeris- 
iefta  an  den  ältesten  Bruder  abhängig  ist 2) ;  dieselbe  beträgt 
5  Schilling,  offenbar  Reichsschillinge,  und  ist  danach  so  viel 
wert  wie  ein  Pferd,  das  Doppelte  einer  Kuh.3)  Es  ist  also 
die  Leistung  mindestens  so  groß  wie  das  Besthaupt,  das 
nach  angelsächsischem  Recht  vom  Vermögen  des  villanus 
anfällt.  Was  dort  bei  der  Beendigung  eines  Haushalts  an 
den  Herrn  zurückzugeben  ist,  weil  er  der  Führer  der  Pflug- 
gemeinschaft ist,  ist  hier  bei  Begründung  eines  Haushaltes 
an  den  Ältesten  zu  leisten,  offenbar  auch  wieder,  weil  ja  der 
durch  den  Geschlechtsältesten  zusammengehaltene  Verband 
ein  Pflug  ist.  —  Steckt  schon  in  takerisiefta  des  friesischen 
Rechts  ein  deutlicher  Hinweis  darauf,  daß  die  Begründung 
einer  neuen  Familie  und  die  Parzellierung  des  Urhofs,  die 
sich  damit  vollzieht,  doch  nicht  schrankenlos  vor  sich  ging, 
so  muß  man  es  auf  das  gleiche  beziehen,  daß  nicht  nur  bei 
den  Angelsachsen,  sondern  auch  bei  den  Dänen  und  Schweden, 
andeutungsweis  auch  bei  den  Friesen,  Sachsen  und  Bayern 
feste  Teilungsquoten  —  Viertel  und  Achtel  des  Urhofs  — 
vorkommen.  Sie  sind  wohl  nur  so  zu  erklären,  daß  ur- 
sprünglich die  Nachgebornen  eine  weitergehende  Teilung 
nicht  fordern  konnten.  —  Endlich  ist  auch  im  festländischen 
Sachsen  noch  eine  Nachwirkung  der  Herdengemeinschaft 
im  Satz  enthalten,  daß  nur  derjenige  eine  eigene  Schafherde 
halten  darf,  der  3  hove  (huve)  oder  mehr  hat;  je  nachdem 
hier  hove   oder  huve   zu  lesen  ist,   werden  nur   die  Inhaber 

marchiali  jure  in  Bavaria2  1731  S.  105  fF. ;  (Seifried)  Geschichte  der 
ständischen  Gerichtsbarkeit  in  Bayern  I  S.  183  f. 

J)  Anklingend  schon  meine  d.  u.  fr.  VG.  I  S.  101.  —  2)  Schulzenrecht 
§  12.  —  3)  Schulzenrecht  §  12  mit  §  80;  daß  das  Schulzenrecht  mit 
Reichsschillingen  rechnet,  zeigt  §  32.  33,  wo  nur  ein  Pfund  zu  20  Schil- 
ling angenommen  werden  kann. 


Der  germanische  Uradel.  207 

eines  Urhofs  oder  bereits  jeder  Scliöffenbarfreie  einen  eigenen 
Schäfer  halten  können.1) 

Die  Nachrichten  reichen  zum  Beweis  dafür  aus,  daß  auch 
im  germanischen  Altertum  überhaupt  eine  Wirtschaftsgemein- 
schaft bestanden  hat,  die  an  die  Großhufe  gebunden  und 
deshalb  vom  Geschlechtsältesten  geleitet  war.  Alle  An- 
gaben aber  zusammen  stimmen  zu  den  Nachrichten  des  Caesar 
und  des  Tacitus.  Nach  Caesar  ist  der  Feldbau  ein  gemein- 
samer, und  das  Ackerland  wird  den  cognationes  zugewiesen, 
also  gerade  einem  Geschlechtsverband,  dessen  Existenz 
im  Vorausgehenden  erwiesen  worden  ist.2)  '  Dabei  ergibt  sich 
für  die  Sueven,  diese  Germanen  an  der  Römergrenze,  eine 
Besonderheit  insofern,  als  hier  die  Wehrpflicht  gesteigert  er- 
scheint, ganz  dem  entsprechend,  daß  im  fränkischen  Reich 
die  volle  Wehrpflicht  von  einem  geringeren  Besitzmaß  ge- 
leistet wird,  als  im  Friesischen  und  später  bei  den  Skandi- 
naven3);  das  bewirkt  dann,  daß  derjenige,  der  in  einem 
Jahr  auf  der  Hofstelle  sitzt,  sich  im  nächsten  Jahr  nicht  mehr 
dort,  sondern  im  Krieg  befindet.4)  Geradeso  wie  Caesar 
spricht  Tacitus  von  einem  Verband  insofern,  als  er  einer 
Gesamtheit  das  Recht  am  Ackerland  im  ganzen  zuschreibt;  da- 
neben wird  hier  dann  freilich  mitgeteilt,  daß  sich  trotz  dieser 
Verbandswirtschaft  doch  schon  die  Einzelwirtschaften  gebildet 
haben  (cultoresj ,  was  ja  dem  von  uns  gewonnenen  Bild 
.ebenfalls  entspricht;  schließlich  wird  die  den  Italienern  eben- 
falls auffällige  Einrichtung  des  durch  die  Allgemeinheit  be- 
stimmten Flurwechsels  betont.5) 

2.  Das  Anwesen  des  einzelnen  Freien  unterliegt  weithin 
nicht  seiner  selbständigen  Verfügung,  sondern  es  ist  dafür  die 
Zustimmung  des  Herrn  nötig. 

Im  Angelsächsischen  gilt  so  etwas  nicht  nur  für  die 
villani,  sondern  auch  für  die  sochemanni  zweiten  Grades, 
die  sich  ja  von  der  ersten  Klasse,  den  Jjegnas  dadurch  unter- 

»)  Ssp.  II  54  §  2;  dazu  S.  75  N.  1.  —  8)  Caesar  de  hello  gallicoIV  1, 
VI  22.  Dazu  meine  Fr.  St.  S.84.  -  »)  Meine  d.  u.  fr.  VG.  I  S.  113.  -  4)  Caesar 
de  hello  Gallico  IV  1.  —  6)  Tacitus  c.  26.  Von  einem  Gegensatz  in  den 
Nachrichten  des  Caesar  und  Tacitus  (für  alle  Brunner  I8  S.  86  f.)  ver- 
mag ich  nichts  zu  erkennen.  Es  legen  die  beiden  Schriftsteller  nur 
auf  verschiedene  Seiten  der  gleichen  Sache  stärkeren  Akzent. 
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scheiden,  daß  ihnen  die  Veräußerungsfreiheit  fehlt.  Das  gavel- 
kind,  das  nicht  als  socagium  erster  Klasse  gedacht  sein  kann, 
weil  der  ultimus  hier  die  Hausherrschaft  hat  und  der  Be- 
sitzer so  in  bloß  bäuerlichen  Verhältnissen  leben  wird,  unter- 
scheidet sich  dann  durch  die  Veräußerungsfreiheit,  die  sich 
in  Kent  zufällig  ausgebildet  hat  von  dem,  was  sonst  für 
socagium  zweiter  Klasse  gilt.1)  —  Auf  etwas  Ahnliches  muß 
es  gehen,  wenn  im  sächsischen  Recht  die  Hufe,  also  der  Be- 
sitz der  Pfleghaften  vom  eigentlichen  Erbe  unterschieden 
wird;  es  ist  eben  die  Veräußerung  irgendwie  eingeschränkt 
und  ein  Beispruchsrecht  des  Herrn,  nur  in  der  speziellen 
Anwendung  auf  ein  Retraktsrecht  herabgesetzt,  legt  die 
1.  Saxonum  nahe.2)  —  Ebenso  stehen  im  bayerischen  Recht  die 
Hufen  nicht  nur  dem  Hof  gegenüber  in  dem  Sinne,  daß  sie  das 
kleinere  sind  und  der  Hof  der  größere  Komplex ;  sondern  der 
Unterschied  geht  auch  auf  den  Gegensatz  der  terra  domi- 
nica  zum  Bauernland3),  so  daß  danach  die  Hube  regelmäßig 
vom  Grundherrn  abhängig  scheint.  Später  tritt  hier  dann 
die  Mitwirkung  noch  darin  hervor,  daß  der  Edelmannsfreie 
die  Immobiliarverfügungen  seiner  Untertanen  „fertigt"  und 
dieselben  so  von  dessen  Zustimmung  abhängig  sind.4)  —  Es 
ist  klar,  daß  solche  bäuerliche  Besitzrechte  sich  allmählich 
mit  bloßen  Leiherechten  vermischen  konnten.  — 

Demgegenüber  stehen  andere  Formen.  Es  kann  freilich 
noch  nicht  hierher  gerechnet  werden,  wenn  nach  der  bekannten 
Stelle  (c.  3)  im  Edikt  des  Chilperich  der  Hof  an  die  vicini 
zurückfällt,  wo  keine  Deszendenten  und  Geschwister  da 
sind;  denn  der  Älteste  ist  ja  zunächst  nur  Verbandsführer 
und  hat,  von  seinem  Recht  auf  den  Stammsitz  abgesehen, 
kein  überwiegendes  oder  gar  alleiniges  Recht  an  der  Feld- 
flur; auch  wo  sonach  eine  Geschlechtshäuptlingschaft  bestanden 
hat,  wäre  es  vollständig  korrekt,  von  einem  Rückfall  einer 
freigewordenen  Stelle  an  den  ganzen  Verband  zu  reden.  Da- 
gegen ist  jedes  Herrenrecht  in  Skandinavien  ausgeschlossen,  wo 
lediglich  einRetrakssrecht  derGeschlechtsgenossen  begegnet.5) 
Wenn  in  der  ältesten  dänischen  Quelle  die  Zugehörigkeit  des 

l)  S.  122f.  N.3;  S.  129f.  N.  2;  S.  131  N.  6;  S.  140  N.  2.  —  *)  S.  193. 
—  »)  S.  100  N.-l.  —  *)  S.  200  f.  —  •)  Stemann,  Danske  retshistorie 
8.  468;  v.  Aroira  I  S.  573  ff.;  II  S.  701  ff. 
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von  einem  bol  durch  Kauf  und  vielleicht  auch  Erbgang  ab- 
getrennten Landes  (saerkop,  stuf)  zu  der  Hofreite  (toft)  be- 
tont wird,  so  steckt  darin  allerdings  noch  ein  Rest  von  Ver- 
äußerungsbeschränkung. Aber  es  muß  dieser  bol  hier  nicht 
der  Urhof  sein,  kann  geradeso  den  ottingsbol  bedeuten. 
Zudem  ist  das  ganze  eine  überwundene  Rechtsform.1) 

3.  a)  Zu  dem  einzelnen  Urhofe  muß  auch  ein  entsprechen- 
der Anteil  an  Wald  und  "Weide  gehört  haben,  und  dadurch, 
daß  man  diesen  Komplex  einrechnet,  wächst  der  Bereich 
des  Urhofs  zum  Umfang  eines  kleines  Dorfes  an.  Nun  kommt 
neben  dem  Ansprüche  derEinzelsiedelung  auch  noch  das  höhere 
Recht  der  großen  Verbände  in  Betracht  und  hat  jeweils  zur 
Bildung  von  Hundertschaftswäldern,  Wäldern  des  gesamten 
Volks  und  später  königlichen  Wäldern  geführt.2)  Da  wo 
sich  ein  solches  staatliches  Allm endrecht  entwickelt,  wird  sich 
das  Recht  des  Urhofs,  wenn  es  noch  besteht,  nur  darin 
äußern,  daß  deren  Inhaber,  das  Geschlechtshaupt,  dem  staat- 
lichen Rechte  gegenüber  günstiger  als  die  gewöhnlichen  Bauern 
gestellt  ist. 

a)  In  England  sind  zum  Schlüsse  der  angelsächsischen 
Periode  und  nach  den  normannischen  Quellen  die  communiae 
mit  der  Grundherrschaft  verbunden,  wiewohl  natürlich  auch 
die  Grundholden  ein  freilich  dürftig  geschütztes  Recht  auf  den 
Mitgenuß   besitzen.3)     Zu   den    pasturae   rechnen   dabei  vor 

^Skaanel.  74;  Andreas  Suneson35 ;  Anklänge  im  schwedischen  Recht: 
v.Amira  I  S.607.  —  2)M.  d.u.fr.VG.IS.86f.;  fr.St.S.94f.  —  3)Rectit.l2 
die  gemaene  laes  wird  zunächst  von  der  Herde  des  hlaford  beweidet. DD.I 
f.  88  B  2.  Sp.  et  habet  communem  pasturam  huic  manerio,  ähnlich  I  f.  100  B 
2.  Sp.;  f.  106  B  2.  Sp.;  I  f.  111  A  1.  Sp.;  f.  112  B  1.  Sp.  Glanvilla 
XIII  37  die  communis  pastura  gehört  zum  feodum  des  Herrn.  Stat. 
Merton  c.  4  v.  1235  (Stat.  of  the  realm  I  S.  2)  bosci  et  maneria  gehören 
z.  T.  zu  den  maneria  der  magnates,  z.  T.  zu  den  tenementa  ihrer  milites 
und  libere  teuentes.  Bracton  nootebook  80  die  communis  pastura 
gehört  zum  liberum  tenementum  und  der  König  kann  darin  keine 
Rodung  anweisen;  174  communis  mariscus  gehört  zu  einem  von 
mehreren  maneria;  336  communia  pasturae  gehört  zum  liberum 
tenementum;  628  ebenso  zur  Grundherrschaft.  Bracton,  De  legi- 
bus III  S.  512  §  11  item  respondere  potest  tenens  et  dicere,  quod 
ille  qui  queritur  nulluni  omnino  habeat  tenementum  liberum  vel  quasi, 
ad  quod  aliqua  communia  pertinere  possit.  The  court  baron.  (Seiden 
society)  S.  143  (1325)  sowohl  die  liberi  tenentes  (sochemanni  zweiten 
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allem  die  Moore  und  Marschländereien.  Wenn  dann  für  die 
ältere  angelsächsische  Zeit  die  genaueren  Rechtsverhältnisse 
an  den  wiederholt  erwähnten  geraeinen  Weiden  nicht  ge- 
nauer erkennbar  sind *),  so  ist  kein  Grund  anzunehmen,  daß 
damals  wesentliche  Verschiedenheiten  gegen  später  bestanden 
hätten;  denn  die  bezeugte  Herdenleitung2)  durch  den  Ge- 
schlechtsältesten setzt  auch  einen  entscheidenden  Einfluß  des- 
selben auf  das  Weideland  voraus. 

Geradeso  ist  im  Domesdaybuch  der  Wald  mit  den 
maneria  verbunden 3),  und  noch  in  der  letzten  angelsächsischen 
Zeit  wird  die  Jagd  als  Ausfluß  des  Eigentums  bezeichnet 4), 
was  nach  der  hier  gewonnenen  Vorstellung  vom  angelsäch- 
sischen Grundeigentum  heißen  muß,  daß  der  pegn  das  Jagd- 
recht hat.  Wie  das  dann  durch  die  ersten  normannischen 
Könige  nach  Vorbild  des  fränkischen  Rechts  geändert  wurde, 
kann  hier  übergangen  werden.  Trotzdem  ist  schon  in 
angelsächsischer  Zeit  ein  Recht  des  Königs  am  Wald  in  der 
Weise  erkennbar,  daß  er  ein  bestimmtes  Maß  von  Beholzungs- 
und  Weiderecht  —  bezeichnend  genug  niemals  von  Jagdrecht  — 
verleiht5);  einigemal  könnte  sich  so  etwas  aus  einem  könig- 
lichen Privateigentum  am  Wald  erklären;  aber  jedenfalls  da, 
wo  von  einer  Anweisung  der  Weide  in  dem  commune  die 
Rede  ist,  reicht  das  nicht  aus.  Vielmehr  muß  bereits  der 
angelsächsische  König  eine  Art  von  Waldhoheit  üben,  wofür 

Grades),  wie  die  nativi  des  manerium  können,  nicht  über  die  communis 
pastura  ohne  die  Zustimmung  des  Herrn  verfügen ;  S.  41  §  18  ähnlich. 
—  Hierher  Vinogradoff,  Villainage  S.  272  f.  —  Der  ungenügende  Rechts- 
schutz tritt  darin  hervor,  daß  auch  hier  der  villanus  die  querela  dissaizine, 
die  sonst  gerade  in  besonderer  Form  auf  die  communis  pastura  ange- 
wendet wird,  nicht  anstellen  kann  (Bracton,  De  legibus  III  S.  502). 

*)  Ine  42 ;  Eadgar  IV  8. 9.  —  2)  S.  118  N.  7.  — s)  DD.  I  f.  26  A  2.  Sp.  et 
silvae  quae  pertinebant  ad  caput  manerii;  dann  die  Stellen  aus  DD.  auf 
S.  209  N.  3.  Dialogus  de  scaccario  I  c.  12  (Stubbs,  Sei.  chart. 8  S.  206)  kennt 
nur  silyae  regis  und  silvae  procerum.  —  *)  Cnut  II  80.  • —  6)  Birch  I  175 
König gestattetWeide  von  12greges  porcorum  in  locis  publicis ;  1 190  König 
gibt  —  unius  carri  introitum  in  silva,  quae  Saenling  appellatur;  I  191 
König  verleiht  unius  gregis  porcorum  pascuam  et  pastinationem  in 
saltu  Andoredo;  I  194  König  gibt  Grundstücke  adiectis  4  daenberis  in 
commune  saltu;  I  247  König  gibt   Weiderecht '  und  Beholzungsrecht; 

I  407  König  gibt  für  Schweine-  und  Viehweide  communionem  in  silvis; 

II  513  et  ei  constituam  70  porcis  saginam  in  commone. 
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er  ja  swangerefan  bestellt,  aber  sie  hat  sich  nicht  zum  Jagd- 
recht verdichtet,  sondern  befaßt  nur  das  Weidewesen.  Jeden- 
falls sind  der  König  und  die  pegnas  die  einzigen  beiden 
Mächte;  die  gemeinen  Leute  sind  zum  Gebrauch  mitbe- 
rechtigt, aber  als  Eigentum  wird  ihre  Befugnis  nicht  gefaßt, 
eine  Auffassung,  welche  ja  für  die  spätere  englische  Ent- 
wickelung  sehr  folgenreich  geworden  ist. 

ß)  Im  altsächsischen  und  friesischen  Gebiet  äußert  sich  das 
staatliche  Recht  am  Wald  darin,  daß  die  großen  Verbände 
zugleich  Allmendverbände  sind,  oder  als  „Wald"  bezeichnet 
werden  oder  gerade  100  Warschaften  im  Go  sind.1)  Ob  und 
wie  dieser  republikanischen  Organisation  der  Allmendhoheit 
gegenüber  sich  dann  das  königliche  Wildbannrecht  durch- 
setzte, ist  jetzt  nicht  weiter  zu  verfolgen.2)  Hier  ist  da- 
gegen zu  betonen,  daß  gegenüber  der  Staatshoheit  auch 
eine  Einzelberechtigung  hervortritt.  Unter  den  Trägern  einer 
solchen  werden  in  sächsischen  Weistümern  zwei  Klassen  unter- 
schieden, Erbexen  und  Markgenossen 3) ;  während  die  letztern 
den  gewöhnlichen  Bauern  entsprechen,  die  dann  vielleicht  noch 
in  Gegensatz  zu  den  Köttern  stehen,  sind  die  Erbexen  eine  viel 
vornehmere  Schicht,  erscheinen  unmittelbar  als  die  Land- 
herren4), und  sind  weithin  in  den  Ritterstand  übergegangen.5) 
Wie  sie  zu  Goslar  die  Berechtigung  an  Harz  haben6),  so 
gehören  auch  die  Salzbeerbten  in  Lüneburg  und  Werl  an- 
scheinend der  gleichen  Schicht  an.7)  Im  Harz  haben  die 
Erbexen  das  Jagdrecht.8)  —  Im  Gebiete  nördlich  von  Bremen 
stehen  die  Erbexen  den  Köttern  und  Meiern  gegenüber,  welche 


')  M.  d.  u.  fr.  VG.  I  S.  436  f.;  für  das  letzte  die  oben  (S.  49  N.  2)  be- 
sprochene Nachricht  aus  Vollenho.  —  2)  Für  Friesland  meine  fr.  St.  S.  94 f. 
—  3)  M.  d.  u.  fr.  VG.  I  S.  410  N.  4;  besonders  deutlich  Grimm,  Weistümer 
III  S.  142  §  25,  wo  die  Bauermänner  (=  Markgenoten  S.  141  §  17  und 
entgegengesetzt  den  auch  nicht  ganz  ausgeschlossene  Köttern  S.  141  §  14) 
vollständig  von  den  „Herrn  Holzrichtern  und  Erbexen ■  getrennt  und 
ihnen  nachgestellt  werden.  —  4)  Oelrichs  Vollständige  Sammlung  alter 
und  neuer  Gesetzbücher  der  Reichsstadt  Bremen  S.  623.  —  8)  Meine 
d.  u.  fr.  VG.  I  S.  411  N.  5  und  noch  Gosl.  ÜB.  II 393.  —  e)  D.  u.  fr.  VG.  I 
S.93N.39.  —  7)  Oben  S.146  f.  —  8)  D.u.fr.  VG.I  S.93  N.  39;  dagegen  darf 
SS.  XII  S.  68  Z.37,  das  ich  noch  Fr.  St.  S.  93  N.  52  als  Beleg  verwendet  habe, 
nicht  herangezogen  werden,  weil  die  Stelle  nur  in  dem  verfälschten  Text 
des  Maurus  Rost  steht:  so  mit  Recht  Heck  in  Mitt.  öst.  Inst.  28  S.  42 ff. 
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die  Masse  der  Bauern  ausmachen  und  sind  die  Besitzer  von 
vollen  Höfen ;  überdies  findet  sich  dann  über  ihnen  ein  Kreis 
von  Eigentümern,  die  sich  als  adelige  betrachten  und  keine 
Grundabgabe  zahlen,  sondern  nur  Roßdienst  und  die  daran 
anknüpfende  Abgabe  leisten,  aber  doch  wie  Bauern  leben, 
auch  an  Zahl  weit  über  das  hinausgehen,  was  an  Raum  für 
Ritter  vorhanden  wäre  —  die  Ostersteder  Junker.1)  Darum  ist 
es  dort  auch  möglich,  daß  die  Erbexen  Steuern  zahlen,  während 
sie  anderwärts  steuerfrei  sind.2)  —  Derselbe  Gegensatz  zwischen 
zwei  Schichten  der  Berechtigten  besteht  in  Drenthe  und  seinen 
Nebenländern:  einesteils  sind  hier  die  Warschaften  im  Go 
hundert  und  so  mit  den  Urhöfen  identisch;  auf  der  andern 
Seite  aber  gehen  die  Allmendberechtigungen  weiter  und  befassen 
die  Bauern  in  den  alten  Ansiedelungen;  dabei  sind  aber 
Bauern  (Beerbte)  nur  diejenigen,  die  nicht  Kötter  sind,  d.  h. 
mindestens  V*  einer  Warschaft  haben  und  so  im  Gegensatz 
zu  den  Köttern  stehen.  Beides  zusammengenommen  ergibt, 
daß  nur  die  in  den  alten  Ansiedelungen  wohnenden  Bauern 
mit  mindestens  V*  Warschaft  vollberechtigt  an  der  Allmende 
sind.3)  —  Das  stimmt  dann  dazu,  daß  nach  sächsischem  Recht 
der  Schöffenbare  mindestens  3  Hufen,  d.  h.  anscheinend  */4  einer 
Großhufe  besitzt.  Geradeso  stehen,  wie  gesagt,  in  den  säch- 
sischen Weistürnern  die  Markgenossen  den  geringeren  Bauern 
gegenüber.  So  darf  man  wohl  behaupten,  daß  in  Niederdeutsch- 
land die  Allmendberechtigung  zunächst  den  Mitgliedern  der 
alten  Familien*)  überhaupt,  nicht  nur  den  Geschlechtshäuptern, 
sondern  auch  den  Jüngern  Linien  zustand,  soweit  deren  Besitz 
nicht  unter   den  Betrag  von  1ji  Großhof  hinabsinkt  und  sie 

*)  Über  die  Erbexen  im  Herzogtum  Bremen:  Kobbe,  Geschichte  und 
Landesbeschreibung  der  Herzogtümer  Bremen  und  Verden  I  S.  81. 
304  ff.  (Erbexen  alle,  die  ganze  Höfe  besitzen).  Über  die  merkwürdigen 
Ostersteder  Junker  ebenda  S.  81—86;  es  sind  36  Junkerhöfe,  82  Haus- 
leute (Efbexen  im  dortigen  Sinn),  414  Köther,  47  herrschaftliche  Meier 
u.  20  Köther,  15  gutsherrliche  Halbraeier,  6  Pflugköther.  —  2)  D.  u.  fr. 
VG.  I  S.39  N.  107.  —  8)  Meine  Fr.  St.  S.  54  N.  85  f.  mit  S.  97;  es  ist  hier 
aber  die  Differenzierung  der  Berechtigten  noch  nicht  vollständig  erfaßt. 
—  4)  Es  gehört  in  den  gleichen  Zu  sammenhang,  wenn  Dithmarschen  den 
Geschlechtern  die  Feldmark  zugeschrieben  wird:  so  Neocorus,  Chronik 
des  Landes  Dithmarschen  (ed.  Dahlmann)  I  S.  240  Erpienslehte  —  ehe- 
maels  ein  weidich  Geschlechte  also  dat  de  Norderhelfte  Wesslingburen 
Buerschops  ehr  gehöret  u  nd   ein  eigen  Veitmarke  gehat. 
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sonach  in  der  Mittelklasse  verbleiben;  die  Geschlechtshäupter 
aber  haben  dann  doch  wieder  ein  nicht  gleichmäßig  ausge- 
bildetes Vorrecht.  — 

y)  Gelegentlich  ist  ein  solches  Vorrecht  auch  noch  in  skan- 
dinavischen Nachrichten  erkennbar.  Auch  hier  findet  sich 
eine  Allmendhoheit,  die  freilich  in  Schweden  noch  lange 
wesentlich  den  Verbänden  zusteht  und  zuerst  nur  anteils- 
weis  dem  König  mitgehört,  während  in  Dänemark  und  Nor- 
wegen ein  Recht  des  Königs  schon  in  den  Rechtsbüchern 
betont  wird1);  selten  ist  dabei  das  ausschließliche  Jagd- 
recht des  Königs,  das  der  fränkischen  Allmendhoheit  ihr 
Gepräge  gegeben  hat.2)  Demgegenüber  erscheinen  nun  im 
11.  und  12.  Jahrhundert  in  Jütland  als  die  zu  den  commune« 
silvae  Berechtigten  die  familiae  propinquitatis  serie  cohe- 
rentes,  also  die  alten  Sippeverbände,  während  in  Seeland 
und  Schonen  bereits  eine  viel  allgemeinere  Berechtigung  ein- 
geführt ist.3)  Hierher  gehört  weiter,  daß  in  einem  härad  von 
Oestergoetland  die  fraelsae  maen  das  Recht  der  freien  Okku- 
pation des  Waldes  beanspruchen,  als  Gegner  aber  das  Härad 
insgesamt  auftritt  und  bezeichnend  genug  behauptet,  daß  der 
"Wald  der  Krone  zustehe.4)  So  dient  hier  und  vermutlich 
auch  in  vielen  anderen  Fällen  die  königliche  Allmendhoheit, 
welche  ein  allgemeines  Rodungsrecht  verleiht,  der  Allgemein- 
heit zum  Schutz  gegenüber  den  bevorrechteten  Geschlechtern. 
—  In  den  Rechtsbüchern  ist  nun  aber  von  jener  ausschließ- 
lichen Bevorrechtung  der  ältesten  Familien  keine  Rede  mehr, 
sondern  in  Schweden,  Norwegen,  wie  Dänemark  sind  alle 
beteiligt5),  im  Schwedischen,  soweit  der  Besitz  nicht  unter 
das  Achtel  eines  Achtels  oder  Sechstels  herabgeht.  Dabei 
zeigen  die  schwedischen  Quellen,  daß  das  Recht  selber  sich 
nach  der  Größe  des  Besitzes  bemißt.6) 


»)  Strinnholm,  Svenska  folkets  historia  IV  S.  656  f.;  Styffe  in  Stock- 
holmer Ak.  Handl.  XXIV  S.  233  ff.  —  Mein  Fr.  St.  S.  93  N.  50.  — 
*)  Beauchet,  Histoire  de  la  proprie'te  fonciere  en  Suede  S.  449  f.  — 
3)  Saxo  grammaticus  (ed.  Holder)  S.  333  Z.  27  ff.;  dazu  Haff  die  dänischen 
Gemeinderechte  I  S.  105  f.  —  4)  Dipl.  Suec.  III  2106.  1317.  —  8)  Die 
Belege  bei  HaffI  S.  12.  —  6)  Vestget.  1.  I.  J.  b.  7  §  3.  14,  dazu  Rhamm 
S.  482  und  v.  Schwerin  in  dieser  Zeitschrift  XXIX  S.  270  f. 
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Immerhin  bleibt  aber  auch  im  skandinavischen  Recht 
der  Gegensatz  zwischen  den  Altsiedlern  im  ganzen  und  den 
Neusiedlern,  welche  sich  in  Waldland  niedergelassen  haben, 
bestehen.  Die  Siedelung  der  letzteren  ist  technisch  das  porp. 
Diejenigen  aber,  welche  so  in  der  Allmend  gerodet  haben, 
sind  dem  König  oder  dem  Verband  zinspflichtig.2)  Des- 
halb sind  derlei  Bauern  besonders  im  schwedischen  Recht 
deutlich  von  den  gewöhnlichen  Bauern  unterschieden  und 
haben  geringere  Stellung 3) ;  die  übrigen  Bauern ,  die  nach 
den  dänischen  Quellen  im  athalby  sitzen  und  nach  den 
norwegischen  Berichten  als  Odalsbauern  gefaßt  sind,  stehen 
ihnen  dadurch  gegenüber,  daß  sie  keinen  Zins  an  den  König 
zu  zahlen  haben.4)  Umgekehrt  freilich  liegen  die  mit  der 
Werpflicht  und  den  andern  öffentlichen  Pflichten  zusammen- 
hängenden Leistungen  nicht  auf  den  Oedländereien.5) 

')  Im  Dänischen  ist  porp  die  jüngere  Ansiedelung,  die  von  einer 
andern  (aepelby)  ausgeht  und  auf  der  Außenmark,  also  im  Wald  oder 
auf  der  Weide  errichtet  ist  (Jyske  1. 1  47),  und  deshalb  ein  silvestre 
oppidum  ist,  das  nach  Ausbildung  der  Allmendhoheit  dem  König  gehört 
(Valdemars  Jordb.  S.  58  sunt  in  hallandia  —  silvestria  opida  126;  so 
sind  alle  silvestria  oppida  dem  König  zinspflichtig).  — Vestget.  1.1.  J.  b.  15 
§1  byr  ist  die  i  hepnu  ok  i  kristnu  bestehende  Uransiedelung  im  Gegensatz 
zu  porp.  Die  besondere  Beziehung  des  porp  auf  den  Wald  ergibt  folgendes : 
Upl.  1.  Kirb.  11  §  1  betrachtet  porp  als  eine  Einöde;  Upl.  ping.  b.  1 
§  1  porppaekarl,  sum  i  skoghom  bor,  hat  nicht  wie  die  übrigen  das 
bupkaflae  zu  tragen;  Silferstolpe,  Svenska  diplomatarium  I  424.  1404 
Veräußerung  eines  markland  mit  Pertinenzen,  darunter  skog,  tor- 
pom,  skogaengiom  und  so  öfters.  —  Später  tritt  die  Gleichheit  von 
torpare  und  nybyggare  in  Schweden  breit  hervor:  Thulin,  Om  mantalet 
S.  38 d.  —  Im  Norwegischen  spielt  noch  die  Verwendung  von  porpari 
in  Heimskr.  (ed.  F.  Jonsson)  Olafs,  helga  216  herüber,  wo  den  rikir  bendr 
die  porparer  und  verkmenn  gegenübergestellt  werden.  Im  übrigen 
hat  hier  porp  die  spätere  farblose  Bedeutung  der  kleinen  Ansiedelung, 
Schaar  oder  Ansiedelung  überhaupt  angenommen:  Fritzner  h.  v.  —  2)  So 
die  silvestria  oppida  in  Halland  oben  N.  1.  Heimskr.  Haralds,  harf.  13  at 
Eirikr  Soia  konungr  Eymundarson  hafdi  lagt  undir  sik  Vermaland  ok 
hann  tok  par  skatte  at  ellum  markbygdum.  Gul,  p.  1.  145  en  ef  bygd 
gerizt  i  almenningi,  pa  a  konongr,  ef  pa  er  acr  oc  eng  oc  garde  umloket; 
dazu  Fr.  p.  1.  14.  8.  —  3)  K.  Maurer,  Die  Entstehung  des  isländischen 
Staats  und  seiner  Verfassung  S.  25;  mein  Fr.  St.  S.  93  N.  49.  — 
*)  K.  Maurer  a.  a.  0.  S.  25  ff.  —  8)  Nielsen,  Gamle  jyske  Tingsvidner  1882 
S.  28  n.  23.  1492  Lidle  Stenum  oc  alle  andre  «de  bygge,  —  som  bender 
haffuer  i  were,  som  ey  er  giffvit  leding  oc  setgierdh  äff;  Upl.  1.  ping. 
m.  1  §  1  porpekarl  trägt  nicht  bupkaflae  (oben  N.  1). 
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Eine  besondere  Stellung  nimmt  dann  soweit  das  ornum 
im  dänischen  Recht  ein,  das  ebenfalls  als  Rodung  gefaßt 
werden  muß,  nicht  nur  weil  der  Name  darauf  führt,  sondern 
weil  es  nicht  zum  vermessenen  (verseilten)  Land  gehört.1) 
Auch  hier  wird  keine  Kriegssteuer  gezahlt,  aber  da  das 
ornum  als  freies  Eigentum  zu  betrachten  ist,  wird  offenbar 
auch  nicht  der  Zins  der  silvestria  oppida  geleistet.  Dann 
wird  man  das  ornum  als  eine  Rodung  deuten  müssen,  die 
wegen  der  persönlichen,  hervorragenden  Stellung  der  Rodenden 
nicht  in  eine  Abhängigkeit  vom  König  tritt;  die  Rodungen 
der  ostergoetländischen  fraelsaemaen,  welche  dieselbe  als  ihr 
freies  Eigentum  behandeln2),  bilden  ein  deutliches  Gegenstück.  — 

d)  Geht  man  nun  zum  oberdeutschen  Gebiet  hinüber,  so 
kommt  hier  für  die  Regel  der  königliche  Wildbann  in  Betracht, 
und  die  Rodung  ist  von  der  Genehmigung  des  Königs  abhängig. 3) 
Es  ist  eine  für  die  Yolksauffassung  der  spätem  Zeit  bedeutungs- 
volle Abweichung,  wenn  im  bairischen  Hochgebirge4)  freies 
Jagd-  und  freies  Rodungsrecht  noch  lange  miteinander  verbun- 
den vorkommt.  Anderweit  ist  die  freie  Rodung  gegenüber 
diesen  königlichen  Recht  nur  mehr  eine  Befugnis  der  nobiles 5) 
und  schon  zu  Ende  des  8ten  oder  zu  Anfang  des  9!  Jahrhunderts 
wird  einmal  die  Errichtung  einer  bischöflichen  Bannjagd  ge- 
nehmigt a  potestatiyis  viris;  unmittelbar  danach  aber  ist  von 
einer  portio  venationis,  die  einem  nobilis  zusteht,  die  Rede.6) 


*)  Darüber  Haff  I S.  132  ff.  Steenstrups  (Stadier  over  Kong  Valdemar 
Jordbog  S.  51)  entgegengesetzte  Meinung  stützt  sich  einmal  darauf,  daß 
die  silvestria  oppida  in  Halland  sicher  an  den  König  Steuer  zahlen; 
aber  es  ist  nirgends  gesagt,  daß  diese  oppida,  silvestria  ein  ornum 
gewesen  seien.  Jyske  1.  III  13  aber,  wonach  auch  der  Pächter  von  rep- 
draeghaet  aeth  kaennaeland  eine  Ledingsabgabe  leistet,  während  nach 
III  11  der  Pächter  von  repdraeghaenland  die  Abgabe  leistet,  muß  doch 
so  erklärt  werden,  daß  das  in  den  Rechtsbüchern  nur  einmal  genannte 
kenneland  eben  repdragen  land  (vielleicht  stufland)  ist.  Die  einzige 
spätere  Erwähnung  (Molbech,  Dansk  glossarium  I  S.  428)  von  1559  spricht 
eher  für  als  gegen  diese  Deutung.  —  4)  S.  213  N.  4.  —  »)  M.  d.  u.  fr. 
VG.  I  S.  86  N.  3.  —  *)  Das  kostbare,  1431  aufgezeichnete  Recht  der 
Grafschaft  Werdenfels  bei  Grimm,  Weistümer  III  S.  658  f.  —  *)  zweite 
Pez,  Thesaurus  novissimus  I  3.  Sp.  103  c.  42.  1001;  Mon.  boic.  X  S.  382. 
1030  sicut  mos  est  et  erat  communem  silvam  de  legitimis  curtiferis 
(also  Hofmarken)  apprehendere.  —  8)  Keinz,  Breves  notitiae  7  §  1 — 3. 
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Früheres  hat1)  gezeigt,  daß  die  potestativi  in  Gegensatz  zu  den 
nobiles  treten  und  mit  den  mediocres  identisch  sind.  Dann  er- 
gibt sich  geradeso  "wie  im  sächsischen  Recht  eine  Begrenzung 
des  vollen  Allmendrechts  auf  die  ältesten  Linien  und  die 
Mittelklasse,  während  die  gewöhnlichen  liberi  ausgeschlossen 
sind.  —  Yiel  später  tritt  dann  nur  mehr  das  Recht  der  äl- 
testen Linie  hervor.  Das  Recht  an  den  gemeinen  Gründen, 
also  an  den  Weiden  und  den  Wäldern,  an  denen  sich  das 
landesherrliche  Recht  nicht  durchgesetzt  hat,  wird  nämlich 
im  17.  Jahrhundert  so  konstruiert,  daß  das  dominium  directum 
allemal  einem  Grundherrn,  der  als  Adeliger  zu  fassen  ist,  zu- 
geschrieben wird  und  nur  das  dominium  utile  der  Dorf- 
gemeinde.2) 

Auf  ähnliches  kann  es  führen,  ist  freilich  zu  bestimmten 
Schlüssen  viel  zu  unsicher,  wenn  in  Alemannien  bei  der 
dividenda  marcha  inter  fiscum  regis  et  populäres  possessiones, 
die  nach  dem  Folgenden  Waldallmende  sind,  die  nobiliores 
popularium  et  natu  provectiores  entscheiden3)  und  wenn  in 
der  L.  Chamavorum  die  hereditas  de  silva  den  Franci  zu- 
geschrieben wird.4) 

b)  Jedenfalls  muß  das  Recht  des  Königs,  die  Rodungen,  also 
die  Neuansiedelungen  zu  genehmigen,  allemal  dazu  geführt 
haben,  daß  eine  Rodabgabe  an  den  König  gezahlt  wird,  und  diese 
ist  in  der  Tat  breit  bezeugt. 5)  Wenn  dann  auf  der*  andern  Seite 
das  steuerpflichtige  Eigentum  als  das  Dorfartige  (torfaht  oder 
tor(f)slahteigen)  bezeichnet  wird6),  so  kann  nach  dem  Er- 
gebnis des  nordischen  Rechtes  damit  nur  eine  Abgabe 
von  gerodetem  Land  gemeint  sein.  Es  empfängt  eben  der 
König  von  Haus  aus  —  wenigstens  soweit  er  nicht  auf  Amts- 
geschäften   umherzieht   —   keine   Abgaben,   die  im  Frieden 

l)  S.  99:  ob  potestativus  sprachlich  auf  das  Waldrecht  geht  (so 
meine  VG.  I  S.  413  p.  16),  was  mir  wahrscheinlicher,  oder  (Brunner,  Land- 
schenkungen S.  10;  Heck,  Beiträge  I  S.  81  f.,  II  S.  836)  auf  Veräußerungs- 
freiheit steht  dahin.  —  *)  v.  Schmid,  Ad  stat.  Bavar.  t.  25  a.  6  §  IV  t.  26 
a.  10  §  1  (j«s  municipale  Bavaric.  III  S.  250.  312  f.) ;  daß  der  Grund- 
herr =  nobilis,  ergibt  t.  15  a.  3  §  3.  —  3)  Collectio  Sangallensis  10 
(Zeumer,  Formulae  S.  403).  —  4)  L.  Chamavor  42  (dazu  oben  S.  166) ; 
noch  in  Garin  Je  Loherain  (ed.  Paris)  II  S.  235  gehört  für  das  nörd- 
lichste Frankreich  ein  Wald  a  quinze  (vornehme)  parsoüniers.  —  s)  D. 
u.  fr.  VG.  I  S.  87 ;  für  Friesland  fr.  St.  S.  94.  —  •)  D.  u.  fr.  VG.  I  S.  40f. 
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erhoben  werden  könnten,  und  ist  darum  auf  seine  Güter  ver- 
wiesen; aber  wegen  seiner  Allmendhoheit  gehört  ihm  — 
soweit  nicht  die  Verbände  ihre  Hoheit  bewahrt  haben  — 
ein  Zins  von  den  Rodungen,  die  mit  der  wachsenden  Kultur 
einen  immer  größeren  Teil  der  Ansiedelungen  ausmachen. 
Wie  das  Wort  Dorf  dann  auf  nicht  gerade  befestigte  An- 
siedelungen überhaupt  übergegange  nist,  so  wird  die  Bezeich- 
nung Dorfartiges  Eigen  überall  angewandt,  wo  aus  dem 
öffentlichen  Recht  heraus  eine  jährliche  Abgabe  zu  zahlen 
ist,  sogar  auf  das  städtische  Eigentum.1) 

Mit  dieser  Veränderung  in  der  Auffassung  könnte  noch 
ein  anderer  bisher  nicht  genügend  erklärter  Ausdruck  zu- 
sammenhängen, nämlich  die  Bezeichnung  Bargilde,  Biergelde.2) 
Er  wird  jetzt  überwiegend  so  abgeleitet,  wie  andere  und  ich 
das  vorgeschlagen  haben,  nämlich  von  bar  im  Sinne  von  Ab- 
gabe und  gilde  =  der  Zahler.3)  Sachlich  stellt  man  die  Pfleg- 
haften und  Biergelden  gleich.  Allein  dann  stößt  man  auf  das 
Bedenken,  warum  denn  im  Ssp.  die  Biergelden  neben  dem 
Pfleghaften  genannt  sind,  wenn  sie  auch  den  Pfleghaften 
gleich  behandelt  werden.  Es  scheint  das  doch  darauf  zu 
führen,  daß  hier  zwei  ursprünglich  verschiedene  Klassen  zu- 
sammengewachsen sind.  Nun  kommt  massenhaft  —  jetzt  noch 
häufig  als  Ortsname  —  in  den  angelsächsischen  und  englischon 
Quellen  das  berewic  vor,  welches  außerhalb  der  hide  liegt, 
aber   doch    eine  Pertinenz   der  Hide   ist.4)     Davon    daß  das 


')  D.  u.  fr.  VG.  I  S.  41.  —  2)  Die  Fundstellen  am  besten  zusammen- 
gestellt bei  Heck  in  Hallische  Festgabe  für  Dernburg  S.  19  ff.  — 
3)  Heck  a.  a.  0.  S.  82.  Ich  kann  nicht  verhehlen,  daß  ich  bedenklich 
geworden  bin  und  frage,  ob  nicht  bere  mit  dem  in  dem  angelsächsischen 
den-bera,  wealdbera,  sowie  im  nordischen  berr  enthaltenen  Stamm  = 
Wald  (vielleicht  auch  althochdeutsch  paro:  Graff,  Althochdeutscher 
Sprachsatz  III  S.  345)  identisch  sein  könnte,  so  daß  dann  auch  sprach- 
lich Bargilde  ursprünglich  den  Waldsiedler  bedeutet.  —  Das  bern  =  Ab- 
gabe kommt  auch  in  der  Nähe  des  Ssp.  vor:  Tzchoppe  und  Stenzel, 
Urkundensammlung  zur  Geschichte  des  Ursprungs  der  Städte  in  Schlesien 
und  Oberlausitz  I  S.  31  datio  seu  solutio  generalis  collectae,  quae  vulgo 
berna  dicitur;  Cod.  dipl.  Sax.  I  B  Bd.  I  502.  1393  bete  oder  bern  (Orla- 
münda).  —  *)  Kemble  829  mid  allen  pan  landen  ende  mid  alle  pan 
berewican;  DD.  I  f.  38  B  1.  Sp.  huic  adjacet  orchie  et  est  berewic;  f.  178 
25  hidae  cum   8  berewites;   dazu  Ellis,  lntr.  to  Domesday  I  S.  240  ff. 
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berewic  von  bere  =  Gerste  abgeleitet  und  eine  grangia 
gewesen  sei,  die  sich  allmählich  zu  einer  Ansiedelung  ent- 
wickelt hätte,  wie  man  gewöhnlich  sagt1),  kann  keine  Rede 
sein.  Nicht  nur  daß  gelegentlich  das  berewic  dem  bartun, 
also  der  ursprünglichen  grangia  gegenüber  steht.2)  Sondern 
es  würde  eine  solche  allgemeine  Vorwerkswirtschaft  ein  Maß 
des  Eigenbetriebs,  der  Eigenregie  des  Gutsherrn  voraussetzen, 
die  allem,  was  wir  sonst  wissen,  widerspricht.  Dann  aber 
liegt  es  vielmehr  nahe,  das  berewic  mit  den  kontinentalen  Bar- 
gilden zusammenzustellen.  Es  wäre  das  Neudorf,  das  eine 
Abgabe  zu  leisten  hat.  —  Nach  dem  Aufbau,  den  die  Wald- 
hoheit soweit  fast  überall  gleichmäßig  erfahren  hat,  wird  nun 
die  Rodabgabe  nicht  wie  die  Leistungen  der  Geschlechts- 
genossen, der  Pfleghaften  an  den  Geschlechtsältesten,  sondern 
an  den  Staat  (König  oder  Verband)  erfolgen  und  so  in  rein 
germanischen  Gebieten  die  älteste  Form  einer  Friedensabgabe 
Freier  an  den  König  bilden.  Nachdem  sich  dann  Frieden- 
steuern allgemeiner  durchgesetzt  haben,  besonders  in  den 
romanischen  Ländern  von  der  Römerzeit  her  alle  Untertanen 
jährlich  Steuern  zahlen  (man  denke  an  die  bargildones  des 
italienischen  Kapitulars) ,  ist  die  Bezeichnung  auf  die  Steuer- 
pflichtigen überhaupt  erweitert  worden  und  könnte  zuletzt  — 
ähnlich  wie  im  Westfälisch-Lübischen  der  Ausdruck  Dorf- 
artiges Eigen  —  auch  auf  den  Stadtbürger  übergegangen 
sein.3)  —  Mehr  als  eine  Möglichkeit  soll  freilich  mit  dem 
Gesagten  nicht  angedeutet  werden. 

4.  Die  Schichtung  der  Gesellschaft  in  die  Häupter  der 
ältesten  Linie,  die  Mittelklasse  und  die  gewöhnlichen  Bauern 
hat  schließlich  auch  auf  das  öffentliche  Recht  reflektiert. 

a)  Im  Ssp.  sind  die  Angehörigen  der  beiden  ersten 
Gruppen  Schöffenbarfreie ,  also  zur  Urteilsfindung  geeignet, 
freilich  nur  die  Inhaber  der  SchöfFenstühle  zur  Urteilsfindung 
im  Grafengericht  eigentlich  berechtigt.4)    Im  Friesischen  ist 

*)  Maitland,  Domesday  and  beyohd  S.  115  f.;  Vinogradoff,  English 
society  S.  365.  —  •')  So  DD.  I  f.  38  B  1.  Sp.  —  »)  So  die  Stelle  im  Rechts- 
buch nach  Distinktionen  I  25  (Heck  a.  a.  0.  S.  43).  —  4)  Oben  S.  146. 
Urteiler  mußten  also  nach  Ssp.  III  45  §  5  (III  80  §  1)  über  3  Hufen 
besitzen.  Dem  widerspricht  nicht  Sp.  I  34  §  1,  das  ich  in  Fr.  St. 
S.  85  f.  fälschlich  gedeutet  habe;  denn  hier  ist  nur  davon  die  Rede, 
daß  einer  von  einer  halben  Hufe  muß  sines  rechtes  plegen,  d.  b.  er  ist 


Der  germanische  Uraclel.  219 

ebenfalls  der  nobilis  (Schoßfreie)  allein  berechtigt  zur  Urteils- 
findung  in  den  Grafen-  wie  den  Kirchspielgerichten  und  muß 
deshalb  als  keremon,  wohl  auch  als  achtemon  gefaßt  werden.1) 
Das  Recht  von  Drenthe  ergibt  dabei  die  Spielart,  daß  nur  die 
Besitzer  von  1ji  wardel  die  zekeren,  die  Amtszeugen  sein  und 
bei  gerichtlichen  Veranlassungen  anwohnen  können 2) ;  wenig- 
stens für  Drenthe  bedeutet  das  eine  Berücksichtigung  auch  der 
Mittelschicht.  —  In  Bayern  ist  das  Schöffenamt  an  die  No- 
bilität  gebunden.3)  —  In  Dänemark  sind  lediglich  die  Drei- 
markmänner die  ransnaefninge.4)  —  Bei  den  Angelsachsen 
sind  die  Urteilfinder  in  den  öffentlichen  Gerichten  nach  den 
einen  Angaben  die  12  yldestan5),  nach  andern  die  12  lage- 
manni  (homines  legales  des  späteren  Rechts) 6) ;  eine  dritte 
Gruppe  von  Nachrichten  zeigt,  daß  gerade  12  pegnas  die 
die  Rügung  vornehmen  müssen.7)    Das  paßt  sehr  wohl,  wenn 

davon  dingpflichtig:  Planck,  Das  deutsche  Gerichtsverfahren  im  Mittel- 
alter I  S.  52  f. 

*)  Fr.  St.  S.  112  ff.;  im  äußersten  Westen  (S.  85  N.  22)  wird  frei- 
lich nur  ein  Besitzminimum  von  15  deutschen  Morgen  Eigentum  ge- 
fordert, so  daß  das,  was  nach  dem  Ssp.  für  den  Gerichtstand  ver- 
langt wird,  für  den  Edelgehomen  zur  Urteilfindung  ausreicht,  d.  h. 
es  kommt  jetzt  überhaupt  nur  mehr  auf  edle  Geburt  an.  —  2)  Fr.  St. 
S.  54  s.  oben  S.  170  N.  3.  —  3)  D.  u.  fr.  VG.  I  S.  395  f.  —  *)  S.  170  N.  5. 
8)  S.  121.  —  8)  S.  128  N.  4;  dann  Dunsaeta  3  §  2  12  lahmen; 
dazu  K.  Maurer  in  Münch.  Ak.  Sitzungsber.  phil.-phil. -hist.  Kl.  1887 

11  3  S.  388  f.;  Liebermann,  Über  die  leges  Edwardi  Confessoris 
S.  17.  76.  Ich  finde  den  Ausdruck  in  den  spätem  homines  legales 
de  hundredo  wieder,  der  meist  milites  und  andere  libere  tenentes, 
also  die  sokemanni  bedeutet  (übrigens  auch  in  normannischen 
Quellen  z.  B.  Somma  65  c.  3,  V;  67  c.  12;  107).  So  Glanvilla  II  10, 
wo  12  milites  legales  gefordert  werden,  mit  den  Assisen  von 
Northampton   von   1176   c.  1  (Stubbs  S.  151),  wo  in  Ermangelung  der 

12  milites  andere  12  liberi  legales  homines  zur  Rekognition  verlangt 
werden,  die  zu  den  4  die  einzelne  villa  vertretenden  Leuten  im  Gegensatz 
stehen;  in  den  Assisen  von  Clarendon  (Stubbs  S.  143)  c.  1  ist  freilich 
das  legales  auch  auf  die  4  Leute  der  villata  angewendet.  Besonderes 
gilt  für  die  Städte,  wo  eben  die  Bürger,  weil  sie  pegnas  (S.  134  N.  3) 
sind,  wie  diese  herangezogen  werden  können;  vgl.  die  Formel  bei 
Bracton,  De  legibus  II  S.  188  §  7.  —  Dem  Sinn  nach  braucht  lagemannus 
oder  homo  legalis  durchaus  nicht  gerade  auf  die  Urteilsfindung  zu 
gehen,  sondern  wird  eben  den  Vollberechtigten  bedeuten  ähnlich  dem 
thüringischen  wizintaft  (VG.  I  S.  417  N.  40;  Heck,  Beiträge  II  S.  835 ff.),, 
womit  Allmendrecht,  Verfügungsfreiheit  und  Fähigkeit  zur  Urteilsfindung 
zusammen  gemeint  sein  kann.  —  7)  Aepelred  III  3  §  1. 
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man  erwägt,  daß  die  decerma  mit  der  Hide  zusammentrifft 
und  sonach  die  12  pegnas  eben  gerade  die  12  Geschlechts- 
häupter der  aus  100  gewöhnlichen  Bauern  bestehenden 
Hundertschaft  sind.1)  In  den  spätem  Quellen  aber  sind  die 
villani  von  der  Urteilsfindung  ausgeschlossen,  und  hier  ist 
es  deutlich,  daß  das  auch  für  die  sokemanni  zweiter  Klasse 
gilt,  die  ja  hier  zu  den  villani  zählen.2)  Geradeso  sind  in 
den  Grafschaftsversammlungen,  welche  die  justiciarii  und 
vicecomites  halten,  die  villani  immer  nur  durch  eine  Depu- 
tation von  4  Leuten  vertreten,  dagegen  alle  terrarum  domini, 
wofür  anderemal  in  England  wie  Schottland  milites  et  libere 
tenentes  gesetzt  wird,  persönlich  anwesend.3)  Nimmt  man 
alles  zusammen ,  so  kommt  man  jedenfalls  für  die  nor- 
mannische Zeit  zum  Ergebnis,  daß  lediglich  die  Ge- 
schlechtshäupter Urteiler  sein  können  und  die  großen  Ver- 
sammlungen besuchen.  Unmöglich  wäre  es  freilich  nicht, 
daß  früher  auch  die  Mittelklasse  ähnlich  wie  die  sächsischen 
Schöffenbaren  teilgenommen  hätte  und  man  könnte  das 
endliche  Verschwinden  einer  besonderen  Klasse  der  six- 
hyndemanni  mit  einem  Zurücktreten  der  Berechtigung  zu- 
sammenbringen. Aber  eine  positive  Spur  fehlt.  —  Davon, 
ob  man  von  vornherein  oder  erst  hinterher  lediglich  der 
ersten  Klasse  der  sokemanni  die  Urteilsfindung  zuschreibt, 
wird  dann  auch  die  Deutung  des  Ausdrucks  sokemannus  ab- 
hängen, die  mit  Absicht  bis  auf  das  Ende  verschoben  wurde. 
Gewöhnlich  erklärt  man  ja  sokemanni  als  Urteilsfinder  aus  dem 
sokn,  das  angelsächsisch  einerseits  Gerichtsbarkeit,  anderer- 
seits Zuflucht  bedeutet  und  dann  wieder  mit  dem  nordischen 
sokn = Verband  zusammengebracht  wird.  Allein  mit  der  Urteils- 
findung im  grundherrlichen  Gericht  haben  die  sochemanni  der 
ersten  Klasse  überhaupt  nichts  zu  tun,  während  die  der  zweiten 

*)  Daß  das  Urteilsfinderkolleg  erst  eine  jüngere  Bildung  sei,  wie 
Rintelen  in  historische  Aufsätze  für  Zeumer  S.  563  behauptet,  ist 
gegenüber  Aelfred  77  unzutreffend.  —  2)  Bracton,  De  legibus  II  S.  556 
ein  Urteil  der  12  Urteiler  anfechtbar  eo  quod  villani  sunt  vel  alias 
minus  idonei.  —  8)  Für  alles  1.  Henrici  7  §  2  mit  §  7.  Bracton,  De 
legibus  II  S.  188  §  7.  —  Assissie  regis  Willelmi  c.  19  (Acts  of  the 
parliament  of  Scotland  f  S.  55):  ad  summonicionem  autem  justiciarii 
episcopi  et  abbates,  comites,  barones,  milites  et  libere  tenentes'  ad  pla- 
cita  justiciarii  debent  interesse. 
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Klasse  vielleicht  sowenig  als  die  übrigen  villani  die  Urteils- 
findung  im  öffentlichen  Gericht  angeht.  Dann  kommt  doch 
jene  alte,  seit  dem  13.  Jahrhundert  vorkommende  Ethymo- 
logie  aus  dem  keltischen  socc  =  Pflug *)  in  Betracht.  Möglich, 
daß  in  einzelnen  Teilen  Englands  die  lüde  mit  dem  keltischen 
Ausdruck  soccus  bezeichnet  wurde  und  dann  die  sokemanni 
die  Hideinhaber  sind,  der  Führer  und  seine  nachgebornen 
Verwandten  im  engern  Kreis,  soca  aber  die  Gewalt  des  Führers 
bedeutet  und  nur  allmählich  mit  dem  germanischen  socn  konta- 
miniert und  auch  auf  die  öffentliche  Gerichtsbarkeit  über- 
tragen ist.  Eine  Entscheidung  vermag  ich  nicht  zu  fällen.  — 
Jedenfalls  aber  steht  die  soca  im  11.  Jahrhundert  als  das 
Bauernland  eines  Hofs  dem  Land  gegenüber,  das  der  Herr 
in  eigener  Verwaltung  hat  (inland) 2).  Wird  dann  durchweg 
neben  der  soca  die  saca  genannt,  so  darf  man  vielleicht 
doch  an  die  hovesacha  des  bairischen3)  Rechts  erinnern, 
wo  eben  das  sacha  auf  die  terra  dominica  geht,  und  so  mag 
saca  et  soca  zunächst  die  beiden  Teile  des  Hofs  bedeuten  und 
nichts  mit  den  willkürlichen  Erklärungen  zu  tun  haben,  die 
man  seit  dem  Mittelalter  versuchte.4) 

b)  Wie  die  Pflicht  und  das  Recht  im  Gericht  zu  entscheiden 
den  herrschenden  Klassen  zusteht,  so  trifft  diese  auch  der  Krieg, 
in  den  man  reitet.5)  In  Friesland  ist  deshalb  der  nobilis  ein 
herling,  wie  in  Dänemark  der  haermann  der  Inhaber  eines 
Pflugs  ist.6)  Auf  dasselbe  geht  die  Stellung  des  harimannus  im 
langobardischen  Recht.7)  „Krieger"  ist  der  norwegische  h»ldr. 
Im  schwedischen  Recht  haben  die  fraelsaemaen  denRoßdienst  zu 
leisten.    Im  angelsächsischen  sind  von  dem  Pflug  später  zwei 

*)  z.  B.  Windisch,  Irische  Texte  I  S.  785  s.  v.  socc  (=  Pflugschar)  ; 
hierher  vielleicht  auch  das  irische  sochaide  =  Gesellschaft,  Menge,  Schar, 
da  die  Ableitung  aide  eine  Tätigkeit  ausdrückt.  —  2)  DD.  1  f.  320  A 
1.  Sp.  2  carruca  inland  et  soca;  ebenso  f.  342  B  1.  Sp.,  f.  377  A  1.  Sp.  — 
3)  Oben  S.  100  N.l.  —  *)  So  schon  Fleta  147  §  6.7  soka  significat  libertatem 
curiam  tenentium,  sake  aquietantiam  de  secta  ad  comitatus  et  hundredum. 
Späteres  z.  B.  bei  Maitland,  Doniesdaybook  and  beyond  S.  84  ff.  — 
*)  Saxo  grammat.  (ed.  Holder)  S.  594  Z.  27  (Scanienses  equestri 
militie  ascriptos)  zeigt,  daß  auch  in  Dänemark  der  Roßdienst  etwas 
ürspiüngliches  ist  und  S.  412  Z.  32,  S.  413  Z.  14,  S.  444  Z.  18  sich  nur 
darauf  bezieht,  daß  ursprünglich  nicht  zu  Pferd  —  rittermäßig  —  ge- 
kämpft und  Pferde  nicht  auf  Seexpeditionen  mitgenommen  wurden.  — 
«)  Meine  Fr.  St.  S.  106:  oben  S.  91  N.  3.  —  7)  Meine  it.  VG.  I  S.  19  f. 
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Berittene  zu  stellen  v) ;  die  yldestan  sind  diejenigen,  welche  die 
Bereitung  vornehmen2)  und  die  pegnas,  auch  die  geringern, 
haben  dem  König  als  heregeat  ein  Pferd  zu  leisten3),  wie  die 
gewöhnlichen  Bauern  ihrem  hlaford  ein  Besthaupt  zahlen. 
Umgekehrt  ist  hier  schon  sehr  früh  der  gewöhnliche  rusticus 
nicht  als  kämpfender  miles  gefaßt.4)  Daß  aber  in  Sachsen 
dem  Schöffenbarfreien  ein  Heerschild  zugeschrieben  wird, 
kann  dem  Zusammenhang  nach  nur  auf  Reiterdienst  gehen, 
wie  ja  für  Sachsen  noch  im  11.  Jahrhundert  das  allgemeine 
Aufgebot  beritten  ist.5) 

Freilich  ist  dieser  Reiterdienst  vom  Dienste  des  Ritters 
weithin  unterschieden.  Letzterer  muß  bei  den  Angelsachsen 
und  Normannen  nur  von  einem  Fünfhidenkomplex  (oder  ähn- 
lichem Besitz)  geleistet  werden.  Bei  den  Schweden  aber  ist 
der  Roßdienst  der  fraelsaemaen  noch  nicht  der  Panzerreiter- 
dienst, der  ja  praktisch  die  Gestellung  von  3  Pferden  fordert. 
Bei  den  zum  dänischen  Reich  gehörenden  Nordfriesen  werden 
die  zu  Helm  und  Schild  geborenen  „Hövetlüde"  doch  von 
den  Rittern  unterschieden  und  „werden  geschicket  in  de  her- 
vart  to  perde  voer  wapeners6),  und  nach  einer  andern 
Nachricht  scheint  in  Jütland  wie  „Holstein"  der  große,  dem 
norwegischen  h»ldr  entsprechende  Bauer  noch  lange  zwar 
kein  Ritter  aber  ein  Knappe  zu  sein.7)  In  Sachsen  endlich  sind 
die  Sattelhöfe  weit  verbreitet,  von  denen  nur  ein  reißiges  Pferd 
zu  stellen  ist,  so  daß  die  Besitzer  ursprünglich  nicht  als  Ritter 
gedacht  werden  können,  aber  doch  als  Edle  behandelt 
sind.8)  In  England  wird  gelegentlich  der  bloße  liber  soke- 
mannus  mit  dem  serviens  verwechselt,  und  das  allmähliche 
Verschwinden  der  liberi  sokemanni  mag  wenigstens  zum  Teil 
mit  ihrem  Aufgehen  in  dem  Stand  der  servientes  zusammen- 

»)  Aepelstan  II 16  (oben  S.  68  N.  1).  —  2)  Aepelstan  II 20  §  1  (oben 
S.  120  N.  2).  —  3)  Cnut  II  71  §  2.  —  4)  Beda  hist.  IV  22  timuit  se 
militem  fuisse  confiteri;  rusticum  se  potius  ac  pauperem  atque  uxoris 
vinculo  conligatum  fuisse  respondit  et  propter  victum  militibus  adferen- 
dum  in  expeditionem  se  cum  suis  similibus  venisse  testatus  est.  — 
*)  Waitz,  VG.  VIII  S.  113  f.  —  8)  Eiderstädtiscbe  Krone,  Zusätze  §  6 
(Richthofen,  Rechtsquellen  S.  567).  —  7)  Chr.  Osterssen  Veylle,  Glossarium 
juridicum  daniconorvegicum  (1665)  S.  355  bauldermand  forclaris  udi 
den  norske  lov,  at  skal  vaere  der  som  er  odelsbaaren  eller  oc  den  bedre 
er,  sive  knabe  i  Landte  Holsteen  oc  sommesteds  i  Jydland.  —  8)  Für 
die  Sattelhöfe   des  Englischen  ergeben   das  deutlich  die  Notizen   bei 
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hängen.1)  Auch  werden  die  bloßen  |>egnas,  die  nicht  Ritter 
sind,  gelegentlich  als  vavassores  gefaßt,  und  damit  wieder 
auf  ihre  militärische  Funktion  als  ungepanzerte  Reiter  ver- 
wiesen.2) Die  nordelbingisch-jütischen  Nachrichten  betrachten 
die  Hofleute  als  Knappen  oder  Wapner,  also  wieder  als  ser- 
vientes.  Es  ist  deshalb  die  Annahme  nicht  abzuweisen,  daß 
auch  in  Sachsen  diejenigen  Bauern,  welche  ungepanzert  zu 
Roß  in  den  Krieg  ziehen  und  dadurch  militärisch  das- 
selbe leisten  wie  die  gewöhnlichen  servientes,  wegen  dieser 
Gleichheit  genau  so  in  die  Klasse  der  ungepanzerten  ser- 
vientes aufgehen  können,  wie  die  gepanzerten  servientes  bei 
dem  Zurücktreten  des  landrechtlichen  Unterschieds  zwischen 
Freien  und  Unfreien  mit  den  freien  milites  zusammenwachsen. 
Daß  ein  Übergang  von  freien  Geschlechtern  in  den  Stand 
der  servientes  in  Sachsen  weithin  stattfand,  ist  nach  meiner 
Meinung  vonWittich3)  allerdings  nachgewiesen  worden,  sowenig 
ich  sonst  seine  Meinung  teile,  und  die  gegenwärtigen  Unter- 
suchungen haben  den  gleichen  Vorgang  für  die  Salzbegüterten 
in  Lüneburg  und  Werl  ergeben.4)  Nicht  darum  handelt  es  sich, 
daß  diese  Leute  unfrei  geworden  wären,  sondern  sie  bilden 
wegen  ihrer  militärischen  Stellung  mit  den  unfreien  Be- 
rittenen zusammen  eine  Schicht  im  Sinn  der  neuen  ritter- 
lichen Gesellschaftsordnung,  und  deshalb  hat  der  Sachsen- 
spiegel vollkommen  Recht,  wenn  er  vom  Landrecht  ausgehend, 
sie  als  die  Schöffenbarfreien  schildert.  Geht  man  weiter  zurück, 
so  wird  man  in  diesen  ungepanzerten  freien  Reitern  die  vielbe- 
sprochenen milites  agrarii  des  Widukind5)  erkennen.  — Andere 
mal  freilich  sind  dann  die  Adeligen  unter  die  Ritter  auf- 
gegangen. In  England  gilt  das  jedenfalls  überall  da,  wo  der 
Besitz  auf  4  oder  5  Hiden  kommt.  Im  Frankenreich  aber, 
wo  ja  die  Wehrpflicht  überhaupt  viel  intensiver  ausgebildet 

Hammerstein-Loxten,  Der  Bardengau  S.  532  f.  Daß  auch  die  überaus  zahl- 
reichen Sattelgüter  des  Ostens,  von  denen  in  jedem  Dorf  mindestens 
einer  vorkommt  (Kraaz ,  Bauerngut  und  Frondienste  in  Anhalt  S.  33  f.) 
hierher  gehören,  beweist  Carpzov,  Jurisprudentia  Romano -Saxonica 
III 15.  8,  wo  von  Ritterdienst  nur  mit  einem  Pferd  die  Rede  ist. 

*)  S.  132  N.  6.  —  2)  Leis  Willeme  20  §  2  gibt  die  gewöhnlichen  pegnas 
vonCnut  II 71  § 2  mit  vavasour.  Inleg. Henrici  7 §  2  mit7§  7.  26.  27  scheinen 
die  vavassores  alle  Besitzer  von  liberi  tenementa  mit  der  gewöhnlichen 
saca  et  soca.  —  s)  Altfreiheit  und  Dienstbarkeit  des  Uradels  in  Nieder- 
sachsen S.  16  f.  —  «)  S.  146  ff.  —  e)  Widukind  I  35. 
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ist,  wird  die  Panzerritterpflicht  schon  dem  Besitzer  von 
12  mansus  auferlegt1),  d.  h.  es  wird  versucht,  alle  nobiles 
des  Volksrechts,  welche  sich  die  Herrschaft  über  die  Ge- 
schlechtsgenossen bewahrt  haben  und  deshalb  als  Eigentümer 
eines  Urhofs  erscheinen,  in  den  Ritterstand  hinüberzuführen. 

c)  Voraussetzung  einer  solchen  Entwickelung  ist,  daß 
die  Adeligen  ein  Eid  ähnlich  den  der  Gefolgsleute  und 
Ministerialen  trifft. 

In  der  Tat  wird  ursprünglich  auch  der  Eid  an  den  König 
nur  von  dieser  herrschenden  Klasse  geleistet.  Im  Recht  des 
Ine  schwört  der  twelfhyndemann ,  der  huslgenga  ist,  for 
sixtig  hida,  so  daß  seine  ursprüngliche  Eidkraft  für  30  Hiden 
wirkt.  Deshalb  ist  er  mit  dem  kyningaede  identisch,  der  für 
30  hida  schwört.2)  Noch  in  der  normannischen  Zeit  aber  werden 
athemen  gebüßt  plena  wera,  und  das  kann  dem  Zusammenhang 
nach  nichts  anderes  sein,  als  daß  sie  das  Wergeid  des  thainus 
haben.3)  Früheres  hat  ja  gezeigt,  daß  alle  pegnas  auch 
gesidas  des  Königs  sind  und  so  in  gewöhnlicher  Abhängigkeit 
von  diesem  stehen.4)  Alles  ergibt  das  Resultat,  daß  die 
pegnas  dem  König  einen  Eid  leisten.  Damit  stimmt  dann 
auch,  daß  die  sokemanni  ersten  Rangs  entweder  dem  König 
oder,  wenn  der  König  die  öffentliche  Gerichtsbarkeit  weiterver- 
liehen, dem  Unterherrn  fidelitas  geloben.5)  Umgekehrt  schuldet 
später  der  villanus  dem  Grundherrn  eine  fidelitas.6)  —  Ge- 
radeso wie  im  angelsächsischen  Recht  wird  noch  spät  bei 
den  Friesen  der  Eid,  den  die  Edefn  leisten,  vom  Eid  der  ge- 
wöhnlichen Hausleute  unterschieden,  ferner  aber  von  könings- 
orkenen  geredet,  die  mit  denEdeln  zusammenzufallen  scheinen.7) 
Fürsich  allein  würden  die  Angaben  vielleicht  noch  nicht  zwingen, 

»)  Meine  d.  u.  fr.  VG.  I  S.  132.  —  4)  Ine  19,  54  mit  Ine  15 
§  1 ;  Wihträd  23  und  dazu  Liebermann  in  Historische  Aufsätze  für 
Karl  Zeuruer  S.  3  f.  Wie  der  Ausdruck  swerian  be  hida  zu  erklären 
ist,  kann  hier  nicht  untersucht,  werden.  Ich  kann  nur  andeuten,  daß 
ich  der  von  Liebermann  S.  5f.  vorgeschlagenen  Lösung  nicht  zustimme, 
sondern  glaube,  daß  damit  eine  örtliche  Begrenzung  in  der  Auswahl 
der  Eideshelfer  (Edward  I  §  4)  gemeint  ist.  —  8)  1.  Henrici  70  §  7a  und 
70  §  1.  6;  ich  verstehe  deshalb  nicht,  warum  hier  Liebermann  das  ganz  un- 
passende aehtemen  lesen  will;  §  7  a  ist  nur  eine  Rekapitulation  des  voraus- 
gehenden §  6  im  Gegensatz  zu  §  7.  —  *)  S.  135.  —  8)  S.  124.  —  8)  Bracton, 
Noteb.  524  quod  abbas  in  continenti  cepit  fidelitates  ab  omnibus  villanis. 
—  ')  Meine  Fr.  St.  S.  107  f. 
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nimmt  man  zum  köningsorkene  das  angelsächsische  Recht,  so 
scheint  mir  die  Identität  von  köningsorkene  und  cynings  aewda 
sicher.  —  Weiter  redet  der  Sachsenspiegel  von  einer  Hulde, 
also  einem  juramentum  fidelitatis,  das  der  Schöffenbare  dem 
König  leistet.  Er  verpflichtet  sich  bei  diesem  Eid,  wenn  er 
als  Zeuge  aufgerufen  ist.  Umgekehrt  schwören  im  meißnischen 
Recht,  also  wenigstens  in  dem  Rechtskreis,  in  welchem  sich 
Eyke   bewegt,    die  Bauern   ihren   Grundherrn  Mannschaft.1) 

—  Ebenso  empfängt  in  Bayern  der  Edelmannsfreie  von  seinen 
Untertanen  Mannschaft,  auch  wenn  er  nicht  das  Hofmarksrecht 
hat,  und  umgekehrt  schuldet  im  späteren  Recht  der  Edle  dem 
Landesherrn  homagium,  was  hier  wohl  nicht  nur  den  Lehens- 
eid bedeutet.2)  —  Yon  da  aus  werden  dann  auch  verwandte  Bil- 
dungen in  den  übrigen  Teilen  des  fränkischen  Reichs  erklärlich.3) 

Durch  diesen  Eid  an  den  König  oder  dessen  Vertreter 
gleicht  sich  der  Allodialbesitz  der  Edeln  wiederholt  dem  Lehen 
an.  Damit  ergibt  sich  dann  wieder  ein  Übergang  zu  Vasallität 
und  Ministerialität.4) 

d)  Eine  letzte  Folge  aus  der  Stellung  des  Edeln  ist 
seine  Steuerfreiheit,  die  überall  im  mittelalterlichen  Recht 
hervortritt,  aber  hier  lediglich  mit  ein  paar  Worten  skizziert 
werden  kann,  da  Genaueres  unmöglich  ist,  ohne  auf  die 
Einzelheiten  der  Steuerverfassung  einzugehen.  Der  Edle  hat 
ja  nicht  die  Abgabe  des  Bauern,  der  auf  Rottland  sitzt,  zu 

*)  Das  erste  Ssp.  III  54  §1;  das  zweite  Wasserschieben,  Samm- 
lung deutscher  Rechtsquellen  S.  128.  Die  erste  Stelle  spricht  freilich 
nicht  ganz  ausdrücklich  davon,  daß  hulde  na  vries  mannes  Recht, 
die  der  Schöffenbare  dem  König  leistet,  gerade  nur  vom  Schöffen- 
baren geleistet  werden  kann.  Aber  bedenkt  man,  daß  nach  der 
zweiten  Stelle  die  abhängigen  Bauern  den  Grundherren  einen  Eid 
leisten,  so  ergibt  sich  die  Auslegung  des  Textes,  die  auch  die  natür- 
liche ist.     In  der  d.  u.  fr.  VG.  I  S.  1  ff.  habe  ich  diese  Stelle   übersehen 

—  *)  Für  das  erste  oben  S.  2C0.  —  Für  das  zweite  v.  Schmid,  Ad  stat. 
Bav.  15a  3  §  3  alle  nobiles,  auch  die  nicht  Hofmarksgerichtsbarkeit 
haben,  ad  comitia  provincialia  vocantur  et  homagium  praestent  (jusmuni- 
cipaleBavar.  t.  II  S.919).  —  *)  Meine  d.u.fr.  VG.I  S.2f. ;  Ital.  VG.  I  S.268f. 
*)  So  in  England,  wo  nicht  nur  die  milites,  sondern  auch  die  libere 
tenentes  als  feoffati  der  Magnaten  erscheinen  (St.  Merton  c.  4.  1235: 
St.  of  realm  I  S.  2).  In  Seeland  verleiht  der  Graf  dem  Eigentümer  das 
alodium  (v.  d.  Bergh  I.  416;  II.  22).  In  der  Normandie  rührt  das  alo- 
dium  vom  Herzog  (oben  S.  106  N.  3).  Bei  den  Langobarden  kommt 
im  gleichen  Sinn  die  arimannia  in  Betracht  (m.  Jt.  VG.  I  S.  5 f.). 

Zeitschrift  ffir  Rechtsgeschichte.  XXXII.     Genn.  Abt!  15 
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leisten,  da  ihm  altes  Eigentum  zukommt.  Er  braucht  auch 
keinen  Beitrag  zum  Aufgebot  zu  zahlen,  da  er  selber  aus- 
zieht. Was  übrigbleibt  und  gelegentlich  in  den  Nachrichten 
aus  Drenthe  und  Nordfrankreich ')  hervortritt,  ist,  daß  er  an 
den  Abgaben  teilnimmt,  die  mit  der  Gerichtshaltung  zusammen- 
hängen und  im  letzten  Grund  nichts  anderes  als  die  Geschenke 
sind,  welche  einst  den  Kleinfürsten  gebührten  und  jetzt  den  sie 
•ablösenden  Beamten  des  Großkönigs  geleistet  werden.  Freilich 
ist  im  Mittelalter  diese  ursprüngliche  Bildung  durch  Notsteuern 
überdeckt,  die  jeden  treffen;  dann  aber  sind  es  gerade  die 
Urhöfe,  welche  wegen  der  mit  ihnen  verbundenen  Zwangs- 
gewalt  solche  Steuern  vereinnahmen  und  abführen. 

IV.  Ich  bin  zum  Ende  einer  Untersuchung  gekommen, 
die  von  Bekanntem  ausgehend  zu  Ergebnissen  geführt  hat, 
die  dem  allgemein  Angenommenen,  weithin  auch  dem  von 
mir  früher  Behaupteten  widersprechen. 

Der  Ausgangspunkt  ist  Homeyers  Lehre  vom  Handgemal, 
die  in  allen  Punkten  die  Probe  besteht ;  mit  ihr  ist  verbunden 
das,  was  Rhamm  und  später  ich  über  die  altgermanische 
Großhufe  ermittelt  haben.  Schon  mit  der  Großhufe  hat  sich 
die  Vorstellung  eines  eigenartigen  Geschlechtskommunismus 
ergeben.  Seitdem  aber  die  Germanen  im  stärkeren  Maß 
Ackerbauer  geworden  sind  und  —  ob  gleichzeitig?  —  das  Mutter- 
recht überwunden  haben,  das  nur  mehr  in  einzelnen  unschäd- 
lichen Äußerungen  noch  lange  in  die  historische  Zeit  herein 
wirkt,  ist  nicht  sofort  die  Einzelwirtschaft  zur  Herrschaft 
gekommen.  Sondern  der  Kommunismus  hat  sich  auf  den 
Landbau  übertragen:  mit  einem  Großpflug —  einem  Gegenstück 
unserer  modernen  genossenschaftlichen  Dreschmaschine  — 
haben  seit  der  Eisenzeit2)  die  meisten  Germanen  genau  so 
wie  die  kulturverwandten  Kelten  das  dem  Geschlecht 
zugewiesene  Land  gemeinsam  bestellt;  auch  feinere  Wirkungen 
der  Gemeinschaft,  wie  die  Unveräußerlichkeit  des  Zugviehs 
durch  den  Bauer3)  haben  beide  Völkergruppen  gemeinsam.  Bei 
allen  Germanen  aber,  wie  bei  den  Kelten,  den  Slaven,  den 

')  Für  Drentbe  oben  S.  48;  für  Nordfrankreich  die  agri  mutabiles 
des  Laonnais  (m.  d.  fr.  VG.  I  S.  12,  S.  36).  —  *)  Nicht  der  PBug  der 
schwedischen  Felszeichnungen  aus  der  Broncezeit  (Montelius  Kultur- 
geschichte Schwedens  S.  86.)  —  »)  Kohler,  Zeitschrift  für  vergleichende 
Rechtswissenschaft  25  S.  209. 
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Ostariemund  vermutlich  zuerst  doch  auch  bei  den  Italogräken2; 
wird  der  Verband  durch  den  Ältesten  geleitet.  Die  Herrschaft 
ist  zunächst  lediglich  Führung,  und  eine  gleiche  Berechtigung 
aller  stellt  sich  diesem  Ältestenrecht  gegenüber;  sie  äußert 
sich  darin,  daß  in  entscheidenden  Fragen  alle  mitreden,  wie 
das  am  frühesten  im  tit.  45  de  migrantibus  der  1.  Salica,  später 
aber  in  allen  Formen  des  bäuerlichen  Hofgerichts  zutage  tritt. 
Im  Lauf  der  Zeit  wird  aber  vielfach  wohl  gerade  durch 
Anwendung  des  Großpflugs  daraus  ein  erbliches  Yorrecht 
die  Linie  des  ältesten  erhält  eine  Gewalt  über  die  jüngeren 
Linien,  die  sich  selber  wieder  in  den  Kreis  der  nächsten 
(die  „aett"  des  Geschlechtshaupts)  und  der  ferneren  Gene- 
rationen oder  dafür  —  wohl  später  —  in  die  beiden  Klassen 
der  Besitzer  von  mindestens  ljt  eines  Urhofs  und  der  bloßen 
Hüfner  scheiden  —  eine  Differenzierung,  die  geradeso  den 
Kelten  und  Südslaven  bekannt  ist.  Da  wo  die  einmal 
eingeschlagene  Richtung  zu  Ende  geführt  werden  konnte, 
hat  sich  dann  daraus  einfach  eine  privatrechtliche  Herr- 
schaft des  Führers  über  die  andern  gebildet;  die  Jüngern 
werden  die  Grundholden  des  Altesten  und  bleiben  es  auch, 
nachdem  der  gemeinsame  Anbau  mit  dem  Großpflug  längst 
überwunden  worden  ist.  Andere  Male  hat  man  sich  gegen  die 
allmähliche  Verfestigung  des  Altestenrechts  aufgelehnt,  wie  das 
für  den  Aufstand  der  sächsischen  und  friesischen  Frilinge  und 
Lazzen  von  841  anzunehmen  ist.  "Wesentlichen  Erfolg  hat  in 
Sachsen  diese  Empörung  nicht  gehabt.  Denn  der  sächsische 
Gemeinfreie,  d,  h.  der  Birgeide  und  Pfleghafte  ist  genau  so 
ein  abhängiger  Bauer,  wie  die  Bauern  in  Süddeutschland,  im 
"Westen  und  in  England.  So  geht  die  eine  Hauptform  der 
späteren  Grundherrschaft  auf  die  erstarrte  Sippegewalt  zu- 
rück. Nur  neben  ihr  kommen  die  andern  Elemente  in  Be- 
tracht, nämlich  das  Recht  an  den  unterworfenen  Völkern  und 
unfreien  Leuten  sowie  das  Recht  des  Königs  an  den  Wäldern 
und  "Wüsteneien,   das   dieser  oder   die   von  ihm    beliehenen 

»)  Für  die  Kelten  Vinogradoff  the  growth  of  the  manor  2  S.  22,  31 ; 
für  Slaven  Ewers,  Das  älteste  Recht  der  Russen  S.  84;  Krauss,  Sitte  und 
Brauch  der  Südslaven  S.81  (mit  dem  Übergang  zur  Wahl  des  „Ältesten" 
wie  vermutlich  auch  bei  dem  niederdeutschen  Ältermann :  Fr.  St.  S.80);  für 
die  Ostarier  Joly,  Recht  und  Sitte  S.  77,79,  81,  Leist,  Altarisches  jus  civile  I 
S.  498 ;  für  die  Italogräken  eben  doch  Ilias  XV  204  (der  nordische  adili). 

15* 


228  Ernst  Mayer,  Der  germanische  Uradel. 

Laien  oder  Kirchen  massenhaft  zu  Rodungen  und  zur  Bil- 
dung großer  Güter  nach  Art  dessen,  was  in  der  romanischen 
Wirtschaft  gebräuchlich  war,  benutzen.  Ist  einmal  der  Unter- 
schied zwischen  der  ältesten  Linie  und  den  Nachgebornen 
fest  geworden,  so  wird  sich  sozial  —  lange  bevor  das  zu 
Rechtssätzen  erstarrt  —  der  Brauch  ebenbürtiger  Ehen  durch- 
setzen ;  da  aber  kein  germanisches  Recht  Töchter  und  Cognaten 
vollständig  von  der  Erbfolge  im  Grundbesitz  ausschließt  und 
die  meisten  sie  sogar  den  Brüdern  vorgehen  lassen,  so  muß 
durch  diesen  ständig  wirkenden  Faktor  von  der  Weibs- 
seite her  öfters  ein  weiterer  Stammhof  an  den  agnatischen 
Erben  eines  Stammhofs  gekommen  sein  und  so  eine  wachsende 
Zusammenballung  des  Grundbesitzes  in  wenige  Hände  sich 
vollzogen  haben.  So  hat  der  König  allen  Anlaß,  den  Ade- 
ligen vor  andern  an  sich  zu  binden.  Schon  sehr  früh  ist 
das  durch  einen  besonderen  Treueid  geschehen,  der  noch 
nichts  mit  dem  Gefolgeneid  zu  tun  hat.  Allmählich  aber  ist 
weithin  jeder  Adelige,  der  ja  schon  ähnlich  dem  Gefolgsmann 
gebunden  ist,  unmittelbar  zum  Gefolgsmann  der  Fürsten  und 
Grafen  oder  wenigstens  zu  deren  Dienstmann  geworden.  — 
In  Friesland,  dann  in  Skandinavien  hat  sich  jene  Ver- 
festigung nicht  durchgesetzt.  Dort  mag  vor  allem  die  Ein- 
deichung der  Marschen  in  Betracht  kommen,  welche  die 
Masse  der  Bevölkerung  von  den  alten  Sippenverbänden  loslöst., 
Skandinaviens  Völker  aber  haben  sich  von  der  germanisch- 
keltischen Kulturgemeinschaft  schon  zu  einer  Zeit  abgelöst, 
wo  das  Altestenrecht  in  seiner  Anwendung  auf  das  Land 
noch  jung  und  nicht  erstarrt  und  wo  von  den  nichtskandi- 
navischen Juten  abgesehen,  der  eiserne  Großflug  bei  ihnen 
noch  nicht  recht  gebräuchlich  war.  Immerhin  ist  aber 
auch  in  Friesland  wie  in  Skandinavien  die  Geschlechtsherr- 
schaft und  so  der  Adel  nicht  ganz  erstickt  worden.  Da  die 
friesischen  Adeligen,  die  schwedischen  fraelsaemaen,  die  dä- 
nischen haermaen  existierten,  muß  man  sich  für  Skandinavien 
und  Friesland  4en  Prozeß  so  vorstellen,  daß  es  auch  hier  lokal 
—  vielleicht  von  Dorf  zu  Dorf  wechselnd  —  gelungen  ist,  die 
Geschlechtsherrschaft  festzuhalten  und  in  reine  Grundherrschaft 
zu  verwandeln ;  aber  der  Vorgang  ist  eben  hier  kein  all- 
gemeiner geworden  und  so  kommen  große  Massen  herrenfreier 
'bäuerlicher  Eigentümer  vor. 
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III. 

Eine  „untergegangene"  Bauerschaft.1) 

Von 

Herrn  Oberlehrer  Dr.  phil.  et  rer.  pol.  Josef  Lappe 

in  Lünen  i:  W. 

Die  Bauerschaft  Volxmar,  die  den  Gegenstand  der 
folgenden  Untersuchung  bildet,  liegt  oder  vielmehr  lag  in 
der  östlichen  Ecke  des  ehemaligen  Herzogtums  Westfalen, 
ungefähr  auf  der  Grenze  der  jetzigen  Regierungsbezirke 
Arnsberg  und  Minden,  südwestlich  von  der  Stadt  Geseke, 
und  bildet  heute  nach  der  Neuordnung  der  Gemeindever- 
fassung und  Durchführung  der  Gemeinheitsteilung  einen  Teil 
der  beiden  Dorffluren  Störmede  und  Langeneicke.  Sie  um- 
faßte ursprünglich  etwa  30  Hufen,  deren  Bestandteile  in 
Gemengelage  miteinander  über  die  gesamte  Feldflur  zerstreut 
lagen.2)  Über  die  markgenossenschaftlichen  Beziehungen  der 
älteren  Zeit  ist  nichts  bekannt,  gegen  Ende  des  17.  Jahr- 
hunderts bildete  die  Bauerschaft  zugleich  eine  Markgenossen- 
schaft, wann  aber  die  Zersplitterung  der  größeren  Mark  ein- 
gesetzt und  mit  der  Ausscheidung  dieser  Dorfmark  geendet 
hat,  läßt  sich  ebenfalls  nicht  mehr  feststellen.  So  lag  Volx- 
mar als  eine  verhältnismäßig  große  Siedelung  (30  Hufen!) 
unter  andern  Bauerschaften  im  Gebiete   des  Hellwegs,  der 

*)  Die  Quelle  für  diesen  Aufsatz  bildet  ein  Aktenband  des  Archivs 
der  Stadt  Geseke  (B.VI1):  Der  Bauerschaft  zu  Volxmar  Protoeollutn 
de  Annis  1679—1696.  —  2)  Lappe,  Die  Bauerschaften  der  Stadt  Geseke. 
Breslau  1908.  S.  167.  Anlage  III.  Diese  Siedelung  fiel  also  in  das 
Gebiet  des  Dorfsystems,  obwohl  vielfach  die  Ansicht  vertreten  wird, 
der  Name  „Bauei  schaff  weise  auf  Einzellage  der  Hufen  bez.  Höfe  hin. 
Meister,  Das  Herzogtum  Westfalen  in  der  letzten  Zeit  der  kurkölnischen 
Herrschaft.  Zeitschrift  für  vaterl.  Geschichte  und  Altertumskunde. 
651.  257:  „Die  Bauerschaft  unterschied  sich  von  den  Dörfern  durch 
ihre  Streulage. tt  Dagegen  hat  schon  Maurer,  Geschichte  der  Dorfver- 
fassung. I.  Bd.  S.  100— 101  festgestellt,  daß  „die  Gesamtheit  der  in 
Markgemeinschaft  lebenden  Bauern  eines  Dorfes"  Bauerschaft  hieß. 
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sich  mit  seinen  Dörfern  in  das  Gebiet  des  Einzelhofsystems 
wie  ein  Keil  eindrängt,  bis  der  im  ganzen  1 3.  Jahrhundert 
tobende  Kampf  um  das  Herzogtum  Westfalen  auch  diese 
Bauerschaft  wie  so  viele  Siedelungen  in  diesem  Gebiete  vom 
Erdboden  verschwinden  ließ.1)  In  diesem  Kampfe  war  es 
nämlich  das  Bestreben  der  geistlichen  und  weltlichen  Großen 
des  Landes,  ihr  Gebiet  durch  befestigte  Orte  gegen  die 
Nachbarn  abzuschließen,  und  zu  diesem  Zwecke  wurden 
jedesmal  mehrere  um  die  Burgen  liegende  ländliche  Siede- 
lungen abgebrochen,  in  die  festen  Plätze  verpflanzt  und  diese 
zu  Städten  erhoben.  So  wurden  auch  die  Bewohner  der 
Bauerschaft  Yolxmar  genötigt,  ihre  Häuser  abzubrechen  und 
in  dem  benachbarten  Störmede  wieder  aufzubauen,  das  von 
Albert  von  Störmede,  dem  Marschall  der  Erzbischöfe  von 
Köln,  befestigt  war  und  für  ihn  die  Operationsbasis  gegen 
die  benachbarten,  mit  Köln  verfeindeten  Bischöfe  von  Pader- 
born bildete.2)  Aber  im  Jahre  1277  nahm  Bischof  Otto  von 
Paderborn  die  Burg  und  zerstörte  sie,  und  im  Friedensver- 
trage vom  14.  August  mußte  sich  Albert  verpflichten,  die 
Feste  und  Stadt  Störmede  nicht  wieder  aufzubauen.3)  So 
wurde  die  Entwicklung  dieses  Ortes  freilich  gewaltsam  ge- 
hemmt und  die  Stadt  Störmede  wieder  zu  einem  offenen 
Dorfe  gemacht,  aber  die  eingepflanzten  Bauern  von  Yolxmar 
kehrten  nicht  zu  ihren  früheren  Wohnstätten  zurück,  sondern 
blieben  in  Störmede  4),  und  es  ist  der  Zweck  dieses  Aufsatzes, 


*)  Über  diesen  Kampf  und  die  dadurch  herbeigeführte  Nieder- 
legung von  Dörfern  usw.  vgl.  die  S.  229  Anm.  2  genannten  Bauerschaften 
der  Stadt  Geseke  26  ff.  Die  Darstellung  an  diesem  Orte  muß  der  Natur 
der  Sache  nach  sehr  kurz  gehalten  werden,  so  daß  für  diese  wie  für 
andere  im  folgenden  erwähnten  Vorgänge  auf  die  Ausführungen  in 
dieser  Schrift  verwiesen  sei.  —  *)  Das  „castrum  stormethe"  wird  schon 
1233  Juli  17  erwähnt.  Seibertz,  Urkunden-Buch  des  Herzogtums  West- 
falen Nr.  202.  A.  a.  0.  111  1104  in  der  Anmerkung  erwähnt  Seibertz 
auch  die  Verpflanzung  dieser  Bauerschaft  nach  Störmede.  —  s)  Seibertz, 
Urkunden -Buch  III  1096.  S.  458.  Albert  und  sein  Sohn  versprechen: 
„nunquam  de  cetero  reedificabunt  castrum  et  oppidum  Störmede." 
Über  Albert  von  Störmede  als  Marschall  der  Erzbischöfe  von  Köln 
vgl.  Seibertz,  Landes-  und  Rechtsgeschichte  des  Herzogtums  Westfalen 
III  115.  —  *)  Über  Dörfer,  die  in  andere  benachbarte  Dörfer,  nicht 
Städte  verpflanzt  sind,  vgl.  Seibertz  a.  a.  0.  III  1544. 
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die  Folgen  dieser  Einpflanzung  auf  die  Bauerschaftsverfassung 
an  der  Hand  dieses  Einzelfalles  allgemein  darzulegen.  Da- 
neben aber  hat  er  noch  das  andere  Ziel  im  Auge,  von  hier 
aus  Verständnis  für  die  gleichen  Erscheinungen  bei  den 
Städten  zu  gewinnen,  um  so  die  Frage  nach  dem  Ursprünge 
und  Wesen  der  Sondergemeinden  in  den  deutschen  Städten 
ihrer  Lösung  näher  zu  bringen,  so  daß  diese  scheinbar  rein 
lokalgeschichtliche  Abhandlung  auf  das  Interesse  weiterer 
Kreise  Anspruch  machen  darf. 


Solche  untergegangene  Siedelungen  wie  die  Bauerschaft 
Volxmar  hat  es  wohl  überall  gegeben 1),  und  die  landläufige 
Vorstellung  geht  dahin,  daß  sie  vollständig  verschwunden 
seien:  Ihre  Fluren  wären  wüst  geworden  oder  mit  Wald 
bedeckt,  und  von  der  früheren  Siedelung  wäre  keine  Spur 
mehr  zu  finden.  Aber  schon  Landau  hat  darauf  hingewiesen, 
wie  irrig  diese  Auffassung  ist,  und  betont,  daß  in  Wahrheit 
nur  wenige  abgebrochene  Dörfer  „zu  wüstem  Rechte  ver- 
fallen wären" 2),  und  wie  schon  einleitend  bemerkt  wurde,  ist 
es  auch  der  Zweck  des  folgenden  Aufsatzes,  die  Richtigkeit 
dieser  These  zu  beweisen.  Zunächst  blieb  auch  nach  der 
Einpflanzung  der  Bauerschaft  Volxmar  in  Störmede  die 
Größe  der  Hufen  unverändert,  weil  diese  eine  geschlossene 
Einheit  bildeten  und  einzelne  Teile  davon  nicht  zersplittert 
werden  durften.  Wo  dies  trotzdem  eingetreten  war,  hatten 
die  Besitzer,  Bauern  wie  Gutsherrn,  nicht  nur  das  Recht, 
sondern  auch  die  Pflicht  der  Rekonsolidation 3),  und  die  ge- 
samte Bauerschaft  war,  wie  weiter  unten  gezeigt  wird,  ver- 

*)  Für-  die  Gegend,  von  der  hier  die  Rede  ist,  sind  die  Namen  der 
untergegangenen  Siedelungen  zusammengestellt  in  einem  stattlichen 
Bande  von  Conrad  Mertens,  Vocabula  medii  aevi  locorura  necnon  vil- 
larum  desolatarum ,  quae  in  principatu  Paderbornensi  et  circumvicinis 
regionibus  sita  sunt,  collecta  (Archiv  des  Altertums  Vereins  zu  Pader- 
born. Cod.  247),  in  Hessen  von  Landau,  Historisch-topographische  Be- 
schreibung der  wüsten  Ortschaften  im  Kurfürstentum  Hessen  usw. 
Kassel  1858.  —  2)  Landau  a.  a.  0.  391.  —  3)  Scotti,  Churkölnische  Ge- 
setze und  Verordnungen.  Nr.  349.  1722  Aug.  13.  Schon  im  Jahre  1663 
wird  die  Zersplitterung  der  Güter  verboten,  und  1766  Mai  9  (a.a.O. 
Nr.  615)  wird  dieses  Verbot  wiederholt  und  die  Pflicht  der  Rekonaoli- 
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pflichtet,  dem  Hufenbesitzer  bei  der  Aufsuchung  der  zu  seinem 
Gute  gehörenden ,  in  der  Rolle  verzeichneten  Parzellen  be- 
hilflich zu  sein  und  so  zur  Erhaltung  der  Geschlossenheit  der 
Hufen  mitzuwirken.  Freilich  gab  es  auch  in  Volxmar  halbe 
Hufen,  sogenannte  „Teilgüter",  aber  dadurch  wurde  der 
Charakter  der  Hufe  nicht  berührt.  Denn  die  damit  ver- 
bundenen Befugnisse  und  Lasten  ruhten  abwechselnd  bald 
auf  der  einen  Hälfte,  bal^  auf  der  andern,  und  zwar  jedes- 
mal auf  Lebenszeit  des  Besitzers  je  einer  Hälfte,  so  daß 
dadurch  eine  Zersplitterung  und  damit  eine  Vermehrung  der 
Genossenrechte  verhindert  wurde.  Solange  nämlich  die  eine 
Hälfte  berechtigt  war  und  sozusagen  das  ganze  Gut  vertrat, 
war  die  andere  Hälfte  gleicher  Art  wie  die  auch  sonst 
noch  sich  findenden  Ackerstücke,  die  nicht  Hufenland  waren. 
Somit  blieben  also ,  was  noch  einmal  betont  sei ,  trotz  der 
Verpflanzung  der  Bauerschaft  Volxmar  die  in  ihrer  Feldmark 
liegenden  Hufen  in  ihrer  Größe  und  Zahl  unverändert,  und 
alle  Rechte  und  Pflichten  waren  auch  später  ganz  wie 
vorher  mit  denselben  Gütern  verbunden,  und  da  in  Wahr- 
heit diese  die  Träger  der  Rechte  und  Pflichten  und  die  Be- 
sitzer ihre  Inhaber  waren,  trat  in  dieser  Hinsicht  nicht  die 
geringste  Veränderung  ein. 

Auch  die  Eigentumsrechte  an  den  Hufen  blieben  die 
gleichen  wie  früher.  Es  gab  in  Volxmar  „Erbgüter",  die  zu 
erblichem  Eigentume,  und  „Meiergüter",  die  zu  abgeleitetem 
Rechte  besessen  wurden.  Die  •  Besitzer  der  ersten  hießen 
„Erbherren"  oder  „Herren  Erben" x),  die  der  letzten  dagegen 


dation  eingeschärft  wegen  des  darauf  haftenden  Schatzungs-Quantums. 
Vgl.  auch  Sommer,  Von  deutscher  Verfassung  ....  im  Herzogtum  West- 
falen.   Münster  1819.    S.  46. 

*)  Die  „Herren  Erben"  oder  „Erbherren"  sind  wohl  zu  unter- 
scheiden von  den  Gutsherren.  Denn  die  ersten  benutzten  das  Gut 
selbst,  während  die  letzten  nur  das  Obereigentum  daran  besaßen  und 
es  zur  Bewirtschaftung  dem  Meier  überließen.  Die  Herren  Erben 
waren  daher  wirkliche  Mitglieder  der  Bauergemeinde,  die  Gutsherren 
dagegen  nicht.  Bauerschaftsbuch  99.  1693.  Zum  Verständnis  dieser 
und  der  folgenden  Anmerkungen  sei  bemerkt,  daß  aus  dem  Protokoll- 
Buch  der  Bauerschaft  Volxmar  nur  Seite  (99)  und  Jahreszahl  (1693) 
angegeben  werden,  wenn  eine  wörtliche  Anführung  aus  dem  Buche  nur 
das  im  Text  Gesagte  wiederholen  würde. 


Eine  „ untergegangene"  Bauerschaft.  233 

„Bauern"  oder  „Heuerlinge".  Dieser  Charakter  war  den 
Hufen  freilich  nicht  unverlierbar  aufgeprägt,  sondern  ein 
Meiergut  konnte  Erbgut  werden,  wenn  es  der  Dominus 
directus  in  eigene  Bewirtschaftung  nahm,  und  umgekehrt  ein 
Erbgut  wieder  ein  Meiergut,  wenn  der  Besitzer  es  an  einen 
Heuerling  vermeierte.1)  Auf  die  Bauerschaftsverfassung 
selbst  war  dies  jedoch  ohne  Einfluß,  da  in  dieser  Hinsicht 
das  Gut  (Hufe)  nur  als  solches  ohne  Rücksicht  auf  die  Art 
des  Besitzrechtes  in  Betracht  kam.2) 

Eine  äußerliche  Veränderung  wurde  jedoch  durch  die 
Einpflanzung  insofern  herbeigeführt,  als  die  Wirtschafts-  und 
Wohngebäude  nicht  mehr  in  der  Feldmark,  sondern  außer- 
halb in  einer  andern  Gemeinde  lagen  und  die  Äcker  von 
hier  aus  bestellt  wurden.  Anfangs  wohnten  die  Besitzer 
natürlich  in  Störmede,  wohin  sie  gezogen  waren,  im  Laufe 
der  Zeit  aber  wurden  einzelne  Höfe  wüst,  und  die  damit 
verbunden  gewesenen  „pfleglosen  Hufen"  (mansi  absi)3)  wur- 
den mit  andern  Höfen  verbunden,  und  zwar  nicht  nur  mit 
den  in  Störmede,  sondern  auch  mit  den  in  andern  Dörfern 
(Langeneicke ,  Eickhoff)  gelegenen,  wieder  andere  wurden 
von  den  Gutsherren  (Ehrin gerfeld,  Schwarzenraben,  Stör- 
mede) zu  Eigenwirtschaft  eingezogen,  und  selbst  Bürger  der 
benachbarten  Stadt  Geseke  erwarben  Volxmar -Güter.*) 
Diese  Bauernhöfe  und  Guts  wirtschaften,  mit  denen  die  Hufen 
von  Volxmar  verbunden  waren,  besaßen  selbstverständlich 
auch  noch  andere  Güter  (Hufen),  die  nicht  nur  in  andern 
Gemeinden  lagen,  sondern  auch  zu  verschiedenem  Rechte 
und  ebenso  von  verschiedenen  Gutsherren,  wenn  sie  Meier- 
güter waren,   besessen  wurden5),  so   daß  die   Besitzer  der 

>)  Bauerschaftsbuch  82.  1691.  —  2)  a,  a.  0.  11.  1681  Januar  29. 
Maurer,  Geschichte  der  Dorfverfassung  I  127.  —  *)  Schröder,  Rechts- 
geschichte 425.  —  *)  Nach  dem  Volxmar -Bauerschaftsbuche  aus  ver- 
schiedenen Jahren  und  an  verschiedenen  Stellen.  —  6)  a.  a.  0.  107> 
1694.  Ein  neuer  Bauerschaftsgenosse  sagt,  daß  zu  seinem  Hofe  .ver- 
schiedene Länder"  gehörten,  so  daß  er  erst  feststellen  müßte,  von 
welchem  damit  verbundenen  Gute  er  Bauer  werden  müßte.  An  der- 
selben Stelle  heißt  es  von  einem  andern  Hofe,  daß  davon  „verschiede- 
ner Herren  Länder  gebraucht  werden".  A.  a.  0.  103.  1693  wird  er 
-wähnt,  daß  ein  Hof  in  Störmede  wüst  geworden  ist.  Daher  soll  ein  dazu 
gehörendes  Volxmar-Gut  mit  einem  andern  Hof  im  benachbarten  Dorfe 
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Volxmar-Hufen  in  verschiedenen  Orten  verhältnismäßig  weit 
auseinander  wohnten,  alle  natürlich  außerhalb  der  Feldmark 
dieser  Bauerschaft,  und  sich  aus  ganz  verschiedenen  Bevölke- 
rungsklassen (Adel,  Bürger,  Bauer)  zusammensetzten.  Aber 
hierdurch  trat  keine  Verwirrung  oder  gar  Zersetzung  der 
Hufen-  und  damit  der  Bauerschaftsverfassung  ein.  Denn 
wie  es  für  den  Charakter  der  Hufe  ohne  Einfluß  war,  ob 
sie  zu  erblichem  oder  abgeleitetem  Rechte  besessen  wurde, 
und  ebenso  ob  der  Besitzer  adlig,  frei  oder  hörig  war,  und 
wie  durch  die  wirtschaftliche  Teilung  einer  Hufe  ihre  recht- 
liche Einheit  nicht  verwischt  wurde,  so  blieben  auch  die 
Hufen  als  die  Träger  des  Genossenschaftsrechtes  gänzlich 
davon  unberührt,  wo  ihre  Besitzer  wohnten,  d.  h.  von  wo 
aus  sie  bestellt  wurden.  Denn  als  die  Bewohner  der  Bauer- 
schaft Yolxmar  nach  Störmede  zogen,  brachen  sie  zwar  ihre 
Häuser  ab  und  errichteten  sich  Wohn-  und  Wirtschafts- 
gebäude in  der  neuen  Heimat,  aber  diese  bildeten  durchaus 
keinen  integrierenden  Bestandteil  der  Hufe.  Wohl  wird 
unter  dem  Zubehör  gewöhnlich  Haus  und  Hof  an  erster 
Steile  genannt,  aber  nicht  die  Gebäude  kommen  hierbei  in 
Betracht,  sondern  der  Grund  und  Boden,  auf  dem  sie  stehen x), 
und  dieser  bildete  auch  nach  der  Einpflanzung  einen  Teil  der 
Hufe,  von  jetzt  ab  freilich  als  Ackerland  benutzt.  So  ergibt 
sich  denn  das  paradoxe  Resultat:  Gerade  die  Verpflanzung 
der  Bauerschaft  in  die  benachbarte  Festung  hat  zur  Folge 
gehabt,  daß  die  Hufe  und  die  darauf  basierte  Bauerschafts- 
verfassung rein  und  unverfälscht  erhalten  blieb.  Denn  wäh- 
rend sonst  in  den  Dörfern  vielfach  „die  Hofstätte  allein 
Trägerin  des  Genossenrechtes  wurde"2)  und  die  neben  den 
Hufenbesitzern  allmählich  aufkommenden  Kötter  und  Ein- 
lieger  usw.  allmählich  zu  einer  Änderung  oder  gar  Spren- 
gung der  alten  Gemeindeverfassung  führten,  setzte  sich  die 
Bauerschaft  Volxmar  ganz  wie  früher  aus  den  an  Zahl  und 

Langeneicke  so  lange  verbunden  werden,  bis  der  wüste  Hof  in  Stör- 
mede wieder  „mit  einem  vermögenden  Meier"  besetzt  ist.  Der  Hof  hieß 
Stätte  und  wurde  nach  dem  Besitzer  genannt  wie  „Eggerts  stedde" 
(16.  1682),  „Hampen  stedde"  (19.  1682),  „Maß  stedde"  (88.  1692)  usw. 
*)  Maurer.  Dorfverfassung  I  30.  122.  —  l)  Gierke,  Genossen- 
schaftsrecht I  601. 
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Größe  unverändert  gebliebenen  Hufen  zusammen  >  und  da 
ausschließlich  auf  den  Hufen  die  Bauerschaftsverfassung  be- 
ruhte, war  es  durchaus  ohne  Einfluß,  wer  die  Besitzer  waren 
und  wo  sie  wohnten,  ob  innerhalb  oder  außerhalb  der  Dorf- 
mark, mit  andern  Worten :  es  war  gleichgültig,  ob  die  Wohn- 
und  Wirtschaftsgebäude  auf  dem  früheren  Dorfplatze  stehen 
blieben  oder  abgebrochen  und  in  einem  Nachbarorte  (Dorf 
oder  Stadt)  wieder  aufgebaut  wurden. 

So  war  mit  jeder  Hufe  je  ein  Bauerschaftsrecht  ver- 
bunden („anklebig",  es  „klebte  ihr  an"),  und  die  Besitzer 
der  Hufen  waren  die  Bauerschaftsgenossen.  Wer  mehrere  der 
so  qualifizierten  Güter  besaß,  war  natürlich  entsprechend  oft 
berechtigt,  und  umgekehrt  trat  durch  Teilung  der  Hufen 
keine  Vermehrung  der  Bauerschaftsrechte  ein,  sondern  die 
einzelnen  Teile  zusammen  bildeten  genau  wie  vorher  eine 
rechtliche  Einheit,  indem  abwechselnd  je  ein  Besitzer  eines 
„Teilgutes"  auf  Lebenszeit  Genosse  war  und  alle  mit  einer 
Hufe  verbundenen  Befugnisse  und  Lasten  trug.  Wer  in  den 
Besitz  einer  Hufe  kam,  mußte  sich  bei  der  nächsten  Zu- 
sammenkunft aller  Genossen,  dem  Bauergerichte,  melden, 
wenn  er  es  versäumte,  wurde  er-  von  der  Bauerschaft  auf- 
gefordert, um  Aufnahme  nachzusuchen.1)  Der  Bewerber 
mußte  zunächst  den  Nachweis  führen,  von  welchem  Gute  er 
Genosse  werden  wollte,  sodann  eidlich  versprechen,  „auf 
Gebot  und  Verbot  des  Holzgrafen  zu  parieren,  sich  ehrbar 
und  fromm  zu  verhalten,  sich  mit  Bauerrecht  vergnügen  zu 
lassen,  und  da  ihm  einige  vorfallende  Gebrechen  in  der 
Volxmar- Bauerschaft  vorkommen  möchten,  einem  zeitigen 
Holzgrafen  zu  denuntiieren",  dafür  zwei  Bürgen  aus  der 
Bauerschaft  stellen  und  schließlich  das  Aufnahmegeld,  die 
sogenannten  „Einkrönungsjura"  bezahlen.2)  Wenn  der  Be- 
sitzer einer  Hufe  kein  Genosse  werden  konnte,  wie  Frauen, 


*)  Da  das  Bauerrecht  zu  Volxmar  nur  wenig  einbrachte,  jedoch 
Pflichten  und  Lasten  wie  auch  sonst  auferlegte,  bestand  bei  den  Be- 
sitzern der  Hufen  nur  wenig  Neigung,  Bauerschaftsgenosse  zu  werden, 
so  daß  einige  wiederholt  aufgefordert  werden  mußten,  sich  zur  Auf- 
nahme zu  melden  und  „sich  zu  neuen  Bauern  zu  sistieren".  z.  B. 
45.  1687;  46.  1688  usw.  —  4)  Bauerschaftsbuch  7.  1680;  30.  168*3.  Die 
Zitate  im  Text  sind  etwas  modernisiert. 
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Unniüudige,  Körperschaften,  auch  Adlige  usw.,  mußte  ein 
Vertreter,  der  sogenannte  „  Gangenosse  u  (=  Mitgenosse), 
gestellt  werden,  der  die  Hufe  in  der  Bauerschaft  vertrat  und 
alle  Hechte  und  Pflichten  wie  sonst  die  Genossen  auf  sich 
nahm.1) 

An  der  Spitze  der  Bauerschaft  stand  der  Holzgraf, 
der  von  den  Genossen  aus  ihrer  Mitte  auf  unbestimmte  Zeit 
gewählt  wurde.  Er  hatte  den  Vorsitz  im  Bauergericht, 
führte  das  Protokoll  über  alle  Bauerschaftssachen  und  er- 
ledigte die  tagtäglichen  Angelegenheiten,  war  aber  sonst  an 
die  Weisungen  aller  Genossen  gebunden.  Ihm  zur  Seite 
stand  als  Kassierer  der  Vormund,  der  die  Einkrönungsjura, 
Strafgelder,  Einkünfte  aus  bauerschaftlichen  Gründen  usw. 
einzog  und  die  bescheidenen  Auslagen  bestritt.  Jährlich 
einmal,  meist  nach  dem  Jahresgerichte,  mußte  er  alle  Ge- 
nossen von  den  übriggebliebenen  Einkünften  bewirten.  Bei 
dieser  Gelegenheit  („Bauernzech"  oder  „Bauernzehr")  wurde 
für  das  folgende  Jahr  ein  neuer  Vormund  gewählt,  indem 
jedem  Mitgliede  der  Reihe  nach  „der  Kranz  zugekehrt" 
wurde '"),  und  zwar  abwechselnd  einem  Erbherrn  und  Heuer- 
ling.3) Für  die  niederen  Dienstleistungen  wurde  gegen  ver- 
hältnismäßig bescheidene  Einnahmen  verschiedener  Art  der 
Bauerknecht  gewählt.  Er  führte  die  Aufsicht  über  die 
Feldmark,  zeigte  Flurdelikte  an,  war  bei  Besichtigungen  als 
Diener  zugegen,  zitierte  erforderlichenfalls  Genossen  und 
Fremde  usw.  Bei  besonderen  Anlässen  wurden  auch  ein- 
zelne Deputierte  für  diesen  besonderen  Zweck  von  den 
Genossen  aus  ihrer  Mitte  gewählt  oder  vom  Holzgrafen  er- 
nannt, wo  die  Zusammenkunft  der  gesamten  Bauerschaft 
nicht  erforderlich  war,  besonders  zu  Besichtigung  von  Feld- 
schäden usw. 

Wie  die  Grundlage  und  Organisation,  so  blieb  auch  der 


*)  Die  drei  adligen  Häuser  zu  Störmede,  Ehringerfeld  und 
Schwarzenraben  waren  durch  ihre  Beamten  vertreten;  Besitzer,  die 
allzuweit  wohnten  und  daher  ihren  Pflichten  nicht  gut  nachkommen 
konnten,  stellten  ebenfalls  einen  „Gangenossen",  z.  B.  ein  Bürger  von 
Lippstadt  einen  Bürger  von  Geseke  22.  1682.  —  2)  z.  B.  22.  1682; 
82.  1691;  102.  1693.  —  8)  A.  a.  0.  82.  1691.  Das  Bauernzehr  muß  der 
Reihe  nach  von  den  „Erben  und  Bauern  per  vices  gehalten  werden". 
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Wirkungskreis  der  Bauerschaft  unverändert,  obwohl  die  in 
ihrer  Dorfmark  stehenden  Wohn-  und  Wirtschaftsgebäude 
abgebrochen  und  die  Bewohner  in  die  benachbarte  Festung 
gezogen  waren,  oder  für  die  folgenden  Jahrhunderte  ge- 
sprochen: obwohl  die  Völxmar- Hufen  von  Bewohnern  be- 
nachbarter Ortschaften  besessen  und  von  hier  aus  bewirt- 
schaftet wurden.  Ihre  Befugnisse  waren  genau  wie  bei  den 
noch  bestehenden  Siedelungen  doppelter  Natur,  positiver  und 
negativer.  In  der  ersten  Beziehung  hatte  sie  die  niederen 
Aufgaben  der  Landeskultur  usw.  wie  Unterhaltung  der  Wege 
und  Flußläufe  zu  erledigen,  in  der  zweiten  übte  sie  das 
Bauergericht  aus.  Um  sich  sofort  davon  zu  überzeugen,  daß 
auch  auf  diesem  Gebiete  durch  die  Abwanderung  keine  Ände- 
rung eingetreten  ist,  braucht  man  nur  einmal  zu  vernehmen, 
was  auf  Anfrage  des  Holzgrafen  nach  Aussage  des  Umstandes 
zur  Kompetenz  des  Volxmar- Bauergerichts  gehörte.1)  Um 
jedoch  noch  ausführlicher  darauf  einzugehen  und  jeden  Zweifel 
zu  beseitigen,  seien  alle  Delikte  summarisch  erwähnt,  die 
nach  den  Protokollen  des  Bauerbuches  von  der  Bauerschaft 
bestraft  wurden. 

Die  häufigste,  fast  auf  jeder  Seite  des  Bauerschafts- 
buches wiederkehrende  Klage  betraf  das  Abpflügen,  das  bei 
der  Gemengelage  und  zum  Teil  winzigen  Größe  der  Parzellen 


l)  Bauerschaftsbuch  34.  1684.  Zwei  Mitglieder  beim  Gericht 
„wegen  der  alten  Gerechtigkeit  befragt,  geantwortet,  daß  Scheltworte, 
Diebstähle,  nachfurchen,  abpflügen  in  diesem  Bauergerichte  nachgesucht 
und  bestraft  werden"  110.  1694.  Der  Älteste  aus  der  Bauerschaft 
gibt  auf  Anfrage  des  Holzgrafen  an:  „das  ab-  und  nachfuhren, 
schlegerei,  Diebstahl  und  Schaden",  und  an  anderer  Stelle:  „Abpflügen, 
nachfuhren,  Veldschaden,  Scheltworte,  Dieberei,  so  in  diesem  Bauer- 
schaftdistrictu  vorfallen".  Nach  dem  Jurisdiktionsrezeß  zwischen  Kur- 
fürst Salentin  von  Köln  und  dem  Herrn  von  Horde  zu  Störmede  vom 
Jahre  1577  gehörten  in  den  der  Bauerschaft  Volxmar  benachbarten 
Dörfern  Störmede,  Langeneicke,  Ehringhausen  usw.  „zur  Bauerweisung 
die  Mängel,  die  sich  daselbst  zwischen  den  Bauern  mit  zu  nahe 
pflügen,  graben,  zünen,  potten,  beschädigen  mit  dem  Vieh  und  ge- 
meinen oder  schlechten  Scheltworten  zutragen".  (Seibertz,  Urkunden- 
Buch  III  1029.  S.  261  ff.)  Vergleicht  man  die  Angaben  in  der  Bechts- 
weisung  des  Bauergerichts  und  in  diesem  Jurisdiktionsrezeß,  so  ergibt 
sich  inhaltlich  keine  Verschiedenheit.  Auch  die  in  der  allgemeinen 
Literatur  angegebene  Kompetenz  der  Bauergerichte  deckt  sich  mit  der 
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unausbleiblich  war,  ohne  daß  deshalb  bösartige  Absicht  hätte 
nachgesagt  werden  können,  zumal  die  einzelnen  Ackerstücke 
noch  nicht  durch  Schnadsteine  abgegrenzt  waren.  Ungefähr 
gleicher  Art  war  das  Nachfurchen  oder  Umfurchen,  das  darin 
bestand,  daß  der  Ackerer,  wenn  ein  Stück  bestellt  war,  noch 
einmal  mit  dem  Pflug  darumzog  —  es  umfurchte  oder  nach- 
furchte — ,  um  so  vom  Nachbarstücke  eine  Furche  zu  seinem 
Lande  zu  ziehen.  Verboten  waren  ferner  die  Überfahrten 
über  fremde  Äcker  außer  der  Zeit  der  Bestellung  und  Ernte, 
da  die  Gemengelage  und  der  Flurzwang  in  dieser  Zeit  auch 
hier  die  Überfahrt  über  benachbarte  Grundstücke  bedingte. 
Ebenco  begegnen  wiederholt  Klagen  über  Felddiebstahl,  be- 
sonders während  der  Ernte,  indem  bei  der  Einfahrt  von 
fremden  Ländern  leicht  mehrere  Garben  aufgeladen  werden 
konnten,  weiter  der  Zehntherren  und  -knechte  über  Zehnt- 
hinterziehungen, indem  die  zehnte  Garbe,  die  auf  den  ab- 
geernteten Grundstücken  liegen  bleiben  mußte,  zu  gering 
gebunden  wurde1),  desgleichen  über  unberechtigtes  Weiden 
auf  den  Saatäckern  und  Getreidefeldern2)  usw.  Auch  Strei- 
tigkeiten über  Grundbesitz  mußten  zunächst  bei  der  Bauer- 
schaft vorgebracht  werden.  Sobald  eine  solche  Klage  einlief, 
wurde  dem  gegenwärtigen  Inhaber  des  strittigen  Grundstücks 
befohlen,  sich  der  ferneren  Nutznießung  zu  enthalten  und 
die  vorhandenen  Feldfrüchte  stehen  zu  lassen.  Der  Beklagte 
wurde  dann  aufgefordert,  den  Nachweis  zu  führen,  wie  er 
in  den  Besitz  des  Grundstückes   gekommen   sei,    und   dem 

obigen  Rechtsweisung.  Schröder,  Rechtsgeschichte  425.  603.  606. 
Philippi,  Westfälische  Landrechte.  I.  Landrechte  des  Münsterlandes. 
Münster  1907.  XXVII.  XXXII.  Klöntrup,  Alphabetisches  Handbuch 
I  117.  Seibertz,  Landes-  und  Rechtsgeschichte  des  Herzogtums  West- 
falen III  363.  388.  541. 

*)  Bauerbuch  21.  1682.  Der  Zehntpächter  klagt,  daß  ihm  der 
Zehnte  verkürzt  sei,  weil  „in  den  liegen  gebliebenen  Zehntschoffen 
(=  garben)  merklich  so  viel  nicht  befindlich  als  in  den  übrigen,  so  in 
den  Haufen  gestanden  und  weggeführt".  A.  a.  0.  29.  1683.  Klage 
„wegen  der  gering  gebundenen  Zehntschoffe".  —  *)  Zur  Verhütung 
und  Bestrafung  dieses  Frevels  war  im  Bauerschaftsgebiete  (a.  a.  0.  13. 
1681)  „ein  Schütter  constituiert,  auf  das  Hüten  mit  dem  Vieh  Aufsicht 
zu  tun,  und  was  vorfällt,  gebührend  zu  denunzieren  und  darab  sein 
Schüttegeld  zu  fordern". 
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Kläger  andererseits  wurde  aufgegeben,  durch  Zeugen  oder 
Kaufbriefe  darzutun,  daß  das  beanspruchte  Grundstück  ihm 
zustehe.1)  Aber  nicht  nur  diese  ausgesprochenen  Feldfrevel 
und  Klagen  um  Liegenschaften,  sondern  auch  Vergehen  per- 
sönlicher Art  wie  Scheltworte  und  trockene  Schläge,  soweit 
sie  in  der  Bauerschaft  vorgefallen  waren,  wurden  gebrüchtet, 
obwohl  sie  sonst  vor  andere  Gerichte  gehörten.2)  Diese  Ge- 
richtsbarkeit der  Bauerschaft  erstreckte  sich  räumlich  über 
das  Bauerschaftsgebiet  und  persönlich  über  alle  Genossen, 
sowie  auch  über  alle  Fremden,  die  sich  am  Bauerschafts- 
rechte in  der  angegebenen  Weise  vergingen.  Erst  wenn 
diese  sich  dem  Urteile  der  Bauerschaft  widersetzten,  wurde 
die  Hilfe  anderer  Gerichte  angerufen. 

Die  Vergehen  der  oben  beschriebenen  Art  wurden  ent- 
weder von  den  Geschädigten  selbst  oder  von  den  Bauer- 
schaftsgenossen auf  Grund  ihres  Eides  bei  der  Aufnahme 
oder  von  dem  Bauerknecht3)  von  Amts  wegen  angezeigt. 
Die  Anzeigen  mußten  beim  Holzgrafen  angebracht  werden, 
der  sie  sofort  zu  Protokoll  nahm  und  die  weitere  Unter- 
suchung leitete.  Sobald  eine  Klage  einlief,  wurde  der  An- 
geklagte durch  den  Bauerknecht  zum  Holzgrafen  „auf  einen 
bestimmten  Tag  citiert".4)  Wenn  er  eingestand,  wurde  er 
bei  den  häufig  wiederkehrenden  Vergehen  geringerer  Art  wie 
Abpflügen  usw.  vom  Holzgrafen  sofort  „in  eine  Strafe  decla- 
riertu,  wobei  es  ihm  freistand,  zu  „accordieren",  d.  h.  auf 
eine  niedrigere  Strafe  durch  Bitte  und  Fürsprache  anzu- 
halten, wenn  er  jedoch  die  Klage  bestritt,  mußte  der  Beweis 


')  Solche  Prozesse  um  Grundbesitz  finden  sich  a.  a.  0.  65  ff.  1691; 
109.  1694.  —  *)  A.  a.  0.  30.  1683.  Jemand  hat  bei  der  Überfahrt  über 
ein  fremdes  Grundstück  den  Besitzer,  der  es  hindern  wollte,  mit  der 
Forke  geschlagen.  Daher  hat  auf  die  Klage  des  Beleidigten  „die 
ganze  Bauerschaft  darüber  votiert  und  strafbar  erkannt"  2.  1679. 
Beim  Bauerzehr  hat  ein  Mitglied  einem  Genossen  unwahre  Vorwürfe 
gemacht  und  ist  daher  „auf  unwahres  Angeben  mulctiert"  12.  1681. 
Ein  anderer  wird  „wegen  des  in  der  Bauerschaft  angefangenen  Tumults 
wie  auch  dabei  vorgefallener  Scheltworte"  bestraft.  Über  diese  Kom- 
petenz der  Markengerichte  vgl.  Gierke,  Genossenschaftsrecht  I  222.  — 
*)  Bauerschaftsbuch  116.  1695.  Dem  Knechte  wird  aufgegeben,  auf 
Flurfrevel  „Achtung  zu  haben  und  ein  Pfand  zur  Bestrafung  zu 
nehmen".  —  *)  A.a.O.  10.  1681;    104.  1693. 
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geführt  werden.  Zu  diesem  Zwecke  wurden  zwei  oder 
mehrere  Mitglieder  aus  der  Bauerschaft  durch  den  Holz- 
grafen aufgefordert,  an  Ort  und  Stelle  mit  dem  Bauerknecht 
den  Augenschein  einzunehmen,  meist  in  Gegenwart  des 
Klägers  und  des  Angeklagten,  zuweilen  auch,  z.  B.  bei  Ab- 
pflügen,  der  weiteren  Grenznachbarn,  und  persönlich  oder 
durch  den  Bauerkuecht  über  das  Resultat  sofort  oder  an 
einem  der  folgenden  Tage  „ad  protokollum  zu  referieren", 
d.  h.  dem  Holzgrafen  Nachricht  zu  geben.  Wenn  sich  der 
Angeklagte  hiermit  nicht  zufrieden  geben  wollte,  wurde  „der 
Augenschein  auf  seine  Kosten  nochmals  genommen"  und 
darauf  das  Urteil  gefällt.  Wie  schon  angedeutet  ist,  wurden 
die  gewöhnlichen  Vergehen,  die  eine  feststehende  Strafe  zur 
Folge  hatten,  zumal  mitten  im  Jahr  von  dem  Holzgrafen 
allein  gebrüchtet,  wenn  jedoch  die  Zeit  des  Bauergerichtes 
nahte,  wurden  sie  und  die  schwereren  überhaupt  „bis  zum 
nächst  bevorstehenden  Gerichte  verschoben  und  alsdann  vor- 
genommen".1) 

Dieses  Bauergericht  wurde  jährlich  gewöhnlich  einmal 
unter  der  Yolxmar-Linde  am  Volxmar-Paut  (Teich),  wo  vor 
Zeiten  das  Dorf  gestanden  hatte,  gehalten.2)  Den  Vorsitz 
führte  der  Holzgraf3),  der  auch  das  Protokoll  führte,  als 
Gerichtsdiener  fungierte  der  Bauerknecht,  und  die  Bauer- 
schaftsgenossen bildeten  den  Umstand.  Die  Verhandlung 
spielte  sich  hier  in  den  gleichen  Formen  ab  wie  auch  sonst 
bei  den  Gerichten  dieser  Art.  Zu  Beginn  fragte  der  Vor- 
sitzende gewöhnlich  die  Ältesten  aus  der  Bauerschaft,  „ob 
das  Gericht  zu  rechter  Zeit  wohl  gehegt  und  gespannen  sei 
und  was  darzu  von  alters  gehörig"  4),  worauf  einer  antwortete, 

>)  A.  a.  0.  70.  1691  Juli  1.  —  *)  Der  Gerichtstermin  schwankt 
nach  den  Angaben  im  Bauerschaftsbuche  (1680—1696)  zwischen  Juni 
und  November.  Gewöhnlich  fand  in  jedem  Jahre  nur  ein  Gericht  statt, 
in  besonderen  Fällen  jedoch,  besonders  wenn  viele  Klagen  eingelaufen 
waren,  wurde  noch  ein  außerordentliches  Gericht  („Notding")  gehalten, 
1688  und  1696  sogar  drei  Gerichte.  —  *)  Wenn  eine  Sache  den  Holz- 
grafen selbst  betraf,  legte  er  den  Vorsitz  nieder  und  ernannte  den 
Ältesten  aus  dem  Umstände  für  die  Zeit  dieser  Verhandlung  zum  Stell- 
vertreter. Bauerbuch  68.  .1691.  —  *)  A.  a.  0.  62.  1691.  Ebenso  fragt 
99.  1683  der  Holzgraf:  „ob  das  Gericht  gehörig  bespannen  und  um 
diese  Zeit  könne  geheget  werden  und  was  für  Gerechtigkeit  hierhin  zu 
bestrafen". 
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daß  „wohl  gewöhnlich  dieses  Gericht  geheget  sei  und  das 
Abpflügen  und  Nachfurchen,  Schlägerei,  Diebstahl  und 
Schaden  zu  bestrafen"  seien.1)  Wer  sonst  noch  vor  Gericht 
erschien,  ohne  Genosse  zu  sein,  mußte  abseits  stehen  und 
durfte  erst  auftreten  und  seine  Sache  vorbringen,  wenn  er 
dazu  aufgefordert  wurde.  Der  Holzgraf  war  auch  hier  nur 
Frager  des  Rechtes,  Rechtsweisung  und  Urteilsfindung  lagen 
beim  Umstände.2)  Während  der  Verhandlung  herrschte  der 
Gerichtsfriede,  wer  sich  daher  eine  Ungebührlichkeit  zu- 
schulden kommen  ließ,  wurde  bestraft.3)  Nach  Feststellung 
der  Anwesenden  und  Aufnahme  neuer  Mitglieder  wurden 
die  Klagen  abgehört  und  untersucht  und  die  Schuldigen 
bestraft. 

Zu  diesem  Zwecke  wurde  einige  Zeit  vorher  von  der 
Kanzel  zu  Störmede  jeder  zu  dem  Gerichte  eingeladen,  der 
„einige  in  solchem  Districtu  verübte  Excessen  und  Klagen 
vorzubringen"  hatte.4)  Ebenso  wurden  „die  alnoch  unabge- 
straften  Excessisten  (zu  dem  Gerichte)  zu  erscheinen  citiert"5) 
und  sie  und  die  Kläger  beim  Gerichte  der  Reihe  nach  „vor- 
gefordert".6) Wer  der  Vorladung  nicht  folgte  und  dem  Ge- 
richte fernblieb,  wurde  bestraft,  gleichgültig,  ob  Genosse 
oder  nicht.7)  Wenn  schon  vorher  eine  Klage  einlief,  mußten 
ein  oder  zwei  Mitglieder  „aus  Befehl  des  zeitigen  Holzgrafen 
den  Augenschein  darüber  bereits  einnehmen"  und  der  ver- 
sammelten Gerichtsgemeinde  Bericht  erstatten.8)     Falls  der 


*)  A.  a.  0.  110.  1694.  —  *)  A.  a.  0.  30.  1683  heißt  es  in  einer 
Streitsache,  daß  „die  ganze  Bauerschaft  darüber  votiert  und  strafbar 
erkannt".  Ebenso  haben  in  einer  andern  Sache  (31.  1683)  „Holzgraf, 
Erben  und  Bauern  bei  gehaltenem  Bauergerichte  erklärt,  auch  durch 
jedwede  beschehene  Anfrage  ausgeredet,  daß"  usw.  —  8)  A.  a.  0.  35. 
1684.  Jemand  bestraft,  daß  „er  ungebührlich  dem  Bauergerichte  be- 
gegnet"; 37.  1684  „daß  er  stehend  weit  vom  Gericht  angerufet*. 
—  *)  Nach  einer  Publikation  des  Holzgrafen  vom  27.  Juni  1682.  Ähn- 
liche Einladungen  zu  diesem  Gerichte  finden  sich  auch  noch  aus 
andern  Jahren  im  Geseker  Stadtarchiv.  —  8)  Bauerschaftsbuch  9.  1681 
Januar  28.  —  •)  A.  a.  0.  45.  1687.  —  *)  A.  a.  0.  58.  1690.  Durch  Edikt 
des  Landesherrn  vom  7.  Oktober  1728  wurde  dieses  Recht  der  Bauer- 
schaften aufgehoben.  Die  Ausbleibenden  sollten  von  jetzt  ab  den 
Lokalbeamten  genannt  und  von  ihnen  bestraft  werden.  Scotti,  Chur- 
kölnische  Gesetze  usw.  Nr.  390.  —  8)  Bauerbuch  29.  1683. 

Zeitschrift  für  Rechtsseschichte.  XXXII.  Germ.  Abt.  16 
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Angeklagte  eingestand,  wurde  er  sofort  bestraft,  bei  Wider- 
spruch jedoch  wurden  während  des  Gerichtes  noch  einmal 
einzelne  Mitglieder  beauftragt,  sofort  den  Augenschein  ein- 
zunehmen und  den  Genossen  darüber  zu  berichten.1)  Zu- 
weilen verließ  auch  die  gesamte  Bauerschaft  das  Gericht,  um 
die  Besichtigung  vorzunehmen,  besonders  wenn  das  Ab- 
pflügen  in  der  Nähe  geschehen  war,  und  kehrte  danach  zur 
Gerichtsstätte  zurück.2)  Wenn  eine  Klage  vorgebracht 
wurde,  ohne  daß  der  Angeklagte  zitiert  war,  wurde  die  Ent- 
scheidung aufgeschoben,  und  die  streitenden  Parteien  wurden 
„zu  gelegener  Zeit"  vor  den  Holzgrafen  gefordert3),  der 
dann  das  gleiche  Verfahren  einschlug,  wie  es  schon  oben 
auseinandergesetzt  ist.  Wer  trotz  Vorladung  nicht  erschien, 
wurde  in  contumaciam  verurteilt.*) 

An  das  Gericht  schloß  sich  unmittelbar  oder  einige  Tage 
später  der  sogenannte  Bauerzehr,  der  von  dem  Vormund 
jedes  Jahres  gewöhnlich  in  seiner  Wohnung  gegeben  werden 
mußte.  Zur  Beschaffung  der  Speisen  und  Getränke  wurden 
die  einkommenden  Straf-  und  Pachtgelder  verwandt.  Bei 
dieser  Gelegenheit  wurde  abwechselnd  zwischen -Erben  und 
Bauern  (Heuerlingen)  der  Reihe  nach  aus  den  Genossen  ein 
Vormund  gewählt,  dem  zum  Zeichen  seiner  Ernennung  ein. 
Kranz  persönlich  überreicht  oder,  wenn  er  abwesend  war, 
durch  den  Bauerknecht  zugeschickt  wurde.  Auch  diese  Zu- 
sammenkunft stand  unter  dem  Bauerschaftsfrieden,  und  un- 
gebührliches Verhalten  wurde  daher  ebenso  wie  beim  Ge- 
richte bestraft.5) 

Wenden  wir  jetzt  noch  einmal  den  Blick  zurück,  um 
die  einzelnen  Züge,  die  in  den  vorhergehenden  Ausführungen 
nacheinander  gezeichnet  wurden,  zu  einem  Gesamtbilde  zu- 


»)  A.  a.  0.  52.  1689.   -   2)  A.  a.  0.  32.  1684;  56.  1690;   111.  1694. 

—  3)  A.  a.  0.  42.  1686;  8.  1680;   85.  1692  usw.  —  *)  A.  a.  0.  50.  1688. 

—  *)  Ein  Genosse  wird  bestraft,  weil  „er  sich  beim  Trunk  ungebühr- 
lich in  letzter  Zusammenkunft  mit  vergießung  des  Biers  gehalten",  ein 
anderer  (21.  1682),  weil  er  sich  „ungebührlich  ganz  übermäßig  voll- 
gesoffen,  das  Bier  hinter  die  Bank  geschüttet,  auch  außer  der  Stube 
vor  der  Tür  evomiert,  gleichwohl  aber  wieder  hereingekommen  und 
sich  ins  gelach  gesetzet"  hat  und  ebenso  ein  dritter  (42.  1686),  weil 
„er  sich  bei  Bauerzech  unhöflich  evomendo  verhalten." 
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sammenzufassen,  so  ergibt  sich  sofort  die  überraschende 
Ähnlichkeit  oder  besser  Übereinstimmung-  mit  den  allgemein 
bekannten  Bauerschaften,  deren  Besitzer  unverändert  seit  der 
Urzeit  auf  ihren  Höfen  innerhalb  der  Bauerschaftsmark 
saßen.  Dieses  anfangs  befremdende  Resultat  erscheint  jedoch 
durchaus  selbstverständlich,  wenn  man  sich  von  der  modernen 
Vorstellung  freimacht,  die  für  eine  Gemeinde  Einwohner  und 
Häuser  innerhalb  der  Gemeinde  selbst  fordert.  Im  Mittel- 
alter jedoch  und  selbst  bis  ins  19.  Jahrhundert  hinein  bil- 
deten die  Hufen  die  Grundlage  der  Gemeindeverfassung, 
und  die  Hufenbesitzer  repräsentierten  die  Gemeinde,  ohne 
Rücksicht  darauf,  ob  sie  innerhalb  des  räumlichen  Bezirkes 
dieser  Gemeinde  oder  in  Nachbargemeinden  wohnten.  So 
blieb  denn  Volxmar  auch  nach  dem  Abbruch  der  Gebäude 
und  der  Übersiedlung  der  Bewohner  in  die  benachbarte 
Festung  eine  Bauerschaft  gleicher  Art,  wie  sie  vorher  ge- 
wesen war.  Daher  erhielt  sich  die  Grenze,  die  ihren  Rechts- 
kreis umschrieb,  durch  die  Jahrhunderte  unverwischt x),  in 
diesem  Bezirke  stand  ihr  allein  die  Gerichtsbarkeit  zu,  wer 
anderswo  sein  Recht  suchen  wollte,  wurde  „wegen  confusion 
der  gerichter  in  Brächte  declarirt"2),  und  vor  allem  wurden 
Eingriffe  des  Gogerichts  mit  Entschiedenheit  zurückgewiesen.3) 
Weil  so  Yolxmar  auch  die  Ortsbezeichnung  für  ein  fest- 
umgrenztes Gebiet  war,  war  von  „Gütern  zu  Volxmar"  die 
Rede,   als   wenn   das  Dorf  noch  bestanden   hätte,   geradeso 

')  So  wurde  auf  eine  Frage  des  Herrn  von  Ebringerfeld,  ob  ein 
genanntes  Stück  Land  in  der  Bauerschaft  Volxmar  gelegen  sei,  von 
allen  Genossen  beim  Gericht  einstimmig  dahin  beantwortet,  daß  es 
nicht  zur  Volxmar-Bauerschaft  gehöre.  —  2)  Bauerbuch  29.  1683.  Als 
jemand  wegen  eines  Zehntfrevels  beim  freien  Gerichte  klagte ,  wurde 
er  vom  Freigrafen  zurückgewiesen  mit  der  Begründung,  daß  „die  Volx- 
mar-Bauerschaft, dahinnen  es  geschehen  sei,  denselben  zu  bestrafen 
hätte"  (a.  a.  0.  21.  1682).  —  3)  Als  einmal  der  Gorichter  zu  Geseke  in 
der  Volxmar-Bauerschaft  wegen  eines  Flurschadens  eine  Besichtigung 
an  Ort  und  Stelle  vornehmen  wollte,  protestierte  der  Holzgraf  sofort 
„in  optima  juris  forma-'  dagegen,  weil  „der  augenschein  dem  Volxmar 
Gericht  und  Bauerschaft  von  alters  hero  indubitate  competirte".  (Bauer- 
schaften der  Stadt  Geseke  167.  Anl.  III.)  Die  Bauerschaft  Volxmar 
unterstand  nämlich  dem  Gogericht  zu  Geseke  und  mußte  deshalb  wie 
die  andern  Bauerschaften  jährlich  die  „Churfürstliche  Gogrevenhäber" 
(12  Scheitel)  abliefern. 

16* 
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wie  bei  ändern  Siedelungen.1)  Erst  als  im  19.  Jahrhundert 
durch  die  Zusammenlegung  der  Grundstücke  (Separation)  die 
Hufenverfassung  beseitigt  und  eine  neue  Gemeindeordnung 
eingeführt  war,  verschwand  auch  die  Bauerschaft  Volxmar, 
und  die  zugehörige  Feldmark  wurde  teils  zum  Dörfe  Stör- 
mede,  teils  zu  Langeneicke  gezogen,  so  daß  sich  heute  nur 
mehr  in  einzelnen  Flurnamen  wie  Volxmar-Linde  usw.  eine 
Erinnerung  an  die  früheren  Zustande  erhalten  hat. 

Doch  blieb  die  Einpflanzung  nicht  ganz  ohne  Einfluß 
auf  die  Bauerschaft.  Seitdem  nämlich  die  Häuser  abge- 
brochen waren  und  die  Hufenbesitzer  in  Nachbardörfern 
wohnten,  fiel  die  Regelung  aller  Angelegenheiten  hinweg, 
die  durch  das  Zusammenwohnen  der  Dorfgenossen  bedingt 
waren.  Denn  in  dieser  Beziehung  unterstanden  die  Bauer- 
schaftsgenossen naturgemäß  dem  Dorfgerichte,  in  dem  ihre 
Wohnungen  lagen.  Dahin  gehörte  2)  z.  B.  die  Bau-  und  Dorf- 
polizei (Feuerpolizei),  die  Armenpflege,  Erhaltung  des  Dorf- 
friedens usw.  Aber  hierdurch  trat  nur  eine  verhältnismäßig 
geringe  Einschränkung  des  Wirkungskreises  der  Bauerschaft 
ein,  eine  wesentliche  Änderung  ihrer  Verfassung  war  jedoch 
damit  nicht  verbunden. 

Auch  in  den  markgenossenschaftlichen  Beziehungen  der 
Bauerschaft  hatte  der  Abbruch  der  Gebäude  und  die  Nieder- 
lassung der  Hufenbesitzer  in  dem  Nachbarorte  keine  Ver- 
änderung zur  Folge.  Wie  schon  einleitend  erwähnt  ist,  war 
hier  die  Markenteilung  so  weit  vorgeschritten,  daß  die 
Bauerschaft  ihre  eigene  Mark  hatte,  und  zwar  bestand  diese 
aus  etwa  400  Morgen  „Bauerklei",  d.  h.  Kleiboden,  ohne 
Waldbestand.3)  Diese  Allmende  wurde  von  den  Bauer- 
schaftsgenossen in  gleichen  Anteilen  nach  je  einer  Hufe 
benutzt,  indem  sie  teils  unter  die  Markgenossen  ausgetan, 
teils    an    Fremde    verpachtet    wurde.      Auch    die    übrigen 


J)  Vgl.  z.  B.  Seibertz,  Urkunden-Buch  III  1104.  S.  466-467.  1297 
März  1.  Verkauf  von  Gütern  „sitis  in  villa  quae  dicitur  Wolkesmere". 
A.  a.  0.  II  551.    S.  109:  „hoba  (in)  Volkesmere  in  parochia  Stormede"; 

II  484.  S.  607:  „bona  in  Volkesmer"  usw.  —  2)  Vgl.  in  dieser  Be- 
ziehung Maurer,  Dorfverfassung  I  238.  340.  356ff.;  II  lOff.  Sommer, 
Von   deutscher   Verfassung  44 ff.    Seibertz,   Landes-  und  Rechtsgesch. 

III  363.  541.  —  »)  Bauerbuch  89.  1692. 
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Markenrechte  übten  ausschließlich  die  Volxmar-Bauern  aus, 
da  hier  Markengericht  und  Bauergericht  zusammenfielen,  sie 
bestraften  die  Markenfrevel,  hielten  Umgänge  um  die 
Mark  usw.1)  Auch  hier  bildete  die  Grundlage  der  Ge- 
nossenschaft die  Hufe ,  und  da  diese ,  wie  schon  oft  mit 
Nachdruck  betont  ist,  trotz  der  Niederlegung  des  Dorfes 
unverändert  blieb,  erhielt  sich  auch  die  Markgenossenschaft 
ebenso  rein  und  unverfälscht  wie  die  Bauerschaft. 

Gehen  wir  nunmehr  dazu  über,  zum  Schluß  aus  den 
vorstehenden  Erörterungen  Verständnis  für  die  Bauerschaften 
zu  gewinnen,  die  in  benachbarte  Städte  gezogen  wurden,  so 
läßt  sich  das  Resultat  kurz  dahin  zusammenfassen,  daß  sich 
hier  die  gleichen  Erscheinungen  konstatieren  lassen  wie  bei 
der  Bauerschaft  Volxmar.2)  Es  gibt  wohl  kaum  eine  Stadt, 
die  nicht  gleich  bei  ihrer  Gründung  oder  im  Laufe  ihrer 
Entwicklung  eine  oder  mehrere  benachbarte  ländliche  Siede- 
lungen aufgesogen  hätte.  Anfangs  wohnten  natürlich  die 
Hufenbesitzer  dieser  „untergegangenen"  Bauerschaften  eben- 
falls in  der  Stadt,  in  der  späteren  Zeit  erwarben  jedoch  auch 
die  Bewohner  benachbarter  Ortschaften  die  Hufen  ganz  so 
wie  bei  der  Bauerschaft  Yolxmar.  Aber  auch  bei  diesen 
Bauerschaften  trat  durch  die  Einpflanzung  keine  Verände- 
rung ein,  sondern  das  Dorfmarkgericht  mit  allen  Befugnissen 
und  Lasten  stand  ihnen  genau  so  zu  wie  der  Bauerschaft 
Volxmar  und  den  noch  bestehenden  Bauerschaften,  die  Stadt 
jedoch  bez.  der  Rat  durfte  sich  keine  Eingriffe  erlauben. 
Nur  insofern  trat  eine  das  Wesen  der  Bauerschaftsverfassung 
gar  nicht  berührende  Änderung  ein,  als  sich  das  Stadtrecht 
auch  über  die  Feldmark  der  eingepflanzten  Siedelungen  er- 
streckte und  diese  somit  dem  Landgerichte  entzogen  und 
unter  das  Stadtgericht  gestellt  wurden.3)  Aber  wie  sich  das 
Gogericht  keine  Eingriffe  in  die  Rechte  der  Bauerschaft 
Volxmar  (o.  S.  243)  erlauben  durfte,  ebensowenig  war  der 
Rat  der  Stadt  befugt,  in  den  Wirkungskreis  der  in  der  Stadt- 

»)  z.  B.  a.  a.  0. 106.  1694;  53.  1689;  8.  1686 u.  s.w.  —  2)  Vgl.  hier- 
über die  ausführliche  Darstellung  bei  Lappe,  Die  Bauerschaften  der  Stadt 
Geseke.  Breslau  1908.  —  »)  Über  die  Gogerichte  und  Stadtgerichte 
im  Herzogtum  Westfalen  vgl.  Meister  in  der  Westf.  Zeitschrift  für  Ge- 
schichte usw.    65  J.    212ff. 
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mark  liegenden  Bauerschaften  einzugreifen.  Beide,  Gogericht 
wie  Stadtgericht,  kamen  für  die  Bauerschaften  nur  als 
Appellationsinstanz  in  "Betracht,  und  die  Einpflanzung  be- 
nachbarter Siedelungen  in  eine  Stadt  hatte  also  nur  die 
äußerliche  Folge,  daß  an  die  Stelle  des  Land-(Go-)gerichtes 
das  Stadtgericht  als  Appellationsgericht  trat,  in  der  Ver- 
fassung selbst  trat  jedoch  durch  diesen  Vorgang  keine  Ver- 
änderung ein. 


IV. 

Das  Seerecht  von  Oleron 

im  Additional  manuscript  34,801  des,  Britischen  Museums. 

Von 
Herrn  Privatdozenten  Dr.  jur.  Leopold  Per  eis 

in  Heidelberg. 

I. 

Seitdem  Jean  Marie  Pardessus  und  Sir  Travers  Twiss 
in  ihren  Seerechtssammlungen  zahlreiche  Handschriften  der  so- 
genannten Rollen  von  Oleron  verwertet  hatten,  sind  noch 
eine  Reihe  weiterer  bekannt  geworden.  Völlig  unbeachtet 
scheint  in  der  Rechts-  und  Geschichtswissenschaft  das  hier 
zu  besprechende,  bereits  im  Jahre  1895  vom  Britischen 
Museum  erworbene  Manuskript  geblieben  zu  sein,  wovon 
der  Verfasser  dieses  Aufsatzes  im  Oktober  1910,  dank  dem  Ent- 
gegenkommen der  Verwaltung,  eine  Abschrift  nehmen  konnte. 

Im  „Catalogue  of  additions  to  the  manuscripts  in  the 
British  Museum  in  the  years  1894-1899"  wird  zu  Nr.  34,801 
folgendes  bemerkt: 

„COLLECTION  concerning  the  office  of  Earl  Marsbai  and  the 
Admiralty;  in  French  (except  art.  12).  Parts  of  the  same  contents  will 
be  found  in  Cotton  MSS.  Nero  D.  11.,  Tib.  E.  VIII.,  Add.  MSS.  28,549, 
29,901,  in  the  Black  Book  of  the  Admiralty  (ed.  by  Sir  T.  Twiss, 
Rolls  Series),  and  elsewhere. 

1 

8.  "Ceet  la  copie  des  Jugemens  et  Rolles  de  Ollerum"  :  the  maritime 
code  known  as  the  Laws  of  Olleron,  including,  besides   the  original 
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twenty-four  (contained  in  the  Liber  Hörn  of  the  Guildhall  library »), 
cf.  Cotton  MS.  Nero  A.  VI  f.  157),  five  others  partly  identical  with  those 
added  in  the  Black  Book  (ed.  Twiss,  vol.  I  p.  120),  f.  43.1) 

On  the  fly-leaf  (f.  2)  is  a  fragment  (15th  cent.)  from  the  English 
Metrical  Romance  of  King  Robert  of  Sicily:  cf.  Add.  MS.  22,283  and 
Catalogue  of  Romances,  vol.  I  p.  763. 

Vellum  (f.  1,  a  16 th  cent.  table  of  contehts,  paper);  ff.  61.  Early 
XVth  cent.  With  illuminated  initials  and  borders  of  English  style. 
The  first  initial  (f.  6)  contains  the  arms  of  Mowbray,  Dukes  of  Norfolk 
and  Eark  Marshai;  and  the  MS.  was  probably  written  in  the  time  of, 
and  possibly  for,  John  Mowbray,  Earl  Marshai  1405,  and  Duke  of  Nor- 
folk 1424,  ob.  1432.  On  the  fly-leaf  at  the  end  (f.  61)  is  the  name  of 
Anthony  Widville,  Earl  of  Rivers  (1469-83),  perhaps  as  owner.  Bound 
in  wooden  boards  covered  with  brown  leather,  stamped  with  panel  and 
bands,  the  latter  having  a  dragon  and  gryphon  and  the  binder's  cyphers 
G.W.  and  I.  G.  (circ.  1520) ;  rebacked.  Octavo." 

Unsere  Quelle  nimmt  die  Blätter  43  bis  50  ein.  Sie  ruht 
in  einem  Schriftrahmen  von  je  27  durchlaufenden  Zeilen, 
etwa  10  cm  breit  und  14  cm  hoch.  Sie  stammt  offenbar, 
wie  der  Hauptinhalt  des  ganzen  Buches,  von  einer  und  der- 
selben Hand.  Gut  aussehend,  ist  sie  dennoch  nicht  mit 
mathematischer  Sicherheit  zu  entziffern,  schon  wegen  der 
Abkürzungen  und  wegen  der  Ähnlichkeit  verschieden  ge- 
meinter Buchstaben;  auch  an  zweifellosen  Schreibfehlern 
mangelt  es  nicht.  Die  einzelnen  Kapitel  heben  sich  klar 
voneinander  ab,  da  jedes  auf  einer  neuen  Zeile  beginnt,  und 
zwar  mit  einem  gemalten  Anfangsbuchstaben,  der  zu  anderen 
Zwecken  nicht  verwendet  wird.  Am  Rande  sind  von  jüngerer 
Hand  Kapitelzahlen  beigefügt;  sie  stimmen  mit  der  formellen 
Einteilung  des  alten  Manuskripts  überein  und  geben  auch 
sachlich  zu  Bedenken  keinerlei  Anlaß. 

Inhaltlich  steht  unser  Text  am  nächsten  dem  des  „Black 
Book  of  the  Admiralty",  wie  ihn  Twiss  in  seiner  so  betitelten 
Sammlung3)  wiedergegeben  hat.  Wie  sich  die  einzelnen 
Kapitel  entsprechen,  erhellt  aus  folgender  Tabelle,  welcher 
zur  leichteren  Orientierung  auch  noch  die  Kapitel  nach  Par- 
dessus4)  angeschlossen  werden: 


l)  Aber  in  anderer  Fassung !  —  *)  Diese  mit  Bleistift  geschriebene 
Foliierung,  die  sich  neben  einer  anderen  mit  Tinte  befindet,  ist  für  uns 
maßgebend.  —  »)  I  (1871)  88  ff.,  IV  (1876)  135  f.  —  *)  „Collection  de  lois 
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Brit.  Mus.,  Add.  ms. 

34,801       1-24  25-27  28  29  — 


Black  Book    1-24  25-2-7  -  28  29-32  33,  34  35  

Pardessus 

I323ff.     1-24  28-30-3132-35      25      -26,27,36-56 

Das  Add.  ms.  34,801  ist  der  sogenannten  gascog- 
nischen  Klasse  zuzurechnen.  Dafür  spricht  schon  positiv 
die  Fassung  des  Kap.  9  und  negativ  das  Fehlen  der  drei 
Kapitel  (25-27  bei  Pardessus)  sowie  der  Schlußsätze  von 
Kap.  4,  welche  man  in  den  sogenannten  normannisch- 
bretonischen  Redaktionen  findet.1) 

Unser  Manuskript  ist,  als  Ganzes  genommen,  dem 
Twissschen  derart  ähnlich,  daß  von  einer  vollständigen 
Herausgabe  zurzeit  abgesehen  werden  soll;  für  andere  Ar- 
beiten kann  es  sich  immer  noch  als  nützlich  erweisen.  Da- 
gegen mag  eine  Probe  zur  Vergleichung  willkommen  sein. 
"Wir  wählen  das  8.  Kapitel.    Es  lautet  nach 

Black  Book:  Brit.  Mus.,  Add.  ms.  34,801: 

Une  nef  sen  part  de  Bordeaux  Vne  nef  se  part  de  Bourdeaulx 

ou  dailleurs,  et  avient  que  torment  ou  dailleurs,  etauient  que  towmcnte 

la  prent  en  la  mer,  en  tolle  manere  la  prent  en  la  tner,  en  tel  maniere 

quilz   ne   pourront   eschaper  sans  quelle  ne  puet  escapper  sans  getter 

getter  hors  les  denrees  de  dedens,  hors  des  danrees  et  marchandises  qui 

le  maistre  le  doit  monstrer  aux  sont  dedens:  le  maistre  le  doü  dire 


maritimes"  (1828-45)  P3231F.,  wobei  Kap.  16  zu  vervollständigen  ist  nach 
JV26Anm.  1.  Die  ersten  24  Kapitel  dieser  Textform  stehen  auch 
hei  Schlyter,  Corpus  iuris  Sueo-Gotorum  antiqui  VIII  (1853)  414ff. ; 
außerdem  bei  Telting,  Die  alt-niederländischen  Seerechte  (1907) 
S.  2  ff.,  wo  jedoch  die  gedachte  Vervollständigung  noch  nachzuholen  bleibt. 
*)  Diese  seit  T  w  i  s  s  übliche  Einteilung  mag  sich  prinzipiell  immer  noch 
halten  lassen.  Dennoch  bestehen,  wie  namentlich  gegenüber  der  kurzen 
Darstellung  von  Wagner,  Handb.  d.  Seerechts  (1884)  S.  67,  betont  sei, 
mehrfach  Mischbildungen.  Auf  eine  hatte  übrigens  Wagner  selbst 
schon  hingewiesen  (Zeitschr.  f.  das  gesamte  Bandeisrecht  Bd.  27,  1882, 
S.  626/7).  Dazu  kommt  jetzt  eine,  freilich  erst  dem  16.  Jahrhundert  an- 
gehörige  HS.:  Haag  O.  154  (H.  L.  Zeller,  Sammlung  älterer  Seerechts- 
quellen, 2.  Abteilung,  Heft  5,  hrsg.  1910);  ihr  Kap.  9  entspricht  den 
gascognischen  Texten,  auch  fehlen  die  drei  Schlußkapitel  der  nor- 
mannisch-bretonischen, dagegen  fehlen  nicht  deren  Endvorschriften  in 
Kap.  4.  Vgl.  meine  Besprechung  in  der  Deutschen  Literaturzeitung  1911 
Hr.  37  Sp.  2354  f. 
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marchants,  sil  en  y  a  qui  respon-  et  remonstfrjer1)  au[x]  marchans 

dent  lenr  voulente  (Varianten :  les  qui  sont  dedans,  saucuns  en  y  a, 

marchaunzsienunrespoundrentlor  linconuenient  et  affaire  et  que  aul- 

volunte;  les  marchantz  si  en  7  ad  trement  faire  ne  se  peut.    Lesquilx 

responderont     leur     volunte)     et  responderont  leur  volentes  et  auttres 

greent  bien  la  gettesone  par  aven-  aggreeront  la  gettoison.   Par  auen- 

ture,   les  raisons  du  maistre  sont  ture*),  les  raisons  du  maistre  sont 

les  plus   cleres,   et  silz  nagreent  les  plus  cleres.*)    Et  sü  voit  quilz  ne 

mye,  le  maistre  ne  doit  pas  lesser  soient  dacort   auec   lug,  pourtant 

pour  ce  quil  ne  gette  tant   quil  ledit  maistre  ne  doit  laisser  quü  ne 

verra  que  bon  sera,  jurant  soy  et  gette  hors  du  bort  tout  ce  quil  veinra 

trois  de  ses  compaignons  sur  les  loiaulment  estre  a  gettez,  en  faisant 

saintes   evangiles   de   dieu   quant  loial  serement  [,  luy]  et  troys  autres 

ilz  seront  venuz  a  sauvete  a  terre,  de  sa  compaignie  sur  saintes  euuan- 

quilz  ne  le  faisoient  mye  de  nulle  gilles  de  dieu,  quand  Uz  seront  sur 

malice,  mais  pour  sauver  le  corps,  terre,  que  ce  quilz  ont  gette,  ilz  ne 

la  nef,  les  denrees    et   les    vins.  lont  mie  fait  par  malice,  mais  pour 

Ceulx  qui  seront  gettes  hors,  doivent  le   sauuement    de    tous   ceulx    qui 

estre   aprisez   aux    feur  de  ceulx  estoient  dedans  ladite  nef  et  du  sur- 

qui   seront   venuz   a    3auvete    et  plus  de  ladite  marchandise  [et  des 

J)  Es  kann  auch  gelesen  werden  remoustrer.  —  *)  Twiss  und 
Goldschmidt  (Zeitschr.  f.  Bandeisrecht  Bd.  35,  1889,  S.  371)  haben 
geglaubt,  das  par  aventure  zum  vorhergehenden  Satze  ziehen  zu  sollen 
mit  der  Erklärung:  ,,'on  the  chance',  sc.  of  saving  the  ship  and  the 
remaining  cargo".  Mehrere  andere  Herausgeber  trennen  ebenso.  In  der 
HS.  Troyes  Nr.  1386,  welche  Zeller  als  Heft  1  a.  a.  0.  veröffentlicht 
hat,  liest  man :  . . .  et  creassent  bien  le  geit.  par  auenture  lez  raisons  au 
maistre  en  sont  plus  clerez,  was  der  Hrsg.  übersetzt :  „und  wol  den  Wurf 
wegen  dem  Ereignis  wählten,  denn  die  Vernunftgründe  sind  dem 
Schiffer  dafür  die  verständlicheren*  (vgl.  Heft  4  S.  16  Zeile  31).  Dem- 
entgegen betrachtet  Suchier  (Literaturblatt  f.  germanische  u.  roma- 
nische Philologie,  1907,  Sp.  203)  par  aventure  als  Satzanfang  und  setzt 
es  =  „zufällig".  Diese  Auffassung  dürfte  den  Vorzug  verdienen.  Nur 
nebenher  sei  dazu  bemerkt,  daß  unsere  Londoner  HS.  einen  Trennungs- 
strich vor  „par*  hat,  aber  nichts  dergleichen  hinter  „aueture";  vgl.  auch 
den  Text  bei  Twiss  II  218.  Eine  Parallelstelle  bietet  unser  Kap.  6: 
se  le  maistre  enuoye  aucun  marignel  au  seruice  de  ladite  nef ',  et  d auen- 
ture il  est  blesse  .  .  .,  ü  doü  estre  gary  au[x]  despens  de  [la]  nef.  — 
•)  Anders  die  Lesung  bei  Pardessus  I  328,  IV  22  Anm.  5:  Les  mar- 
chantz, si  en  y  a,  respondront  leur  volunti  qui  agröeront  bien  de  ce  giecte- 
ment,  si  que  lesresons  du  mestre  sont  les  plus  cleres.  Natürlich  konnte 
man  an  der  Hand  eines  solchen  Textes  dem  sogen.  Flämischen  See- 
rechte, das  die  wortgetreue  (obschon  vielleicht  mißverständliche)  Über- 
setzung gibt :  „5t  aventuren",  keine  Gerechtigkeit  widerfahren  lassen.  Dies 
zur  Klärung  der  Untersuchungen  von  Pardessus  IV  22  Anm.  5, 
Schlyter  S.  204  Anm.  f,   433  Anm.  29  und  Telting  S.  XIV. 
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seront  partiz  par  livre  entre  les  vinsj.   Et  ceulx  qui  seront  getes  hors, 

raarchants.  Et  y  doit, partir  le  mai-  doiuent  estre  aprises  aufeur  de  ceulx 

stre  a  contre  (Variante:  a  compter)  qui  seront  venus  a  sauuete  et  seront 

la  nef  ou   son  frett  a  son  choys,  departies  entre  les   marclums   par 

pour  restorer  le  dommage,  les  ma-  porcion,  et  y  doit  partier  le  maistre 

riners  y  doivent  avoir  chascun  ung  a  compter  la  nef  ou  son  freit  a  son 

tonne  (Variante:  tonnel)  frank,  et  chois,    pour    restorer    le    domaige. 

lautre  doit  partir  au  get  selon  ce  Les  marygneaulx  y  doiuent  auoir 

quil  aura,  sil  se  defende  en  lamer  cliascun  vng  toneil  franc;  et  lautre 

comme   ung  nomine,  et  sil  ne  se  doit  partir   au   geit  selon   ce  quil 

defent  mye,  il  naura  riens  de  fran-  aura,  sil  se  deffent  en  la  mer  comme 

chise.    En  ce  sera  le  maistre  creu  vng  homme;  et  sil  ne  se  deffent  mief 

par  son  serment.    Et  cest  le  juge-  il  naura  riens  de  franchise;  et  en 

ment  en  ce  cas.  sera  le  maistre  creu  par  son  sere- 

ment.    Et  cefstj  le  jugement. 

Diese  Gegenüberstellung  kann  zur  Gesaratkennzeichnung 
genügen. 

II. 
Ganz  für  sich  steht  aber,   wenigstens  dem  äußeren  An- 
scheine nach,  das  28.  Kapitel.    Es  ist  auch,  soweit  bekannt, 
in  keiner  der  anderen  Versionen  vertreten  und  heischt  des- 
halb nähere  Betrachtung. 

Hier  der  Text: 

Item  est  estably  par  coustume  de  la  mer,  pour  cause  des  gettoi- 
sons  qui  se  peullent  faire:  que,  se  vne  nef  arriue  a  sa  droitte  Charge 
et  yl  y  a  nul  des  marchans  qui  empesche  ou  clwilenge  le  maistre 
pour  la  gectoison,  le  maistre  doit  amener  trois  de  ses  compaignons 
marigniers  de  ladite  nef  et  jurer  sur  sainctes  euuangilles  de  dieu 
quil  fist  la  gettoison  pour  sauuer  la  nef  et  [les]  marchandises  qui 
estoient  en  ladite  nef;  et  en  tel  maniere  sera  le  maistre  quite.  Et 
tout  ce  qui  sera  gette,  sera  prise  au  fuer  que  le  demourant  sera 
vendu(e),  et  ladite  gettoison  partie  par  egalle  porcion  sur  tous  les 
marchans  de  ladite  nef  et  sa  marchandise;  et  le  maistre  doit  partir 
et  conter  sa  nef  ou  son  freiet  q  son  choys,  pour  restourer  ledii  dom- 
maige  des  marchans.    Et  cest  le  jugement  en  ce  cas. 

Durch  seine  Einleitungsworte  charakterisiert  das  Kapitel 
—  darin  den  vier  anderen,  die  es  umgeben,  entsprechend  — 
sich  selbst  als  einen  Nachtrag  zu  den  24  Stammkapiteln. 
Dies  kann  auffällig  erscheinen,  wenn  man  das  Augenmerk 
von  der  Form  zum  Inhalt  wendet.  Denn  sachlich  besteht 
zum  mindesten  der  engste  Zusammenhang  mit  dem  vorhin 
mitgeteilten  Kapitel  8.    In  beiden  Fällen:  Seewurf;  Zweifel, 
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ob  dabei  die  Voraussetzungen  der  gemeinschaftlichen  Haverei 
vorliegen;  Beweisführung  durch  den  Gefährdeeid  des  Schif- 
fers mit  dreien  seiner  Schiffsgenossen1);  Schadensverteilung 
unter  den  Ladungsinteressenten  nach  Verhältnis  der  gewor- 
fenen und  der  geretteten  Güter;  Teilnahme  des  Schiffers  am 
Schaden  mit  dem  Schiffe  oder  der  Fracht,  je  nach  seiner 
Wahl.  Dennoch  sind  gewichtige  Unterschiede  vorhanden. 
Zunächst  fehlt  in  Kap.  28  das,  was  den  Anfang  und  das  Ende 
von  Kap.  8  bildet:  es  ist  weder  die  Rede  von  Schiffsrat  noch 
von  der  Frei-Tonne  der  Schiffsleute.  Man  könnte  daher 
einen  Augenblick  versucht  sein,  in  dem  neuen  Kapitel  ledig- 
lich eine  verstümmelte  Wiederholung  des  alten  zu  erblicken. 
Dies  wäre  jedoch  ein  Verkennen  der  Rechtsbildung.  Sieht 
man  näher  zu,  so  zeigt  sich,  daß  Kap.  28  doch  auf  eigenen 
Füßen  steht,  und  daß  sein  Verfasser  keinen  Anlaß  hatte, 
jene  beiden  Punkte  überhaupt  zu  berühren.  Unser  Kapitel 
führt  uns  nämlich  sogleich  in  den  Ankunftshafen;  hier  ent- 
steht Streit  allein  zwischen  dem  Schiffer  und  dem  einen 
oder  anderen  der  „marchans",  welcher  die  Rechtmäßigkeit 
des  geschehenen  Wurfes  anzweifelt,  und  daraufhin  kann  der 
Schiffer,  unterstützt  durch  drei  seiner  ,fiompaignons  marig- 
niers'%  sich  rein  schwören.  Dagegen  in  Kap.  8  erleben  wir 
vorerst  den  Sturm;  nunmehr  soll  der  Schiffer  mit  den  „marchans 
qui  sont  dedans,  saucuns  en  y  a"2),  wegen  des  Wurfes 
beraten  und  wird  ihn,  falls  sie  nicht  (sämtlich)  zustimmen, 
späterhin  eidlich  zu  rechtfertigen  haben.  Ob  in  Kap.  28  der 
Kaufmann  überhaupt  mit  an  Bord  war,  ist  nicht  gesagt. 
Vielleicht  waren  eben  diesmal  keine  —  oder  doch  nicht  alle 
beteiligten  —  Kaufleute  „dedans". 

Kann    demnach   schon  der   erste   Satz  des  Kap.  28  als 

')  Daß  es  drei  sind,  ist  vom  Standpunkte  unserer  Texte  aus  deutlich, 
mögen  diese  immerhin  einem  rechtssprachlichen  Irrtum  ihre  Entstehung 
verdanken,  indem  ursprünglich  derSchiffer  mit  nur  zwei  Eideshelfern,  also 
„selbdritt"  schwor.  Vgl.  Goldschmidt,  Krit.  Zeitschr.  f.d.  gesamte 
Rechtswissenschaft  Bd.  3  (1856)  und  Zeitschr.  f.  Handelsrecht  Bd.  35  S.372 
Anm.  232  u.  234;  R.  Behrend,  Zeitschr.  der  Savigny-Stiftung  f.  Rechts- 
geschichte, german.  Abt.  Bd.  19  (1898)  S.  68  Anm.  4.  —  2)  Es  liegt  nahe, 
die  obigen,  auf  marchans  folgenden  Worte,  welche  übrigens  in  einigen 
HSS.  fehlen,  als  eine  jüngere  Einschaltung  anzusehen:  sie  würde  uns  in 
die  neue  Epoche  des  Seehandels  hinüberführen,  in  der  es  nicht  mehr 
selbstverständliche  Regel  ist,  daß  der  Kaufmann  seine  Ware  begleitet. 
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Ergänzung  zu  Kap.  8  dienen,  so  gilt  dies  gewiß  vom  zweiten, 
obgleich  Wer  die  Angaben  beider  Kapitel  fast  wörtlich  über- 
einstimmen. Denn  der  Unterschied  bleibt:  nach  Kap.  8 
sollen  die  geworfenen  Güter  veranschlagt  werden  „au  feur 
ds  ceulx  qui  seront  venus  a  sauuete",  nach  28  „au  fuer  que 
le  demourant  sera  venduli.  Durch  dieses  letzte  Wort  wird 
erst  erläutert,  was  in  Kap.  8  nur  allgemein  gegeben  war, 
nämlich  die  Antwort  auf  die  wichtige  Frage,  welcher  Wert 
für  die  geworfenen  Güter  anzusetzen  ist1),  insbesondere, 
ob  der  Einkaufspreis  oder  aber  derjenige  Verkaufswert,  den 
sie  am  Ankunftshafen  gehabt  haben  würden.  Dies  war 
bereits  im  römischen  Corpus  Juris  erörtert  worden2),  wohl 
in  demselben  Sinne,  wie  es  unser  Kapitel  tut 3)  und  mit  ihm 
viele  Quellen  des  Mittelalters4);  anderweitig  wird  der  ent- 
gegengesetzte Standpunkt  vertreten  5),  z.  B.  mit  ausführlicher 
Begründung  in  den  Assisen  von  Jerusalem 6);  neuere  Gesetze7) 
und  Yertragstypen 8)  halten  es  wieder  mit  den  Roles  d'Oleron. 

*)  Kap.  8  sagt  zwar  schon,  daß  die  verlorene  Ladung  mit  der  ge- 
retteten ins  Verhältnis  zu  bringen  ist,  aber  nicht,  nach  welchem 
Wertmesser.  Wenn  in  einigen  der  Redaktionen,  die  das  Kap.  28 
nicht  haben,  Kap.  8  besser  gefaßt  ist,  "so  ist  das  eine  Sache  für.  sich. 

—  *)  D.  14,  2,  2  §  4.  —  Die  Röles  d'Oleron  verweisen  an  einer  Stelle 
auf  das  römische  Recht.  Auch  diese  bezieht  sich  auf  die  Haverei- 
verteilung  und  ist  ein  späterer  Zusatz.  In  unserer  HS.  findet  sie  sich 
nicht;  es  ist  Art.  35  bei  Pardessus  I  346,    Art.  32  bei  Twiss  I  126. 

—  8)  Diese  Auslegung  der  vorerwähnten  Digestenstelle  hat  Heck,  Das 
Recht  der  großen  Haverei  (1889)  S.  68.  407.  604  ff.  gegenüber  der  damals 
herrschenden  Ansicht  energisch  verfochten.  Dernburg  in  seinen 
Pandekten  ist  ihm  alsbald  beigetreten  (so  noch  II8  §  119  S.  317).  Ohne 
sich  mit  ihm  auseinanderzusetzen,  verharren  manche  noch  bei  der  alten 
Meinung,  unter  ihnen  Salahson,  Des  avaries  communes,  droit  romain 
(Pariser  These  1893)  8.  50f.  64f.  und  Boyens,  Das  deutsche  See- 
recht II  (1901)  521.  —  *)  Vgl.  v.  Amira,  Nordgermanisches  Obli- 
gationenrecht I  (1882)  651  f.;  U  (1895)  930;  Heck  a.  a.  0.  S.  610 A.  41; 
Ashburner,  Nopog  'Poölmv  vavuxoe  The  Rhodian  Sea-law  (1909) 
S.  CCLXXVIII  Abschnitt  b.  —  *)  Vgl.  Ashburner  a.  a.  0.  Abschnitt  a. 

—  •)  Dies  gegen  das  Zitat  bei  Heck  S.  407  Anm.  4.  —  7)  Z.  B.  Preuß. 
ALR.  II  8  §  1861 ;  Code  de  commerce  Art.  415;  ADHGB.  Art.  713,  zu 
dessen  Begründung  man  den  befremdlichen  —  in  mehrere  Kommentare 
übergegangenen  —  Gedanken  verwertet  hat,  daß  nach  Verschiffung  der 
Ware  die  Spekulation,  die  mit  derselben  gemacht  werden  soll,  fak- 
tisch als  vollendet  erscheine  (Prot.  VI  2708);  HOB.  §  711.  — 
8)  Vgl.  York -Antwerpener  Regel  16. 
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in. 

"Wir  könnten  hier  abbrechen.  Allein  es  muß  noch  eine 
Beobachtung  gestattet  sein,  die  uns  vom  französischen  Recht 
in  einen  größeren  Quellenkreis  hinüberleitet  und  für  die 
Genealogie  der  „Wasserrechte"  von  Interesse  sein  dürfte: 
Die  Verbindung  der  Kapitel  8  und  28,  wie  sie  im 
vorigen  theoretisch  hergestellt  wurde,  ist  (ebenfalls  unter 
Abstoßung  des  Schlußsatzes  von  Kap.  8)  schon  in  der 
mittelalterlichen  Gesetzgebungspraxis  verwirk- 
licht worden,  und  zwar  durch  die  berühmte  niederländische 
„Ordinancie",  die  nach  neueren  Forschern1)  noch  ins 
14.  Jahrhundert  fällt.  Ihr  Artikel  52)  —  der  nachmals  in 
zahlreiche  andere  Seerechte,  vor  allem  in  das  Wisby sehe3) 
übergegangen  ist  —  beginnt  mit  den  Worten: 

Item  weert  dat  een  scliip  noot  hadde,  ende  die  schipper  begeerde 
dat  men  guedt  soude  werpen,  zoo  scliolde  men  nicht  werpen,  men  en 
scolde  den  vrachtmanne  wagen  oftet  synen  witte  wäre;  ende  wairt 
zynen  wille  niet,  ende  ducktet  den  schipperen  guet  ende  twie  ofte 
drie  van  den  schipmans  beter  gedaen  dan  gelaten,  zoo  scliolde  men 
mögen  werpen;  ende  wolde  die  coopmun,  als  sie  to  lande  guemen, 
so  scolde  men4')  twie  of  drie,  die  in  den  schepe  waren  ende  gude 
JcnapefnJ  waren,  sweren  dat  nootsaecke  weren;  ende  were  datter  gheen 
coopman  in  den  schepe  were  ende  men  noot  hadde  te  werpen,  wes 
dan  die  schipper  guet  duckte  met  den  meredele  van  syne  selschap, 
dat  solde  men  daartoe  doen.  Ende  wes  goet  dat  men  werpet,  dat 
scal  men  reeckenen  alst  an  den  market  ghelt,  penning  penninghs 
broder,  van  also  vde  alse  daar  of  blivet,  als  die  macht  daeraf  be- 
taelt  is;  ende  die  schipper  sal  ghelden  van  synen  schepe  ende*)  van 
syner  vr achte,  wes  die  cooplude  daaraf  kiesen.9) 


>)  Teltinga.a.  0.  S.XII/XIII;  ferner  C.P.  Burger  junior  ebd.  S.l 
und  in  einer  besonderen  Arbeit:  Oude  Hollandsche  zeevaart^uitgaven 
(Overdruk  uit  het  Tijdschr.  voor  Boek-  en  Bibliotheekwezen  1909)  S.  7  f. 
Vgl.  W.Stein  in  den  Hansischen  Geschichtsblättern  1908  S.  252  ff; 
M.  Pappenheim  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  29  (1908)  S.  366 f.;  Molen- 
graaff,  Leidraad  bij  de  beoefening  van  het  Nederlandsche  Handels- 
recht2 III  (1910)  415.  Ganz  anders  J.  Kreüger,  Bidrag  tili  upplys- 
ning  om  Wisbys.  6Jorättsliga  förhallanden  under  medeltiden  (1885) 
S.  57  f.  —  2)  Nach  einer  anderen  Zählung  ist  es  Art.  IV;  so  auch  nach 
T eltin gS.  28,  dessen  HS.  von  Staveren  im  folgenden  abgedruckt  wird. 
—  *)  S  c  h  1  y  t  e  r  a.  a.  0.  S.  232  Kap.  41.  —  *)  Statt  men  muß  man,  in- 
sofern Dittographie  vorliegt,  vielleicht  lesen  sie,  -was  anderen  Texten 
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Hier  hält  also  der  Schiffer,  falls  Ladungsinter- 
essenten  widersprechen  oder  fehlen,  Rat  mit  Schiffs- 
leuten1); andererseits  ist  sein  Wahlrecht  bei  der  Schadens- 
ausgleichung umgesprungen  auf  die  Ladungsinteressen- 
ten2); auch  wird  der  Frachtabzug  berücksichtigt.  Alles  in 
allem  aber  haben  wir,  wie  der  Augenschein  lehrt,  doch  nur 
eine  Zusammenfassung  unserer  beiden  Kapitel  vor  uns 3).  Das 
geistige  Band  zwischen  ihnen  kommt  auch  stilistisch  zum 
Ausdruck  durch  die  Übergangsworte:  ende  ivere  datter  gheen 
coopman  in  den  schepe  were. 

Damit  ist  wiederum  für  ein  Stück4)  der  Ordinancie  ein 
Verwandtschaftsbeweis  angetreten.  Auch  an  ihr  bewahrheitet 
sich,  was  von  so  mancher  Schrift  gilt :  je  mehr  man  ihre 
Umgebung  studiert,  desto  besser  erkennt  man,  wie  wenig 
originell  sie  ist. 


entspricht.  —  8)  Variante:  of.  —  *)  Die  Fortsetzung  des  Artikels 
ist  hier  nicht  zu  verfolgen.  Nur  möchte  es  an  der  Zeit  sein,  daß  für 
das  dort  erwähnte,  schon  früh  mißverstandene  „loten"  endlich  diejenige 
Erklärung  allgemein  anerkannt  wird,  der  sogar  noch  Goldschmidt 
zweifelnd  gegenüberstand  (Zeitschr.  f.  Handelsrecht  Bd.  35  S.  374 
Anm.  239;  anders  Krit.  Zeitschr.  f.  d.  g.  Rechtswissenschaft  Bd.  3  S.  53f.), 
nämlich  „Gelübde  tun  unter  Auslosung  eines  Mannes  zur  Wallfahrt  auf 
gemeinschaftliche  Kosten".  Vgl.  Verwijs  en  Verdam,  Middelneder- 
landsch  Woordenboek  IV  (1899)   829   s.  v.  lotegelt. 

>)  Vgl.  Goldschmidt,  ZHR.  Bd.  35  S.  369  Nr.  2  u.  374.  —  ')  Vgl. 
Heck  S.  66;  Rehm  e,  Die  gesch.  Entwickelung  der  Haftung  des  Reeders 
(1891)  S.  94.  —  3)  In  diesem  Sinne  können  die  Erklärungen  von  Par- 
dessus  I  406  Anm.  2  und  von  Goldschmidt  a.  a.  0.  S.  374  nunmehr 
ausgestaltet  werden.  Gleichzeitig  aber  wird  man  darauf  verzichten 
müssen,  das  Stadtrecht  von  Wisby  in  der  Art,  wie  Wagner  dies 
unternommen  hat  (ZHR.  Bd.  27  S.  39S  Anm.  10),  zur  Deutung  der  Ordi- 
nancie heranzuziehen.  —  4)  Siehe  in  anderer  Hinsicht  namentlich  die 
Arbeiten  der  vorgenannten  drei  Autoren. 
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V. 

Einige  Rechtsaufzeichnungen 

aus  dem  Privilegienbuch  der  Stadt  Geldern 

aus  der  ersten  Hälfte  des  fünfzehnten  Jahrhunderts. 

Von 
Herrn  Bibliotheksdirektor  Professor  Dr.  Erich  Liesegang 

in  Wiesbaden. 

I. 

Nach  dem  Aussterben  des  älteren  Regentenhauses  kommt  Geldern  nach- 
einander an  die  Brüder  Wilhelm  und  Reinald  von  Jülich.  —  Nach  Reinaids 
Tod  huldigen  die  Stände  Arnold  von  Egmond.  —  Die  Huldigungsreise.  — 
Die  Stadt  Geldern  benutzt  die  Gelegenheit,  um  eine  Handfeste  als  Ersatz  für 
frühere  in  Verlust  gegangene  Privilegien  zu  erlangen.  —  An  demselben 
Tage  erhält  die  benachbarte  geldernsche  Stadt  Goch  eine  völlig  überein- 
stimmende Urkunde.  —  Die  Vorlage  für  beide  Privilegien  ist  eine  Rechts- 
aufzeichnung im  Privilegienbuch  der  Stadt  Geldern.  —  Vergleich  zwischen 
dieser  Aufzeichnung  und  der  neuen  Handfeste. 

Die  Entwicklung  Gelderns  zu  einem  mächtigen  Territorial- 
staat vollzieht  "sich  folgerichtig  im  12.  und  1 3.  Jahrhundert. 
Mit  großem  Geschick  wissen  die  Grafen  jener  Zeit  ihre 
Macht  zu  mehren  und  das  ihnen  unterstehende  Ländergebiet 
durch  glückliche  Erwerbungen  abzurunden.  Ein  Stillstand 
aber  in  diesem  Aufschwung  tritt  ein,  als  nach  dem  plötz- 
lichen Tode  Reinaids  II.  im  kräftigsten  Mannesalter  (1343) 
Gelderland  der  Tummelplatz  des  Zwistes  zwischen  seinen 
beiden  Söhnen  Reinald  und  Eduard  wird.  Zwölf  lange  Jahre 
währte  der  Bruderkrieg,  der  jüngere  Bruder  besiegt  endlich 
den  älteren  und  läßt  ihn  im  Kerker  schmachten;  als  Eduard 
dann  selbst  von  Mörderhand  fällt,  holt  man  Reinald  aus 
seinem  Gefängnis.  Aber  auch  er  wird  wenige  Monate 
später  friedlich  neben  dem  Bruder  in  der  ehrwürdigen  Gruft 
seines  Hauses  im  Kloster  Grafental  bei  Goch  gebettet. 
Schild  und  Helm  folgen  Reinald  mit  ins  Grab  (1361),  denn 
mit  ihm  ist  der  Mannesstamm  des  ruhmreichen  alten  Fürsten- 
hauses erloschen,  das  dermaleinst  Kaiser  Heinrich  II.  herbei- 
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gerufen  hatte,  um  Frieden  und  Ordnung  zu  stiften  und  für 
Sicherheit  in  dem  unruhigen  Land  zwischen  Rhein,  Waal  und 
Maas  zu  sorgen. 

Die  besten  Ansprüche  auf  das  Herzogtum  besaßen  die 
beiden  Schwestern  der  verstorbenen  Brüder,  Mechtild  und 
Maria.  Von  ihnen  lebte  Mechtild,  die  ältere,  nachdem  ihre 
erste  Heirat  ohne  Nachkommenschaft  geblieben  war,  in  kinder- 
loser Ehe  mit  dem  Grafen  Johann  von  Cleve ;  Maria  war  mit 
Herzog  Wilhelm  von  Jülich  verheiratet,  von  dem  sie  zwei 
Söhne,  Wilhelm  und  Reinald,  hatte.  Keine  der  beiden  Thron- 
bewerberinnen war  gewillt,  der  anderen  aus  freien  Stücken 
das  Feld  zu  räumen.  Nachdem  der  Krieg  also  mehrere 
Jahre  hindurch  gewütet  und  den  alten  Parteizwist  zwischen 
den  Heeckeren  und  Bronkhorsten,  der  schon  die  früheren 
Regierungen  erfüllte,  zu  neuer  Glut  angefacht  hatte,  kam 
vorübergehend  ein  Vertrag  zustande,  der  eine  Teilung  des 
Landes  vereinbarte  und  im  besonderen  Stadt  und  Amt 
Geldern  mit  allen  Einkünften  zum  beiderseitigen  Besitz  er- 
klärte.1) In  der  Folge  erhielt  Wilhelm  von  Jülich,  nach- 
dem er  großjährig  geworden,  am  29.  November  1377  von 
Kaiser  Karl  IV.  die  Belehnung  mit  dem  Herzogtum  Gel- 
dern und  der  dazugehörigen  Grafschaft  Zütphen2);  und 
an  diesem  Endergebnis  konnte  auch  der  Krieg  nichts  ändern, 
mit  dem  Mechtild  es  nochmals  versuchte.  Vielmehr  sah  sie 
sich  infolge  einer  großen  Niederlage  zur  Verzichtleistung 
genötigt,  sie  entband  daher  ihre  früheren  Untertanen  von 
dem  Eid  und  gebot  ihnen,  Herzog  Wilhelm  als  ihrem  recht- 
mäßigen Herrn  zu  huldigen.3) 

Nach  dem  Tode  seines  Vaters  (am  1 3.  Dezember  1 393) 
fiel  dem  neuen  Regenten  auch  noch  das  Herzogtum  Jülich 
zu,  das  fortan  dreißig  Jahre  hindurch  mit  Geldern  vereinigt 
blieb.  Sind  die  älteren  Urkundenbestände  des  Stadtarchivs 
zu  Geldern  mit  nur  wenigen  Ausnahmen  wohl  durch  Brand 
vernichtet,  so  setzen  unter  Wilhelms  Regierung  die  Urkunden 

*)  Lacomblet,  Urkundenbuch  für  die  Geschichte  des  Niederrheine, 
Band  3  Nr.  755.  Urkunde  vom  28.  April  1374.  Vgl.  auch  den  soge- 
nannteu  Zütphenschen  Landfrieden  vom  2.  Februar  1375,  mitgeteilt  von 
J.  S.  van  Veen  in  Gelre,  Deel  4  (Arnhem  1901)  S.  178  f.  —  »)  Lacomblet 
a.  a.  0.  Band  3  Nr.  804.  —  »)  Vergl.  unten  S.  274. 
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vereinzelt  ein,  und  aus  ihnen  ergibt  sich,  daß  dieser  ritter- 
liche, aber  auch  in  den  Taten  des  Friedens  bewährte  Fürst, 
der  Stadt  gegenüber,  die  dem  ganzen  Lande  den  Namen 
gab,  an  Gunstbezeigungen  nicht  gekargt  hat.1)  Nach  Wil- 
helms kinderlosem  Tode  (16.  Februar  1402)  ging  die  Re- 
gierung der  beiden  verbundenen  Territorien  ohne  weiteres 
an  seinen  jüngeren  Bruder  Reinald  IV.  über;  aber  auch  seiner 
Ehe  schienen  Kinder  versagt  zu  bleiben,  und  daher  machten 
sich  noch  zu  seinen  Lebzeiten  im  Herzogtum  Geldern,  dessen 
Untertanen  die  traurigen  Zeiten  nach  dem  Erlöschen  des 
früheren  Regentenhauses  noch  in  eindringlicher  Erinnerung 
hatten,  lebhafte  Besorgnisse  wegen  der  Thronfolge  geltend, 
die  dem  Land  abermals  verhängnisvoll  zu  werden  drohte. 
Eine  strenge  und  kräftige  Regierung  wäre  vielleicht  im- 
stande gewesen,  der  ganzen  Bewegung,  zu  der  jene  Bedenken 
den  vielleicht  willkommenen  Anlaß  gaben,  vorzubeugen.  So 
mächtig  aber  war  der  Herzog  nicht,  dessen  Kassen  meist 
erschöpft  waren  und  dessen  Person  bei  den  Untertanen  jeden- 
falls geringere  Sympathien  erweckte,  als  sie  sein  trefflicher 
Bruder  gehabt  hatte.  Namentlich  die  Städte,  auf  deren 
Geld  und  deren  werktätige  Kriegshilfe  der  Herzog  bei  den 
endlosen  Fehden  mit  seinen  Grenznachbarn  mindestens 
ebenso  angewiesen  war,  wie  der  Bürger  auf  seinen  Schutz 
und  seine  Verwendung  fremden  Territorialherren  gegen- 
über, hatten  mancherlei  gegen  Reinald  auf  dem  Herzen.2) 
Und  als  ihre  Klagen  nicht  die  gewünschte  Beachtung  fanden, 
da  verbanden  sich  Ritter  und  Knappen  in  großer  Anzahl 
sowie  die  sämtlichen  „Haupt-  und  die  kleinen  Städte"  der 
vier  Quartiere  Nymwegen,  Roermond,  Zütphen  und  Arnheim 
zur  Aufrechterhaltung  ihrer  Gerechtsame   und  der  des  Lan- 


*)  Vgl.  Nettesheim,  Geschichte  der  Stadt  und  des  Amtes  Geldern, 
Band  1  (Krefeld  1863),  Beilagen  Nr.  5  und  6:  Am  20.  Juli  1390  ver- 
pachtet Herzog  Wilhelm  der  Stadt  die  dortige  Gruit  und  verleiht  ihr 
ein  Wollenamt.  Am  26.  Juni  1401  macht  er  seine  sämtlichen  Hörigen 
ebendort  zu  „freien  Dienstleuten ".  —  *)  Die  im  Jahre  1386  einsetzenden 
Stadtrechnungen  von  Geldern  zeigen,  wie  wertvolle  Dienste  im  Krieg 
und  bei  den  ewigen  wiederkehrenden  Tagfahrten  selbst  ein  so  verhältnis- 
mäßig kleiner  Ort  dem  Landesherrn  leisten  mußte.  Vgl.  die  Zusammen- 
stellung bei  Henrichs,  Geschichtliche  Nachrichten  über  die  Stadt  Geldern 
im  14.  u.  15.  Jahrhundert  (Geldern  1898)  S.  3  ff. 
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des,  ohne  Herzog  Reinald  hierüber  zu  verständigen  (3.  Mai  1418). 
Jedes  Viertel  stellte  darüber  einen  „Verbundbrief"  auf,  der 
von  allen  Teilnehmern  untersiegelt  wurde.  Im  Eingang  wird 
an  die  Kriege  und  die  Gefahren  sowie  an  die  Verkürzung 
der  Privilegien  erinnert,  die  man  bei  früheren  Regierungs- 
wechseln habe  erleiden  müssen,  deswegen  wolle  man  nach 
dem  Tode  des  Herzogs  keine  Teilung  des  Landes  dulden 
und  niemandem  als  Landesherrn  huldigen,  der  nicht  durch 
die  Mehrzahl  der  Ritterschaft  und  der  kleinen  Städte  sowie 
durch  sämtliche  vier  Hauptstädte  anerkannt  werde.  Auch 
sonst  versprach  man  sich  gegenseitig  Hilfe  und  Unterstützung, 
falls  der  Fürst,  dem  man  im  übrigen  durchaus  die  Treue 
zu  wahren  bereit  sei,  sich  nicht  dazu  bestimmen  lasse,  offen- 
bares Unrecht  gegen  seine  Untertanen  abzustellen.1) 

Mochte  Herzog  Reinald  über  diesen  Akt  —  sei  es 
nun  der  Eigenmächtigkeit,  sei  es  feindseligen  Widerstrebens 
—  sich  entrüsten  und  auf  Rache  sinnen,  etwas  Ernstlicheres 
konnte  er  mit  seinem  Jülichschen  Anhang  nicht  gegen  die  fest- 
geschlossene Macht  seines  ganzen  Territoriums  unternehmen, 
und  zum  Schluß  mußte  seine  Gemahlin  in  seinem  Namen  er- 
klären (20.  Oktober  1419),  daß  er  keinem  wegen  des  Verbunds 
zürnen  oder  etwas  zu  Leid  tun  werde;  ja  er  ließ  versprechen, 
ohne  Zustimmung  der  Ritter  und  der  vier  Haupstädte  keine 
Landesteile  zu  verkaufen,  zu  verpfänden  oder  zu  entfremden, 
wohl  aber  jedermann  im  Genuß  des  Land-  oder  Stadtrechtes 
sowie  im  Gebrauch  seiner  Privilegien  und  alten  Gewohnheiten 
belassen  zu  wollen.2) 

Im  übrigen  fuhr  Reinald  nach  diesem  Rückzug  damit 
fort,  Domänen  zu  verpfänden  und  Anleihen  aufzunehmen3), 
bis  am  25.  Juni  1423  das  gefürchtete  Ereignis  eintrat,  das 
seinen  Schatten  so  weit  vorausgeworfen  hatte:  sein  kinder- 
loser Tod. 

Bei  der  Nachricht  vom  Ableben  des  Herzogs  setzte  sich 
nun  das  Land  sofort  in  kriegerische  Bereitschaft,  die  Städte 
ergänzten  ihren  Kriegsbedarf  und  traten  ins  Benehmen  mit 

*)  Nyhoff,  Gedenkwaardigheden  uit  der  geschiedenis  van  Gelder- 
land, üeel  3  (1839)  Nr.  347  A-D.  —  2)  Nyhoff  a.  a.  0.  Deel  3  Nr.  3*8. 
Vgl.  auch  Nr.  386.  —  3)  Nyhoff  a.  a.  0.;  Deel  3  Nr.  3%,  397,  400,  403r 
404,  407—412,  415—417. 
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der  Ritterschaft  der  Umgebung,  um  auf  jeden  Fall  gerüstet 
zu  sein.  In  Frage  kamen  diesmal  sogar  drei  Prätendenten: 
1.  Herzog  Adolf  von  Berg,  dessen  Großvater  der  Bruder  des 
Vaters  der  beiden  letzten  Herzöge  gewesen  war;  2.  Johann 
von  Loen,  Herr  von  Heinsberg,  dessen  Mutter  die  Schwester 
des  Vaters  der  beiden  letzten  Regenten  war ;  3.  Arnold  von 
Egmond,  dessen  noch  lebender  Vater  mit  der  Tochter  der 
Schwester  der  beiden  letzten  Fürsten  vermählt  war.  Schon 
am  28.  Juni  kamen  ganz  dem  Verbundbrief  vom  Jahre  1418 
gemäß  Ritterschaft  und  Städte  zu  einer  Taglahrt  in  Nym- 
wegen  zusammen;  alsbald  ward  die  Wahl  vorgenommen  und 
sie  fiel  auf  den  etwa  dreizehnjährigen  Arnold  von  Egmond, 
der  bei  seinen  geringen  Mitteln  und  seiner  unmündigen 
Jugend  der  großen  Mehrzahl  wohl  lieber  sein  mochte  als  der 
mächtige  Herzog  von  Berg  oder  der  kluge  Herr  von  Heins- 
berg.1) Die  verschiedenen  Urkunden,  die  der  junge  Fürst, 
dessen  Vater  hocherfreut  über  die  gute  Gelegenheit  war,  den 
verblichenen  Glanz  seines  Hauses  zu  erneuern,  alsbald  aus- 
stellte, lassen  über  die  Beweggründe  keinen  Zweifel,  die  für  ihn 
den  Ausschlag  gaben.  Der  neue  Herzog  anerkannte  zunächst 
das  vorher  erörterte  Bündnis  von  1418  und  ernannte  zugleich 
seinen  Vater  zum  Regenten  oder  Ruwart  des  Landes;  ihm 
aber  sollte  der  Rat  der  Sechzehn  zur  Seite  stehen,  von  denen 
je  vier  von  den  vier  Quartieren  zu  ernennen  waren.  Keinerlei 
wichtige  Regierungshandlungen  sollten  zudem  ohne  Mit- 
wirkung der  Verwandten,  der  Ritterschaft  und  Hauptstädte 
vorgenommen  werden;  vornehmlich  aber  bedangen  sie  alle 
sich  aus,  bei  der  Verheiratung  ein  gewichtiges  Wort  mit- 
zusprechen. Gerade  dieser  Punkt  war  wohl  von  entscheidender 
Bedeutung,  denn  die  Braut,  die  dem  ganzen  Lande  genehm 
sein  mußte,  war  bereits  gefunden  in  Katharina  von  Cleve, 
deren  Mutter  Maria  von  Burgund  durch  ihre  Abstammung 
von  Herzog  Wilhelm  dem  älteren  von  Jülich  den  Rechts- 
ansprüchen ihres  Verlobten  noch  eine  nicht  unerwünschte 
weitere  Stütze  gab.  Noch  mehr  ins  Gewicht  fiel  freilich  das 
Ansehen  des  Brautvaters,  Herzog  Adolfs,  der  bei  der  Gelegen- 
heit ein  ihm  außerordentlich  erwünschtes  festes  Schutz-  und 


»)  Nykoffa.  a.  0.  Deel  3  S.  VI. 
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Trutzbündnis  mit  dem  Nachbarland  vereinbarte,  das  sein 
eigenes  schmales  Territorium  fast  von  drei  Seiten  umschloß. 
Aus  zahlreichen  Bestimmungen  des  „Verbunds",  auf  dessen  so 
interessanten  Inhalt  hier*  nicht  näher  eingegangen  werden 
kann,  geht  deutlich  hervor,  daß  das  in  Aussicht  genommene 
Yerlöbnis  mit  Cleve  beiderseits  als  Notwendigkeit  empfunden 
~und  von  der  Sympathie  des  ganzen  Landes  getragen  wurde.1) 

Damit  wird  es  zusammenhängen,  daß  die  Besitzergreifung 
des  Herzogtums  sich  ohne  größere  Störungen  in  aller  Ruhe 
vollzog.  Schon  am  8.  Juli  hatte  Nymwegen  gehuldigt,  am 
11.  folgte  Arnheim  und  am  20.  Zütphen.  Nachdem  so  drei 
der  vier  einflußreichen  Hauptstädte  gewonnen  waren,  kamen 
die  kleineren  Städte  an  die  Reihe,  zunächst  im  Zütphenschen 
Quartier,  dann  die  im  Arnheimschen  und  Nymwegenschen 
Yiertel.  Endlich  am  27.  September  fand  die  Huldigung 
Roermonds  statt,  das  damals  an  Macht  und  Umfang  die 
anderen  Hauptstädte  weit  übertraf. 

Nicht  nur  die  alten  Privilegien  wurden  bei  diesem  so 
guten  Anlaß  bestätigt,  nicht  wenige  Ortschaften  holten  jetzt 
längst  gehegte  Wünsche  hervor  und  erlangten  sofort  oder 
doch  in  der  nächsten  Zeit  endgültige  oder  zeitlich  begrenzte 
neue  Gunstbeweise.2)  Am  meisten  aber  wurde  auch  diesmal 
wieder  in  Mitleidenschaft  der  Ort  gezogen,  dessen  Namen 
das  ganze  Land  trug,  und  auf  dessen  Besitz  bei  Landes- 
teilungen und  Abschichtungen  stets  besonderer  Wert  ge- 
legt ward.3) 

In  dem  schon  erwähnten  Ehevertrag,  der  am  22.  Juli  1423 
zwischen  Herzog  Adolf  von  Gleve  und  den.  Vertretern  des 
jungen  Herzogs  vereinbart  war,  räumte  Arnold  nämlich 
seiner  zukünftigen  Gemahlin  außer  einer  Jahrrente  von 
4000  Goldgulden  auch  den  Nießbrauch  der  Burg,  der  Stadt, 


J)  Vgl.  Liesegang,  Herzog  Adolf  von  Cleve  im  Grenzstreit  mit  Geldern, 
in  der  Pestschrift  für  Heinrich  Brunner  S.  219.  Der  Text  des  Verbunds 
nach  einer  etwas  jüngeren  Abschrift  in  Gelre,  Deel  5  (1902)  S.  347  ff. 
—  *)  Vgl.  die  Angaben  bei  Nyhoff  a.  a.  O.  S.  XII  über  die  Privilegien 
für  Wageningen  vom  14.  Oktober  1423  und  vom  24.  März  1424  im  dor- 
tigen Stadtarchiv.  —  8)  Schon  in  dem  Ehevertrag  zwischen  Reinald  I. 
mit  Margarethe  von  Flandern  vom  21.  April  1285  war  Geldern  zum 
Pfand  gesetzt  und  hatte  der  neuen  Herrin  huldigen  müssen. 
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der  Dörfer  und  des  ganzen  Amtes  Geldern  zu  Leibzuchtrecht 
ein.  Des  weiteren  sollte  Katharina  sofort  von  dem  Amt- 
mann, in  dessen  Gewahrsam  die  Burg  ist,  und  von  Schöffen, 
Ratleuten  und  Bürgern  gehuldigt  und  eidlich  versprochen 
werden,  daß  man  nach  Vollendung  ihres  zwölften  Lebens- 
jahres ihr  alles  in  bestem  Zustand  überliefern  wolle.1)  Der 
Leibzuchtbrief,  der  an  demselben  Tage  darüber  ausgestellt 
wurde,  zeigt,  wie  der  neue  Regierungsorganismus  arbeitet. 
Johan  von  Egmond,  als  Regent,  die  Räte  und  die  sogenannten 
Freunde,  aber  auch  die  Bürgermeister,  Schöffen  und  Rat- 
mannen der  vier  Hauptstädte  geben  ihre  Zustimmung  und  be- 
siegeln den  Brief.2)  Diese,  man  wird  sagen  müssen  prinzipielle 
Bereitwilligkeit  der  Stadt  Geldern,  mit  der  man  sich  übrigens, 
wie  Angaben  in  der  Stadtrechnung  dieses  Jahres  zeigen,  sofort 
ins  Benehmen  gesetzt  hatte,  mußte  Herzog  Arnold  naturgemäß 
außerordentlich  erwünscht  sein.  Noch  während  seiner  Hul- 
digungsreise im  Arnheimschen  und  Nymwegener  Quartier  fand 
sich  der  Ruwart  ein,  um  weitere  Verhandlungen  einzuleiten. 
Diese  scheinen  glatt  verlaufen  zu  sein,  denn  an  ein  und  dem- 
selben Tage,  am  3.  August,  stellte  er  sowohl  den  Bürgern 
von  Goch  wie  denen  von  Geldern  eine  Urkunde  aus,  die 
den  Inhalt  der  bisherigen  Abmachungen  zusammenfaßt.3)  Die 
Bürger  beider  Städte  befanden  sich  in  derselben  mißlichen 
Lage,  ihre  alten  Handfesten  alle  oder  zum  größeren  Teil 
durch  die  Ungunst  der  Zeiten  verloren  zu  haben;  für  beide 
Gemeinwesen  war  daher  die  Gelegenheit  günstig,  einen  voll- 
wertigen Ersatz  zu  erlangen.  In  einer  so  wichtigen  Sache, 
die  bei  der  Eifersucht  der  Geldernschen  Städte  untereinander 
alle  möglichen  Konsequenzen  nach  sich  ziehen  konnte,  wagte 
der  Ruwart  nichts  Entscheidendes  zu  tun.  Er  gab  daher 
Versicherungen  über  seinen  guten  Willen  und  versprach  ihnen 
noch  vor  der  Martinsmesse  (11.  November)  eine  Tagfahrt 
anzusetzen,  auf  der  mit  den  Sechzehnern  und  den  vier  Haupt- 
städten über  die  Berechtigung  ihres  Wunsches  beraten  werden 


»)  Nyhoff  a.  a.  0.  Deel  4  Nr.  9.  —  2)  Nyhoff  a.  a.  0.  Deel  4  Nr.  10. 
Die  Stadt  Geldern  scheint  sich  vorläufig  nicht  mit  untersiegelt  zu  haben. 
—  •)  Vgl.  unten  S.  294.  Die  Urkunde  für  Goch  im  dortigen  Stadt- 
archiv Repertorium  II  Nr.  474.  Vgl.  das  Regest  in  den  „Annalen  des 
historischen   Vereins  für  den  Niederrhein",   Band   64   (1897)  S.  89 
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möge.  Würde  inzwischen  dem  neuen  Herzog  eine  Bede 
bewilligt  werden,  so  sollten  beide  Städte  vorläufig  nicht  zur 
Zahlung  verpflichtet  sein. 

Nachdem  der  Ruwart  die  Bürger  so  beruhigt  hatte, 
wird  er  weitergezogen  sein,  um  auch  in  den  übrigen  Teilen 
des  Oberquartiers  die  Huldigung  vorzubereiten.  Als  Arnold 
am  Ende  des  nächsten  Monats  diese  Gegend  aufsuchte,  fand 
er  auch  hier  keinen  Widerstand.  Am  27.  September  hul- 
digten, wie  schon  erwähnt,  die  Hauptstadt  Roermond  und 
zugleich  die  Untertanen  in  dem  „Lande  an  der  Niers  auf- 
wärts an  beiden  Ufern  der  Maas" ;  am  nächsten  Tage  folgte 
Venlo *),  am  29.  kam  Geldern  an  die  Reihe,  wo  man  sich 
der  Abrede  gemäß  um  so  eher  mit  einer  allgemeinen  Privi- 
legienbestätigung begnügte,  als  es  ja  bis  zur  Martinsmesse 
nur  noch  einige  Wochen  hin  war.2)  Am  1.  Oktober  war 
dann  der  Herzog  in  Goch,  das  sich,  wie  wir  wissen,  in  der- 
selben Lage 'wie  Geldern  befand.3)  Nirgends  hatte  der  neue 
Herr  nennenswerten  Widerstand  gefunden,  erst  eine  ferne 
Zukunft  sollte  lehren,  daß  dieses  schwache  Werkzeug  in  den 
Händen  der  Stände  dennoch  stark  genug  war,  dem  Land 
für  immer  seine  Selbständigkeit  zu  rauben  und  es  einem 
Mächtigeren  auszuliefern.  — 

Die  für  die  erste  Hälfte  des  Monats  November  in  Aus- 
sicht genommene  Tagfahrt  scheint  tatsächlich  stattgefunden  zu 
haben,  wenn  auch  etwas  Endgültiges  über  die  Erneuerung  der 
Privilegien  für  Goch  und  Geldern  dort  noch  nicht  beschlossen 
wurde.  Wohl  aber  ward  mit  Geldern,  dessen  Einkünfte, 
wie  wir-  wissen,  schon  am  1 1 .  Juli  toe  tuchtersschen  rechten 
für  Katharina  von  Cleve  bestimmt  waren,  abermals  ver- 
handelt. Auf  Grund  der  Einwilligung  der  vier  Hauptstädte 
verstand  sich  Geldern,  das  bis  dahin  den  Leibzuchtbrief 
nicht  hatte  mit  untersiegeln  können,  nunmehr  hierzu.4)    Die 

»)  Nyhorf  a.  a.  0.  Deel  4  Nr.  14—16.  —  2)  unten  S.  294.  —  3)  Ab- 
schrift der  Huldigungsurkunde  im  Privilegienbuch  der  Stadt  Goch 
(früher  in  Privatbesitz),  Bl.  25.  —  4)  Urkunde  vom  6.  November  im 
Stadtavehiv  zu  Geldern;  abgedruckt  bei  Nettesheim  a.  a.  0.  S.  641:  Den 
(Leibzuchtbrief)  die  stat  van  Gelre  mede  besegelen  soulde,  des  sy  doch 
buten  onsen  (der  Hauptstädte)  Wille  ende  consent  onime  sullicks  ver- 
bontz  wille,  dair  sy  sich  mit  ons  ende  den  anderen  steden  des  lands 
van  Gelre  ynne  verbünden  hebben,  nyet  doen  enmoegen. 
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Yermutung  ist  unab weislich,  daß  die  Hauptstädte  ihrerseits 
nun  auch  versprachen,  den  Wünschen  der  Bürger  hinsichtlich 
der  Verleihung  einer  umfassenden  Handfeste  nicht  entgegen 
zu  sein.1) 

Immerhin  mögen  sich  die  Erörterungen  über  deren  Form 
und  Inhalt  hingezogen  haben,  erst  von  Agneten  1424 
(21.  Januar)  datiert  das  neue  Diplom  für  Geldern,  und  an 
demselben  Tage  erhielt  auch  Goch  sein  Privileg,  das  dem 
Inhalt  und  dem  Wortlaut  nach  völlig  damit  übereinstimmt.2) 

Es  verlohnt  sich,  einen  Blick  auf  die  Urkunde  zu  werfen, 
deren  ganzer  Fassung  man  es  anmerkt,  daß  sie  den  Wün- 
schen der  Bürger  der  beiden  Städte  entsprechend  formuliert 
ist.  Nach  der  so  oft  wiederkehrenden  Versicherung,  daß  die 
Einwohner  nach  Stadtrecht  leben  und  nur  nach  Schöffenurteil 
gerichtet  werden  sollten3),  folgen  Bestimmungen  über  die 
Höhe  der  Brächten,  die  auch,  wenn  es  den  Leib  betrifft  — 
ganz  wie  im  Landrecht  —  den  Betrag  von  5  Mark  nicht 
überschreiten  dürfen.4)  Ein  Geleit,  das  der  Herzog  oder 
der  Amtmann  in  der  Stadt  verleiht,  muß  aufgesagt  werden, 
wofern  es  der  Stadt  hinderlich  ist.  Das  Schöffenamt  soll 
lebenslänglich  währen,  nur  Schöffen,  die  sich  straffällig  ge- 
macht, dürfen  abgesetzt  werden.  Bürger,  die  sich  etwas 
haben  zuschulden  kommen  lassen,  dürfen  nur,  wenn  sich 
kein  Bürge  für  sie  findet,    ohne  weiteres  vom  Amtmann  ins 

»)  S.  262  N.  4.  —  2)  Vgl.  unten  S.  295.  Das  Diplom  für  Goch  ist  stark  ver- 
stümmelt (der  ganze  Schluß  und  die  Datierung  fehlen),  neuerdings  nach 
einer  schlechten  Abschrift  abgedruckt  in  Gelre,  Deel  7  (1904)  S.  329.  — 
3)  Schon  indem  ersten  Verbund,  zu  dem  die  Städte  Gelderns  am  1.  Dezember 
1343  zusammentraten  (Nyhoff  a.  a.  0.  Deel  2  Nr.  1),  lautet  gleich  die 
erste  Forderung,  die  dem  Landesberrn  gegenüber  geltend  zu  machen  sei : 
Ende  dat  wy  daertu  raden  ende  helpen  zoellen,  daet  ylken  mynsche 
recht  bescheydt  ende  vondenisse  geschye,  na  recht  der  stede.  —  *)  In 
der  Ratswillkür  aus  dem  Jahr  1351  von  Roermond,  wohin  die  Haupt- 
fahrt  sowohl  von  Geldern  wie  von  Goch  ging,  bei  Meerdink,  Roermond 
in  de  middeleenvoen  (Roerruond  1909)  S.  107  heißt  es:  Ouch  soe  yst 
onser  stat  recht  ende  ys  eyne  gemeyne  lantrecht  van  der 
Niersen  hierop,  dat  geyn  mynsche  van  geynen  bruecken  noch  mys- 
daden  meir  verbueren  enmach  dat  lyf  of  5  marke  cleyne,  dats  30  s.;  mer 
van  eynen  geslepen  wapen  getogen  off  eynen  vrede  geweigert,  dat  heeft 
die  stat  gesatt  op  5  m.  groet,  alse  op  60  s.  Vgl.  übrigens  auch  unten 
S.  285. 
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Gefängnis  geführt  und  dem  Stockmeister  übergeben  werden. 
Ist  der  Bestrafte  zu  arm,  so  soll  für  die  Bezahlung  der  Buße 
eine  Frist  gewährt  werden.  In  dem  Privileg  für  Geldern 
schließt  sich  hier  die  Bestimmung  an,  daß  die  dortigen 
Bürger,  wenn  sie  mit  „Außenleuten",  die  das  Bürgerrecht 
nicht  besitzen,  in  Rechtsstreitigkeiten  verwickelt  werden, 
gegen  diese  mit  dem  „Gericht  der  hohen  Klagen  und  mif 
gezogenem  Schwert"1)  vorgehen  können;  in  der  Handfeste 
für  Goch  fehlt  diese  Vergünstigung,  die  übrigens  auch  aonsi 
am  Niederrhein  begegnet.2)  '  In  der  Folge  stimmen  dam 
beide  Urkunden  wieder  überein:  in  der  Nähe  beider  Städte 
dürfen  keine  Märkte  an  den  Tagen  konzessioniert  werden, 
an  denen  in  Goch  oder  Geldern  ein  Wochen-  oder  Jahr- 
markt abgehalten  wird.  Bei  der  Gelegenheit  erfährt  man, 
daß  die  uralte  Satzung  des  Marktrechts,  nach  der  zur  Zeit  des 
Marktfriedens  keine  Pfändung  wegen  Schaden  noch  Schuld 
vorgenommen  werden  soll,  auch  für  die  beiden  Städte  und 
den  Bereich  ihrer  Bannmeilen  Kraft  hat.  Die  Schlußbestim- 
mung in  dem  Privileg  oder  richtiger  in  beiden  Privilegien 
sucht  in  ausführlicher  Darlegung  die  Amtsgewalt  der  Bürger- 
meister gegen  die  des  Amtmanns  abzugrenzen.  Nur  wenn 
irgendwelche  Verordnungen  gemeinsam  vom  Amtmann, 
sowie  von  Bürgermeistern,  Schöffen  und  Ratmannen  erlassen 
worden  sind,  soll  eine  Übertretung  von  den  Amtleuten  geahndet 
werden  dürfen. 

Überblickt  man  die  Fülle  dieser  eigenartigen  und  offenbar 
nicht  ausgetüftelten,  sondern  der  bestehenden  Praxis  ent- 
nommenen Artikel,  so  kann  es  doch  wohl  keinem  Zwojfel 
unterliegen,  daß  die  Vorlage  für  diese  Handfeste  entweder 
in  Goch  oder  in  Geldern  angefertigt  worden  ist.3)    Mag  die 

9  Vgl.  unten  S.  289.  —  *)  Vgl.  Lacomblet  a.  a.  0.  Bd.  3 
Nr.  241.  Graf  Dietrich  von  Cleve  sagt  in  einem  Privileg  für  die  Stadt 
Wesel  vom  11.  Januar  1329:  Item  concessimus  dictis  nostris  opidanis 
Wesaliensibus  .  .,  quod  ipsi  poterunt  pro  debitis  vel  pro  aliis 
causis  quos  voluerint,  licet  illi  in  terra  nostra  resideant,  nudo  gladio 
coram  nostro  judicio  Wesaliensi  proclamare  seu  vocare  ultra,  sicut 
juris  est  procedendo.  —  3)  Die  den  Eid  des  Amtmanns  betreffende  Be- 
stimmung gleich  im  Anfang  findet  sich  übrigens  auch  schon  in  dem 
Privileg  Herzog  Reinaids  für  Goch  vom  28.  September  1371  bei  Nyhoff 
a.  a.  0.  Deel  2  Nr.  195. 
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Geschichte  beider  Städte,  die  zweifelsohne  etwa  zu  derselben 
Zeit  von  jenem  Grafen  Otto  IL  von  Geldern,  dem  die  meisten 
Ortschaften  des  Landes  ihre  Erhebung  zum  Rang  von  Städten 
verdanken,  Stadtrecht  empfangen  haben,  noch  so  sehr 
parallel  verlaufen  sein,  Abweichungen  in  der  Verfassungs- 
und Rechtsentwicklung  müssen  doch  sehr  bald  sich  geltend 
gemacht  haben  zwischen  Geldern,  das  die  früher  häufig 
besuchte  Residenz  der  Landesfürsten  war,  und  Goch,  dessen 
Einwohnerschaft  ganz  überwiegend  von  der  Wollnahrung 
lebte.1)  Das  läßt  sogar  die  Überlieferung,  so  lückenhaft  sie 
für  beide  Städte  auch  sein  mag,  deutlich  genug  erkennen. 
Nun  kann  man  aber  auch,  wie  vorgreifend  bemerkt 
werden  mag,  bestimmt  nachweisen,  daß  eine  Rechtsaufzeich- 
nung im  Privilegienbuch  der  Stadt  Geldern,  die  ungefähr  um 
das  Jahr  1410  eingetragen  sein  muß,  abgesehen  von  einigen 
wenigen  Auslassungen  und  geringfügige  Veränderungen  im 
Wortlaut  mit  der  Handfeste  für  beide  Orte  durchaus  überein- 
stimmt. Auf  diese  Grundlage  muß  man  also  hier  wie  dort 
zurückgegriffen  haben,  als  man  im  Jahre  1423  die  Gelegenheit 
für  gekommen  erachtete,  sich  einen  Ersatz  —  sei  es  nun  für 
die  Stadterhebungsurkunde  Ottos  II.  aus  der  Mitte  des 
13.  Jahrhunderts2),  sei  es  für  deren  Bestätigung  im  Jahre  1312 
durch  Graf  Reinald  I.  —  zu  verschaffen.3) 


l)  Schon  1329  erhält  Wesel  von  seinem  Landesherrn  (Lacom- 
blet  a.  a.  0.  Bd.  3  Nr.  241)  ein  Wüllenamt  in  omnium  (?)  con- 
suetudine  et  jure  sicut  est  in  opido  Goch.  Über  Goch  als  aus- 
gesprochene Weberstadt  vgl.  Bergrath,  Annalen  des  historischen  Vereins 
für  den  Niederrhein,  Heft  5  S.  18ff.  —  2)  H.  Verbeck,  Graf  Otto  II. 
von  Geldern  (Münster  i.  W.  1910)  S.  64  vermutet  ohne  irgendwelche  Be- 
gründung (der  Richter  Gerhard  kommt  übrigens  nicht  in  Sloet,  Oorkonden- 
boek  Nr.  608,  sondern  608  bis  vor),  daß  die  Stadterhebung  Gelderns  schon 
1230  stattgefunden  habe.  —  3)  Reinald  II.  ließ  bekanntlich  auf  dem 
Reichstag  zu  Speier  im  Jahre  1310  die  Stadterhebungsurkunden  seines 
Vaters,  Ottos  IL,  durch  Kaiser  Heinrich  VII.  für  nichtig  erklären,  weil 
sie  ohne  königliche  Erlaubnis  ausgestellt  seien.  Im  Verlaufe  der 
nächsten  Jahre  erneuerte  er  alsdann  seinen  Städten  mit  Genehmigung 
Heinrichs  VII.  ihre  alten  Handfesten.  Auch  Wageningen,  das  sein 
Vater  im  Jahre  1263  (vgl.  die  Urkunde  bei  Sloet,  Oorkondenboek  van 
Gelre  en  Zutfen  Nr.  862)  erhielt  am  4.  Dezember  1312  (Nyhoff  a.  a.  0. 
Deel  1  Nr.  141)  eine  neue  Handfeste.  Da  heißt  es  nun  ausdrücklich, 
daß  Reinald  der  Stadt  omnem  libertatem,  quam  burgenses  nostri  Gel- 
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Freilich  gelang  es  nicht,  den  ganzen  Umfang  jener 
Rechtsaufzeichnung  oder  Rechtskunde  in  die  neue  Handfeste 
mit  hinüb erzunehmen;  insofern  mögen  sich  in  der  Tat  nicht 
alle  Erwartungen,  die  die  Bürger  von  Geldern  bei  der  Hul- 
digung hegten,  erfüllt  haben.  Dabei  werden  es,  worauf  ja 
auch  schon  der  oben  angedeutete  Gang  der  Dinge  hinweist, 
ebensosehr  die  Hauptstädte  wie  der  junge  Herzog  und  sein 
Vater  gewesen  sein,  die  allzu  weitgehenden  Ansprüchen  der 
beiden  „kleinen  Städte"  erfolgreich  entgegenzuwirken  wußten. 

In  der  Überschrift  dieser  Rechtsaufzeichnung,  wird  aus- 
drücklich gesagt,  daß  die  Stadt  Geldern  auf  diese  alten 
Rechte  und  Gewohnheiten  begründet  und  gefestigt  sei,  in 
der  vorliegenden  Form  seien  sie  von  Eltern  und  Ureltern 
überliefert  worden.  Während  nun  die  ersten  Bestimmungen 
über    die    Art    der    Huldigung,    über    die    Gewährung    von 

renses  habent,  gewährt  habe.  Nyhoff  gesteht  voller  Resignation  ein, 
daß  er  nicht  wisse,  worin  diese  Freiheit  bestanden  habe.  Daß  Gel- 
dern ungefähr  in  dieser  Zeit  schon  die  Befugnis  gehabt  habe,  eine 
Akzise  zu  erheben,  erschließt  Friedrich  Holländer,  Studien  zum  Auf- 
kommen städtischer  Akzisen  am  Niederrhein  (Bonn  1911),  mit  Recht 
daraus,  daß  Reinald  IL  in  dem  Niederlassungsprivileg  für  die  lom- 
bardischen Kautleute  zu  Geldern  vom  13.  Dezember  1332  (Nyhoff  a.  a.  0. 
Nr.  266),  diese  von  der  Zahlung  der  städtischen  Akzise  dort  befreit 
wissen  will.  Übrigens  ist  aber  auch  in  dieser  Urkunde  wieder  davon 
die  Rede,  daß  die  Lombarden  derselben  Rechte  und  Freiheiten  teil- 
haftig sein  sollen,  deren  sich  die  Bürger  von  Geldern  erfreuen  (omni 
jure  et  libertate,  quibus  homines  et  opidani  dicti  opidi  nostri  de 
Gheldria  gaudent  et  gaudere  tenentur).  Auch  hier  wird  also  abermals 
auf  bestimmte  Privilegien  Bezug  genommen,  ohne  daß  man  ihren  In- 
halt kennen  lernt.  Daß  aber  diese  Freiheitsrechte  in  ihrer  Anwendung 
auf  den  Wochenmarkt  vorbildlich  und  für  andere  Städte  erstrebens- 
wert sein  mußten,  lehrt  schließlich  noch  die  Erhebungsurkunde  für 
Venlo  vom  1.  September  1343  (abgedruckt  bei  van  Slichtenhorst, 
Geldersse  Geschiedenissen,  Arnhem  1654,  S.  364);  dort  wird  gesagt: 
Voort  soo  vryen  wy  hen  eynen  wekemerct  alle  dinxdage  te  wesen, 
vry  te  zyne  ghelyck  dat  die  weeckmerkt  tot  Gelre  is.  Nicht  lange 
Zeit  darauf  muß  dann  der  Verlust  der  alten  Privilegien  Gelderns  ein- 
getreten sein,  ohne  daß  man  etwas  Bestimmtes  darüber  hätte  angeben 
können.  Daß  aber  Geldern,  von  dem  noch  im  Jahre  1520  Herzog  Karl 
sagte,  daß  es  eine  alte  Stadt  sei,  von  der  wir  und  unsere  Landschaft 
den  Namen  haben,  vor  anderen  Stadtgemeinden  auch  durch  Privi- 
legien bevorzugt  gewesen  sei,  war  späterhin  die  allgemeine  Meinung. 
Vgl.  z.  B.  Nyhoff  a.  a.  0.  Deel  6  Nr.  1033. 
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Schöffenurteil  und  über  den  Schutz  gegen  die  Willkür  des 
Amtmanns  durch  dessen  eidliche  Verpflichtung  anstandslos 
in  der  Handfeste  wiederkehren,  war  der  folgende  Artikel, 
demzufolge  die  Stadt  Geldern  alle  die  Gerechtsame  be- 
ansprucht, die  den  Hauptstädten  gegeben  würden,  offenbar  in 
den  Augen  der  letzteren  ein  Stein  des  Anstoßes.  Betrachtet 
man  die  lange  Reihe  der  Stadterhebungsurkunden  der  gel- 
dernschen  Städte,  so  findet  man  in  der  Tat,  daß  von  allem 
Anfang  an  der  Landesherr  sehr  genau  von  Fall  zu  Fall  das 
Maß  der  zu  gewährenden  Begünstigungen  abwog  und  wo- 
möglich von  vornherein  weitere  Gnadenbeweise  von  den 
Diensten  abhängig  machte,  die  die  Bürger  der  betreffenden 
civitas  ihm  fürderhin  leisten  würden.1)  Das  Emporkommen 
der  Hauptstädte  im  Laufe  des  Jahrhunderte,  das  uns  ja  in 
den  im  Eingang  angeführten  Urkunden  schon  wiederholt  un- 
verkennbar entgegentrat,  hatte  dann  erst  recht  nicht  in  aus- 
gleichendem Sinne  gewirkt.  Obwohl  es  bisher  an  einer 
Darstellung  der  Entwicklung  des  Geldernschen  Städte- 
wesens auf  der  breiten  Grundlage  des  vorhandenen,  von 
Nyhoff  leider  so  oft  nur  in  der  Form  von  Regesten  wieder- 
gegebenen Urkundenmaterials,  noch  völlig  gebricht,  so  kann 
man  doch  sagen,  daß  zum  mindesten  der  überragenden 
Stellung  der  Hauptstädte  der  vier  Quartiere  auch  ein  reich- 
licheres Ausmaß  an  Gerechtsamen,  namentlich  an  Zollfrei- 
heiten, entspra-ch.2) 

In  der  Rechtsaufzeichnung  folgt  eine  kurze  Angabe  über 
die  bekannten  Bedefälle.  Da  in  Geldern  hinsichtlich  der 
Bedepflichten  die  Städte  keinen  Vorzug  mehr  von  den  Be- 
wohnern des  platten  Landes  beanspruchten,  wird  man  in 
Goch  sowenig  wie  in  Geldern  Wert  darauf  gelegt  haben, 
daß  eine  Bestimmung  der  Art  in  die  Handfeste  aufgenommen 
wurde. 


J)  Dessen  ist  sich  H.  Verbeck  in  der  vorhin  erwähnten  sonst  so  wackern 
Arbeit  nicht  bewußt  geworden,  wenn  er  (S.  65)  bemerkt:  „Da  fast  alle 
Städte  dieselben Rechteerhielten,  so  erübrigt  es  sich  hier,  claraufweiter  ein- 
zugehen." —  4)  Das  zeigte  sich  vor  allem  bei  der  Verleihung  des  „neuen 
Zolls"  zu  dem  alten  Reichszoll,  der  bei  Lobith  erhoben  wurde.  Vgl.  Nyhoff 
a.  a.  0.  Deel  2  Nr.  91  (Herzog  Eduards  Zollprivileg  für  Nymwegen  vom 
3.  Februar  1359)  und  die  Darlegungen  in  der  Anmerkung  ebendort 
S.  136. 
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Artikel  für  Artikel  der  alten  Rechtsaufzeichnung  kehrt 
dann  in  dem  Privileg  oder  richtiger  in  den  beiden  Privilegien 
vom  21.  Januar  1424  wieder;  fast  möchte  man  meinen,  daß  der 
alte  Kanzleivermerk  „notandum",  der  beinah  durchweg  am 
Rand  steht  (nur  bei  der  in  der  Gocher  Handfeste  fehlenden 
Bestimmung  ist  er  fortgeblieben),  bei  der  Ausarbeitung  der 
Handfesten  eingezeichnet  sei ! 

Vermißt  werden  in  der  Handfeste  nur  die  Punkte,  die 
sich  auf  die  Zollbefreiung  der  Bürger  Gelderns  und  auf  ihr 
Stapelrecht  zu  Arcen  an  der  Maas  beziehen.  Was  nun  die 
Befugnis  der  Stadt  Geldern  anbelangt,  in  Arcen  ein  Stapel- 
recht für  alle  im  Drostenamt  zu  verbrauchenden  Güter  aus- 
zuüben, so  mochte  sie  wohl  auf  altem  Herkommen  beruhen, 
jedenfalls  aber  stand  diese  Vergünstigung,  so  wie  sie  in 
Geldern  damals  und  später  ausgeübt  wurde,  im  Widerspruch 
mit  einer  Bestimmung  der  uns  schon  bekannten  Stadt- 
erhebungsurkunde von  Venlo  vom  1.  September  1343  (oben 
S.  266  A),  in  der  ohne  irgendwelche  Erwähnung  älterer  Rechte 
Gelderns  jeder  Aufschlag  und  jede  Kaufmannschaft  zwischen 
Mook  und  Venlo  auf  dem  rechten  Ufer  der  Maas  Venlo  zu- 
gesprochen wird.1)  Die  erbitterten  Zwistigkeiten,  die  hieraus 
zwischen  beiden  Städten  besonders  im  16.  Jahrhundert  ent- 
sprangen, sollen  hier  nicht  verfolgt  werden.  Jedenfalls 
mochten  die  Hauptstädte  und  der  Landesherr  Grund  genug 
haben,  nicht  durch  Aufnahme  einer  Venlo  abträglichen  Be- 
stimmung in  die  Handfeste  den  Anstoß  zum  Ausbruch  des 
Haders  zu  geben.2) 

Was  dann  die  Freiheit  an  den  sämtlichen  Zollstätten 
anbelangt  mit  Ausnahme  des  sogenannten  alten  Zolls  zu 
Lobith,  der  halb  geleistet  werden  mußte,  so  ist  schwer  ein- 

*)  van  Slichtenhorst  a.  a.  0.  S.  564:  Voort  so  sullen  wy  niet 
laten  gescheen  noch  gehengen,  dat  eenich  opslach  of  komanschap  van 
enigherhande  guede  ergent  zy  tusschen  Moldyk  ende  Venloe,  aen  die 
syde  daer  Venloe  gelegen  is,  danne  tot  Venloe.  —  2)  Auch  sonst  waren 
die  Ansprüche  auf  Ausübung  eines  Stapelrechts  oder  ähnlicher  Ver- 
günstigungen am  unteren  Lauf  der  Maas  widerspruchsvoll  und  nicht 
unbestritten.  Dafür  mag  z.  B.  auf  die  Urkunde  bei  Nyhoff  (a.  a.  0.  Deel  3 
Nr.  5)  vom  28.  März  1372  verwiesen  werden,  durch  die  die  Stadt  Roer- 
mond  den  Stapel  erhält  an  allem  Gut,  dat  aen  haer  stat  coempt  den 
ström  op  off  neder. 
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zusehen,  warum  nicht  auch  Geldern  eine  solche  Begünstigung, 
die  z.  B.  dem  benachbarten  Goch  schon  im  Jahre  1370  von 
Herzog  Wilhelm  zugestanden *■)  und  dann  wiederholt  bestätigt 
worden  war2),  frühzeitig  erhalten  haben  sollte.  Im  Privi- 
legienbuch findet  sich  der  Entwurf  zu  einem  Schreiben  der 
Bürgermeister,  Schöffen  usw.  von  Geldern  an  alle  Zöllner 
des  Territoriums,  in  dem  sie  die  Ansprüche  der  Stadt  auf 
Zollfreiheit,  abgesehen  vom  alten  halben  Zoll  zu  Lobith,  mit 
aller  Entschiedenheit  behaupten,  zugleich  aber  durchblicken 
lassen,  wodurch  sie  ins  Hintertreffen  geraten  seien.3)  Das 
Zollprivileg  —  so  meinen  sie  —  müsse  zu  Herzog  Eduards 
(1361 — 1371)  Zeit  und  vielleicht  noch  eher  erworben  sein, 
als  die  Bürger  noch  fleißiger  die  Ströme  des  Landes  be- 
fahren und  Kaufmannschaft  betrieben  hätten.  Erst  nach 
dessen  Tode  habe  der  Handel  nachgelassen  und  darin  ver- 
muten Bürgermeister  und  Schöffen  den  Grund,  daß  die 
Zöllner  und  Aufseher  vielfach  von  der  Zollfreiheit  der  Bürger 
nichts  mehr  wüßten. 

Aus  dieser  Nachricht  ergibt  sich,  daß  tatsächlich  die 
betreffenden  Privilegien  im  Jahre  1415  nicht  mehr  vorhanden 
waren;  der  Stadtschreiber,  der  das  Privilegienbuch,  wie  wir 
sehen  werden,  kurz  vorher  anlegte  und  alles  eintrug,  wessen 
er  an  wichtigen  Urkunden  noch  habhaft  werden  konnte,  hat 
also  diese  Verleihung  nicht  mehr  vor  sich  gehabt.4)  Und 
ebenso  entspricht   es  des  weiteren   offenbar  den  Tatsachen, 


»)  Privileg  vom  12.  März  in  Gelre,  Deel  7  S.  328.  —  2)  Vgl. 
die  Urkunden  vom  3.  September  1372  bei  Nyhoff  a.  a.  0.  Deel  3  Nr.  8 
u.  9,  und  auch  die  Erneuerung  dieses  Rechts  vom  13.  März  1410  in  dem 
schon  erwähnten  Privilegienbuch  Bl.  34.  —  8)  Vgl.  unten  S.  293.  — 
*)  Die  Bürger  aber  waren  z.  B.  so  fest  von  dem  früheren  Vorhandensein 
derartiger  Zollbefreiungsprivilegien  überzeugt,  daß  ihrer  8,  als  im 
Jahre  1520  Untersuchungen  über  das  Stapelrecht  von  Venlo  stattfanden, 
das  der  Herr  van  Arssen  als  durchaus  dem  Recht  zuwider  bekämpfte, 
ohne  Zaudern  eidlich  beschworen,  ihre  Stadtprivilegien  hätten  dahin 
gelautet,  dat  die  bürgere  van  Gelre  van  den  lande  then  neestec  waiter 
ind  van  den  waiter  then  neesten  lande  vaeren  ind  oere  noetturftige 
koimanschappen  doen  mochten.  Nyhoff  a.  a.  0.  Deel  6  Nr.  1033.  Vgl. 
auch  die  Aufzeichnungen  im  Privilegienbuch  der  Stadt  Geldern,  Bl.  4  ff. 
Ebenda  Blatt  12  wird  auch  auf  ein  Zollprivileg  vom  Jahre  1430  Bezug 
genommen. 
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daß  Gelderns  Bedeutung  in  jener  älteren  Zeit  größer  war 
als  später,  wo  in  der  Nachbarschaft  Städte  wie  Venlo  und 
Goch  emporkommen,  die,  sei  es  nun  für  die  Ausübung  der 
Kaufmannschaft  oder  der  einzigen  damals  vorhandenen  Groß- 
industrie, der  Tuchmacherei,  günstigere  Vorbedingungen  dar- 
boten. Aus  dem  Grund  scheint  sich  dann  die  Stadt  auch  in 
der  Folgezeit  nicht  sonderlich  um  die  Bestätigung  der  alten 
Zollbegünstigungen  durch  neuere  Privilegien,  die  die  Landes- 
herren sich  meist  mit  klingender  Münze  bezahlen  ließen, 
bemüht  zu  haben.  So  konnte  es  geschehen,  daß  man  auch 
bei  der  Yerleihung  der  Handfeste  eine  derartige  Bestimmung 
nicht  durchdrückte:  nach  wie  vor  konnte  man  den  Zoll- 
beamten nicht  mit  neueren  Verleihungen  ins  Gesicht  springen, 
vielmehr  mußte  man  sich  auch  später  auf  das  gute  alte 
Herkommen  und  die  Tradition  der  letzten  Menschenalter 
berufen.1) 

Der  Stadt  Goch  aber,  die  Zollprivilegien  des  Inhaltes 
besaß  und  sich  jederzeit  auf  deren  noch  vor  kurzem  erfolgte 
Bestätigung  berufen  konnte,  mochte  weniger  daran  liegen,  daß 
das,  was  sie  als  ihr  wohlerworbenes  und  schwer  anzufech- 
tendes Recht  ansah,  nun  noch  ausdrücklich  gerade  in  die  neue 
Handfeste  aufgenommen  wurde,  von  der  man  ganz  etwas  an- 
deres, vor  allem  auch  die  Gewährleistung  der  bürgerlichen 
Selbständigkeit  gegen  willkürliche  Eingriffe  seitens  des  Amt- 
manns, erwartete. 

Wer  die  Stadtrechnungen  dieser  Zeit  durchmustert,  die 
sich  ja  gerade  in  den  niederrheinischen  Städten  in  so  großer 
Vollständigkeit  erhalten  haben,  wird  finden,  daß  den 
Drosten  und  ihrer  ganzen  Familie  stets  in  ganz  unerhörter 
Weise  seitens  der  Bürger  der  Hof  gemacht  wird.  Wollte 
man  sich  lediglich  an  diese  Quellen  halten,  so  müßte  man 
glauben,  daß  der  Drossat  und  die  Bürger  der  Städte  seines 
Bezirks  infolge  der  vielen  Gelage,  die  die  letzteren  bei 
passenden  und  unpassenden  Gelegenheiten  zum  besten  geben, 
immerdar    ein  Herz    und   eine    Seele    gewesen    seien.     Die 

J)  Vgl.  z.  B.  eine  Zuschrift  der  Bürgermeister  und  Schöffen 
an  alle  Zollaufseher,  daß  sie  einen  ihrer  Bürger,  Johan  onder  den 
Eycken,  sowie  alle  anderen  Bürger  außer  dem  alten  halben  Zoll  zu 
Lobith  keine  Abgabe  zahlen  lassen  möchten,  vom  20.  November  1430 
auf  einem  im  Privilegienbuch  hinter  Bl.  49  eingehefteten  Zettel. 
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beiden  Handfesten  für  Geldern  und  Goch  beleuchten  in  ihrer 
selbstgewollten  Übereinstimmung  die  wirkliche  Lage  von 
einer  ganz  anderen  Seite,  sie  zeigen,  daß  beiden  Städten 
außerordentlich  viel  daran  lag,  während  des  schwachen 
landesherrlichen  Regiments,  das  man  sich  selbst  gewählt 
hatte  und  mit  dem  man  nunmehr  rechnen  mußte,  die  Eigen- 
mächtigkeit der  Amtleute  in  die  Schranken  zurückzuweisen. 
Yon  diesem  Gesichtspunkt  aus  will  der  Inhalt  der  beiden 
Handfesten  für  Goch  und  Geldern,  die  beim  Regierungsantritt 
Herzog  Arnolds  diesen  beiden  Städten  gewährt  wurden, 
verstanden  und  gewürdigt  sein.  — 

Inwieweit  sich  aber  Geldern  schon  vor  dem  Aussterben 
des  alten  Fürstenhauses  durch  Sammeln  der  wenigen  noch 
vorhandenen  Trümmer  der  älteren  Überlieferung  zu  sichern 
und  für  die  kommenden  Ereignisse  vorzubereiten  suchte,  das 
zeigt  ein  Blick  in  das  alte  Privilegienbuch  der  Stadt  Gel- 
dern, dem  wir  auch  die  anderen  Rechtsaufzeichnungen 
verdanken,  die  neben  der  schon  besprochenen  nachstehend 
bekannt  gegeben  werden  mögen. 


H. 

Beschreibung  des  Privilegienbuchs  der  Stadt  Geldern.  —  Aufgabe  und 
Inhalt.  —  Tätigkeit  des  ersten  Schreibers.  —  Zeit  der  Anlage  des  Privi- 
legienbuchs. 

Im  Gemeindearchiv  zu  Geldern  ruht  als  wertvollstes 
Stück  der  Vergangenheit  das  „Privilegienbuch"  der  Stadt 
Geldern,  wie  Nettesheim  es  genannt  hat.  Als  er  das  Archiv 
ordnete,  versah  er  es  mit  der  Signatur  B  1  und  ließ  es  gleich- 
zeitig in  einen  gewöhnlichen  schwarzen  Pappband  binden. 
In  seiner  schon  wiederholt  genannten  „Geschichte  der  Stadt 
und  des  Amtes  Geldern"  (S.  X)  erwähnt  Nettesheim  diesen 
Kodex  und  charakterisiert  in  Kürze  seinen  Inhalt. 

Es  ist  eine  Papierhandschrift  von  29  cm  Höhe  und  einer 
Breite  von  etwa  20  ^  cm  mit  ungefähr  150  Blättern,  die  die 
verschiedensten  Wasserzeichen  aufweisen  und  erst  im  Lauf 
der  Zeit  zusammengefügt  sind.  Eine  Zählung  der  Blätter 
wird  dadurch  erschwert,  daß  an  vielen  Stellen  größere  und 
kleinere  Zettel  mit  gleichzeitigen  Notizen  eingeheftet  sind. 
Wohl  ist  einmal  von  einer  dem  17.  Jahrhundert  angehörenden 
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Hand  eine  Zählung  durchgeführt  worden,  dabei  wurden  in- 
dessen die  14  ersten  sowie  die  letzten  Blätter,  die  später 
eingeschoben  sein  mögen,  nicht  mitberücksichtigt.  Die  ein- 
gehefteten Zettel  sind  in  willkürlicher  Weise  manchmal  mit- 
gezählt und  manchmal  nicht.  Auch  ist  die  ursprüngliche 
Reihenfolge  dadurch  gestört,  daß  wohl  schon  frühzeitig  und 
jedenfalls  vor  dem  Einbinden  manche  Blätter  umgestellt 
wurden.1) 

Nettesheim  hat  den  Band  „Privilegienbuch  der  Stadt 
Geldern"  genannt,  und  diese  Bezeichnung  mag  beibehalten 
werden2);  indessen  enthält  er  außer  den  Privilegien  noch 
alle  möglichen  anderen  Urkunden,  die  nicht  nur  für  die 
Stadt,  sondern  auch  für  das  ganze  Territorium  von  Wichtig- 
keit waren:  Abkommen  zwischen  dem  Fürsten  und  seinen 
Ständen,  Bündnisse  und  Abmachungen  mit  benachbarten 
Territorialherren,  daneben  städtische  Verordnungen,  Verträge 
mit  Kirchen,  Orden  und  geistlichen  Brüderschaften,  kurz  und 
gut  alles,  was  man  der  Überlieferung  an  die  Nachfahren  für 
wert  erachten  mochte.3) 

Wie  vorausgreifend  bemerkt  werden*  soll,  ist  das  Privi- 
legienbuch um  das  Jahr  1410  herum  angelegt  worden;  über 
zwei  Jahrhunderte  ist  es  im  Gebrauch  gewesen;  weitaus  am 
reichsten  sind  aber  das  fünfzehnte  Jahrhundert,  das  den 
Höhepunkt  bürgerlicher  Selbständigkeit  bedeutet,  und  das 
sechzehnte  Jahrhundert  bedacht,  das  die  Stadt  nicht  selten 
in  seine  religiös-politischen  Wirren  verwickelte.  Eintragungen 
aus  der  jüngeren  Zeit  kommen  nur  noch  hier  und  da  vor, 
sind  aber  selten  und  mehr  zufällig.4) 

Es  kann  nun  nicht  die  Aufgabe  dieser  Zeilen  sein,  die 
Entstehung    des    Privilegienbuchs    erschöpfend    darzustellen, 

*)  Die  jüngeren  eingeschobenen  Lagen  führen  alsWasserzeichen  meist 
eine  Glocke  oder  ein  p.  —  *)  Z.  B.  die  Erbfolgevereinigung  zwischen  Herzog 
Karl  von  Geldern  und  Jungherzog  Wilhelm  von  Cleve  vom  27.  Januar  1538 
bei  Lacomblet  a.  a.  0.  Bd.  4  Nr.  537  und  die  Unio  inter  Caesaream  majestatem 
und  dem  Herzog  von  Cleve  vom  2.  Januar  1543.  —  8)  Wenn  in  der  Ein- 
tragung auf  Blatt  12  vom  26.  September  1584  das  vorliegende  Privi- 
legienbuch gemeint  sein  sollte,  so  hieß  dies  damals  das  „alte  Stadt- 
Lagerbuch".  —  *)  So  z.  B.  steht  hinter  der  Formel  für  den  Eid  des 
Richters  die  Notiz:  Kenovatum  suprascriptum  juramentum  judicis  per 
eundem  anno  1803— 15.  Julii  presente  toto  senatu. 
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für  den  vorliegenden  Zweck  genügt  es,  vornehmlich  den  An- 
teil des  ältesten  Schreibers  festzustellen,  weil  sich  dadurch 
die  Datierung  der  ersten  der  nachstehenden  Stadtrechts- 
aufzeichnungen sowie  ein  Anhalt  für  das  Alter  der  drei 
anderen  ergibt.  In  diesem  Zusammenhang  mag  zugleich 
daran  erinnert  werden,  daß  schon  der  Vergleich  des  Inhalts 
der  Handfeste  Herzog  Arnolds  vom  2t.  Januar  1424  mit 
der  ältesten  Rechtsaufzeichnung  zu  dem  Ergebnis  führt, 
daß  das  Privileg  jünger  ist  und  nach  jener  Vorlage 
redigiert  wurde.  Es  wird  sich  nun  fragen,  ob  diese  An- 
nahme in  dem  Schriftcharakter  der  Aufzeichnung  eine  Stütze 
findet. 

Der  älteste  Bestandteil  des  Privilegienbuchs  hebt  sich 
unverkennbar  von  den  jüngeren  Bestandteilen  ab.  Von 
Blatt  30  an  beginnt  die  Arbeit  dieses  ältesten  Schreibers, 
dessen  Tätigkeit  man  um  so  leichter  verfolgen  kann,  als  er 
fast  alle  seine  Eintragungen  sozusagen  in  einem  Zuge  nieder- 
geschrieben hat.  Die  Blätter  zumal,  auf  denen  er  den  Be- 
stand der  damals  noch  im  Stadtarchiv  befindlichen  Privilegien 
verzeichnet  hat,  sind  besonders  stark  abgegriffen;  vor  allem 
gilt  das  von  der  vorderen  Seite  von  Blatt  30,  die  so  aussieht, 
als  ob  das  Buch  ursprünglich  hier  begonnen  habe  und  ohne 
schützenden  Deckel  im  Gebrauch  gewesen  sei.  Eine  Über- 
schrift von  einer  jüngeren  Hand  aus  der  Mitte  des  fünf- 
zehnten Jahrhunderts  berichtet  zudem,  daß  hier  die  Folge 
der  Privilegien  mitgeteilt  werde.  Der  Schreiber  selbst 
schreibt  die  um  den  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  übliche 
Buchschrift,  er  hat  eine  feste  sichere  Hand,  die  Buchstaben 
stehen  kurz  und  gedrungen  nebeneinander,  alle  Schnörkel  ver- 
meidet er. 

Die  erste  eingetragene  Urkunde  ist  das  schon  erwähnte 
Landrecht  für  das  Oberquartier  Geldern  vom  Jahre  1328 
(bei  Nettesheim  a.  a.  O.  S.  632  nach  der  Urschrift  im  Stadt- 
archiv); es  folgt  das  gleichfalls  schon  wiederholt  angeführte 
Versprechen  des  Grafen  Reinald  II.  vom  3.  Mai  1328,  daß 
im  Fall  einer  Bedeleistung  Geldern  dieselben  Privilegien  wie 
den  anderen  Städten  des  Territoriums  gewährt  werden  sollen 
(bei  Nettesheim  a.  a.  0.  S.  634  nach  dem  Privilegienbuch; 
nach  seiner  Mitteilung  auch  bei  Lacomblet  a.  a.  0.  Bd.  3 

Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte.  XXXII.    Genn.  Abt.  18 
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Nr.  232.1)  Daran  reihen  sich  auf  Blatt  31—33  folgende 
fünf  Urkundenabschriften:  l.  Herzog  Reinald  von  Geldern 
weist  am  17.  Oktober  1353  die  Stadt  Geldern  an,  nach  Maß- 
gabe der  darüber  getroffenen  Abmachung  seinem  Bruder 
Eduard  zu  huldigen;  2.  Herzog  Eduard  von  Geldern  bestätigt 
am  31.  Oktober  1353  die  Privilegien  der  Stadt  Geldern.  Ab- 
gedruckt bei  Nettesheim  a.  a.  0.  S.  634;  3.  Herzog  Reinald 
von  Geldern  befiehlt  der  Stadt  Geldern  am  29.  September  1359, 
bei  der  seinem  Bruder  Eduard  geleisteten  Huldigung  zu 
bleiben;  4.  Herzog  Eduard  bestätigt  am  13.  Juni  1361  der 
Stadt  Geldern,  nachdem  sie  ihm  gehuldigt,  ihre  Privilegien; 
5.  Herzog  Eduard  von  Geldern  bestätigt  den  Landeinge- 
sessenen  zu  beiden  Seiten  der  Mers,  von  der  Maas  aufwärts 
—  mit  Ausnahme  von  Montfort  und  Erkelenz  —  ihr  altes 
Landrecht.  Abgedruckt  bei  Lacomblet  a.  a.  0.  Band  3 
Nr.  655. 

Es  folgt  auf  Blatt  34  von  einer  gleichfalls  gleichzeitigen, 
aber  anderen  Hand  und  mit  anderer  Tinte  geschrieben,  die 
Abschrift  eines  von  den  Bürgermeistern,  Schöffen  und  Rat- 
mannen ausgestellten  Pachtvertrags  über  ein  städtisches 
Grundstück  vom  6.  Februar  1413  (des  neisten  maendages 
na  purificatio  Marie).  Auf  der  Rückseite  steht  wieder  von 
der  Hand  des  ersten  Schreibers  die  Abschrift  einer  Urkunde 
vom  24.  März  1 379,  in  der  die  Herzogin  Mechtild  von  Geldern 
die  Stadt  auffordert,  Herrn  Wilhelm  von  Jülich,  Herzog  von 
Geldern,  mit  dem  sie  sich  versöhnt  habe,  zu  huldigen.  Die 
folgenden  Urkunden  aus  der  Regierungszeit  der  Pierzöge 
Wilhelm  und  Reinald  von  Geldern  und  Jülich  stehen  auf 
Blatt  31 — 42  des  Privilegienbuchs.  1.  Herzog  Wilhelm  be- 
stätigt  am    1.  Juli  1379   die  Privilegien   der  Stadt  Geldern; 

2.  Herzog    Wilhelm    bestätigt    den    Landeingesessenen    des 
Oberquartiers    ihr    altes    Landrecht    am    1.    Februar    1387; 

3.  Herzog  Wilhelm  von  Geldern  verpachtet  der  Stadt  Geldern 


J)  Hinter  dieser  Eintragung  steht  von  einer  Hand  aus  der  Mitte 
des  15.  Jahrhunderts  die  nachstehende  chronikalische  Notiz:  Reynal- 
dus  pretactus  effectus  dux  in  civitate  Franckfordensi  et  accepit  sua 
regalia  et  creatus  in  dueem  et  principem  a  serenissinio  Romanoruni 
iniperatore  Ludowico  quarto  anno  domini  duysent  dryehondert  ind 
negenninddrittieh  den  XIXden  dag  des  maentz  Martii. 
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am  20.  Juli  1390  seine  dortige  Gruit  und  verleiht  ihr  ein 
"Wollenamt,  wie  es  Goch  habe;  abgedruckt  bei  Nettesheim 
a.  a.  0.  S.  635  und  neuerdings  nach  einem  Kopiar  im  Staats- 
archiv zu  Düsseldorf  bei  P.  N.  v.  Doorninck,  Acten  betreffende 
Gelre  en  Zutphen  1376—1392  (Haarlem  1900)  S.  321 ;  4.  Her- 
zog Wilhelm  überläßt  am  22.  Febr.  1394  der  Stadt  Geldern 
ein  Grundstück  mit  Ziegelerde  gegen  eine  gewisse  Pacht. 
Unter  dieser  Urkunde  steht  von  einer  andern  gleichzeitigen 
Hand  mit  blasserer  Tinte  eine  Eintragung  vom  19.  Februar 
1415,  die  sich  auf  die  Wiederverpachtung  eben  jenes  Grund- 
stücks seitens  der  Stadt  bezieht;  5.  Herzog  Wilhelm  ver- 
längert am  13.  März  1397  die  Gruitverpachtung  an  die 
Stadt  um  8  Jahre.  Der  Schreiber  hat  hier  irrtümlich,  wie 
schon  Nettesheim  bemerkte,  statt  1397  1377  geschrieben. 
Das  Original  der  Urkunde  befindet  sich  noch  im  Gemeinde- 
archiv zu  Geldern,  Repertorium  Nr.  13;  6.  Herzog  Wilhelm 
macht  im  Hinblick  auf  deii  großen  Yerlust  an  Menschenleben, 
den  Geldern  infolge  großen  Sterbens  erlitten  hat,  und  als 
Belohnung  für  die  geleisteten  Festungsarbeiten  am  26.  Juni 
1401  die  dortigen  Hörigen  zu  freien  Bürgern.  Abgedruckt 
bei  Nettesheim  a.  a.  O.  S.  637,  nach  dem  im  Archiv  zu 
Geldern  vorhandenen  Original;  7.  Der  Drost,  der  Sluiter,  der 
Richter  und  die  Schöffen  der  Stadt  Geldern  nennen  die 
Namen  der  Hörigen,  die  durch  den  Herzog  gefreit  sind. 
Abgedruckt  bei  Nettesheim  a.  a.  0.  S.  638  nach  dem  Original 
im  Archiv  zu  Geldern;  8.  Herzog  Reinald  von  Geldern  be- 
stätigt am  15.  März  1402  die  Privilegien  der  Stadt  Geldern. 
Abgedruckt  nach  einem  Kopiar  im  Staatsarchiv  zu  Düsseldorf 
bei  P.  N.  v.  Doorninck,  Acten  betreffende  Gelre  en  Zutphen 
1400  —  1404  (Haarlem  1901)  S.  103;  9.  Verordnung  Herzog 
Reinaids  vom  26.  Juni  1406  über  die  Münze,  in  der  im 
Drostenamt  Geldern  die  Abgaben  geleistet  werden  müssen. 
Vergl.  hierzu  die  auf  die  Dauer  von  fünf  Jahren  berechnete 
geldernsche  Münzordnung  vom  14.  März  1402  beiNyhoffa.  a.  O. 
Deel  3  Nr.  253;  10.  Herzog  Reinald  erneuert  am  17.  Januar 
1408  die  Verpachtung  der  Gruit  an  die  Stadt  Geldern;  1 1.  Auf 
der  Rückseite  dieses  Blattes  42  steht  von  derselben  Hand 
mit  anderer  Tinte  ein  Leibzuchtvertrag,  den  die  Bürger- 
meister, Schöffen  und  Ratmannen  von  Geldern  am  21.  Januar 

18* 
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1411  abgeschlossen  haben;  12.  Herzog  Reinald  bestätigt  am 
24.  Februar  1410  in  feierlicher  Form  der  Stadt  Geldern  alle 
Privilegien,  die  er  selbst  und  seine  Vorgänger  jemals  der 
Stadt  Geldern  verliehen  hätten.  Diese  Kopie  steht  auf 
einem  eingehefteten  Zettel  (Blatt  42),  sie  rührt  zwar  noch 
vom  ersten  Schreiber  her,  ist  aber  mit  anderer  Tinte  ge- 
schrieben. 

Hiernach  folgen  im  Privilegienbuch  von  verschiedenen 
jüngeren  Händen  (Bl.  43  ff.)  die  Kopien  der  uns  schon  be- 
kannten zahlreichen  Urkunden  aus  den  Jahren  1423  und  1424, 
der  Verbundbrief  vom  Jahre  1418  (vergl.  oben  S.  257)  und 
als  einziges  älteres  Stück  (Blatt  47)  nochmals  eine  die  Gruit- 
verpachtung  betreifende  Urkunde  vom  17.  Januar  1408,  aus 
der  wir  erfahren,  daß  Herzog  Reinald  sich  für  die  an  eben- 
diesem  Datum  verliehene  Erneuerung  der  Gruitverleihung 
auf  12  weitere  Jahre  von  seiten  der  Stadt  nicht  weniger  als 
1500  Gulden  hatte  geben  lassen.  • 

Die  Hand  des  ersten  Schreibers  kehrt  dann  noch  zweimal 
wieder,  einmal  auf  Bl.  70  ff.  und  zweitens  auf  der  Rückseite 
von  Bl.  76  —  77  fehlt  —  und  Bl.  78 ff.  Auf  Bl.  76  ist  der  be- 
rühmte erste  Verbund  der  Städte  des  Herzogtums  Geldern 
vom  1.  Dezember  1343  eingetragen,  der  in  der  landständischen 
Entwicklung  unseres  Territoriums  von  so  großer  Bedeutung 
ist1);  es  folgen  Urkunden  aus  den  Jahren  1356,  1385  und  1393, 
die  sich  auf  die  Niederlassung  der  Brüder  vom  gemeinsamen 
Leben  in  Geldern  beziehen.  Auf  Blatt  76  v.  rührt  nur  noch 
eine  Überschrift  von  dem  ältesten  Schreiber:  Datum  per 
copiam.  Es  folgt  der  Satz:  Wy  burgermeystere  ind  gemeyne 
scepene  ende  raet  der  stat  van  Gelre  nu  yn  der  tyt  doen . . 
Darunter  steht  von  der  Hand  des  zweiten  Schreibers  die  Kopie 
der  uns  bekannten  Urkunde  vom  25.  Oktober  1419,  durch  die 
die  Herzogin  von  Geldern  zwischen  ihrem  Gemahl  und  den 
Landständen  vermittelte  (oben  S.  258).  Der  Abschrift  folgt  von 
der  gleichenHand  der  Kanzleivermerk:  Nota  dis  is  een  besegelt 
brief,  den  heft  die  stat  van  Roermunde.2)  Auf  Bl.  78  folgt 
dann   die  älteste   uns  bereits  bekannte  Rechtsaufzeichnung, 

*)  Nyhoff  a.  a.  O.  Deel  2  Nr.  1.  —  »)  Der  Abdruck  bei  Nyhoff 
a.  a.  O.  Deel  3  Nr.  388  erfolgt  nach  dem  Exemplar  des  Originals  im 
Archiv  der  Stadt  Arnheim. 
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die  der  großen  Handfeste  von  1 424  zugrunde  liegt.  Es  mag 
bemerkt  werden,  daß  von  den  hier  eingehefteten  Blättern, 
die  sich  auf  die  Zollbefreiungen  Gelderns  beziehen,  das 
älteste  vom  Jahre  1415  datiert  ist. 

Was  sich  auf  Grund  der  Handschrift  feststellen  läßt, 
wird  nun  auch  durch  die  Beschaffenheit  des  Papiers  bestätigt. 
Die  von  dem-  ältesten  Schreiber  benutzten  Blätter  weisen 
alle  dasselbe  Wasserzeichen  auf,  ein  einem  Ahornblatt  ähn- 
liches Gebilde ;  noch  charakteristischer  aber  als  dieses  Zeichen 
sind  die  breiten  Wasserstreifen,  die  in  Abständen  von  ungefähr 
4  cm  das  Papier  der  von  dem  ältesten  Schreiber  in  Angriff 
genommenen  Papierlagen  von  oben  nach  unten  durchziehen. 

Was  nun  die  Zeit  der  Anlage  anbelangt,  so  ist  darauf 
hinzuweisen,  daß  die  sämtlichen  von  dem  ältesten  Schreiber 
eingetragenen  und  fast  durchweg  in  einem  Zug  geschriebenen 
Urkunden  entweder  noch  dem  14.  Jahrhundert  oder  dem 
ersten  Jahrzehnt  des  1 5.  Jahrhunderts  angehören.  Die  jüng- 
sten mit  einer  Jahreszahl  versehenen  Eintragungen  sind  die 
Privilegienbestätigung  der  Stadt  durch  Reinald,  vom  29.  Sep- 
tember 141 0  (Bl.  42)  und  jener  Leibrenten  vertrag  vom  21.  Januar 
1411  (Bl.  41  v.).  Beide  Urkunden  sind,  wie  bemerkt,  schon  mit 
anderer  Tinte  geschrieben  und  vermutlich  bereits  etwas 
später  eingetragen.  Nimmt  man  hinzu,  daß  Eintragungen 
aus  den  Jahren  1413,  1415,  1418  bereits  eine  andere  Hand 
aufweisen,  so  wird  man  sagen  dürfen,  daß  der  Stadtschreiber 
am  Ende  des  ersten.  Jahrzehnts  das  Stadtprivilegienbuch  an- 
gelegt hat.  Vielleicht,  daß  schon  die  auffällige  nochmalige 
Privilegienbestätigung  Herzog  Reinaids  vom  24.  Februar  1410 
mit  der  Unsicherheit  zusammenhing,  die  man  in  Geldern 
über  den  Verlust  aller  älteren  wichtigen  Handfesten  emp- 
funden haben  mag.  Aus  diesem  Gefühl  heraus  wird  der 
Stadtschreiber  den  Auftrag  erhalten  haben,  die  noch  in  Ur- 
schrift vorhandenen  wichtigeren  Urkunden  durch  Übertragung 
in  ein  neu  anzulegendes  Privilegienbuch  nach  Möglichkeit  zu 
sichern.  Auch  zeigt  die  Erfahrung,  daß  von  den  damals  noch 
vorhandenen  Originalen  nur  noch  wenige  auf  die  Gegenwart 
gekommen  sind.  — 

Diese  Untersuchung  war  bereits  abgeschlossen,   als  ich 
eine   Bestätigung   dafür  fand.     Im  Jahr  1411,  in  dem  wir 
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zuletzt  einer  Spur  seiner  Tätigkeit  begegnen,  muß  der  Stadt- 
schreiber, der  das  Privilegienbuch  begann,  sein  Amt  nieder- 
gelegt haben  oder  gestorben  sein,  denn  1411  vertauscht  der 
damalige  Schulmeister  Johann  seinen  bisherigen  Posten  mit 
dem  eines  Stadtschreibers.1) 

III. 

Die  älteste  Rechtsaufzeichnung.  —  Zeit  der  Niederschrift  der  späteren 
Rechtsaufzeichnungen.  —  Die  jüngere,  alle  früheren  zusammenfassende  Rechts- 
aufzeichnung. 

Als  der  Schreiber,  der  das  Privilegienbuch  anlegte,  die 
älteste  Rechtsaufzeichnung  niederschrieb,  ließ  er  zwischen 
den  einzelnen  Artikeln  meist  einen  kleinen  Zwischenraum, 
um  die  Möglichkeit  für  spätere  Ergänzungen  oder  Vervoll- 
ständigungen oifenzuhalten.  Davon  aber  hat  keiner  seiner 
Nachfolger  Gebrauch  gemacht.  Nur  eine  weitläufige  Ver- 
ordnung über  das  Maß  des  beim  Kindbett-  oder  bei  Be- 
gräbnisessen zu  gestattenden  Aufwands  wurde  um  die  Mitte 
des  15.  Jahrhunderts  (Rückseite  von  Blatt  81)  hinzugefügt. 
Von  einem  anderen  etwas  älteren  Schreiber  rührt  die  Nieder- 
schrift der  drei  anderen  Rechtsaufzeichnungen  her,  die  ganz 
in  derselben  Weise  mit  kleinen  Zwischenräumen  nach  den 
einzelnen  Artikeln  eingetragen  sind.  Die  Aufzeichnung  über 
die  broeken  tot  Gelre2)  nimmt  Blatt  59 — 61  v  ein;  dann 
war  eine  ganze  Seite  frei  geblieben,  auf  der  nur  §  26  von 
einer  jüngeren,  wohl  schon  dem  16.  Jahrhundert  angehörenden 
Hand  herrührt.  Auf  der  Rückseite  ist  dann  Artikel  27 
wieder  von  dem  älteren  Schreiber,  und  ebendiesem  sind 
auch  die  beiden  Artikel  28  und  29  zuzuweisen,  wohingegen 
der  letzte  Artikel  einen  Zusatz  vom  Jahre  1585  von  gleich- 
zeitiger Hand  darbietet. 

Eingeheftet  zwischen  Blatt  61  und  62  ist  ein  Zettel  mit 
einer  Gebührenordnung  für  die  Hauptfahrt  nach  Roermond, 
die  im  Jahre  1468  von  den  Schöffen  der  Stadt  Geldern  im 
Einvernehmen  mit  dem  Drossaten  erlassen  wurde. 

Die  Gleichzeitigkeit  dieser  zweiten  Rechtsaufzeichnung 
mit  der  dritten  und  vierten  wird,  abgesehen  von  dem  Augen- 


J)  Nettesheim,  Geschichte  der  Schulen  im  alten  Herzogtum  Geldern 
(Düsseldorf  1881)  S.  611.  —  J)  Vgl.  unten  S.  284. 
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schein,  auch  wieder  dadurch  bestätigt,  daß  die  betreffenden 
Papierlagen  dasselbe  Wasserzeichen,  eine  herunterhängende 
Weintraube  aufweisen.  Die  der  Reihenfolge  nach  dritte, 
die  Blätter  64  und  65  einnehmende  Rechtsaufzeichnung  hat 
die  Überschrift  „Van  den  gerichte  der  hoeger  clagen"  (unten 
S.  289).  Diese  „Gewaltclag",  wie  ein  Kanzleivermerk  von 
jüngerer  Hand  sie  nennt,  begegnet,  wie  schon  erwähnt  wurde,  in 
Artikel  1 5  der  ältesten  Rechtsaufzeichnung.  Auch  wurde  be- 
reits darauf  hingewiesen,  daß  die  Bürger  der  Geldern  so  be- 
nachbarten und  mit  ihm  durch  eine  alte  Handelsstraße  ver- 
bundenen clevischen  Stadt  Wesel  sich  im  Jahre  1329  von 
ihrem  Landesherrn  das  Recht  gewährleisten  ließen,  mit  ge- 
zücktem Schwert  vor  dem  dortigen  Schöffengericht  gegen 
ihre  Schuldner  vorzugehen.  Dabei  mag  bemerkt  werden,  daß 
die  Stadt  Wesel  durch  dasselbe  Privileg  sich  ein  Wüllen- 
amt  ausbat,  wie  es  die  geldernsche  Stadt  Goch,  deren 
nahe  Beziehungen  zu  Geldern  wir  bereits  kennen,  seit  langer 
Zeit  besaß.1) 

Was  nun  die  vorliegende  Aufzeichnung  über  das  „Ge- 
richt der  hohen  Klage"  anbelangt,  so  ist  noch  zu  erwähnen, 
daß  die  ersten  fünf  Artikel  noch  ein  zweites  Mal  an  einer 
anderen  Stelle  des  Privilegienbuchs  (Blatt  57  v)  unter  der 
Überschrift  begegnen:  Dyt  is  dat  gerichte  der  hoeger  claege. 
Der  Handschrift  nach  mag  diese  Eintragung  nur  etwa  ein 
Jahrzehnt  älter  sein,  aber  kleine  Abweichungen  in  der  Aus- 
drucksweise und  Härten  in  der  Verbindung  der  einzelnen  Sätze 
sprechen  dafür,  daß  der  Schreiber  hier  eine  ältere  Fassung 
vor  sich  gehabt  hat. 

Den  Beschluß  macht  die  vierte  Aufzeichnung  „Van  doit- 
slage",  das  heißt  von  der  Totschlagsklage.2)  Gerade  sie  kehrt 
in  ganz  ähnlicher  Weise  in  den  verschiedenen  clevischen 
Stadtrechten  wieder,  für  die  ja  eine  brauchbare  Ausgabe 
leider  nicht  vorliegt.  — 

Zu  weiteren  Aufzeichnungen  des  Rechtes  der  Stadt  Gel- 
dern ist  es  offenbar  nicht  gekommen;  denn  doch  wohl  so  ist 
es  zu  erklären,  daß  um  die  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  ein 
Stadtschreiber  im  Privilegienbuch  diese  vier  Stücke  zu  einem 


x)  Lacomblet  a.  a.  0.  Bd.  3  Nr.  241.  —  l)  Unten  S.  291. 
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Ganzen  zusammengeleimt  und  sein  Werk  mit  der  vielsagenden 
Überschrift  versehen  hat:  Dyt  binnen  der  stadt  rechten 
bynnen  Gelre.  Der  Schreiber  —  die  fraglichen  Blätter  am 
Anfang  des  Privilegienbuchs  sind  nicht  mitgezählt  —  beginnt 
dann  mit  der  „hohen  Klage".  In  der  nachstehenden  Ausgabe 
sind  die  Abweichungen,  wenn  sie  nicht  völlig  nichtig  waren, 
angegeben  und  durch  die  Bezeichnung  „jüngere  Aufzeich- 
nung" kenntlich  gemacht. 

Ohne  durch  eine  Überschrift  oder  einen  besonderen  Ab- 
satz zu  markieren,  daß  ein  neues  Stück  beginnt,  fährt  dieser 
Schreiber  darauf  mit  der  Totschlagsklage  fort.  Nachdem  er 
diese  eingetragen,  läßt  er  den  Rest  der  Seite  frei.  Auf  dem 
neuen  Blatt  läßt  der  Schreiber  dann  eine  Ratsverordnung 
folgen,  die  auf  Blatt  81  nach  dem  Schluß  der  ältesten 
Rechtsaufzeichnung  angehängt  war.  Die  Überschrift  lautet 
dort:  Item  woe  men  afloesen  ende  koepen  mach  datt  der 
convent  tot  Gelre  vercoft  off  besatt  is.  Durch  diese  von 
der  städtischen  Obrigkeit  zusammen  mit  dem  Drossaten 
Junker  Dietrich  von  Limburg  am  12.  März  1429  erlassene 
Willkür  wird  den  gemeinen  Brüdern  des  Konvents  zu  Gel- 
dern der  Erwerb  von  Erbrenten  untersagt  und  vorgeschrieben, 
daß  solche  mit  zwölf  für  einen  Pfennig  abgelöst  werden 
müssen.  Erst  darauf  folgt  die  Brüchtenordnung  wiederum 
ohne  Überschrift  oder  sonstiges  besonderes  Merkmal.  In- 
dessen sind  diesmal  die  letzten  Artikel  fortgelassen.  Statt 
dessen  kommt  dann  abermals,  ohne  daß  äußerlich  der  An- 
fang eines  neuen  Stückes  markiert  würde,  die  älteste  Rechts- 
aufzeichnung an  die  Reihe.  Die  Überschrift  „dyt  syn  die  aide 
rechte  etc."  wird  einfach  wie  ein  beliebiger  Artikel  behandelt, 
auch  wird  in  dieser  jüngeren  Abschrift  der  ältere  feierliche 
Anfang  eines  jeden  Artikels  „vortmer  so  ist  unser  stat  aide 
recht"  ohne  weiteres  fortgelassen.  Über  den  Text  der  alten 
Rechtsaufzeichnung  hinaus  bietet  diese  jüngere  Niederschrift 
zum  Schluß  noch  einige  Zusätze,  die  sich  alle  drei  auf  die 
"Weinakzise  beziehen  und  Vergehen  gegen  die  von  den  „Kor- 
meistern" überwachte  Weintaxe  mit  der  hohen  Strafe  von 
5  Mk.  belegen.  Alsdann  folgt  eine  Akzise  Ordnung,  die  nach 
einer  Notiz  von  Nettesheim  im  Jahre  1461  erlassen  sein  muß. 
Daran  reiht  sich  eine  Zollordnung,  deren  Art  die  Überschrift 
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erkennen  läßt:  Item  dyt  syn  gesetten  van  der  stat  tollen  to 
hoegen  ende  to  legen  by  borgermester,  scepene  ind  raedt. 
Den  Beschluß  macht  die  abkürzende  Verarbeitung  der  großen 
und  interessanten  Verordnung,  durch  die  Herzog  Arnold  am 
19.  März  1427  zwischen  den  Bürgern  der  Stadt  Geldern  und 
den  Bewohnern  der  Dörfer  und  Kirchspiele  im  Drostenamt 
Geldern  Frieden  stiftete.  Aus  der  Urkunde  erfährt  man,  daß 
Stadt-  und  Landeinwohner  sich  gegenseitig  dadurch  lästig 
wurden,  daß  sie  sich  in  leichtfertiger  Weise  einander  ihrer 
Schulden  wegen  festnahmen  und  vor  Gericht  schleppten. 
Deswegen  hatte  damals  der  Herzog  befohlen,  daß  fortan  jeder 
Bürger  sowohl  wie  jeder  Bewohner  im  Drostenamt  nur  vor 
seinem  örtlichen  Gerichtsstand  angesprochen  werden  dürfe.1) 
Daran  reiht  sich  noch  eine  kurze  sonst  nicht  nachweisbare 
Bestimmung  über  das  Anklage  verfahren  gegen  Schultheiß  oder 
Schöffen:  Item  een  burgher  off  bur[ger]sche,  die  den  scholtyt 
off  scepen  aen  dat  gerycht  laeten  baeden  suellen,  dan  sael 
men  laeten  baeden  myt  synen  krestelikke  naem,  soe  als  hy 
heyt  ende  laeten  hem  baeden  als  een  borger  ende  nyet  als 
een  schöltet  off  scepene  off  raitshere.  Laet  ghy  oen  anders 
gebaeden,  soe  enderff  hy  u  geen  antwort  geven;  want  dat 
is  hyr  gewesen,  dat  Johan  op  Boeckweyt  den  scholtyt  van 
Arnhem  lyt  baeden,  mer  nyet  als  een  schöltet  mer  als  een 
borger;  doe  moest  oem  dye  schöltet  den  derden  geboet  ant- 
wort gewen.     Anno  [14]25. 


')  Abgedruckt  bei  Nettesbeim  a.  a.  0.  S.  642  mit  irreführendem 
Regest. 
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Beilagen. 

1.  Stadtrechtsaufzeichnungen  aus  dem  Privilegienbuch  der  Stadt  Geldern 
I— IV.  —  2.  Einzelurkunden:  Nr.  1  1415  Juni  11.,  Nr.  2  1423  August  3., 
Nr.  3  1423  September  29.,  Nr.  4  1424  Januar  21. 

Stadtrechtsaufzeichnungen  ans  dem  Privilegienbuch 
der  Stadt  Geldern. 

I. 

Dit  syn  die  aide  rechte  ende   gewoente  der  stat  van  Gelre, 

dair  die -stat  vurscreven  op  geste  dicht  ende  gevest  ys,  ende 

soe  als  onsse  alderen  ende  overalderen  van  alds  aen  onss  tot 

heirtoe  bracht  hebben. 

1.  In  den  irsten  so  ist  onser  stat  van  Gelre  vorscreven  aide  recht 
ende  gewoente,  soe  wanneir,  dat  wy  onsen  lieven  genedigen  heren 
huldinghe  duen  soelen,  dat  he  dan  onsser  stat  ten  irsten  ten  heiigen 
sweren  sal  in  allen  aisulken  rechten  ende  alden  gewoenten,  Privilegien 
ende  herkomen  to  halden,  als  wy  gehadt  hebben  ende  beseten 
van  synen  alderen  ende  voirvaderen,  ende  dat  sal  he  conforiniren  ende 
stedighen  mit  synen  brieven  ende  segele. 

2.  Vortmer  so  ist  onsser  stat  aide  recht  ende  gewoente,  dat  onsse 
gnedighe  here  enen  ygeliken  mensche,  bürgere  of  burgersse  tot  Gelre 
schepenvondenisse  sal  laten  wedervaren. 

3.  Vortmere  so  ist  onsser  stat  aide  recht  ende  gewoente,  dat 
onsse  lieve  genedighe  here  eghene  amptlude  seten  ensal  yn  onse  stat, 
sy  ensoelen  ten  irsten  lyflicken  ten  heiigen  sweren,  der  stat  recht, 
Privilegien  ende  aide  gewoenten  toe  halden  ende  enen  ygeliken  men- 
sche, bürgere  of  burgersse,  yn  onsser  stat  schepen  vondenisse  ende  stat 
recht  to  laten  wedervaren. 

4.  Vort  so  is  onsser  stat  aide  recht  ende  gewoent,  so  wat  recht 
den  vyer  hoiftsteden  gegeven  worde  of  gegeven  were,  dat  wy  des 
gelyck  hoen  mede  gebruken  soelen.1) 

5.  Vortmer  so  ist  onsser  stat  aide  recht  ende  gewoente,  dat  onse 
genedige  here  onss  nyet  schatten  ensal,  dat  enwere  sake,  dat  enich 
synre  kyndere  ridder  worde,  of  dat  he  enich  kynt  bestaidden,  of  dat 
onse  here  selve  gevangen  worde  (na  ynnehalt  der  lantbrieve.  *• ') 

6.  Vort  so  ist  onsser  stat  aide  recht  ende  gewoente,  dat  gheen- 
rekonne  broeken  hogher  draghen  ensoelen  dan  vyff  marck  payment 
off  dat  lyff. 

*)  Anklang  an  das  Privilegium  der  Stadt  Geldern  vom  3.  Mai  1328 
bei  Lacomblet,  Urkundenbuch  Band  3  Nr.  232.  —  2)  Mit  anderer  Tinte  von 
späterer  Hand.  —  s)  Vgl.  den  Landbrief  von  1328  bei  Nettesheim  a.  a.  Ö.  S.  632. 
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7.  Vort  so  is  onsser  stat  aide  recht  ende  gewoente,  wert  sake  dat 
onse  genedige  here  of  syne  amptlude  van  synre  weghen  yemant  ge- 
leyde  of  vurwarde  gegeven  hedden  bynnen  onsser  stat,  ende  off  onsse 
bürgere  of  burgersse  ennich  dat  hinderlich  were  ende  sy  dat  bekroenden, 
so  solde  men  hoen  die  voirwarden  ende  geleyde  opsegghen. 

8.  Vort  so  ist  onsser  stat  aide  recht  ende  gewoente,  dat  alle 
broeken  der  schepene  van  Gelre  halff  syn,  uitgesacht  wilkoir  ende 
geweltlike  saken,  die  aen  dat  lyff  treffen. 

9.  Vortmer  so  ist  onsser  stat  aide  recht  ende  gewoente,  dat  men 
enghenen  schepenen  also  langh  als  he  leift  van  synen  schepenampt  tot 
Gelre  ontsetten  ensal,  he  enverschuldent  yn  den  schependoeme  mit 
aisulken  saken,  dair  men  hoem  mit  recht  omme  ontsetten  mochte. 

10.  Vortmer  so  is  onsser  stat  aide  recht  ende  gewoente,  dat  men 
enghenen  mensche[n],  bürgere  off  burgersse,  die  gebroect  hedde,  in  onss 
heren  gevencnisse  brenghen  ensal,  men  ensal  hom  ten  irsten  leyden  van 
Straten  to  Straten  ende  roepen,  of  yemant  syn  burghe  wyl.  Ende  ist 
sake,  dat  he  burghen  kan  krigen  voir  syn  broeken,  die  sal  die  ampt- 
man  van  om  neinen  ende  hoen  laten  gaen  na  onsser  stat  recht.  Ende 
ist  sake,  dat  he  ghene  burghen  gekrighen  noch  gesetten  enkan  voir 
syn  broeken,  soe  mach  hoen  die  amptman  in  des  heren  gevencnisse 
leyden. 

11.  Vort  so  ist  onsser  stat  aide  recht  ende  gewoente,  dat  die  stock- 
meistere, die  den  bürgere  in  die  gevencnisse  sloet  ende  verwaerden, 
nyet  meir  dairvan  hebben  ensal  to  slutegelde  voir  syn  recht  dan  vyeff 
schillinghe  payments. 

12.  Vortmer  so  ist  onsser  stat  aide  recht  ende  gewoente,  weret 
sake  dat  ennich  bürgere  ofte  burgersse  broecten  ende  so  arme  were, 
dat  sy  oir  broeke  nyet  betalen  noch  vergelden  enkonden ,  die  solden 
die  stat  van  Gelre  eyn  jair  versweren  voir  die  broeken  off  men  hom 
des  nyet  verlaten  enwolde. 

13.  Vortmere  so  ist  onsser  stat  aide  recht  ende  gewoente,  dat 
onsse  bürgere  alle  butenlude,  die  nyet  bürgere  tot  Gelre  ensyn,  dair 
hoen  wat  gebreit  to  ys,  eysghen  ende  vervolghen  moghen  mit  den 
gericht  der  hogher  claghen  ende  mit  getagenen  swerde,  also  als  dat 
recht  dairaf  ys.  Ende  die  man,  die  soe  mit  der  hogher  claghen  uyt 
geeyscht  ende  verwonnen  ys,  den  ensal  onse  genedige  here  noch  oyck 
syne  amptlude  van  synre  wegen  egheenrekonne  voirwarde  noch  ge- 
leyde geven,  dat  hom  Stade  doen  sal. 

14.  Vortmer  so  is  onsser  stat  aide  recht  ende  gewoent,  dat  onsse 
genedighe  here  eghene  vryheit,  stat  noch  merct  hyeromme  lants  leggen 
ensal  anders  van  alds  gelegen  ys,  dair  onsser  stat  van  Gelre  merct 
mede  nedergelacht  mocht  werden. 

15.  Vort  so  is  onsser  stat  aide  rechte  ende  gewoente,  so  wat  lüde, 
die  oere  merct  tot  Gelre  halden ,  dat  die  vry  soelen  syn  voir  schade 
ende  schout  uyt  ende  bynnen  onsser  banmylen. 

IG.  Vortmer  so  ist  onsser  stat  aide  recht  ende  gewoent,  dat  dat 
gansse  alinghe  drossatenampt  van  Gelre  nergent  anders  gheenrekonne 
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merct  soeken  noch  halden  ensoelen  dan  bynnen  oüsser  stat  van  Gelre; 
ende  soelen  dairto  verbonden  wesen. 

17.  Vortmer  so  ist  onsser  stat  aide  recht  ende  gewoente,  dat 
onsse  bürgere  ofte  burgerssen  tot  Arssen  to  water  moghen  brenghen 
ende  weder  opslaen  alle  guet,  dat  hoen  togehort,  dat  men  bynnen  desen 
ampt  slit  ende  behoift  ende  dairvan  ghenen  toll  schuldich  ensyn  noch 
ghenen  anderen  onrait. 

18.  Vortmere  so  ist  onsser  stat  aide  recht  ende  gewoente,  dat 
onsse  bürgere  oft  burgerssen  tot  Gelre  nergant  oppen  stroem  noch 
oppen  lande  aen  onss  genedighen  heren  tollen  eghenen  tolle  schuldich 
ensyn  to  geven  dan  to  Loboit  den  halven  alden1)  toll. 

19.  Vortmev  so  is  onsser  stat  aide  recht  ende  gewoente,  dat  onsse 
bürgere  ofte  burgersse  tot  Gelre  ghenen  toll  gheven  noch  schuldich 
ensyn  op  der  Maesen  an  der  Brabanscher  syden  to  Lit.1-8) 

20.  Vortmer  so  ist  onsser  stad  aide  recht  ende  gewoenten,  so  wat 
könne  saken,  die  der  stat  aengaen  van  schattinghen,  van  scisen,  van 
waken,  van  graven,  van  ysen  ende  vort  van  allen  anderen  gebaden, 
die  die  burgermeistere  doen  gebieden  in  der  stat  behoiff,  dat  die  burger- 
meistere  yn  der  tyt  alleweghe  dair  over  richtinge  ende  pyndinghe 
moghen  doen  doen  van  den  broekenen  in  der  stat  behoif;  ende  die 
here  dair  eghene  recht  aen  enheift. 

21.  Voirt  so  is  onsser  stat  recht  ende  gewoente,  dat  die  ampt- 
lude  ons  genedigen  heren  engheenrekonne  gebade  in  onsser  stat  en- 
soelen doen,  dair  onse  bürgere  mede  brokich  mögen  warden,  it  ensy 
sake,  dat  dat  gebot  ingesatt  wordt  overmids  den  amptman  ende  mede 
by  burgermeister  schepenne  ende  rait  der  stat. 

II. 

Dit  syn  der  stat  rechten  ende  gewoenten,   die  die  borgere 
of  borgersse  off   een   andere   broeken   tot  Gelre    aen   den 

gerichte. 

1.  Item  een  borger  of  borgersse,  die  aen  dat  gerichte  gebaedt 
wordt,  dairaf  sal  die  bade  heben  also  duyck  ende  mennichwerff  he  die 
gebade  duet,  enen  gerichtspennynck ;  ende  der  pennynge  maken  twelf 
enen  gerichtsschillinck. 

2.  Item  soe  mennichwerff  die  gebaede  mensche  uitblyvet  van  den 
gerichte,  broeckt  die  gerichtsgeld  6  d.  Ende  then  derden  mael,  soe 
verliest  he  syn  clegede,  he  enkant  dan  wederseggen  mit  enen  beter 
rechten. 

3.  Item  voirt  wanneir  dat  een  gerichte  gevryet  is,  soe  wye  dan 
spreket  bueten  synen  gebedenen  vfirspreke  ende  sonder  orlof  der  rich- 
ters,  broeckt  gerichtsgelts  vyff  solid. 


J)  Dieses  Wort  fehlt  in  der  jüngeren  Rechtsaufzeichnung.  —  *)  Jüngere 
Rechtsaufzeichnung  to  Leyt.  —  *)  Auch  Roermond  behauptete  Zollfreiheit 
zu  Lith  zu  haben.    Vgl.  Meerdink,  Roermond  in  de  middeleeuwen  S.  67. 
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4.  Item  ene  voerspreke,  die  vur  dem  gerichte  wairde  duet  voer 
enen  anderen  ende  dieghene,  des  wairde  he  sprickt,  by  syns  voirspreken 
wairden  niet  enblyvet,  so  broeckt  die  voerspreke  vyff  s. 

5.  Item  dair  oerre  twe  tgegen  een  on  den  geriohte  te  doen  hebn 
ende  die  eene  eynen  vurspreke  an  dat  gericht  worft  syne  wairde  the 
doen,  den  voerspreke  ensal  om  die  ander  partie  niet  affmoegen  wynnen 
in  den  dat  om  die  voerspreke  des  kande,  dat  he  en  voer  geworven 
hedd.  Mair  ist  sake,  dat  oenre  twe  ofte  meir  an  dat  gerichte  queemen, 
der  oerre  ghene  eenen  voerspreke  geworven  enhedden,  so  wye  dan  des  ierst 
gesonne,  die  sal  den  voerspreke  heben ;  und  weirt,  dat  se  dan  vur  dem 
gerichte  enen  voerspreke  gelyck  begerden,  soe  muchte  die  richter  den 
voerspreken  duen,  den  he  des  gonde. 

6.  Item  so  wye  aen  den  gerichte  dedynght  om  erftaile  ende  den 
lierren  ghenen  erfschillinge  enbekyndt,  broeckt  vyff  mark. 

Item  die  dairup  antwordt  ende  oeck  genen  erfschilling  den  heren 
enbekyndt,  broeckt  oeck  vyff  marck. 

7.  Item  so  wie  guet  vur  den  gerichte  gewonnen  hefft  ende  dat 
uitpenden  wil,  den  sal  die  richter  den  bade  doen  ende  die  bade  sal 
die  pyndunge  doen  ende  niet  dairaff  the  nemen  om  syne  gebade 
pennynge. 

8.  Item  wie  guet  verorkfindt  aen  den  gerichte,  dat  sich  aen  erf- 
tail  dräghet,  die  orkonde  sal  syn  soe  goet  als  eyn  quarte  wyns  gelt.. 

9.  Item  die  ander  goet  verorkundt  aen  den  gerichte,  dat  sich  aen 
schade  ofte  schult  dröget,  dat  orkunde  sal  wesen  also  guet  als  eyn 
myngken  wyns  geldt. 

10.  Item  wie  guedt  an  den  gerichte  gewonnen  hefft  ende  dat  uit- 
pynden  wil,  die  sal  ierstwerf  pynden  aen  gereet  goet  ende  verdagen  dat 
vur  richter  ende  schepene.  Die  verdagynge  sal  wesen  aldus.  Die 
richter  sal  die  schepene  maenen,  dair  soelen  die  schepene  up  wiesen. 
Want  die  cleger  dair  den  gepandt  heift  als  recht  is,  so  sal  he  dat 
pant  then  iersten  marcktdaige  vercopen  also  duer,  als  he  kan,  ende  wysen 
den  schulder  die  loesse  mit  twe  näheren  aen  denghoenen,  die  dat 
pandt  gekoft  hevet  also  kort  ende  alsoe  lanck,  als  he  wil,  as  so  veirre 
als  he  den  schulder  bynnen  der  vryheit  van  Gelre  vyndt.  Ist  dat  he 
des  schulders  niet  envyndt,  so  endarff  he  om  die  loesse  niet  wysen. 
Ende  loept  den  cleger  dair  äff  aen,  dat  et  pandt  düerer  vercoft  is  dan  die 
scholt,  dat  sal  he  den  schulder  gheven.  Ende  ontbrickt  dair  aen,  die 
cleger  mach  pynden  voirt  aen  reet  guet,  alsoe  verre  als  he  dat  vynden 
kan.  Ende  so  wes  he  vort  pyndet,  des  endairff  die  cleger  niet  verdagen 
ende  macht  vercoepen  den  iersten  coepman,  den  he  krygen  kan,  dat 
duerste,  dat  he  kan.  Ende  die  ierste  pyndunge  mag  die  schulder  ver- 
halden  mit  enen  pandt,  dat  alsoe  guet  is  als  een  quarte  wyns  gilt; 
in  den  dat  he  den  bade  dat  pandt  selven  ghevet.  Ende  van  deser  verda- 
ginge  sal  die  richter  hebn  i  mynglen  wyns,  ende  die  schepene  i  myn- 
glen  wyns,  ende  die  bade  sal  die  pyndinghe  doen  om  syne  gebade 
pennynge. 
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11.  Item  envyndt  die  cleger  niet  genoege  aen  den  reden  goede 
the  pynden,  so  mag  he  pynden  aen  des  schulders  erve,  of  he  erve 
heeft,  ende  vaeren  dairmede  voirt  als  hyrna  beschreven  volght. 

12.  Item  die  pyndinge  van  den  erftail  sail  geschien 
aldus.  Die  cleger  sal  komen  mit  den  bade  overmyt  richtere  ende 
schepene  dair  he  weet,  dat  die  schulder  erve  heift,  ende  doen.  om 
dairaen  pynden.  Dair  sullen  om  die  schepene  wysen,  dat  he  mit  den 
pandt  koeme  aen  dat  ierste  vaeghtgedinge  ende  verdaghen  dat  erve 
vur  den  vaeghtgedinge.  Dairaff  sal  he  den  gerichte  geven  1  quarte 
wyns  ende  sal  soe  voirt  doen  drie  vaeghtgedinge  na  eenandern  vol- 
gende.  Ende  wanneir  der  vaeghtgedingen  so  twe  vurleden  ende  over- 
koemen  syn ,  then  deirden  ende  leisten  vaeghtgedynghe  sal  men  den 
cleger  wysen  drie  werdaighe  neistvolgende  den  deirden  vaeghtgedinge 
ende  dair  enteynden,  dat  he  [hjet1)  erve  vercopen  sal  alsoe  duir  als  he 
kan  op  enen  marcktdage  ende  doen  dat  dan  yn  der  kyrken  gebieden 
drie  sonnendaghe  na  eenandern  volgende  woe  duer  dat  et  erve  vercoft 
is,  of  die  schulder  des  yet  loessen  wil.  Ende  off  dair  yemant  yet  meir 
om  geven  wil  dan  dat  vercoft  is  ende  dat  meir  gelt,  dattet  erve  hoger 
vercoft  wurde  dan  die  schoult  ende  schade,  die  dair  mit  recht  up  ge- 
gaen  weir,  dat  sal  den  schulder  then  staden  komen.  Ende  alst  mit 
den  erve  vort  gevaeren  is,  glyke  vurscreven  steet,  soe  sal  die  here  van 
den  lande  dair  een  weere  äff  wesen.  Ende  wert  sake,  dat  die  cleger 
nochtant  niet  genoech  enhedde  van  den  schulder  ende  sich  niet  ver- 
halen  enkonde  aen  den  reden  guede  ende  aen  den  erve  ende  syns  erfs 
niet  meir  enwust,  so  mach  he  den  schulder  overmyts  den  gerichte  aen 
syne  lyff  pynden.  Ende  wanneir  dat  he  aen  dat  lyff  gepandt  wurdt, 
soe  sal  die  here  den  schulder  die  werschnacht  halden  ind  leveren  den 
cleger  des  anderen  daigs  yn  die  vetere,  ende  dan  sal  oen  die  cleger 
na  sich  nemen  ende  halden  den  schulder  redelich,  dat  he  niet  verderf- 
lich  endwerde  by  synen  schulden  aen  synen  lyve.  Ende  gheven  om 
teten  water  ende  broet;  doet  he  om  bett,  des  mach  he  om  danken. 
Ende  die  cleger  sal  den  manne  tot  allen  vierthien  nachten  aen  dat  ge- 
richte brengen,  dat  die  here  besyen  mach,  off  he  yet  verderflich  sie 
worden  aen  synen  lyve  off  aen  synen  lederen,  dat  by  des  clegers 
schulden  toe  weir  komen.  Mair  weret  sake,  dat  he  sich  selven  sche- 
dichden  bynnen  der  tydt  of  verderflich  maickten,  dair  ensal  dieghene 
egheen  scholt  aen  hebn,  den  he  gelevert  weir.  Ende  weirt  oeck  sake, 
dat  die  schulder,  die  alders  den  cleger  gelevert  were,  den  cleger  ont- 
lieppe,  so  sal  die  schulder  mit  recht  quyt  wesen  ende  die  cleger  en- 
salts  om  der  schoult  wil  nfimmermeir  tboespreken. 

13.  Item  so  wie  enen  menschen  besett,  dair  sal  die  bade  äff  hebn 
enen  gerichtspennyng  ende  den  selven  sal  die  bade  dach  verscheiden 
sonder  morren  van  den  daige  aver  verthien  nacht  aen  dat  gerichte  the 
komen.    Ende  he  sal  voirtan  aisulke  geloeve  ende  wissheit  nemen  van 


')  Nachträglich  hinzugefügt. 
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den  ghoenen,  die  so  besatt,  dat  hie  synen  dach  halde  aen  dat  recht  the 
komen,  up  dat  den  cleger  gerichtz  werde. 

14.  Item  so  wie  reet  guet  besett,  die  salt  doen  mit  den  bade  over- 
mits  richter  ende  schepen.  Dairaff  sal  hebn  die  richter  1  mynglen 
wyns  ende  die  schepen  1  mynglen  ')  wyns  ende  die  bade  1  gerichtz- 
penninck.  Ende  dat  sal  men  besetten  drie  veirthien  nacht  na  een, 
ende  dan  sa"l  men  verbadynge  doen  mit  des  gerichtsbade  aen  den 
ghoenen  des  goedt  besät  is.  Ende  woe  mennichwerf  dit  vurgerürdt  ge- 
schieh so  mennich  gelt  als  voirschreven  is. 

15.  Item  so  wie  erftael  besett,  die  salt  doen  mit  den  bade  aver- 
myds  richter  ende  schepenen,  dairaff  sal  hebn  die  richter  1  quart  wyns 
ende  die  schepene  1  quart  wyns  ende  die  bade  1  gerichtz  d.  Ende  so 
mennichwerff  sich  dat  geboirdt,  so  mennich  gelt. 

16.  Item  weir  yemants,  die  ennyghe  besettinge  doen  woelde  ende 
richter  ende  schepene  alsoe  niet  dairby  enheddev  soe  mach  he  den  bade 
nemen,  ende  die  sal  den  menschen  ende  guet  besetten  ende  bis  aen 
richter  ende  schepene.  Ist  die  bade  oeck  niet  by  der  handt,  soe  mach 
men  nemen  twe  borgere  ende  die  moeghen  des  desgelix  besetten  ende 
beherren  den  mensche  ende  guedt  bis  aen  bade  ende  voirt  aen  richter 
ende  schepen,  als  vurscreven  steit. 

17.  Item  pandt,  dat  verleist  ende  reit  guet  is,  sal  men  verdagen 
als  ander  gereedt  guet,  dat  vur  den  gerichte  gewonnen  (is)2);  dat  is 
thoe  weten  eenwerff. 

18.  Item  sterflike,  etende  of  ander  verderflike  pande  sal  men 
overmits  richter  ende  schepene  verdaghen  eens.  Dairup  sullen  die 
schepene  wysen,  dat  he  die  pandt  vercopen  mach  ter  stont  ende  wysen 
die  loesse  den  ghoenen,  den  guet  ende  pand  toegehoirden,  also  kort 
ende  lanck  als  he  wil  bynnen    der  vrieheit  van  Gelre  mit  twe  näheren 

19.  Item  als  die  wyrdt  of  diegoene,  die  mit  den  pande  voirt  ge- 
vaeren  heift,  as  so  vurscreven  steit,  so  ensal  he  up  die  pande  genen 
schade  meir  rekenen.  Ende  iest  sake,  dat  he  dat  pant  düere  vercoft, 
dan  die  schoult  ende  die  schade,  die  dairup  komen  en  gewassen  weir, 
dat  sal  den  schuldere  tho  staden  komen. 

20.  Item  etende,  starflike  of  verderflike  pandt,  die  besatt  werden, 
dair  sal  men  onvertaeglich  rechtfinge  af  doen;  den  weir  saeck  dat 
dieghoene,  des  tgoedt  weer,  geloeve  dede  aen  trecht  the  koemen  van 
den  dage  der  besettingen  aen  aver  veirthien  nacht.  Ende  die  gloeve 
sal  soe  guet  wesen  als  die  häve,  die  besatt  is. 

21.  Item  weirt  sake  dat  wes  häve  besatt  worde  ende  dair  niet  by 
en  weir,  den  sal  men  die  besettinge  aen  synen  mondt  mit  den  bade 
overmyts  richter  ende  schepene  [doen],  dat  he  koeme  ende  verantwerde 
syne  have,  want  die  bekommert  is,  als  recht  is.  Ende  die  häve  sal 
men  yn  een  herherge  setten  ende  laten  se  vuederen,  dat  se  niet  ver- 
derflich  enwerde.    Ende  soe  wen  die  clegede  dan  af  geit,   die  sal  die 


')  Jüngere  Rechtsaufzeichnung  1/2  Quart  —  *)  Zusatz  in  der  jüngeren 
Rechtsaut'zeichnung. 
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attinge  betalen.  Ende  wert  sake,  dat  die  häve  mit  den  rechten  ge- 
gewonnen worde  ende  niet  verantworde  enworde,  80  sal  dieghoene  die 
attinge  betalen,  die  die  häve  mit  den  rechten  gewonnen  heeft. 

22.  Item  men  ensal  ghenen  borger  off  burgersse  dach  verscheiden 
voer  schaede  of  schoult,  meeir  men  sal  die  aen  trecht  wynnen  als 
recht  is. 

23.  Item  soe  wye  erftheens  heiffc  ende  die  om  niet  betailt  enwurde 
opten  dage  als  men  om  den  schuldich  is,  den  sal  die  richter  den  bade 
doen  ende  die  bade  sal  den  theenss  uitpynden,  sonder  yet  dair  äff  the 
nemen,  want  et  gerichte  dair  eens  aver  gegaen  is. 

24.  Item  so  wie  bueten  schepenbrieve  gelaeft  heeft  een  Gelresche 
vowarde,  die  mach  die  leistinge  verhaldeD  ten  iersten  mit  enen  pandt, 
dat  also  guet  is  als  een  quart  wyns,  bis  ten  dage  toe  dat  mit  den  pant 
voirt  gevaeren  is  als  recht  is.  Ende  aisulken  pandt  sal  men  verdagen 
ende  dairmede  voirtvaeren  glyke  als  mit  enen  pandt  dat  voer  schaeden 
of  schouldt  gepandt  were. 

25. ')  Dyt  is  guet  ende  cleynoit,  dat  van  alden  herkomen  ende 
gewoenheiden  na  den  statrecht  tot  Gelre,  soe  van  alds  gelegen  is, 
totten  erven  gehoerende  is,  als  hier  nae  bescreven  steet.  Ten  iersten 
alle  geslaegen  silveren  werck,  alle  coperwerck,  alle  yserenwerck,  alle 
tennenwerck.  Item  alle  bedden,  laken  ende  sartzen  ende  alle  toebe- 
hoere  tot  bedden  gehoerende,  alle*)  camerwerck,  tapyten,  küssen, 
dweelen  ende  taefflaken.  Item  alle  holtwerck  myt  yseren  benden  ge- 
bunden ende  alle  eyken  holtwerck  sonder  yseren  ende  alle  eyken 
vaten  *). 

26.*)  Item  van  der  vaightgedynghbrieve  to  besegelen,  dairvan  sali 
die  richter  hebn  twee  qwarten  wyns,  ind  die  scepene  twoelff  quarten, 
ind  dye  schryver  twee  quartten.6) 

27.  Item  weret  sake,  dat  ymants  der  stat  tholl  ende  cysen  pachten 
ind  dairvur  gelove  dede  glyk  dat  gewoenlich  is,  weert  dan  saick 
dat  dan  verongevalden  dengoene,  die  den  tholl  gepacht  hedd,  dat  die 
onss  genedigen  heren  vellich  wurde  mit  lyve  ind  mit  gude,  soe  muchten 
die  borgen,  die  dair  voer  gelaift  hedden,  den  tholl  off  cysen  heeffen 
ende  boeren  also  langh,  dat  sie  die  stat  dairvan  betalt  hedden  buten 
hynder  ind  krodt  onss  gnedigen  heren.  Ind  dede  die  tholl  of  cysen 
dan  meer,  dair  sie  voer  gelaift  hedden,  dat  solde  staen  tot  onss  heren 
behueff;  maer  ontbreke  oen  in  den  opboeren,  dat  moesten  die  borgen 
der  stat  betalen  glyck6)  gewoenlich  is.7) 

28.  Item  nymants  enkan  erftäl  uitgeven  of  verthien  den  anderen 
dairan  te  verstingen  dan  avermids  richter  ende  schepene  als  gewoen- 
licken  is. 


')  Von  anderer,  fast  gleichzeitiger  Hand.  —  a)  Die  jüngere  Rechts- 
aufzeichnung hat  statt  alle  „als".  —  *)  Hiermit  endet  dieser  Teil  in  der 
jüngeren  Rechtsaufzeichnung.  —  *)  Zusatz  von  einer  jüngeren  Hand  aus 
dem  16.  Jahrhundert.  —  6)  Diese  Bestimmung  nimmt  die  obersten  Zeilen 
auf  Blatt  62  ein,  der  Rest  der  Seite  ist  leer  geblieben.  —  •)  Vorlage  ghyck. 
—  T)  Nur  dieser  Artikel  steht  auf  der  Seite,  der  Rest  ist  leer  geblieben. 
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29.  Item  oeck  enkan  nymants  onterfft  werden  van  erftail,  he  en 
gheift  aver  mit  bände,  halm  ind  monde  vur  richter  ende  schepene 
als  dat  van  a,lds  gewoenlich  is.1) 

30.  Na  gewoenheit  der  stat  Geller  gerechticheidenn,  wanneir  twe 
bnrger  gegen  einen  anderen  im  rechten  dingen  und  dat  urdell  dem 
einen  tot  vordeil  dem  anderen  aver  tho  nadeill  gewiesen,  möt  der  ver- 
lierender deil  na  umbganck  14  dagen  a  dato  gefelden  urdels  der  win- 
nenden  parthien  verrichten  vor  vorsprieck  und  daghelder  3  quart  wins, 
dem  scholteis  und  gerychtt  ire  wedden,  dem  botten  syne  gerechticheit 
van  Vorbescheiden  anterrecht  und  gedaner  kommer  alle  utgelachte  ur- 
kuntzpenning  im  gericht;  dem  schryver  2  quart  wins.  Alles  na  gestalt 
der  sachen  van  schadt  und  schult,  erff  und  erffthal  discretie  tho  hebben 
in  restitutie  der  gerichtzcosten  vermog  der  stat  recht.  Actum  in  senatu 
freidags  den  12.  Decembris  anno  1585. 2) 


in. 

Van  den  gerichte  der  hoeger  clagen. 

1.*)  Item  soe  wie  dat  enen  heisschen  wil  mit  den  gerichte  der 
hoeger  claegen  ende  om  in  syn  warde4)  gedinget  heeft  als  recht  is,  so 
sal  he  den  richter  orlof  bidden  syn  zwerdt  te  treecken  ende  ruepen  drie- 
werff  wapen  over  denghonen,  dien  he  beclagen  wil;  ende  bidden  dan 
orloff,  syn  zwerdt  weder  op  te  steken  ende  syn  noet  te  klagen.  Ende 
clagen  dan  aver  den  voirgerurden,  dat  he  sie  komen  up  des  kaysers 
vrie  strate  in  des  hertogen  lande  van  Gelren  ende  heb  om  beroeft 
synre  haefliken  haven  also  voel  als  he  noemen  wil  ende  begerdt  dat 
gericht,  as  soe 8)  dat  gerichte  wyst ,  dat  men  om  dat  mit  recht  richten 
sal  na  der  hoeger  clagen. 

2.  Item  soe  vraeghet  dan  die  richter  den  schepenen,  woe  he  dat 
mit  recht  richten  sal,  op  dat  he  den  enen  recht  doe  ende  den  anderen 
geen  onrecht.  Dan  solen  hem  die  schepene  wysen,  dat  he  den  bade 
seggen,  dat  die  ruep  eenwerff,  anderwerff,  derdewerff,  of  dair  ymants 
sy,  die  den  voirgerurden  verantworden  wil,  die  dair  geheist  ende  ge- 
roepen  wardt  mit  der  hoger  clagen. 

3.  Yss  dair  dan  nyemant B),  die  den  voirgerurden  verantworden  wil, 
so  sal  dat  gerichte  wysen  den  man,  die  geheist  wordt  over  veirthien 
nacht7)  te  komen  an  dat  gerichte  ynt  hogeste  van  den  dage,  also  lyef 
als  he  syn  lantrecht  te  behalden  heift.  Ende  dat  gerichte  sal  gaen 
drie  veirthiennacht8)  ende  drie  werdage.  Ind  dan  sal  men  om  verbadinge 
doen  orkonde  richter  ende  schepene.     Ende  die  verbadinge  sal  staen, 

*)  Am  Rand  von  späterer  Hand :  Vertechnus  op  Erffthall.  —  2)  Dieser 
Artikel  ist  von  einer  Hand  vom  Ende  des  16.  Jahrhunderts  hinzugefügt,  am 
Rand:  Restitutie  der  gerichtskosten.  —  s)  Am  Rand  von  jüngerer  Hand: 
Gewaltclag.  —  *)  Jüngere  Aufzeichnung  woirden.  —  6)  Jüngere  Aufzeich- 
nung alsoe.  —  •)  Jüngere  Aufzeichnung  ymantt.  —  T)  Jüngere  Aufzeich- 
nung IX  nacht.  —  8)  Jüngere  Aufzeichnung  dye  IX  nacht. 
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als  die  bade  by  om  kompt,  van  den  dage  over  XIIII  nacht1)  hem  to 
verantwarden. 

4.  Hyraf  geboirt  den  gerichten2),  den  gemeynen  schepenen  alst 
yrst  aen  gesät  wordt,  V  s.  gerichtsgelts  van  enen  man,  die  beclaget  wordt, 
ende  voirt  richter  ende  schepene,  die  dan  sitten,  oer  recht;  dats  den 
richter  1  virdel  wyns  ende  elkoir  schepene,  die  dan  sitten  (ein)8)  quart 
wyns,  ende  die  bade  1  mynglen  van  ilkoir  man,  die  daer  beclaget  wordt 
(ende  also  duck  als  die  voirscreven  claeghde  geschuytt,  so  mennych 
gelt).*)  Voirt  weirt  dat  die  cleger  synen  wurden  niet  envolgden  ende 
hem  oeck  versfiemden  yn  synen  warden,  dair  äff  syn  die  broeken 
t'hogeste  penninckgelt  V  marck. 

5.  Yst  sake,  dat  die  voirgerurde,  die  soe  geheist  wordt,  kompt  ende 
verantwordt  sich  ende  den  cleger,  des  mit  recht  äff  gheet,  die  cleger 
V  marck.  Ende  ist  saeck  dat  he  den  cleger  yet  bekennet,  so  sal  he 
den  cleger  syne  schade  ind  cost  beieggen. 

6.  Ende  opten  lateren5)  dach  verantwordt  sich  dan  die  schulder 
niet  ende  aeck  van  synre  wegen  egheen  noetrecht  enkompt,  so  heift 
die  cleger  syn  clegede  gewonnen  ende  den  heren  is  een  recht  ver- 
sehenen, die  schulder  enkfindt  dan  verweren  mit  enen  beteren  rechten. 

7.  Des  neisten  dingdages6)  dairna  enbringet  die  schulder  dan 
egheen  beter  recht,  so  sal  die  richter  die  schepene  maenen  mit  den 
lesten  ordel  ende  wysen  echtloess,  rechtloes,  eerloess,  guedloess,  seker- 
loes,  trueweloess;  ende  neraen  oen  alle  syne  gude  recht  ende  gheven 
om  een  quaet  recht  ende  verkiesen  oen  uit  allen  guden  lfiden  ende 
rechten;  ende  gesynnen  van  den  omstenderen,  dat  sie  om  oeck  also 
mede  verkiesen. 

8.  Den  cleger7),  die  der  heissinge  niet  envolgt  alst  recht  wyst, 
dairaen  were  den  here  een  recht  versehenen;  die  cleger  enkondt  ver- 
weren mit  enen  beteren  rechten ;  ende  die  schulder  quy t  van  der  heis- 
singen.    Vort  mach 8)  die  cleger  op  een  nye  heissen. 

9.  Item  die  den  andern  heift  gesekert  ende  gelaift  in  guden 
truwen  onder  anderen  segelen  dan  onder  deere  schepene  segel  of  ge- 
laefnis  gedän  heift  buten  segelen  ind  brieven,  die  mach  oen  dairvoer 
heisschen  ind  toespreken  of  beclagen  glyck  vurscreven  steit. 

10.  Item  die  den  andern  in  schepenebrieven  of  van  schepene- 
konden  gesekert  ende  gelaift  heift  yn  gudeu  truwen  ende  des  niet  en- 
hieldt  ind  dairom  geheist  is  eenwerff,  anderwerff,  derdewerff  ende  syn 
laterdach  gebrieft  ende  ghebaedt  iss,  alst  recht  wyst,  ende  sich  niet 
verantwardt  enheeft,  als  recht  is  ende  egheen  beter  recht  tuegebracht 
enheift  ende  uitgelacht  is,  als  dat  recht  wyst;  daerna  des  neesten 
richtsdage  of  op  enen  anderen  richtdaghe  mit  orlove  des  richters  ind 


*)  Jüngere  Aufzeichnung  IX  nacht.  —  2)  Jüngere  Aufzeichnung  ind. 
—  3)  Von  späterer  Hand.  —  4)  Zusatz  unter  der  Seite  von  anderer  gleich- 
zeitiger Hand.  —  8)  Jüngere  Aufzeichnung  leisten.  —  6)  Jüngere  Auf- 
zeichnung dyntdoege.  —  7)  Jüngere  Aufzeichnung  Item  een  cleger.  — 
8)  Jüngere  Aufzeichnung  Vort  soe  mach. 
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der  schepene  mach  die  cleger  vort  gesynnen  des  gericüts  an  die  kaecke.1) 
So  soelen  die  richter  ind  die  schepene  mit  den  ommestenderen  den 
cleger  gevolgelich  wesen  aen  die  kaeke,  ende  die  richter  sal  oen  gewaldt 
afdoen,  dat  he  den  manne  aen  die  kaeke  upslaen  mach.  Ende  als  dat 
geschiet  is,  dan  sal  die  richter  mit  den  schepenen  ende  ommestenderen 
den  cleger  weder  veligen  an  t'gericht;  ind  na  gesynnen  des  clegers 
sal  men  om  een  ordel  gheven;  want  he  na  uitwysongen  der  schepene 
ende  der  stederechten  den  manne  verwonnen  heift  aen  den  kaeke,  soe 
ensal  he  dairomb  egheen  tuesprake  noch  beclagen  lyden  van  yemants 
mit  recht. 

IV. 

Van  doitslage. 

1.  Die  cleger  sal  mit  enen  getagenen  zwerde  voer  den  gerichte 
driewerff  wapen  rfiepen  ind  bidden  eens  voersprekes,  ind  sal  dat  zwerdt 
bloet  in  der  handt  halden  vur  der  baneken,  die  wyle  dat  et  gericht 
sitt;  ind  sal  dyngen  syn  verhael  ende  ordelen,  der  oen  noet  weir,  die 
he  mit  recht  hebn  mach.  Ind  sal  spreken :  Her  richter,  ick  clage 
u  aver  den  witliken  moirder  ende  roever  Conraedt  Peter,  of  woe  he 
genoempt  is,  ende  vort  aver  alre  naemen  sheven,  die  men  nu  weet  of 
nämails  vernemen  kan,  die  mit  rade,  mit  dade,  mit  tueduen  of  mit 
witscap  an  wege  of  aen  velde  geweist  heben  ind  dair  schuldich  aen 
syn,  dat  die  moirdt  geschiet  iss.  Des  ich  niet  lijden  enwolde  omme 
dusent  marken  gelts  ende  om  een  lyff  van  elken  of  also  groet  ende 
cleen,  als  die  schepene  wysen,  dat  sie  dair  mit  recht  aen  gebroekt  hebn. 
Wolden  sie  dair  yet  tgegen  seggen,  sie  enhedden  den  moirdt  gedaen, 
als  ich  hyr  tögen  wil  mit  enen  blykenden  schyn  ende  enen  doeden 
verderffiken  licham  ind  gesynne  gerichts. 

2.  Dan  vraget  die  richter  der  schepene  eyn,  so  woe  he  oen  richten 
sal;  soe  wysen  die  schepene,  die  cleger  sal  se  noemen  ende  die  richter 
sal  se  heisschen  mit  der  docken  ende  doen  die  driewerff  slaen. 

3.  Dan  steet  die  richter  op  ind  heist  den  man  ende  die  lüde  alre 
naemen  sheven,  die  des  dodes  schuldig  syn,  die  men  nu  weit  of  namaels 
vernemen  kan,  oere  lyff  ende  guedt  te  verantwerden  dat  ende  oir 
hogeste  recht  eenwerff. 

4.  Anderwerff  gesyndt  die  cleger  gerichts,  soe  soten  die  schepene 
wysen,  dat  men  oen  richten  sal  alst  vilr  gericht  is. 

5.  Derdewerff  gesyndt  die  cleger  gerichts*  so  sal  men  oen  richten 
glyk  vurscreven  steit. 

6.  Als  die  heissinge  gedaen  is,  so  gesyndt  die  cleger  eens  ordels, 
want  die  dode  licham  hier  tgegenwordich  verderflich  leegt,  woe  dat 
men  dairmit  vortvaren,  als  recht  is;  ende  dat  sal  die  richter  den 
schepene  vraghen.  Die  schepen  sal  wysen,  want  die  licham  verderfliken 
is  ind  men  des  niet  halden  enmach,  des  rechten  to  verwachten;  so 

!)  Jüngere  Aufzeichnung  ain  die  bancke. 
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sal  die  cleger  nemen  die  rechter  handt  van  den  doden  lichaem  ende 
leggen  die  op  een  block,  dair  sal  die  bade  een  byle  opsetten  ind  die 
richter  sal  mit  enen  wedehamer  op  die  byle  die  handt  afslaen. 

7.  Ende  dan  sal  die  cleger  den  richter  orlof  bidden  den  döden 
licham  toüverluden  ind  te  begraven. 

8.  Ende  die  cleger  mit  orlof  des  gerichts  ind  der  schepene  sal 
die  handt  nemen  ende  doen  die  yn  enen  nyen  erdenen  pott  mit  water  und 
mit  salt  ende  syeden  die  handt  drie  uren  of  vier  ende  wellen  die 
handt  dan  al  om  ende  om  yn  was,  in  orkonde  der  schepene,  ende  setten 
die  schepene  oire  segelen  yn  dat  wass  gedruckt,  also  dat  die  schepene 
die  handt  kynnen  by  oeren  segelen,  wanneir  oen  vorder  gerichts  ge- 
sonnen wordt.  Ind  dan  gevet  die  richter  den  cleger  die  handt,  ende 
die  cleger  moet  den  richter  wysheit  doen,  der  clegeden  the  volgen  als 
recht  is  des  anderen  ende  derdendags  ende  die  handt  te  behalden  in 
behuef  des  heren  ende  der  clegere. 

9.  Vort  des  anderen  dags  als  dagetydt  is,  sal  die  cleger  komen 
ende  gesynnen  gerichts,  dan  sal  oen  die  richter  richten. 

10.  Ende  die  cleger  sal  mit  enen  getagenen  zwerdt  wapen  ruepen 
driewerff  ende  dingen  sich  an  synen  voerspreke  ind  wairde,  glyck 
vurscreven  steit,  mit  des  doden  handt.  Ende  die  cleger  sal  den  sche- 
pene vraghen,  of  des  doden  mans  handt,  die  vermoirdt  is,  dairynne 
gewracht  sy,  ind  of  sie  die  yet  kynnen.  Dan  besiehen  die  schepene,  of 
oer  segelen  in  den  was  gedruct  sy;  siehen  sie  dat,  so  seggen  sie  ya. 
Dan  so  claget  die  cleger,  glyke  als  he  vur  geclaget  heift,  uitghenomen 
ynt  leest.  Van  der  clagen  sal  he  segghen,  dat  he  tugen  wolde  mit 
eenre  doder  handt  van  den  verderfliken  licham  ende  gesynnen  gerichts; , 
ende  die  richter  sal  oen  dan  richten  glyck  vorscreven  steit. 

11.  Ende,  des  derden  dags  sal  die  cleger  gerichts  gesynnen  alst 
dagetyt  is  glyck  vorscreven  steit;  ende  die  l-ichter  sal  oen  richten  als 
vurscreven  ist. 

12.  Ende  clagen  dan  als  men  dede  op  ten  anderen  richtdage 
vurscreven. 

13.  Ind  die  cleger  sal  vraghen  als  die  heissinge  gedaen  is,  wo 
langh  he  der  handtdinghen  wachten  sal  mit  recht.  Soe  sal  men  om 
wysen  alsoe  langhe  alst  gericht  sitt.  Koempt  nyemant  dairenbynnen, 
dat  leest  ordel  sael  oen  wysen,  woe  he  dairmede  mit  recht  vortvaeren 
sal.  Wanneer  dan  dagetyt  iss,  soe  sal  die  richter  den  schepene  vra- 
ghen des  leesten  ordels.  So  solen  die  schepene  wysen  na  den,  dat  die 
handtdingen  sich  niet  verantwordt  enhebn  noch  nyemant  hyr  en  is, 
die  sie  mit  nämen  of  mit  tuenämen  mit  recht  verantwarden  enwil  eenwerff, 
anderwerff  ende  derdewerff ;  so  sal  die  richter  upstaen  ende  seggen,  want 
sich  die  handtdinghen  niet  verantwardt  enhebn  noch  nyemant  van 
oere  wegen  mit  recht  mit  nämen  of  mit  tuenämen  ende  allre  naeme 
sheven,  die  men  nu  weit  of  nämaels  verneemen  mach,  die  raeds,  daeds, 
behulps  thuedoen  ende  medewetens  aen  desen  doetslage  schuldich  syn, 
soe  legge  he  die  uit  oestwerdt,  weistwerdt,  zuetwerdt,  haerdwert  ende 
wyse   se  vort  echtloess,  rechtloss,   eirloes,  gudeloess,    sekerloess,  trou- 
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weloss  ende  lyffloes  ende  nemen  oen  alle  oir  gude  rechte  ind  gheven 
een  quaet  recht,  oere  lichaeni  den  voegelen,  oer  gebeent  der  erden,  oer 
wyff  wedewen,  oer  kynder  weeßen,  oer  guedt  den  beren.  Meir  weren 
dair  borger  mede,  oir  guedt  half  na  sberen  gnaden;  ind  verkiess  dat 
ende  bevele  twe  omstenderen,  dat  gbi  dat  mede  verkiest  ende  halt  op 
twe  vijnghere  van  uwer  rechter  handt  ende  dan  wysen  die  schepene 
dat  ^airmede  volrichtet  is  van  den  doetslage  na  den  rechten. 


Nr.  1 . 
1415.  Juni  11.    Bekanntmachung  der  Bürgermeister,  Schöffen 
und  Ratmannen  von  Geldern  an  die  Zollaufseher  des 
Landes,    die    altüberlieferte    Zollfreiheit    der    Bürger 
ihrer  Stadt  betreffend. 

Wy  burgeraieistere  ind  gemeyne  schepen  ende  rait  der  stat  van 
Gelre  doen  kont  ind  begeren  te  weten  allen  tolneren,  besienren  ind 
voert  allen  eirbaren  luden,  die  onss  vriende  syn,  dat  onse  voervaderen 
eyn  aide  konde  ende  herkomen  aen  ons  hebben  bracht,  dat  onse  stat 
ind  bürgere  op  ons  genedigen  heren  tollen  van  Gelre  beide  te  waeter 
ende  te  lande  nergent  ghenen  toll  schuldich  ensyn  te  gheven  dan  tot 
Lobeet  den  halven  alden  toll;  ende  oick  op  ter  Maeßen  in  der  Brabans- 
scher  zyden  tot  Lytte  ghenen  toll  schuldich  ensyn  te  gheven.  Ende 
by  hertoge  Edewarts  tyden  seliger  gedacht  ende  voir  synre  tyt,  doe 
onse  stad  ind  bürgere  die  stroeme  ende  lande  plagen  te  bouwen,  doe 
plagen  sy  der  vrieheit  vorscreven  te  gebruken.  Ende  want  synt  dode 
hertogh  Edewarts  van  onsser  stad  ind  bürgeren  die  stroeme  ind  lande 
wenych  gebouwet  ind  gevaeren  ensyn  geweist,  so  vermoeden  wy  onss, 
dat  sonimyge  tolneren  ind  besienren  onse  vrieheit  voirscreven  op  ten 
tollen  nyet  all  kondich  ensy,  ind  bidden  u  allen  tolneren  tolneren  ind 
besienren,  dat  ghi  Johan  ten  Eiken  onsen  yngeseten  bürgere  ind 
anderen  onsen  bürgeren,  die  aen  u  quemen,  der  vrieheit  voirscreven 
sonser  stat  wilt  laten  genyeten  ende  gebruken,  want  onse  lieve  ge- 
nedige  beren  van  Gelre  onss  stat  oere  aide  Privilegien,  Statuten,  rechten 
ende  aide  gewoehten  besegelt  ende  bebrieft  hebben.  Ind,  goede  vriende, 
wilt  u  yn  desen  saken  ind  punten  voirscreven  alsoe  bewysen  als  wy 
u  des  genslicken  toe  betrfiwen.  In  orkonde  ende  getuchnysse  der 
waerheit,  soe  hebben  wy  onser  stat  meiste  segell  an  desen  apenen  brief 
gehangen.  Gegeven  int  jaer  ons  heren  vierhondert  ende  vyftien  des 
neisten  dinxdags  na  Bonefatiusdage  des  heiligen  bysscops. 

Konzept  zu  der  Urkunde  auf  einem  Papierzettel,  der  in  das 
Privilegienbuch  eingeheftet  und  mit  der  Blattzahl  50  versehen  ist.  Auf 
der  Rückseite,  wohl  von  derselben  gleichzeitigen  Hand,  der  undatierte 
Entwurf  zu  einem  Brief  „an  die  eersame  wyse  ende  bescheidene  heren 
schepene  ende  raet    der  stat  van  den  Bossche  onsen  goeden  vrienden." 
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Darin  berichten  die  Bürgermeister  etc.  von  Geldern,  daß  zwei  ein- 
gesessene Bürger  mit  ihrem  Schiff  mit  Roggen  am  Zoll  zu  Lette  vorbei- 
gefahren seien  und  daß  der  Zöllner  dort  sie  habe  verzollen  wollen. 
Diese  Forderung  sei  gegen  alles  Herkommen,  deswegen  möge  man  den 
Zöllner  dahin  verständigen,  daß  er  jene  beiden  Bürger  quyt  scheide 
ende  late  onsen  bürgeren  ende  burgerschen  der  vrieheide  voert  ge- 
brueken,  als  wy  hertoe  gedaen  hebben. 

Nr.  2. 
1423.     August  3.     Herr  Johan  von  Egmond   verspricht   der 
Stadt  Geldern,  die  ihre  alten  Privilegien  verloren  hat, 
zur    Erlangung    eines    neuen    Privilegiums    behilflich 
zu  sein 

Wy  Johan  here  tot  Egmont  ende  tot  Ysselsteyn,  ter  tyt  ruwart 
der  lande  van  Gelre,  bekennen  mit  desen  openen  brieve,  also  als  ons 
van  der  stat  wegen  van  Gelre  opgedaen  is,  dat  sy  hoirre  Privilegien 
ende  brieve  in  voirtyden  van  ongevalle  weerlois  worden  syn  soulden 
ende  hebben  dairop  gesonnen,  dat  men  hoen  die  confirmieren  ende 
vernyen  woulde.  Ende  na  den  men  des  op  dese  tyt  omme  anderre 
sunderlinge  onleden  wille  nyet  gewairden  enkan,  so  soelen  wy  hoen 
voir  desen  sente  Martyns  misse  enen  dach  voir  ons,  den  sessttienen 
ende  vierhoeftsteden  des  lands  van  Gelre  bescheiden  doin  ende  den  drie 
off'  vyer  dage  te  voeren  laeten  weten ;  also  wes  dan  den  off  den  meesten 
deel  van  hoen  dunckt  na  hoeren  anbrengeu,  dat  dair  redelich  op  ge- 
boeren  sali,  dat  sal  hoen  onse  lieve  here  ende  soen  Arnolt  hertoge  van 
Gelre  ende  van  Gulich  ende  greve  van  Zutphen  doen  ende  gheven. 
Geyyelt  oick,  dat  denselven  onsen  lieven  here  ende  soen  hyrenbynüen 
ene  gemeyne  bede  van  den  lande  over  gegeven  wurde,  so  ensal  men 
die  in  der  stat  van  Gelre  voirscreven  nyet  boeren,  bis  der  tyt  dat  dat 
geclaert  is,  als  vorscreven  steet  sonder  argelist.  Ende  dis  >te  orkonde 
hebben  wy  Johan  here  tot  Egmont  vorscreven  onsen  segel  an  desen 
brieff  gehangen  in  den  jaeren  ons  heren  dusentvierhondert  drieende 
twyntich  des  dinxdags  post  Petri  ad  vincula. 

Im  Privilegienbuch  der  Stadt  Geldern  Blatt  43. 

Nr.  3. 
1423.    September  29.    Herzog  Arnold  von  Geldern  bestätigt 
der  Stadt  Geldern,  die  ihm  gehuldigt  hat,  alle  Privi- 
.    legien. 

Wy  Arnolt  van  der  geraden  gaeds  hertoge  van  Gelre  ende 
van  Gulich  ende  greve  van  Zutphen  doen  kont  allen  luden  mit  desen 
apenen  brieve,  dat  want  ons  onse  lieve  stat  ende  gemeyne  bürgere 
van  Gelre  gehuldt,  geswaren  ende. ontfangen  hebben  voir  hoeren  rechten 
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erfgeboeren  here  des  gemeynen  lands  van  Gelre  ende  van  Zutphen,  so 
hebben  wy  gesekert  yn  gueden  truwen  ende  op  die  heilige  gesworen 
onsen  gemeynen  bürgeren  van  onser  stat  vurscreven,  die  nfi  syn  off 
namaels  wesen  soelen,  te  halden  alle  carten,  Privilegien,  hantvesten 
ende  brieve  ende  voert  in  allen  hoeren  alden  rechten,  herkomen  ende 
gueder  gewoenten,  die  sy  van  onsen  seligen  alderen  ende  voirvaderen 
greven  ende  hertogen  van  Gelre,  den  got  allen  genedich  sy,  van  alds 
tot  hertoe  gehadt  hebben,  sonder  ennych  wederseggen  ende  sonder  arge- 
list.  Ende  dis  te  orkonde  ende  getuychnisse  der  wairheit  hebben  wy 
onsen  segel  an  desen  bvief  doen  hangen.  Gegeven  in  den  jaren  onss 
heren  dusentvierhondert  drieendetwyntich  op  sente  Michiels  dach.  —  Per 
dominum  ducem  presentibus  de  consilio  nobili  Walramo  de  Muerse, 
domino  de  Boere,  et  domino  Roelmanno  de  Arendael  domino  de  Welle 
milite,  magistro  curie 
A.  a.  0.  Blatt  43 

Nr.  4. 
1424.  Januar  21.  Herzog  Arnold  von  Geldern  und  Jülich 
und  Graf  von  Zutphen  erneuert  der  Stadt  Geldern, 
die  einen  Teil  ihrer  Privilegien  durch  die  Ungunst 
der  Zeiten  verloren  hat,  ihre  Handfeste  nach  vorher- 
gehender Beratung  mit  Johann  von  Egmond,  den 
Sechzehnern  und  den  vier  Hauptstädten. 

Wy  Arnolt  van  der  gnaden  goids  hertoge  van  Gelre  ende  van 
Gulich  ende  greve  van  Zutphen  voir  ons,  onse  erven  ende  nakomelingen 
doen  kont  allen  luden,  die  desen  brieff  soelen  sien  off  hoeren  lesen, 
dat  ende  also  als  ons  onse  lieve  vriende  burgermeistere,  schepenen 
ende  raide  onser  stat  van  Gelre  van  hoirre  ende  hoirre  gantzer  ge- 
meynden  weghen  gethoent  hebben,  woe  sy  voirtyts  overinids  onge- 
valle  van  brande  ende  in  orloges  tyden  een  deel  hoirre  Privilegien  ende 
brieven,  dairynne  hoere  aide  Privilegien  ende  rechten  geschreven  stoen- 
den,  werloys  geworden  syn,  ons  oitmoedeliken  daivomme  biddende, 
hoen  die  te  willen  vernyen  ende  opt  nye  te  doen  bebrieven.  Ende 
want  wy  ons  dairop  mit  onsen  gemynden  vader  hern  Johan  here  tot 
Egmont  ende  tot  Ysselsteyn  onsen  ruwairt  onser  lande  van  Gelre  mit 
eendeel  van  den  sestienen,  die  gekoren  syn  onse  lant  te  helpen  re- 
gieren, ende  mit  eendeel  des  raids  van  onsen  vier  hoefftsteden  also 
besproken  ende  beraden  hebben.  dat  ons  ende  hoen  dunckt  dese 
bede  redeliken  wesen,  so  hebben  wy  mede  na  hoeren  ende  mere  onser 
vriende  guetduncken  denselven  onsen  lieven  vrienden  burgermeisteren, 
schepenen,  raids  ende  gantzer  gemeyuden  der  vurscreven  onßer  stat 
van  Gelre  ende  allen  oeren  naekoemelingen  benaidt,  gegeven  ende  ver- 
nyet,  benaiden,  geven  ende  vernyen  mit  desen  selven  brieve  mit  allen 
aisulken  rechten  ende  punten,  als  hierna  beschreven  staen,  alleweghe 
beheltelich  hoen  alle  alsulker  vryheiden,  Privilegien,  brieven  ende 
goeden  gewoenten,  als  sy  van  onsen  voirvaderen  ende  ons  hebben,  die 
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in  oere  volcomenre  machte  te  blyven  sonder  argelist.  In  den  yrsten 
also,  als  wy  nu  der  selver  onser  stat  huldinge  gedaen  ende  then  hei- 
ligen gesworen  hebben,  boen  in  allen  aisulken  rechten,  alden  ge- 
woenten,  Privilegien,  besegelden  brieven  ende  berkomen  to  halderi,  als 
sy  gehadt  ende  beseten  hebben  van  onsen  seligen  alderen  ende  voir- 
vaderen,  gelyck  onse  confirmatiebrieffhoen  dairop  gegeven  dat  uitwyst.1) 
So  soelen  onse  erven  ende  nakomlinge  desgelycks  oich  doin,  eer  die 
selve  onse  stat  sy  sali  durven  hulden.  Vort  soelen  wy  eynen  ygeliken 
mynssche,  bürgere  off  burgersse  tot  Gelre  schepen  vondenisse  laten 
wedervaren.  Voirt  so  ensoelen  wy  engheen  amptlude  tot  Gelre  setten,  sy 
ensoelen  then  heiligen  sweren,  derselver  onser  stat  rechten,  Privilegien 
ende  aide  gewoenten  te  halden  ende  eynen  ygeliken  mynsche,  bürgere 
off  burgersse  in  onser  stat  schepene  vondenisse  ende  statrecht  te  laten 
wedervaren  ende  geenrekunne  broicken  hoger  dragen  ensoelen  dan  vijff 
marck  payments  off  dat  lyff;  ende  die  brocken  sollen  halff  syn  ons  ende 
halff  den  schepene;  aldair  uitgesacht  wilkoir  ende  geweltliken  saeken, 
die  aen  lyff  treffen.  Voirt  weert  sake,  dat  wy  off  onse  amptlude  van 
onser  weghen  yemant  geleide  off  voirwarde  gegeven  hedden  bynnen 
onser  stat,  ende  off  onser  bürgere  off  burgersse  ennich  dat  hinderlich 
were  ende  sy  dat  bekroenden,  soe  sali  men  hoen  die  voirwarde  ende 
geleide  opseggen.  Voirt  so  ensall  men  engheen  schepene  tot  Gehe 
also  lange  als  hy  leeft  van  synen  schepenampte  ontsetten ,  hy  en- 
verschuldent  in  den  schependomme  mit  aisulken  saicken,  dair  men 
hem  mit  rechte  oinb  entsetten  mucht.  Voirtmeer  so  ensall  men 
engheenen  mynsche,  bürgere  off  burgersse,  die  gebroickt  hedde,  in 
onser  gevenckenisse  brengen,  men  ensall  hem  ten  yrsten  leyden  van  der 
eenre  straeten  ter  andere  ende  seggen  overluyt,  off  yemant  syn  bürge 
wil  werden.  Ende  ist  sake,  dat  hy  bürgen  kan  krygen  voir  synre 
broicken,  die  sali  onse  amptman  van  hem  nemen  ende  hem  laten  gaen 
na  onser  stat  rechte.  Ende  enkan  hy  engheen  bürgen  krigen,  so  mach 
hem  onse  amptman  in  onss  gevencknisse  leiden  ende  die  stockmeister, 
die  den  bürgere  in  onser  gevencknisse  sloete  ende  verwarden,  ensall 
niet  meer  hebben  voir  syn  sluytgelt  dan  vyff  Schillinge  payments. 
Voirt  off  ennige  bürgere  off  burgersse  broickten  ende  so  arm  were,  dat 
hy  syne  broicken  niet  betalen  enkonde,  die  soelde  die  stat  een  jair 
versweren.  off  men  hem  des  niet  verlaten  enwolde.  Voirt  soe  moegen 
onse  bürgere  van  Gelre  alle  buetenlude,  die  niet  bürgere  aldair  ensyn, 
dair  hoen  wat  gebreecks  toe  is,  beisschen  ende  vervolgen  mit  den  ge- 
richte  der  hoger  clagen  ende  mit  getagenen  sweerde,  also  als  dat  recht 
dairaff  is.  Ende  die  man,  die  also  mit  den  gerichte  der  hoger  clagen 
uitgeheist  ende  verwonnen 2)  is ,  den  ensoelen  wy  noch  onse  amptman 
engheen  geleide  noch  voirwarden  geven.  Voirt  so  ensoelen  wy  engheen 
marckten   ommelangs   by  Gelre    leggen  op  aisulke  dagen,  als  der  stat 


*)  Gemeint  ist  jedenfalls  die  erste  summarische  Privilegienbestätigung 
bei  der  Huldigung  vom  29.  September  1423.  —  2)  Nachträglich  von  anderer 
Hand  verbessert  aus  gewonnen. 
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van  Gelre  jairmarekte  ende  weeckmarckte  gelegen  syn.  Voirt  so  wat 
lüde  hoere  marckte  tot  Gelre  halden,  die  soelen  vry  syn  van  besettinge 
voir  schade  ende  scholt  uyt  ende  yn  bynnen  der  baninylen  van  Gelre. 
Voirt  so  wat  kunne  saken  onsser  stat  voirscreven  aengaen  van  schat- 
tingen,  van  cysen,  van  waken,  van  graven,  van  ysen  ende  voirt  van 
allen  anderen  geboden,  die  die  bürg  ermeistere  doen  gebieden  in  der 
selver  onser  stat  beboiff,  dat  die  burgermeister  in  der  tyt  allewege 
dairover  richtinge  ende  pendinge  moegen  doin  !)  van  den  broicken, 
doch  in  onsser  stat  behoiff;  ende  dair  ensoelen  wy  engheen  recht  an 
hebben.  Voirt  so  ensoelen  onse  amptlude  engheenrekunne  gebade  in 
onsser  stat  doen  noch  doen  doen,  dair  onse  bürgere  aldair  mede 
broickefftich  moegen  werden,  id  ensy  dat  dat  gebot  ynne  gesät  wurdt 
overmids  onsen  amptman  ende  mede  by  den  burgermeisteren,  schepenen 
ende  rait  derselver  onser  stat.  Alle  punten  voirscreven  sonder  aigelist; 
die  welke  wy  hertoge  van  Gelre  ende  van  Gulich  voirscreven  voir 
ons,  onse  erven  ende  nakomelingen  gelaifft  hebben  ende  gelaven  in 
guden  truwen  vaste,  stede  ende  onverbrekelich  te  halden  ende  dair- 
tegen  nyet  te  doen  noch  te  gescbien  laten  in  ennigerwys;  ende  hebben 
des  te  orkonde  gantzer  vaster  stedicheit  onsen  segell  von  onser  ge- 
rechter wetenheit  ende  sunderlingen  bevele  aen  desen  brieff  doen 
hangen  in  den  jaeren  onss  heren  dusent  vierhundert  ende  vier- 
endetwintich  up  sentte  Agnetendach.  —  Per  dominum  ducem  presentibus 
de  consilio  domino  Ottone  de  Haesten  milite,  Gijsberto  Pijeck  et 
Johanne  de  Zellair  armigeris. 

A.  a.  0.  Blatt  43 v.     Eine  jüngere  Abschrift  ebendort  Blatt  5. 


vi. 
Der  „Totenteil"  in  germanischen  Rechten. 

Von 
Herrn  Professor  Dr.  Siegfried   Rietschel 

in  Tübingen. 

Es  sind  jetzt  dreizehn  Jahre  her.  daß  durch  einen  in 
dieser  Zeitschrift  erschienenen  Aufsatz  Heinrich  Brunners2) 
ein  ganz  neues  Licht  auf  zwei  Rechtsinstitute  des  germani- 
schen Rechts  fiel.  Die  Rechtsinstitute  waren  das  einer  Sonder- 
erbfolge unterliegende  IT  e  e r  ge  w  äte  und  die  der  Verfügungs- 
gewalt   des    Erblassers    freigegebene   Vermögensquote,    der 

J)  Das  Wortdoin  aus  Versehen  zweimal.  —  2)  Heinrich  Brunner, 
Der  Totenteil  in  germanischen  Rechten  in  d.  Sav.  Zeitscbr.  f.  Rechts- 
gesch.,  Germ.  Abt.  19  (1898)  S.  107  ff. 
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Freiteil;  beide  wurden  von  Brunner  mit  der  Totengabe, 
die  man  dem  Manne  mit  ins  Grab  zu  legen  pflegte,  in  Ver- 
bindung gebracht.  Das  Heergewäte,  Waffen,  Gewand  und 
gesatteltes  Streitroß,  folgte  ursprünglich  einst  dem  Manne 
ins  Grab,  um  ihn  ins  Totenreich  zu  begleiten.  Aber  schon 
in  heidnischer  Zeit  setzte  eine  Entwicklung  ein,  die  dem  Grab 
diese  Güter  nahm  und  sie  dem  nächsten  Schwertmagen  zu- 
wies. Und  mit  dem  Eindringen  des  Christentums  änderte 
sich  auch  dort,  wo  das  Heergewäte  diesen  Weg  nicht  ging 
und  dem  Toten  verblieb,  die  Art  seiner  Verwendung;  nicht 
mehr  ins  Grab  wurde  es  dem  Manne  gelegt,  um  seinen  Leib 
im  Totenreich  zu  zieren,  sondern  der  Kirche  gebührte  es,  damit 
sie  durch  Messen  für  die  Seele  des  Entschlafenen  sorge. 
Erinnerungen  an  die  alte  Mitgabe  ins  Grab  aber  haben  sich 
noch  lange  erhalten,  insbesondere  in  der  Sitte  des  Toten- 
pferdes, das  im  Leichenzug  mitgeführt  wird.  Aber  auch 
zwischen  dem  Freiteil  und  der  Totengabe  glaubte  Brunner 
eine  Verbindung  herstellen  zu  können.  Ausgehend  von  der 
Tatsache,  daß  der  englische  Freiteil  von  einem  Drittel  als 
dead's  part  (=  Totenteil)  bezeichnet  wird  und  nach  englischem 
Brauch  ganz  oder  wenigstens  zum  Teil  der  Kirche  zugewendet 
werden  soll,  suchte  Brunner  nachzuweisen,  daß  dies  Drittel 
oder  eine  andere  Quote  seines  Nachlasses  für  den  Toten  selbst 
bestimmt  war  und  ursprünglich  ihm  mit  ins  Grab  gegeben 
wurde,  und  gibt  endlich  am  Schluß  der  Vermutung  Raum, 
daß  „der  Begriff  des  Freiteils  zuerst  im  Anschluß  an  den 
Totenteil  (worunter  Brunner  hier  das  dem  Toten  ins  Grab 
Mitgegebene  versteht)  bei  der  Fahrnis  ausgebildet  worden"  sei. 
Brunners  Ausführungen  haben  in  der  Literatur  ungeteilte 
Zustimmung  erfahren.  Schröder  und  Hübner  haben  in 
ihren  Gesamtdarstellungen  BrunnersErgebnisse  in  allem  Wesent- 
lichen aufgenommen1),  Klatt  wandelt  in  seiner  Schrift  über 
das  Heergewäte   durchaus   in   den   Bahnen   Brunners.2)     Ja, 

^Schröder,  Lehrbuch  der  deutschen  Rechtsgeschi chte 5  S.  73, 346, 466 
Anm.  92,  542  Anm.  54,  772  Anm.  221,  775  Anm.  243;  Hübner,  Grund- 
züge des  deutschen  Privatrechts  S.  679,  724 f.,  732.  Auch  Grierke  in 
Holtzendoff-Kohler,  Encyklopädie  der  Rechtswissenschaft  I  S.  553,  und 
Heymann,  ebenda  S.  835f.  schließen  sich  in  wichtigen  Punkten  an 
Brunner  an.  —  2)  Klatt,  Das  Heergewäte  1908  (Beyerles  deutschrecht- 
liche Beiträge  II,  2). 
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man  ist  sogar  über  Brunner  hinausgegangen.  Was  bei  Brunner 
nur  als  eine  noch  des  Beweises  bedürftige  Vermutung  angedeutet 
wurde,  die  allgemeine  Herleitung  des  Freiteils  aus  der  Toten- 
beigabe, nimmt  bei  Hübner  (S.  724)  schon  eine  sehr  viel 
festere  Gestalt  an  und  wird  bei  Schröder  (S.  346)  als  Tat- 
sache vorgetragen.  Auch  Gäl  in  seiner  Arbeit  über  „Totem- 
teil  und  Seelteil  nach  süddeutschen  Rechten"1)  ist  geneigt, 
einen  Zusammenhang  zwischen  Freiteil  und  Totenbeigabe 
anzunehmen.  Demgegenüber  verdient  entschiedene  Beach- 
tung die  Reserve,  die  Brunn  er  selbst  gegenüber  seiner  Ver- 
mutung späterhin  beobachtet  hat.  In  seinem  Aufsatz  über 
„Das  rechtliche  Fortleben  des  Toten  bei  den  Germanen" 
(Deutsche  Monatsschrift  für  das  gesamte  Leben  der  Gegen- 
wart XII,  1907  S.  18ff,  besonders  S.  25  ff.)  wird  die  Vermutung 
nicht  wiederholt.  Auch  in  den  Grundzügen  der  deutschen 
Rechtsgeschichte  findet  sich  dort,  wo  Brunner  den  Freiteil 
behandelt  (4.  Aufl.  S.  231),  nicht  die  geringste  Andeutung  der 
Möglichkeit  eines  Zusammenhangs  mit  der  Totenbeigabe,  und 
das  gleiche  gilt  für  die  „Beiträge  zur  Geschichte  des  germani- 
schen Wartrechtes"  (Festgabe  für  Heinrich  Dernburg  1 900 
8.  39  ff.).  Man  gewinnt  den  Eindruck,  daß  Brunner  bei  der 
näheren  Untersuchung  des  Erbenwartrechts,  die  er  in  der 
Sav.-Ztschr.  XIX  S.  138  in  Aussicht  stellte,  nichts  gefunden 
hat,  was  seine  Vermutung  bestätigte. 

Überzeugend  und  inzwischen  auch  durch  Klatts  Unter- 
suchungen bestätigt  sind  Brunners  Ausführungen  über  den  Zu- 
sammenhang zwischen  Totenbeigabe  und  Heergewäte.  Dar- 
über kann  ja  auch  kein  Zweifel  bestehen,  daß  die  Gegenstände, 
deren  Reste  wir  überall  in  der  germanischen  Welt  in  Tau- 
senden von  Gräbern  als  regelmäßige  Totenbeigabe  des  Mannes 
finden,  identisch  sind  mit  dem,  was  die  späteren  Quellen  als 
Heergewäte  bezeichnen.  Aber  schon  damit  ist  eine  Schwierig- 
keit gegeben:  wenn  die  Totenbeigabe  im  Heergewäte  weiter- 
lebt, wie  kann  sie  da  zugleich  im  Freiteil  weiterleben?  Das 
wäre  doch  höchstens  anzunehmen,  wenn  Freiteil  und  Heer- 
gewäte einander  ausschlössen,  der  Freiteil  nur  dort  vorkäme, 

l)  Sav.-Zeitschr.  f.  Rechtsgesch.,  Germ.  Abt.  29  (1908)  S.  225 ff. 
Vgl.  auch  Kogler,  Seelenrecht  und  Pönfall  in  Salzburg  und  Tirol 
i.  d.  Festschrift  f.  Heinrich  Brunner  1910  S.  175 ff.,  bes.  S.  184. 
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wo  das  Heergewäte  fehlt,  und  umgekehrt.  Aber  davon  kann 
doch  keine  Rede  sein.  Oder  soll  man  annehmen,  daß  neben 
der  Heeresausrüstung  noch  eine  Quote  des  Nachlasses  dem 
Manne  ins  Grab  gegeben  wurde,  und  aus  dieser  sich  der 
Freiteil  entwickelte?  Aber  wie  ist  es  dann  zu  erklären,  daß 
die  beiden  Bestandteile  der  Totenbeigabe,  Heergewäte  und 
Vermögensquote,  eine  so  verschiedene  Entwicklung  einschlu- 
gen? Doch  genug  mit  diesen  allgemeinen  Erörterungen ! 
Lassen  wir  die  Quellen  reden! 

Und  zwar  will  ich  gleich  die  grundlegende  Frage  aufwerfen, 
mit  deren  Verneinung  der  ganzen  Freiteilstheorie  der  Boden 
entzogen  wäre:  Läßt  sich  überhaupt  nachweisen,  daß 
irgendwo  in  der  germanischen  Welt  jemals  die  Sitte 
geherrscht  hat,  dem  Toten  eine  Quote  seines  Ver- 
mögens ins  Grab  mitzugeben?  Ist  es  richtig,  was  Brunner 
sagt,  daß  dem  Toten  „eine  Quote  des  beweglichen  Nachlasses, 
nicht  selten  ein  Drittel."  auf  den  Scheiterhaufen  oder  ins  Grab 
mitgegeben  wurde? 

Prüfen  wir  die  Grabfunde1)  innerhalb  des  früher  ger- 
manischen Gebietes,  so  erhalten  wir  für  die  in  Frage  stehende 
Behauptung  keinerlei  Bestätigung.  Was  wir  als  regelmäßige 
Beigabe  des  Toten  antreffen,  ist  das  Heergewäte  oder  der 
Rest  desselben,  Waffen,  Kleidung,  Schmucksachen,  Pferde- 
zeug; dazu  treten  nicht  selten  andere  Gegenstände.  Sehr 
häufig  finden  sich  Schüsseln  oder  Töpfe,  offenbar  bestimmt, 
um  Speise  und  Trank  für  den  ins  Totenreich  Reisenden  auf- 
zunehmen, gelegentlich  kommen  auch  sonstige  Hausrats- 
gegenstände vor.  Aber  der  Gedanke,  daß  diese  vereinzelten 
Hausgeräte  eine  bestimmte  Quote,  etwa  ein  Dritel  des  Fahrnis- 
vermögens darstellen  könnten,  vermag  nirgends  aufzukommen. 
Nicht  selten  finden  sich  Tierknochen,  bisweilen  in  Aschen- 
schichten, die  verraten,  daß  diese  Knochen  die  vom  Feuer 
nicht  verzehrten  Reste  eines  verbrannten  Tieres  oder  Tier- 
teiles sind.  Aber  in  den  meisten  Gräbern  fehlen  sie,  und 
wo  sie  vorkommen,  sind  sie  doch  so  spärlich,  daß  niemand 
in  ihnen  ein  Drittel  oder  eine  sonstige  Quote  der  Herde  des 
Begrabenen  erblicken  kann.     Dasselbe  gilt  für   die  Beigabe 

*)  Für  das  Folgende  vgl.  vor  allem  Weinhold,  Die  heidnische 
Totenbestattung  in  Deutschland  (Sitzungsberichte  der  Wiener  Aka- 
demie 29  S.  117ff.,  3ÜS.171E),  Altnordisches  Leben  S.474ff.,  bes.  S.  493 f. 
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von  Münzen.  Etwa  seit  dem  Beginn  unserer  Zeitrechnung 
sind  römische  Münzen  eine  nicht  gerade  seltene  Grabbeigabe,, 
sowohl  in  den  deutschen  wie  in  den  skandinavischen  Gräbern. 
Aber  die  große  Menge  der  Gräber  auch  jener  Zeit  enthält 
nichts  von  Münzen,  und  wo  wir  sie  finden,  sind  es  meist 
einzelne  Stücke,  selten  mehr,  nur  ganz  ausnahmsweise,  wie 
im  Grabe  Childerichs,  eine  größere  Menge.  Und  doch  lehren 
uns  die  Münzfunde,  daß  römisches  Silber,  vor  allem  solches 
des  zweiten  Jahrhunderts  n.  Chr. ,  in  Masse  in  Deutsch- 
land und  Skandinavien  jahrhundertelang  kursierte;  bezeich- 
nenderweise sind  aber  diese  großen  Münzfunde  (von  dem 
Childerichsfund  abgesehen)  nicht  Grabfunde.  Welche  Schätze 
an  Münzen  müßten  die  Germanengräber  bergen  und  wie  rasch 
müßten  die  römischen  Münzvorräte  aus  der  früheren  Zeit 
zusammengeschmolzen  sein,  wenn  jedem  Toten  ein  Drittel, 
ein  Yiertel  oder  irgendeine  sonstige  nennenswerte  Quote 
seines  Schatzes  an  Münzen  ins  Grab  mitgegeben  wäre! 

Nicht  anders  ist  aber  das  Bild,  das  die  schriftlichen 
Quellen  uns  liefern.  In  der  nordischen  Sagaliteratur  steht 
das  Heergewäte  oder  ein  einzelnes  Stück  desselben  als  Grab- 
beigabe durchweg  im  Vordergrund;  ausnahmsweise  treten 
einzelne  andere  Gegenstände  hinzu.  Nur  vereinzelt  hören  wir 
und  zwar,  soviel  ich  sehe,  nur  bei  Herrschern,  daß  einem 
Toten  darüber  hinaus  Schätze  ins  Grab  mitgegeben  wurden. 
Brunner  (S.  119)  erinnert  an  Alarich,  der  nach  des  Jordanes 
Bericht  cum  multis  opibus  begraben  wurde1);  aus  der  nor- 
dischen Sagaliteratur  wäre  das  Grab  Hölgis  zu  nennen,  dessen 
Decke  nach  der  jüngeren  Edda  aus  je  einer  Lage  Gold  oder 
Silber  und  je  einer  Lage  Erde  oder  Stein  bestand2),  ferner  dasGrab 
Harald  Hilditönns,  in  das  die  an  der  Schlacht  Beteiligten 
neben  Waffen  auch  Ringe  hineinwarfen.3)  Aber  von  einem 
allgemeinen  Brauch,  größere  Schätze  dem  "Verstorbenen  ins 
Grab  mitzugeben,  wissen  die  germanischen  Quellen  nichts. 
Und  vor  allem  findet  sich  nie  in  ihnen  eine  Spur  davon,  daß 

*)  Ohne  Beweiskraft  ist  die  von  Brunner  S.  119  angezogene 
Stelle,  wonach  zwei  Blutsbrüder  sich  versprechen,  daß  der  Überlebende 
dem  Toten  so  viel  Gut  ins  Grab  geben  würde,  als  ihm  geziemend 
schiene.  Damit  ist  möglicherweise  nur  das  Heergewäte  und  die  son- 
stige gewöhnliche  Beigabe  gemeint..  —  2)  Edda  Snorra  Sturlusonar  ed. 
Jönsson  1875  S.  134  f.  (Skäldskaparmäl  52).  —  3)  Fornaldar  Sögur  I  S.  387. 
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irgendwo  eine  bestimmte  Quote  des  beweglichen  Nachlasses 
mit  dem  Toten  begraben  oder  verbrannt  worden  sei. 

Dagegen  berichten  uns  die  Dordischen  Quellen  etwas 
Derartiges  von  einem  finnischen  Volk',  den  am  weißen  Meer 
wohnenden  Biarmern.  Die  Hauptstelle  aus  der  Sage  Olafs 
des  Heiligen  hat  schon  Brunner  (S.  118)  zitiert:  „Sie  hatten 
die  Gewohnheit,  nach  dem  Tode  eines  reichen  Mannes  dessen 
Fahrhabe  zwischen  dem  Toten  und  seinen  Erben  derart  zu 
teilen,  daß  der  Tote  die  Hälfte  oder  ein  Drittel,  mitunter 
auch  weniger,  erhalte.  Das  wurde  dann  in  die  Wälder  hinaus- 
getragen und  darüber  ein  Grabhügel  oder  ein  Bauwerk  er- 
richtet." Ähnliches  erzählt  die  Ürvar-Odds-Saga1) ;  sie  spricht 
von  einem  Hügel  in  Biarmaland,  aus  gleichviel  Silber  und 
Erde  aufgeschüttet,  zu  dem  nach  dem  Tode  eines  jeden 
Biarmers  die  Hinterbliebenen  eine  Handvoll  von  jedem  trugen. 
Kein  Wunder,  daß  dieses  tumulierte  Silber  Biarmaland  zu 
einem  beliebten  Exkursionsgebiet  der  nordischen  Wikinger 
machte.  Die  Art  aber,  wie  die  Sagastellen  darüber  berichten, 
'zeigt  deutlich,  daß  den  Skandinaviern  diese  Art  der  Toten- 
fürsorge nicht  geläufig  war.  Und  auf  die  finnischen  oder 
lappischen  Bewohner  des  nördlichen  Norwegens  bezieht  sich 
offenbar  auch  das  von  Brunner  (S.  117)  erwähnte  Scholion  1 40 
zu  Adam  von  Bremen  IV,  30  von  den  pagani,  die  pecuniam 
hominis  tumulant  cum  eo  armaque  et  caetera,  quae  ipse 
vivens  habuit  cariora.  Denn  die  germanischen  Einwohner 
Norwegens  waren  zu  der  Zeit,  als  dies  geschrieben  wurde, 
längst  Christen. 

In  der  Tat  stützt  sich  Brunners  Satz,  daß  es  bei  den 
Germanen  üblich  gewesen  sei,  dem  Toten  eine  Quote  des 
beweglichen  Nachlasses,  nicht  selten  ein  Drittel  ins  Grab 
mitzugeben,  nur  auf  eine  einzige  Quellenstelle,  die  direkt 
etwas  Derartiges  berichtet.2)  Es  ist  die  Erzählung  eines 
Arabers  des  beginnenden  10.  Jahrhunderts,  des  Ibn  Fadhlän, 
über  die  Beerdigung  eines  vornehmen  „Russen"  (Rüs),  die 
er  an  der  unteren  Wolga  mit  angesehen  hat. 

»)  0rvar-Odds-Saga  ed.  Boer  1888  p.  30  c.  6.  —  J)  Über  das  Fol- 
gende vgl.  Brunn  er  a.  a.  O.  S.  llöff.  und  die  dort  erwähnte  Literatur, 
vor  allem  Thomsen,  Der  Ursprung  des  Russischen  Staates  1879  S.  24  ff., 
ferner  O.  Schrader,  Totenhochzeit  1904  S.  16ff. 
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„Beim  Tode  eines  Reichen  aber  sammeln  sie  seine  Habe, 
„und  teilen  sie  in  drei  Teile.     Das  eine  Drittel  ist  für  seine 
„Familie,   für   das   zweite  schneiden   sie   ihm  Kleider  zu, 
„für  das  dritte  kaufen  sie  berauschendes  Getränk,  um  es 
„an  dem  Tage  zu  trinken,  wo  das  Mädchen  sich  dem  Tode 
„preisgibt  und  mit  ihrem  Herrn  verbrannt  wird."  x) 
Und  nun  folgt  die  ausführliche  Schilderung  der  Bestat- 
tung  eines  solchen  Reichen,  bei   der  eine   „Totenhochzeit" 
stattfindet,  eine  Vermählung  des  Toten  mit  einem  Mädchei* 
das  ihm  in  den  Tod  folgt. 

Aber  sind  diese  Russen  Germanen?  Brunner  (S.  115) 
nimmt  es  im  Gegensatz  zu  den  russischen  Historikern  an; 
„Daß  wir  es  .  .  .  bei  Ibn  Fadhlän  mit  skandinavischen  Russen 
und  in  der  Hauptsache  mit  skandinavischen  Bestattungsformen 
zu  tun  haben,  ergibt  die  Übereinstimmung  charakteristischer 
Züge  mit  dem  nordgermanischen  Quellenbefund  und  ergibt 
insbesondere,  was  in  dem  ungefähr  gleichzeitigen  Berichte 
des  Arabers  Ibn  Dustah  (Rosteh)  über  die  bei  den  Russen 
übliche  Erledigung  von  Rechtshändeln  durch  Zweikampf 
erzählt  wird."  In  der  Tat  bietet  der  Bericht  des  Ibn  Dustah 
eine  wertvolle  Ergänzung;  Ibn  Dustah  bereiste  dieselben 
Gegenden  wie  Ibn  Fadhlän  etwa  ein  Jahrzent  früher  und 
hat  offenbar  ganz  ähnliche  Verhältnisse  angetroffen.  Aber 
in  einem  wichtigen  Punkt  unterscheiden  sich  beide  Araber. 
Ibn  Dustah  unterscheidet  genau  zwischen  den  Russen  (Rüs) 
und  den  Slawen  (Sakälilab,  entsprechend  griech.  Sxkdßoi) 
und  versteht  unter  den  ersteren  in  der  Tat  Nordgermanen2); 
Ibn  Fadhlän  dagegen  weiß  nichts  von  den  Slawen,  er  gehört 
zu  jenen  Arabern,  für  die  das  Wort  Rüs  eine  Gesamtbezeich- 
nung für  alle  nördlich  von  den  Bulgaren  wohnenden  Völker 
ist.3)  Brunners  Satz:  „Wenn  Ibn  Dustahs  Russen  Nord- 
germanen waren,  so  müssen  es  füglich  auch  die  des  Ibn 
Fadhlän  gewesen  sein"  (S.  115,  Anm.  5)  trifft  demnach  nicht 
zu;  erst  eine  nähere  Untersuchung  der  Bestattungsformen 
vermag  uns  Gewißheit  zu  verschaffen,  ob  die  Russen  des 
letzteren  Germanen  oder  Slawen  sind. 

Daß    für    manche  Züge    bei  der  Bestattung    die  nord- 

l)  Nach  der  Übersetzung  bei  Thomsen  a.  a.  0.  S.  32.  —  2)  Vgl.  Thomsen 
a.  a.  0.  S.  28,  Schrader  a.  a.  0.  S.  16 f.  —  «)  Vgl.  Thomsen  a.  a.  0.  S.  36. 
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germanischen  Quellen  Parallelen  liefern,  soll  nicht  bestritten 
werden.  Aber  ebenso  liefern  die  slawischen  Quellen  Paral- 
lelen; Schiemann1)  hält  es  denn  auch  für  zweifellos,  „daß 
die  Bestattung  in  slawischer  Weise  stattfand".  Jedenfalls  ist 
gerade  der  Hauptakt,  den  Ibn  Fadhlän  mit  aller  Ausführlich- 
keit schildert,  die  Totenhochzeit,  bisjetztnur  für  die  Slawen 
bezeugt.  Wohl  kennen  auch  Germanen  wie  Slawen  die  indo- 
germanische Sitte,  daß  die  Ehegattin  dem  Mann  in  den  Tod 
folgt.  Aber  daß  dem  toten  Hagestolz  noch  bei  der  Leichen- 
feier eine  Gattin  angetraut  wird,  dafür  bietet  die  germanische 
Welt  kein  Beispiel2),  während  noch  heute  bei  Kleinrussen, 
Weißrussen  und  Serben  die  Sitte  sich  erhalten  hat,  die  Be- 
stattung eines  ledigen  Burschen  oder  eines  jungen  Mädchens 
als  Hochzeit  zu  gestalten  und  den  Verstorbenen  mit  einem 
Lebenden  symbolisch  zu  vermählen.3) 

Im  übrigen  handelt  es  sich  überwiegend  um  Gebräuche, 
für  die  bei  den  verschiedensten  indogermanischen  und  nicht- 
indogermanischen Völkern  Parallelen  nachweisbar  sind,  und 
deren  ethnographische  Bestimmung  nur  möglich  ist,  wenn 
wir  andere  gleichzeitige  Nachrichten  aus  demselben  Gebiet 
besitzen.  Da  muß  es  nun"  als  besonderer  Glücksfall  betrachtet 
werden,  daß  Ibn  Dustah  uns  sowohl  die  Bestattuhgsformen 
der  Russen  wie  der  Slawen  schildert.4)  Von  den  Slawen 
heißt  es:  „Wenn  einer  von  ihnen  stirbt,  so  verbrennen  sie 
seinen  Leichnam.  Die  Lieblingsfrau  wird  mit  einem  Strick 
erwürgt.  Ihren  Leichnam  wirft  man  ins  Feuer  und  verbrennt 
ihn."  Von  den  Russen  dagegen  berichtet  Ibn  Dustah: 
„Wenn  unter  ihnen  ein  angesehener  Mann  stirbt,  so  graben 
sie  für  ihn  einen  Grabhügel  nach  Art  eines  geräumigen 
Zimmers,  alsdann  legen  sie  ebendahin  seine  Kleidung,  goldene 
Armbänder,  die  er  trug,  zahlreiche  Lebensmittel,  Krüge  mit 
Getränken  und  andere  leblose  Gegenstände  von  Wert.  Das 
Weib,  das  er  liebte,  wird  lebendig  in  die  Grabkammer  gebracht, 

l)  Schiemann,  Rußland,  Polen  und  Livland  I,  1886,  S.  33.  — 
2)  Ein  Würzburger  Konzil  von  1330  verbot,  daß  Bräute  mit  dem  un- 
mittelbar nacb  der  Hochzeit  verstorbenen  Bräutigam  das  Beilager  voll- 
zogen, offenbar  um  der  Vorteile  des  ehelichen  Güterrechts  teilhaftig 
zu  werden;  vgl.  Friedberg,  Das  Recht  der  Eheschließung  S.  22. 
Eine  wirkliche  Totenhochzeit  liegt  hier  nicht  vor.  —  3)  Vgl.  Schrader 
a.  a.  0.  S.  13ff.  —  4)  Vgl.  die  Übersetzung  bei  Schrader  a.  a,  0.  S.  17f. 
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alsdann  schließen  sie  die  Tür  und  das  Weib  stirbt  dort." 
Also  die  Slawen  an  der  Wolga  haben  Feuerbestattung, 
die  skandinavischen  Russen  Beerdigung.  Beiden  folgt  die 
Ehefrau  in  den  Tod,  aber  bei  den  Slawen  wird  sie  mit  einem 
Strick  erwürgt  und  verbrannt,  bei  den  Russen  lebendig 
mitbegraben.  Yergleicht  man  damit  die  von  Ibn  Fadhlän 
geschilderte  Leichenfeier,  dann  kann  über  den  slawischen 
Charakter  derselben  kein  Zweifel  sein;  bei  ihr  wird  der  Tote 
verbrannt,  und  das  ihm  nach  dem  Tode  angetraute  Weib 
mit  dem  Strick  erwürgt  und  mitverbrannt. 

Also  auch  diese  Stelle,  die  die  Verwendung  einer  Quote 
des  Vermögens  für  den  Toten  kennt,  ist  nicht  germanisch1), 
und  somit  fehlt  es  an  jedem  quellenmäßigen  Beweis  für  eine 
germanische  Sitte,  dem  Toten  eine  Quote  seines  Vermögens 
mit  ins  Grab  zu  geben.  Im  Gegenteil,  die  Berichte  der 
Quellen  und  vor  allem  die  tatsächlichen  Grabfunde  lassen 
eine  derartige  Sitte  als  ausgeschlossen  erscheinen. 

Aber  ist  nicht  aus  dem  Namen  „Totenteil"  irgend- 
ein Anhaltspunkt  für  jene  Sitte  der  quotalen  Grabbeigabe 
zu  entnehmen?  Da  muß  zunächst  protestiert  werden  gegen 
einen  Sprachgebrauch,  der  unter  dem  Einfluß  des  Brunner- 
schen  Aufsatzes  allgemein  eingerissen  ist,  gegen  die  Ver- 
wendung des  Wortes  „Totenteil"  zur  Bezeichnung  der  alt- 
germanischen Grabbeigabe.  Diese  Verwendung  ist  eine  irre- 
führende petitio  principii.  Es  gibt  keine  einzige  Quellenstelle, 
die  das  Wort  „Totenteil"  oder  ein  ihm  entsprechendes  Wort 
für  die  Grabbeigabe  braucht ;  Totenteil  ist  lediglich  die  deutsche 
Übersetzung  des  englischen  dead's  part.  Darunter  aber  hat 
man  nicht,  wie  Brunner  (S.  1 07)  sich  ausdrückt,  einen  Anteil 
des  Toten  am  eigenen  Nachlaß  zu  verstehen,  sondern  einen 
solchen  am  gemeinschaft  liehen  Familienvermögen.  Mann, 
Weib  und  Kinder  leben,  wie  ja  auch  Brunner  ausgeführt 
hat,  in  einer  Fahrnisgemeinschaft,  die  durch  den  Tod  des 
Mannes  gelöst  wird ;  von  dem  (modern  ausgedrückt)  in  Liqui- 
dation befindlichen  gemeinschaftlichen  Vermögen  ist  ein  Drittel 

*)  Selbst  wenn  die  Russen  Ibn  Fadhläns  Germanen  wären,  würde 
ich  es  nicht  für  zulässig  halten,  aus  dieser  einen  von  der  äußersten  Peri- 
pherie des  Germanentums  stammenden  Quellenstelle  weitgehende 
Schlußfolgerungen  zu  ziehen. 

Zeitechrdt  für  RechtsgescMchte.  XXXIL  Gem.  Abt.  20 
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Anteil  der  überlebenden  Ehefrau  (wife's  part),  ein  Drittel 
Anteil  der  Kinder  (bairn's  part)  und  ein  Drittel  Anteil  des 
Verstorbenen  (dead's  part),  und  über  diesen  letzten  Anteil 
kann  der  Verstorbene  vor  seinem  Tod  letztwillig  verfügen. 
Weder  in  dem  Rechtsinstitut  selbst,  noch  in  dem  Namen, 
den  der  Anteil  des  Verstorbenen  trägt,  vermag  ich  irgend 
etwas  Ungewöhnliches  zu  finden,  das  die  Herleitung  dieses 
Anteils  aus  der  alten  Grabbeigabe  nahelegt;  ebensowenig  in 
den  Ausdrücken  tierz  au  mort,  partie  au  mort,  biens  au  mort 
der  alten  Coutume  von  Bretagne  (Brunner  S.  1.10).  Auch  wir 
sprechen  ja,  wenn  eine  Gesellschaft  oder  eine  eheliche  Güter- 
gemeinschaft durch  den  Tod  gelöst  wird,  vom  „Anteil  des 
Verstorbenen"  an  dem  in  Liquidation  befindlichen  Gemein- 
schaftsvermögen. Aus  demselben  Grund  kann  ich  es  nicht 
mit  Brunner  S.  109  einen  auffallenden  Sprachgebrauch  nennen, 
wenn  die  Magna  Charta  und  Bracton  den  Freiteil  als  „die 
dem  defunctus  zufallende  Fahrnis"  bezeichnen. 

Einen  Rest  der  angeblichen  heidnischen  Sitte,  dem  Toten 
eine  Quote  seines  Fahrnisvermögens  ins  Grab  mitzugeben, 
glauben  Brunner  und  seine  Nachfolger  wiederfinden  zu  können 
in  den  Ansprüchen,  die  nachmals  die  Kirche  mehrfach  auf 
eine  Quote  am  Vermögen  des  Verstorbenen  erhob,  sei  es  in 
der  Weise,  daß  sie  eine  Seelgabe  in  Höhe  dieser  Quote  for- 
derte, sei  es  in  der  Weise,  daß  ihr  sogar  kraft  Gesetzes  ein 
Anteil  am  Nachlaß  zufiel.  Etwas  Verwunderliches  sind  diese 
Ansprüche  nicht;  kennt  doch  schon  Augustinus  eine  Erb- 
teilung, bei  der  Christus  einen  Kindesteil  erhält.1)  Brunners 
Erklärung  dieser  Ansprüche  würde  nur  dann  annehmbar  sein, 
wenn  besondere  Anhaltspunkte  für  den  von  ihm  vermuteten 
Zusammenhang  beständen,  vor  allem,  wenn  diese  Ansprüche 
gerade  in  die  ältere  Zeit  unmittelbar  nach  der  Einführung  des 
Christentums  fielen.  Aber  die  Einzeluntersuchung  wird  zeigen, 
daß  das  keineswegs  der  Fall  ist,  ja  daß  die  Möglichkeit  eines 
derartigen  Zusammenhangs  meist  geradezu  ausgeschlossen  ist. 

Das  gilt  zunächst  für  Deutschland.  Weder  in  den 
Volksrechten  noch  in  den  sonstigen  älteren  Quellen  findet 
sich  der  geringste  Anhaltspunkt  für  derartige  Ansprüche  der 

*)  Augustinus  Sermo  355  de  vita  et  moribus  clericorum  (I)  c.  4,  auf- 
genommen im  Decretum  Gratiani  e.  8  C.  13  qu.  2;  vgl.  Gäl  a.  a.  0.  S.  227. 
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Kirche.  Erst  der  Deutschenspiegel  und  Schwabenspiegel  sowie 
die  mit  ihnen  verwandten  Quellen  (Ruprecht  von  Freising, 
Augsburger  Stadtrecht)  weisen  der  Seele  einen  Kindesteil  zu. l) 
Aber  die  Untersuchungen  Gäls  haben  diesen  Stellen  jede 
Beweiskraft  für  Brunners  These  genommen;  sie  zeigen,  dais 
diese  Stellen  auf  die  im  Decretum  Gratiani  überlieferte,  oben 
erwähnte  Augustinusstelle  zurückgehen.  So  bleibt  denn  als 
spärlicher  Rest  nur  eine  Stelle,  die  nicht  direkt  auf  Gratian 
zurückgeht,  ein  Regensburger  Ratsstatut  von  1410,  das  bei 
kinderlosem  Tod  eines  Bürgers  ein  Neuntel  „der  sele  volgen" 
läßt.2)  Auf  diese  Quellenstelle  aber  läßt  sich  ebensowenig 
Brunners  These  gründen,  wie  auf  den  Pönfall  von  noch  nicht 
ganz  l°/o,  der  seit  dem  Ende  des  16.  Jahrhunderts  in  Tirol 
und  Salzburg  als  kirchliche  Nachlaßsteuer  nachweisbar  ist.3) 

Gäl  glaubt  Brunners  These  auf  eine  andere  Erscheinung 
stützen  zu  können,  auf  den  quotalen  Anteil  (meist  ein  Drittel), 
den  nach  einer  Reihe  von  mittelalterlichen  Stadtrechtsprivilegien 
Süddeutschlands  und  vereinzelt  auch  Norddeutschlands  die 
Kirche  vom  Vermögen  des  erblos  Verstorbenen  erhält.4) 
Nun  sind  aber  diese  Stadtrechtsprivilegien  gerade  diejenigen 
mittelalterlichen  Quellen,  in  denen  wir  am  allerwenigsten 
Rechtsaltertümer  erwarten  dürfen.  Wer  unbefangen  den 
historischen  Tatbestand  prüft,  für  den  kann  es  keinem  Zweifel 
unterliegen,  daß  der  Anfall  des  erblosen  Gutes  an  den  Köiyg, 
den  ja  schon  die  Volksrechte  kennen,  das  Ursprüngliche,  und 
der  Anteil  der  Kirche  ein  Produkt  der  jüngeren  Entwicklung 
ist.  Dieselbe  Entwicklung  können  wir  ja  auch  für  anderes 
Gut,  das  des  Herrn  entbehrt,  feststellen;  ich  erinnere  an 
die  gefundenen  Sachen,  die  nach  dem  Schwabenspiegel  347  b 
zur  Hälfte  an  ein  Gotteshaus  fallen,  oder  an  das  Strandgut, 
das  nach  dem  Westerwolder  Landrecht  V  §  5  (Richthofen, 
Friesische  Rechtsquellen  S.  205)  der  Kirche  gebührt. 

Ebenso  völlig  versagen  die  von  Brunner  S.  107  ff.  in  den 
Vordergrund  gerückten  anglonormannischen  Quellen.  Daß 
die  Kirche  in  England  Zuwendungen   für  kirchliche  Zwecke 

»)  Vgl.  Brunner  a.  a.  0.  S.  121,  Gäl  a.  a.  0.  S.  227 ff.  —  *)  Gedruckt  bei 
Gemein  er,  Reichsstadt  Regensburgische  Chronik  II  S.  394,  und  Geng- 
ier, Beiträge  zur  bayerischen  Rechtsgeschichte  III  S.  45f.  Anm.  9.  — 
*)  Vgl.  Kogler,  Seelenrecht  und  Pönfall  in  Salzburg  und  Tirol  i.  d. 
Festschrift  f.  Heinrich  Brunner  1910  S.  175  ff.  —   4)  G#l  a.  a.  0.  S.  230ff. 
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zur  Pflicht  machte,  und  daß  sie  um  dieser  Zuwendungen 
willen  im  12.  Jahrhundert  eine  Verwaltung  des  Mobiliarnach- 
lasses durch  den  Bischof  durchsetzte,  ist  richtig,  und  daß  diese 
Zuwendungen  aus  dem  Preiteil  gemacht  wurden,  lag  in  der 
Natur  der  Dinge.  Aber  nie  finden  wir  ein  Anrecht  der 
Kirche  auf  den  ganzen  Freiteil  von  einem  Drittel  ausgesprochen. 
Zwar  zitieren  die  englischen  Schriftsteller  (Blackstone,  Pollock 
und  Maitland)  und  ebenso  Brunner  eine  Stelle  aus  dem  Dekre- 
talenkommentar  Innocenz'  IV.,  die  es  als  Sitte  erwähnt, 
daß  „in  Britannia"  der  dritte  Teil  des  Mobiliarnachlasses  an 
die  Kirche  und  die  Armen  fiel.1)  Aber  Britannia  ist  nicht 
England,  das  im  kurialen  Sprachgebrauch  des  13.  Jahrhunderts 
immer  Anglia  heißt2),  sondern  die  Bretagne3),  für  die  uns 
ja  die  von  Brunner  S.  110,  1 22  f.  zitierten  Quellenstellen  dies 
Anrecht  der  Kirche  auf  das  Fahrnisdrittel  bezeugen.  Ebenso 
findet  sich  dies  Dritteiisrecht  der  Kirche  in  Irland;  es  ist, 
wie  ja  auch  Brunner  S.  122ff.  annimmt,  keltisches  Recht. 
Im  Gebiet  des  anglonormannischen  Rechts  ist  es  unbekannt; 
Glanvilla  sagt  ausdrücklich  von  dem  Preiteil  des  Erblassers: 
de  qua  tertia  liberam  habebit  disponendi  facultatem. 

Zahlreiche  Belege  dafür,  daß  die  Kirche  Seelgeräte  in 
Höhe  des  ganzen  Preiteils  beanspruchte  oder  sogar  beim 
Fehlen  einer  letztwilligen  Verfügung  den  Freiteil  verlangte, 
liefert  das  spanisch-portugiesische  Recht.4)  Aber  altes 
Recht  ist  das,  wie  schon  Ficker  gesehen  hat,  nicht.  Die 
bekannte  Constitutio  Duminlicita  Chindaswinds  (c.  I  Visig.  4,  5), 
die  den  westgotisch -spanischen  Freiteil  von  einem  Fünftel 
geschaffen  hat,  führte  ihn  zum  Zweck  der  freien  Verfügung 
über  das  Vermögen  ein  (si  filios  sive  nepotes  habentes  ecclesiis 
vel  libertis  aut  quibus  elegerint  de  facultate  sua  voluntatem 
habuerint).  Erst  ein  Codex  des  ausgehenden  10.  Jahrhunderts, 
der  sogen.  Emilianensis  (bei  Zeumer  V,  14)  enthält  einen  Zu- 

*)  Innocentii  IV.  Apparatus  in  quinque  libros  decretalium  ad 
c.  42  X,  5,3:  et  sicut  in  Venetiis  solvitur  in  morte  decima  mobiliuin,  in 
Britannia  tertia  in  opus  ecclesiae  et  pauperum  dispensanda.  —  *)  Les 
Registres  d'Innocent  IV.  ed.  Berger  In.  41.  113.  116.  117.  218.  223.  224. 
227  u.  ö.  Die  Stellen  zählen  nach  Hunderten,  während  ich  Britannia  für 
England  nie  gefunden  habe.  —  8)  Les  Re'gistres  d'Innocent  IV.  I  n. 
2761.  3627.  3928.  3929  u.  ö.  —  *)  Vgl.  Ficker,  Untersuchungen  zur 
Erbenfolge  VS.  202  ff.  n.  1509. 
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satz  zu  c.  1 1  Yisig.  4, 2,  der  die  Verwendung  des  Freiteils  für  kirch- 
liche Zwecke  festsetzt  (praecipimus  canonica  sententia  quintam 
partem  ex  rebus  Deo  offerant,  reliquas  vero  liberi  habeant).1) 
Das  Hauptbeispiel  eines  allgemeinen  kirchlichen  An- 
spruches auf  die  Quote  des  Vermögens  eines  jeden  ist  aber 
der  skandinavische  Hauptzehnt,  über  den  K.  Maurer2) 
ausführlich  gehandelt  hat.  Es  ist  kein  Ertragszehnt,  sondern 
ein  Kapitalzehnt,  der  nach  Maurers  überzeugender  Darlegung 
in  die  Zeit  der  Christianisierung  des  Nordens  hineinreicht 
und  dazu  dienen  sollte,  „um  aus  seinem  Ertrag  einen  Grund- 
stock für  die  Dotation  der  neuen  Kirchen  und  inres  Klerus 
zu  gewinnen".3)  Sein  Vorbild  aber  sah  Maurer  wohl  mit 
Recht  in  der  berühmten  Verfügung  des  angelsächsischen  Königs 
Aethelwulf  von  855,  die  den  zehnten  Teil  alles  Grundbesitzes 
der  Kirche  zuwandte.4)  Das  älteste  nachweisbare  Beispiel 
dieses  Hauptzehnts  haben  wir  aber  wohl  mit  Ficker5)  auf 
deutschem  Boden  zu  suchen;  es  ist  eine  Bestimmung  in  Karls 
des  Großen  Capitulatio  de  partibus  Saxoniae  §  17 :  „ut  omnes 
decimam  partem  substantiae  et  laboris  suis  ecclesiis  et  sacer- 
dotibus  donent."  „Handelt  es  sich  beim  Labor  um  den  auch 
in  Skandinavien  oft  unabhängig  vom  Hauptzehnten  erwähnten 
Ertragszehnten,  so  kann  bei  der  decima  von  der  Substantia 
doch  wohl  nur  an  den  vom  Kapital  zu  zahlenden  Hauptzehnt 
gedacht  werden."  Also  hier  handelt  es  sich  wirklich  um  ein 
in  die  ältere  Zeit  zurückreichendes  Rechtsinstitut.  Aber  diesen 
Hauptzehnten  mit  der  Grabbeigabe  in  Verbindung  zu  bringen, 
verbieten  zwei  Umstände.  Er  ist  keine  Nachlaßabgabe  — 
wenigstens  in  seiner  ursprünglichen  Form  — ,  sondern  eine 
Leistung,  die  der  Mann  bei  Lebzeiten  zu  bewirken  hat,  und 
die  höchstens  dann  seinen  Nachlaß  belastet,  wenn  er  dieser 
Pflicht  nicht  nachgekommen  ist.  Und  er  ist  eine  Abgabe, 
die  sich  von  Anfang  an  nicht  auf  die  Fahrnis  beschränkt, 
sondern  —  entsprechend  dem  ganzen  Zwecke,  dem  sie  diente 

l)  Gedruckt  bei  Helfferich,  Entstehung  und  Geschichte  des 
Westgotenrechts,  1858,  S.  17.  —  2)  K.  Maurer,  Über  den  Hauptzehnt 
einiger  nordgermaniscber  Rechte  (Abhandlungen  der  königl.  bayer.  Aka- 
demie d.  Wissensch.  philos.-philol.  Kl.  XIII,  1875,  2.  Abt.  S.  211.  — 
»)  Vgl. Maurer  a.a.  O.S.299C  —  *)  Vgl.  darüber  vor  allem  Kemble,  The 
Saxons  in  England  II  S.  480 ff.  (in  der  deutschen  Übersetzung  S.  411  ff.), 
wo  auch  sämtliche  Belege  gegeben  werden.  —  5)  Vgl.  Ficker  a.a.  0.  S.207. 
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—  vor  allem  gerade  auch  den  Grundbesitz  ergriff;  ja  Aethel- 
wulfs  Schenkung  bezieht  sich  nur  auf  den  Grundbesitz. 

Wenn  endlich  auf  einem  angelsächsischen  Konzil  des 
beginnenden  9.  Jahrhunderts  bestimmt  wird,  daß  als  Seelschatz 
eines  Bischofs  der  zehnte  Teil  seines  Viehs  und  der  Speise- 
vorräte gegeben  werden  soll  (Brunner  S.  120),  so  beweist  das 
natürlich  nichts  für  eine  allgemeine  Sitte;  eher  spricht  die  Be- 
schränkung der  Bestimmung  auf  die  Bischöfe  ohne  Einbeziehung 
der  niederen  Geistlichkeit  oder  gar  der  Laien  gegen  eine  solche. 

Gewiß  soll  nicht  bestritten  werden,  daß  zwischen  der 
heidnischen  Grabbeigabe  und  dem  christlichen  Seelschatz  ein 
Zusammenhang  besteht,  daß  der  Grundgedanke,  die  Fürsorge 
für  den  Toten,  bei  beiden  derselbe  ist,  und  daß  man  mit 
Vorliebe  gerade  die  Güter  für  das  Seelheil  des  Verstorbenen 
stiftete,  die  man  ihm  einst  ins  Totenreich  mitgegeben  hatte.1) 
Aber  nicht  der  geringste  Anhaltspunkt  besteht  da- 
für, daß  man  irgendwo  in  der  germanischen  Welt 
jemals  dem  Toten  eine  bestimmte  Quote  seines  Ver- 
mögens, ein  Drittel,  einen  Kindesteil  etc.  ins  Grab 
mitzugeben  pflegte.  Wenn  im  späteren  Mittelalter  die 
Kirche  vereinzelt  eine  derartige  Quote  des  Nachlasses  als 
Seelteil  beansprucht,  so  ist  das,  wie  wir  gesehen  haben,  das 
Ergebnis  einer  jüngeren  Entwicklung. 

Mit  dieser  Feststellung  aber  entfällt  auch  jede 
Möglichkeit,  den  quotalen  Freiteil  aus  der  Toten- 
gabe herzuleiten.     Daß  der  Freiteil  nicht  eine  Einschrän- 

l)  Allerdings  möchte  ich  nicht  mit  Brunner  S.  120  einen  Be- 
weis für  den  Zusammenhang  daraus  entnehmen,  daß  „nach  angel- 
sächsischem Recht  der  Seelschatz,  säwlsceat,  den  man  der  Kirche  ent- 
richtet, bei  offenem  Grabe  geleistet  werden  soll".  In  den  Gesetzen 
Aethelreds  II.  und  Knuts,  auf  die  sich  Brunner  beruft  (Aethelred  V 
12,  VI  20,  VIII  13;  Knut  I,  13)  sind  die  Worte  „aet  openenn  graefe" 
offenbar  zeitlich,  nicht  örtlich  gemeint:  Der  Seelschatz  soll  bezahlt 
werden,  bevor  sich  das  Grab  geschlossen  hat.  Dem  entspricht  es  auch, 
wenn  die  lateinischen  Übersetzungen  des  11.  und  12.  Jahrhunderts  das 
Wort  aet  nicht  mit  apud  wiedergeben,  sondern  sich  meist  des  Ablativus 
absolutus  bedienen;  die  alte  Paraphrase  zu  Aethelred  VI  (Liebermann 
S.  253)  sagt  „puteo  aperto",  der  Quadripartitus  „aperta  terra",  die  Con- 
siliatio  Cnuti  „aperto  sepulcro",  nur  die  Instituta  Cnuti  gebrauchen  die 
Wendung  „persolvi  debet  ad  apertum  sepulchrum"  (Liebermann  S.  294  f.). 
Was  hätte  die  Könige  Aethelred  IL  und  Knut  veranlassen  können,  auf 
die  Entrichtung  am  offenen  Grabe  so  großes  Gewicht  zu  legen! 
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kung  ursprünglicher  Dispositionsfreiheit,  sondern  eine  Befreiung 
des  Erblassers  von  alter  Gebundenheit  darstellt,  darin  bin 
ich  mit  Brunner  einig.  Daß  auf  diese  Entwicklung  das  Streben 
der  Kirche,  Seelgaben  in  größerem  Umfang  zu  ermöglichen, 
einen  Einfluß  ausgeübt,  ist  sicher,  aber  ebenso,  daß  auch 
andere  Gründe  mitgespielt  haben.  Yor  allem  scheint  die  Ent- 
wicklung zur  Gütergemeinschaft,  die  den  Hausvater  aus  dem 
Alleineigentümer  des  Hausgutes  zum  bloßen  Teilhaber  machte, 
ihm  vielfach  gewissermaßen  als  Ersatz  dafür  die  freie  Verfügung 
über  seinen  Anteil  gegeben  zu  haben.  Ob  endlich  das  soge- 
nannte formelle  Beispruchsrecht  mit  dem  Freiteilsrecht  in  histo- 
rischem Zusammenhang  steht,  halte  ich  für  höchst  zweifelhaft. l) 

Zum  Schluß  mag  endlich  noch  ein  Wunsch  ausgesprochen 
werden,  nämlich,  daß  das  Wort  „Totenteil"  aus  unseren 
wissenschaftlichen  Darstellungen  verschwindet. 
Hätte  man  es  immer  in  dem  Sinne  verwendet,  in  dem  die 
Quellen  das  entsprechende  dead's  part  verwenden,  nämlich 
zur  Bezeichnung  des  englischen  Freiteils,  so  wäre  gegen  den 
Namen,  obwohl  er  durchaus  entbehrlich  ist,  nichts  einzu- 
wenden. Nachdem  es  aber  üblich  geworden  ist,  ohne  jeden 
quellenmäßigen  Anhaltspunkt  die  altgermanische  Grabbeigabe 
„Totenteil"  zu  nennen  und  damit  zugleich  die  Vorstellung  einer 
bestimmten  Quote  des  Nachlasses  zu  verbinden,  kann  ein  weiterer 
Gebrauch  des  Wortes  nur  Verwirrung  stiften  und  falsche 
Vorstellungen  wecken. 

Nachtrag. 

Auf  die  Ansicht  Brunners,  daß  auch  das  Besthaupt 
auf  die  alte  Totengabe  zurückgehe,  hatte  ich  in  meinem  Auf- 
satz nicht  bezug  genommen,  da  mir  die  Frage  noch  nicht 
genügend  geklärt  erschien,  um  für  oder  gegen  Brunners  Auf- 
fassung Stellung  zu  nehmen.  Während  der  Korrektur  erhielt 
ich  Brunners  Aufsatz  „Zur  Geschichte  der  älteren  deutschen 
Erbschaftssteuer"  in  der  Festschrift  der  Berliner  Fakultät 
für  F.  v.  Marlitz  S.  1  ff.,  der  mich  davon  überzeugt  hat,  daß 
zwischen  der  alten  Totengabe  und  dem  Besthaupt  ein  Band 
besteht.  Nur  ist  das  Besthaupt  nicht,  wie  Brunner  annimmt, 
aus  einem  quotalen  Totenteil  zu  zahlen,   es   ist  kein  Stück 

l)  Darum  möchte  ich  auch  die  Bezeichnungen  „älteres"  und  „jüu- 
geres  "Warterecht"  vermieden  wissen. 
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der  Totengabe,  sondern  die  Totengabe  selbst,  die  Totengabe 
des  nicht  Waffentragenden,  der  des  Heergewätes  darbt.  Über- 
haupt wird  der  Zusammenhang  zwischen  der  Totengabe  einer- 
seits, Heergewäte  und  Besthaupt  andererseits,  den  Brunner 
in  so  glücklicher  "Weise  entdeckt  hat,  nur  verdunkelt,  wenn 
man  die  Vorstellung  eines  quotalen  Totenteils  hineinträgt. 
Denn  dann  wären  ja  Heergewäte  und  Besthaupt  nur  unaus- 
geschiedene  Bestandteile  dieses  Totenteils,  und  die  Frage 
nach  ihrer  rechtlichen  Sonderstellung  bliebe  ungelöst. 


VII. 

Nachtrag 
zu  der  Abhandlung: 

Noch  einmal  über  altfranzösische 
Krönungsordnungen. 

Von 

Herrn  Professor  Dr.  Hans  Schreuer 

in  Bonn. 

I.  Erst  nach  völliger  Fertigstellung  des  Drucks  meines  Auf- 
satzes „Noch  einmal  über  altfranzösische  Krönungsordnungen", 
oben  S.  1  ff.,  ist  es  mir  gelungen,  den  oben  S.  40  zitierten  Band 
LXVI  (1902)  des  Bulletin  monumental  mit  den  Ausführungen 
von  Louis  Demaison,  „La  cathedrale  de  Reims;  son  histoire, 
les  dates  de  sa  construction",  aufzutreiben.1)  Darin  wird 
auch  eine  „Notice  historique  sur  la  cathedrale  de  Reims" 
angeführt,  die  sich  in  dem  Album  de  la  cathedrale  de  Reims 
findet.2)  Ich  trage  hier  nach,  was  diese  beiden  gründlichen 
Abhandlungen  zur  Baugeschichte  des  Domes  bringen,  soweit 
es  für  die  von  mir  verflochtenen  Anschauungen  von  Interesse  ist. 

1)  In  der  Wiener  Hofbibliothek.  Auch  das  unten  angeführte  Buch 
von  Ch.  Cerf  habe  ich  dort  zur  Hand  bekommen.  Herrn  Direktor  Hofrat 
Karabaczek  spreche  ich  auch  an  dieser  Stelle  für  die  entgegenkommende 
Gestattung  der  Bibliotheksarbeit  während  der  Ferialzeit  meinen  verbind- 
lichsten Dank  aus.  —  s)  Das  Buph,  dessen  Auffindung  ich  den  freundlichen 
Nachforschungen  der  Bibliotheksverwaltung  der  technischen  Hochschule 
in  Wien  verdanke,  führt  einen  doppelten  Titel.    Auf  dem  Umschlag: 
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Auch  Demaison  betont  ganz  besonders  noch  die  Eile,  womit 
der  Neubau  der — nach  seiner  Annahme  im  Jahre  121  ö1)— abge- 
brannten Kathedrale  aufgenommen  worden  ist.2)  Der  Bauist  1211 
begonnen  worden.3)  Daß  die  Weihe  schon  1215  stattgefunden 
hätte4),  hält  Demaison  für  unwahrscheinlich ;  die  hierauf  bezüg- 
lichenNachrichten  stammen  ausspätererZeit,unddieZeit  von  vier 
Jahren  scheint  ihm  zu  kurz.5)  Meiner  Ansicht  nach  ist  der  Zweifel 
berechtigt.  Aber  andererseits  sind  die  Nachrichten  vielleicht 
doch  nicht  aus  der  Luft  gegriffen,  und  bei  dem  großen  Eifer, 
womit  die  Wiederaufrichtung  der  Metropole  betrieben  wurde, 
ist  es  wohl  nicht  unmöglich,  daß  nach  vierjähriger  Bauzeit 
irgendein    Bestandteil    des    Chors    so    weit  fertig  war,   daß 

Album  de  la  catheMrale  de  Reims,  Reims,  Pousin-Druart  (nach  dem 
Vermerk  der  Bibliotheksverwaltung  erschienen  in  den  Jahren 
1899—1902).  Auf  dem  Titelblatt:  Die  Kathedrale  von  Reims  ...  von 
H.  Judart,  Stadtbibliothekar  von  Reims,  mit  historischen  Anmerkungen 
von  L.  Demaison,  Stadtarchivar  von  Reims. 

l)  Sehr  beachtenswerte  Ausführungen  Notice  S.  4f.  —  l)  Bulletin  mo- 
numental a.  0.  S.  12:  . .  Au  moyen  äge,  lorsqu'on  reconstruisait  une  egli- 
se  . .  On  s'efforcait  d'en  terminer  et  d'en  couvrir  le  plus  tot  possible  une 
partie  notable,  generalement  le  choeur,  afin  d'en  prendre  possession 
pour  y  celebrer  sans  gßne  et  sans  embarras  le  service  divin.  A  la 
cathe'drale  de  Reims  on  n'a  pas  proce'de'  autrement.  Es  folgt  die  Ver- 
weisung auf  die  Besitznahme  des  Chors  durch  das  Kapitel  im  Jahre  1241 
(intravit  capitolum);  auf  das  Bildnis  des  Erzbischofs  Heinrich  de  Braine 
(1227 — 6.  Juli  1240)  au  fonds  du  chevet,  sur  le  vitrail  de  l'une  des 
fenetres  supe'rieures;  auf  die  Zeichnungen  Villards  de  Honnecourt 
(S.  17 ff.)  aus  der  Zeit  etwa  nach  1235.  Die  Anfänge  der  Baugeschichte 
faßt  Demaison  a.  0.  8.  22  folgendermaßen  zusammen:  Jean  d'Orbais,  le 
premier  des  maitres  de  l'oeuvre,  commen9a  en  1211  le  chevet;  c'est  par 
la  que  debuterent  les  constructions.  Tout  en  s'occupant  du  choeur,  il  est 
a  croire,  qu'il  entreprit  simultanäment  d'elever  le  transept,  si  l'on  en  juge 
par  les  caracteres  anciens  et  les  reminiscences  de  l'art  roman,  qu'offrent 
les  ötages  infe'rieurs  des  pignons  des  deux  croisillons.  .  .  Das  sind  die 
ältesten,  die  Anfangsbauten.  Ebenso  le  petit  porche  de  droite,  wo  man 
ebenfalls  romanische  Muster  angewendet  hat.  Jean  d'Orbais  mourut, 
sans  avoir  pu  achever  le  choeur;  cette  täche  öchut  ä  Jean  le  Loup,  qui 
lui  succe'da  vers  1231.  Im  Jahre  1241  konnte  der  Chor  vom  Kapitel 
bezogen  werden.  ...  S.  4 :  Nous  croyons  qu'en  l'annöe  1300  la  nef 
e'tait  acheve'e,  teile  qu'on  la  voit  aujourd'hui  et  qu'il  ne  manquait  plus 
au  portail,  que  le  couronnement  de  la  galerie  des  rois  et  les  e'tages 
des  tours.  —  *)  Album,  Notice  S.  5.  —  *)  Vgl.  hierzu  Charles  Cerf, 
Histoire  et  description  de  Notre  Dame  de  Reims  Bd.  I,  1861,  S.  39. 
—  »)  Notice  S.  5f. 
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man  ihn  hätte  weihen  können.  Das  Interesse  des  erzbischöf- 
lichen Stuhles,  die  Kirche  als  Krönungskirche  zu  erhalten, 
dürfte  hier  ganz  besonders  ins  Gewicht  fallen. 

Wie  immer  sich  aber  dies  verhalten  mag,  so  viel  ist 
für  Demaison  ebenso  wie  für  Cerf1)  unzweifelhaft2),  daß  die 
Krönungen  von  1223  und  1226  in  dem  Chor  der 
Kathedrale,  soweit  er  eben  damals  fertig  war,  abgehalten 
worden  sind.  Zwar  wurde  der  Chor  erst  1241  dem  Kapitel 
zum  regelmäßigen  Gottesdienst  übergeben.  Aber  das  schließt 
nicht  aus,  data  man  schon  vorher  kirchliche  Feierlichkeiten 
darin  abgehalten  hat.  Selbst  wenn  noch  recht  wenig  dastand, 
habe  man  das  Vorhandene  durch  geschickte  Drapierung  für 
die  Festlichkeit  brauchbar  machen  können.3)  Ganz  nebenbei 
möchte  ich  hier  hinzufügen,  daß  die  Benutzung  des  Chores 
im  Jahre  1 223  doch  auch  schon  eine  vorherige  Weihe,  sei 
es  1215  oder  später  voraussetzt. 

Demaison  zieht  auch  die  Worte  der  Krönungsordnung 
heran,  welche  U.  Chevalier  herausgegeben  und  deren  Hand- 
schrift er  zu  1274  datiert  hat:  Paratur  primo  solium  in  mo- 
dum  eschafeudi  aliquantulum  eminens,  contiguum  exterius 
choro  ecclesie  inter  utrumque  chorum,  positum  in  medio. 
Den  ordo  schreibt  Demaison  der  Krönung  Ludwigs  VIII.  1223 
zu.     Die  Erwähnung  des  Chors  ergebe  eben  seine  Existenz.4) 

Die  Datierung  Demaisons  ist  nun  gewiß  nicht  richtig; 
der  ordo  gehört  zur  Krönung  Ludwigs  IX.  1226.5)  Aber 
die  Differenz  von  3  Jahren  ist  ziemlich  gering,  und  außerdem 

»)  Ch.  Cerf  a.  0.  S.  43.  —  J)  L.  Demaison,  Notice  S.  6.  — 
3)  Notice  S.  7 :  Quant  a  la  maniere  dont  la  cathedrale  fut  disposee 
pour  la  circonstance ,  il  (der  Chronist)  ne  nous  dit  pas  un  seul 
mot.  On  a  pu  elever  au  milieu  des  murs  en  construction  un  edifice 
provisoire,  un  abri  en  charpente  dissimule  sous  la  richesse  des  tentures. 
Rien  absolument  n'indique  qu'une  portion  notable  de  l'eglise  ait  e"te" 
döja  achevee,  et  il  n'est  nullement  näcessaire  de  l'admettre.  Wie  weit 
der  Kirchen  bau  vorgeschritten  war,  interessiert  hier  weniger,  so  daß 
die  Streitfrage  ruhig  dahingestellt  werden  kann.  Wichtig  ist  aber, 
daß  Demaison,  wiewohl  er  die  Kirche  für  durchaus  unfertig  erklärt, 
doch  die  Abhaltung  der  Krönungen  darin  ohne  weiteres  zugibt  und 
deren  technische  Durchführung  auf  jeden  Fall  plausibel  macht.  — 
*)  Album,  Notice  S.  7.  —  5)  H.  Schreuer,  Die  rechtlichen  Grundgedanken 
der  französischen  Königskrönung ,  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die 
deutschen  Verhältnisse,  1911,  S.  7  Anm.  1  und  174  ff. 
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enthält  der  ordo  für  die  Krönung  Ludwigs  VIII.  (1223)  gleich- 
falls eine  Erwähnung  des  Chors:  Paratur  primo  solium  in 
medio  Chori.1)  In  welcher  Kirche  die  Krönung  stattgefunden 
habe,  geht  ja  allerdings  aus  dem  ordo  nicht  hervor.  Aber 
nach  all  dem,  was  ausgeführt  wurde,  kann  nicht  bezweifelt 
werden,  daß  es  die  Kathedrale  gewesen  ist.  Daß  die  Er- 
wähnung des  Chors  in  dem  ordo  mit  der  Unfertigkeit  des 
Bauwerks  sich  ganz  gut  vertrage,  hat  Demaison  mit  Recht 
betont.2) 

Jedenfalls  ist  —  und  darauf  kommt  es  mir  an  —  daran 
nicht  zu  zweifeln,  daß  die  Krönungen  Ludwigs  YIII.  1223  und 
Ludwigs  IX.  1 226  in  der  Kathedrale  zu  Reims  abgehalten, 
worden  sind,  wenn  auch  der  Bau  noch  nicht  fertig  war.   — 

II.  Zur  Streitfrage  über  die  Datierung  und  Charakteristik 
des  ordo  du  Tillet's  möchte  ich  hier  auch  noch  auf  die  Be- 
merkungen von  L.  Halphen  in  dem  eben  erschienenen  Hefte 
der  Revue  historique  Bd.  CVIII  (1911)  S.  136  f.  hinweisen. 
Auch  Halphen  weist  ganz  entschieden  Buchners  Ausführungen 
zurück.  „Sa  (Buchners)  'demonstration1  temoigne  d'une  naive 
assurance,  mais  tombe  malheureusement  ä  faux  d'un  bout  ä 

lautre (S.  137)  .  .    Quant  ä  nous,  nous  tenons  pour  in- 

deniable  le  rapport  que  M.  Schreuer  a  etabli  entre  ce  ccere- 
monial  de  Louis  VII. '  et  le  ceremonial  de  Sens  publie  par 
Martene  .  .  .u 


l)  H.  Schreuer,  Über  altfranzösische  Krönungsordnungen,  1909,  S.86; 
Zeitschr.  der  Savigny-Stiftung  Bd.  XXX,  1909,  S.  177.  —  2)  Die  Abweisung 
daselbst  S.  7:  Mais  il  ne  faut  pas  en  (Erwähnung  des  Chors  in  dem  ordo) 
exagerer  la  portöe;  les  dispositons  qu'il  contient  ont  un  caractere  general 
et  ne  s'appliquent  pas  a  un  cas  particulier  —  diese  Abweisung  ist  vielleicht 
etwas  zu  schroff.  Nach  der  Entstehungsgeschichte  und  Charakteristik 
der  fraglichen  ordines,  die  sich  mir  ergeben  hat,  sind  die  Ordnungen 
von  1223  und  1226  nicht  nur  abstrakte  Generaldispositionen,  sondern 
auch  konkrete  Weisungen.  Daher  ist  auch  die  Erwähnung  des  Chors 
darin  von  großer  Bedeutung.  Im  Jahre  1223  konnte  man  schon  vom 
Chor  der  Marienkirche  sprechen,  wenn  er  auch  vielleicht  noch  nicht  ganz 
vollendet  war.  Aber  Demaison  bemerkt  mit  Recht:  S'il  determine  la 
maniere  dont  le  tröne  royal  doit  etre  ätabli  a  l'entree  du  choeur,  on 
n'est  point  autorise"  a  en  conclure  que  ce  choeur  etait  dejä  com- 
plet  en  1223.  On  a  pu,  comme  nons  l'avons  dit,  realiser  le  programme 
dans  une  construetion  non  encore  termine'e. 


Miszellen. 


[Schola — skola.j  In  den  römischen  und  byzantinischen  Quellen 
kommt  schola  in  zwei  sachlich  ganz  verschiedenen  Anwendungen  vor, 
die  aber  bisher  doch  auf  das  selbe  Wort  zurückgeführt  worden  sind. 

1.  Auf  der  einen  Seite  ist  schola  die  Bezeichnung  für  das  Klub- 
lokal der  römischen  collegia  —  davon  ausgehend,  daß  ein  solches  Lokal 
eine  Erholungs-  und  Ruhestätte  (oxoXr\)  ist:  Handwerker,  Kaufleute, 
Schreiber  haben  solche  scholae  (Waltzing,  fit.  hist.  sur  les  corporations 
personelles  chez  les  Romains  I  S.  223  N.  1).  Auch  die  Klubs  der  ge- 
meinen Soldaten  und  Subalternoffiziere,  die  im  Heer  vorkommen, 
werden  als  scholae  bezeichnet  (Waltzing  I  S.  309ff.;  dazu  m.  ital.  VG.  I 
S.  386  N.  6;  die  Stellen  bei  Vegetius  II  18.  21  und  C.  J.  XII  37,  16  §  5 
werden  wohl  so  erklärt  werden  müssen,  daß  schola  der  Klubverband 
und  das  caput  scholae  die  Klubleitung  der  betreffenden  Truppen- 
abteilung ist).  An  scholae  in  diesem  Sinn  knüpft  es  dann  an,  wenn 
später  in  Italien  von  scholae  der  Gewerbetreibenden  (m.  it.  VG.  I  S.  88  f., 
II  S.  582),  der  Kleriker  (ebenda  I  S.  128  f.  132),  der  gewöhnlichen 
militia  (ebenda  I  S.  372  N.  27,  386  N.  5)  die  Rede  ist,  ja  der  Ausdruck 
schola  sogar  auf  Landgemeinde  überhaupt  (II  S.  437.  561)  angewendet 
wird.  Da  schola  in  der  Bedeutung  von  collegium  der  mittelalterlichen 
Latinität  sonst  vollständig  fremd  ist,  so  bildet  die  Fortdauer  des  Aus- 
drucks den  unmittelbaren  Beweis  für  das  Überleben  der  römischen 
Kaufmanns-  und  Handwerkerzünfte,  der  freilich  auch  indirekt  in  breitem 
Umfang  geführt  werden  kann. 

2.  Davon  verschieden  sind  die  Edelgarden  unter  dem  Namen 
scholae,  welche  sich  in  der  Zentralverwaltung,  am  Hof  des  Kaisers 
und   an  der  Reichspräfektur  finden. 

Am  Kaiserhof  kommen  solche  scholae  seit  Constantin  vor  und  zwar 
für  den  Orient  in  der  Siebenzahl,  die  nur  vorübergehend  unter  Justinian  auf 
die  Elfzahl  erhöht  (Mommsen  in  Hermes  XXIV  S.224),  später  aber  wieder 
auf  die  Siebenzahl  reduziert  wird  (meine  Ausführung  in  dieser  Ztschr. 
XXIV  S.  242;  it.  VG.  I  S.  373).  So  wie  die  Sachen  in  der  justinia- 
nischen Zeit  hervortreten,  werden  von  den  scholares  die  protectores 
und  domestici  unterschieden  (C.  Th.  XII  1.  38.  346,  VIII  7.  9.  366; 
Mommsen  in  ephem.  ep.  V  S.  133).  Aber  vollkommen  gleichzeitig 
werden   auch   die  domestici   und  protectores  —  deren    innere  Gliede- 


Miszellen.  317 

rung  hier  auf  sich  beruhen  kann  —  als  schola  betrachtet  (Mommsen, 
ephem.  V  S.  132  f.  und  besonders  Julian,  De  protectoribus  et  domesticis 
Augustorum  S.  60f.).  Damit  muß  dann  aber  eine  andere  Erscheinung 
zusammenhängen.  Es  läßt  sich  nämlich  nachweisen,  daß  die  domestici 
et  protectores  als  (militärische)  Kommissare  von  der  Zentralverwaltung 
in  die  Provinz  gesendet  werden ;  nun  erscheinen  die  geschlossenen  Be- 
hörden, die  sich  aus  solchen  Kommissaren  gebildet  haben,  nämlich  die 
agentes  in  rebus  (C.  Th.  VI  27.  3, 18)  und  die  palatini  als  eine  schola 
(z.  B.  C.  J.  X  3.  7,  Xu  23.  7—9),  d.  h.  die  agentes  und  die  palitini  sind 
Mitglieder  der  schola  und  zwar  vermutlich  d«r  schola  domesticorum 
et  protectorum.  Es  sind  ja  diese  Kommissare  wenigstens  weithin 
ducenarii  (C.  Th.  I  9,  XI  7. 1);  da  die  ducenarii  über  den  centenarii, 
diese  über  den  sexagenarii,  biarchi,  circitores,  equites  stehen  (C.  Th. 
XI 7. 1 ;  C.  J.  XII 20.  3;  23. 7—9),  bedeutet  das  Wort  nicht  allenfalls  irgend- 
eine Art  der  Bezahlung  (so  Hirschfeld,  Verwaltungsgeschichte  I  S.  258 ; 
die  kaiserlichen  Verwaltungsbeamten  S.  432 f.;  Julian  a.  a.  0.  S.  44; 
Mommsen,  Epigr.  V  S.  125:  Dio  Cassius  53,  15,  der  allein  für  die  ge- 
bräuchliche Ableitung  angeführt  werden  kann,  reicht  dazu  nicht  aus), 
sondern  die  ducenarii  sind  eben  Offiziere,  die  eine  doppelte  centuria 
kommandieren  (dazu  ich  in  dieser  Zeitschrift  XXIV  S..243f.;  it.  VG.  I 
S.  375)  —  d.  h.  diese  Edelgarde  wie  die  meisten  Edelgarden  der  Welt 
befaßt  weithin  Leute  mit  Offiziersrang.  Die  scholae  stehen  im  5!  Jahr- 
hundert unter  dem  scrinium  barbarorum  (nov.  Theod.  2,  21  §2;  dazu 
Guilhermoz,  Essai  sur  l'origine  de  la  noblesse  en  France  S.  6)  und  in  einer 
späteren  Nachricht  werden  für  die  Zeit  Justinians  erst  die  axoXdgioc 
den  'PcofiaZoi,  unmittelbar  danach  die  o%oXal  nicht  nur  den  äoi&poi, 
sondern  auch  den  jiqoxIxxoqss  entgegengesetzt  (Theophanes  ed.  de  Boor 
S.  233  Z.  14. 17).  Dagegen  werden  jedenfalls  unter  Justinian  die  Posten 
der  protectores  und  domestici  vollständig  von  Römern  eingenommen 
(Mommsen ,  Ephem.  V  S.  136)  und  dann  wird  sich  eben  der  Sprach- 
gebrauch, der  die  protectores  und  domestici  in  Gegensatz  zu  den 
scholarii  stellt,  daraus  erklären,  daß  von  Haus  die  schola  ein  Truppen- 
körper ist,  der  mit  Barbaren,  dann  für  das  4.  und  5!  Jahrhundert  zunächst 
mit  Germanen  besetzt  ist;  darum  sind  später  die  protectores  und 
domestici  keine  solche  schola  mehr. 

Außerdem  hat  der  praefectus  praetoriö  ebenfalls  scholae  unter  sich. 
Entsprechend  dem,  was  sich  für  die  scholae  am  Hof  ergab,  dienen  ja  auch 
dem  praefectus  praetoriö  protectores  (Mommsen  in  Ephem.  V  S.  126). 
Nachher  aber  zerfällt  das  Unterpersonal  der  Präfektur  in  zwei  große 
Gruppen,  die  scrinia  und  die  scholae  (C.  J.  I  27, 1,  dazu  Krüger,  Kritik 
des  justinianischen  Kodex  S.  138  ff.).  Dabei  ist  es  für  einen  großen  Teil 
der  scholae  deutlich,  daß  ihre  Funktionen  ursprünglich  rein  militärische 
waren  (so  die  stratores,  draconarii,  wohl  auch  die  cursores  und  uiitten- 
darii).  Entscheidend  aber  ist,  daß  zu  den  scholae  der  Präfektur  auch 
die  schola  singularium  gehört«  denn  das  müssen  die  germanischen  Ge- 
folgsleute (singulares  equites)  der  früheren  Kaiserzeit  sein  (Julian  a.  a.  0. 
S.  5),  die  sich  jetzt  unter  die  scholae  des  praefectus  praetoriö  eingereiht 
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haben.  —  Auch  die  duces  haben  noch  einzelne  domestici  (z.B.  C.Th.  VIII 
1.  17,  C.  J.  XII  37  pr.  §4),  wie  denn  ferner  in  der  byzantinischen  Zeit 
den  Führern  über  den  duces  ein  domesticus  zur  Seite  steht  (meine  Aus- 
führungen in  dieser  Zeitschr.  XXIV  S.  244).  Aber  irgendein  Verband  von 
solchen  Gefolgsleuten,  der  den  Namen  schola  trägt,  kommt  unterhalb  der 
Präfektur  nicht  vor  (C.  1. 1  27.  2);  die  Ausführungen  von  Kariowa  R.G.  I 
S.  886 ff.  beruhen  insoweit  auf  einer  Verwechselung. 

Dem  hohen  Bang  dieser  scholastici  entspricht  es,  daß  die  scholae 
schon  im  4.  Jahrhundert  dei  regulären  Armee  und  auch  den  vexil- 
lationes  comitatenses  sowie  palatinae  entgegengesetzt  werden  (C.Th.  VII 
4.  22;  4. 23;  Mommsen,  Hermes  XXIV  S.221),  wie  denn  später  die  scholae 
allen  übrigen  Palasttruppen  (wie  dem  excubitus,  hicanatus)  und  den 
xaxäXoyoi  aller  dspora,  auch  der.  üifiata,  die  wie  das  di/xa  x&v  ßov- 
xeXXaQioiv  mit  ursprünglichen  Palasttruppen  belegt  sind,  gegenüber- 
stehen (für  hier  genügt  m.  ital.  VG.  I  S.  373).  Also  in  diesem  Sinn 
bilden  schon  die  übrigen  Palasttruppen  und  erst  recht  die  Linie  keine 
schola.  Noch  im  10.  Jahrhundert  werden  die  axokdgioi  zu  den  dwäorcu 
gerechnet  (Zachariae,  Ius  graeco  Romanum  III;  coli.  III,  nov.  8  c.  1) 
und  im  byzantinischen  Italien  nehmen  die  detachierten  scholastici 
ebenfalls  eine  gehobene  Stellung  ein  (m.  ital.  VG.  I  S.  399). 

3.  Es  ist  nun  klar,  daß  lediglich  schola  in  dieser  Bedeutung  noch 
während  der  fränkischen  Zeit  zur  Bezeichnung  der  königlichen  Leibgarde 
oder  des  königlichen  Hofs  überhaupt  verwendet  worden  ist;  außer  den  bei 
Brunner,  Forschungen  S.  77  herangezogenen  Quellen  kommt  namentlich 
der  Brief  von  858  (Cap.  297c.  12)  in  Betracht,  wo  es  heißt:  ideo  domus 
regis  scola  dicitur,  id  est  disciplina,  quia  non  tantum  scolastici,  id  est 
disciplinati  et  bene  correcti  sunt,  sicut  alii,  sed  potius  ipsa  scola,  quae 
interpretatur  disciplina,  id  est  correctio  dicitur,  quae  alios  habitu, 
incessu,  verbo  atque  totius  bonitatis  continentia  corrigat.  Wie  fast 
gleichzeitig  der  Mönch  von  S.  Gallen  die  königliche  scola  sprachlich 
als  Schule  faßt  und  so  die  Anekdote  über  die  schola  des  großen 
Karl  bei  Pavia  möglich  macht,  so  zeugt  die  eben  zitierte  Stelle  für 
die  allgemeine  Verbreitung  dieser  Etymologie,  die  bis  in  die  römische 
Zeit  zurückgehen  könnte. 

In  Wirklichkeit  ist  aber  diese  Ableitung  nur  eine  Art  von  Volks- 
etymologie. Denn  das  römische  Recht  hat  gezeigt,  daß  schola  im 
Sinn  einer  barbarischen,  zunächst  germanischen  Garde  gar  nichts  mit 
den  scholae  zu  tun,  als  welche  die  bestehenden  collegia  erscheinen  und 
bei  denen  allerdings  das  Wort  oxokr),  freilich  auch  nicht  gerade  in 
der  Bedeutung  von  Schule  zugrunde  liegt.  Die  Lösung  gibt  nun  das 
Angelsächsische  und  Altsächsische.  In  beiden  Dialekten  kommt  skola 
im  Sinn  eines  Gefolges  vor  (Bosworth-Toller  s.  v.  skola  II;  Heliand  ed. 
Heyne  Index  s.  v.  skola);  es  ist  besonders  bezeichnend,  daß  in  der 
Juliana  v.  684  (Grein -Wülker,  Angelsächsische  Poesiebibl.  III  1  S.  137) 
die  pegnas  eine  geneatskola  bilden.  Unmöglich  hat  das  beiden  nieder- 
deutschen Dialekten  gemeinsame  Wort  etwas  mit  dem  lateinischen 
schola  =  Schule   zu  tun,    welch  letzteres  allerdings  in   das  jüngere 
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Angelsächsische  so  gut  wie  in  unsere  Volkssprache  herüberkam;  da- 
gegen wird  damit  .das  moderne  englische  shool  in  dem  Sinn  eines 
Haufens  von  Fischen  zusammenhängen.  Es  heißt  dieses  skola  eben 
Truppe,  Schar.  Ob  das  aber  die  Grundbedeutung  ist  oder  ob  zuletzt  von 
einem  konkreteren  Sinn  auszugehen  ist,  ist  eine  weitere  Frage.  Ich 
glaube,  daß  auf  nordisch  skjol,  friesisch  skule  =  Versteck,  Schutz 
zurückgegangen  werden  muß  und  so  skola  im  Sinn  gar  nichts  anderes 
als  protectio,  trustis  ist,  dem  entsprechend,  daß  die  protectores  eine 
skola  bilden.  Daß  die  Römer  für  militärische  Verhältnisse  ihrer  Ger- 
manentruppen germanische  Ausdrücke  aufgenommen  haben,  kommt 
auch  sonst  vor  —  ich  erinnere  an  drungus. 

4.  Beiläufig  mag  noch  bemerkt  werden,  daß  die  Homestici  wie 
es  scheint  technisch  als  vires  fortes  bezeichnet  werden:  C.  J.  XII  17,4. 
Bedenkt  man  nun,  daß  fast  gleichzeitig  Isidor  in  seinen  Ethymologien 
(IX  4.  31)  barones  =  mercennarii  =  fortes  setzt,  so  ist  der  Schluß  wohl 
nicht  zu  kühn,  daß  man  schon  in  der  Römerzeit  die  Gefolgsleute  als 
barones  betrachtet  hat  und  die  skola  und  die  barones  dasselbe  sind.  Baro 
aber  ist  dann  ein  Gegenstück  zum  gemeindeutschen  Degen  (pegn),  dem 
nordischen  heldr,  dem  angelsächsischen  beorn ;  hängt  es  sprachlich  mit 
dem  letzten  zusammen?  —  Die  Beziehung  des  germanischen  baro  zu 
dem  bei  Cicero  bezeugten  lateinischen  baro  und  zu  den  barones  oder 
varones  der  „lingua  Gallica"  kann  hier  auf  sich  beruhen;  denn  sie 
geht  wohl  schon  auf  die  gemeinsame  arische  Grundlage  zurück. 

Würzburg.  Ernst  Mayer. 

[Über  eine  fränkische  Editionsformel.]  Der  Cod.  Berol.  Lat. 
Fol.  636,  eine  Handschrift  von  16  Blättern,  die  aus  dem  Besitze  des 
Petrus  Pithoeus  stammt  und  für  die  .Königliche  Bibliothek  in  Berlin 
im  Jahre  1901  erworben  worden  ist,  verdient  auch  seitens  der  Juristen 
eine  Beachtung,  die  sie  bisher  meines  Wissens  nicht  gefunden  hat.1) 
Sie  enthält  nämlich  auf  den  ersten  dreizehn  Blättern  zunächst,  von 
einer  alten  etwa  dem  achten  Jahrhundert  angehörigen  Hand,  einen  aus 
den  juristisch  erheblichen  Texten  bestehenden  Auszug  aus  den  Ety- 
mologien des  Isidor2),  wie  dergleichen  auch  sonst  erhalten  ist.3)  Sodann 
aber  diesem  Auszuge  sich  anschließend*),  auf  neuem  Absatz,  von  einer 

*)  Mitteilungen  über  Herkunft  und  ausführliche  durchaus  zutreffende  An- 
gaben über  den  Inhalt  des  Kodex  enthält  der  handschriftliche  Katalog  der 
Königlichen  Bibliothek.  Letztere  haben  erst  meine  Aufmerksamkeit  auf  das 
Manuskript  gelenkt.  —  2)  Blatt  1  ist  auf  der  Vorderseite  leer  und  beginnt  auf 
der  Rückseite  mit  den  Worten  'Incipit  liber  Ysidori  iunioris  spalensis  epl 
(episcopi).  Explanatio  de  legibus  diversis  quem  inter  libros  ettomologiarum 
(Etymologiarum)  positum  repperf .  Hieran  schließen  sich,  unter  der  Über- 
schrift 'Capp  nunc  libri  ipsius  zunächst  die  Rubriken  und  hernach  (bis  Fol.  7a) 
der  Text  von  Buch  5  Kapitel  1—27,  worauf  (bis  Fol.  13 b  Zeile  5)  unter  der 
Überschrift  cItem  ex  eiusdem  libris  post  alia'  der  Text  von  Buch  9  Kapitel  3 — 6 
§  22  folgt.  —  8)  Vgl.  Conrat  (Cohn),  Geschichte  der  Quellen  I  516.  —  *)  Es 
kommt  auf  den  folgenden  Blättern  die  mit  Aug  =  Augustus  anhebende 
Sammlung  von  Notae  iuris. 
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andern  schwerlich  erheblich  jüngeren  Hand  auf  elf  Zeilen  ein  Stück 
ohne  Überschrift,  der  Art,  wie  es  sich  in  den  zuletzt  von  Zeumer  in 
den  Monumenta  Germaniae  (Legum  Sectio  V)  herausgegebenen  soge- 
nannten Formelsammlungen  des  früheren  Mittelalters  findet.  Und  zwar 
näher  der  Art,  wie  es  die  auf  dem  Boden  des  römischen  Rechts  stehen- 
den und  unter  Benutzung  des  Breviars,  der  fränkischen  Lex  Romana, 
abgefaßten  Formeln,  bzw.  Formulare  der  fränkischen  Formelsammlungen 
sind:  ingleichen  entsprechende  einzeln  überlieferte  fränkische  Stücke, 
die  an  der  genannten  Stelle  unter  ,den  Extravaganten  (p.  533  seq.)  ver- 
öffentlicht worden  sind.  Am  nächsten  kommen  aber  dem  Berliner 
Formulare  zwei  doch  wohl  der  bezeichneten  Klasse  von  Dokumenten 
angehörige,  in  der  Monumentenausgabe  indessen  fehlende  Stücke,  von 
denen  das  eine  die  Überschrift  Modus  conscribendi  führt,  das  andere 
aber  als  Conscriptio  legis  romanae  bezeichnet  ist,  und  die,  nachdem 
sie  Merkel  in  der  Modeneser  Handschrift  der  Collectio  Anselmo  dedicata 
als  Zusatz  der  Eanonensammlung  entdeckt  hatte 1),  nach  der  genannten 
Handschrift  bzw.  ihrer  Vorlage,  dem  zur  Zeit  des  Episkopats  Attos 
von  Vercelli  (924  bis  zirka  961 2)  geschriebenen  und  von  diesem  der 
Kathedrale  geschenkten  Kodex  des  Kapitelarchivs  von  Vercelli 3),  Patetta 
mit  Sorgfalt  ediert  *)  und  einer  bemerkenswerten  Erörterung  unterzogen 

*)  Vgl.  bei  v.  Savigny,  Geschichte  des  Rom.  Rechts  a  VII  71  u.  72.  Als 
Zusatz  der  Kanonensammlung  charakterisieren  sie  sich  durch  ihre  Unzu- 
gehörigkeit,  insbesondere  aber  auch  dadurch,  daß  sie  in  anderen  alten  Hand- 
schriften der  Collectio  fehlen  (Cod.  Bamberg.  P.  I.  12  [=  Can.  5]  8.X,  Cod. 
Metens.  8.  Xn  init.,  Vatic.  580  u.  581;  der  Reichenauer  Kodex  [CXLH]  S.  XI 
beginnt  erst  mit  Buch  5).  —  8)  Das  Datum  des  Todes  nach  Realencykl.  f. 
prot.  Theol.*  II  214.  —  8)  Der  Nachweis  der  Entstehungsverhältnisse  der 
beiden  Manuskripte  ist  von  Patetta,  Antol.  giurid.  di  Catania  anno  IV  fasc.  3, 
u.  a.  d.  Note  4  a.  O.  p.  22  u.  23,  geführt.  Er  wird  verstärkt  durch  den  Um- 
stand ,  daß  Atto  in  dem  bekannten  zuletzt  in  Geschichte  der  Quellen,  I  26, 
besprochenen  Briefe  an  den  Bischof  Azo  (Migne,  Patrol.  Lat.  CXXXI V  106  seq.) 
hei  Beantwortung  der  ihm  gestellten  Frage,  warum  ein  Christ  seine  Patin 
nicht  heiraten  dürfe  (ungenau  in  Geschichte  der  Quellen  I  a.  a.  0.),  Belege 
aus  dem  Römischen  Recht,  der  Zitierweise  nach  zu  schließen,  der  Collectio 
Anselmo  dedicata  entlehnt  (legitur  in  libro  Codicum  quod  est  Romanae  legis 
[CJ.  5,  4,  26,  2]  =  Coli.  VII  7;  ex  Novella  [Jul.  Epit.  32, 1  u.  2]  =  Coli.  Vn 
13  u.  14:  auch  der  Institutionentext  [aus  T.  1, 10]  gehört  der  Coli,  an,  VH  18). 
Übrigens  wird  die  Texte  wohl  nicht  Atto  selbst,  sondern  der  von  ihm  be- 
fragte Presbyter  Ambrosius,  bzw.  der  von  letzterem  zu  Rate  gezogene  juristische 
Sachverständige  (Legislator)  (vgl.  Migne,  a.  a.  O.  p.  113)  geliefert  haben.  — 
*)  Archiv,  giurid.  XL VII  23  u.  24  (a.  1891).  Dem  Texte  liegt  die  Hand- 
schrift von  Vercelli ,  in  der  die  beiden  Stücke  den  Kapiteln  in  125  (Ruhr. 
De  eo  qui  iratus  alicui  crimen  obicit)  und  138  (Ruhr.  De  discretione  accu- 
satorum  et  iudicum  ac  testium  atque  accusati,  et  quod  nemo  debeat  iudicari 
vel  damnari  ante  inscriptionem)  angereiht  sind,  zugrunde.  Die  Note  ver- 
zeichnet die  Korrekturen  des  Cod.  Vercell.  von  erster  und  zweiter  Hand, 
sowie  die  abweichenden  Lesarten  des  Modeneser  Kodex.  Unbenutzt,  weil 
unbenutzbar,  blieben  die  Spuren  von  Text  der  Schlußpartie  der  Conscriptio 
(oder  des  Berliner  Formulars?),  die,  wie  Patetta,  a.  a.  O.  p.  24,  scharfsinnig 
erkannt  hat,  Cod.  Paris.  Lat.  4403,  eine  Handschrift  des  Breviars,  aufweist: 
Abdruck  des  Textes  findet  sich  bei  Haenel,  Lex  Rom.  Visig.  p.  463,  und 
das  Ergebnis  einer  Revision  der  Haenelschen  Lesung  bei  Mommsen,  a.  d. 
folg.  Note  a.  0.  p.  LXXVIII. 


Miszellen.  321 

hat.1"2)  Insbesondere  besitzt  das  Berliner  Formular  mit  der  Conscriptio 
legis  romanae  weithin  Übereinstimmung,  so  daß  wir  es  auch  bei  ersterem 
mit  einem  fränkischen  Produkte  zu  tun  haben  werden.  Immerhin  hat  das 
Berliner  Stück  doch  auch  wieder  sein  Eignes,  und  dies  zwar  nicht  allein 
in  unwesentlichen  Punkten,  wie  insbesondere  im  Punkte  der  Form, 
so  daß  es  nicht  lediglich  als  Variante  der  Conscriptio  anzusehen  ist. 
Es  rechtfertigt,  ja  empfiehlt  sich  darum  ihre  Veröffentlichung,  die 
aber  am  füglichsten,  wegen  des  bezeichneten  Verhältnisses  zur  Con- 
scriptio legis  romanae,  unter  Gegenüberstellung  der  letzteren  geschieht. 
Wo   die   Formulare    in   wesentlichen   Punkten   auseinandergehen,    ist 

x)  Vgl.  a.  d.  vor.  S.  Note  4  a.  a.  O.  p.  25  u.  26,  22  u.  23,  zum  Teil  in 
Polemik  gegen  meine  durch  Patettas  Veröffentlichung  zum  Teil  über- 
holten Ausführungen,  a.  d.  S.  319  Note  3  a.a.O.  I  47«  u.  276 3.  Der 
Schriftsteller  zieht  Abfassung  der  Formulare  in  Italien  (Lombardei)  in 
Erwägung  und  verwertet  hierfür  insbesondere  den  Umstand,  daß  die  Con- 
scriptio mit  dem  Worte  Intentio  im  Sinne  von  Rechtsstreit,  und  Possidere 
in  der  Verbindung  Rem  possidere  malo  ordine  sich  einer  Redeweise  be- 
diene, wie  sie  der  Langobardischen  Gesetzgebung  und  Jurisprudenz,  nicht 
aber  der  fränkischen  Formelsprache  eigne.  Indessen  Possidere  malo  ordine 
heißt  es  in  der  fränkischen  Form.  Turon.  29,  einem  auf  denselben  Sachverhalt 
wie  die  Conscriptio,  nämlich  auf  die  sogenannte  Edition  sich  beziehenden 
Formular  (Ruhr.  Editio  legibus  conprehensa)  und  mit  den  bezeichneten 
Worten,  wie  die  Conscriptio,  den  der  Klage  zugrunde  liegenden  Tatbestand 
aufführend :  Intentio  aber,  im  Sinne  von  Rechtsstreit,  konnte  der  fränkischen 
Rechtssprache  schon  um  deswillen  nicht  fremd  bleiben,  weil  es  in  der  Inter- 
pretatio  der  Lex  Romana  Visigothorum  vorkommt  (z.  B.  Paul.  3,  7,  12  u.  5, 
12,  2),  und  ist  dann  auch  in  den  fränkischen  Kapitularien  und  Konzilien 
nachweisbar  (vgl.  die  Register  zu  diesen  und  jenen  in  der  Monumenten- 
ausgabe s.  v.  Intentio  [Legum  Sectio  II  Tom.  II  p.  646  u.  Legum  Sectio  III 
Tom.  II  Pars  II  p.  974]).  (Übrigens  liest  die  Parallelstelle  des  Berliner  For- 
mulars Contentio).  Nicht  langobardische  sondern  fränkische  Art  weisen,  in 
ihrem  Verhältnis  zum  römischen  Recht  und  in  ihrer  Verwertung  der  frän- 
kischen Lex  Romana,  die  beiden  Formulare  auf,  die  überdies  unbestritten 
fränkischen  Formeln  naheverwandt  sind  (vgl.  folg.  SS.):  dann  werden  sie  aber 
auch  für  fränkischen  Ursprungs  gelten  können.  (Die  Berufung  auf  ein 
Edictum  Theodosianum  in  dem  genannten  Briefe  Attos  [apparet  ergo  quod  con- 
suetudo  quae  fidei  catholicae  vel  saecularibus  legibus  non  obest,  omnimodis 
servanda  est,  quod  Theodosiano  confirmatur  edicto  a.  a.  O.  p.  109],  die  doch 
wohl  eine  Bezugnahme  auf  die  Lex  Theodosii  bzw.  die  fränkische  Lex  Romana 
[C  Th.  5,  12,  1]  darstellt,  wird  sich  wohl  aus  einem  besonderen  Sachverhalt  [vgl. 
etwa  vor.  S.  Note  3  z.  Schi.]  erklären.)  In  dem  Manuskripte  von  Vercelli  mögen 
die  Formulae,  wie  auch  Patetta,  a.  a.  O.  p.  26,  annimmt  (vgl.  v.  Wretschko  bei 
Mommsen,  Theod.  I  pars  prior  p.  CCCLIV,  der  indessen  Patetta  nicht  ganz  ver- 
standen zu  haben  scheint),  auf  eine  Vorlage  zurückgehen,  in  der  sich  die  Stücke 
als  Glossen  derjenigen  Stellen  beigefügt  fanden,  denen  sie  im  Vercellensis  an- 
gereiht sind,  nämlich  Texten  aus  Pseudo-Isidor,  die  von  der  Accusatio  han- 
deln: diese  Vorlage  kann  recht  wohl  eine  fränkische,  insbesondere  südfran- 
zösische Handschrift  der  Collectio  gewesen  sein.  —  2)  Wenn  Patetta,  a.a.O. 
p.  26,  aus  der  Aufnahme  im  Vercellensis  wenigstens  Rezeption  in  Italien 
folgern  zu  könnten  meint,  so  geht  mir  selbst  dieser  Schluß  zu  weit:  noch 
weniger  spricht  aber  für  die  Annahme,  daß  die  Formulare,  wenn  sie  nicht 
selbst  langobardisch ,  vielmehr  fränkisch  sind,  bei  ihrer  Rezeption  lango- 
bardischer  Umarbeitung  unterlegen  haben,  wofür  Patetta  die  vor.  Note  ange- 
gebenen für  die  Annahme  langobardischer  Abfassung  in  Erwägung  gezogenen 
Momente  verwendet. 
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Kursive  verwendet.  Von  dem  Versuch  einer  Verbesserung  der  offenbar 
mehrfach  korrupten  Überlieferung  ist  abgesehen,  da  auch  ohnedies 
das  Verständnis  des  Textes,  zumal  bei  Vergleichung  mit  der  Conscriptio, 
keine  Schwierigkeiten  macht.  Abdruck  der  letzteren  geschieht  nach 
der  Ausgabe  von  Patetta,  deren  Interpunktion  ich  auch  auf  den  korre- 
spondierenden Text  des  Berliner  Formulars  übertragen  habe. 

Cod.  Berol.  Conscriptio  legis  romanae. 

Dum  inter  unum  et  alterum  non  Dum  inter  iil  et  ili  non 

parva  sed  maxima  mota  est  am-      parva  sed  maxima  verteretur  inten- 


tentio,  unde  vel  pro  qua  re  ante 
curiam  vel  ante  venerabiles  ponti- 
fices  seu  ante  comites  vel  reliquas 
quam  plures  personas  unus  ex 
altercantibus  alterum  interpellans 
asserebat  quod  rem  suam  possi- 
dereta)  malo  ordine  retineret  et 
indebite.  similiter  et  servitium  quod 
antecessoribus  suis  fecerat  et  Uli 
malo  ordine  contradicebat  facere. 
Sed  ipse  Uli  minime  responsum 
dare  volebat.  Sed  postulabat  iuxta 
constitutionem  teodosiani  suorum 
consulum,  qui  legem  romanorum 
tractaverunt,  ut  dum  ipsa  lex 
taliter  edocet,  ut,  quascunque  cau- 
sarum  interpellatum  est,  tarn  in 
civili  negotio,  quam  in  criminali 
accusatione,  professio  accusatoris 
manu  praescripta  praecedat,  unde 
ille  illud  non  contradixit,  sed  ipse 
dixit:  ego  tibi  editionem  dare  non 
differo.  sed  aliter  dixit:  ede  quod 
petis.  et  Herum  dixit:  ede.  et  tertium 
dixit:  ede  quod  petis.  et  iterum 
ipse  dixit:  et  ego  tibi  editionem 
talem  do,  ut  causam,  quam  a  te 
peto,  si  ipsam  adversus  te  vindi- 
care  non  potero,  tarn  causam  quam 
calumniam  et  sumptus  litis  a  te 
expensis  per  hanc  editionis  vin- 
culum  reddens  et  temeratorem 
legum  in  Omnibus  esse  me  con- 
victum  profiteor. 


*)  Die  Handschrift  hat  possf. 


tio,   unde  in  iil  loco,  praesente  iil 

ponti- 
fice  seu  comite  vel  reliquis 

quam  pluribus  personis  iil  iil, 

interpellavit 
et  adserebat  quod  rem  suam  possi- 
deret  malo  ordine,  retineret 
indebito. 


Sed  iil  ipsi  responsum  dare  nole- 
bat.  Nam  postulabat  eum  iuxta 
constitutionem  theodosianam  vel 
consulum,  qui  legem  romanam 
pertractaverunt,  ut  dum  ipsa  lex 
talis  edocet,  ut  in  quamcumque  cau- 
sarum  interpellatione  tarn 
civilis  negotii,  quam  criminalis 
accusationem,  professio  accusatoris 
manu  conscripta  praecedat,  qua- 
propter  iil  dixit  accu- 

satori:  ego  tibi  editionem  dare  non 
differo.  ede  quod 

petis. 

tunc  ipse  accu- 
sator  respondit :  ego  tibi  editionem 
talem  do,  ut  causam,  quam  a  te 
petii,  si  ipsam  adversum  te  vindi- 
care  non  potuero,  tarn  causam  quam 
calumniam  et  sumptus  litis,  qui  a  te 
expensisint  per  hanc  editionem  vin- 
culo  reddendi  conscribo:  et  teme- 
ratorem legum  in  omnibus  me  esse 
constituo :  et  haec  est  de  temeratorc 
legum  reddendi  in  vinculum  XXX 
librarum  auri. 

In  libro  VIII  theodosiano   sub 
tilulo  primo  de  accusatoribus. 
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Es  seien  dann  noch  einige  Bemerkungen  angeknüpft,  die  unser 
Stück  sowohl  im  allgemeinen  wie  im  besonderen  in  seinem  Verhältnis 
zu  den  beiden  Formularen  der  Handschrift  von  Vercelli  charakte- 
risieren sollen.  Es  gehört  mit  diesen  zu  den  fränkischen  Formeln1), 
die  einen  Sachverhalt  betreffen,  der  den  römischrechtlichen  Namen  der 
Edition  führt,  auch  von  diesem  Institut  römischen  Rechts  seinen  Aus- 
gang nimmt,  hier  indessen  das  nach  Erhebung  der  Klage,  bzw.  An- 
klage, von  den  Parteien  zu  leistende  und  schriftlich  zu  bekundende 
Gelöbnis  bezeichnet,  den  siegreichen  Gegner  für  die  durch  den  Prozeß 
widerfahrene  Unbill  zu  entschädigen  und  die  ihm  aus  dem  Verfahren 
erwachsenen  Kosten  zu  ersetzen.  Es  handelt  dann  im  wesentlichen  aus- 
schließlich von  der  Edition  des  Klägers,  bzw.  Anklägers,  von  der  des 
Verklagten,  bzw.  Angeklagten  nur  insofern,  als  dieser,  während  er 
zunächst  ein  Eingehen  auf  die  Sache  ablehnt,  daher  auch  keinen  "Wider- 
spruch gegen  die  Klage  bzw.  Anklage  erhebt,  seinerseits  sich  zur 
unverzüglichen  Edition  bereit  erklärt,  indessen  außerdem  auf  Edition 
durch  den  Kläger  bzw.  Ankläger  dringt  (Sed  ipse  illi  minime  re- 
sponsum  dare  volebat  .  .  unde  ille  illud  non  contradixit,  sed  ipse  dixit : 
ego  tibi  editionem  dare  non  differo.  sed  aliter  dixit:  ede  quod  petis). 
In  der  Beschränkung  auf  die  Edition  durch  den  Kläger  bzw.  An- 
kläger stimmen,  während  der  Modus  conscribendi  auch  die  Editions- 
formel des  Verklagten  bzw.  Angeklagten  verzeichnet2),  Berliner 
Formular  und  Conscriptio  legis  romanae  im  wesentlichen  überein.  Die 
Übereinstimmung  ist  dann  eine  so  gut  wie  völlige,  wenn  der  Anspruch 
des  Verklagten  bzw.  Angeklagten  auf  Edition  durch  den  Kläger 
bzw.  Ankläger  auf  eine  Konstitution  des  Theodosianus  und  der  Kon- 
suln, die  die  Lex  Romanorum  traktiert  haben,  gegründet  wird  (Ber- 
liner Formular  'sed  postulabat  iuxta  constitutionem  teodosiani  suorum 
consulum  qui  legem  romanorum  tractaverunt').  Konstitution  des  Theo- 
dosianus und  der  Konsuln  ist  natürlich  eine  Konstitution  des  Breviars, 
welches  Gesetzbuch  wohl  auch  sonst  in  dieser  Art  bezeichnet  wird3), 
und  dieses  Gesetz  ist,  wie  der  sich  anschließende  Text  ergibt  (ut 
dum  ipsa  lex  taliter  edocet,  ut,  quascunque  causarum  interpellatum  est, 
tarn  in  civili  negotio,  quam  in  criminali  accusatione,  professio  accu- 
satoris  manu  praescripta  praecedat),  das  vierte  des  ersten  Titels  von 
Buch  9  in  der  Fassung  der  Interpretation,  wie  ja  auch  die  Conscriptio 
mit  Nennung  des  neunten  Buchs  und  seines  ersten  Titels  als  Quellen- 
angabe abschließt  (In  libro  VIII  [lege  TIIII5]  Theodosiano  sub  titulo 
primo  de  accusatoribus)  *). 


*)  Wie  Form.  Turon.  29,  welches  Formular  die  Rubrik  'editio  legibus 
conprehensa'  führt,  und  die  Nr.  4  u.  5  der  Formulae  extravagantes  I  (a.d.a.  O. 
p.  536  u.537).  —  2)  Ego  tibi  editionem  talem  do,  ut  crimen  itti,  quod  mihi  obie- 
cisti,  si  comprobare  potueris,  legibus  adquiescens  subiaceam.  Et  sumptus  huius 
actionis,  qui  a  te  expensi  sunt,  per  hanc  editionem  vinculo  reddendi  con- 
scribo.  Et  temeratorem  sacrarum  legum,  seu  sanctorum  canonum  in  Om- 
nibus me  esse  constituo.  —  8)  Vgl.  Geschichte  der  Quellen  I  84 '.  —  4)  Ebenso 
wie  der  Modus  conscribendi  zum  Schluß  die  Worte  'tractum  ex  libro  theodosiano 
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Ebenso  ist  die  Editionsformel  selbst  in  der  Conscriptio  im  wesent- 
lichen die  gleiche  wie  in  der  Berliner  Handschrift  (et  iterum  ipse  dixit: 
et  ego  tibi  editionem  talem  do,  ut  causam,  quam  a  te  peto,  si  ipsam 
adversus  te  vindicare  non  potero,  tarn  causam  quam  calumniam  et 
sumptus  litis  a  te  expensis  per  hanc  editionis  vinculum  reddens  et 
temeratorem  legum  in  omnibus  esse  me  convictum  profiteor);  fügt  die 
Conscriptio  hinzu,  daß  die  Buße  des  Temerator  legum  —  Temerator 
sacrarum  legum  seu  sanctorum  canonum  heißt  es  in  der  annähernd 
lautenden  Editionserklärung  des  Klägers  bzw.  Anklägers,  ingleichen  in  der 
Editionserklärung  desVerklagten  bzw.  Angeklagten  im  Modus  conscribendi 
—  dreißig  Pfund  Gold  betrage  (et  haec  est  de  temeratore  legum  reddendi 
in  vinculum  XXX  librarum  auri),  so  wird  diese  Äußerung  auf  die 
achte  Novelle  Valentinians  III.  im  Breviar  zurückgehen  (§  7),  wo  die  als 
Temeritas  bezeichnete  Klageanstellung  nach  Ablauf  der  Verjährungs- 
frist mit  einer  Poena  triginta  librarum  auri  bedroht  wird.1) 

Ein  wichtiger,  die  Edition  seitens  des  Klägers  bzw.  Anklägers 
betreffender  Punkt,  in  dem  das  Berliner  Formular  von  der  Conscriptio 
abweicht,  ist  dagegen  der,  daß  ersteres  den  Verklagten  resp.  Ange- 
klagten die  an  den  Kläger  bzw.  Ankläger  gerichtete  Einladung  zur 
Edition  dreimal  aussprechen  bzw.  zweimal  wiederholen  läßt  (sed  aliter 
dixit:  ede  quod  petis.  et  iterum  dixit:  ede.  et  tertium  dixit:  ede  quod 
petis).  Es  liegt  nahe  anzunehmen,  daß  im  Sinne  des  Formulars  die 
zweite  und  dritte  Aufforderung  zur  Edition  sich  nicht  unmittelbar  an 
die  erste  anschließen  soll,  sondern  die  Nichtbeachtung  der  vorgängigen 


legis  romanae'  hat.  Patetta,  a.a.O.  p.  26,  nimmt  an,  daß  die  Quellenangaben 
nicht  der  Formel  selbst  angehören,  sondern  erst  bei  ihrer  Benutzung  als 
Glossen  zu  den  Texten  aus  Pseudo  -  Isidor  hinzugefügt  wurden  und  die 
Stelle  angeben  sollten,  der  die  ursprünglich  dem  Breviartext  beigegebenen 
Formulare  entlehnt  sind.  Ich  erblicke  in  der  Quellenangabe  ursprüngliche 
Bestandteile  der  Formulare,  wie  z.B.  die  vor.  S.Note  1  genannten  extravaganten 
Formulare,  nach  dem  mit  Form.  Turon.  29  übereinstimmenden  Satze,  Quellen- 
auszüge, wozu  auch  CTh.  9,  1,  4  Int.  gehört,  folgen  lassen. 

*)  Der  Ausdruck  kehrt  auch  in  der  Epit.  Aegid.  wieder.  Die  Be- 
merkung v.  Wretschkos,  a.  a.  O.  p.  CCCXX  u.  CCCLIV  *,  daß  das  Breviar 
keinen  Fall  einer  Buße  von  dreißig  Pfund  kenne,  trifft  somit  schon  aus 
diesem  Grunde  nicht  zu  (vgl.  aber  ferner  CTh.  11,  4,  2).  Ob  freilich  an 
den  Novellentext  auch  bei  den  Worten  cpenam  quam  lex  Theodosii  prae- 
cipit,  id  est  XXX  libras  aurf  in  einer  Schenkungsurkunde  König  Ludwigs 
von  Burgund  vom  Jahre  897  (Cartul  de  l'egl.  cathedr.  de  Grenoble,  ed.  Marion 
[Coli.  d.  docum.  ined.]  sub  A.  XXVII  [p.  67]  zu  denken  ist,  oder  an  eine  Stelle 
des  Justinianischen  Kodex  (1,  14,  2),  wie  Geschichte  der  Quellen  I  37,  ange- 
nommen, von  Patetta,  Kivista  Ital.  XII  (1892)  309,  u.  von  v.Wretschko,  a.d. 
a.  O.,  hingegen  bestritten  ist,  muß  hier  noch  dahingestellt  bleiben :  diese  Fest- 
stellung hat  für  Entscheidung  der  Frage,  ob  im  Königreich  Burgund  schon 
im  früheren  Mittelalter  der  Codex  Justinianus  bekannt  war,  eine  gewisse 
Wichtigkeit.  Hingegen  ist  die  Novelle  mit  dem  eine  Buße  von  dreißig 
Pfund  androhenden  Satze  in  der  Fassung  der  Epitome  Guelpherbitana,  in  den 
Akten  des  Konzils  von  Valence  v.  J.  855,  zum  Schluß  (vgl.  Mansi  XV  14), 
aufgenommen  (als  ein  angebliches  Cap.  legis  Gondehadae  [vielmehr  Gondo- 
badae,  nach  Cod.  Novar.  XXX]). 
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Einladung  voraussetzt,  wo  dann  der  Sachverhalt  dreimaliger  Aufrufung, 
mit  Subintelligierung  von  Kontumazialfolgen  bei  fruchtloser  dritter, 
im  römischen  aber  auch  im  germanischen  Verfahren  bekannte  Seiten- 
stücke findet.  Bemerkenswert  ist  sodann  als  Besonderheit  des  Berliner 
Formulars,  daß  im  Eingange,  bei  Angabe  des  Klagegrundes,  der  eigen- 
mächtigen Anmaßung  fremden  Besitzes  die  eigenmächtige  Verweigerung 
der  den  Vorgängern  geleisteten  Dienste  an  die  Seite  gesetzt  wird,  wie 
auch  schließlich  noch  des  nicht  unbedeutenden  Umstandes  gedacht 
werden  mag,  daß  nur  in  dem  Berliner  Formular,  neben  Pontifex  und 
Comes,  die  auch  die  Conscriptio  erwähnt,  als  Instanz,  bei  der  die  Klage 
resp.  Anklage  erhoben  wird,  die  Kurie  genannt  ist  (Dum  inter  unum 
et  alterum  non  parva  sed  maxima  mota  est  contentio,  unde  vel  pro 
qua  re  ante  curiam  vel  ante  venerabiles  pontifices  seu  ante  comites 
vel  reliquas  quam  plures  personas  unus  ex  altercantibus  alterum  inter- 
pellans  asserebat  quod  rem  suam  possideret  malo  ordine  retineret  et 
indebite.  similiter  et  servitium  quod  antecessoribus  suis  fecerat  et 
illi  malo  ordine  contradicebat  facere). 

Überblickt  man  noch  einmal  die  hier  geschilderten  Verschieden- 
heiten des  Berliner  Formulars  und  der  Conscriptio,  so  ergibt  sich,  daß  die 
differierenden  Partien  überwiegend  in  besonderen  Sätzen  auftreten:  so 
der  Klagegrund  verweigerter  Dienste  und  die  Wiederholung  des  Editions- 
ecsuchens  in  der  Berliner  Handschrift,  die  Buße  des  Temerator  legum 
und  die  Quellenangabe  in  der  Conscriptio.  Um  so  näher  liegt  dann  die 
Annahme,  daß  wir  in  den  beiden  Überlieferungen  verschieden  interpolierte- 
Formen  eines  gemeinschaftlichen  Kerns  vor  uns  haben,  der  dann  an 
Alter  die  Hand  überragen  müßte ,  die  das  Formular  in  dem  Berliner 
Kodex  geschrieben  hat.  Daß  der  Text  der  Berliner  Handschrift  einen 
Vorläufer  hat,  ergibt  sich  aber  auch  daraus,  daß,  worauf  schon  hinge- 
wiesen wurde,  diese  Überlieferung  bereits  unzweideutige  Kennzeichen 
der  Korruption  aufweist. 
Heidelberg.  Max  Conrat  (Cohn). 

[Zur  Theorie  eines  allgemeinen  Obereigentunis  des  fränkischen 
Königs.]  R.  Schröder  vertritt  die  Anschauung,  daß  ein  allgemeines 
Bodenregal  im  Sinne  eines  Obereigentums  an  den  Almenden  ohne 
Unterschied,  ja  sogar  auch  an  den  Dorffluren  in  fränkischer  Zeit  be- 
standen habe.1)  Schon  A.  Heusler  hat  hiergegen  seine  gewichtigen 
Bedenken  erhoben2)  und  Brunner  läßt  nur  an  dem  Lande,  welches 
keinen  Herrn  hatte,  ein  Aneignungsrecht  des  Königs   gelten.3)     Trotz- 


')  Z.R.G.  germ.  Abt.  Bd.  2,  S.  62  ff.  insbesondere  S.  65,  „Die  recht- 
liche Stellung  der  Gemeinden  war  also  die,  daß  sie  ein  Nutzungsrecht  zu 
gesamter  Hand  besaßen,  das  Eigentum  aber  dem  König  zustand ;  ähnlich 
auch  noch  in  der  5.  Aufl.  seines  umfassenden  Lehrbuchs  der  deutsch. 
Eechtsgesch.,  S.  218—219.  —  2)  Institutionen  d.  deutsch.  Privatr.,  Bd.  I, 
S.  370,  vgl.  auch  v.  Inama-Sternegg,  Deutsche  Wirtschaftsgesch.  "- 1,  S.  127  ff. 
und  die  dortige  Literatur,  ferner  E.  Mayer,  Die  friesischen  Ständeverhält- 
nisse S.  94 ff.  —  3)  Brunner,  Deutsche  Kechtsgesch.,  Bd.  2,  S.  75. 
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dem  hält  v.  Schwerin  meinem  Nachweise,  daß  ein  Bodenregal  mit  dem 
Inhalt  eines  allgemeinen  Obereigentums  des  Königs  *)  in  Ostdänemark 
nicht  bestand,  die  Behauptung  entgegen,  der  König  habe  in  Deutsch- 
land schon  in  fränkischer  Zeit  „unbestritten"  ein  Bodenregal  gehabt.1) 
Als  Nachweis  ist  lediglich  Schröder,  E.G.  6  S.  219,  angegeben.  Schröder 
stützt  seine  Theorie  hauptsächlich  auf  lex  Salica  14,  4  und  Tit.  45 
sowie  einige  Urkunden  der  späteren  Zeit.3)  Aus  einem  Vergleich  der 
beiden  Stellen  ergibt  sich  aber,  daß  die  Objekte,  hinsichtlich  deren 
das  praeceptum  regis  wirkte,  überhaupt  nicht  angegeben  sind.  Es 
bleiben  also  nur  die  von  Schröder  angeführten  Urkunden  der  späteren 
Zeit,  insbesondere  des  8.  und  9.  Jahrhunderts,  übrig.  Richtig  ist  jeden- 
falls der  Nachweis  Schröders,  daß  einzelne  Gemeindedörfer  dem  prae- 
ceptum regis  Folge  leisten  mußten.*)  Hieraus  zieht  aber  Schröder  die 
verallgemeinernde  Schlußfolgerung,  den  Gemeinden  habe  lediglich  „ein 
Nutzungsrecht  zu  gesamter  Hand,  dem  König  aber  das  Eigentum"  zu- 
gestanden.5) Es  ist  hiergegen  gleich  ein  allgemeiner  Einwurf  zu  er- 
heben, nämlich,  daß  die  von  Schröder  beigebrachten  Beispiele  Dörfer 
betreffen  können,  welche  in  den  großen  Almenden,  d.  h.  auf  früherem 
Volkslande,  durch  Königsschenkung  angelegt  worden  sind.  Unter- 
stützend kommt  für  diese  Anschauung  lex  Ribuaria  76  in  Betracht. 
Hier  wird  ein  Unterschied  zwischen  dem  Gemeinwald  6)  silva  communis 
und  dem  Wald  des  Königs  gemacht  und  zum  Ausdruck  gebracht,  daß 
zwischen  den  in  königlichen  Wäldern,  d.  h.  auf  ehemaligem -Volkslande 
gebildeten  Dörfern  und  jenen  Ansiedlungen,  welche  in  genossenschaft- 
lichen Wäldern  angelegt  wurden,  ein  rechtlicher  Unterschied  bestanden 
hat.  Weiter  widersprechen  der  Theorie  Schröders  die  neuerdings  von 
Sohm  zur  lex  Salica  und  lex  Ribuaria  angestellten,  grundlegenden 
Untersuchungen.7)  Nach  den  jüngeren  Texten  der  lex  Salica  sowie 
nach  der  lex  Ribuaria  steht  das  durch  Königsurkunde  (testamentum 
regis)  vergab te  Volksland,  im  Gegensatz  zu  dem  Bauernland  der 
vicini8)  oder  dem  markgenossenschaftlichen  Land  der  consortes9)  (lex 
Ribuaria  60,  2  und  3  mit  5).  Das  praeceptum  regis,  vorgenommen 
durch  Königsurkunde  (testamentum  regis)  hatte  nach  Sohm  nicht  auf 
die  am  Ende  des  6.  Jahrhunderts  bereits  ins  Privateigentum  der 
Markgenossenschaften  übergegangenen  Gebiete,  sondern  lediglich  auf 
das  Volksland  Bezug.  In  diesem  Stadium  ist  es  ausgeschlossen,  von 
einem  allgemeinen  Obereigentum  des  Königs  an  dem  Lande  der  vicinitas 


*)  Dänische  Gemeinderechte  I,  Markgenossenschaft  und  Almende,  S.  55 
u.  56.  —  2)  Bd.  30  dieser  Zeitschr.,  S.  456.  —  3)  Bd.  2  dieser  Zeitschrift, 
S.  62 ff.  —  *)  v.  Inama-Sternegg  zeigt,  daß  dieser  Einfluß  des  Königs  kein  un- 
bedingter war,  vgl.  Deutsche  Wirtschaftsgesch.  2  I,  S.  127,  A.  5.  — 
8)  Schröder  a.  a.  0.  S.  64.  —  6)  Vgl.  Schreuer  in  dieser  Zeitschr.  19,  S.  174: 
„Die  silva  communis  kann  nichts  anderes  sein  als  ein  im  Gemeineigentum 
befindlicher  Wald,  im  Gegensatz  zu  dem  Individualeigentum  des  Königs 
oder  irgend  jemandes."  —  7)  In  dieser  Zeitschr.,  Bd.  30,  S.  103  ff.  —  8)  lex 
Salica  59,  5  mit  edictum  Chilperici  c.  3,  Über  den  Erbgang,  insbesondere 
0.  Gierke,  Zeitschr.  f.  R.G.,  Bd.  12  (1876),  S.  441  ff.  —  9)  Sohm  a.  a.  O. 
S.  108  ff. 
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oder  der  Markgenossenschaften  zu  sprechen.  Hiermit  stimmen  meine 
Untersuchungen  zur  Markgenossenschaft  Westfalens  und  des  westfälisch- 
fränkischen  Grenzgebietes  überein.  In  den  Urkunden  des  8.  und  9.  Jahr- 
hunderts ist  für  diese  Gegenden  von  einem  Obereigentum  des  Königs 
an  allen  Almenden  nichts  enthalten.  Die  Besitzer  zahlreicher  Hufen 
sind  vielmehr  allein  an  der  Mark  berechtigt.1) 

Der  von  Sohm  aufgedeckte  Gegensatz  zwischen  Volkland2)  und  dem 
ins  Privateigentum  der  consortes  übergegangenen  markgenossenschaft- 
lichen Land  ist  aber  auch  für  die  vergleichende  germanische  Rechts- 
geschichte von  Bedeutung.  Jetzt  erst  besteht  eine  Brücke  zum  vollen 
Verständnis  des  älteren  skandinavischen  Rechts.  Ich  habe  den  Kach- 
weis unternommen,  daß  an  den  Dorfalmenden  und  Gewannen  mark- 
genossenschaftliches3)  bzw.  Individualeigentum  bereits  in  einer  Zeit 
entwickelt  war,  wo  die  Harden  oder  Hundertschaften  noch  nicht 
Eigentumsträger,  d.  h.  Markgenossenschaften  an  den  großen  Almenden 
des  Volkslandes  geworden  waren.*)  Am  Volkslande  sind  hiernach  erst 
verhältnismäßig  spät  Eigentumsrechte  der  Harden  oder  Hundertschaften 
einerseits  oder  des  Königs  andererseits  zur  Entstehung  gelangt.  Ein 
ähnlicher  Entwicklungsgang  ist  nach  Sohm  auch  im  älteren  fränkischen 
Recht  zu  beobachten.5) 

Eine  weitere  Übereinstimmung  besteht  aber  hinsichtlich  des  der 
Verfügung  des  Königs  unterstehenden  Volkslandes.  Sohm  weist  nach, 
daß  die  Königsschenkung  „ein  öffentlich-rechtlicher  Verwaltungsakt", 
nicht  aber  ein  Privatrechtsgeschäft  gewesen  ist.6)  Es  bestand  nach  Sohm 
die  Möglichkeit,  „die  Königsschenkung  nach  Ermessen  (kraft  königlicher 
Befehlsgewalt,  Banngewalt)  durch  entgegengesetzten  Verwaltungsakt 
wieder  zurückzunehmen".  Ahnliches  habe  ich  für  die  ältere  dänische 
Zeit  gezeigt.  Die  Verfügungen  der  Könige  über  die  nicht  ins  Eigentum 
der  Dorfmarkgenossenschaften  und  der  Hundertschaften  übergegangenen 
Volkslande  geschehen  nicht  „kraft  Privatrechts",  sondern  durch  „könig- 
lichen Befehl"  und  stellen  sich,  wie  ich  hervorgehoben  habe,  „als 
öffentlich-rechtliche  Maßnahmen"  der  Könige  dar.7)  Die  Rechte  der 
Bauern  an  den  auf  die  Krone  übergegangenen  Volksalmenden  sind 
außerhalb  des  jütischen  Rechtsgebietes8),  insbesondere  in  Seeland  und 


*)  Vierteljahr'sschr.  f.  Sozial-  und  Wirtschaftsgesch.,  1910,  S.  27 ff.  — 
2)  terra  Salica  (lex  Salica  59,  5)  oder  terra  aviatica  (lex  Kib.  56),  Sohm  a.  a.  O. 
S.  111.  —  3)  a.  a.  O.  I,  Markgenossenschaft  u.  Almende,  S.  122  ff.,  II,  Die  Feld- 
gemeinschaft, S.  32  ff.  (Ursachen  der  Solskiftordnung).  —  *)  a.  a.  O.  I,  S.  8 
A.  5,  10ff.,  95,  96ff.  Anderer  Meinung  Rietschel,  Histor.  Zeitschr.,  107, 
S.  122,  demgegenüber  aber  schon  Rietschel  in  dieser  Zeitschr.,  Bd.  30, 
S.  220  ff.,  insbesondere  S.  220.  „Bei  den  Schweden  teilt  man  einfach  das 
Gebiet  in  Zwölftel,  wobei  die  größeren  Wälder  als  Hundertschaftsalmende 
unverteilt  blieben.  In  jedem  Zwölftel  entstand  ein  Dorf."  Letzteres  als 
Markgenossenschaft  dürfte  also  auch  nach  Rietschel  das  primäre  sein.  — 
6)  Sohm  a.  a.  O.  108:  „Das  an  die  Markgenossenschaften  aufgeteilte  Land 
ist  Ende  des  6.  Jahrhundorts  bereits  Privatland  geworden"  —  Gegensatz 
das  Volksland.  —  6)  ft.  a.  O.  S.  113.  —  7)  a.  a.  O.  I,  S.  36.  —  s)  Hierzu 
a.  a.  O.  I,  S.  60. 
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Südschweden  wenigstens  nach  dem  Rechte  des  früheren  M.  A.,  auf  die 
Verwaltungsakte  der  Könige  zurückzuführen.  Die  Rechte  der  Bauern 
an  den  sogenannten  Krongutsalmenden  dieser  Gegenden  waren  „jeder- 
zeit widerruflich" J)  und  entsprachen  so  den  durch  Königsschenkung 
in  fränkischer  Zeit  verliehenen  Berechtigungen.  Ich  betone  in  dieser 
Richtung  ausdrücklich,  daß  die  Möglichkeit  bestand,  wie  jeden  Ver- 
waltungsakt, so  auch  die  Königsschenkung  „nach  Ermessen  (kraft 
königlicher  Befehlsgewalt,  Banngewalt)  durch  entgegengesetzten  Ver- 
waltungsakt" zurückzunehmen.2)  Dieses  Problem  ist  von  Schwerin 
nicht  erkannt  worden,  sonst  hätte  er  meinem  Nachweise,  daß  die 
Rechte  der  Bauern  an  den  Krongutsalmenden  lediglich  auf  einem 
jederzeit  widerruflichen  Privileg"  beruhten  und  keinen  dinglichen 
Charakter  hatten,  nicht  entgegenhalten  können  —  „als  ob  ein  auf 
einem  Privileg  beruhendes  Becht  nicht  ein  dingliches  sein  könnte".3) 
v.  Schwerin  übersieht  hier  die  von  mir  ausdrücklich  betonte  Wider- 
ruflichkeit. 

Lausanne-Chailly.  Karl  Haff. 


[Zur  ursprünglichen  Bedeutung  von  „Jahr  und  Tag".]  Be- 
kanntlich sagt  schon  Jakob  Grimm  in  den  „Deutschen  Rechtsalter- 
tümern" (I  4  S.  307),  der  natürliche  Sinn  der  Formel  „Jahr  und  Tag" 
wäre,  daß  dem  einzelnen  Jahr  noch  ein  voller  Tag  hinzugefügt 
würde,  an  welchem  es  für  völlig  abgelaufen  erachtet  und  die  erforder- 
liche Rechtshandlung  vorgenommen  werden  könnte.  Gleichwohl  seien 
die  Germanisten  einverstanden,  daß  in  „Jahr  und  Tag"  der  Ausdruck 
,",Tag"  künstlich  zu  nehmen  sei  und  die  sechswöchentliche  Frist  ent- 
halte, folglich  die  ganze  Formel  ein  Jahr,  sechs  Wochen  und  drei 
Tage.  Wenngleich  diese  Auslegung  ohne  Zweifel  seit  Jahrhunderten 
bei  den  Gerichten  gegolten  habe,  so  halte  er  sie  dennoch  nicht  weder 
für  die  ursprüngliche  noch  allgemein  giltige  Meinung  der  Formel; 
der  Langobarde  habe  sich  unter  anno  et  die  schwerlich  410  Tage  ge- 
dacht, sondern  die  duodecim  menses  des  salischen  Gesetzes;  seihst  die 
späteren  Auslegungen  schwanken.  Der  Auffassung  Grimms  ist  dann 
S.  J.  Fockema-Andreae  in  der  Abhandlung  „Die  Frist  von  Jahr  und 
Tag  und  ihre  Wirkung  in  den  Niederlanden"  (ZRG.  XIV.  S.  75ff.) 
beigetreten,  und  auch  sonst  hat  der  Gedanke  mehrfach  Zustimmung 
gefunden.  So  in  der  letzten  Zeit  von  Seite  F.  Güterbocks,  dessen  kri- 
tische Untersuchungen  über  den  Prozeß  Heinrichs  des  Löwen  (1909 
S.  203  ff.)  auch  zu  dieser  Frage  Stellung  nehmen  und  durch  Aneinander- 
reihung einiger  charakteristischer  Quellenstellen  des  12.  und  13.  Jahr- 
hunderts einen  bündigen  Quellenbewcis  erbringen  wollen,  dahingehend, 
daß  entgegen  der  landläufigen  Auslegung  die  Frist  von  „Jahr  und  Tag" 
von  Haus  aus  sich  auf  ein  Jahr  und  einen  Tag  belaufen  haben  muß. 


l)  a.  a.  0.  I.  S.  61.   —    2)  Solan  a.  a.  O.  S.  113.  —    3)  Bd.  30  dieser 
Zeitschr.,  S.  457. 
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In  der  Tat  sind  die  hier  aufgeführten  Zeugnisse  schlagend.  Darunter 
befinden  sich  Stellen,  welche  ausdrücklich  von  „einem"  Tag  sprechen, 
so  eine  Bestimmung  der  Keure  für  Nieuport  von  1163  und  eine  ähn- 
liche Bestimmung  in  dem  um  1180  niedergeschriebenen  Traktatus  des 
Glanvilla.  Beide  Belege  entnahm  Güterbock  den  ,, Grundzügen  der 
deutschen  Rechtsgeschichte"  (3.  Aufl.  S.  93  Anm.  1)  von  Heinrich 
Brunner.  In  der  4.  Auflage  dieses  Buches  (S.  193  Anm.  1)  deutet  nun- 
mehr auch  Brunner  den  ursprünglichen  Sinn  von  „Jahr  und  Tag"  als 
ein  Jahr  und  „einen  Tag".  Diese  Deutung  halte  auch  ich  für  die  zu- 
treffende. Wie  ich  bereits  in  meiner  Anzeige  der  Publikation  Güter- 
bocks (ZRG.  XXX.  S.  347)  bemerkt  habe,  waren  auch  mir  Stellen  auf- 
gefallen, worin  bei  Wiedergabe  dieser  Formel  unzweideutig  von  „einem" 
Tage  die  Rede  ist:  Mecklenburg.  ÜB.  V.  n.  3303  (1309),  Verkauf  einer 
Mühle  zu  Erbpacht:  infra  spacium  unius  diei  et  anni.  Wiener 
Stadtrechtsbuch  Art.  89:  ain  jar  und  ain  tag.  Seither  bin  ich  bei  der 
Quellenlektüre  auf  eine  Reihe  von  weiteren  Stellen  solchen  Schlages 
aufmerksam  geworden.  Ich  teile  sie  als  Nachtrag  zu  den  Schluß- 
ausführungen jener  Anzeige  im  folgenden  mit.  —  II.  Cnut  31,  1, 
Instituta  Cnuti  (F.  Liebermann,  Die  Gesetze  der  Angelsachsen  I.  S.  335) : 

—  Si  autem  infra  annum  et  unum  diem  dominus  eius  illum  capere 
poterit,  recipiat  hoc  quod  pro  eo  dedit.  —  Leis  Willelme  Hk.  3,  4 
(das.  S.  496):  E  s'il  pot  dedenz  un  an  e  un  jur  truver  le  larrun  e 
amener  a  justise,  — .  J.  5,  2  (das.  S.  496) :  e  durra  wage  e  truverad  plege, 
que,  si  altre  veinged  apref  dedenz  l'an  e  un  jour  pur  l'aveir  demander. 
qu'il  i  ait  a  droit  en  la  curt  celui  de  que  il  aveit  escus.  Hk.  6,  1 
(das.  S.  498):  —  si  auter  le  cleimt  dedenz  l'an  eunjur  — .  —  Leges 
Henrici  43,   9  (das.  S.  569):  —  in  pace  unum   annum  et  unum  diem. 

—  Leges  Edwardi  confessoris  ECf.  retr.  c.  1140—59,  15,  4  (das.  S.  641): 

—  quas   sigillatas  ipse    seruaret  per  annum    et  unum   diem.     (ECf: 

—  quas  ille  seruaret  per  annum  integrum.)  —  Libertas  Londoniensis  7 
(das.  S.  674):  Item  si  ciuis  Lund.  terram  aliquam  per  annum  et  diem  I 
{unum  PISCons)  sine  calumpnia  tenuerit,  — .  —  Scriptores  rer.  Mogunt. 
(ed.  G.  Ch.  Joannis)  II,  664 :  Um  1165  bekundet  der  Propst  von  S.  Maria 
ad  gradus  zu  Mainz,  die  Bewohner  eines  der  Kirche  gehörenden  Hofes 
hätten  ausgesagt,  er  habe  das  Recht,  quemlibet  ex  ipsis  in  servicium 
nostrum,  ad  officium  videlicet  dapiferi,  pincernö,  camerarii  et  marescalci 
licite  posse  assumere,  eumque  post  spacium  unius  anni  et  unius  diei 
in  ministerialem,  si  nobis  placeret,  posse  promovere  et  ab  omni  servicio 
in  eadem  curti  advocati  omnino  emancipare.  —  Rechts-  und  Freiheits- 
brief K.  Albrechts  von  1299  März  17  für  Friedrichshafen  §  5  (Gengier, 
Deutsche  Stadtrechte  des  Mittelalters  S.  142):  Quicunque  etiam  aliquod 
ad  forum  pertinens  praedium  ejusdem  civitatis  ratione  emptionis  vel 
hereditatis  per  spatium  unius  anni  et  unius  diei  in  quieta  tenet 
possessione,  ita,  quod  si  infra  terminum  praedictum  secundum  juris 
formara  non  contradicitur  reclamando,  illo  non  reclamante  in  provincia 
existente,  de  caetero  id  praedium  pacifice  possidebit.  —  Steiermark. 
Landrecht   Art.  83:  —  ist  ez    ain   purkchrecht  ain  jar   vnd  ain  tag. 
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—  Weistümei-,  ges.  von  J.  Grimm  I.  S.  8  (Höngg  1338) :  —  vnd  da  wonent 
ist  ein  jar  vnd  einen  tag  vnangesprochen.  S.  9:  —  ein  jar  vnd  ein 
tag  sich  verloffen  hant.  S.  707  (Geispolzheim) :  —  in  jar  und  ein  tag. 
S.  791  (Alsenzbruck  1507) :  —  so  lang  biss  dass  ein  erbe  kompt  in  einem 
iar  vnd  in  einem  tag.  III.  S.  550  (Hofstetten  1552):  Item  wenn  ein 
nachbar  holz  zu  einem  baue  hauet,  so  soll  er  es  innerhalb  einem  jähr 
und  einem  tag  verbauen.  IV.  S.  465,  24  (Porrentruy,  um  1350):  —  il 
doit   estre    schurs    et    saulz    vng    ans    et    vng   jour    droit   faicant. 

V.  S.  373,  5  (Pfeffingen  1344):  —  fri  und  sicher  sein  ein  jor  und  ein 
tag.  S.  373f.,  8:  —  er)  en  mag  nit  mer  dann  ein  jor  und  ein  tag  do 
bliben.  S.  446,  3  (Dingsheim,  14.  Jahrh.):  —  wer  er  aber  nut  in  lande, 
innewendig  eime  jore  und   eime  tage.     S.  689,  52  (Hornbach  1354): 

—  und   sol   im    sagen,    das    zu   behalten   ein  jar   und    einen    tag. 

VI.  S.  552,  28  (Ulflingen  1575):  —  und  die  gueter  über  jähr  und  ein 
tag  pfleglosz  liegen  lest.  —  Wahrscheinlich  sind  auch  Stellen,  wo  zu 
einem  Jahr  der  dies  „integer"  hinzutritt,  so  zu  interpretiereu.  Z.  B. 
Handfeste  von  Freiburg  im  Uechtland  von  1249  Art.  60  (R.  Zehentbauer, 
Die  Stadtrechte  von  Freiburg  im  Uechtland  und  Arconciel-Illens. 
Innsbruck  1906  S.  16):  Quicumque  burgensium  libere  et  sine  contradic- 
tione  et  sine  prohibitione  juris  aliquod  feodum  aut  allodium  aut  pre- 
dium  per  annum  diemque  integrum  possederit,  nemo  de  cetero 
potest  ea  ab  ipso  auferre.  Ebenso  Stadtrecht  von  Arconciel-Illens 
Art.  60  (das.  S.  59):  —  per  annum  et  integrum  diem  — 

Graz.  Paul  Puntschart. 


[Pfleghafte.]  Die  urkundlichen  Erwähnungen  der  Pfleghaften  sind 
vom  Sachsenspiegel  abgesehen  überaus  spärlich.  Heck1)  kennt  nur 
die  Walkenrieder  Urkunde  von  1214  und  v.  Amira2)  hat  an  dieser 
Stelle  auf  eine  weitere  Thüringer  Urkunde  von  1219  aufmerksam  ge- 
macht. Eine  Urkunde  im  dritten  Bande  des  Urkundenbuc&s  des  Hoch- 
stifts Hildesheim,  herausgegeben  von  Hoogeweg,  1903,  Nr.  7  scheint  bis 
jetzt  der  Forschung  entgangen  zu  sein,  wohl  vornehmlich,  weil  gerade 
im  entscheidenden  Teil   entstellende  Änderungen   vorgenommen   sind. 

Sie  lautet  nach  der  undatierten  Abschrift  in  einem  Dorstadter 
Kopiar  des  14.  Jahrhunderts  in  dem  Privatarchive  in  Dorstadt: 

Fol.  24.    „De  quodam  manso  inNigenrode. 

A(nno)  dapifer  ducis  de  Bruneswich  Hen(ricus)  Jor- 
(danus)  et  Bald(winus)  fratres  eiusdem.  Noverint  universi 
hoc  scriptum  videntes  quod  cenobium  in  Dorstat  quen- 
dam  mansum  in  Nigenroth  situm  in  preiudiciura  nostrum 
et    contra    ius,    quod    pleghaftech3)    dicitur    vulgariter, 


*)  Heck:  Der  Sachsenspiegel  und  die  Stände  der  Freien,  1905,  S.  472ff. 
—  2)  v.  Amira:  in  Zeitschrift  der  Savigny Stiftung  für  Kechtsgeschichte, 
Germanistische  Abteilung,  Bd.  28,  S.  435 f.  —  3)  Hoogeweg  liest  pleghastech 
und  schreibt  plaghestech. 
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Fol.  24 v.  longo  tempore  possedit.    Super  quo  prepositum  eiusdem  ce- 
nobii  incusavimus  et  tandem  cum  ipso  sub  hac  forma  con- 
cordavimus  videlicet  quod  XXV  talenta  deuariorum  ab  ipso 
acceptavimus    et   recepimus   ab    omni  iure   quod   nobis   in 
eodem  man  so  addiximus   plane  et  simpliciter  cedentes,  cum 
consensu  heredum  nostrorum  mansum  supradicto  cenobio  sine 
omni  gravamine  in  perpetuum  relinquentes.     InsUper  cause 
renunciamus    quam    ad    ipsum    habuimus  pro   fossato   que 
sine  nostro  consensu  in  nostra  fecerat  comitia.     Huius  rei 
testes  sunt  Wol(terus?)  de  Baldensen  et  alii  plures.   Preterea 
hanc    cedulam    inde    scriptam    sigillis    nostris   signavimus. 
Datum  etc." 
Die  Urkunde  stammt,  wie  aus  den  Namen  der  darin  erwähnten 
Personen  hervorgeht,  etwa  aus  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts,  ist  also 
nicht  unerheblich  später  als  der  Sachsenspiegel  und  von  diesem  auch 
wohl  nicht  unbeeinflußt.    Sie  ist  aber  die  dem  Sachsenspiegel  zeitlich 
am  nächsten  folgende  Erwähnung  der  Pfleghaften,  von  der  man  daher 
am  ersten  Auskunft  über  den  Begriff  der  Pfleghaften  im  Sachsenspiegel 
erwarten  darf.     Zwar  ist  in  der  Urkunde  nicht  die  im  Sachsenspiegel 
übliche  Form  „pleghaft"  gebraucht,  sondern  das  Adjektiv  „pleghaftech", 
das  auch  in  der  aus  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  stammen- 
den Stendaler  Glosse  zum  Sachsenspiegel  I,  54  vorkommt.    Eben  diese 
adjektivische  Verwendung   des    substantivierten  Adjektivs   „pleghaft" 
in  der  Urkunde  beweist  aber  m.  E.,  daß  dabei  der  Begriff  „pleghaft" 
als  bekannter  Kunstausdruck  vorausgesetzt  wird.    Auch  darf  es  nicht 
wundernehmen,  daß  „ pleghaftech"  hier  nicht  als  Standesbezeichnung, 
sondern    als    Bezeichnung   eines   bestimmten   Rechtes   an   Grund   und 
Boden  gebraucht  wird.     Wurde  doch  der  verschiedene  Stand  des  Be- 
sitzers im  13.  Jahrhundert  allgemein  auch   auf  das  dem  Stande  eigen- 
tümliche Recht  am  Grund  und  Boden  übertragen.    So  sind  Laßgut  für 
den  Grundbesitz  der  Laten,  Dienstmannsgut  für  den  der  Dienstmannen 
usw.  eigentümliche  Bezeichnungen. 

Nach  der  Urkunde  besaß  das  Kloster  Dorstadt  eine  Hufe  in 
Nigenrode,  dem  heutigen  Nienrode,  einem  Orte  im  heutigen  Kreise 
Goslar  bei  dem  Dorfe  Klein  -  Mahner.  Der  weifische  Truchseß  Anno 
und  seine  Brüder  —  eine  eingehende  Durchforschung  der  betreffenden 
Urkunden,  die  im  einzelnen  hier  anzuführen  zu  weit  gehen  würde,  hat 
mit  ziemlicher  Sicherheit  ergeben,  daß  sie  zu  dem  weifischen  Mini- 
sterialengeschlechte  derer  von  Campe  gehören  —  behaupteten  nun  auf 
diese  Hufe  ein  Recht  zu  haben,  eben  daß  die  Hufe  ihnen  „pleghaftech" 
sei.  Offenbar  schloß  dieses  Recht  aber  den  Besitz  der  Hufe  seitens 
des  Klosters  Dorstajdt  nicht  aus  und  es  scheint  sich  daher  wohl  um 
ein  Recht  auf  eine  Leistung  aus  der  Hufe  gehandelt  zu  haben,  was 
ja  auch  v.  Amira  a.  a.  0.  aus  der  Thüringer  Urkunde  festgestellt  hat. 
Sonst  läßt  sich  aber  aus  der  Urkunde  selbst  nichts  Näheres  über  die 
Bedeutung  von  „ pleghaftech"  entnehmen,  da  die  Urkunde  den  Begriff 
offenbar  als  bekannt  voraussetzt.     Es   ist  aber  möglich  allerhand  aus 
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der  Lage  des  Ortes  zu  schließen.  Nienrode  ist  ein  ganz  kleiner  Flecken, 
und  ein  Ort  mit  Stadtrecht  ist  weit  und  breit  nicht  vorhanden.  Es 
kann  also  „pleghaftech"  in  vorliegendem  Falle  unmöglich  die  Pflicht 
zu  einer  Abgabe  nach  Weichbildrecht  bedeuten,  wie  Heck  a.  a.  0. 
meint,  eine  Ansicht,  die  allerdings  auch  schon  anderweitig  widerlegt 
ist.  Ebensowenig  bedeutet  aber  auch  m.  E.  der  Ausdruck  „pleghaftech" 
in  vorliegender  Urkunde  die  Verpflichtung  zu  Abgaben  an  den  Grafen. 
Denn  Nienrode  liegt  mitten  in  der  Grafschaft  der  Herren  von  Wöltinge- 
rode  und  die  von  Campe  sind  als  Grafen  nicht  bekannt.  Nach  Ssp.  III, 
54  §  1  können  sie  auch  als  Ministerialen  nicht  Grafen  sein,  zumal  sie, 
soweit  bekannt,  nicht  zu  einem  Geschlechte  gehören,  das  aus  der 
Altfreiheit  in  die  Ministerialität  übergetreten  ist.  Allerdings  haben 
die  von  Campe  ja  nach  dem  zweiten  Teil  der  Urkunde  in  der  frag- 
lichen Gegend  eine  „comicia".  Aber  wenn  auch  unter  dieser  comicia 
eine  Grafschaft  i.  S.  des  Sachsenspiegels  zu  verstehen  ist  und  nicht 
etwa  eine  Gografschaft,  Holzgrafschaft  oder  dergl.,  so  kann  es  sich 
dabei  doch  nur  um  abgeleitete  gräfliche  Rechte  handeln  nach  Analogie 
etwa  der  westfälischen  Freigrafen.  Beispiele  dafür  kommen  auch  im 
Hildesheimschen  vor.  Es  wäre  somit  zwar  nicht  ausgeschlossen,  daß 
nach  vorliegender  Urkunde  unter  Pfleghaften  Leute  zu  verstehen  wären, 
die  zu  einem  Untergrafen  in  einem  gewissen  Pflichtverhältnis  stehen. 
Ebenso  möglich  ist  aber  auch,  daß  das  Pflichtverhältnis  ein  privat- 
rechtliches ist.  Es  bleibt  das  aber  auch  im  Grunde  gleichgültig,  da 
um  die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  beides  schon  völlig  ineinander 
übergeht  und  vielfach  verwechselt  wird.  Jedenfalls  geht  aus  der  Ur- 
kunde hervor,  daß  die  Pfleghaften  eine  bäuerliche,  grundbesitzende, 
abgabenpflichtige  Bevölkerungsklasse  sind  oder  wenigstens  sein  können. 
Münster  i.  W.  Dr.  E.  M  o  1  i  t  o  r. 


[Zum  Verständnis  des  Titel  1  der  Soester  Gerichtsordnung.]  Der 

Titel  1  der  Soester  Gerichtsordnung  „wu  sich  dey  richter  schicken  sal" 
lautet  nach  dem  von  Seibertzin  Forschungen  zur  Deutschen  Geschichte 
VII  S.  620 ff.  und  von  Vogeler  in  der  Zeitschrift  des  Vereins  für  die 
Geschichte  von  Soest  und  der  Börde,  Jahrgang  1893/94  S.  79 ff.  veröffent- 
lichten niederdeutschen  Text,  wie  folgt :  „Dey  richter  sal  sitten  op  syneme 
richtestole  als  eyn  grysgrymmich  lowe  und  slan  den  rechteren  voit  over 
den  luchteren  und  denken  an  dat  strenge  ordel  und  an  dat  gerichte,  dat 
godt  over  enne  sitten  wel  tho  deme  jungesten  dage,  und  richten  dan  na 
cl age  und  antworde;  dun ck et  dan  dem me  richter,  dat  dar  wes 
mydeist,  des  hey  nicht  wol  vorwaren  en  is,  mach  dey  richter 
thosick  nemmen  eyns,  twyge,  dryge,  up  dat  numant  yn  syneme 
rechte  vorkortet  offte  vorsumet  werde.'' 

Seibertz  will  die  zuletzt  angeführten  Worte  dahin  verstanden 
wissen:  „findet  der  Richter  bei  Beurteilung  der  Sache,  daß  es  dabei 
auf  etwas  ankommt,  dessen  er  nicht  wohl  erfahren  ist,  so  mag  er  einen, 
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zwei  oder  drei  Kundige  zu  sich  nehmen,  damit  niemand  in  seinem 
Recht  verkürzt  werde". 

Die  Vorschrift  stimmt,  wie  er  meint,  ganz  mit  dem  damals,  und 
zwar  um  die  Mitte  des  XV.  Jahrhunderts,  zu  welcher  Zeit  die  Soester 
Gerichtsordnung  abgefaßt  wurde,  bei  der  Urteilsfindung  überhaupt  gel- 
tenden Verfahren  überein. 

Wider  diese  Auslegung  erheben  sich  die  gewichtigsten  Bedenken. 

Soll  nicht  der  Sprache  Gewalt  geschehen  und  der  natürliche 
Zusammenhang  der  Worte  durchbrochen  werden,  so  darf  man  in  dem, 
was  der  Richter  zu  sich  nimmt,  um  es  mehrmals  zu  erwägen,  nur  das 
vor  ihm  im  Gericht  verhandelte  Sach-  und  Rechtsverhältnis  selbst 
erblicken,  nicht  aber  das,  was  andere  Leute,  mit  denen  er  sich  etwa 
berät,  ihm  sagen  und  als  ihre  Meinung  kundtuen. 

Wer  trotzdem  ein  Beraten  des  Richters  mit  rechtserfahrnen  Männern 
annehmen  wollte,  müßte  unterstellen,  daß  die  Wiederholung  der  Fragen, 
die  er,  nachdem  er  sie  einem  Manne  vorgelegt,  hierauf  noch  an  zwei  andre 
Männer  stellt,  vor  sich  gehe,  ehe  und  bevor  dem  von  dem  zuerst  und  den  an 
zweiter  Stelle  Befragten  gemachten  Urteilsvorschlag  durch  die  übrigen 
im  Gericht  anwesenden  Dingleute  Beifall  gezollt  und  Folge  gegeben  wäre. 

Hinwiederum  würde,  sobald  das  von  einem  oder  vom  andern  der 
befragten  kundigen  Männer  oder  etwa  erst  das  von  dem  Dritten  verlaut- 
barte  Urteil,  sei  es  ausdrücklich  gebilligt,  sei  es  zum  wenigsten  unwider- 
sprochen geblieben  wäre,  der  Richter  damit  in  den  Stand  gesetzt,  nicht 
weniger  aber  auch  gehalten  und  verbunden  worden  sein,  das  Urteil, 
ohne  es  schelten  oder  verwerfen  zu  dürfen,  auszugeben  und  zu  verkünden 
(Sachsensp.  III,  30  §  2.  Gl.  zu  Sachsensp.  III,  62  §  7  Goslarer  Stadtr.  114.  40). 

Wie  aber  reimte  sich  das  mit  dem  „richten  na  clage  und  antworde", 
wozu  der  Richter,  wie  derselbe  Titel  besagt,  wie  berechtigt,  so  ver- 
pflichtet sein  soll?  Das  bezeichnet  und  bedeutet  doch  anderes  und 
mehr,  denn  das  Ausgeben  des  Urteils,  wie  die  sächsischen  Quellen  des 
Mittelalters  die  vom  Richter  vorzunehmende  Verkündung  des  von  andern 
(Schöffen  bzw.  nichtständigen  Urteilern)  gefundenen  Urteils  und  das  Aus- 
sprechen des  sich  daran  schließenden,  seinen  Inhalt  enthaltenden  Rechts- 
gebots bezeichnen. 

Wer  nach  Klage  und  Antwort  richtet,  ist  nicht  „Frager  des  Rechts". 
Nicht  holt  er  Antwort  ein  von  Schöffen,  oder  wo  die  Gerichts- 
verfassung solche  nicht  kennt,  von  andern  aus  der  Mitte  der  Ding- 
pflichtigen zu  Urteilern  berufenen  Leuten,  welche  diese  auf  an  sie  gerichtete 
Fragen  (Urteilsfragen)  in  Urteilsform  geben.  Er  schöpft  selbst  das 
Urteil  aus  eigener  Überlegung  des  vor  ihm  im  Gericht  verhandelten 
Tatbestandes  und  der  sich  daraus  ergebenden  Rechtsfolgen. 

Wer  den  Inhalt  des  Titels  unbefangen  liest,  indem  er  sich  an  den 
Wortlaut  hält,  ohne  etwas  hineinzulegen,  was  darin  keinen  Ausdruck 
gefunden  hat,  wird  so  zu  einer  Auffassung  der  an  den  Richter  ergehen- 
den Mahnung  gelangen,  die  sich  sinngemäß  etwa  folgendermaßen  um- 
schreiben läßt:  Wenn  in  einem  Rechtsstreit  Fragen  auftauchen,  darin 
der  Richter  nicht  vollkommen  erfahren  ist,  und  die  er  darum  nicht  ohne 
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weiteres   zu  übersehen   und   zu  entscheiden  vermag,  soll  er  reiflich 
Erwägung  anstellen  und  das  Sach-  und  Rechtsverhältnis  nicht  einmal, 
sondern  zwei-  und  dreimal  durchdenken,  um  hierauf  erst  das  Urteil  zu 
finden  und  durch  dessen  Verkündung  seinen  Richterspruch  abzugeben. 

Das  kommt  der  Hauptsache  nach  auf  dasselbe  hinaus,  was  durch 
ähnlich  lautende  Worte  in  dem  von  Emminghaus,  Memorabilia  Susatensia 
p.  396  mitgeteilten  neuern  hochdeutschen  Text  des  fraglichen  Titels 
der  Soester  Gerichtsordnung  wiedergegeben  wird.1)  Nur  freilich  darf 
man  dabei,  worauf  schon  Ferdinand  Walter  im  Jahre  1857  in  seiner 
Deutschen  Rechtsgeschichte  (2.  Aufl.)  II  §  653  Note  8  aufmerksam  gemacht 
hat.  die  Punkte  zwischen  den  Zahlen  nicht  übersehen,  deren  Nicht- 
beachtung bekanntlich  Jakob  Grimm  in  seinen  Rechtsaltertümern  (erste 
und  zweite  Ausgabe)  S.  763.  764  zu  befremdlichem  Mißverständnis  ver- 
leitet hat. 

.  Um  sozusagen  die  Probe  auf  das  Exempel  zu  machen,  wollen  wir 
jetzt  noch  die  übrigen  Titel  der  Soester  Gerichtsordnung  heranziehen 
und  feststellen,  ob  und  was  sich  in  diesen  enthalten  findet,  das  für  oder 
wider  die  hier  vertretene  Auslegung  der  angeführten  Worte  ihres  ersten 
Titels  spricht. 

Da  ist  nun  bemerkenswert,  daß  es  danach  nur  noch  einzelne 
bestimmte  gerichtliche  Vorgänge  sind,  in  welchen  der  Richter  angewiesen 
wird,  an  einen  andern  Rechtskundigen  Fragen  zu  richten,  um  die  von 
ihm  erhaltenen  Antworten  demnächst  als  Urteil  auszugeben. 

Abgesehen  von  der  Hegung  des  Gerichts  außerhalb  der  eigentlichen 
Dingstätte:  im  Erbhause  d.  h.  im  Hause  eines  verstorbenen  Erblassers, 
oder  im  Hause  und  am  Bett  eines  Schwerkranken,  ist  es  da  eigentlich 
nur  ein  Vorgang,  bei  dem  es  sich  um  mehr  handelt,  denn  um  das  bloße 
Abfragen  und  Nachsprechen  der  typischen  Hegungsformeln  durch  den 
Richter,  nämlich  das  Verfahren,  welches  Platz  greift,  soll  über  jemand, 
der  flüchtig  geworden  ist,  nachdem  er  einen  Bürger  oder  Einwohner 
der  Stadt  oder  ihres  Bezirks  schwer  verwundet  hat,  die  Verfestung 
oder,  wie  man  in  Soest  sagte,  die  Friedloslegung  erkannt  und  ausgesprochen 
werden.  Da  aber  ist  wiederum  ein  Umstand  nicht  außer  acht  zu  lassen. 
Nicht  an  irgendeinen  beliebigen,  aus  der  Mitte  der  anwesenden  Ding- 
pflichtigen auszuwählenden  Mann  hat  der  Richter  auf  Ersuchen  und  Antrag 
des  Fürsprechers  des  Klägers  die  Urteilsfrage  wegen  Friedloslegung  des 
Angeklagten  zu  stellen,  sondern  nur  an  einen  oder  den  andern  der 
mehreren  beim  Gerichte  zugelassenen  rechtskundigen  Vorsprecher 
(Fürsprecher)  (Titel  3  vgl.  mit  Titel  7).  Es  verhält  sich  damit  nicht 
anders  wie  mit  dem  Erfragen  der  Hegungsformeln.  Auch  diese  sind 
vom  Richter  an  einen  Fürsprecher  zu  richten  (Titel  4).  Das  aber  weist 
darauf  hin,  daß  es  sich  allein  noch  um  Erfüllung  einer  Formalität 
handelt,  die  sich  aus  älterer  Zeit  erhalten  hatte,  und  die  man  beibehielt, 


')  Bededüncket  den  Richter,  daß  dar  was  unrechtes  mede  sey,  oder  ein 
Mißverstand,  denn  mag  dey  Richter  die  Sache  1.  2.  3.  in  Bedenken  nehmen. 
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um  dem  Verfahren  in  gewissen  Fällen  noch  eine  gewisse  erhöhte  Feier- 
lichkeit zu  geben. 

Sonst  trifft  man  in  der  ganzen  Soester  Gerichtsordnung  auf  keine 
Bestimmung  mehr,  aus  welcher  auf  ein  Prozeßverfahren  zu  schließen 
wäre,  das  sich  noch  in  alter  Weise  mit  Fragen  des  Rechts  und  Ausgeben 
des  von  Dritten  erfragten  Urteils  durch  den  Eichter  abgespielt  hätte. 

Sucht  man  nach  einer  Erklärung  für  die  immerhin  auffallende  Tat- 
sache, daß  schon  um  die  Mitte  des  XV.  Jahrhunderts  der  Soester  Richter 
eine  der  des  heutigen  Richters  entsprechende  Stellung  erlangte,  indem  er 
nicht  auf  Vorsitz  und  Leitung  des  Gerichts  und  Verkünden  des  von 
andern  erfragten  Urteils  beschränkt  blieb,  sondern  selbst  urteilte  und 
das  aus  eigener  Überlegung  geschöpfte  Erkenntnis  aussprach,  so  wird  man 
sie  aus  den  Zusammenhängen  herzuleiten  haben,  die  eine  langjährige 
geschichtliche  Entwicklung  zwischen  den  beiden  in  Soest  nebeneinander 
bestehenden  Gerichten:  dem  landesherrlichen  Gericht  und  dem  des  Rats 
der  Stadt  hatte  entstehen  lassen. 

Der  an  die  Stelle  des  ehemaligen  Vogts  tretende,  in  der  alten 
Schrae  schlechthin  der  „große"  genannte,  in  der  Soester  Gerichtsordnung 
als  Gograf  bezeichnete  Richter  ward  außer  dem  Landesfürsten  (früher 
dem  Erzbischof  von  Köln,  später  dem  Herzog  von  Kleve),  der  ihm  das 
Gericht  befahl,  auch  der  Stadt  und  dem  Rat,  der  ihn  als  Richter  „entfing" 
und  annahm,  eidlich  dahin  verpflichtet,  daß  er  seines  Amts  nach 
Gesetz  und  Recht -walte.  (Alte  Schrae  Art.  6,  vgl.  dazu  Bericht  betr. 
Erkundung  der  Soester  Gerichtsverfassung  vom  Jahre  1551  in  Chronik 
deutscher  Städte,  Bd.  XXIV  S.  CLX.)  Die  beiden  Fronen  (Fronboten), 
welche,  wenn  der  große  Richter  zu  richten  verhindert  war,  statt  seiner, 
und  indem  sie  darin  miteinander  wechselten,  den  Richterstuhl  ein- 
nahmen und  Recht  sprachen,  befanden  sich  zur  Stadt  und  ihrem  Rat 
gegenüber  in  einer  noch  größeren  Abhängigkeit.  Sie  wurden  mit  der 
von  ihnen  auszuübenden  Gerichtsbarkeit  allein  nur  vom  Rat  für  sich 
und  ihre  Erben  belehnt,  weshalb  sie  denn  auch  Erbrichter  hießen.  (Alte 
Schrae  Art.  7,  vgl.  damit  den  angeführten  Bericht  von  1551  a.  a.  0.  S.  CLXV.) 

Doch  nicht  bloß  die  Gerichtsherrlichkeit  war  es,  welche  das  Gericht, 
dem  der  große  Richter  (Gograf)  oder  aber  der  eine  oder  der  andere 
der  beiden  Erbfronen  (Erbrichter)  vorstand,  mit  der  Stadt  und  ihrem 
Rat  verband.  Eine  andere,  nähere  Beziehung  wurde  dadurch  hergestellt, 
daß,  wie  die  alte  Schrae  Art.  13  verordnet,  zur  Zeit  und  am  Grt  des 
Gerichts  zwei  Ratmannen,  der  eine  rechts,  der  andere  links  neben  dem 
Richter  sitzen  und  darauf  achtgeben  sollten,  daß  jedermann  sein  Recht 
geschehe. 

Seinerseits  stellte  das  vom  Rate  selbst  in  kollegialer  Zusammen- 
setzung gehaltene  Gericht  keineswegs  ein  bloßes  Polizeigericht  vor, 
welches  etwa  nur  über  falsches  Maß  und  Gewicht  beim  Verkauf  von 
Lebensmitteln  oder  Handwerksartikeln  zu  entscheiden  berufen  war. 

Von  einer  ausgedehnten  schiedsrichterlichen  Tätigkeit  abgesehen 
erstreckte  sich  seine  Zuständigkeit  auf  die  Entscheidung  familienrecht- 
licher Streitigkeiten  zwischen  Ehegatten,  zwischen  Eltern  und  Kindern, 


336  Miszellen. 

zwischen  Geschwistern  und  verschwägerten  Personen,  nicht  minder  aber 
auch  auf  manche  Strafsachen  von  erheblicherer  Bedeutung,  wie  Wege- 
lagerung, Heimsuchung  und  andere  Missetaten,  bei  welchen  vorsätzlicher 
Friedbruch  (vorsate)  in  Betracht  kam.  (Alte  Schrae  Art.  99;  Soester 
Gerichtsordnung  Tit.  2;  Bericht  von  1551  a.  a.  0.  S.  CLXIV.) 

In  den  vor  ihn  gewiesenen  Prozeßsachen  richtete  nun  der  sitzende 
Rat  lediglich  auf  Grund  des  von  den  Mitgliedern  seines  Kollegiums  aus 
eigener  Überlegung  und  Überzeugung  gefundenen  Urteils.  Für  eine 
Zuziehung  von  Schöffen  oder  anderen  nicht  ständigen  Urteilsfindern 
und  deren  Befragung  nach  dem  Rechte  blieb  da  kein  Raum.  Wer  das 
bedenkt  und  sich  dabei  die  Beziehungen  gegenwärtig  hält,  welche  den 
Rat  und  das  Ratsgericht  mit  dem  großen  Richter  und  den  beiden  Erb- 
fronen verknüpften,  wird  es  wohl  begreifen,  daß  je  mehr  im  Laufe  der 
Zeit  die  Zuständigkeit  der  Ratsgerichtsbarkeit  sich  mehrte  und  erweiterte, 
in  beiden  Gerichten:  in  dem  landesherrlichen  und  in  dem  des  Rats, 
das  Verfahren  und  namentlich  die  Art  und  Weise,  wie  das  Urteil  zustande 
kam,  ein  gleichförmiges  wurde.  Wie  der  große  Richter  oder  der  ihn 
vertretende  Erbrichter  mit  ausdrücklicher  oder  stillschweigender  Zustim- 
mung der  zwecks  der  Beaufsichtigung  der  Rechtspflege  bestellten  beiden 
Ratmänner  es  wagen  mochte,  ohne  mehr  einen  oder  den  andern  'der 
im  Gerichte  anwesenden  Bürger  nach  dem  Recht  zu  fragen,  selbst  zu 
urteilen  und  das  aus  eigenem  Denken  und  Ermessen  geschöpfte  Urteil 
als  Richterspruch  zu  verkünden,  so  waren  nicht  weniger  wohl  die  recht- 
suchenden Parteien  mit  dieser  Änderung  keineswegs  unzufrieden.  Sie 
ließen  sie  sich  gefallen,  ohne  dagegen  Widerspruch  zu  erheben.  Hatten 
sie  doch,  wenn  sie  vor  dem  Rat  in  den  vor  diesen  gehörigen  Streitig- 
keiten Recht  nahmen,  hinreichend  Gelegenheit,  sich  mit  einem  Verfahren 
bekannt  zu  machen  und  zu  befreunden,  das,  ohne  den  Umweg  der 
Stellung  von  Fragen  an  andere  Urteiler  zu  bedingen,  den  Richter  nach 
vorangegangener  Verhandlung  in  den  Stand  setzte,  selbst  das  Urteil 
(Endurteil  bzw.  Beweisurteil)  zu  sprechen. 

Bei  dem  nähern  Verhältnis,  in  welchem  er  zum  Rate  stand,  schloß 
das  ja  darum  noch  nicht  die  Möglichkeit  aus,  daß  er  in  schwierigen 
Fällen  die  Verkündung  des  Urteils  aussetzte  und  auf  einen  neuen  Termin 
vertagte,  um  inzwischen  bei  dem  einen  oder  dem  andern  der  Mitglieder 
des  Rates  sich  Rats  zu  erholen-  Auch  konnte  es  wohl  geschehen,  daß 
die  Parteien  ihrerseits  den  Richter  ersuchten  oder  geradezu  vor 
ihm  beantragten,  er  möge  ihre  Sache  der  Entscheidung  des  Rats  unter- 
breiten. 

So  kam  es  denn  dahin,  daß,  abgerechnet  die  Fälle,  wo  noch  ein 
Fürsprecher  zugezogen  wurde,  um  auf  Grund  formulierter  Urteilsfragen 
entsprechend  formulierte  Urteile  kundzugeben,  der  Einzelrichter  selbst 
urteilen  durfte  und  in  seiner  Person  so  die  Eigenschaft  und  die  Stellung 
des  Urteilfinders  mit  der  des  Richters  vereinigte. 

Demnach  bedarf  es  für  Soest  und  seine  Gerichtsverfassung  in  Zeiten 
des   ausgehenden  Mittelalters  nicht   der  Annahme,   es  habe  sich  die 
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bezeichnete  Änderung  des  Verfahrens  unter  dem  Einfluß  des  aufgenom- 
menen fremden,  römisch -kanonischen  Prozeßrechts  vollzogen. 

Sie  vollzog  sich  allein  durch  das  Übergewicht,  das  der  Rat  und 
das  Ratsgericht  in   der  Rechtspflege  und  deren  Handhabung  erlangte. 

Halle  a.  S.  W.  von  Brünneck. 


[Zur  Geschichte  des  Familien-Vorkaufsrechts],  das  ich  in  meinem 
Beitrage  zur  Festschrift  für  Otto  Gierkes  70.  Geburtstag  an  der  Hand 
einiger  Rechtsfälle  geschildert  habe,  möchte  ich  hier  noch  einen  kleinen 
Nachtrag  bringen,  den  ich  dem  „vir  laboriosus  potius  quam  subtilis" 
Augustinus  Berous  (s.  Beroius,  Rechtslehrer  in  Bologna,  f  1554)  ver- 
danke. In  seinen  Consilia  (ed.  Franz.  Zilettus,  Venetiis,  1577)  die  mir 
für  die  in  Angriff  genommene  Geschichte  der  Familienfideikommisse 
manche  Ausbeute  geliefert  haben,  finde  ich  in  Vol.  II  S.  458  folgenden 
Tatbestand  für  Consil.  107  mitgeteilt :  Quidam  nobilis  D.  Stephanus  de 
Cazuffis  Tridentinus  testamentum  fecit,  in  quo  filiabus  quibusdam 
dotis  nomine  mille  pro  earum  qualibet  jure  institutionis  reliquit  jus- 
sitque  illas  esse  contentas  pro  omni  eo  et  toto  etc.  haeredes  autem 
suos  universales  instituit  D.  Laurentium,  Bartolomeum,  Thomeum  et 
Franciscum  filios  suos  legitimos  et  naturales  et  eos  et  quemlibet  eorum 
descendentes  sine  filiis  legitimis  et  naturalibus  invicim  et  vicissim 
substituit  vulgariter,  pupillariter  et  per  fideicommissum.  item  jussit, 
voluit  et  mandavit,  quod  si  aliquis  ex  dictis  filiis  vellet  ven- 
dere,  teneatur  fratribus  suis  vendere,  et  si  venditio  exce- 
deret  pretium  mille  florenorum,  tunc  fratribus  vel  fratri 
pro  minori  pretio  25  florenorum  teneatur  vendere:  et  hoc 
ideo  fecit,  quia  testator  voluit  omnia  et  singula  eius  bona  permanere 
in  sua  familia  de  Cazuffis.  In  dem  Gutachten  wird  leider  dieses  Vor- 
kaufsrecht nicht  näher  erörtert,  sondern  weitschweifig  die  hier  nicht 
interessierende  Frage  behandelt,  ob  das  bedingte  Fideikommiß  pendente 
conditione  auf  die  Nachkommen  der  vorverstorbenen  Söhne  über- 
gegangen sei.  Da  noch  mitgeteilt  wird,  daß  Franciscus  de  Cazuffis 
nach  Bartolomeus  und  Laurentius  1552  gestorben  ist,  wird  das  Testa- 
ment seines  Vaters  wohl  einige  Zeit  vorher  errichtet  worden,  also  etwa 
auf  1550  anzusetzen  sein. 

Bei  dieser  Gelegenheit  möchte  ich  ferner  nachtragen,  daß  die 
Magdeburger  Schöffensprüche  (herausgeg.  von  Friese  und  Liesegang) 
I  S.  418  das  Wort  „stammgutter"  in  einem  von  den  Herausgebern 
„um  1500"  datierten  Schöffenspruch  enthalten ;  hiernach  muß  die  Auf- 
nahme dieses  Wortes  in  die  sächsische  Rechtssprache,  das  ich  bisher 
dort  erst  um  1545  nachzuweisen  vermochte,  doch  wohl  etwas  weiter 
vorgerückt  werden. 

Greifswald.  Georg  Fromm  ho  Id. 


Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte.  XXXII.    Germ.  Abt.  22 


338  Miszellen. 

[Rechtssprachliches.]  Das  vortreffliche  siebenbürgisch-sächsische 
Wörterbuch,  dessen  Spalten  auch  für  den  Rechtshistoriker  ergiebig 
sind,  hat  den  Brauch,  daß  jeweils  bekannt  gegeben  wird,  welche  Ar- 
tikel in  Arbeit  sind,  und  daß  dabei  zur  Ergänzung  des  Materiales  auf- 
gefordert wird.  Etwas  Ähnliches  möchte  ich  für  das  deutsche  Rechts- 
wörterbucb  vorschlagen,  aber  der  Lage  der  Sache  nach  nicht  das 
Gleiche.  Denn  einerseits  handelt  es  sich  ja  bei  uns  nicht  um  Auf- 
zeichnung einer  lebenden  Sprache,  wobei  derartige  Aufrufe  geradezu 
unentbehrlich  sind,  andererseits  wissen  vom  RWB.  wohl  alle  Fach- 
genossen, daß  seit  einiger  Zeit  mit  der  Ausarbeitung  der  a — am-Reihe 
begonnen  worden  ist;  .zudem  würde  sich  eine  Mitteilung  der  ganzen 
Arbeitsliste  schon  des  Umfanges  wegen  verbieten. 

Wohl  aber  scheint  es  mir  angezeigt,  einen  weiteren  Kreis  hin- 
zuweisen auf  Wörter,  die  nur  vereinzelt  belegt  sind,  und  die  in  dem 
oder  jenem  Zusammenhange  von  rechtsgeschichtlichem  Belange  sind, 
namentlich  wenn  es  Wörter  sind,  die  gleichzeitig  einer  zweifelsfreien 
Erklärung  ermangeln.  Nebensächlich  ist  es,,  daß  dabei  keine  Grund- 
fragen berührt  werden.  Einem  Werke,  das  von  so  langer  Hand  vor- 
bereitet, auf  so  breite  Grundlagen  gestellt  ist,  wie"  das  RWB.,  ziemt 
Sorgfalt  und  möglichste  Genauigkeit  bis  ins  Letzte.  Daß  bei  den 
Rechtshistorikern  die  „Andacht  zum  Kleinen",  auch  was  Rechtssprache 
betrifft,  durchaus  nichts  Fremdes  ist,  kann  niemand  besser  bezeugen  als 
wer  mit  den  zahlreichen,  schon  längst  nicht  mehr  zählbaren  Anfragen 
ans  Archiv  des  RWB.  zu  tun  hat.  Ich  zweifle  nicht  im  mindesten 
daran,  daß  eine  eifrige  nnd  verdienstliche  Kritik  und  Nachprüfung  des 
seinerzeitigen  RWB.  eine  Gruppe  von  Wörtern  wird  zusammentragen 
können,  die  dem  Werke  fehlen.  Von  der  Ansicht  ausgehend,  daß  recht- 
zeitige Beiträge  der  Allgemeinheit  nützlicher  sind  als  Nachträge,  möchte 
ich  durch  die  im  folgenden  angeführten  Beispiele  anregen  und  auf- 
fordern zur  Mitteilung  weiterer  Belege,  von  Erklärungen,  Berichtigungen 
oder  sonstigen  Beisteuern  zu  den  ersten  Lieferungen  des  RWB. 

In  der  schier  endlosen  Reihe  der  afe-Zusammensetzungen  und  der 
andern  Wörter  bis  amz  gibt  es  allerdings  nicht  viele  fragliche  Wörter. 
Auf  so  berühmte,  wie  achasius,  adfatimus  oder  altvil,  brauche  ich  nur 
hinzuweisen;  desgleichen  kann  ich  mir  ersparen  auf  die  in  den  ,Bei- 
trägen  zum  Wörterbuch  der  deutschen  Rechtssprache,  Festschrift  für 
Richard  Schröder'  1908  behandelten  zurückzukommen  (noch  fraglich  etwa 
achinus)  oder  auf  die  in  meinem  Buche  ,Acht'  1910  erklärten  (noch  frag- 
lich z.  B.  achtundzwanziger).  Neben  den  unerklärten  Wörtern  (z.  B.  aater- 
ling,  achaff,  aeligelt,  äffen)  stehen  solche,  die  in  den  bisherigen  Wörter- 
büchern nur  einmal  belegt  sind  (z.  B.  abkarren,  abhof),  manchmal  auch 
ohne  Beleg  genannt  sind  (z.  B.  abendmarkt,  abpfründen),  so  daß  mitunter 
die  Annahme  naheliegt,  das  Wort  sei  überhaupt  kein  juristischer  Ter- 
minus gewesen,  sondern  durch  den  Verfasser  des  Wörterbuches  gebildet 
(z.  B.  achtnot,  achtrechten).  Begreiflicherweise  haben  sich  zu  manchem 
seltenen  oder  gar  nur  einmal  verzeichneten  Wort  weitere  Belege  im 
Archive  des  RWB.  eingefunden  (z.  B.  abbtisemen,  abgürten),  während  die 
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Zahl  der  bisher  in  den  Wörterbüchern  noch  nicht  gebuchten  Wörter, 
also  solcher,  die  im  BWB.  zuerst  herangezogen  werden,  täglich  steigt 
(z.  B.  abakzise,  abendkauf,  absalgen,  abwemen  usf.).  Dagegen  muß  auch 
hin  und  wieder  bei  näherer  Prüfung  manches  Wort  aus  den  bisherigen 
Wörterbüchern  gestrichen  werden,  weil  es  sich  als  falsch  gelesen  oder 
falsch  gedeutet  herausstellt  (abmuten). 

Man  könnte  schließlich  auch  eine  Gruppe  von  Wörtern  bilden,  die 
vor  1750  noch  gar  nicht  vorkommen,  die  uns  aber  heute  ganz  geläufig 
sind.  So  ist  z.  B.  absieht  in  strafrechtlicher  Bedeutung  im  Archiv  des 
BWB.  noch  nicht  vorhanden. 

Aus  Zweckmäßigkeitsgründen  ordne  ich  die  Beispiele  nach  dem 
Alphabet  und  verzichte  auf  sachliche  Gruppierung: 

Aaterling  ndl.,  Bastard.     Grimm  RA.  I  655. 

Abakzise?  was  der  statt  Embden  an  gewonlicher  warung  in  ab- 
und  zuvoraccisen  und  zollen  . .  abgebrochen,  1571,  Mitteilungen  des  Stadt- 
archivs Köln  17  S.  107. 

abbusemen.  Zu  dem  Beleg  1480,  Grimm  Weist.  I  630  nun  die 
Stelle  1438  Hildesheim  ÜB.  IV  219,  Nr.  307. 

A-B-C:  Briefe  vorsnyten  mit  dem  abc  1413,  Ofner  StR.  c.  394; 
vgl.  ebd.  c.  50  brief  mit  dem  alfabet.  Also  Kerbzettel.  Gibt  es  weitere 
Fundstellen? 

Abendgeding:  Dit  ist  dat  recht  wie  man  dat  weist  und  bedinckt 
off  dem  kornmart  dess  anderen  tags  zu  auents  nahe  St.  Michaelstagh  .  .  . 
Bern  dlsdan  weist  der  scheffen,  off  deme  auents  gedinge  sali  sein  seuen 
scheffen.     Sinzig  bei  Zülpich,  Grimm  Weist.  II  718;  ebd.  VI  682. 

Abendkauf:  item  by  welchen  abentzkeufen  eyn  schriber  ist,  davon 
sal  er  von  dem  aventzkauf  halben  schriffloin  heben,  15.  Jahrh.  Koblenz/Bär 
S.  208. 

Abendm  arkt:  Vormarkt,  der  Abends  beginnt.  Grimm,  DWB.  1 25 
ohne  Beleg. 

abfrieden:  so  f reden  sich  die  ketzere  itezund  abe  mit  des  konig s 
slossen,  1433  Sript.  rer.  Siles.  VI  122;  seine  Schwester  davon  auszustadten 
und  abzufrieden  schuldigk.    Stoekel,  Brandenb.  Schöppenst.  IV  91. 

abgürten;  Zu  den  rechtlich  belanglosen  Stellen  in  Grimm 
DWB.  I  52,  die  folgende  meine  .  .  .  klag  wider  den  ab  gegürten 
könig  Ninum  1712,  Abele,  Gerichtshändel  I  292.  (Ninus  hat  die  Re- 
gierung seiner  Frau  Semiramis  für  ein  paar  Tage  übergeben  und  sie 
läßt  ihn  in  dieser  Zeit  anklagen);  abgürten  (Gürtel  mit  Schwertgehänge 
abtun)  bedeutet  Herrschaftsübertragung,  vgl.  ebd.  S.  305,  ein  knecht  ich 
bleib,  weil  ich  das  Weib  begürt  mit  meinem  degen.   Vgl.  Grimm  RA.  I  216  f. 

abharren;  in  der  Stelle  bei  Unger,  Steir.  Wortschatz  S.  5,  be- 
deutet es  vermutlich  „auflauern":  wofehrn  ein  lederknecht,  der  in  der 
arbeith  hier  ist,  ohne  schlairduech  geh  iber  die  gassen,  so  sollen  ihm  die 
pwrsch  darumb  abharren,  1702,  Graz,  Lederzunftbuch. 

Abhof:  Beleg  1402,  Gends  Charterb.  118  bei  Stallaert  152  (comtnen 
tsynen  ghedinge  ten  ophove  ende  ten  afhove). 

22* 
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abhungern:  Wenn  ihm  seine  freunde  sein  erb  abhungeren  oder 
druken  wolden,  so  ist  ein  frembder  das  erbe  frei  zu  Jceufen,  1370,  Willkür 
d.  Sachsen  i.  d.  Zips  Art.  6. 

Abkall:  masc.  u.  fem.,-  „gerichtliche  generale  Quitung  in  Erb- 
schafts- oder  dergl.  Fällen".  Corpus  Stat.  Slesv.  II  514  Anm.  **.  Belege 
ebd.  S.  514,  516,  529,  Anfang  d.  18.  Jahrh.,  Hadersleben.  Abkall  etwa 
Abruf. 

Ableute?  abgeurteilte  L.?  Auch  wan  man  abelute  rihten  wil  und 
sie  (Laienbrüder)  darzu  besant  werden,  so  sollent  sie  zu  solichen  luten  gon 
und  inen  das  beste  tun  mit  ermanungen  und  guten  gebeten,  1472,  Straß- 
burg i.  E.     Brucker,  Zunftverordn.  S.  327. 

abmuten;  die  von  Vilmar,  Kurhess.  Idioticon  277,  für  „abwendig 
machen,  die  Lust  abwenden"  gebrachte  Stelle,  ,sein  kriecht  als  er  ime  im 
halben  jar  ohne  verwilligung  auß  dem  dienst  gangen  ohne  vorwissen  hat 
abgemuett,  1583,  Wetterer  Bußregister',  gehört  zu  abmieten.  Die  Berg- 
sprache kennt  ein  abmuten  (Veith,  Bergwb.  8);  latinisiert  abmutungare, 
Bartal,  Gloss.  med.  et  inf.  lat.  Hungariae  3. 

abplettern1?  abplettern  deplectere,  1482,  Diefenbach-Wülcker  S.  4. 
Scheint  sich  ans  Lateinische  anzulehnen;  mlat.  deplectere- strafen. 

abpf runden:  Schindler*  I  454  ohne  Beleg. 

ab  sal  gen?  de  bref  were  af gesaiget,  se  en  wolden  up  sinen  breff 
nicht  to  dage  segelen,  1428,  Lübeck  ÜB.  VII  140  Nr.  157. 

Ab  Übung;  Übersetzung  von  abusus.  —  solche  .  .  .  böse  gewohnheit 
und  abübunge  wollen  wir  .  .  .  aufghoben  haben  16.  Jahrh.,  Breslau  StR. 
Wendroth  54,  15. 

abweinen;  daß  der  richtet  em  daß  nicht  sal  lassen  abe  biten,  ader 
abe  weynen.    15.  Jahrh.,  Dietr.  v.  Bocksdorf,  ZRG.  13  (1878),  530. 

abwettschatzen,  1430,  Lübeck  ÜB.  VII  389,  Nr.  411. 

ach  äff?    Bremisch-Niedersächs.  WB.  I  2;  vielleicht  achthaft? 

Achtklage,  Achtnot,  1663,  Schottel  S.  473  ohne  Beleg. 

achtrechten:  Diefenbach-Wülcker  S. 28  mit  dem  Zusatz:  s.nom; 
Seite  815  fehlt  es  aber. 

Achtschwur,  Achtspruch,  1663,  Schottel  S.  473  ohne   Beleg. 

ael igelt?  item  die  erve  sal  oic  toe  voren  ut  nemen  voi/r  dl  scholt 
wat  di  bigraft  ind  des  dooden  ut  vaart  gekost  hevet,  dafs  dat  recht  van 
der  heiliger  kerken,  als  aeligett,  luigelt,  doükiste  .  . .,  1417,  Cleve,  StRB. 
ZRG.  9  (1870),  437. 

Affen?  Bat  der  centschöpf  ein  äffen,  ist  3  acker,  das  schaff enaffen 
genant,  ertregt  .  .  nutzung  3  fueter  heu,  1670,  Mellrichstadt/Würzb. 
Zenten  I  847 ,  ebd.  848  hirtenaffen. 

Heidelberg.  v.  Künßberg. 
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Ernst  Landsberg,  Geschichte  der  deutschen  Rechtswissen- 
schaft. Dritte  Abteilung.  Fortsetzung  zu  der  Geschichte 
der  deutschen  Rechtswissenschaft,  erste  und  zweite  Ab- 
teilung, von  R.  Stintzing.  Zweiter  Halbband.  Text  S.  XVI 
und  1008.  Noten  S.  414.  München  und  Leipzig  1910,  bei 
R.  Oldenbourg. 

Auch  unter  dem  Titel :  Geschichte  der  Wissenschaften 
in  Deutschland,  Neuere  Zeit.  Achtzehnter  Band.  —  Auf 
Veranlassung  und  mit  Unterstützung  Seiner  Majestät  des 
Königs  von  Bayern,  Maximilian  II.,  herausgegeben  durch 
die  historische  Kommission  bei  der  Königlichen  Akademie 
der  Wissenschaften. 

Der  vorliegende  „Halbband"  bringt  den  Abschluß  der  Geschichte 
der  deutschen  Rechtswissenschaft.  Er  ist  dem  ersten  Halbbande  der 
dritten  Abteilung,  der  im  Jahre  1898  erschienen  und  vom  Unterzeich- 
neten im  20.  (33.)  Bande  dieser  Zeitschrift,  Romanistische  Abteilung 
S.  250ff.,  angezeigt  ist->  nach  12  Jahren  gefolgt.  Der  Verfasser  hätte 
kaum  nötig  gehabt,  im  Vorwort  die  „Verzögerung"  zu  entschuldigen. 
Die  gewaltige  Fülle  des  verarbeiteten  Stoffes  läßt  den  Zeitraum,  in 
dem  er  das  Werk  vollendet  hat,  eher  als  kurz  erscheinen.  Schon  dem 
äußeren  Umfange  nach  liegt  eine  die  früheren  Bände  so  weit  über- 
ragende Leistung  vor,  daß  die  Bezeichnung  als  „Halbband"  fast  wie 
ein  Scherz  klingt.  Die  Verlagsbuchhandlung  selbst  scheint  durch  die 
seltsame  Titulatur  in  Verwirrung  gestürzt  zu  sein.  Denn  sie  zeigt  auf 
dem  letzten  Blatte  des  jetzigen  Notenbandes  als  1898  erschienene 
Bände  an:  Dritte  Abteilung,  1.  Halbband  Text,  2.  Halbband  Noten. 
Nun  ist  aber  zweiter  Halbband  der  dritten  Abteilung  erst  der  jetzt  er- 
schienene Doppelband,  der  sich  wieder  aus  einem  Textbande  und  einem 
Notenbande  zusammensetzt! 

Zu  den  Bedenken,  die  ich  bei  der  Besprechung  des  vorigen  Halb- 
bandes gegen  diese  Trennung  von  Text  und  Noten  erhoben  habe,  füge 
ich  den  Hinweis  auf  die  umständliche  Zitierweise  hinzu,   die  hiernach 
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zur  Vermeidung  von  Unstimmigkeiten  jedem,  der  sich  auf  das  Werk 
berufen  will,  aufgenötigt  wird.  Im  übrigen  hat  der  Verfasser  diesmal 
die  gleichzeitige  Benutzung  der  beiden  Teilbände  dem  Leser  in  dankens- 
werter Weise  wenigstens  dadurch  erleichtert,  daß  er  durch  Einfügung 
von  Zahlen  in  den  Text  auf  die  zugehörigen  Anmerkungen  ver- 
wiesen hat. 

Den  Gegenstand  der  Darstellung  des  vorliegenden  Schluß- 
stückes bildet  die  Geschichte  der  deutschen  Rechtswissenschaft  im 
19.  Jahrhundert  bis  zur  Gründung  des  neuen  Reichs.  Daß  der  Ver- 
fasser die  Entwicklung  der  Rechtswissenschaft  seit  1870  im  allgemeinen 
ausgeschlossen  hat,  ist  durchaus  zu  billigen,  da  es  sich  hier  um  un- 
mittelbare Gegenwart  handelt,  die  sich  rein  historischer  Betrachtung 
noch  entzieht.  Doch  konnte  er  infolge  der  biographischen  Anlage  des 
Werkes  die  gezogene  Grenze  nicht  streng  einhalten.  Nur  soweit  die 
Reichsgesetzgebung  und  deren  unmittelbare  Vorbereitung  in  Frage 
steht,  hat  er  sich  volle  Enthaltsamkeit  auferlegt  und  demgemäß  für 
gewisse  Materien,  wie  Staatsrecht,  Strafrecht,  Prozeß  und  manche 
Sonderrechtsgebiete  die  Zeit  um  1870  als  sachliche  Abschlußgrenze 
festgehalten.  Im  übrigen  dagegen  hat  er  nach  persönlichen  Gesichts- 
punkten die  schriftstellerische  Tätigkeit  von  Gelehrten,  die  schon  vor 
1870  mit  bedeutenden  Leistungen  hervorgetreten  sind,  auch  in  die 
Folgezeit  hinein  verfolgt.  Wenn  er  hierbei  einen  Unterschied  zwischen 
Verstorbenen  und  Lebenden  nicht  gemacht  hat,  so  muß  man  dies  aus 
sachlichen  Erwägungen  als  gerechfertigt  anerkennen.  In"  nicht  un- 
beträchtlichem Umfange  aber  erwähnt  er  gelegentlich  auch  jüngere 
Gelehrte,  die  erst  nach  1870  in  die  wissenschaftliche  Bewegung  ein- 
gegriffen haben.  Nur  das  20.  Jahrhundert  und  das  neue  bürgerliche 
Recht  nebst  dem,  was  zu  dessen  unmittelbarer  Vorbereitung  gehört, 
gelten  ihm  „als  verbotenes  Gebiet".  Ganz  ist  er  freilich  seinem  Vor- 
satz, sich  „durch  keinen,  weder  persönlichen  noch  sachlichen  Zusammen- 
hang über  das  Jahr  1900  hinauslocken  zu  lassen"  (Vorwort  S.  VIII), 
doch  nicht  treu  geblieben.1)  Zum  Teil  machen  diese  vereinzelten 
Streifzüge  in  das  gegenwärtige  Zeitalter  den  Eindruck  des  Zufälligen 
und  stimmen  nicht  ganz  zu  dem  monumentalen  Charakter  des  Werkes. 
Allein  ein  etwas  willkürliches  und  von  subjektiven  Momenten  ab- 
hängiges Verfahren  war,  wenn  nicht  überhaupt  jeder  Hinweis  auf  die 
Fortwirkung  der  bis  1870  geleisteten  Gedankenarbeit  unterbleiben 
sollte,  gegenüber  den  nicht  mehr  vollständiger  Durchforschung  unter- 
worfenen jüngeren  Stoffmassen  unvermeidlich.  Und  im  ganzen  wird 
man  dem  Verfasser  das  Zeugnis  nicht  versagen,  daß  er  die  schwierige 
Aufgabe  der  zeitlichen  Abgrenzung  mit  Geschick  und  Glück  gelöst  und 
ein  in  sich  abgerundetes  Bild  gezeichnet  hat. 

*)  So  geht  er  im  Notenbande  S.  332  Anm.  30  auf  die  neuesten  Schriften 
von  Stölzel  und  dessen  Streit  mit  v.  Amira  ein.  —  Bei  E.  I.  Bekker 
erwähnt  er  dessen  Gegenschrift  gegen  Sohms  Lehre  vom  Gegenstand  (Text 
S.  849)  und  sonstige  nach  1900  erschienene  Arbeiten  (Noten  S.  357).  — 
Auch  meine  Schrift  über  Vereine  ohne  Rechtsfähigkeit  von  1900  ist  er- 
wähnt (S.  915). 
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Hinsichtlich  der  Gliederung  der  Darstellung  hat  der  Verfasser 
zwar  die  biographische  Methode  beibehalten,  sie  aber  noch  entschiedener 
als  im  vorigen  Bande  in  den  Dienst  der  Einteilung  nach  Wissens- 
zweigen gestellt.  Die  Lebensläufe  der  einzelnen  Gelehrten  sind  daher 
in  den  Abschnitten  über  die  Entwicklung  derjenigen  Disziplin,  für  die 
sie  hauptsächlich  gewirkt  haben,  erzählt.  Wo  aber  ein  Jurist  nach 
der  Meinung  des  Verfassers  auf  mehreren  Gebieten  epochemachend 
eingegriffen  hat,  ist  seine  Wirksamkeit  zerlegt  und  an  verschiedenen 
Stellen  geschildert.  Im  übrigen  sind  freilich  a^uch  die  hervorragenden 
Schriften  eines  Autors,  die  einem  anderen  als  dem  ihm  zugeteilten 
Hauptgebiet  angehören,  bei  Gelegenheit  der  Behandlung  des  letzteren 
besprochen.  So  muß  es  sich'z.  B.  K.  S.  Zachariae  gefallen  lassen,  daß 
unter  der  Rubrik  „Französisches  Zivilrecht"  (Kap.  13  IV)  auch  sein 
Buch  über  kursächsisches  Lehnrecht  und  seine  gesamten  staatsrecht- 
lichen Arbeiten  erledigt  werden,  und  N.  Th.  Gönner  tritt  unter  der 
Überschrift  „Prozeß"  (Kap.  14  II)  auch  mit  seinen  doch  sehr  einfluß- 
reichen staatsrechtlichen  Schriften  und  seiner  Streitschrift  gegen 
Savigny  auf.  Derartige  Unebenheiten,  die  das  ganze  Werk  durch- 
ziehen, sind  notwendige  Folge  der  einander  kreuzenden  biographischen 
und  systematischen  Anordnung.  Wenn  aber  eben  nur  die  Wahl  bleibt, 
ettweder  das  Gesamtbild  der  einzelnen  Persönlichkeit  zu  verkürzen 
oder  die  Kontinuität  der  Ideenentwicklung  zu  verkümmern,  so  bietet 
der  vom  Verfasser  eingeschlagene  Mittelweg  den  Vorzug,  wenigstens 
in  den  Hauptpunkten  einen  Ausgleich  zu  ermöglichen.  Und  im  ganzen 
hat  der  Verfasser,  so  mancherlei  Bedenken  im  einzelnen  erhoben  werden 
können,  von  der  Bewegungsfreiheit,  die  ihm  bald  die  Hervorkehrung 
des  persönlichen  Elements  und  bald  die  Betonung  der  sachlichen  Zu- 
sammenhänge gestattet,  planvollen  und  einsichtigen  Gebrauch  gemacht. 

In  dem  so  gegebenen  Rahmen  hat  der  Verfasser  seine  Aufgabe 
gleich  vortrefflich,  wie  in  den  früheren  Bänden,  gelöst.  Dies  bedarf 
aber  besonderer  Hervorhebung,  weil  die  äußeren  und  inneren  Schwierig- 
keiten, die  er  zu  überwinden  hatte,  erheblich  größer  waren,  als  bei 
der  Behandlung  der  weiter  zurückliegenden  Zeitalter. 

In  äußerer  Hinsicht  mußte  er  bei  der  außerordentlichen  Ver- 
breiterung und  Vertiefung  der  Rechtswissenschaft  im  19.  Jahrhundert 
nicht  nur  einen  viel  reicheren,  sondern  auch  einen  viel  mannigfaltigeren 
Stoff  bewältigen.  Denn  die  Verselbständigung  der  juristischen  Fächer, 
der  eigenartige  Ausbau  eines  jeden  von  ihnen  und  die  Differenzierung 
rechtsgeschichtlicher  und  rechtsdogmatischer  Arbeit  sind  gewachsen. 
Der  Verfasser  hat  mit  erprobter  Gründlichkeit  geleistet,  was  irgend  zu 
verlangen  war.  Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  er  nicht  alle  Gebiete 
gleich  vollständig  beherrscht  und  nicht  überall  sich  sein  Urteil  ganz 
unabhängig  bilden  kann,  nicht  selten  vielmehr  sich  auf  bewährtes 
fremdes  Urteil  stützen  muß.  Allein  es  kam  ihm  von  vornherein  zu- 
gute, daß  er  als  Romanist  gerade  in  der  zivilistischen  Jurisprudenz  zu 
Hause  ist,  die  unbestreitbai  in  'lern  hier  behandelten  Zeitraum  die 
Führung  übernommen  und  bis  zuletzt  ihre  zentral-e  Stellung  behauptet 
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hat.  Und  mit  bewundernswerter  Vielseitigkeit  hat  er  sich  auch  in  den 
ihm  ferner  liegenden  Rechtsprovinzen  heimisch  gemacht.  Insbesondere 
hat  er  eich  für  die  germanistischen  Forschungen  und  Tendenzen  ein 
keineswegs  an  der  Oberfläche  haftendes  Verständnis  erarbeitet.  Mit 
voller  Sachkunde  hat  er  das  Handelsrecht,  eingehend  auch  das  Lehn- 
recht verfolgt.  Besondere  Aufmerksamkeit  hat  er  der  wissenschaft- 
lichen Pflege  der  deutschen  Partikularrechte  mit  Einschluß  des  rhei- 
nisch-französischen, österreichischen,  baltischen  und  deutsch-schweize- 
rischen Rechts  gewidmet.  In  die  Geschichte  der  Strafrechtswissenschaft, 
für  die  er  die  Vorarbeit  von  R.  Loening  erfolgreich  benutzen  konnte, 
ist  er  energisch  eingedrungen.  Nicht  minder  eindringlich  hat  er  die 
Entwicklung  der  Prozeßwissenschaft  studiert.  Auch  das  Kirchenrecht, 
für  dessen  Geschichte  v.  Schultes  großes  Werk  verwertet  werden 
konnte,  kommt  nicht  zu  kurz.  Ausgiebig  berücksichtigt  ist  auch,  wäh- 
rend das  Völkerrecht  wohl  etwas  zu  sehr  zurücktritt,  das  Staatsrecht 
einschließlich  der  Anfänge  des  Verwaltungsrechts.  Doch  scheint  der 
Verfasser  auf  diesem  Gebiet  weniger  aus  eigener  Vollkenntnis  der 
Gedankenbewegung  geschöpft  zu  haben.1)  Auch  hat  die  Behandlung 
des  Staatsrechts  darunter  gelitten,  daß  er  die  Geschichte  des  allgemeinen 
Staatsrechts  in  Deutschland  aus  seinem  Arbeitsprogramm  ausschalten 
mußte,  weil  sie  schon  von  Bluntschli  im  ersten  Bande  der  Wissenschafts- 
geschichte geschrieben  ist.  Leider  aber  hat  Landsberg  nur  allzu  recht, 
wenn  er  auf  S.  556  von  Bluntschlis  Buch  sagt,  man  werde  es  „wohl  als 
recht  übersichtlich  und  lesbar  geraten,  kaum  aber  als  besonders  voll- 
ständig oder  tiefgründig  bezeichnen  können".  So  bietet  es  denn  in  keiner 
Weise  eine  ausreichende  Grundlegung  für  die  Entwicklungsgeschichte 
der  doch  durch  die  jeweilige  allgemeine  Staatsrechtslehre  im  Innersten 
bedingten  positiven  Staatsrechtslehre.  Ganz  konnte  sich  denn  auch 
Landsberg  der  Erforschung  des  Fortschrittes  der  allgemeinen  Ideen 
über  das  rechtliche  Wesen  des  Staates  nicht  entziehen.  War  er  doch 
hierzu  schon  durch  den  Zusammenhang  mit  der  Rechtsphilosophie  ge- 
nötigt, die  er  überall  in  die  Darstellung  aufnehmen  mußte.  Allein 
daß  er  nicht  ex  professo  und  aus  dem  Vollen  das  allgemeine  Staats- 
recht behandeln  konnte,  ist  für  die  staatsrechtlichen  Abschnitte  nicht 
ohne  Nachteil  geblieben. 

Die  inneren  Schwierigkeiten,  die  in  diesem  Bande  zu  überwinden 
waren,  entstammen  der  nahen  Berührung  des  von  ihm  umfaßten  Zeit- 
raums mit  der  Gegenwart.     Noch  sind  die  großen  Gegensätze,  die  in 

*)  Auffällig  ist  z.  B.,  daß  das  sehr  ausführliche  Referat  über  O.  ßaehrs 
Rechtsstaat  (Text  S.  645 ff.)  das  eigentliche  Ziel  dieser  Schrift  ver- 
kennt. Der  Hauptinhalt  soll  das  Eintreten  für  „selbständige  Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit" sein,  so  daß  die  Eigenart  des  Buches  nur  in  der  juristischen 
Durcharbeitung  Gneistscher  Leitsätze  liege.  Baehr  tritt  aber  in  schar- 
fem Gegensatz  zu  Gneist  grundsätzlich  für  die  Zuständigkeit  der  ordent- 
lichen Gerichte  in  allen  Streitfragen  des  öffentlichen.  Rechts  ein  und  ver- 
wirft, wenn  man  sich  auch  mit  besonderen  unteren  Verwaltungsgerichten 
abfinden  könne,  unter  allen  Umständen  die  Trennung  von  Zivil-  und  Ver- 
waltungsjustiz  in  höchster  Instanz. 
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der  deutschen  Rechtswissenschaft  des  19.  Jahrhunderts  aufeinander- 
stießen und  eine  tiefgehende  Spaltung  der  Methoden  und  Tendenzen 
hervortrieben,  keineswegs  ausgeglichen.  Zum  großen  Teil  bewegen  sie 
noch  heute  die  Geister,  drängen  zu  ungleicher  Beantwortung  der  alten 
Grundfragen  und  teilen  die  Juristenwelt  in  streitende  Heerlager.  Für 
die  Geschichtsschreibung,  die  nach  Objektivität  strebt,  entsteht  daraus 
ein  Dilemma.  Wer  im  Meinungskampfe  der  Gegenwart  eine  sehr  ent- 
schiedene Stellung  einnimmt,  wird  die  fortwirkende  Gedankenbewegung 
der  unmittelbaren  Vergangenheit  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Hin- 
arbeit auf  ein  ihm  vorschwebendes  Ziel  auffassen.  Dies  wird  ihn  in 
den  Stand  setzen,  eine  einheitliche  historische  Gesamtanschauung  in 
großzügiger  "Weise  durchzuführen.  Allein  notwendig  wird  er  das  von 
den  Vorkämpfern  der  verschiedenen  Richtungen  Erstrebte  und  Ge- 
leistete an  dem  eigenen  Ideal  messen  und  somit  in  den  Augen  Anders- 
denkender ungerecht  beurteilen.  Umgekehrt  wird,  wer  von  jedem 
Parteistandpunkt  im  Streite  der  Gegenwart  zu  abstrahieren  vermag, 
allen  miteinander  ringenden  Strömungen  und  ihren  Trägern  gerecht 
werden  können.  Er  wird  das  aber  mit  dem  Verzicht  auf  energische 
Zielsetzung  und  darum  mit  einem  gewissen  Mangel  an  Einheit  und 
Geschlossenheit  der  historischen  Gesamtauffassung  erkaufen  müssen. 
Landsberg  hat,  wie  dies  bei  der  Eigenart  der  ihm  gestellten  Aufgabe 
das  allein  Richtige  war,  nach  Möglichkeit  seinen  Standpunkt  über 
den  Parteien  gewählt.  Mancher  Leser  wird  daher  das,  was  ihm  als  der 
wahre  Fortschritt  erscheint,  nicht  stark  genug  betont  und  das,  worin 
er  Abwegiges  erblickt,  zu  günstig  eingeschätzt  linden.  Allein  jeder 
unbefangene  Beurteiler  wird  anerkennen  müssen,  daß  das  ernste  Be- 
mühen des  Verfassers  um  Objektivität  innerhalb  der  Grenzen,  die  nun 
einmal  auch  dem  vorurteilslosesten  Beobachter  durch  seine  Subjektivität 
gezogen  sind,  von  Erfolg  gekrönt  worden  ist.  Im  ganzen  hat  er  die  ent- 
wicklungsgeschichtliche Position  der  miteinander  ringenden  Wissen- 
schaftsrichtungen  zutreffend  gewertet,  die  so  unendlich  ungleiche  All- 
gemeinbedeutung der  nach  Hunderten  zählenden  Männer,  mit  denen 
er  sich  zu  befassen  hatte,  taktvoll  abgewogen  und  die  Persönlichkeit 
und  das  Lebenswerk  der  Größten  wie  der  Kleinsten  gerecht  gewürdigt. 
Es  versteht  sich  von  selbst,  daß  den  Kern  des  Buches  die  Dar- 
stellung des  Ursprunges  und  Wachstums  der  historischen  Rechts- 
wissenschaft, ihres  siegreichen  Kampfes  mit  dem  alten  Naturrecht 
und  ihres  Verhältnisses  zu  den  von  neuen  philosophischen  und  positi- 
vistischen Richtungen  ausgehenden  Gegenströmungen  bildet.  Überaus 
fruchtbar  aber  erweist  sich  die  scharfe  Unterscheidung,  die  Lands- 
berg  zwischen  der  historischen  Richtung  der  Rechtsbetrachtung  über- 
haupt und  der  „historischen  Schule"  macht.  Das  geschichtliche  Ver- 
ständnis des  Rechtes  überhaupt  sieht  er  als  bleibende  Errungenschaft 
an,  in  der  historischen  Schule  erblickt  er  eine  zeitlich  bedingte,  vorüber- 
gehende Erscheinung.  Demgemäß  unterscheidet  er  auch  die  gegne- 
rischen Richtungen  je  nach  ihrer  gegen  den  Historismus  überhaupt 
oder  nur  gegen  die  historische  Schule  gekehrten  Kampfesfront. 
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In  den  beiden  ersten  Kapiteln  des  Buches,  dem  13.  und  14.  des 
ganzen  Bandes,  welche  die  Überschriften  „Der  Beginn  der  Neu- 
zeit" und  „Das  gleichzeitige  öffentliche  Recht"  tragen,  be- 
schäftigt er  sich  mit  der  von  der  „historischen  Schule"  noch  unab- 
hängigen geistigen  Bewegung. 

An  die  Spitze  stellt  er  eine  sehr  eingehende  Darlegung  und  Wür- 
digung des  Lebenswerkes  von  Hugo  (Kap.  131).  In  ihm  feiert  er  den 
eigentlichen  Begründer  der  historischen  Rechtswissenschaft,  der  sowohl 
das  Naturrecht  wie  die  von  der  praktischen  Rechtsbehandlung  ab- 
gesonderte antiquarische  Gelehrsamkeit  überwunden,  die  Rechtswissen- 
schaft als  Kulturwissenschaft  erkannt  und  alles  Recht  als  Produkt  der 
geschichtlichen  Wirklichkeit  begriffen  habe.  Auf  Grund  vorurteilsloser 
Beobachtung  des  Tatsächlichen,  kritischer  Selbstbesinnung  und  fach- 
mäßiger Beschränkung  habe  er  die  historisch-empirische  Methode  ge- 
schaffen, die  uns  heute  als  selbstverständlich  gelte.  In  ausführlicher 
Untersuchung  über  das  Verhältnis  Hugos  zu  Kant  gelangt  der  Ver- 
fasser zu  dem  Ergebnis,  daß  Hugos  Grundauffassung  aus  der  kritischen 
Philosophie  stamme,  weist  ihm  dann  aber  geradezu  „in  der  Geschichte 
der  positiven  Rechtswissenschaft  die  Stelle  zu,  die  Kant  in  einer  Geschichte 
der  Wissenschaften  anzuweisen  wäre"  (S.50).  Man  wird  es  gewiß  Lands  - 
berg  zum  Verdienst  anrechnen  dürfen,  daß  er  Hugos  Bild  aus  der  Über- 
schattung durch  die  spätere  historische  Schule  wieder  in  helles  Licht 
gerückt  und  die  schon  bei  seinen  Lebzeiten  von  den  Savignyschülern  ihm 
bezeugte  verkleinernde  Mißachtung,  die  ihm  das  Alter  verbittert  hat,  nach- 
drücklich gebrandmarkt  hat.  Auch  ist  Landsberg  durchaus  im  Recht, 
wenn  er  die  Vorstellung,  als  sei  Hugo  das  Haupt  der  „historischen 
Schule",  energisch  zurückweist  und  ihn  von  jeder  Verantwortlichkeit 
für  deren  Einseitigkeiten  freispricht.  Zutreffend  weist  er  darauf  hin, 
daß  Hugo  rationalistisch  und  individualistisch  dachte.  Allein  gerade 
darum  möchte  ich  doch  hinter  die  Sätze,  die  Hugo  auf  ein  so  hohes 
Postament  stellen,  ein  Fragezeichen  machen.  Die  großen  Wirkungen 
sind  jedenfalls  erst  von  der  historischen  Schule  ausgegangen  und  ent- 
flossen einer  Denkweise,  die  eben  nicht  rationalistisch  und  nicht 
individualistisch  war. 

Im  Anschluß  an  Hu  go  bebandelt  der  Verfasser  in  demselben  Kapitel 
zunächst  ^11)  eine  „an  tiquarisch-historische  Gruppe"  (besonders 
Haubold,  weiter  Cramer,  Schrader.  Wenck,  C.  Spangenberg, 
Kindlinger,  Bodmann,  Montag  u.a.).  Dann  aber  wendet  er  sich 
dem  „wissenschaftlichen  Positiv ismus"  zu  (III),  als  dessen 
Vertreter  er  vor  allem  Thibaut,  Heise  und  Cropp  eingehend  wür- 
digt.1) Er  bespricht  sowohl  die  Koditikationsbestrebungen,  die  in  der 
Flugschrift  Thibauts  von  1814  ihren  machtvollen  Ausdruck  fanden, 
wie   die  Verdienste  dieser  hervorragenden  Juristen  um  die  Dogmatik, 


*)  In  dem  Notenbande  S.  44  Anm.  59  holt  er  die  in  meiner  Besprechung 
S.  253  vermißte  Erwähnung  deutscher  Handelsrechtslehrer  nach  und  räumt 
insbesondere  Joh.  Marquardt   den  wohlverdienten  Ehrenplatz  ein. 
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die  Systematik  und  die  praktische  Rechtsanwendung.  Dem  damals 
eröffneten  Kampf  zwischen  dem  wissenschaftlichen  Positivismus  und 
der  historischen  Schule  legt  er  überragende  Bedeutung  für  die 
ganze  Folgezeit  bei.  Näher  untersucht  er  das  Verhältnis  Thibauts 
zum  Naturrecht  und  zu  Kant.  Die  Bezeichnung  seiner  Richtung  als 
„  unhistorisch "  lehnt  er  ab.  Indessen  scheint  mir  doch  eine  wahrhaft 
„historische"  Rechtsauffassung  bei  Thibaut  und  seinen  Mitstreitern 
durchaus  zu  fehlen.  Zweifellos  haben  sie  Erhebliches  nicht  bloß  für 
das  Rechtsleben,  das  ja  ihrem  Streben  nach  kodifikatorischer  Gesetzestat 
schließlich  recht  gegeben  hat,  sondern  auch  für  die  Rechtswissenschaft 
geleistet.  Allein  die  Befruchtung  der  Rechtswissenschaft  durch  eine 
vertiefte  Einsicht  in  das  Wesen  des  Rechtes  auf  Grund  der  Versenkung 
in  sein  geschichtliches  Werden  konnte  von  ihnen  nicht  ausgehen. 
Neigten  sie  doch  stets  zur  Identifizierung  des  Rechtes  mit  dem  Ge- 
setze, wenn  sie  auch  nicht  alle  das  Recht  so  ausschließlich  vom  Staate 
herleiteten  und  im  Staate  aufgehen  ließen,  wie  Heise  (vgl.  Noten 
S.  38  Anm.  45).  —  Der  Schluß  des  Kapitels  (IV)  behandelt  ..das 
französische  Privatrecht"  und  insbesondere  die  Wirksamkeit  von 
K.  S.  Zachariae. 

Im  14.  Kapitel  widmet  der  Verfasser  zunächst  (I)  dem  Straf- 
recht eine  sehr  eingehende  und  lebendige  Darstellung.  Mit  Feuer- 
bach undGrolmann  beginne  das  moderne  Strafrecht,  wie  mit  Hugo 
und  Thibaut  das  moderne  Privatrecht.  Er  betont  den  rein  speku- 
lativen Charakter  dieser  neuen  Strafrechtswissenschaft,  will  aber  gegen- 
über dem  alten  Naturrecht  die  neuen  philosophischen  Gedanken,  deren 
Kantische  Grundlage  er  aufzeigt,  höher  als  R.  Loening  werten.  Den 
Mangel  jeder  historischen  Herleitung  erklärt  er  aus  der  allzu  tiefen 
Kluft  zwischen  dem  aufgeklärten  Strafrecht  und  dem  Strafrecht  des 
Mittelalters.  Hätten  indes  nicht  in  so  manchem  Punkte  die  Reform- 
bestrebungen, die  diesen  großen  Kriminalisten  vor  allem  am  Herzen 
lagen,  an  älteres  germanisches  Recht  anknöpfen  können,  wie  dies  in 
Ansehung  des  Strafprozesses  bei  dem  Verlangen  nach  Mündlichkeit, 
Öffentlichkeit  und  Geschworn engerichten  dann  in  der  Tat  geschah? 
Auf  dem  hierauf  (II)  betretenen  Gebiet  des  Zivilprozesses  schreibt 
er  Gönner  und  Martin  die  Eröffnung  neuer  Bahnen  zu.  Hierbei 
würdigt  er  auch  die  staatsrechtlichen  Arbeiten  Gönners  und  weist 
namentlich  auf  seine  organische  Staatskonstruktion  hin.  Seine  Streit- 
schrift gegen  Savigny  verurteilt  er  mit  auffälliger  Schärfe.  Unter 
der  Überschrift  »Staats-,  Völker-  und  Lehnrecht"  handelt  er 
(III)  ausführlich  von  Klüber,  dessen  persönlicher  und  wissenschaft- 
licher Bedeutung  er  voll  gerecht  wird,  ohne  doch  seinen  Mangel  nicht 
nur  an  tieferer  philosophischer  oder  historischer  Auffassung,  sondern 
auch  an  juristische^  Schärfe  zu  verschweigen,  und  von  Pätz,  dem  er 
nachrühmt,  daß  er  ganz  aus  eigener  Kraft  vov  Savigny  das  Lehnrecht 
durch  historische  Forschung  neu  belebt  habe.  Andere  Publizisten,  wie 
Leist,  Behr,  v.  Aretin.  v.  Rudhardt.  erwähnt  er  nur  in  den  An- 
merkungen.    Am    Schluß   (IV)   wirft    er  einen  Blick  auf  das   katho- 
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lische  Kirchenrecht  und  konstatiert  die  fortdauernde  Herrschaft 
des  Naturrechts,  insbesondere  auch  bei  v.  Droste-Hülfshoff. 

Im  15.  Kapitel  behandelt  er  nun  den  großen  Wendepunkt:  Die 
Begründung  der  historischen  Schule. 

Den  größten  Teil  dieses  Kapitels  füllt  die  zusammenhängende 
Darstellung  des  Lebens  und  Wirkens  v.  Savignys  (I — IV),  die  zu  den 
am  besten  gelungenen  Partien  des  Buches  gehört.  Wie  v.  Savigny 
zuerst  mit  seiner  Schrift  über  das  Recht  des  Besitzes  der  von  ihm 
angewandten  geschichtlichen  Methode  dadurch,  daß  ihm  mit  ihrer  Hilfe 
der  konstruktive  Aufbau  eines  harmonischen  Ganzen  gelang,  einen 
ungeheuren  Erfolg  verschaffte ;  wie  er  sodann  in  bewußter  Tat  die  neue 
Schule  gründete,  die  das  von  ihm  in  der  Schrift  über  den  „ Beruf  ent- 
faltete und  für  die  neue  Zeitschrift  für  geschichtliche  Rechtswissenschaft 
zur  Richtschnur  erhobene  Programm  verwirklichen  sollte;  wie  er  selbst 
in  der  Geschichte  des  römischen  Rechts  im  Mittelalter  und  sonstigen 
rechtsgeschichtlichen  Arbeiten  sein  Programm  zur  Ausführung  brachte ; 
wie  er  seit  1840  seine  großen  dogmatischen  Werke  („System"  und 
„Obligationenrecbt")  schuf,  nicht  ohne  daß  er  hierzu  sein  altes  Programm 
einer  Revision  unterzogen  hätte;  wie  er  endlich  als  Gesetzgebungs- 
minister zwar  seinem  Programm,  das  immer  nur  gegen  die  Kodifikation, 
nicht  gegen  die  Gesetzgebung  überhaupt  gerichtet  war,  nicht  untreu 
wurde,  aber  doch  nicht  bloß  an  den  Zeitverhältnissen,  sondern  auch 
an  Schranken  der  eignen  Begabung  scheiterte :  das  alles  bringt  Lands- 
berg zu  lebendiger  Anschauung.  Besonderes  Interesse  erweckt  die 
sorgfältige  Untersuchung  der  einzelnen  Bestandteile  des  Programms 
der  historischen  Schule  (II  2  S.  207 — 217).  Landsberg  unterscheidet 
drei  Elemente:  die  empirisch-geschichtliche,  die  evolutionistische  und 
die  romantische  Auffassung.  Daß  die  empirisch-geschichtliche  Auffassung 
im  Sinne  von  Pütter  und  Hugo  den  Ausgangspunkt  bildet,  ist  nicht 
wohl  zu  bezweifeln.  Was  dagegen  den  „Evolutionismus"  betrifft,  so 
scheint  mir,  wenn  man  darunter  mit  Landsberg  die  naturgesetzliche 
Erklärung  der  Geschichte  im  Sinne  mechanischer  Kausalität  mit  ihren 
nominalistischen  und  deterministischen  Konsequenzen  versteht,  die  auf 
den  Italiener  Brugi  (Anm.  46  S.  100)  zurückgehende  Entdeckung  einer 
solchen  Auffassung  bei  Savigny  ein  Trugbild  zu  sein.  Landsberg 
selbst  schreibt  dem  Evolutionismus  keine  maßgebende  Bedeutung  für 
S  a  v  i  g  n  y  zu,  weil  dieser  alsbald  zur  „  Heerstraße  der  Romantik  "  abgebogen 
sei,  findet  aber  doch  den  evolutionistischen  Gedanken  entschieden  an 
die  Spitze  der  Zeitschrift  gerückt  und  vermag  sich  nur  nicht  recht  zu 
erklären,  woher  er  stammt  und  wohin  er  zielt.  Nach  meiner  Ansicht 
ist  aus  den  Worten  Savignys  „Evolutionismus"  nur  in  dem  allgemeinen 
Sinne  herauszulesen,  in  dem  er  sich  mit  dem  Entwicklungsgedanken 
deckt.  Die  Auffassung  der  Rechtsgeschichte  als  eines  Teiles  der  mensch- 
lichen Kulturgeschichte  und  der  Kulturgeschichte  als  eines  gesetzmäßig 
verlaufenden  Prozesses  ist  allerdings  notwendige  Voraussetzung  der 
Lehre  Savignys,  sie  fordert  aber  keineswegs  die  Einordnung  des 
geistigen    Lebens    in    den    mechanistischen   Naturzusammenhang,    die 
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Ausschaltung  der  Freiheit  und  am  wenigsten  die  Leugnung  der  über- 
individuellen Einheiten  und  der  unbewußt  schaffenden  Gesaratkräfte! 
Darum  ist  das,  was  Landsberg  , romantische"  Auffassung  nennt,  keines- 
wegs ein  Gegensatz  zum  Entwicklungsgedanken,  sondern  dessen  Aus- 
prägung in  eigenartiger  Gestalt.  Nur  trifft  die  Bezeichnung  „romantisch" 
nicht  den  Kern  der  Sache.  Dieses  schillernde  Wort  drückt  nur  ein 
gemeinsames  Zeitkolorit  mannigfacher  innerlich  ungleichartiger  Geistes- 
richtungen aus.  Daß  diese  Färbung  der  Lehre  Sa vignys  nicht  fehlt, 
ist  richtig;  den  Nachweis  des  von  ihm  selbst  früher  unterschätzten 
Zusammenhanges  mit  der  Romantik  im  engeren  Sinne  hat  Lands b er g 
überzeugend  erbracht.  Allein  der  tiefste  Gedankengehalt  der  Savigny- 
schen  Auffassung  vom  Werden  und  Wesen  des  Rechts  ist  dadurch  nicht 
bestimmt.  Er  wird  eher  erfaßt,  wenn  man  seine  Grundanschauung  als  „histo- 
risch-organisch" bezeichnet.  Denn  er  entstammt,  wie  auch  Landsberg 
nicht  verkennt,  einer  von  organischen  Ganzen  und  ihrer  zentralen 
Lebenseinheit  ausgehenden  Geschichtsphilosophie.  In  dieser  Hinsicht 
vervollständigt  Lands b er g  den  schon  von  E.  Loening  geführten 
Nachweis,  daß  Savigny  unmittelbar  von  Schelling  beeinflußt  ist 
und  auch  den  Begriff,  wennschon  nicht  das  Wort  des  „ Volksgeistes " 
von  ihm,  nicht,  wie  Brie  meinte,  von  Hegel  übernommen  hat.  —  Bei 
der  Gesamtwürdigung  SavignyS  sucht  der  Verfasser  Licht  und  Schatten 
gerecht  zu  verteilen.  Doch  hindert  ihn  der  skeptische  Standpunkt,  den 
er  selbst  gegenüber  den  Grundanschauungen  der  historischen  Schule 
und  ihrer  angeblichen  „Mystik"  einnimmt,  an  der  vollen  Wertung  der 
Größe  des  Mannes  und  seiner  schöpferischen  Geistestat.  Andererseits 
hebt  er  doch  vielleicht  nicht  genügend  die  nachteiligen  Wirkungen 
hervor,  die  Sa  vignys  den  eignen  Grundlehren  Hohn  sprechender 
einseitiger  Romanismus  und  seine  Mißachtung  des  usus  modernus  auf 
das  deutsche  Rechtsleben  ausgeübt  haben. 

Im  Fortgange  des  Kapitels  (unter  V)  behandelt  der  Verfasser  Eich- 
horn, den  er  als  ebenbürtigen  Mitbegründer  der  historischen  Schule 
gebührend  würdigt.  Er  weist  zutreffend  daraufhin,  daß  Eichhorn 
die  geschichtliche  Rechtsauffassung  unabhängig  von  Savigny  errungen, 
in  seinem  vaterländischen  Sinn  aber  als  Ziel  stets  das  geltende  deutsche 
Recht  im  Auge  behalten  hat.  Gerade  darum  gelang  ihm  die  Fertig- 
stellung seines  unvergleichlichen  Werkes  über  die  deutsche  Staats-  und 
Rechtsgeschichte,  die  er  mit  großzügiger  Genialität  als  ein  Ganzes 
erschaut  und  aus  den  Quellen  herausgeholt  und  in  einem  neuen  Stile 
einheitlich  dargestellt  hat.  So  machte  er  denn  auch  seine  geschichtliche 
Grundlegung  für  das  geltende  deutsche  Privatrecht  und  für  das  Kirchen- 
recht, dagegen  leider  nicht  für  das  Staatsrecht  fruchtbar.  Wenn  Lands- 
berg  von  ihm  rühmt,  daß  er  frei  von  , chauvinistischer  Eroberungs- 
sucht" gewesen  sei,  und  als  Beispiel  hierfür  seine  Verteidigung  des 
römischen  Ursprunges  der  deutschen  Städte  Verfassung  anführt,  so  klingt 
das  fast  wie  eine  Entgleisung.  Oder  soll  die  jüngeren  Germanisten, 
die  den  germanischen  Ursprung  der  Städteverfassung  des  Mittelalters 
klargestellt  haben,  der  Vorwurf  des  „  Chauvinismus"  treffen  ?  Die  geringere 
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Eroberungssucht  der  älteren  Germanisten  erklärt  sich  doch  wohl  weniger 
aus  angeborener  Bescheidenheit,  als  daraus,  daß  die  Forschung  noch 
nicht  reif  war.  Sobald  die  Zeit  dafür  erfüllt  war,  haben  sich  glücklicher- 
weise die  Germanisten  nicht  abhalten  lassen,  dem  deutschen  Recht 
zurückzuerobern,  was  ihm  unrechtmäßig  entzogen  war. 

Vollen  Beifall  verdient  es,  daß  am  Schluß  des  Kapitels  (VI) 
Jakob  Grimm  als  Dritter  unter  den  Häuptern  der  historischen  Schule 
erscheint.  Seine  Leistungen  auf  dem  Gebiete  der  Rechtswissenschaft 
werden  im  Anschluß  an  das  schöne  Buch  von  R.  Hübner  eingehend 
und  zutreffend  gewürdigt.  Bei  der  Untersuchung  seines  Verhältnisses 
zu  Savigny  wird  die  einleuchtende  Vermutung  ausgesprochen,  daß 
ohne  dessen  tiefreichenden  Einfluß  J.  Grimm  wohl  kaum  dem  Recht 
einen  ebenbürtigen  Platz  neben*  Sprache,  Sitte  und  Glaube  in  der 
deutschen  Vergangenheit  eingeräumt  hätte. 

Der  „Frühblütezeit  der  historischen  Schule"  ist  das 
16.  Kapitel  gewidmet.  Doch  beschäftigt  sich  mit  der  Frühblüte  selbst 
nur  der  erste  Abschnitt  (I).  Zunächst  mit  der  Romanistik,  wobei 
Göschen,  Hasse,  Unterholzer,  Klenze,  Warnkönig  und  Zim- 
mernhervortreten, die  Anfänge  von  Bluhme,  Bethmann-Hollweg, 
He  f  f  t  e  r  und  B  i  e  n  e  r  besprochen  werden  und  eine  ausführliche  Behandlung 
D  i  r  k  8  e  n  und  sein  durch  seine  starr  philologisch-antiquarische  Richtung 
hervorgerufener  Gegensatz  gegen  Savigny  erfährt.  Sodann  mit  der 
Germanistik,  die  damals  noch  keine  Opposition  gegen  den  Romanismus 
erhebt.  Neben  v.  Dalwigk,  Rogge,  v.  Lancizolle,  H.Leo,  Hüll- 
mann usw.  treten  G.  L.  Maurer  und  Homeyer  mit  ihren  Anfangs- 
schriften auf.  Von  Maurer  bemerkt  er  unter  Berichtigung  des  nicht 
ganz  gerechten  Urteils,  das  über  ihn  v.  Amira  in  Verherrlichung  des 
Sohnes  auf  Kosten  des  Vaters  gefällt  hat,  zutreffend,  daß  er  als  Erster 
das  Studium  der  deutschen  Vergangenheit  für  die  Idee  der  Selbst- 
verwaltungfruchtbar gemacht  hat.  Vor  allem  aber  erscheint  Albrecht, 
der  in  zwiefacher  Richtung  Epoche  macht.  Er  schafft  mit  seiner 
berühmten  Monographie  über  die  Gewere  den  germanistischen  Stil 
dogmatischer  Rechtskonstruktion.  Und  er  vollzieht  »die  Herausbildung 
des  Staats  als  einer  besonderen,  vom  Herrscher  wie  vom  Volke  verschie- 
denen, nur  die  Einrichtungen  und  Bedürfnisse  des  Allgemeinwohls 
verkörpernden  juristischen  Person".  Besonders  behandelt  wird  das 
Lehnrecht  (Dieck,  Laspeyres)  und  das  Kirchenrecht  (in  erster  Linie 
F.  Walter,  aber  auch  Birnbaum,  Roßhirt  u.  a.). 

Im  Fortgange  des  Kapitels  (II)  bespricht  der  Verfasser  die  der 
historischen  Schule  gegenübertretende  „Spekulation".  Die  einzige 
Großmacht,  die  jener  das  Feld  streitig  macht,  ist  Hegel.  Der  Ver- 
fasser legt  mit  feinem  Verständnis  dar,  inwieweit  sein  Satz  von  der 
Wirklichkeit  des  Vernünftigen  und  von  der  Vernünftigkeit  des  Wirk- 
lichen, seine  Begriffe  vom  Staat,  vom  Strafrecht  und  vom  Privatrecht 
seine  Auffassung  der  positiven  Elemente  und  seine  konstruktive  Ge- 
schichtsphilosophie sich  mit  den  Anschauungen  der  historischen  Schule 
berühren  und  inwieweit  sie  vielmehr  zu  ihnen  im  Gegensatze  stehen. 
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Sehr  eingehend  handelt  er  sodann  von  Gans  und  seinem  Kampfe  gegen 
Savigny  und  Puchta.  Das  Bild,  das  er  von  dessen  Persönlichkeit 
zeichnet,  wäre  vielleicht  etwas  weniger  günstig  ausgefallen,  wenn  er 
bereits  die  Veröffentlichungen  in  der  Geschichte  der  Berliner  Uni- 
versität von  Lenz  hätte  benutzen  können,  hätte  aber  auch  einige 
freundlicher  anmutende  individuelle  Züge  gewonnen,  wenn  ihm  schon 
der  in  der  Liebmannschen  Jubiläumsgabe  für  die  Berliner  Juristen- 
fakultät faksimilierte  sehr  interessante  Brief  Wittes  über  Gans  be- 
kannt gewesen  wäre.  Von  den  Leistungen  des  zweifellos  hochbegabten 
Mannes  bewertet  er  das  ebensoviel  bewunderte  wie  geschmähte  Werk 
über  das  Erbrecht  in  weltgeschichtlicher  Entwicklung  als  „vorbildliches 
Monument  für  einen  neuen  Zweig  der  Rechtswissenschaft".  Gewiß 
gebührt  ihm  der  Platz  am  Eingangstor  der  vergleichenden  Rechts- 
wissenschaft, der  gewöhnlich  dem  Mutterrecht  Bach  ofens  zugewiesen 
wird  (vgl.  dagegen  S.  725).  Allein  vermöge  der  Art  seiner  Ausführung 
konnte  es  ein  „Vorbild"  für  wahrhaft  wissenschaftliche  Rechts- 
vergleichung nicht  sein  und  hat  vielmehr  die  Entwicklung  einer  solchen 
durch  Diskreditierung  der  ganzen  Idee  eher  verzögert.  Als  erfolg- 
reichen Gegenspieler  gegen  Gans,  dessen  Streit  mit  den  Häuptern  der 
historischen  Schule  zuletzt  in  Wortgezänk  endet,  stellt  der  Verfasser 
Stahl  dar.  Er  führt  zutreffend  aus,  daß  es  ein  Irrtum  sei,  in  Stahl 
den  Rechtsphilosophen  der  historischen  Schule  zu  erblicken.  Stahls 
Rechtsphilosophie  fußt  auf  Hegel  und  der  Spätphilosophie  Sc  hei - 
lings.  Allein  es  darf  doch  nie  übersehen  werden,  daß  die  Spekulation 
Hegels  und  seiner  Schule  mit  den  Grundanschauungen  der  histo- 
rischen Schule  den  Ausgangspunkt  im  organischen  Ganzen  und  folge- 
weise den  antiindividualistischen  und  antinominalistischen  Zug  gemein 
hat.  Die  volle  Überwindung  des  Naturrechts  auch  in  seiner  Kant- 
schen  Neufassung  brachte  erst  die  hierin  mit  der  historischen  Schule 
verbündete  spekulative  Philosophie.  Der  Lehre  vom  Staatsvertrage 
versetzten  erst  Hegel  und  Stahl  den  Todesstoß. 

Unter  der  Kennmarke  „Positivismus"  faßt  Landsberg  sodann 
(III)  eine  ziemlich  bunte  Gesellschaft  von  Zeitgenossen  zusammen,  die 
nur  zum  Teil  in  einem  Gegensatz  zur  historischen  Schule  stehen,  zum 
Teil  sich  ihr  gegenüber  indifferent  verhalten,  zum  Teil  sich  sogar  an 
sie  anlehnen.  Näher  handelt  er  insbesondere  von  Mühlen bruch,  von 
den  Ziyilprozeßualisten  v.  Linde  und  Bayer,  von  zahlreichen  Krimi- 
nalisten (darunter  Henke,  G.  E.  Schulze,  Welcker,  Bauer,  Hepp, 
Wächter,  Heffter)  und  von  gleichzeitigen  Staatsrechtslehrern,  unter 
denen  er  Jordan,  Pfizer,  Dahlmann,  Rotteck,  Welcker  und 
Maurenbrecher  hervorhebt,  vor  allem  aber  R.  Mohl,  dessen  Würt- 
tembergisches Staatsrecht  er  als  Großtat  feiert,  eingehend  würdigt. 
Einen  eigenen  längeren  Abschnitt  (IV)  widmet  er  Mittermaier,  der  ja 
in  der  Tat  mit  seiner  vielseitigen,  weit  ins  Ausland  hineinreichenden, 
in  alle  politischen  Bewegungen  verflochtenen,  die  verschiedensten 
Wissensgebiete  befruchtenden,  aber  freilich  mehr  ins  Breite  als  ins 
Tiefe  gehenden  Wirksamkeit  eine  Stellung  für  sich  einnimmt. 
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Mit  der  „Hochblüte  der  historischen  Schule"  befaßt  sich 
das  17.  Kapitel.  Der  Verfasser  eröffnet  es  (I)  mit  Puchta,  dessen 
Fortbildung  der  Quellentheorie  er  scharf  kritisiert,  ohne  ihre  bleibenden 
Wirkungen  zu  verkennen  *),  und  dessen  systematische  und  konstruktive 
Schöpfungen  er  in  ihrer  großartigen  Geschlossenheit  zur  Anschauung 
bringt,  ohne  ihre  begriffslogische  Überspannung  und  ihren  einseitigen 
Romanismus  zu  verschleiern.  Wenn  man  erwägt,  welche  ungeheure 
Macht  Puchtas  Gedankenarbeit  lange  Zeit  über  die  Geister  geübt 
hat  und  wie  sie  dann  schließlich,  als  die  Strömung  sich  gegen  sie 
kehrte,  einer  bis  zu  ungerechtem  Spott  gesteigerten  Mißachtung  ver- 
fallen ist,  so  wird  man  fast  an  die  Schicksale  des  Naturrechts  erinnert. 
Da  mag  der  Hinweis  darauf  versöhnlich  wirken,  wie  z.  B.  Puchtas 
Konstruktion  des  Besitzes  als  „Recht  an  der  eigenen  Person"  zwar  aus 
der  Besitzeslehre  verschwunden  ist,  aber  Geburtshilfe  bei  der  Lehre 
von  den  Persönlichkeitsrechten  geleistet  hat.  Neben  Puchta  werden 
die  „sonstigen  Romanisten",  die  innerhalb  der  historischen  Schule 
Bedeutendes  geleistet  haben,  kürzer,  aber  ausgiebig  behandelt  (II). 
So  Rudorff,  v.  Keller2),  v.  Bethmann-Hollweg  mit  seinem 
Meisterwerk  über  die  Geschichte  des  Zivilprozesses,  Bluhme, 
Böcking,  Hänel,  beide  Heimbach,  K.  Witte  und  als  Haupt  des 
„byzantinischen"  Zweiges  der  historischen  Schule  K.  E.  Zachariae 
v.  Lingenthal;  die  Bearbeiter  des  römischen  Staats-  und  Strafrechts 
Platner,  Geib,  Rubino  und  Huschke,  unter  denen  der  letzt- 
genannte wohl  kaum  ganz  zu  seinem  Rechte  kommt;  die  Dogmatiker 
Ribbentrop,  Francke,  F.  Mommsen  und  Arndts. 

Die  folgenden  Abschnitte  des  17.  Kapitels  sind  der  Germanistik 
gewidmet.  Zunächst  wird  der  „germanistische  Ansturm"  ge- 
schildert (II):  das  Wirken  des  „Sturmboten"  F.  L.  v.  B  ernhard  und 
des  die  Brücke  nach  Skandinavien  schlagenden  N.  Falck,  das  Auf- 
treten von  Reyscher  (der  gegen  das  einseitige  Urteil  Mohls  in 
Schutz  genommen  wird)  und  von  Wilda,  die  entscheidende  Aktion 
von  Georg  Beseler,  die  Gründung  der  Zeitschrift  für  deutsches 
Recht  und  die  Germanistentage.  Im  Mittelpunkte  steht  Beseler, 
dem  der  Verfasser  durchaus  gerecht  wird.  Zutreffend  beschließt  er  die 
ausführliche  Besprechung  seiner  Schrift  über  Volksrecht  und  Juristen- 
recht und  der  polemischen  Gegenschriften  mit  dem  Hinweis  darauf, 
wie  das  Buch,  das  so  vielen  als  „wissenschaftlich  abgeschlachtet"  er- 
schien, lebendige  Wirksamkeit  entfaltet  hat,  die  bis  in  unsere  Tage 
reicht.  Auch  B eselers  politische  Tätigkeit  würdigt  er  eingehend, 
wie  er  denn  überhaupt  den  inneren  und  äußeren  Zusammenhang  des 


*)  Die  Meinung,  daß  seither  von  keiner  Seite  die  Geltung  des  Ge- 
wohnheitsrechts auf  stillschweigende  Genehmigung  des  Gesetzgebers  zurück- 
geführt worden  sei  (S.  448),  ist  zu  optimistisch.  Huldigt  doch  z.  B.  Bin- 
ding  dieser  Theorie.  —  2)  Daß  Lochers  Urteil  über  Kellers  Vor- 
lesungen, wie  es  Anm.  8  S.  209  heißt,  als  bloße  „gehässige  Entstellung" 
übergangen  werden  könne,  muß  ich  zu  meinem  Bedauern  auf  Grund 
eigener  studentischer  Erfahrung  bestreiten. 
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germanistischen  Kampfes  gegen  den  Romanismus  mit  der  politischen 
Bewegung  der  Zeit  verständnisvoll  und  einleuchtend  darlegt.  Daneben 
macht  er  hier  und  an  anderen  Stellen  treffend  darauf  aufmerksam,  wie 
es  kein  Zufall  ist,  daß  der  germanistische  Aufschwung  gerade  voa 
Schleswig-Holstein,  wo  sich  deutsches  Recht  am  zähesten  und  reinsten  er- 
halten hat,  ausgegangen  und  stets  durch  die  wissenschaftliche  Berührung 
mit  den  nordgermanischen  Rechten  besonders  stark  gefördert  ist.  Die 
weitere  Darstellung  (II)  wendet  sich  den  „sonstigen  Germanisten" 
zu:  Duncker,  dessen  Unfähigkeit,  germanische  Rechtsgedanken  zu 
erfassen,  zwar  angedeutet,  aber  in  ihren  schädlichen  Folgen  nicht  ge- 
nügend erkannt  ist;  Kraut;  Homeyer,  über  dessen  ausgezeichnete 
Leistungen  für  Herausgabe  und  inhaltliche  Ausschöpfung  des  Sachsen- 
spiegels und  vieler  anderer  Rechtsbücher  ja  das  Urteil  immer  nur  in. 
einstimmigem  Lobe  ausklingen  kann;  den  Schwabenspiegelforschern, 
insbesondere  v.  Laßberg  und  Wackernagel;  Gaupp  J),  Gengier2), 
Joh.  Merkel,  v.  Riehthofen,  Lappenberg  und  Rößler;  den 
verfassungsgeschichtlichen  Arbeiten  von  Georg  Waitz8),  K.  Hegel, 
G.  L.v.Maurer  und  Westphalen;  G.  Phillips;  Zöpfl;  den  For- 
schungen über  älteres  deutsches  Strafrecht  von  Osenbrüggen  und 
Warnkönig;  Bluntschli  und  seinen  Nachfolgern  in  der  geschicht- 
lichen Behandlung  des  schweizerischen  Rechts  (Blumer4),  Segesser, 
v.  Wysz);  dem  Begründer  der  baltischen  Rechtswissenschaft  v.  Bunge. 

In  einem  weiteren  Abschnitt  (V)  wird  die  hi  torische  Vertiefung 
der  Prozeßrechtswissenschaft  durch  Briegleb,  J.  J.  W.  Planck 
und  Wetzeil  behandelt.  Der  Schlußabschnitt  (VI)  beschäftigt  sich  mit 
dem  Kirchenrecht  und  dessen  wissenschaftlicher  Verjüngung  durch  die 
geschichtliche  Methode.  An  der  Spitze  steht  natürlich  Richter- 
Neben  ihm  erscheinen  Jacobson  und  Phillips.  Unter  den  Jüngeren 
werden  v.' Schulte,  Maaßen,  0.  Mejer,  Dove,  E.  Friedberg, 
Hinschius,  E.  Loening,  v.  Scheurl  und  Herrmann  gewürdigt. 

Dem  Bilde  der  historischen  Rechtswissenschaft  in  ihrer  Hoch- 
blüte stellt  der  Verfasser  im  18.  Kapitel  den  „Positivismus  und 
Hegelianismus"  der  Zeit  gegenüber. 


*)  Die  Angaben  auf  8.  532  ergeben  kein  ganz  genaues  Bild  seiner 
Forschungsarbeit.  Das  Buch  über  Ansiedlung  und  Landteilung  kann  doch 
nicht  als  Zusammenfassung  des  Ergebnisses  der  Studien  über  Recht  und 
Verfassung  der  alten  Sachsen  (oder  der  vorher  genannten  Schriften)  be- 
zeichnet werden.  —  *)  Vermißt  wird  auf  S.  533  ein  Hinweis  auf  die  jüngeren 
Formen  seiner  Bearbeitung  des  deutschen  Privatrechts.  —  •)  Auch  seine- 
Bundesstaatstheorie  wird  an  dieser  Stelle  besprochen.  Dagegen  wird  auf  S.  539 
seine  Polemik  mit  v.  Sybel,  dessen  Werk  über  die  Entstehung  des  deut- 
schen Königtums  wohl  Erwähnung  verdient  hätte,  übergangen.  —  *)  Zu 
berichtigen  ist  der  Titel  seines  auf  8.  559  angeführten  Werkes.  Er  lautet 
nicht  „Staats-  und  Rechtsgeschichte  der  schweizerischen  Demokratie",  son- 
dern „der  schweizerischen  Demokratien".  Das  kleine  Versehen  ist  irre- 
führend, weil  (wie  schon  ein  Untertitel  ergibt),  die  „Demokratien",  deren 
Geschichte  behandelt  ist,  nur  die  6  Kantone  Uri,  Schwyz,  Unterwaiden, 
Glarus,  Zug  und  Appenzell  sind. 
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Auf  dem  Gebiete  des  gemeinen  Zivilrechts  (I)  unterscheidet 
er  den  „spekulativen  Positivismus",  als  dessen  Hauptvertreter  Chri- 
stiansen und  vor  allem  Kierulff  neue  Wege  einschlugen,  und  den 
„ unbefangenen  Positivismus"  von  J.  A.  v.  Seuffert,  Sintenis  und 
Holzschuher,  während  er  dem  als  Rechtslehrer  unübertroffenen 
v.  Vangerow  eine  isolierte  Stellung  zuweist.  Für  die  wissenschaft- 
liche Behandlung  der  Territorialrechte  (II)  schreibt  er  nach  den  in 
Österreich  und  Preußen  (hier  namentlich  durch  Bornemann  und  Koch) 
gemachten  Anfängen  dem  Werke  Wächters  über  Württembergisches 
Recht  eine  epochemachende  Bedeutung  zu.  Seitdem  sei  für  alle  Be- 
arbeitung der  Partikularrechte,  mochte  sie  von  Romanisten  oder  Ger- 
manisten ausgehen,  die  Anknüpfung  an  das  gemeine  Recht  zur  Richt- 
schnur geworden.  Gründliche  Beachtung  schenkt  er  den  Portschritten 
des  Handels-  und  Wechsel  rechts  (III),  die  der  positivistischen 
Methode  verdankt  werden.  Besonders  hoch  schätzt  er  E  inert  und  Liebe 
ein,  von  deren  Wechseltheorien  ja  in  der  Tat  die  eine  für  die  Lehre 
von  den  Wertpapieren,  die  andere  für  den  Begriff  des  modernen  Formal- 
vertrages grundlegend  wurde.  Auf  den  Gipfel  aber  hebt  erThöl,  den 
er  ein  wenig  überschwenglich  als  den  eigentlichen  Schöpfer  der  Wissen- 
schaft des  Handelsrechts  feiert.  Thöls  romanistische  Einseitigkeit  ent- 
geht ihm  nicht,  fällt  ihm  aber  gegenüber  dem  „Hochgenuß",  den  seine 
Kunst  scharf  geschliffener  Formulierung  bereitet,  wenig  ins  Gewicht. 
Er  weiß  feinsinnig  zu  erklären,  warum  dem  römischen  Recht  kurz  vor 
seiner  Entthronung  diese  „letzte  stolze  Eroberung"  gelingen  konnte, 
läßt  aber  kaum  erkennen,  daß  es  sich  in  der  Hauptsache  um  eine  un- 
berechtigte und  doch  nur  vorübergehende  Okkupation  handelte.  Den 
positivistisch  gerichteten  Handelsrechtslehrern  gesellt  er  Brinckmann, 
Renaud  und  v.  Hahn  zu,  um  sodann  einen  Blick  auf  die  vereinzelten 
und  nicht  recht  fruchtbar  gewordenen  Bestrebungen  Bieners  nach 
historischer  Begründung  des  Handelsrechts  zu  werfen.  Einen  eignen 
Abschnitt  (IV)  widmet  er  Otto  Bahr,  der  ihm  als  Vermittler  zwischen 
dem  wissenschaftlichen  Positivismus  Th  öl  scher  Färbung  und  dem 
reformierten  Historismus  erscheint.  Dabei  knüpft  er  vor  allem  an  das 
Buch  über  die  Anerkennung  als  Verpflichtungsgrund  an,  von  dem  er 
etwas  stark  enthusiastisch  sagt:  „Dieses  Werk  steht  da  in  der  gemein- 
rechtlichen Literatur  wie  ein  Monolith,  in  mächtiger  Größe  einsam 
hervorragend,  mehr  gleich  einem  Erzeugnis  einer  Naturkraft,  als  von 
Menschenhand  gefügt." 

Im  Fortgange  des  18.  Kapitels  handelt  er  von  Gebieten,  auf  denen 
die  philosophischen  Einflüsse  mehr  in  den  Vordergrund  treten.  In 
etwas  bunter  Zusammenfassung  („Publizistisches  und  Philosophi- 
sches") bespricht  er  zunächst  (V)  die  nicht  sehr  erhebliche  Literatur 
des  Völkerrechts  (K.  Th.  Pütter,  Hälschner,  Heffter,  Oppen- 
heim, Kaltenborn),  das  von  ihm  mit  geringer  Sympathie  begrüßte 
Naturrecht  der  Kraus  eschen  Schule  (Ähren  s  und  Röder)  nebst  dem 
Naturrecht  Trendelenburgs,  die  tüchtigen  staatsrechtlichen  Lei- 
stungen von  H.  A.  Zachariae  und  die  stark  zurückgebliebenen  Be- 
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arbeitungen  des  partikulären  Staatsrechts  (H.  Simon,  v.  Rönne,  Pözl, 
Brat  er,  dazu  einiges  über  die  dem  deutseben  Vaterlande  leider  ver- 
loren gegangene  Publizistik  von  Fr.  Lieber).  Sodann  (VI)  beschäftigt 
er  sich  sehr  eingehend  mit  dem  „ Strafrecht  unter  Hegel".  Er 
■würdigt  ausführlich  die  Hegelianer  Abegg,  Köstlin,  Berner  und. 
Hälschner  und  den  Herbartianer  Geyer,  bespricht  die  strafrechtliche 
Arbeit  von  E.  I.  Bekker  und  die  partikuläre  Strafrechtsliteratur  in 
Sachsen  (Krug,  v.  Schwarze,  Heinze),  Preußen  (Oppenhoff), 
Hannover  (Leonhardt),  Bayern  (Dollmann)  und  Österreich  (Hye, 
Herbst)  und  verfolgt  den  Anbruch  einer  neuen  Zeit  bei  John  und  die 
wirkliche  Durchführung  eines  neuen  positivistisch  -  philosophischen 
Systemes  durch  A.Merkel.  Auch  wird  er  an  dieser  Stelle  der  viel- 
seitigen Wirksamkeit  von  F.  v.  Holtzendorff  in  Anlehnung  an  Teich- 
manns schönen  Aufsatz  gerecht.  Am  Schluß  (VII)  behandelt  er  unter 
der  Überschrift  „die  letzten  Hegelianer",  —  daß  es  die  „letzten" 
geblieben  seien,  läßt  sich  bestreiten,  —  die  Bedeutung  von  Lorenz 
v.Stein  und  F.  Lassalle  für  die  Jurisprudenz.  Dem  von  ihm  sehr 
hoch  eingeschätzten  Lebenswerke  Steins  vindiziert  er  in  dreifacher 
Richtung  eine  machtvolle  und  bleibende  Einwirkung  auf  die  deutsche 
Rechtswissenschaft:  für  die  wissenschaftliche  Rechtsvergleichung,  für 
die  Begründung  einer  selbständigen  Verwaltungsrechtswissenschaft  und 
für  die  allgemeine  Höherwertung  der  Publizistik  und  die  Durchsetzung 
der  Ebenbürtigkeit  des  öffentlichen  Rechts.  Dagegen  schreibt  er  Las- 
salles System  der  erworbenen  Rechte,  das  sich  einerseits  als  ver- 
trocknete Nachfrucht  des  aprioristisch-spekulativen  Hegelianismus,  ande- 
rerseits als  Vorfrucht  der  großen  sozialdemokratischen  Ideenbewegung 
darstelle,  irgendeinen  Einfluß  auf  die  gleichzeitige  oder  sich  unmittelbar 
anschließende  Entwicklung  der  deutschen  Rechtswissenschaft  nicht  zu. 

Das  19.  Kapitel  behandelt  „die  Krisis  der  historischen 
Schule".  Der  Verfasser  geht  von  der  Betrachtung  aus,  daß  um  die 
Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  sowohl  die  romantisch-historische,  wie 
die  spekulativ- philosophische  Richtung  zu  Ende  gehen.  Das  natur- 
wissenschaftlich-positivistische  Zeitalter  beginnt,  in  dem  nur  das  Greif- 
bare und  Meßbare  gilt  und  materialistische,  utilitaristische,  macht- 
absolutistische und  mechanistisch-evolutionistische  Anschauungen  über- 
mächtig vordringen.  So  brechen  die  bisherigen  Stützen  der  Auffassung 
des  Werdens  wie  des  Seins  zusammen,  „und  riesengroß,  den  Vordergrund 
allein  ausfüllend,  bleibt  übrig  der  nackte,  selbstbewußte,  allbeherrschende 
Positivismus".  Allein  mit  der  historischen  Schule  verschwindet  nicht 
die  historische  Richtung.  Vielmehr  durchdringt  sie  in  höherem  oder 
geringerem  Grade  auch  die  positivistische  Jurisprudenz,  rettet  ihr  die 
Wissenschaftlichkeit  und  bereitet  sich  zu  neuer  Entfaltung  vor.  Ja, 
manche  Gebiete  der  Rechtswissenschaft,  wie  Handelsrecht  und  Staats- 
recht, erobert  der  historische  Gedanke  erst  jetzt. 

Den  Abschnitt  (I)  über  das  „Ende  der  alten  Schule"  leitet 
der  Verfasser  mit  einer  (an  Sternberg  anschließenden)  Würdigung 
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v.  Kirchmanns  ein,  dessen  berühmter  Vortrag  über  die  Wertlosigkeit 
der  Jurisprudenz  als  Wissenschaft  (1847)  schon  wie  Grabgesang  ge- 
klungen habe.  Dann  aber  analysiert  er  die  Fülle  der  methodologischen 
Schriften,  die  sich  gegen  die  historische  Schule  überhaupt  oder  doch 
gegen  manche  ihrer  Einseitigkeiten  wandten.  Dabei  treten  viele 
später  ausführlich  behandelte  Juristen  (insbesondere  Kuntze  und 
Windscheid)  bereits  handelnd  auf.  Andere,  wie  Dworzak,  R.  Schmid 
und  der  „scharfsinnige  Sonderliug"  Gustav  Lenz  werden  bei  dieser 
Gelegenheit  überhaupt  erledigt. 

Als  „Übergang"  zu  der  neueren  historischen  Richtung  be- 
trachtet der  Verfasser  (II)  die  Wirksamkeit  der  sich  vom  romanistischen 
Purismus  abwendenden  „Mediaevisten".  Hierher  stellt  er  vor  allem 
Bruns,  der  freilich  später  in  streng  romanistische  Bahnen  einlenkte; 
B.Delbrück,  dem  er  erfreulicherweise  volles  Recht  widerfahren  läßt; 
v.  Buchka;  Ziebarth;  W.Arnold,  dessen  oft  verkannte  hohe  Be- 
deutung für  die  Erforschung  der  Zusammenhänge  zwischen  dem  Recht 
und  allen  anderen  Seiten  des  geistigen  und  wirtschaftlichen  Soziallebens 
er  gebührend  würdigt.  Außerdem  bespricht  er  hier  die  Männer,  die 
sich  hauptsächlich  um  die  Rezeptionsgeschichte  verdient  gemacht  haben; 
namentlich  Stintzing,  Muther,  Fitting,  M.  Conrat,  Franklin, 
Stölzel  und  Ott. 

Dann  aber  (III)  wendet  er  sich  der  neuen  Richtung  selbst 
zu.  Als  ihre  bahnbrechenden  Führer  betrachtet  er  Gerber  und  Jhe- 
ring,  denen  er  daher  eine  sehr  ausführliche,  sich  liebevoll  ins  einzelne 
versenkende  Darstellung  widmet.1)  Er  handelt  zunächst  gesondert  von 
den  ersten  Werken  Gerbers  und  von  der  ersten  Periode  Jherings, 
bei  jenem  also  von  der  Schrift  über  das  wissenschaftliche  Prinzip  des 
gemeinen  deutschen  Privatrechts,  dem  System  des  deutschen  Privatrechts 
und  einzelnen  germanistischen  Abhandlungen,  bei  diesem  von  den 
frühesten  Schriften  und  vor  allem  vom  Geiste  des  römischen  Rechts ; 
sodann  von  dem  gemeinsamen  Wirken  beider  Männer  (1857—1863),  die 
in  den  dogmatischen  Jahrbüchern  ein  Organ  der  „modernen  Real- 
jurisprudenz*  schufen ;  endlich  wieder  gesondert  von  der  Spätzeit  eines 
jeden,  somit  von  Jheririgs  Kampf  gegen  die  konstruktive  Begriffs- 
jurisprudenz und  seinem  Zweck  im  Recht  und  von  Gerbers  Über- 
tragung der  neuen  Methode  auf  das  Staatsrecht.  Ich  kann  nicht 
verschweigen,  daß  mir  diese  Paarung  nicht  als  ganz  glücklich  erscheint. 
Beide  Männer  haben  ja  miteinander  gemein,  daß  sie  im  Grunde 
unhistorische  Köpfe  waren,  dagegen  hohe  juristische  Begabung  besaßen 
und  diese  in  den  Dienst  moderner  Rechtsdogmatik  stellten.  Allein  im 
innersten  Wesen  sind  sie  grundverschieden,  haben  daher  auch  sehr  un- 
gleiche Spuren  in  der  Geschichte  der  Rechtswissenschaft  zurückgelassen. 

Jhering  hat  ja  in  der  Tat  umwälzend  gewirkt.    Er  verdankt 

*)  Im  Notenbande  S.  335  ff.  liefert  er  sogar  ein  chronologisches 
Verzeichnis  der  Schriften  Jherings. 
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seinen  gewaltigen,  bis  heute  nicht  erloschenen  Einfluß  auf  Inland  und 
Ausland  in  erster  Linie  der  geistreichen  Art,  in  der  er  die  Analyse  des 
ihm  wohlvertrauten  römischen  und  modernen  Rechts  mit  philosophi- 
scher Betrachtungsweise  durchsetzte.  Seine  Philosophie  behielt  freilich 
stets  etwas  Dilettantenhaftes,  und  der  schroffe  Wechsel  seiner  Grund- 
anschauungen mutet  nicht  wie  eine  innere  Entwicklung,  sondern  wie 
eine  sprunghafte  Durchführung  „heroischer  Entschlüsse"  an.  Allein 
seine  naive  und  gemeinverständliche  Erklärung  der  sozialen  Lebens- 
erscheinungen kam  (und  kommt)  mächtigen  »Zeitströmungen  entgegen. 
Auch  war  seine  Bekämpfung  der  Einseitigkeiten  der  herrschenden  Auf- 
fassung um  so  eindrucksvoller,  je  kühner  er  dem,  wofür  er  vielfach  einst 
selbst  nachdrücklich  eingetreten  war,  die  konträre  Einseitigkeit  entgegen- 
stellte. Die  Überschätzung  des  logischen  Elementes  im  Recht,  deren 
er  ursprünglich  sich  selbst  im  Banne  Puchtas  schuldig  gemacht  hatte, 
schlug  in  die  radikale  Ablehnung  und  zügellose  Verspottung  jeglicher 
„Begriffsjurisprudenz"  um.  Er  entthronte  den  Willen,  dem  er  lange 
Zeit  hindurch  die  zentrale  Stellung  im  Recht  angewiesen  hatte,  und 
verherrlichte  als  alleinigen  Schöpfer  der  Rechtsordnung  den  Zweck, 
während  er  das  subjektive  Recht  in  geschützte  Interessen  auflöste. 
Alles  friedliche  Werden  ersetzte  er  durch  den  Kampf  und  alles  unbewußte 
Schaffen  der  Gemeinschaftskräfte  durch  die  reflektierte  Tat.  Er  leugnete 
jede  Immannenz  des  Rechtstriebes  oder  der  Rechtsidee  und  erklärte  das 
Rechtsbewußtsein  für  ein  Anerziehungsprodukt  zwingender  Macht,  die 
das  Recht  als  Mittel  für  das  Nützliche  ersonnen  und  in  kluger  Selbst- 
beschränkung objektiviert  hat.  Zweifellos  hat  Jhering  mit  diesem 
allen  anregend  gewirkt,  ei  hat  begeisterte  Anhänger  gewonnen  und 
auch  die  Gegner  gezwungen,  manche  unhaltbare  Position  aufzugeben 
und  die  eigenen  Anschauungen  tiefer  zu  begründen.  Allein  dauernden 
positiven  Gewinn  hat  im  Grunde  seine  Philosophie  der  Rechtswissen- 
schaft nicht  gebracht.  Der  als  der  Weisheit  letzter  Schluß  hervor- 
springende Utilitarismus,  der  mit  dem  Recht  zugleich  Sitte  und  Sitt- 
lichkeit verschlingt,  konnte  niemals  zur  sprudelnden  Quelle  verjüngten 
Lebens  werden.  Eine  Jurisprudenz,  die  das  Recht  nur  noch  dem  Namen 
nach  kennt,  nur  als  die  täuschende  Etikette,  hinter  der  sich  Macht  und 
Nutzen  verstecken,  gibt  sich  selbst  auf.  So  hat  denn  auch,  wie  mir 
scheint,  sich  die  deutsche  Rechtswissenschaft  bis  heute  nicht  die  spezi- 
fische Rechtsidee  rauben  lassen,  die  sie  auf  den  von  der  historischen 
Schule  gelegten  Fundamenten  erarbeitet  hat.  Und  das  wirklich  Blei- 
bende, was  Jhering  hinterlassen  hat,  entstammt  nicht  seiner  Philo- 
sophie, sondern  seiner  konstruktiven  Dogmatik.  Denn  in  ihr  war  er 
schöpferisch.  Mit  seiner  Devise  „durch  das  römische  Recht  über  das 
römische  Recht  hinaus"  bahnte  er  sich  den  Weg  zur  freien  Erfassung  mo- 
derner Rechtsgedanken.  Was"  ihn  aber  zu  vorbildlichen  dogmatischen  Lei- 
stungen befähigte,  das  war  seine  außerordentliche  juristische  Phantasie, 
seine  das  wirkliche  Rechtsleben  auf  den  Höhen  und  in  den  Niederungen 
mit  genialer  Intuition  ergreifende  Anschauungskraft  und  seine  plastische 
Gestaltungskunst. 
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Kann  ihm  Gerber  zur  Seite  gestellt  werden?  Philosophische 
Betrachtungsweise  blieb  ihm  fremd.  Bei  ihm  handelt  es  sich  also  nur 
um  die  Frage  nach  der  Bedeutung  seiner  dogmatischen  Leistungen. 
Sie  sind  durchweg  auf  begriffliche  Konstruktion  angelegt  und  von 
stark  formalistischem  Geiste  erfüllt.  Wodurch  sollen  sie  trotzdem  bahn- 
brechend für  ein  neues  Zeitalter  gewirkt  haben?  Als  Germanist  hat 
Gerber  auf  dem  Gebiete  des  deutschen  Privatrechts  im  wesentlichen 
nicht  aufgebaut,  sondern  lediglich  zerstört.  Seine  Schrift  über  das 
wissenschaftliche  Prinzip  des  gemeinen  deutschen  Privatrechts  wollte 
mit  dem  Begriff  eines  gemeinen  Rechts  deutscher  Herkunft  endgültig 
aufräumen  und  dem  deutschen  Privatrecht  nur  den  Wert  einer  wissen- 
schaftlichen Abstraktion  zugestehen.  Ich  muß  gegenüber  Landsberg, 
der  darin  eine  befreiende  Tat  erblickt,  das  bei  der  Besprechung  des 
vorigen  Halbbandes  S.  252  Gesagte  wiederholen.  Der  Versuch  ist 
gescheitert.  Die  gemeinrechtliche  Praxis  hat  stets  so  gut  ein  gemeines 
deutsches,  wie  ein  gemeines  römisches  Recht  als  positives  Recht  anerkannt 
und  unmittelbar  angewandt,  und  auch  das  Reichsgericht  hat  immer 
Sätze  des  gemeinen  deutschen  Privatrechts  als  revisible  Normen  behan- 
delt. Im  übrigen  rühmt  Landsberg  der  Schrift  nach,  daß  sie  die 
rein  historische  Schule  klassischer  Prägung  im  Grunde  nicht  restauriert, 
sondern  überwunden  und  namentlich  ihre  Rechtsentstehungslehre  preis- 
gegeben habe.  Mag  das  richtig  sein,  so  wird  doch  auch  der,  der  darin 
ein  Verdienst  findet,  vergeblich  in  der  von  Gerber  an  die  Stelle 
gesetzten  allgemeinen  Rechtslehre  neue  fruchtbare  Gedanken  suchen. 
Und  als  nun  Gerber  sich  an  den  Aufbau  seines  „ wissenschaftlichen" 
deutschen  Privatrechts  machte,  da  kam  jenes  System  zum  Vorschein, 
das  durch  seine  Kürze,  seine  logische  Gliederung  und  seine  scharfe 
Begriffskonstruktion  blendete,  dies  alles  aber  nur  durch  Verstümmelung 
des  Stoffs,  durch  dessen  gewaltsame  Zerreißung  und  Einzwängung  in 
die  Pandektenschablone  und  durch  blinde  Unterwerfung  unter  Puchtas 
romanistischen  Begriffsabsolutismus  erreichte.  Gewiß  hatte  das  Buch 
einen  „gewaltigen  Erfolg".  Aber  wenn  Landsb  erg  hier  diese  Instanz 
anruft,  warum  läßt  er  sie  nicht  auch  zugunsten  des  von  ihm  (Noten- 
band S.  120)  so  schonungslos  abgekanzelten  Mackeldey  gelten?  Natür- 
lich war  es  für  die  große  Masse  der  romanistisch  geschulten  Juristen 
bequem,  in  diesem  dünnen,  wasserklaren  Aufguß  das  ganze  deutsche 
Recht  sich  zu  Gemüte  führen  zu  können,  .ohne  aus  dem  gewohnten 
Gedankengeleise  herausgeschleudert  zu  werden,  Konnten  sie  doch  die 
Oberflächlichkeit  mit  einem  stolzen  Mantel  drapieren,  wenn  sie  der 
hochmütigen  Versicherung  trauten,  daß  es  sich  um  den  Gegensatz  nicht 
von  Romanismus  und  Germanismus,  sondern  von  Jurisprudenz  und 
Dilettantismus  handle.  Allein  echtes  deutsches  Recht  war  es  nun  einmal 
nicht,  was  Gerber  lehrte.  Die  deutsche  Seele  war  ausgetrieben.  Alle 
germanischen  Rechtsgedanken  waren  ihres  inneren  Gehaltes  beraubt. 
Bereitwillig  opferte  Gerber  auf,  was  wegen  germanischer  Eigenart 
nicht  in  das  fertige  Schema  paßte,  und  eilfertig  verrichtete  er  nach 
Brunners  Ausdruck  die  Arbeit  des  Totengräbers,  wo  ihm  ein  anderer 
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eine  germanische  Rechtsidee  erschlagen  zu  haben  schien.  Dieser  eng- 
herzige Romanismus  durchzieht  auch  seine  germanistischen  Monographien. 
Und  was  von  dem,  was  als  Frucht  seiner  Dogmatik  gepriesen  wurde, 
hat  sich  denn  schließlich  bewährt?  Etwa  seine  Wegdeutung  dei 
Autonomie?  Oder  seine  Zerfaserung  der  Gewere?  Oder  seine  Konstruktion 
der  Reallasten?  Oder  seine  Verflüchtigung  des  Urheberrechts  zur 
Reflexwirkung  des  Nachdrucksverbotes?  Oder  seine  Behandlung  der 
Probleme  des  deutschen  Genossenschafts-  und  Gesellschaftsrechts?  Oder 
seine  Stellungnahme  zur  ehelichen  Gütergemeinschaft?  Oder  seine 
Leugnung  der  Parentelenordnung?  In  diesen  und  zahllosen  anderen 
Punkten  sind  seine  Gegner,  durchgedrungen.  Die  Germanisten,  die 
gegen  seine  Grundauffassung  und  Methode  Einspruch  erhoben,  waren 
also  doch  wohl  nicht  bloß,  wie  Landsberg  (S.  786).  meint,  Leute, 
„denen  nationale  Wünsche  und  Gesinnungen  über  logischer  Einsicht 
stehen",  und  die  Erfolge,  die  sie  im  Kampfe  gegen  den  „romanisierenden 
Germanisten"  erzielten,  lassen  sich  nicht  daraus  herleiten,  daß  sie 
angeblich  „nicht  müde  geworden  sind,  Gerber  als  den  gran  pro- 
ditore  zu  verketzern".  Vielmehr  wird  das  Urteil  der  Geschichte  auch 
heute  dahin  lauten  müssen,  daß  Gerber  auf  dem  Gebiete  des  deut- 
schen Privatrechts  positiv  schöpferisch  nicht  gewirkt  hat.  Und  das 
Verdienst  seines  Hauptwerkes  liegt  eben,  wie  ich  an  anderer  Stelle 
gesagt  habe,  nur  darin,  daß  es  durch  die  Hinstellung  von  Zielen,  deren 
Erreichung  auf  anderen  Wegen  erstrebt  werden  muß,  anregend  und 
fördernd  auf  die  germanistische  Jurisprudenz  eingewirkt  hat.  —  Eher 
läßt  sich  auf  dem  Gebiete  des  Staatsrechts  von  einer  epoche- 
machenden Bedeutung  Gerbers  reden.  Schon  der  durchaus  zutreffende 
Hinweis  Landbergs  darauf,  daß  der  geistige  Testamentsvollstrecker 
Gerbers  Laband  ist,  rechtfertigt  ein  derartiges  urteil.  In  der  Tat 
ist  Gerber,  indem  er  als  Erster  die  im  Privatrecht  ausgebildete  Methode 
begrifflicher  Konstruktion  auf  das  Staatsrecht  übertrug,  zum  Begründer 
der  streng  juristischen  Richtung  innerhalb  der  deutschen  Staatsrechts- 
wissenschftft  geworden.  Nur  darf  nicht  übersehen  werden,  daß  aus 
seiner  Erbschaft  auch  der  einseitige  Formalismus  stammt,  der  dieser 
Richtung  von  Hause  aus  anhaftete  und  um  dessen  Überwindung  sie 
noch  heute  ringt.  Landsberg  hebt  namentlich  die  beiden  Begriffe 
der  Persönlichkeit  des  Staats  und  der-öffentlichrechtlicben  Herrschaft 
als  die  Ausgangspunkte  von  Gerbers  staatsrechtlicher  Konstruktion 
hervor.  Beide  Begriffe  stammen  nicht  erst  von  Gerber.  Landsberg 
selbst  legt  dar,  daß  Gerber  den  Begriff  der  Staatspersöulichkeit  von 
Albrecht  übernommen  hat;  er  macht  auch  auf  den  Zusammenhang 
mit  der  Auffassung  des  Staates  als  sittlichen  Organismus  bei  Schmitt- 
henner  und  Held  aufmerksam  und  hätte  noch  sehr  viel  weiter 
zurückverweisen  können.  Und-  den  Begriff  der  Herrschaft  (imperiura) 
hatte  ja  die  gesamte  ältere  Staatslehre  als  eigentliches  Wesensmerkmal 
des  Staats  an  die  Spitze  gestellt.  Allerdings  aber  hat  Gerber  beide 
Begriffe  schärfer  als  ein  Vorgänger  im  Sinne  von  Rechtsbegriffen  for- 
muliert und  konstruktiv  verwertet.    So  war  es  eine  folgenreiche  Tat, 
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daß  er  die  Persönlichkeit  des  Staats  ins  Zentrum  rückte.  Nur  konnte 
seine  Lehre,  weil  sie  in  einem  rein  formalen  Begriff  der  juristischen 
Person  stecken  blieb,  nicht  über  eine  schematische  Einheit  hinausführen 
und  mußte  sich  gegen  alle  Bestrebungen  stemmen,  die  auf  die  Voll- 
endung der  Lehre  vom  Wesen  des  Staats  als  eines  geistig-sittlichen 
Organismus  durch  die  Erfassung  der  ihm  immanenten  realen  Gesamt- 
persönlichkeit gerichtet  waren.  Ebenso  hat  er  die  Erkenntnis  der 
Eigenart  der  staatlichen  Herrschaftsordnung  durch  die  Untersuchung 
ihrer  juristischen  Struktur  erheblich  gefördert.  Aber  indem  er  einer- 
seits dem  Staate  ein  Herrschaftsmonopol  beilegte,  andererseits  den  Staat 
ausschließlich  als  Herrschaftsverband  auffaßte,  lenkte  er  in  staats- 
absolutistische Bahnen  ein  und  hemmte  die  längst  im  Zuge  befindliche 
Entwicklung  einer  Staatsrechtslehre,  die  vom  Gedanken  des  genossen- 
schaftlichen Gemeinwesen  ausgeht. 

Mußte  ich  mich  gegenüber  dem  Schluß  des  19.  Kapitels  in  längeren 
Ausführungen  ergehen,  um  meine  in  Hauptpunkten  abweichende 
Meinung  nicht  ganz  ohne  Begründung  zu  lassen,  so  kann  ich  in  An- 
sehung des  das  Werk  abschließenden  20.  Kapitels,  das  „die  jüngere 
historisch-praktische  Richtung"  behandelt,  mich  mit  einem 
kurzen  Berichte  begnügen.  Denn  wenn  ich  auch  in  Einzelheiten  nicht 
immer  die  Auffassung  des  Verfassers  teile,  so  habe  ich  doch  grund- 
sätzliche Einwendungen  weder  gegen  die  sachkundige  Darstellung  der 
verschiedenen  wissenschaftlichen  Richtungen,  noch  gegen  die  ruhig  ab- 
wägende Würdigung  der  sie  vertretenden  Persönlichkeiten  zu  erheben. 

Dies  gilt  vor  allem  von  den  der  romanistischen  Wissenschaft 
gewidmeten  Abschnitten.  Der  erste  derselben  (I)  beschäftigt  sich  mit 
dem  gemeinen  Zivilrecht.  Eingehend  werden  Leist  undKuntze 
(dessen  „Gesamtakt"  doch  wohl  mit  Unrecht  als  völlig  mißraten  ver- 
worfen wird,  während  seine  Kreationstheorie  uneingeschwächtes  Lob 
erfährt)  behandelt.  Zu  voller  Geltung  als  einer  der  scharfsinnigsten  und 
schaffensfreudigsten  Denker  und  Forscher  von  mächtiger  Eigenart  und 
quellengenährter  Ursprünglichkeit  kommt  Brinz.  Mit  besonderer 
Sympathie  begleitet  der  Verfasser  E.  1.  Bekkers  reiches,  noch  nicht 
abgeschlossenes  Lebenswerk.1)  Kürzer  werden  G.  Hartmann,  Rege  ls- 
berger,  Mandry  und'in  einer  Anmerkung  Ubbelohde,  Göppert, 
Eck  und  Enneccerus  besprochen.  Dann  folgt  eine  ausführliche 
Schilderung  des  Lebens  und  Wirkens  von  Windscheid.  Seine  Vor- 
züge und  Schwächen  werden  treffend  charakterisiert.  Doch  scheint 
mir  trotz  aller  Anerkennung  seiner  gewaltigen  Arbeitsleistung  das  Ge- 
samturteil über  deren  bleibenden  Wert  durch  des  Verfassers  Vorliebe 


J)  Zu  berichtigen  ist  hier,  daß  Bekkers  Aufsatz  „über  die  natürliche 
Beschaffenheit  der  Objekte  unserer  dinglichen  Rechte"  von  1898  in  den 
Sitzungsberichten  der  königl.  preußischen,  nicht,  wie  es  in  Anm.  17  auf 
S.  357  heißt,  der  königl.  bayrischen  Akademie  der  Wissenschaften  erschienen 
ist.  Wenn  übrigens  gerade  dieser  Aufsatz  als  eine  „rechtsphilosophische 
Leistung  im  besten  Sinne  des  Worts"  gerühmt  wird,  so  dürfte  dazu  ein 
Fragezeichen  nicht  unangebracht  sein. 
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für  Jhering  eine  Trübung  erfahren  zu  haben,  die  das  wissenschafts- 
geschichtliche Verhältnis  verschiebt.  —  Der  nächste  Abschnitt  (II)  stellt 
die  Verselbständigung  und  kraftvolle  Entfaltung  der  römischen 
Rechtsgeschichte  dar.  Er  beginnt  mit  Mommsen  als  Juristen. 
Seine  überragende  Größe,  seine  kongeniale  Erfassung  des  römischen 
Rechts  als  des  Schlüssels  für  das  Verständnis  des  Römertums  überhaupt, 
seine  unendlich  vielseitige,  alle  Zweige  der  römischen  Rechtsgeschichte 
befruchtende  Tätigkeit  werden  in  vollen  Akkorden  gewürdigt.  Dann 
ist  von  seinen  Mitarbeitern  Krüger,  Studemund  und  R.  Scholl 
und  von  den  Fortsetzern  M.  Voigt  (der  freilich  die  erstrebte  Höhe  nicht 
erreicht  hat),  Per  nie  e  und  Kariowa  die  Rede. 

Bei  der  Besprechung  der  Germanistik  (III)  bemerkt  der  Ver- 
fasser, daß  ihr,  während  ihr  für  die  Zeit  der  Romantik  ein  Grimm 
beschieden  war,  für  die  Zeit  seit  der  Jahrhundertmitte  ein  Mommsen 
versagt  geblieben  ist.  So  fehle  hier  „eine  überragende  Persönlichkeit, 
die  deutsche  Staatsgeschichte,  germanistische  Philologie,  germanische 
Stammesrechte  und  geltendes  deutsches  Recht  miteinander  verbunden 
und  einen  scharfen  Wendepunkt  gegenüber  der  älteren  germanistischen 
Rechtswissenschaft  bezeichnet  hätte".  Das  ist  zweifellos  richtig,  konnte 
aber  doch  wohl  nicht  anders  sein.  Denn  einer  solchen  Aufgabe  wäre  auch 
Mommsen  sehe  Kraft  nicht  gewachsen  gewesen.  Im  einzelnen  handelt 
der  Verfasser  zunächst  von  P.  Roth,  dessen  spezifisch  juristischer  Be- 
handlung historischer  Probleme  er  bahnbrechende  Bedeutung  beilegt. 
Sodann  von  J.  Ficker,  dem  auf  seinen  weit  von  der  Heerstraße 
abführenden  und  zum  Teil  absonderlichen  Wegen  zu  folgen  er  natür- 
lich verzichten  muß.  Weiter  von  Stobbe,  dessen  umfassende  und 
sorgfältige  Forschungsarbeit  er  gebührend  würdigt,  während  er  das 
juristisch  Konstruktive  bei  ihm  m.  E.  überschätzt.  Hierauf  von  Siegel 
(insbesondere  dem  Versprechen  als  Verpflichtungsgrund),  R.  Schröder 
und  La  band,  von  Boretius  (dessen  Herausgebertätigkeit  er  mit 
Recht  auf  das  höchste  rühmt),  Rockinger  und  Steffenhagen,  in 
Anmerkungen  auch  von  Dahn,  Jolly  undLoersch.  Eingehend  be- 
schäftigt er  sich  mit  K.  v.  Maurer  und  seinen  Forschungen  über 
skandinavisches  Recht,  die  im  Norden  selbst  die  höchste  Anerkennung 
gefunden  haben.  Endlich  beleuchtet  er  die  „Anfänge"  Brunn  ers 
und  des  Unterzeichneten  und  in  knapper  Form  auch  die  ersten  Arbeiten 
von  Sohm  und  Heus ler.  Doch  will  er  die  Schilderung  des  Auf- 
schwunges der  germanistischen  Rechtswissenschaft  seit  den  70  er  Jahren, 
da  hierfür  fachmännische  Vorarbeiten  noch  fehlen,  einer  anderen  Feder 
überlassen  und  eben  nur  durch  einige  Andeutungen  über  die  Einleitung 
der  Bewegung  vorbereiten. 

Abgeschlossener  ist  das  Bild,  das  er  von  der  Pflege  des  terri- 
torialen Privatrechts,  der  nunmehr  hervorragende  Gelehrte  sich 
widmeten,  entwirft  (IV).  Das  österreichische  Privatrecht  fand  seinen 
Klassiker  in  Unger,  bei  dessen  eingehender  Würdigung  ich  nur  einen 
Hinweis  auf  seine  im  Laufe  der  Jahre  immer  entschiedener  vollzogene 
Abkehr  vom  doktinären  Romanismus  und  sein  wachsendes  Verständnis 


362  Literatur. 

für  deutsche  und  moderne  Rechtsgedanken  vermisse.  Daneben  treten 
Exner,  Randa,  Pfaff,  Hofmann  und  Czyhlarz  hervor.  Für  das 
preußische  Landrecht  wurde  eine  neue  wissenschaftliche  Behandlung 
durch  Förster  eingeleitet  und  durch  H.  Dernburg  zur  Vollendung 
gebracht.  Der  Verfasser,  der  bei  dieser  Gelegenheit  von  Dernburgs 
gesamter  Wirksamkeit  überhaupt  handelt,  schildert  treffend  dessen 
sozialpraktische  Richtung,  für  die  die  juristische  Konstruktion  nur  noch 
Mittel  zum  praktischen  Zweck  ist.  Auch  Brassert,  Achenbach 
und  Klostermann  werden  erwähnt.  Näher  ins  Auge  gefaßt  werden 
die  Bearbeitungen  des  kurhessischen  Privatrechts  durch  Roth  und 
Meibom,  des  mecklenburgischen  durch  Böhlau  und  vor  allem  des 
bayrischen  durch  Roth,  nur  gestreift  die  Bearbeitungen  des  rheinischen 
Rechts  (bes.  Puchelt)  und  des  sächsischen  Gesetzbuchs  (Siebenhaar, 
Schmidt).  Schließlich  werden  unter  den  „Zusammenfassungen''  der 
Territorialrechte  einerseits  die  von  Meibom  veranlaß te  große  Samm- 
lung von  Darstellungen  der  deutschen  Hypothekenrechte,  durch  ver- 
schiedene Verfasser,  andererseits  das  „System  des  deutschen  Privat- 
rechts" von  Roth  hervorgehoben.  Daß  dem  letztgedachten  Werke 
seine  „statistische  Methode"  zum  Vorwurf  gemacht  ist,  findet  Lands- 
berg ungerecht.  Ich  muß  aber  die  Behauptung  aufrechterhalten,  daß 
aus  ihm  wirklich  lebendiges  Recht  niemals  zu  schöpfen  war  (mein 
deut.  Privatr.  I  93  Anm.  47).  Und  jedenfalls  war  es  für  das  deutsche 
Recht  ein  herbes  Mißgeschick,  daß  in  der  Kommission  für  die  Fertig- 
stellung des  ersten  Entwurfes  unseres  bürgerlichen  Gesetzbuchs  der 
alleinige  Vertreter  der  germanistischen  Rechtswissenschaft  Roth  war, 
der  mit  seiner  Statistik  der  Partikularrechte  wohl  die  Ausarbeitung 
der  Motive  erleichtert,  für  germanische  Rechtsgedanken  aber  keinen 
Finger  gerührt  hat.  Diese  notorische  Versündigung  am  einheimischen 
Recht  hätte  bei  der  Zeichnung  seines  Lebensbildes  nicht  verschwiegen 
werden  sollen. 

Der  folgende  Abschnitt  (V)  ist  dem  Handelsrecht  gewidmet, 
dem  nun  endlich  auch  die  Befruchtung  durch  historische  Forschung 
zuteil  wurde.  Selbstverständlich  schildert  der  Verfasser  hier  vor  allem 
das  Leben  und  Wirken  von  Goldschmidt,  dessen  unsterbliches  Ver- 
dienst auch  der  anerkennen  muß,  der  es  bedauert,  daß  er  einseitig 
vom  römischen  Recht  ausging  und  zur  Aufdeckung  der  germanischen 
Wurzeln  des  Handelsrechts  nicht  Neigung  oder  Muße  fand.  Außerdem 
bespricht  der  Verfasser,  während  er  auf  andere  jüngere  Handelsrechts- 
lehrer (z.  B.  Behrend,  Lewis,  Pappenheim)  nur  gelegentlich  hin- 
weist, näher  die  Leistungen  von  W.  Endemann,  der  mit  seiner  wirt- 
schaftlich-utilitari8chen  Richtung  immerhin  manchen  neuen  Ausblick 
eröffnet  hat,  wenn  auch  seine  Dogmatik  durch  den  Mangel  jedes  Ver- 
ständnisses für  die  Selbständigkeit  der  Rechtsbegriffe  gelähmt  wurde. 

Im  nächsten  Abschnitt  (VI)  wendet  der  Verfasser  sich  „son- 
stigen Rechtszweigen"  zu.  Er  handelt  zuvörderst  von  den  Anfangen 
der  neuen  Bewegung,  die  den  Zivilprozeß  einer  juristischen  Kon- 
struktion als  Rechtsverhältnis  unterworfen  hat.    Wach,   0.  Bülow 
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und  Degenkolb  treten  hier  auf.  Dann  verfolgt  er  die  -wissenschaft- 
liche Fortbildung  des  Strafprozesses  durch  Glaser  und  Wahl- 
berg. Weiter  befaßt  er  sich,  indem  er  zum  Verwaltungsrecht 
übergeht,  eindringlich  mit  Gneis t,  seiner  vielseitigen  schriftstelle- 
rischen und  rechtspolitischen  Tätigkeit,  seinen  der  englischen  Ver- 
fassung und  Verwaltung  zugewendeten  Hauptwerken,  seinem  historisch- 
juristischen Verfahren  und  seinen  großartigen  praktischen  Erfolgen. 
Nicht  unterschreiben  möchte  ich  nur  die  Ausführungen  Landsbergg 
(S.  972—973)  über  die  Rolle,  die  bei  Gneist  der  von  Stein  über- 
nommene Gegensatz  zwischen  Staat  und  Gesellschaft  spielt.  Es  ist  das 
m.  E.  bei  Gneist  keineswegs  ein  „nie  innerlich  ganz  angeeigneter 
Fremdkörper",  sondern  ein  Stück  Geschichtsphilosophie,  das  seine 
historische  Auffassung  wie  seine  politische  Theorie  tief  durchdringt 
und  richtunggebend  beherrscht.  Gerade  aus  der  Vorstellung  von  dem 
„ewigen  Kampfe"  zwischen  Staat  und  Gesellschaft  schöpft  er  seine 
Staatsidee  in  aller  ihrer  Stärke,  aber  auch  in  aller  ihrer  Einseitigkeit. 
Nur  weniges  hat  Landsberg,  da  er  seinem  Plane  gemäß  das  Reichs- 
staatsrecht ausscheidet  und  nur  in  einer  Anmerkung  die  Anfänge  der 
Bearbeitung  des  Rechtes  des  Norddeutschen  Bundes  (insbesondere 
durch  v.  Martitz,  Thudichum  und  G.  Meyer)  kurz  berührt,  über  die 
Fortschritte  des  Staatsrechts  hinzuzufügen.  Hauptsächlich  handelt 
er  von  H.  Schulze,  dessen  staatsrechtlichen  und  privatfürstenrecht- 
lichen  Arbeiten  er  die  verdiente  Anerkennung  zollt.  Daneben  wertet 
er  Labands  Beitrag  zum  preußischen  Staatsrecht  in  der  einflußreichen 
Schrift  über  das  Budgetrecht  und  weist  auf  E.  Loening,  G,  Meyer 
und  Marquardsen  hin.  Auf  dem  Gebiete  des  Völkerrechts  endlich 
weiß  er  von  Fortschritten  kaum  etwas  zu  berichten  und  bemerkt  nur 
einiges  über  Bulmerincq  und  Bergbohm.  Die  naturrecbtlichen 
Elemente,  die  er  bei  dem  ersteren  noch  findet,  geben  ihm  Anlaß, 
Bergbohms  Buch  über  Jurisprudenz  und  Rechtsphilosophie,  das  1892 
erschienen  ist,  als  den  Abschluß  für  die  historisch-positivistische  Rich- 
tung der  Rechtswissenschaft  im  19.  Jahrhundert  zu  feiern.  Denn  erst 
dieses  Werk  habe  das  Naturrecht  schonungslos  entlarvt  und  vollständig 
aus  seinen  letzten  Schlupfwinkeln  vertrieben.  Ist  aber  nicht  auch 
seither  daü  Naturrecht  immer  wieder  in  irgendeiner  Verkleidung 
lebendig  geworden?    Und  kann  es  denn  jemals  ganz  sterben? 

In  seinem  Schlußwort  (VII)  wirft  Lands berg  einen  Rückblick 
auf  das  äußere  und  innere  Wachstum  der  historischen  Rechtswissen- 
schaft jüngerer  Richtung.  Er  konstatiert,  daß  sie  am  Ende  dieser  Zeit 
schließlich  als  die  einzig  wissenschaftlich  herrschende  dasteht  und 
sogar,  wenngleich  freilich  „auf  Grund  nunfnehr  weit  weniger  aus- 
geprägter Eigenart",  ihre  Herrschaft  weiter  erstreckt,  als  je  die  Herr- 
schaft der  älteren  historischen  Schule  gereicht  hatte.  Fasse  man  aber 
die  ältere  historische  Schule  und  die  neuere  historische  Richtung  zu- 
sammen, so  ergebe  sich  unleugbar  der  Historismus  als  die  leitende 
Anschauung  in  der  Rechtswissenschaft  des  19.  Jahrhunderts.  Wie  in 
letzter  Linie  das  sachliche  Urteil  üher  den  Historismus  ausfallen  müsse, 


364  Literatur. 

ob  anstatt  seiner  „einer  rein  positivistischen  oder  einer  allgemein 
anthropologisch-rechtsvergleichenden  oder  namentlich  auch  einer  teleo- 
logisch-philosophischen  Grundauffassung"  der  Vorzug  gebühre,  läßt  der 
in  diesem  Punkte  offenbar  sehr  skeptisch  gesonnene  Verfasser  dahin- 
gestellt. Jedenfalls  aber  sei  in  „wisseuschaftsgeschichtlicher"  Hinsicht 
dem  Historismus  zuzugestehen,  daß  er  sich  „die  hervorragendsten  Ver- 
dienste" um  die  Jurisprudenz  erworben  habe.  Denn  er  habe  nicht  nur 
eine  Menge  einzelner  Forschungsergebnisse  gezeitigt  und  ein  bedeuten- 
des Maß  von  allgemeiner  Rechts-  und  Staatseinsicht  erschlossen,  sondern 
namentlich  eine  „wissenschaftliche  Grundstimmung"  zu  schaffen  verstan- 
den, die  ihresgleichen  in  der  fast  siebenhundertjährigen  Geschichte  der 
deutschen  Rechtswissenschaft  suche.  Dadurch  seien  dieser  zahlreiche 
Forscher  und  Denker  zugeführt  worden,  die  zu  den  leitenden  Geistern  der 
deutschen  Wissenschaft  überhaupt  gehörten  und  auch  auf  Rechtsunter- 
richt und  Rechtsprechung,  auf  den  Gang  der  Staats-  und  Rechts- 
entwicklung und  mehrfach  auf  das  Ausland  maßgebend  und  fördernd 
hinübergewirkt  haben. 

Diese  etwas  kühle  Anerkennung,  in  die  das  Buch  ausklingt, 
würde  ja  nun  freilich  dem  „Historismus"  auch  dann  nicht  versagt 
werden  können,  wenn  er  in  gleicher  Weise,  wie  einst  das  Naturrecht, 
als  eine  große  Illusion  erkannt  würde.  Bisweilen  hat  man  den  Ein- 
druck, als  gehe  die  eigentliche  Herzensmeinung  des  Verfassers  dahin, 
daß  in  der  Tat  die  historische  Rechtsauffassung  in  ihrem  Grund- 
gedanken eine  überwundene  Entwicklungspjiase  sei.  Demgegenüber 
wird,  wer  anderen  Glaubens  lebt,  die  Empfindung  nicht  unterdrücken 
können,  als  habe  der  Verfasser  eben  doch  diesen  Grundgedanken  nicht 
in  seiner  ganzen  Tiefe,  seiner  unerschöpflichen  Fruchtbarkeit  und  seiner 
Fortbildungsfähigkeit 'erfaßt.  Nicht  bloß  auf  das  Werturteil  über  die 
„Vorzüge",  sondern  auch  auf  das  Verständnis  des  vollen  inneren  Ge- 
haltes dieser  oder  jener  „Grundauffassung*  wirkt  unvermeidlich  die 
Weltanschauung  ein.  Über  Weltanschauungen  aber  läßt  sich  nicht 
rechten!  Jedenfalls  ist  es  dem  Verfasser  um  so  höher  anzurechnen, 
daß  er,  unbeirrt  durch  die  neuerdings  bei  der  breiten  Masse  der  An- 
hänger der  Zweck-  und  Interessenjurisprudenz  und  sonstiger  vielfarbig 
schillernder  neuer  Richtungen  Mode  gewordene  Verkleinerungssucht, 
für  die  großen  Leistungen  der  historischen  Rechtswissenschaft  sich 
den  offenen  Blick  bewahrt  und  sie  in  ihrer  wachsenden  Kraft  und 
Fülle  unbefangen  dargestellt  hat.  Und  gehört  nicht  zu  diesen  Lei- 
stungen schließlich  auch  des  Verfassers  eigenes  Buch?  Ist  es  nicht 
selbst  eine  echte  und  reife  Frucht  des  Historismus? 

So  darf  man  den  Verfasser  von  Herzen  zu  der  Vollendung  des 
unendlich  mühereichen  Werkes  beglückwünschen,  mit  dem  er  sich  und 
deutschem  Forschungsfleiß  ein  bleibendes  Denkmal  gestiftet  hat.  Man 
darf  aber  auch  der  deutschen  Rechtswissenschaft  Glück  dazu  wünschen, 
daß  sie,  nachdem  durch  Stintzings  vorzeitigen  Tod  die  Fortführung 
des  schönen  Anfanges  in  Frage  gestellt  war,  ihren  Geschichtsschreiber 
in  Landsberg  gefunden  hat.     Seine  wissenschaftliche  Gründlichkeit, 
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seine  selbstlose  Hingabe  an  den  Stoff  und  seine  entsagungsvolle  Ob- 
jektivität haben  ihn  in  den  Stand  gesetzt,  ein  im  wesentlichen  ge- 
treues und  würdiges  Bild  des  Werdeganges  der  deutsehen  Jurisprudenz 
in  den  letzten  Jahrhunderten  zu  zeichnen.  Durch  die  großen  Gesichts- 
punkte, unter  denen  die  miteinander  ringenden,  einander  ablösenden  und 
einander  ergänzenden  geistigen  Bewegungen  zur  Anschauung  gebracht 
werden,  gewinnt  dieses  Bild  fesselnden  Reiz.  Leben  und  Farbe  ver- 
leiht ihm  die  bunte  Fülle  von  persönlichem  und  sachlichem  Detail,  auf 
dessen  Zuverlässigkeit,  wenn  auch  einzelne  Versehen  bei  der  un- 
geheuren Menge  der  Angaben  nicht  fehlen  können,  man  im  ganzen 
dnrchaus  bauen  kann.  Der  Genuß  wird  erhöht  durch  das  schöne  Form- 
gewand der  Darstellung,  die  kunstvolle  Linienführung,  die  zugleich 
klare  und  schwungvolle  Diktion.1)  So  ist  das  Buch  wohl  geeignet,  der 
deutschen  Jurisprudenz  der  Gegenwart  ein  Spiegelbild  ihrer  Vergangen- 
heit vorzuhalten  und  noch  auf  lange  hinaus  kommenden  Geschlechtern 
die  Kunde  von  dem,  was  ihre  Vorfahren  auf  dem  Gebiete  der  Rechts- 
wissenschaft gedacht  und  gewollt,  ergründet  und  erarbeitet  haben,  zu 
übermitteln. 

Berlin.  Otto  v.  Gierke. 


Ernst  Mayer,  Italienische  Yerfassungsgeschichte  von  der 
Gotenzeit  bis  zur  Zunftherrschaft.  2  Bände,  Leipzig, 
A.  Deichert  1909.  I  XL VIII  und  464,  II  XI  und  598  S.  8°. 
29  Mk. 

Wer  immer  von  der  deutschen  Rechts-  und  Verfassungsgeschichte 
an  die  Untersuchung  irgend  einer  italienischen  Institution  des  Mittel- 
alters herantritt,  wird  die  große  Schwierigkeit  zu  überwinden  haben, 
die  in  der  geringeren  Durcharbeitung  des  Stoffes  der  italienischen  Ver- 
fassungsgeschichte liegt.  Es  gibt  Geschichten  des  italienischen  Rechtes 
genug,  keine  Geschichte  der  italienischen  Verfassung,  und  auch  die 
moderne  verfassungshistorische  Monographie  hat  sich  noch  nicht  lange 
dem  italienischen  Mittelalter  zugewandt.  Dabei  ist  das  Material  für 
das  Frühmittelalter  reicher  und  ungleichartiger  als  in  Deutschland. 
Ernst  Mayer  hat  wohl  im  Bewußtsein  dieser  Sachlage  in  der  Vorrede2) 
sein  Werk  als  Untersuchungen  bezeichnet.  In  der  Tat  ist  es  ebenso- 
wenig wie  M.s  deutsche  und  französische  Verfassungsgeschichte  ein 
Handbuch.  Nur  hier  und  da  begegnet  eine  ausführlichere  Aus- 
einandersetzung mit  der  Literatur  (die  dem  Vf.  gleichwohl  sehr  be- 
kannt ist).  Unmittelbar  aus  den  Quellen  und  auf  Grund  zweifellos 
origineller  Gesichtspunkte  ist  das  Buch  entstanden. 

')  Nur  ganz  selten  begegnen  wir  minder  geschmackvollen  Wendungen, 
wie  z.  B.  auf  S.  137  der  Bemerkung  über  die  Produkte  von  Feuer  bachs 
doppelter  Zeugungskraft  (modernes  Strafrecht  und  berühmte  Söhne)  oder 
sprachlichen  Unschönheiten,  wie  z.  B.  auf  S.  520  die  „beeindruckende  Reihe 
erlauchter  Namen"  (vgl.  auch  Notenband  S.  382  Anm.  4).  —  •)  Bd.  I  S.  V. 
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Obwohl  die  italienische  Verfassungsgeschichte  von  M,  als  eine 
Fortsetzung  seines  genannten  älteren  Werkes  gedacht  ist,  umfaßt  sie 
doch  nicht  nur,  wie  das  naheliegen  würde,  Reichsitalien,  sondern  auch 
Venedig,  den  Kirchenstaat,  das  regnum  Siciliae.  Sardinien  ist  aus- 
geschlossen. *)  Man  kann  darüber  streiten,  ob  es  ratsam  ist,  so  heterogene 
Gebilde  unter  gleichen  Gesichtspunkten  zu  behandein.  Die  Zusammen- 
fassung aller  Staaten  der  Halbinsel  ergab  sich  dem  Vf.  offenbar  aus 
der  gemeinsamen  römischen  Grundlage  und  dem  Glauben  an  das  Fort- 
bestehen römischer  Institutionen  in  den  Städten  einerseits,  andererseits 
aus  dem  gemeinitalienischen  Charakter  der  Kommunalbewegung  des  11. 
und  12.  Jahrhunderts,  die  ja  in  der  Tat  die  Grenzen  Reichsitaliens 
überspringt.  Für  die  Einbeziehung  des  Südens  schulden  wir  dem  Vf. 
besonderen  Dank.  Der  an  sich  nicht  hierher  gehörige  Abschnitt  „Kaiser 
und  Papst"  2)  wurde  durch  den  engen  Zusammenhang  dieser  Dinge  mit 
der  Verfassung  des  Kirchenstaates  notwendig.  Zeitlich  verfolgt  M. 
die  Entwickelung  von  der  Gotenzeit  bis  zum  Anfang  des  13.  Jahr- 
hunderts, aber  unter  steter  Heranziehung  von  Material,  das  jenseits 
dieser  Grenzen  liegt,  wodurch  manche  Abschnitte  geradezu  in  die 
antike  Verfassungsgeschichte  hinübergreifen.  Die  Bezeichnung  der 
oberen  Zeitgrenze  mit  den  Worten  „bis  zur  Zunftherrschaft"  erweckt 
unrichtige  Vorstellungen.  Von  einer  Zunftherrschaft  kann  am  Anfang 
des  13.  Jahrhunderts  noch  nirgends  die  Rede  sein.  Damals  gelangt 
der  in  Zünfte  gegliederte  popolo  erst  zu  einem  Anteil  am  Stadtregiment.*) 
Die  eigentliche  Herrschaft  der  Zünfte  fällt  erst  gegen  Ende  des 
Jahrhunderts.  Die  Verfassungsänderungen  innerhalb  der  Komunen  im 
12.  Jahrhundert  werden  von  M.  nur  hier  und  da  berührt.  Auch  der 
Prozeß  der  Verselbständigung  der  Kommunen  im  11.  Jahrhundert  tritt 
nicht  als  ein  in  sich  geschlossener,  die  Mannigfaltigkeit  der  lokalen 
Vorgänge  zu  einem  Bilde  vereinigender  Abschnitt  entgegen :  Das  Prob- 
lem fällt  eigentlich  in  die  Ableitung  der  einzelnen  Organe  der  Stadt- 
verfassung auseinander. 

Die  Anlage  des  Buches  ergab  sich  dem  Verfasser  aus  seinen  Grund- 
gedanken, die  er  in  der  Einleitung  als  Leitsätze  voranstellt.*)  Den 
Brennpunkt  seiner  Interessen  bezeichnet  die  Frage  auf  S.  XXXIII,  ob 
das  spätere  italienische  Recht  auf  römischer  Grundlage  erwachsen  sei 
oder  ob  die  nichtrömischen  Elemente  überwiegen.  Darauf  antworten 
die  Thesen,  daß  unter  den  germanischen  Herren,  die  sich  M.  nicht  sehr 
zahlreich   denkt8),   die   Römer  in  den  Formen  der   späten  Kaiserzeit 

*)  Das  läßt  sich  natürlich  mit  den  Bd.  I  S.  V  angegebenen  Gründen 
rechtfertigen.  Immerhin  hätte  M.  in  dem  sardinischen  Material  ebensoviele 
Parallelen  gefunden  wie  in  dem  von  ihm  aus  Istrien,  Dalmatien  und  dem 
Orient  herangezogenen.  Die  Leser  dieser  Zeitschrift  möchte  ich  auf  die 
treffliche  Behandlung  aufmerksam  machen,  die  die  sardinische  Verfassung 
neuerdings  gefunden  hat  durch  Besta,  La  Sardegna  medioevale.  Palermo 
1908.  09.  —  2)  I  50—81.  —  3)  Vom  verfassungsrechtlichen  Standpunkt 
neuerdings  behandelt  von:  W.  Schelb,  Staatsverwaltung  und  Selbstver- 
waltung im  Stadtstaat  Bologna.  Karlsruhe  1911.  —  *)  I  S.  XXVII  bis 
XLVIII.  —  ")  S.  XXXVI. 
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■weitergelebt  haben,  daß  die  sozialen  Schichtungen,  die  rechtliche  Be- 
deutung der  civitas  und  deren  römische  Behörden  geblieben  sind.  In 
diesen  Sätzen  liegt  nicht  nur  die  Quintessenz  der  Forschungen  des  Ver- 
fassers, sondern  zugleich  ein  Grundriß  zur  Anordnung  des  Stoffes.  Denn 
da  es  ihm  darauf  ankommt,  den  Fortbestand  gewisser  Organe  zu  er- 
weisen, verläuft  die  Untersuchung  nicht  als  eine  verfassungsgeschicht- 
liche Würdigung  einzelner  Perioden,  sondern  am  Faden  der  Organe; 
daher  auch  rührt  die  besonders  eingehende  Behandlung  der  Einrichtungen 
des  Spätaltertums  und  des  Frühmittelalters.  Deren  weitere  Entwicke- 
lungssstadien  sind  dem  Vf.  weniger  um  ihrer  selbst  willen  interessant, 
als  weil  sie  auf  die  Wurzel,  aus  der  sie  wirklich  oder  angeblich  er- 
wachsen sind,  Licht  zurückwerfen.  Wohl  jeder  wird  bei  der  Lektüre 
den  Eindruck  haben,  daß  der  Beweis  der  Leitsätze  eindrucksvoller 
wäre,  wenn  ihr  Schema  nicht  mit  dem  der  Untersuchung  überein- 
stimmte, wenn  die  Leitsätze  sich  aus  einer  nach  Perioden  eingeteilten 
Untersuchung  ergäben.  Es  trifft  mit  dem  Fehlen  der  Periodisierung  und 
mit  der  Neigung  des  Verf.,  die  Träger  seines  Gebäudes  geradlinig  durch- 
zuführen, zusammen,  daß  der  Zusammenhang  der  Verfassungsgeschichte 
mit  anderen  Seiten  der  allgemeinen  Geschichte,  namentlich  mit  der 
politischen,  aber  auch  mit  der  Geistesgeschichte,  auch  im  einzelnen 
nur  selten  berührt  wird,  denn  diese  Beziehungen  aufzuzeigen  ist  eben 
nur  innerhalb  des  chronologischen  Rahmens  möglich.  Man  hat  schwer- 
lich das  Recht,  dem  Vf.  daraus  einen  Vorwurf  zu  machen,  denn  es  lag 
nicht  in  seinem  Plan,  aber  dennoch  kann  niemand  leugnen,  daß  bei- 
spielsweise zur  Beurteilung  der  venezianischen  Verfassungsänderungen 
der  stete  Hinblick  auf  die  Notwendigkeiten  der  äußerpolitischen  Lage 
unerläßlich  ist;  und  gerade  da  läßt  es  M.  fehlen.  So  ist  ihm  auch 
der  Einschnitt,  den  die  Zeit  des  nationalitalienischen  Königtums  und 
der  Ungarneinfälle  doch  wohl  für  die  italienische  Verfassungsgeschichte 
bedeutet x),  entgangen.  So  hat  man  von  vornherein  auch  den  Eindruck, 
daß  das  Moment  der  bewußten  Neuschöpfung  nicht  immer  zu  seinem 
Rechte  kommt. 

Ein  Wort  über  das  Verhältnis  des  Vf.  zu  seinem  Material: 
Es  muß  anerkannt  werden,  daß  M.s  beide  Bände  eine  Stoffsamm- 
lung fast  ohne  gleichen  darstellen.  Auch  das  spätrömische  und  byzan- 
tinische Material  ist  umfassend  und  sachkundig,  vielleicht  in  zu  breiten 
Massen,  herangeholt.  Leider  ist  der  Nachteil  solch  energischer  Zu- 
sammenfassung ungeheurer  Massen,  solcher  Verknüpfung  frühester  und 
spätester  Zeugnisse  allzu  sichtbar:  die  Abwägung  des  Wertes  des  ein- 
zelnen Zeugnisses  kommt  zu  kurz.  Hinzutritt  eine  offenbare  Übereilung 
des  Abschlusses,  die  sich  in  zahlreichen  Anakoluthen  sowohl  des  Textes, 
wie  der  Anmerkungen  und  in  massenhaften  Druckfehlern  zu  erkennen 
gibt.  Zu  seinem  Bedauern  muß  der  Referent  zu  genauer  Nach- 
prüfung   der    Quellenzitate    ermahnen.     Nur   aus    Übereilung 


')  Das  ist  neuerdings  betont  von  Pivano,  Stato  e  chiesa  in  Italia  da 
Berengario  ad  Arduino  (Turin  1908);  dazu  Arch.  stör.  It.  5.  serie,  XLHI,  115  ff. 
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und  aus  dem  Allzumassenhaften  des  Stoffes  kann  man  sich  eine 
Reihe  bedenklicher  Entgleisungen  in  der  Deutung  der  Quellen  erklären.1) 
Leider  wird  nicht  selten  gegen  einen  elementaren  Grundsatz  der 
historischen  Methode,  die  Ausscheidung  des  rein  literarischen  Traditions- 
gutes (absichtlicher  Klassizismus  der  Urkundendiktatoren  —  Weiter- 
schleppen unverstandener  antiquarischer  Formeln)  verstoßen.  Schließ- 
lich kommt  es  so  weit,  daß  glossatorisch  beeinflußte  Rechtsquellen 
nicht  abgesondert  werden  und  so  als  Belege  für  die  Kontinuität  römi- 
scher Institutionen  dienen  müssen. 

M.s  Verfassungsgeschichte  zerfällt  in  vier  Bücher:  I.  Das  Volk, 
IL  Die  öffentlichen  Machtmittel,  III.  Die  Staatsverfassung,  IV.  Die 
Stadtverfassung.  Im  Buch  I  findet  sich  außer  der  Ständegeschichte 
die  Organisation  der  Grundherrschaft  und  alles,  was  damit  zusammen- 
hängt. Buch  II  bringt  die  Untertanenpflichten,  das  öffentliche  Ein- 
kommen (Domänen,  Monopole,  Abgaben,  Regalien),  das  Heerwesen  und 
den  öffentlichen  Dienst,  unter  dem  der  Verfasser  auch  die  Vasallität 
erörtert.  Am  reichhaltigsten  ist  Buch  III.  Es  zerfällt  durchaus  an- 
gemessen in  die  Verfassungen  des  römischen  Gebietes,  des  lango- 
bardischen  Königreiches  und  des  normannischen  Reiches.     In  Buch  IV 


*)  Gleich  hier  einige  auf  gut  Glück  herausgegriffene  Beispiele:  I  6: 
„Die  arimanniae  (Güter  der  arimanni)  werden  öfters  ....  als  feudum 
angesehen".  Beleg:  1150  hat  ein  Adam  die  arimannia  de  Multafava 
als  feudum  vom  Bischof  v.  Padua.  Gemeint  sind  natürlich  die  von  den  ari- 
manni des  Ortes  geschuldeten  (öffentlichrechtlichen)  Leistungen,  nicht  ein 
Gut  (Anm  27).  —  104  *»)  werden  die  advocati  des  9.,  10.  und  11.  Jh.  in 
einem  Atem  genannt  mit  den  advocati,  die  in  den  Pisaner  Statuten  von  1 164 
und  in  sizilischen  Konstitutionen  Friedrichs  II  —  beide  Werke  sind  stark  glossa- 
torisch beeinflußt  —  vorkommen.  —  241  91)  ist  dadurch,  daß  nur  die 
jüngere,  nicht  auch  die  ältere  Rezension  des  Riccard  von  S.  Germano  be- 
nutzt ist,  ein  merkwürdiges  Versehen  über  die  Blutgerichtsbarkeit  der  Abtei 
Montecassino  entstanden.  In  der  dort  weiter  zitierten  Urk.  Huillard  1 157  (1209) 
heißt  es  allerdings,  daß  die  Leute  der  Johanniter  zu  Messina  etiam  de 
criminalibus ,  quae  pertinent  ad  curiam  nostram  vor  dem  bezeichneten  Hos- 
pital zu  Recht  stehen  sollen,  aber  M.  hätte  sehen  sollen,  daß  nisi  statt 
etiam  zu  lesen  ist.  Die  folgende  Urk.  Winkelmann,  Acta  n.  214  f.  S.  Sophia 
Benevent  ist  verdächtig.  —  300  werden  städtische  procuratores  (sogar  die 
ganz  modernen  procuratores  s.  Marci)  des  13.  Jh.  mit  den  römischen  cura- 
tores  in  Zusammenhang  gebracht.  —  I  299  heißt  es:  „Im  Iangobardischen 
Edikt  wird  wiederholt  ein  portonarius  genannt,  der  dann  der  Kompetenz 
nach  mit  dem  früher  und  später  genannten  curator  oder  procurator  zusammen- 
hängen muß".  Gemeint  ist  aber  in  Roth.  265 — 67  ein  Fährmann.  — 
II  366 :  „Der  arbiträre  Bann  des  Markgrafen  heißt  auch  merces".  Unter 
den  Belegen  mehrfach  Gesuche,  der  Markgraf  möge  propter  Deum  et  anime 
mercedes  (Heil  der  Seele)  Bann  legen !  —  II  309  wird  behauptet,  daß  mar- 
chia,  ducatus,  comitatus  in  der  ältesten  Schicht  des  Iangobardischen  Lehn- 
rechtes als  unvererblich  erscheinen;  aber  Cons.  Feud.  VI  1  (Lehmann  S.78) 
und  1X2  (S.  139)  sagen  nur,  daß  das  Recht  der  Erben  nicht  unabhängig 
von  der  Investitur  durch  den  Lehnsherrn  besteht.  —  164  wird  ordo  in  der 
Adresse  der  Papstbriefe  noch  immer  als  Beleg  für  wirkliche  Zustände  des 
9.  Jh.  verwandt,  obwohl  längst  bekannt  ist,  daß  sich  der  terminus  nur 
durch  Vermittelung  der  Formel  im  Liber  diurnus  hielt.  —  Anderes  im  Lauf 
der  Besprechung. 
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finden  außer  der  Stadtverfassung  auch  die  Landgemeinde  und  das 
Bistum  Platz. 

Vielleicht  der  entscheidenste  Abschnitt  ist  der  über  standes- 
geschichtliche Probleme.1)  Denn  er  enthält  das,  was  die  Grund- 
lage für  die  Durchführung  des  Gedankens  von  der  Fortdauer  der- 
römischen  Institutionen  bilden  muß,  die  Erörterung  der  Stellung  der 
Römer  im  Langobardenreich.  M.  setzt  nicht  mit  den  Verhält- 
nissen der  späten  Kaiserzeit  ein,  sondern  mit  den  Freien  der  Lango- 
barden.1) Wie  auf  deutschem,  so  sind  auch  auf  langobardischem 
Boden  die  Zeugnisse  über  die  Gliederung  der  Freien  3chwer  zu  einem 
einigermaßen  einheitlichen  Bilde  zu  vereinigen.  Den  arimannus, 
exercitalis  faßt  auch  M.  zunächst  als  den  Gemeinl'reien3),  dem  er 
für  die  spätere  Zeit  einen  national-langobardischen  Charakter  abspricht. 
Der  höchste  Stand  sind  auch  für  M.  die  primi4);  die  nobiles  unter- 
scheidet er  von  ihnen.5)  Nun  glaubt  aber  M.  aus  einer  Reihe  von 
Quellenstellen,  in  denen  von  liberi  neben  den  arimanni  die  Rede  ist, 
schließen  zu  sollen,  daß  arimanni  auch  eine  höhere  Schicht  (ari- 
manni im  engeren  Sinne)  bedeuten  könne.8)  Diese  arimanni  im  engeren 
Sinne  sind  nach  M.  steuerfrei.  Sie  sind  zugleich  die  Grundeigentümer, 
die  herrschende  Schicht  der  civitas,  und  dienen  als  Reiter.7)  Wegen 
der  Steuerfreiheit  werden  die  höheren  arimanni  mit  jenen  geburtsständisch 
nicht  abgeschlossenen8)  milites  der  späteren  Zeit  von  M.  gleich- 
gesetzt •),  die  ja  allerdings  ebenfalls  steuerfrei  waren.  Durch  das  Mittel- 
glied der  milites  werden  dann  schließlich  auch  noch  dievalvassores 
der  Lombardei  mit  den  arimanni  im  engeren  Sinne  gleichgesetzt.  So 
ergibt  sich  für  M.  ein  System  ständischer  Gliederung,  das  bis  ins 
12.  Jahrhundert  durchläuft  und  auf  dem  Gegensatz  der  arimanni  im 
engeren  Sinne  zu  den  übrigen  freien  Bevölkerungselementen  beruht. 

Von  diesen  Ausführungen  am  diskutabelsten  ist  die  Bemerkung 
über  die  nobiles  als  eine  von  den  primi  einerseits,  den  Freien  andererseits 
zu  scheidende  Klasse.10)  Die  weitere  Konstruktion  ist  kaum  haltbar. 
Den  Beweis  dafür,  daß  arimannus  je  einen  Nichtlangobarden  bezeichnen 
könne,  bleibt  M.  schuldig.11)  Des  weiteren  ist  die  rechtliche  Scheidung 
zwischen  arimanni  im  engeren  und  weiteren  Sinne  undurchführbar. 
Der  Verfasser  hat  hier  eine  Entwicklung  im  Sinne,  die  Hartmann 12)  dahin 
bezeichnet,  daß  sich  „ein  Gegensatz  zwischen  Arimannen  und  anderen 


J)  I.  Buch,  1.  Hauptstück:  Die  freien  Leute  (11  —  148).  —  «)  §  1 
(19—21).  —  8)  S.  2.  —  «)  S.  15  f.  —  6)  Gegen  Brunner  und  Schupfer 
S.  17  f.  —  8)  S.  3  f.  —  7)  8.  4  f.  —  unter  den  Zeugnissen  fehlt  Ratchis  4. 
8)  Hessel  Bologna  276  f.  —  »)  S.  7  ff.  —  10)  Allerdings  beruht  das  in 
N.  75 — 77  S.  18  f.  für  eine  Scheidung  der  Langobarden  in  nobiles  = 
milites,  negotiatores  =  mediocres,  rustici  =  responsales  Beigebrachte 
wieder  auf  unrichtiger  Quellendeutung:  Es  sind  das  römische  Kategorien. 
—  M)  S.  2  n):  Arimanni  der  Romagna  brauchen  doch  keine  Römer  zu 
sein!  N.  13 — 15  beweisen  nur,  daß  exercitalis  in  römischen,  westgoti- 
schen und  byzantinischen  Quellen  alle  Wehrmänner  bezeichnet.  S.  28  28) 
beweist  nichts.  Der  S.  3  12)  genannte  Probatus  (exercitalis)  ist  als  Sohn 
des  Mimpula  schwerlich  Römer.  —  1J)  Geschichte  Italiens  II  2, 52. 
Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte.  XXXII.  Germ.  Abt.  24 
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Freien  entwickelte,  die  als  geringere  Menschen  angesehen  wurden". 
Dieses  Nebeneinander  von  arimanni  und  Freien  darf  man  aber  nicht 
als  Verengerung  des  Begriffes  arimanni  und  als  Ausscheiden  eines 
Standes  niederer  arimanni  erklären.  Vielmehr  beweist  gerade  Rat- 
chis  1,  wo  von  arimannus  dives  et  pauper  die  Rede  ist,  daß  der  Begriff 
„arimanni"  nicht  an  Vermögensgröße  gebunden  war.  Der  „arimannus 
dives  et  pauper"  im  Gesetze  des  Ratchis  weist  den  Weg  für  die  Ge- 
schichte des  Standes.  Je  nach  den  zufälligen  lokalen  Be- 
dingungen sind  aus  den  arimanni  bald,  wie  M.  sagt,  eine  herrschende 
Klasse  (so  in  Mantua,  Udine,  Gemona)  *),  bald  einfache  Bauern  geworden, 
die,  obwohl  einem  Herrn  kommendiert,  ihren  antiquarischen  Standes- 
namen beibehielten.5)  Wenn  hier  und  da  andere  liberi  neben  den 
arimanni  auftreten,  so  erklärt  sich  das  ohne  weiteres  aus  der  erheb- 
lichen Erweiterung,  die  der  Kreis  der  Freien  über  die  ursprünglichen 
langobardischen  Gemeinfreien  hinaus  mit  der  Zeit  erhielt.  Daß  diese 
nicht  ebenfalls  die  Bezeichnung  arimanni  erhielten,  möchte  ich  daraus 
erklären,  daß  die  bei  der  Eroberung  angesiedelten  langobardischen 
Gemeinfreien  Genossenschaften  bildeten6),  deren  Erweiterung  nicht 
ohne  weiteres  möglich  war. 

So  sind  die  arimanni  überall  die  älteste  Schicht  angesiedelter 
Langobarden  und  späterhin  nichts  als  eine  rechtshistorische  Anti- 
quität, den  „freien  Leuten"  der  deutschen  Rechtsgebiete  vielleicht 
vergleichbar.  Allein  auf  Grund  der  gemeinsamen  Steuerfreiheit  die 
arimanni  und  die  späteren  milites  gleichzusetzen,  geht  nicht  an.  Es 
handelt  sich  bei  diesen  um  einen  neuen  Stand.7)  Die  Behauptung 
M.8,  daß  in  Süditalien  von  den  gewöhnlichen  exercitales  die  milites 
unterschieden  würden,  gehört  nur  zu  seinen  schwerbegreiflichen  Miß- 
griffen in  der  Quelleninterpretation.8) 

Nunmehr  handelt  es  sich  darum,  in  den  Schichtungen  der  lango- 
bardischen Stände  und  ihrer  späteren  Entwicklungen  die  römische 


x)  S.  5  2l)  [Rieti  818  gehört  nicht  hierher].  18  81).  —  2)  M.  S.  3  «)  zitiert 
selbst  gl.  arimannus  Lib.  Pap.  Rachis  6 ;  omnis  liber  homo  dicitur  erimannus, 
qui  manui ,  id  est  potestati ,  domini  suppositus  est.  Das  ist  kein  „plumpes 
Etymologisieren",  sondern  der  Glossator  kannte  die  arimanni  nur  als  freie, 
aber  kommendierte  Bauern.  Material  für  das  Herabsinken  der  arimanni  in  spä- 
terer Zeit  bei  Santini,  Condizione  personale  degli  abitanti  del  contado  nel 
secolo  XIII  A.  St. It.  IV  ser.XVII,  178  ff.;  Palmieri,  Riscatto  dei  servi  della 
gleba  Arch.  giur.  VI,  3.  —  6)  Als  eine  Art  Markgenossenschaft  erscheinen  sie 
recht  deutlich  in  dem  S.  5  21)  an  unrichtiger  Stelle  zitierten  Beispiel  aus 
Rieti  818.  —  7)  Wenn  die  Steuerfreiheit  der  milites  über  ganz  Italien  ver- 
breitet ist,  so  beweist  das  nicht  den  altlangobardischen  Ursprung  der  Insti- 
tution: diese  Steuerfreiheit  ist  gemein-europäisch.  —  8)  S.  9:  „In  Süd- 
italien werden  zu  Beginn  des  9.  Jahrhunderts  zwei  Klassen  von  ex- 
ercitales unterschieden,  solche,  die  milites  sind,  und  solche,  qui  simpli- 
citer  ambulant."  Beleg:  Sicardi  pactio  cum  Neapolitanis  c*7  MG. 
LL.  IV  219:  si  quispiam  exercitalem  aut  militem  vel  aliam  quamlibet 
personam  simpliciter  ambulantem  praesumpserit  occidere  tempore  pacis  etc. 
Gemeint  sind  1)  die  neapolitanischen  milites,  2)  die  langobardischen  exer- 
citales, 3)  alle  andern  Personen,  die  ruhig  ihres  Weges  gehen. 
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Bevölkerung  unterzubringen.  Damit  ist  die  alte  .Frage  nach  der 
Stellung  der  Römer  im  Langobardenreich  aufs  neue  auf- 
geworfen.1) Das  Material,  mit  dem  der  Verfasser  arbeitet,  ist  das  be- 
kannte, von  Hegel  bis  Halban  stets  aufs  neue  besprochene.  M.  meint, 
daß  es  eine  Geltung  germanischer  Stammesrechte  im  langobardischen 
Reich  von  jeher  gegeben  habe.2)  Die  unbezweifelte,  seit  Liutprand  in 
den  langobardischen  Gesetzen  hervortretende  Anerkennung  einer 
gewissen  Rechtssphäre  der  Römer8)  stellt  er  in  ihrer  Wirkung  der  an- 
geblichen Geltung  der  germanischen  Stammesrechte  gleich.  Da  aber 
diese  selbst  ungewiß  ist,  wird  man  den  Zustand  der  fränkischen  Zeit 
von  dem  der  spätlangobardischen  mit  Halban  trennen  und  die  Gleich- 
berechtigung des  römischen  Rechtes  nach  wie  vor  als  Ergebnis  erst 
der  fränkischen  Zeit  betrachten  müssen.  Weiter  schreibt  M.  den  freien 
Römern  der  Zeit  Liutprands  das  Wergeid  des  Exercitalen  zu.  Das 
hängt  mit  seiner  oben  berichteten  Meinung  zusammen,  es  seien  auch 
Römer  als  Arimannen  nachweisbar,  und  die  hier  neu  angeführten 
Gründe  vermögen  nicht  zu  überzeugen:  wenn  M.  z.  B.  aus  c.  4  des 
Capitulare  Arichis  herausliest,  in  Benevent,  wo  die  Masse  der  Bevöl- 
kerung römisch  gewesen  sei,  seien  alle  Römer  exercitales  im  weiteren 
Sinne  gewesen  und  hätten  sich  des  entsprechenden  Wergeides  zu  er- 
freuen gehabt,  so  wird  einfach  vorausgesetzt,  aber  nicht  bewiesen,  da& 
die  Wendung  „laici,  qui  exercitalibus  militant  armis"  auch  auf  Römer 
gehe.4)  Wohl  mag  Aistulfs  Wehrordnung6)  auch  die  Römer  heran- 
gezogen haben,  aber  von  Wergeid  hören  wir  nichts.  Vielmehr  bietet 
das  Capitulare  Arichis  in  seiner  Erzählung,  die  Geistlichen  seien  bisher 
nach  dem  Belieben  des  Richters  gebüßt  worden,  einen  Anhalt  auch 
für  die  Behandlung,  die  der  verletzte  Römer  vor  langobardischen  Ge- 
richten finden  mochte.  Die  gelegentlich  bezeugte  gewaltsame  Auf- 
nahme von  Römern  in  den  langobardischen  Heeresverband8)  zeigt  nur, 


*)  §  2.  Die  Nationen  des  Langobardenreiches.  S.  22  ff.  Neumeyers  Ent- 
wickelung  des  internationalen  Privat-  und  Strafrechtes  ist  überall  heran- 
gezogen, dagegen  vermißt  man  eine  Auseinandersetzung  mit  Haibans 
ruhigen  und  sicheren  Darlegungen  (Das  röm.  Recht  in  den  germ.  Volks- 
staaten II  1  ff.).  —  *)  S.  22  f.  So  auch  Halban  61.  Vgl.  jedoch  Neu- 
meyer 81  8),  der  mit  Recht  bemerkt,  daß  es  sich  dabei  um  eine  Frage  der 
Politik  handelte.  Wenn  also  die  Langobarden  das  persönliche  Recht  der 
Goteu  anerkannten,  so  braucht  das  kein  auf  alle  germanischen  Stämme  an- 
wendbares allgemeines  Prinzip  gewesen  zu  sein.  Im  Gegenteil:  aus  Paulus 
III 6  geht  hervor,  daß  den  Sachsen  nicht  einmal  der  innere  Gebrauch  ihres 
Stammesrechtes  belassen  werden  sollte.  Wie  die  übrigen  mit  den  Lango- 
barden gekommenen  Stämme  behandelt  wurden,  wissen  wir  durchaus  nicht. 

—  »)  24  ff.  Dazu  Neumeyer  55  ff,  Halban  65  ff.  —  *)  M.  G.  LLIV208. 
Die  Geistlichen  hatten  bisher  kein  Wergeid,  sondern  wurden  nach  Schätzung 
des  Richters  gebüßt.  Nunmehr  erhalten  sie  eines.  Diejenigen,  die  weder 
primi  noch  königliche  Gasinden  sind,  ein  solches  von  150  solidi  „sicut  de 
laicis,  qui  exercitalibus  militant  armis".  —  In  N.  37  meint  M.,  nach  Liut- 
pr.  91  verwirke  ein  Notar,  der  gegen  römisches  Recht  schreibt,  sein 
Wergeid.    Darum  brauchte  der  Notar  aber  noch  nicht  selbst  Römer  zu  sein. 

—  &)  Aist  2.  —  •)  S.  47. 

24* 
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daß  im  allgemeinen  4er  Römer  weiterhin  eine  rechtliehe  Sonder- 
stellung einnahm. 

Indessen  die  Wergeidfrage  ist  für  den  Kernpunkt  nicht  von 
ausschlaggebender  Bedeutung,  da  der  Rechtsschutz  einer  freien,  nicht- 
langobardischen  Bevölkerung  auch  ohne  Wergeid  durchführbar  war.1) 
Und  nun  ist  der  Weg  frei  für  die  Erörterung  der  Momente,  die  viele 
Autoren  an  eine  Herabdrückung  der  Römer  in  den  Aldionat 
glauben  ließen.2)  Obwohl  bereits  Halban  dieser  Theorie,  die  der  Er- 
klärung der  weiteren  Entwicklung  ein  schweres  Hindernis  war,  den 
Garaus  gemacht  hat8),  ist  es  doch  von  Interesse,  das  Material  noch- 
mals vorgelegt  zu  bekommen.  Es  handelt  sieb  vor  allem*)  um  die 
Interpretation  zweier  berühmter  Stellen  des  Paulus,  (II  32,  III  16).5) 
Die  erste  Stelle  deutet  M.  ebenso  wie  Halban:  Paulus  (oder  seine 
Quelle)  spricht  hier  nicht  von  der  Herabdrückung  der  Römer  in  die 
Unfreiheit,  sondern  davon,  daß  die  Großgrundbesitzer  und  nur  diese 
1/a  des  Ertrages  ihrer  Güter  an  die  bei  ihnen  einquartierten  Lango- 
barden abgeben  mußten.  Für  die  zweite  Stelle  —  Halban  hatte  sie 
als  Realteilung  gefaßt,  ohne  auf  die  grammatischen  Schwierigkeiten 
einzugehen6)  —  gelangt  er  dahin,  daß  gelegentlich  der  Wieder- 
herstellung des  Königtums  der  bedrückte  Zustand  der  populi,  der 
römischen  Stadtbevölkerungen  dadurch  aufgehoben  wurde,  daß 
die  populi  mit  den  langobardischen  hospites  abteilten.  Rein  textliche 
Gründe  —  denn  sachlich  ist  sowohl  H.s  wie  M.s  Fassung  diskutabel  — 
bestimmen  den  Ref.,  beiden  Interpretationen  der  zweiten  Stelle  ent- 
gegenzutreten. Der  Satzbau  in  II  32  und  III 16  ist  nämlich  parallel; 
dem  dividi  per  hospites  in  II  32  steht  in  III 16  ein  partiri  per  hos- 
pites gegenüber.  Man  kann  also  nicht  „per  Langobardos  hospites" 
zu  „adgravati",  sondern  nur  zu  „partiuntur"  stellen.  Dem  Partizipium 
Passivi  „divisi"  in  II  32  entspricht  ein  gleiches  „adgravati"  in  III  16. 
Wie  nun  „divisi"  in  II  32  nicht  „die  verteilten"  bedeuten,  sondern  ein 
partizipial  konstruierter  erster  Satzteil  ist  und  mit  „efficiuntur"  gleich- 
steht, so  daß  man  zu  übersetzen  hat:  Sie  wurden  verteilt  und  tribut- 
pflichtig gemacht  — ,  so  hat  man  auch  „adgravati"  zu  behandeln  und 
muß  also  übersetzen:  Sie  wurden  beschwert  und  wurden  verteilt.  So 
erklärt  sich  auch  das  „tarnen",  das  bei  Paulus  nie  zur  Anknüpfung 
wie  autem,  sondern  nur  zur  Bezeichnung  des  Gegensatzes  gebraucht 
wird.  Der  einzig  mögliche  Ausweg  scheint  danach  dem  Ref.  die  An- 
nahme zu  sein,  daß,  während  früher  nur  der  Großgrundbesitz  von  der 

*)  Vgl.  oben.  —  2)  S.  35  ff.  Vgl.  dazu  Mayer  in  den  Göttinger 
gelehrten  Anzeigen  1906,  425  ff.  Hartmann  nimmt  II  1,  41  ff.  völlige  Ver- 
nichtung der  römischen  Großgrundbesitzer  an ;  die  Kolonen  seien  zu  Aldien 
geworden.  —  8)  II  52  ff.  —  *)  Er  erörtert  36  ff.  auch  ausführlich  in  einem 
gegen  Duchesne  gerichteten  Sinne  die  Frage  der  Behandlung  der  katholischen 
Kirche.  —  •)  Die  Stellen  lauten  H  32  [Nach  dem  Tode  Clephs]  His  diebus 
naulti  nobilium  Romanorum  ob  cupiditatem  interfectisunt.  Reliqui  vero 
per  hospites  divisi,  ut  tertiam  partem  suarum  frugum  Langobardis per- 
solverent,  tributarü  efficiuntur.  III 16  Populi  tarnen  adgravati  per  Lango- 
bardos hospites  partiuntur.  —  •)  II  26  ff. 
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Einquartierung  betroffen  war,  nunmehr  eine  Ausdehnung  auf  die  ge- 
samte römische  Bevölkerung  der  civitates  eintrat.  Mayer  selbst  hat 
den  Gebrauch  von  „populus"  bei  Paulus  in  diesem  Sinne  richtig  fest- 
gestellt.1) Freilich  wie  wir  uns  den  Zusammenhang  zwischen  diesen 
Vorgängen  und  den  später  bezeugten  Agrarzuständen,  die  von  einer 
bloßen  Verpflegungsabgabe  an  die  Langobarden  nichts  mehr  ahnen 
lassen  und  diese  als  Selbstbewirtschafter  des  Landes  zeigen2),  zu  denken 
haben,  läßt  sich  vorläufig  nicht  einmal  vermuten.  M.  erneuert  den 
schon  von  früheren  gemachten  Versuch,  die  300  Jahre  später  bezeugten 
tertiatores  der  Terra  di  Lavoro  zur  Erläuterung  jenes  ältesten  Zu- 
standes  zu  verwerten,  gemäß  dem  der  Langobarde  seine  tertia  von  den 
römischen  Grundbesitzern  erhielt.3)  Diese  tertiatores  sind  nun  nicht 
Eigentümer,  sondern  abhängige  Bauern.  M.  erklärt  das  aus  einer 
Überwälzung  der  tertia  durch  den  Grundherrn  auf  die  Colonen.  Bei 
Neapel,  wo  die  Gebietsgrenze  zwischen  Langobarden  und  Römern  noch 
lange  geschwankt  habe,  sei  die  ältere,  sonst  verschwundene  Regelung 
erhalten  geblieben.4) 

Auch  über  die  quantitative  Bedeutung  des  römischen 
Rechtes  spricht  sich  M.  aus. s)  Er  meint,  die  Masse  der  Bevölkerung 
habe  nach  ihm  gelebt.  Die  bisherige  Literatur  hat  sich  über  diese 
Frage,  die  mit  der  ethnographischen  zusammenhängt  und  zu  deren  Be- 
urteilung es  an  gleichzeitigen  Quellen  gebricht,  vorsichtig  geäußert. 
M.  glaubt  aus  der  späteren  Herrschaft  des  römischen  Rechtes  in  den 
Städten  für  die  Frühzeit  den  gleichen  Zustand  erschließen  zu  sollen, 
ohne  überhaupt  zu  erwägen,  ob  der  spätere  Zustand  nicht  vielleicht 
das  Resultat  einer  jüngeren  Entwickelung  sein  könnte. 8)  Zu  schwach 
begründet  ist  die  auf  S.  33  f.  gegen  Neumeyer  vorgebrachte  Ansicht, 
das  in  Süditalien  herrschende  Recht  sei  ein  langobardisch-römisches 
Mischrecht  und  in  den  langobardischen  Gebieten  das  gleiche  ge- 
wesen wie  in  den  römischen,  nur  daß  es  hier  als  römisch,  dort  als 
langobardisch  bezeichnet  worden  sei.  Richtiger  ist  wohl,  daß  das  Recht 
der  römischen  Gebiete  von  langobardischem  Einfluß  nicht  unberührt 
blieb,  ein  Zustand,  der  von  der  behaupteten  Identität  der  Rechte  doch 
noch  weit  entfernt  ist. 


*)  S.  41  N.  71.  —  »)  Halban  II  27  f.  —  3)  S.  42—46.  —  *)  Der  Be- 
weis, daß  die  tertia  der  Bauern  der  Liburia  keine  privatrechtliche  Abgabe 
sein  könne,  und  also  ein  notwendiger  Zusammenhang  mit  der  tertia  pars 
des  Paulus  bestehe,  scheint  mir  nicht  zwingend  erbracht.  Der  Ansicht  M.s 
nahestehen  die  Ausführungen  von  Leicht,  Studi  sopra  la  proprietä  II 57  ff. 
Dagegen  Halban  II  28.  Ciccaglione,  Istituzioni  dei  ducati  Napoletani 
142  ff.  erklärt  die  tertia  privatrechtlich.  —  5)  S.  27  f.  —  8)  S.  29  wird  daraus, 
daß  in  Mailand  bis  1183  der  gerichtliche  Zweikampf  nur  vor  einem  missus 
stattfinden  darf,  auf  die  überwiegend  römische  Nationalität  der  Bewohner- 
schaft geschlossen.  Denn  nach  langobardischem  Recht  finde  der  Zweikampf 
vor  dem  ordentlichen  Richter  statt,  und  nur  den  Zweikampf  zwischen  Römern 
ihabe  der  König  besonders  zu  genehmigen.  Der  Beweis  scheint  zwingend. 
Könnte  es  sich  aber  nicht  um  eine  lokale  Gewohnheit  Mailands  handeln, 
kraft  deren  der  Zweikampf  im  gewöhnlichen  Prozeß  ausgeschlossen  war  ? 
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Nachdem  so  das  Hindernis  beseitigt  ist,  das  in  der  vielfach  an- 
genommenen Unfreiheit  der  Römer  lag,  geht  M.  daran,  die  Bevölke- 
rungsklassen des  italienischen  Mittelalters  mit  den  römi- 
schen Klassen  zu  verknüpfen.1)  Man  erhält  bei  dieser  Gelegenheit 
einen  vielfach  lehrreichen  Überblick  über  die  einschlägigen  Verhältnisse 
der  römischen  Spätzeit:  die  Zivilbevölkerung  zerfällt  in  possessores 
und  Gewerbtreibende.  Der  ursprüngliche  Unterschied  zwischen 
possessores  und  curiales  sei  wesenlos  geworden,  weil  selbst  senatorische 
Großgrundbesitzer  von  der  Kuriallast  nicht  mehr  befreit  waren.  Mit 
den  possessores  oder  curiales  seien  die  bei  Cassiodor  erwähnten  nobiles 
zu  identifizieren,  und  auch  bonus  vir  bezeichne  nichts  anderes.2)  Der 
über  den  curiales  noch  in  den  Briefen  des  Cassiodor  erkennbare  Stand 
der  potentes  müsse  die  wenigen  immer  noch  Privilegierten  umfassen. 3) 
Einen  Niedergang  der  Kurien  kann  M.  nicht  konstatieren.  Sie  hätten 
sich  vielmehr  durch  die  Einbeziehung  der  Senatoren  gehoben.4)  Im 
Osten  habe  sich  das  Institut  —  so  wird  gegen  Hegel  bemerkt  —  bis 
ins  10.  Jahrhundert  gehalten. 5)  Der  höchste  Stand  des  Reiches  sind 
die  Senatoren,  von  deren  Vorrechten  das  der  Erhebung  der  staat- 
lichen Steuer  von  den  eigenen  Hintersassen  das  wichtigste  ist. 8)  Über 
den  senatores  erbeben  sich  die  patricii.7)  Die  unter  den  Kurialen 
stehende  Schicht  der  plebei  zerfällt  in  die  steuerrechtlich  getrennten 
Klassen  der  negotiatores  und  der  Handwerker,  der  collegiati. 8) 
In  den  der  Gotenzeit  folgenden  Jahrhunderten  (bis  zum  7.  Jahrhundert) 
werde  noch  immer  die  herrschende  Schicht  der  civitas,  die  nobilitas, 
als  ordo  bezeichnet.9)  Und  zwar  setzt  M.  ausdrücklich  gegen  Hegel  den 
in  den  Briefen  Gregors  I.  begegnenden  ordo  den  alten  Kurialen  gleich.10) 
Die  Quintessenz  dieser  Ausführungen  ist  die  Leugnung  der  bisher 
angenommenen  Herabdrückung  der  Kurialen  zu  einer  unangesehenen 
Körperschaft,  die  Leugnung  der  Entstehung  eines  neuen  Stadtadels. 
Daß  erst  in  den  Briefen  Cassiodors  und  Gregors,  nicht  aber  in  den 
Quellen  des  römischen  Rechtes  von  nobiles  die  Rede  ist11),  macht 
den  Vf.  nicht  stutzig.  Die  Begründung  der  Theorie  M.s  liegt  schon 
in  der  Darstellung  der  Institutionen  der  römischen  Kaiserzeit,  und 
bereits  diese  weist  Fehler  auf,  wenn  auch  M.  das  Verdienst  nicht  ab- 
zustreiten ist,  auf  manche  Lücken  unserer  Kenntnis  hingewiesen  und 
den  Unwert  des  Schlagwortes  von  der  zentralisierenden  Tendenz  dieser 
Zeit  dargetan  12)  zu  haben.  M.  ist  auf  die  Technik  der  spätrömischen 
Gemeindeverwaltung  zu  wenig  eingegangen,  um  die  Zeugnisse  über 
das  Verhältnis  der  verschiedenen  Stände  zur- Kurie  richtig  verwerten 

*)  §  3-8  (S.  48—148).  —  *)  S.  53  N.  23.  —  3)  S.  48  ff.  —  *)  Aus- 
führliche Darlegung  seines  Standpunktes  in  N.  26.  Ganz  mit  Recht  weist 
M.  hier  zur  Würdigung  der  kurialen  Lasten  auf  die  bekannten  Tatsachen 
hin,  daß  der  Zwang  zu  deren  Übernahme  bereits  eine  Einrichtung  der 
frühen  Kaiserzeit  ist.  —  5)  S.  57  N.  34.  —  •)  S.  57— 59.  —  7)  S.  52  f. 
Gegen  Mommsen  als  parens  principis,  nicht  als  Ausdruck  einer  Schenkung 
des  römischen  Bürgerrechtes  gedeutet.  —  8)  S.  60  ff.  —  9)  S.  63  f.  —  10)  S.  64 
N.  7.  —  u)  S.  53  N.  23.  —  „Nobiliores"  in  C  IV  63,  3  beweist  eben  wegen 
des  Komparativs  nichts.  —  ")  S.  53. 
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zu  können.  Vor  allem  fehlt  ein  Hinweis  auf  den  prinzipiellen  Unter- 
schied zwischen  dem  früheren  Zustand  und  dem  späteren.  Er  sieht 
nur  das  Gemeinsame,  nicht  das  Verschiedene.1)  Vielleicht  hielt 
er  Kuhns  Ausführungen  aus  dem  Jahre  1864  für  veraltet  und  ver- 
säumte darum  ein  Eingehen  auf  dessen  Lehre.  M.  hat  nicht  bemerkt, 
daß  die  Gemeindeämter  der  früheren  Zeit  durch  alle  Bürger  aktiv 
und  passiv  besetzt  wurden,  daß  alle  zur  Übernahme  verpflichtet  waren. 
Mit  der  Zeit  beschränkte  sich  aber  das  aktive  und  passive  Wahlrecht 
und  die  Verpflichtung  zur  Übernahme  auf  die»  Mitglieder  des  städti- 
schen Senates.2)  So  bildeten  sich  die  Kurialen  zu  einem  erblichen 
Beamtenstand  um;  wie  auqh  sonst  waren  staatliche  Verpflichtungen 
auf  einen  durch  Erbgang  geschlossenen  Kreis  radiziert  worden;  die 
curiales  nehmen  keine  wesentlich  andere  Stelle  ein  als. etwa  die  eben- 
falls erblich  verpflichteten  navicularii  oder  pistores.  Dagegen  kann 
man  nicht  anführen,  daß  munera  schon  in  der  Frühzeit  am  Grund- 
besitz haften  und  also  erblich  sind.3)  Denn  damals  war  eben  ein  viel 
größerer  Kreis  zur  eventuellen  Übernahme  verpflichtet  und  außerdem 
der  Grundbesitz  nicht  gebunden.  Später  mußte  Last  und  Grund- 
besitz von  den  Erben  übernommen  werden.  M.  ließ  sich  dadurch  ver- 
führen, daß  in  der  Tat  die  Edikte  der  Kaiser  auch  die  höchste  Gesell- 
schaft zur  Übernahme  kurialer  Lasten  verpflichten.*)  Es  bleibe  mithin 
kein  Platz  für  eine  städtische  Nobilität  außerhalb  und  über  den 
Kurialen.  Aber  jene  Stellen  der  Kodifikationen  betreffen  erstens  die 
Standeserhöhung  eines  bereits  dem  erblichen  Stand  der  Kurialen  An- 
gehörigen, zweitens  die  Verpflichtung  aller  Stände  zum  Eintritt  in  die 
Kurie  im  Falle  des  Bedürfnisses,  also  Ergänzung  der  Kurialen  aus 
anderen  Ständen.5)  So  ist  der  Raum  für  einen  städtischen  Adel  über 
den  Kurialen  allerdings  vorhanden.8)  Die  Identität  von  curiales  und 
possessores  ist  unhaltbar.7)  Es  waren  Kreise,  die  sich  schnitten.  Ob 
„ordo"  in  den  Gregorbriefen  die  Kurialen  oder  die  Nobilität  bezeichnet, 
ist  im  Grunde  gleichgültig.  Das  Vorhandensein  eines  über  den  curiales 
stehenden  städtischen  Adels  wird  dadurch  nicht  berührt. 

Die  spätrömische  Gliederung  der  städtischen  Bewohnerschaft 
findet  M.  auch  in  den  mittelalterlichen  Städten  wieder.  Und  in  der 
Tat  scheint  mir  der  Beweis  erbracht,  daß  in  Rom  bis  gegen  1050  die 
alte  Einteilung  in  nobiles,  negotiatores  und  honesti  (Handwerker) 8)  und 
in  Neapel  wohl  noch  für  den  Anfang  des  12.  Jahrhunderts  bestand. 9) 
Aber  M.  dehnt  weiter  diesen  Gedanken  auch  auf  Reichsitalien  aus. 


»)  S.53  N.  27.  —  •)  Verfassung  des  römischen  Reichs  I  236,  246  ff. 
—  3)  S.  56  N.  28.  —  *)  S.  49  f.  —  8)  Kuhn  I  250.  —  6)  Schon  die  Tat- 
sache, daß  auch  Kolonen  der  kaiserlichen  Domänen  zur  Kurie  pflichtig 
waren,  wenn  sie  nebenbei  25  iugera  Eigen  hatten  (Hegel  I  79  2),  hätte  M. 
abhalten  sollen,  in  den  Kurialen  den  städtischen  Adel  zu  sehen.  —  7)  S.  51 
N.  18  wird  aus  Stellen  der  justinianischen  Rechtsbücher  die  Identität  von 
xxrjxoQss  und  curiales  gefolgert.  Diese  Stellen  beziehen  sich  aber  auf  ver- 
schiedene Zeiten.    Vgl.  Kuhn  I  252.  —  8)  S.  76.  —  »)  S.  78. 
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Nach  ihm  findet  sich  auch  hier  eine  herrschende  Schicht,  nun  freilich 
nicht  mehr  als  possessores  oder  curiales  bezeichnet,  sondern  als  milites, 
capitanei,  nobiles,  arimanni  und  den  mercatores  entgegengesetzt.  Der 
Typus  der  Kurialen  habe  sich  gehalten:  Es  seien  stadtgesessene  Groß- 
grundbesitzer.1) Ihrer  Zusamme  nsetzung  nach  bestehe  diese  Schicht 
aus  langobardischen  arimanni,  die  an  Stelle  der  römischen  Pos- 
sessoren getreten  seien,  und  aus  Römern,  die  im  langobardischen  Heer 
Aufnahme  gefunden  haben.2)  Selbst  von  den  erbrechtlichen  Eigen- 
tümlichkeiten des  kurialen  Grundbesitzes  glaubt  der  Vf.  Spuren  bis  in 
das  langobardische  Lehenrecht  hinein  zu  erkennen. 8)  Vornehme  Römer- 
geschlechter sind  allerdings  bis  ins  7.  Jahrhundert  in  Städten  des  lango- 
bardischen Reiches  nachweisbar*),  aber  auch  nicht  länger,  und  einen 
auch  nur  rein  institutionellen  Zusammenhang  des  späteren  Stadtadels 
mit  den  Kurialen  kann  man  schon  deshalb  nicht  annehmen,  weil  diese 
schließlich  kein  Stadtadel  mehr  waren.  Dann  bliebe  freilich  noch  die 
Möglichkeit  einer  Verknüpfung  mit  dem  Stande  der  possessores,  dem 
wirklichen  spätrömischen  Stadtadel.  Indessen  hat  es  doch  höchstens  den 
Wert  einer  Parallele,  die  das  Problem  nur  verdeckt5),  wenn  M.  den 
Gegensatz  auch  des  späteren  Stadtadels  zu  den  Kaufleuten  hervorhebt. 
Auch  irrt  M.,  wenn  er  den  italienischen  Großgrundbesitzer  des  Mittel- 
alters für  grundsätzlich  die  Stadt  bewohnend  hält.  Wenn  auch  viele 
vornehme  Langobarden  von  vornherein  in  der  Stadt  wohnten6),  so 
durfte  doch  daneben  die  Existenz  eines  rein  ländlichen  Feudaladels  nicht 
vergessen  werden.  Erst  die  Kommune  zwang  ihn  in  die  Mauern. 7)  Wie 
problematisch  die  Ständegeschichte  Italiens  im  Mittelalter  noch  sein 
muß,  zeigt  sich  auch  darin,  daß  M.  selbst  die  milites  zwar  als  Stadt- 
adel, also  als  etwas  geburtsständisch  Geschlossenes  faßt,  aber  doch 
bemerkt,  daß  miles  ein  jeder  Vermögende  sein  konnte.  Weder  regionale 
Verschiedenheiten  in  der  Ständebildung  noch  die  mögliche  Einwirkung 
der  Standesbegriffe  des  übrigen  Europa  sind  hier  beachtet. 

Ist  mithin  dem  Vf.  der  Beweis  einer  seiner  Hauptthesen,  die  Ver- 
knüpfung des  späteren  Stadtadels  mit  den  langobardischen  und  römi- 
schen Ständeschichtungen  nicht  gelungen,  so  enthält  doch  das  von  den 
Ständen  handelnde  Hauptstück  eine  Menge  Gedanken  und  Material. 
Nur  hinweisen  kann   ich   auf  die  Zusammenstellungen  über  die  Fort- 


>)  S.  64-66,  besonders  N.  17.  —  2)  S.  74  f.  —  3)  S.  69— 72.  Über 
die  Möglichkeit  solcher  Zusammenhänge  zu  urteilen,  muß  Referent  solchen 
überlassen,  die  das  Erbrecht  besser  kennen  als  er.  Bemerkt  sei  nur,  daß 
S.  70  mit  der  Voraussetzung  gearbeitet  wird,  die  Güter  der  Arimannen  gälten 
zuweilen  als  Lehen.  Sie  gründet  sich  auf  eine  S.  6  N.  27  zitierte,  aber 
unrichtig  gedeutete  Stelle.  —  *)  S.  74.  —  5)  Die  Lösung  ist  nur  von  lokal 
historischen  Untersuchungen  zu  erwarten.  Vgl.  Davidsohn,  Geschichte  von 
Florenz  I  34311".  686,  II  28  ff. ,  der  die  ständischen  Gegensätze  durchaus  in 
den  Gegensatz  zwischen  Reich  und  Arm  auflöst.  —  8)  S.  74.  —  7)  Daß  der 
Zustand,  wonach  der  italienische  Großgrundbesitzer  in  der  Stadt  wohnt,  ein 
Resultat  der  Agrarumwälzungeu  des  12. — 14.  Jh.  ist,  wies  nach  Rumohr, 
Ursachen  der  Besitzlosigkeit  der  Kolonen  in  Toskana.     Hamburg  1830. 
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dauer  der  Bezeichnungen  Senator,  princeps  (im  Sinne  von  Senator), 
consul,  illustris,  patricius1);  besondere  Beachtung  verdient  der  Nach- 
weis, daß  der  Stand  der  spätrömischen  (angesiedelte n)milites 
im  römischen  und  neapolitanischen  Gebiet  bis  ins  10.,  ja 
11.  Jahrhundert  nachweisbar  ist  und  von  dem  der  nobiles  ge- 
schieden wird. 2)  Seitdem  sind  dann  die  beiden  Stände  zu  einer  Nobi- 
lität,  deren  Mitglieder  sämtlich  „Ritter"  im  neueren  Sinne  des  Wortes 
waren,  verschmolzen. s)  Größeres  Interesse  für  die  Allgemeinheit  kommt 
dem  Abschnitt  über  Kaufleute  und  Gewerbetreibende  zu.  Zwar 
klafft  ein  nachrichtenloser  Raum  zwischen  dem  7.  und  10.  Jahrhundert, 
aber  die  Schichtung  und  Rechtslage  der  Kaufleute  und  Gewerbe  im 
Hochmittelalter  sei  der  Gestaltung  dieser  Dinge  in  römischer  Zeit  so 
gleich,  daß  es  unmethodisch  sei,  Neubildungen  wegen  des  Schweigens 
der  Quellen  anzunehmen.4)  In  der  Tat  ist  die  Beweisführung  M.s  in 
einem  Punkte  überzeugend:  Gleich  geordnet  ist  das  gegenseitige  Ver- 
hältnis von  mercatores  und  Handarbeitern.6)  Dagegen  ist  die 
Zurückführung  der  Regalität  von  Bäckerei,  Metzgerei,  Mühle  und  Bad 
auf  die  antike  Anordnung  der  Lebensmittelgewerbe  nicht  ausreichend 
begründet.  Es  liegen  hier  vielmehr  jene  Gewerbebänne  vor,  die 
wir  auch  aus  dem  Norden  kennen.  Zu  Danke  verpflichtet  der  Nach- 
weis, daß  eine  Reihe  von  Regalbetrieben  in  Süditalien  und  Sizilien 
den  Normannen  von  den  Longobarden,  nicht  etwa  von  den  Arabern 
überkommen  ist.  •) 

Eine  vielfach  von  der  bisherigen  abweichende  Anschauung  sucht 
der  interessante  Abschnitt  über  die  Juristen  zu  begründen,  der  mit 
Recht  die  Verhältnisse  der  Anwälte  und  der  Notare  zusammen- 
faßt.7) Mit  den  Rechtskundigen  des  italienischen  Mittelalters  befaßt 
sich  bekanntlich  ein  erheblicher  Teil  der  Forschungen  Fickers.  Es 
ist  um  so  mehr  zu  bedauern,  daß  M.  so  wenig  auf  die  Argumentation 
F.s  eingegangen  ist8),  als  sein  eigenes  Material  zum  überwiegenden  Teile 
bei  F.  bereits  erörtert  ist.  An  dieser  Stelle  macht  sich  die  Verwendung 
glossatorischen  Materiales  als  Fehlerquelle  besonders  bemerkbar.9)  Daß 
es  während  des  ganzen  Mittelalters  gewerbsmäßige  Rechtsbeistände 
gegeben  hat,  ist  nicht  zu  leugnen.  Aber  wenn  M.  gegen  Ficker ,0)  be- 
hauptet, sie  seien  stets  durch  das  Wort  advocatus  bezeichnet,  so  erledigt 
sich  das  einfach  dadurch,  daß  sein  Material  durchweg  bei  Ficker  durch- 

J)  S.71— 87.  —  2)  Vgl.  Ciccaglione,  Istituzioni  136.  —  8)  S.  76—79.  — 
*)  S.  98  f.  —  •)  S.  89  ff.  S.  92  f.  94  N.  29  gegen  Solmi,  der  die  Hand- 
werker aus  Hörigen  der  Königshöfe  hervorgehen  ließ.  —  •)  S.  96.  Beim 
normannisch-sizilischen  Färbereiregal  kann  man  schwanken,  ob  man  es 
wie  M.  mit  dem  Mühlenregal  verbinden  und  also  ebenfalls  als  Gewerbebann 
betrachten  oder  es  aus  dem.  byzantinischen  Seidenmonopol  ableiten  soll. 
Die  gleichen  Monopole  und  Regalbetriebe  wie  im  normannisch-sizilischen 
Reich  begegnen  in  den  Kreuzfahrerstaaten.  Rey,  Colonies  franques  261.  — 
7)  S.  99 — 127.  Inzwischen  ist  hinzugekommen :  Leicht,  Influenza  di  scuola 
in  documenti  Toscani  dei  secoli  XI — XII.  Bullettino  Senese  XIV  174  ff. — 
■•)  Eine  kurze  Auseinandersetzung  mit  ihm  S.  106  N.  37.  —  •)'  In  N.  29 
werden  die  Pisaner  Statuten  und  die  Constitutiones  regni  Siciliae  verwendet. 
10)  III  98  ff. 
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gesprochen  ist.  Die  behauptete  Identität  von  causidicus  (Fürsprech) 
und  advöcatus  ist  mit  F.  bis  zum  Einsetzen  des  glossatorischen  Einflusses 
abzulehnen.1)  Über  die  allgemeine  Stellung  der  causidici  und  der  mit 
ihnen  identischen  legisdocti  etc.  handelt  F.  überhaupt  weit  lehrreicher.*) 
Andererseits  findet  sich  in  diesem  Abschnitt  auch  manches,  was  über  F.  hin- 
ausführt: Im  13.  Jahrhundert  bezeichnet  „iudex"  nicht  nur  den  am- 
tierenden Richter,  sondern  alle  Juristen  einer  Stadt.8)  Der  Titel  „iudex 
sacri  palatii"  muß  auch  als  Titel  für  Anwälte  aufgefaßt  werden.*) 
Es  ist  eine  gute  Bemerkung,  daß  die  iudices  sacri  palatii  zu  den  legis- 
docti im  Gegensatz  stehen,  daß  jene  die  im  langobardischen  Rechts  ge- 
bildeten, diese  die  neuen  römisch  studierten  Bolognesen  waren.6)  Den 
engen  Zusammenhang  zwischen  den  Notaren  und  den  Recht s- 
beiständen  weist  M.  schon  am  Ende  des  9.  Jahrhunderts  in  Süd- 
italien nach,  und  er  mag  wohl  recht  haben,  wenn  er  diesen  Zusammen- 
hang auf  die  römische  Zeit  zurückführt.8) 

Auch  die  besonderen  Verhältnisse  der  Urkundenschreiber  behan- 
deltM.von  römischer  Grundlage  aus.  Er  macht  zunächst  den  Versuch,  in 
die  verschiedenen  Klassen  der  spätrömischen  Urkunden  schreib  er  Ordnung 
zu  bringen.7)  Daß  wir  hier  zwischen  gewerbtreibenden,  aber  staatlich  be- 
aufsichtigten Schreibern  und  den  Subalternbeamten  der  staatlichen  Be- 
hörden sondern  müssen,  hat  M.  richtig  erfaßt.8)  Dagegen  ist  ein  wirkliches 
Fortkommen  auf  diesem  Gebiet  ohne  Eingehen  auf  die  Technik  der 
Urkunde  selbst  gar  nicht  zu<erzielen.  Wenn  er  die  bisher  geltende  Unter- 
scheidung zwischen  tabularii  und  tabelliones  aufheben  will  und  meint, 
die  tabularii  seien  ein  Unterbegriff  der  tabelliones,  so  beweist  das  keine 
der  von  ihm  dafür  angeführten  Stellen.  Es  steht  auch  im  Widerspruch 
zu  dem  von  ihm  selbst  geführten  Nachweis,  daß  der  tabellio  keine  persona 
publica  war,  wohl  aber  der  tabularius.  Das  römische  Urkundenwesen 
verfolgt  M.  zunächst  in  Ravenna  und  in  den  Landesteilen,  die  von  der 
langobardischen  Eroberung  unberührt  blieben,  Neapel,  Gaeta,  Rom,  Vene- 
dig, woran  sich  dann  einige  Daten  aus  dem  langobardisch-fränkischen 
Urkunden wesen  anschließen.*)  Diese  Untersuchungen  gipfeln  in  dem 
Versuch,  das  schwere  Problem  des  Zusammenhanges  zwischen  Urkunde 
und  Gericht  der  Lösung  näher  zu  bringen.10)  M.  glaubt  sowohl  in  den 
römischen  wie  in  den  germanischen  Rechtsgebieten  Italiens  einen  g  e  r  i  c  h  t- 

x)  Auch  Ratherius,  Praeloquia  I  tit.  VI  (Migne  126, 161)  ergibt,  wie  der 
Eingang  zum  folgenden  Titel  zeigt,  keine  Identität  von  advöcatus  und  causi- 
dicus. —  Daß  der  advöcatus  publicus  comitatus  von  901  schon  durch 
Ficker  III  25  als  Vertreter  des  Fiskus  erklärt  ist,  ist  ebenfalls  nicht 
beachtet.  —  2)  Es  fehlt  z.  B.  ein  Hinweis  darauf,  daß  die  causidici  nicht 
nur  den  Parteien,  sondern  auch  den  Richtern  beistanden.  —  a)  S.  109.  — 
*)  S.  109  f.  —  6)  S.  111  f.  Dazu  Ficker  III  132.  Anm.  10.  Daß  zunächst  die 
legisdocti  als  ständige  Beisitzer  im  Königsgericht  fungierten,  möchte  weniger 
annehmbar  sein.  Nach  Ficker  III  153  fungierten  als  solche  zunächst  die 
Richter  der  Mark  Verona.  —  8)  S.  113  f.  Dazu  S.  103.  —  7)  S.  101—103. 
8)  8.  103.  —  •)  S.  118—120.  —  Dankenswert  wäre  die  Einbeziehung  des 
griechischen  Kalabrien  gewesen,  über  das  wir  die  Sammlung  von  Trinchera 
haben.  Einige  interessante  Bemerkungen  über  byzantinische  Urkunden- 
schreiber S.  102  f.  —  I0)  S.  120—122. 
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lichenBeurkundungszwang  feststellen  zu  können ,  deren  Grundlage 
der  römische  Zwang  zur  Allegation  aller  Immobiliarübertragungen  bei  den 
Akten  der  Kurie  sei1) ;  in  Reichsitalien  sei  das  Schwinden  des  Brauches  der 
gerichtlichen  Verlautbarung  durch  das  Überwiegen  der  notarii  sacri 
palatii  verursacht.2)  Den  römischen  Allegationszwang  führt  M.  auf 
einen  fiskalischen  Grund,  die  Erhebung  einer  Verkehrsteuer,  zurück.') 
M.  hat  zwar  —  man  muß  ihm  dafür  danken  —  das  Vorhandenseih 
eines  Problemes  erkannt*),  aber  seinem  Lösungsversuch  vermag  ich  nicht 
beizustimmen.  Zunächst  handelt  es  sich  bei  der  allegatio  apud  gesta 
municipalia  nicht  um  gerichtliche  Verlautbarung,  denn  die  Behörde, 
die  die  Allegation  vornimmt,  ist  kein  Gericht.  Zweitens  erstreckt  sich 
die  Allegationspflicht  nur  auf  Immobiliarübertragungen,  während 
z.  B.  die  curiales  von  Neapel  eine  allgemeine  Beurkundungsbehörde  sind, 
die  Constitutiones  regni  Siciliae,  auf.  deren  Bestimmungen  M.  so  großes 
Gewicht  legt,  ebenfalls  allgemein  die  Unterschrift  eines  Richters 
unter  der  Urkunde  verlangen  und  endlich  ein  von  M.  in  diesem  Zu- 
sammenhang herangezogenes  Capitulare  von  823  gleichfalls  allgemein 
von  Beaufsichtigung  der  Notare  durch  die  Gerichtsbehörden  spricht8); 
in  keinem  der  von  M.  mitgeteilten  Belege  vermag  ich  für  Reichs- 
italien einen  Zwang  zur  gerichtlichen  Auflassung  von  Grundbesitz 
oder  zur  gerichtlichen  Beurkundung  zu  erkennen.6)  Ferner  hat  M. 
es  sehr  wohl  gefühlt,  daß  man  die  beurkundende  Tätigkeit  der  Ku- 
rialen  in  Neapel  nicht  ohne  weiteres  mit  der  durch  ein  sizilische» 
Reichsgesetz  erforderten  Unterzeichnung  der  Urkunden  durch  einen 
iudex  zusammenstellen  darf.  Er  versucht  nun,  die  Brücke  dadurch 
herzustellen,  daß  er  die  neapolitanischen  Kurialen  des  Mittelalters  auch 
als  gerichtliche  Behörde  auffaßt.  Daß  sie  auch  Richter  gewesen 
wären,  ist  aber  bisher  nicht  bekannt  und  von  M.  nicht  ausreichend 
begründet.7)  Jene  Bestimmung  der  sizilischen  Konstitutionen8)  —  sie 
wurde  in  der  Zeit  Friedrichs  II.  erlassen  —  war  ferner  nicht,  wie  M. 
glaubt,  die  Kodifikation  eines  längst  bestehenden  allgemeinen  Brauches. 
Wer  die  unteritalienischen  Urkundenbücher  daraufhin  durchsieht,  wird 
bemerken,  daß  sich  vor  1231  eine  allgemeine  Regel  über  die  Unter- 
zeichnung nicht  aufstellen  läßt.  Nur  in  einzelnen  Städten,  und  zwar 
gerade  des  langobardischen  Rechtsgebietes,    war  die  Mitwirkung  des 


J)  S.  121  f.  —  »)  S.  124.  —  3)  S.  121  N.  109.  —  «)  Vgl.  Bruno 
Hirschfeld,  Die  Gesta  municipalia  S.  35.  —  s)  Vgl.  Breßlau,  Urkunden- 
lehre 461.  —  6)  Nicht  hierher  gehören  (S.  119  f.)  die  Bestimmungen  des 
Ediktes  über  Tauschverträge  von  Kirchen.  Regesto  di  Farfa  n.  VIII  (S.  118) 
ist  Eintragung  eines  Diplomes  in  ein  Register  gemeint.  —  7)  M.  hätte 
im  einzelnen  die  Identität  der  neapolitanischen  curiales  mit  den  iudices  der 
Stadt  erweisen  müssen.  Es  ist  keine  Rede  davon,  daß  die  curiales  von 
Neapel  denjenigen  iudices  gleichgesetzt  werden  könnten,  die  nach  der  Kon- 
stitution Friedrichs  II.  die  Urkunden  unterzeichnen  sollen.  Vielmehr  ergibt 
eine  Stelle  des  Stadtrechtes  von  Neapel  (Mayer  S.  114  N.  64),  daß  in  diesen 
Dingen  Neapel  zur  Reichsgesetzgebung  in  Gegensatz  stand.  —  8)  Const. 
Sic.  I  82. 
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Richters  bei  der  Beurkundung  schon  vorher  Regel.1)  Es  wurde  also 
ein  lokaler  Brauch  zum  Reichsrecht  erhoben.  Die  Wurzel  der  sizi- 
lischen  Einrichtung  liegt  vorläufig  im  Dunkel.2)  Um  zu  einer  Klärung 
zu  gelangen,  wird  man  allerdings  auch  den  Gesichtspunkt  der  gericht- 
lichen Auflassung  heranziehen  müssen8),  aber  ohne  auf  die  Entwicke- 
lung  des  Beweisrechtes  einzugehen,  kommt  man  nicht  weiter. 

Neben  vielem  unzureichend  Begründetem  findet  sich  auch  Rich- 
tiges. Die  Notarsernennung  knüpft  M.  wieder  mit  Ficker  an  die  Graf- 
schaft.*) Nicht  ganz  sind  diese  gewöhnlichen*  Notare  durch  die  Pfalz- 
notare verdrängt  worden. 

Die  Besprechung  des  zweiten  Hauptstückes:  Die  abhängigen 
Leute  und  die  Privatherrschaft  kann  sich  kürzer  fassen.  Es 
steht  ja  mehr  abseits  von  den  Zielen  des  Buches.  Unter  „römische 
Grundlagen  der  Unfreiheit"  5)  erhält  man  neben  dem  Sklavenrecht 
auch  die  Verhältnisse  der  Kolonen.8)  Zur  Entstehung  dieses 
Standes  bemerkt  M.,  daß  ein  Ersatz  des  früheren  Selbstbetriebes  mit 
Sklaven  durch  wirtschaftlich  selbständige  Bauern  deswegen  nötig  wurde, 
weil  die  alte  Betriebsform  bei  der  sinkenden  Kaufkraft  der  Städte  nicht 
mehr  lohnte.  Der  Grundherr  der  spätrömischen  Zeit  hat  die  Pflicht, 
aber  nicht  das  Recht,  die  staatlichen  Leistungen  seiner  Hintersassen 
einzutreiben.7)  So  bleibt  die  Einmischung  der  städtischen  Behörden 
nicht  ausgeschlossen.  Aus  der  Darstellung  der  langobardischen 
Unfreiheit  ist  die  Behandlung  des  Aldionates  hervorzuheben. 
M.  faßt  die  Aldien  —  nach  Schupfer  —  als  wirtschaftlich  selbständige, 
nicht  im  Gutsverband  stehende  Unfreie,  die  nur  zu  festen  Leistungen 
gehalten  waren.  Gegen  Schupfer  wird  die  unfreie  Rechtsnatur 
dieses  Standes  betont.  Über  seine  Entstehung  bringt  der  Vf.  eine 
eigene  Theorie.8)  Die  Fr.eilassungsarte  n  werden  scharf  getrennt 
in  staatsrechtliche  und  privatrechtliche.9)  —  Recht  wertvoll  und  nicht 
nur  stoffreich  scheint  mir  der  Abschnitt  über  die  Unfreiheit  im 
späteren  Recht10)  geraten.  Nicht  ganz  richtig  ist  S.  185  die  Be- 
hauptung, in  Süditalien  dürften  diejenigen  Bauern,  die  nur  ratione  teni- 


x)  So  in  Lesina.  Verlangt  ferner  im  Stadtrecht  von  Benevent 
1202:  Borgia,  Memorie  di  Benevento  II  417.  423.  Ganz  anders  noch  das 
gegen  120U  anzusetzende  Stadtrecht  von  Bari.  Über  Salerno  jetzt  Gar ufi 
A.  St.  It.  1911,  232ff.  —  2)  Neuerdings  sind  diese  Probleme  behandelt  von 
Giannino  Ferrari,  I  documenti  Greci  medioevali  (vgl.  Rabel  in  dieser  Zeit- 
schr.  XXXI,  472  ff.  und  Gar  ufi  a.  a.  O.).  Auch  F.  verknüpft  die  Unter- 
zeichnung durch  den  Richter  mit  der  alten  insinuatio.  F.s  Untersuchung 
steht  aber  deswegen  auf  schwachen  Füßen,  weil  er  nicht  beachtet  hat,  daß 
die  Funktion  der  Urkunde  in  den  verschiedenen  Rechten  des  Südens  ver- 
schieden sein  mußte.  —  •)  Vgl.  S.  117  f.  über  Venedig.  —  *)  S.  123  f.  Dazu 
Breßlau  464.  —  Auch  später  noch  weist  M.  die  Ernennung  der  Notare  durch  den 
Inhaber  der  Hochgerichtsbarkeit  nach.  —  5)  S.  148— 155.  —  6)  S.  151  —  154. 
Rostowzews  Arbeit-  war  noch  nicht  erschienen.  —  7)  S.  152  f.  mit  der  wohl 
richtigen  Bemerkung,  daß  diese  steuerrechtliche  Stellung  der  Grundhbir- 
schaft  nicht  auf  die  kaiserlichen  Domänen  beschränkt  war.  —  8)  Zur  Frei- 
lassung müsse  ein  dreißigjähriges  Verweilen  im  Zustand  der  tatsächlichen 
Freiheit  hinzukommen.    163 ff.  —  •)  S.  168ff.  —  10)  S.  181  ff. 
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menti,  nicht  ratione  personae  pflichtig  sind,  nicht  aus  dem  unmittel- 
baren Herrschaftsbereich  des  Königs  in  den  anderer  Herren  übersiedeln: 
Die  von  M.  zitierte  Konstitution  IH«  betrifft  vielmehr  die  Bindung  der 
Einwohnerschaft  der  königlichen  wie  baronalen  und  kirchlichen  Herr- 
schaftBbezirke  überhaupt ;  mit  Unfreiheit  oder  Grundherrschaft  hat  das 
Gesetz  nichts  zu  tun.  Die  Darlegung  der  Besserung  der  rechtlichen 
Lage  der  Unfreien,  die  in  den  Bauernbefreiungen  der  adelsfeindlichen 
Communalgesetzgebung  des  13.  Jahrhunderts  gipfeln,  macht  den  Be- 
schluß.1) —  Aus  der  Behandlung  der  Schutzverhältnisse2)  verdient 
Beachtung  der  Nachweis,  daß  römische  Schutzverhältnisse  sich  bis 
tief  ins  Mittelalter  gehalten  haben.*)  Auch  die  Bemerkungen  über  die 
recommendati,  defensi,  affidati  in  Unteritalien  treffen  im  großen  und 
ganzen  zu.*)  Diese  Leute  haben  dort  eine  besondere  Rolle  gespielt, 
die  sich  in  den  Privilegien  der  Kirchen  und  selbst  in  der  Gesetzgebung 
spiegelt.5)  Es  hätte  gesagt  werden  können ,  daß  die  Affidation  in  Süd- 
italien langobardischen  Ursprungs  war  und  nach  dem  griechischen 
Calabrien  nicht  hinübergriff. 

Neben  der  persönlichen  Seite  der  Herrschaftsverhältnisse  kommt 
auch  die  dingliche  zu  Wort:  Freie  Pacht,  Libellarvertrag 
und  Precaria  ist  §  12  überschrieben.6)  Seit  den  Bemerkungen 
Hartmanns 7)  ist  das  gegenseitige  Verhältnis  und  die  juristische  Grund- 
lage der  verschiedenen  Agrarverträge  mehrfach  behandelt  worden.8) 
M.  geht  von  einer  Feststellung  Hartmanns  aus:  Im  Register  der 
Ravennater  Kirche  stehen  den  libelli  die  petitiones  entgegen; 
die  Empfänger  der  Petitionen  sind  Vornehme,  die  der  Libelli  Klein- 
bauern; die  Petitio  löst  das  vergebene  Gut  aus  dem  Wirtschaftsver- 
band des  Vergebers,  der  Libell  nicht.8)  Diesen  Gedanken  führt  M. 
durch  das  ganze  Mittelalter  durch  und  findet,  daß  die  precaria, 
der  ravennatischen  petitio  gleichbedeutend,  dem  Libell  gegenüberstehe.1*) 
Die  precaria  sei  auch  später  das  Leiherecht  der  Vornehmen.11)  Das 
wesentliche  des  Gegensatzes,  sieht  M.  indessen  nicht  in  der  oben  be- 
zeichneten Verschiedenheit  des  wirtschaftlichen  Effektes12),  sondern  er 
versucht  eine  Verknüpfung  mit  spätrömischen  Zuständen.18)  Den  römi- 
schen Großen  sei  das  Eingehen  von  Pachtverträgen  verboten  gewesen, 


*)  S.  185  ff.  Richtig  ist  bemerkt,  daß  auch  die  sizilischen  Konstitutionen 
der  Verfügungsfreiheit  der  Hintersassen  freundlich  gegenüberstehen.  —  2)  S.  207 
bis  216.  —  8)  8.  210  N.  11;  208  N.  4.  —  *)  8.  214  f.  Nicht  richtig  ist  N.  31.  36 
von  affidati  einer  Stadt  die  Rede:  Es  handelt  sich  um  affidati,  die  in  der 
Stadt  wohnen.  —  5)  N.  31.  32  Const.  Siz.  HI  6.  In  den  Privilegien  der 
Landesherrn  begegnet  sehr  oft  die  Erlaubnis,  eine  bestimmte  Zahl  Leute 
zu  affidieren.  Davon  zu  trennen  ist  wohl  die  Erlaubnis,  Fremde  anzu- 
siedeln: extraneos  colligere,  ^evovg  ä&goiCeiv.  —  6)  8. 192 — 207.  —  7)  Tabu- 
larium  8.  Mariae  in  Via  lata  XXV  ff.,  Analekten  1  ff.  —  8)  Silvio  Pivano, 
I  contratti  agrari  in  Italia  nell1  alto  medioevo.  1904.  —  Schupf  er,  Pre- 
caria e  livelli,  Riv.  Italiana  di  scienze  giuridicha  40, 1  ff.  —  Leicht,  Livel- 
lario  nomine,  Studi  Senesi  XXII  285 ff.  —  Schneider,  Regestum  Volater- 
ranum  XLHI  ff.  —  8)  Analekten  3  ff.  —  10)  S.  198  f.  —  »)  S.  199  f.  — 
12)  S.  205.  —   »•)  S.  202  ff. 
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und  so  hätten  sie  sich  Grundstücksnutzung  durch  außerkontraktliche 
Übertragung  verschaffen  müssen.  Das  aber  werde  offenbar  durch  die 
„petitio"  der  Ravennater  Denkmäler  bezeichnet,  ebenso  wie  im  römi- 
schen Recht  petitio  das  Gesuch  um  Übertragung  von  Fiskalland  im 
Verwaltungswege,  also  ohne  Kontrakt,  sei.  Die  Vornehmen  haben  also 
statt  der  conductio  nur  ein  precarium,  das  allerdings  allmählich  als 
ein  zeitlich  befristetes,  zivilrechtliches  Verhältnis  aufgefaßt  wird.1) 
Gegen  diese  Konstruktion  nur  zwei  Bedenken:  Ist  die  precaria  wirklich 
immer  die  für  Vornehme  vorbehaltene  Leiheform?  In  Farfa  kommt  es 
Umgekehrt  vor,  daß  Prekaristen  das  Land  eines  Libellars  bebauen2), 
andererseits  empfangen  680  in  Ravenna  gerade  Vornehme  zu  Libell.*) 
Beherzigenswert  ist  die  Bemerkung,  daß  die  libellarii  nur  die  Ober- 
schicht des  Bauernstandes  bildeten,  und  daß  die  meisten  Bauern  per- 
sönlich gebundene  Kolonen  waren.*)  In  welchem  Verhältnis  in  Italien 
die  geschlossene  Grundherrscbaft  zum  Streubesitz  stand,  darüber  wagt 
M.  kein  bestimmtes  Urteil. 

Die  Organisation  der  Grundherrschaft  wird  in  §14  ge- 
schildert. Zu  den  Beamten  der  grundherrlichen  Verwaltung  rechnet 
M.  auch  den  advocatus.5)  Nach  M.  hat  er  auch  in  Italien  Gerichts- 
barkeit für  den  Grundherrn  ausgeübt.  Freilich  gibt  M.  eine  geringere 
Verbreitung  dieses  Institutes  der  Vogtei  in  Italien  zu  und  bemüht  sich 
um  eine  Erklärung  dafür,  die  deshalb  ihr  Ziel  in  etwas  verfehlt,  weil  das 
Institut,  an  sich  vorhanden6),  nur  gemeinhin  nicht  dem  advocatus 
der  Kirche  übertragen  war.  Von  den  Belegen,  die  M.  für  den  advocatus 
im  deutschen  Sinn  anführt,  treffen  einige  nicht  zu.7)  Daß  das  In- 
stitut der  Vogtei  auf  Kirchengut  in  Reichsitalien  nur  die  Weiterbildung 
des  römischen  Defensoramtes  sei,  mußte  durch  genauen  Vergleich  der 
Funktionen  beider  Ämter  festgestellt  werden.  Der  bloße  Hinweis  auf 
den  defensor  bringt  uns  nicht  weiter.8) 

Für  das  über  die  Immunität  beigebrachte  Material8)  mag  man 
dem  Vf.  immerhin  danken.  Aber  um  auf  diesen  Gebieten  zu  näheren 
Ergebnissen  zu  gelangen,  ist  eine  genauere  Beachtung  des  Formulars 
nötig,  als  sie  M.  aufbringt.  Schon  wenn  M.  meint,  bis  in  die 
Mitte  des  9.  Jahrhunderts  bilde  sich  ein  Distriktionsrecht  der 
Herren  gegen  alle  freien  Hintersassen,  so  bieten  die  Privilegien  doch 
nur  den  Ausschluß  der  direkten  Distriktion  durch  den  Staatsbeamten, 
also  kein  Recht  des  Herrn.10)  Die  Erörterung  der  fränkischen  und 
nachfränkischen  Immunitätsurkunden  leidet  etwas  an  dem  bei  M. 
nicht  seltenen  Fehler  mangelhafter  Absetzung  der  zeitlichen  Ent- 
wicklungsstufen, und  es  begegnet  wohl  auch  ein  innerer  Wider- 
spruch.11) Einen  so  eingreifenden  Satz  wie  den,  daß  sich  die  grundherr- 

*)  S.  204.  —  2)  Leicht  a.  a.  O.  S.  317.  —  •)  ib.  S.  299.  —  *)  S.  206  f. 
Vgl.  dazu  Leicht,  Studi  sopra  la  proprietä  I  53.  —  5)  S.  224  ff. 
—  •)  Vgl.  Ficker,  Forschungen  II  30  ff.  über  den  vicedominus.  — 
7)  Das  zweite  und  dritte  Zitat  in  N.  38.  Dagegen  ein  Beispiel  eines  ad- 
vocatus im  deutschen  Sinn :  Checchini,  Nuovo  archivio  Veneto,  Nuova  Serie, 
35, 131  ff.  —  8)  S.  225  f.  —  »)  S.  227  ff.  —  10)  S.  227  N.  53.  —  n)  S.  234  f.: 
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liehe  Gerichtsbarkeit  in  Italien  in  allen  Gebieten  gleichmäßig  aus 
dem  Distriktionsrecht  des  Herrn  über  seine  Hintersassen  entwickelt 
hat *) ,  wird  man  darum  durch  die  vorhergehenden  Ausführungen  nicht 
für  begründet  halten  können.  Was  die  Kompetenz  der  Immuni- 
tätsgerichte anlangt,  so  scheint  M.  den  Besitz  hoher  patrimonialer 
Gerichtsbarkeit  für  relativ  selten  zu  halten.*)  Richtig  ist  erkannt,  daß  das 
normanisch  -sizilische  Reich  der  patrimonialen  Hochgerichtsbarkeit 
feindlich  gegenübersteht.3)  Beachtenswerter  als  die  Ausführungen  M.s 
über  die  spätere  Entwickelung  der  Immunität*)  scheint  mir  zu  sein, 
was  über  deren  Ursprung  gesagt  wird.  Er  lehnt  da  nämlich  die 
Verknüpfung  der  Immunität  mit  der  Steuerfreiheit  der  römischen  Do- 
mänen, die  er  für  zweifelhaft  hält,  nicht  nur7  für  Italien  gegen 
Brunner  ab8)  und  ebenso  die  Verknüpfung  mit  der  zeitweisen  und 
partiellen  Befreiung  kirchlicher  Grundstücke ,  die  im  5.  Jahrhundert 
beseitigt  worden  sei.  Vielmehr  sucht  er  den  Ursprung  der  späteren 
Immunität  in  Privilegien  der  römischen  Kaiser,  die  einzelnen  Per- 
sonen erteilt  wurden,  und  von  denen  M.  Beispiele  anführt.8)  Viel- 
leicht bedarf  die  herrschende  Ansicht7)  in  der  Tat  einer  Modifika- 
tion. Nur  hätte  M.  stärker  betonen  müssen,  daß  die  karolingischen 
Immunitätsurkunden  eben  ein  in  Gallien  oder  im  fränkischen  Reich 
ausgebildetes  Institut  nach  Italien  übertrugen,  und  daß  dieses  doch 
ganz  anderen  Charakters  war  als  die  Immunität,  die  in  den  vorher 
zitierten  römischen  und  langobardischen  Privilegien  erscheint,  also 
unabhängig  von  der  älteren  italienischen  Entwickelung  erklärt  werden 
muß.  Durchaus  zu  billigen  ist  die  Einteilung  in  Steuer-  und  in 
Gerichtsimmunitäten.  In  Italien  ist  vor  der  fränkischen  Zeit  in  der 
Tat  nur  die  Steuerimmunität  nachweisbar. 

Das  zweite  Buch  (Öffentliche  Machtmittel)  beginnt  mit 
dem  Untertaneneid  und  den  aus  ihm  abgeleiteten  Verpflichtungen  und 
Einrichtungen.  Es  ist  erkannt,  daß  der  Untertaneneid  in  Italien  auf 
die  karolingische  Reichsordnung  zurückgeht,  und  höchst  fruchtbar  ge- 
macht ist  hier  der  Gesichtspunkt  des  Zusammenhangs  zwischen  Unter- 
taneneid und  Landfriedenseid.8)  Die  Bedeutung  des  sizilischen  Land- 
friedens von  1129  für  die  Rechtsentwickelung  des  Königreiches  ist 
wenigstens  angedeutet.9)  Daß  der  S  chwurverband  nicht  nur  in  der 
Geschichte  der  französischen  und  deutschen  Stadtverfassung,  sondern 
auch  in  der  des  italienischen  Comune  seine  Rolle  spielt,  belegt  M.  mit 
eigenen  Beobachtungen.10)    Es  leuchtet  ein,  daß  die  Form  dieses  Eides, 


„Als  Beklagter  muß  jetzt  der  Hintersasse  freilich  noch  immer  ins  öffentliche 
Gericht  kommen,  aber  jetzt  nur  geleitet  von  seinem  Grundherrn.  Zugleich 
wird  in  diesen  Urkunden  unmittelbar  der  Grundherr  als  die  Instanz  er- 
wähnt, welche  über  den  Hintersassen  urteilt  und  allein  gegen  denselben  mit 
Zwang  vorgehen  kann. 

l)  B.  236.  —  »)  S.  237  ff.  —  s)  S.  240  ff.  —  4)  Man  wird  da  vor- 
läufig zu  P  i  v  a  n  o  s  Stato  e  chiesa  greifen.  —  5)  Er  wendet  sich  N.  55 
gegen  Brunner.  —  8)  S.  227—230.  —  7)  Vgl.  neuerdings  Halban  III 136  f.  — 
8)  S.  261-263.  —  •)  S.  262  f.  —  ">)  S.  268  unten. 
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den  die  Glieder  eines  Comune  schwuren,  auf  den  karolingischen  Unter- 
taneneid zurückgeht,  welcher  seinerseits  Verpflichtungen  landfriedens- 
artiger Natur  enthielt.  Schon  früher  hatte  sich  M.  durch  die  scharfe 
Herausarbeitung  der  Bedeutung  des  Landfriedens  für  die  sogenannte 
Kriminalisierung  des  deutschen  Strafrechtes  verdient  gemacht:  Auch 
hier  kommt  er  auf  diesen  Zusammenhang  zu  sprechen  und  führt  wohl 
mit  gutem  Recht  den  Zug  des  kommunalen  Strafrechts  zur  Ausbildung 
von  Leibesstrafen  auf  jenem  Comunaleid  zurück.1)  Da  der  karolin- 
gische  Untertaneneid  die  Rügepflicht  enthielt,  entzieht  sich  M.  auch  den 
Problemen  des  Inquisitionsprozesses  nicht.2)  Es  muß  anerkannt  werden, 
daß  M.  auch  hier  interessante  Materialien  beibringt,  aber  er  ist  auf 
die  verwickelte  Technik  dieser  Prozeßarten  zu  wenig  eingegangen,  um 
zu  einer  abschließenden  Klärung  zu  gelangen.3)  Wie  seinerzeit  R.  Schmidt 
ist  M.  der  Ansicht,  daß  der  Inquisitionsprozeß,  wie  er  seit  Innocenz  III 
in  der  kirchlichen  Rechtssphäre  üblich  ist,  dem  weltlichen  italienischen 
Recht  entlehnt  sei.  Gegen  Schmidt  entscheidet  er  sich  für  die  Herkunft 
aus  Reichsitalien*);  in  der  Tat  hat  eine  Übernahme  aus  dem  sizil.- 
normannischen  Recht  gewiß  nicht  stattgefunden. 

Das  öffentliche  Einkommen5)  wird  mit  den  Domänen  eröffnet. 
Ihre  Verwaltung  ist  in  Italien  weit  schwerer  zu  erfassen,  weit"  hier 
nicht  nur  ein  dem  Capitulare  de  villis  vergleichbarer  Ausgangspunkt 
fehlt,  sondern  auch,  weil  sich  langobardische  und  karolingische  Ein- 
richtungen kreuzen,  und  Material  aus  späterer  Zeit,  das  einen  Rück- 
schluß ermöglichen  könnte,  nicht  vorhanden  ist.  So  vermögen  die 
wenigen  Seiten  M.s  kaum  zu  fördern.  Vor  allem  trifft  das  die  Dar- 
stellung des  Verhältnisses  von  Königsgut  und  civitas.  Es  ist  freilich 
bezeugt,  daß  einzelne  palatia  in  den  civitates  noch  aus  römischer  Zeit 
stammen;  da  diese  palatia  aber  Absteigequartiere,  nicht  Verwaltungs- 
mittelpunkte von  Domänenkomplexen  waren,  kann  daraus  auf  die  Ent- 
stehung des  langobardischen  Königsgutes  nicht  geschlossen  werden. 
Der  königliche  Grundbesitz  in  den  civitates  hängt  schwerlich  mit  römi- 
schen Domänen  zusammen.  Auch  bereitet  sich  M.  unnötige  Schwierig- 
keiten, wenn  er  S.  272  das  gesamte  Königsgut  jeweils  von  der  curtis 

x)  S.  263— 266.  Seltsam  berührt  daneben  S.  264  die  Überschätzung 
des  römischen  Rechtes  für  die  Entstehung  der  Todesstrafe.  Gerade  im  nor- 
mannisch-sizilischen  Reich  geht  sie  durchaus  auf  den  Landfrieden,  nicht  auf 
das  römische  Recht  zurück.  —  *)  S.  248 — 261.  —  8)  Die  nicht  zu  entbehrende 
Analyse  der  Quellen  über  die  kirchl.  Inquisition  und  über  das  Verfahren  in 
den  Sendgerichten  fehlt.  Gar  nicht  hervorgehoben  ist,  worin  die  Neuerung  Inno- 
cenz' III.  eigentlich  besteht :  Offizielle  Zulassung  der  Inquisition  als  B  e  w  e  i  s  ver- 
fahren im  Kriminalprozeß.  Auch  der  Begriff  des  landschädlichen  Mannes  bedarf 
—  trotz  Zallinger  —  nochmaliger  Untersuchung.  Vielfach  förderlich  Zech- 
bauer, Strafrecht  Siziliens  168 ff.  —  *)  S.  258  f.  M.  begeht  hier  wieder  den 
Fehler,  die  vor  und  nach  1199  liegenden  Stadtstatuten  unterschiedslos  zu 
verwenden.  Während  R.  Schmidt  vergeblich  versucht  hatte,  die  Inquisition 
als  Beweis  verfahren  schon  in  Statuten  des  12.  Jahrhunderts  nachzuweisen, 
weist  M.  S.  251  N.  14  auf  das  Fleimser  Recht  (1111)  hin,  das  in  der  Tat 
die  Rüge  durch  iurati  der  Verurteilung  im  Parteiprozeß  gleichstellt.  — 
*)  n.  Hauptstück  S.  270—368. 
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regia  der  civitas  aus  verwaltet  sein  läßt.  Denn  er  weiß  sehr  wohl, 
daß  die  curtis  regia  der  civitas  später  der  Mittelpunkt  der  gräflichen 
Verwaltung  ist  und  setzt  deshalb  den  Grafen  auch  über  die  könig- 
liche Domänenverwaltung  (273).  In  Wahrheit  muß  zwischen  der  curtis 
regia  der  civitas  und  den  großen  Domänenkomplexen  des  flachen 
Landes  im  allgemeinen  geschieden  werden.  Die  curtis  regia,  an  die 
nach  den  Gesetzen  des  Ediktes  die  Strafgelder  abzuführen  waren,  kann 
nur  in  wenigen  Fällen  als  Mittelpunkt  einer  Großgrundherrschaft  nach 
Art  der  fränkischen  fisci  betrachtet  werden.1)  Einzelne  Grundstücke 
in  der  Stadt  und  vor  den  Mauern  mögen  ihre  Zinse  dahin  entrichtet 
haben.  Im  übrigen  war  sie  die  Sammelstelle  für  jene  Strafgelder  und 
der  Sitz  der  königlichen  öffentlichen  Beamten,  also  des  dux  und  der 
neben  ihm  stehenden  Gastalden.2)  Deshalb  war  denn  auch  die  curtis 
regia  an  den  Orten,  wo  ein  Dukat  bestand,  eine  curtis  ducalis,  denn 
der  dux  stand  an  Stelle  des  Königs.3)  Das  Vorhandensein  eines  Ga- 
stalden beweist  nicht,  daß  eine  Großgrundherrschaft  von  ihm  zu  ver- 
walten war,  denn  darin  unterschied  sich  u.  a.  der  langob ardische  dux 
vom  fränkischen  comes,  daß  nicht  er,  sondern  der  Gastalde  die  Straf- 
gefälle sammelte.  Daraus  erklärt  sich  sein  Vorkommen  neben  dem  Her- 
zog.4) So  begründete  denn  die  Schenkung  einer  städtischen  curtis  regia 
an  ein  Bistum  auch  keine  Großgrundherrschaft,  und  es  ist  kein  Zu- 
fall, daß  in  dem  bekannten  Verzeichnis  der  Servitien  des  Königsgutes 
aus  salischer  Zeit  Bischofsstädte  fast  gar  nicht  vorkommen.  Die  Groß- 
grundherrschaften des  langobardischen  Königs  hatten  also  wie  die  des 
fränkischen  im  wesentlichen5)  in  Landorten  ihre  Mittelpunkte.  Die 
völlig  gleiche  Behandlung  der  italienischen  Königsgüter  mit  den  deut- 
schen in  dem  genannten  Servitienverzeichnis  deutet  darauf  hin,  daß 
die  karolingische  Verwaltungsart  auch  auf  sie  angewandt  wurde. 
Wenn  in  Lib.  Pap.  Liutpr.  57  form.  1 6)  der  Hof  Marengo  einem  Grafen 
unterstellt  erscheint,  so  braucht  man  nicht  an  den  der  civitas  zu 
denken:  Die  Bildung  besonderer  Grafschaften  für  größere  königliche 
Gütermassen  war  eine  auch  in  Deutschland  zeitweilig  befolgte  Politik. 
Alle  anderen  von  M.  dafür  vorgebrachten  Urkunden,  daß  die  Königs- 
güter von  den  Grafen  der  Stadtbezirke  verwaltet  worden  seien,  erweisen 
sich  als  nicht  stichhaltig. 

Daß  das  Servitienverzeichnis  aus  der  Zeit  Heinrichs  IV.  die  Do- 
manialabgaben  als  solche  betrachte,  welche  von   den  Domanialorten 


'*)  Nur  in  Vercalli  (Darmstädter  220)  scheint  mir  das  wahrscheinlich- 
—  *)  Ganz  richtig  hat  M.  erkannt,  daß  die  curtis  regia,  der  nach  den  Ge- 
setzen des  Ediktes  Strafgelder,  Konfiskationen  und  verknechtete  Personen 
zufallen  sollen,  nicht  die  jeweilige  Residenz  des  Königs,  sondern  der  könig- 
liche Amtshof  der  zuständigen  civitas  ist.  —  s)  Das  Edikt  spricht  natürlich 
nur  von  curtis  regia.  Die  Identität  ergibt  sich  aus  Darm  Städter  117  ff. 
(Brescia).  —  4)  Bezeichnenderweise  hörte  diese  Doppelseitigkeit  des  Beamten- 
tums in  karoling.  Zeit  auf.  Der  comes  versah  nun  auch  die  Funktionen 
des  Gastalden.  Vgl.  Gl.  zu  Lib.  Pap.  Roth.  15.  —  8)  Im  fränkischen  Reich 
kenne  ich  Chur  und  Regensburg  als  Ausnahme.  —  8)  S.  273  Anm.  15. 
Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte.  XXXH.    Geim.  Abt.  25 
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abgeführt  werden,  und  daß  damit  die  privatrechtliche  Abgabe  in  eine 
Steuer  verwandelt  sei,  ist  eine  durchaus  unerlaubte  Interpretation  des 
Aktenstückes :  Die  Servitien  sind  karolingischen  Ursprungs  und  stellen 
eben  nicht  den  Gesamtertrag  der  Domäne  dar.  Übrigens  müßte  man 
den  gleichen  Schluß  dann  auch  auf  die  deutschen  Königshöfe  an- 
wenden. Auf  die  S.  277  36)  gegebenen  gegen  Scheffer -Boichorst  und 
Overmann  gerichteten  Bemerkungen  über  die  Rechtsverhältnisse  des 
Mathildischen  Gutes  kann  ich  in  diesem  Zusammenhang  nur  auf- 
merksam machen.  — 

Nur  kurz  und  mehr  andeutend  als  ausführend  ist  S.  274 — 276 
über  die  Domänen  der  römischen  Kirche  gehandelt.  Mayer 
hat  das  Grundproblem  richtig  erkannt:  Wir  wissen  zwar,  daß  die 
römische  Kirche  in  der  späten  Kaiserzeit  ebenso  wie  andere  große 
Reichskirchen  Großgrundherrschaften  besaß,  wir  wissen  aber  bis  jetzt 
nicht,  wie  weit  die  Patrimonien  von  den  Verwaltungsbezirken  der 
civitates  eximiert  waren,  wie  weit  sie  mit  ihnen  noch  zusammenhingen. 
Daraus  ergibt  sich  denn  für  das  Mittelalter  die  Schwierigkeit,  es  zu 
erklären,  daß  die  Begriffe  Patrimonium  und  territorium  oder 
civitas  ineinander  übergehen.1)  Es  ist  von  vornherein  klar,  daß, 
wenn  eine  frühere  civitas  später  als  Patrimonium  des  Papstes  erscheint, 
eine  vollkommene  Umwandlung  der  Verfassungs  begriffe  vorauszusetzen 
ist:  Der  öffentlich-rechtliche  Verband  der  civitas  wird  zur  Domäne. 
Wie  weit  ist  nun  die  damit  gegebene  herrschaftliche  Auffassung  be- 
reits durch  die  spätrömische  Entwicklung  vorbereitet,  wie  weit  muß 
hier  der  ja  auch  sonst  nachweisbare  Einfluß  in  Rechnung  gezogen 
werden,  den  germanische  Rechtsanschauungen  auf  die  der  Kurie  aus- 
übten? Diese  Fragen  sind  ungelöst  und  von  Bedeutung  auch  für  die 
Geschichte  der  Städteverfassung.2) 

Der  Abschnitt  über  die  Gemeinländereien3)  bringt  Materialien, 
die  gerade  im  Zusammenhang  mit  neueren  Arbeiten  über  die  Allmend- 
und  Markenverfassung  und  die  sogenannten  Bannbezirke  des  deutschen 
Rechtsgebietes  besonderes  Interesse  gewinnen  und  in  helleres  Licht 
getreten  wären ,  wenn  M.  sich  die  dort  gewonnenen  Gesichtspunkte 
zunutze  gemacht  hätte.*)  Daß  in  den  Gemeinlandsverhältnissen  zwi- 
schen den  langobardisch-fränkischen  Gebieten  Italiens  und  den  rö- 
mischen ein  Unterschied  obwalte,  ist  M.  nicht  entgangen.  Dennoch 
wird  S.  303  die  Gemeinlandsverfassung  in  ganz  Italien  römisch  -  recht- 
lich erklärt.     Diese  Dinge   haben  deshalb  Anspruch   auf  sorgfältige 

*)  S.  276  N.  33  Beispiele  aus  dem  8.  und  9.  Jahrhundert.  Vgl.  über 
Minturnae  und  Leopolis :  Gay,  L'Etat  pontifical  etc.,  Melanges  d'archeologie 
et  d'histoire  XXI,  487  ff.  —  2)  Im  einzelnen  ist  zu  bemerken,  daß  S.  274  N.  22 
die  Stelle  aus  Tbeophanes  nicht  richtig  interpretiert  ist.  Er  spricht  deutlich 
von  naxQifiövia.  Ungern  vermisse  ich  die  langobardischen  Gualda  regit, 
die  dort  dieselbe  Stelle  einzunehmen  scheinen,  wie  die  Forsten  im  Franken- 
reich. —  3)  §  18  S.  280—304.  —  *)  Nachzutragende  Literatur:  Caro,  Zur 
Geschichte  der  Grundherrschaft  in  Oberitalien.  Conrads  Jahrbücher  41, 289  ff. 
Hartman u,  Eine  Episode  aus  der  Geschichte  von  Amalfi:  Vierteljahrschr. 
für  Sozial-  und  Wirtschaftsgeschichte  VII. 
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Erörterung,  weil,  wie  schon  Neumann  seinerzeit  andeutete,  das  Gemein» 
land  in  gewissem  Maße  mit  der  Entstehung  der  Kommunen  zusammen- 
hängt. Richtig  bemerkt  ist  da  zunächst,  daß  sich  das  „Gemeinland* 
der  civitates  in  den  römischen  Teilen  Italiens  erhielt.  Die  Nach- 
richten  aus  Istrien  mit  denen  aus  Süditalien  zu  verknüpfen,  war  ein 
glücklicher  Gedanke.  In  der  Tat  ist  im  römischen  Süditalien  bis  zum 
Ende  des  10.  Jahrhunderts  die  Vorstellung  von  der  Öffentlichkeit 
des  Gemeinlandes  und  seiner  Zugehörigkeit  zur  civitas  nach- 
zuweisen.1) Es  begegnet  für  das  Stadtgut  die  Bezeichnung  publicum, 
und  zwar  ist  das  publicum  keineswegs,  wie  etwa  der  fränkische  fiscus 
publicus,  identisch  mit  dem  Privatgut  von  Herrschern,  unter  die  ja  auch 
die  kampanischen  Eüstenstädte  gerieten,  sondern  ein  selbständiger 
Begriff,  der  gelegentlich  das  Gemeinwesen  als  ideelle  Person  ohne 
Bücksicht  auf  die  jeweilige  Begierungsform  mit  umfassen  kann.*) 
Ereilich  verfügen  über  die  Substanz  des  publicum  faktisch  nur  die 
Herrscher8);  die  Bewohnerschaft,  der  populus  erscheint  nur  als  Nutz- 
nießer beteiligt,  kann  aber  über  die  Nutznießung  seinerseits  ver- 
fügen.4) Es  ist  nicht  zu  bezweifeln,  daß  diese  Rechtsbegriffe  in  Reichs- 
italien verloren  gingen  und  nur  in  Istrien  ähnlich  wiederkehren.  Bei  M. 
tritt  der  Sachverhalt  nicht  ganz  so  klar  hervor.  Vor  allem  hätte  gesagt 
werden  müssen,  daß  niemals  vom  Grundbesitz  einer  Kommune  die 
Rede  ist,  sondern  vom  Wald  der  Bewohner  einer  Stadt "),  vom  publicum 
civitatis'),  von  res  ipsius  civitatis7),  oder  aber  deutschrechtlich  von 
Gemeinland.8) 

Über  die  Gemeinlandverhältnisse  des  langobardischen  Italien 
bringt  der  Verfasser  wiederum  recht  wertvolles  Material  zusammen.*) 
Es  ist  ihm  aber  nicht  gelungen,  es  unter  die  richtigen  Gesichtspunkte 
einzuordnen.  Wer  es  nämlich  unbefangen  durchsieht,  dem  muß  die 
vollkommene   Übereinstimmung   mit  den   Almendverhält- 


*)  Auf  der  Insel  Sizilien  sogar  noch  erheblich  länger:  S.  284  N.  19.  — 
a)  Hartmann  a.  a.  O.  S.  491  *).  —  *)  Fälle,  in  denen  der  populus  über  die 
Bubstanz  verfügt  oder  an  der  Verfügung  der  Herrschaft  teilnimmt,  gehören 
erst  dem  ausgehenden  11.  Jahrhundert  an:  S.  290.  N.  84;  Hartmann  S.  490 f. 
—  4)  S.  283  N.  15  ist  nicht  beachtet,  daß  die  Verfügung  des  populus  von 
Terracina  von  992  nur  die  Nutzung  betrifft.  Die  N.  16  zitierte  Urkunde 
Clemens  II.  von  1047  ist  Fälschung  vom  Ende  des  Jahrhunderts.  —  8)  So 
nach  den  Zitaten  M.s  in  Venetien.  —  •)  In  Unteritalien.  —  7)  In 
Capo  d'Istria  MG.  D.  K.  H  219  (Es  handelt  sich  um  Höfe).  —  8)  Alle 
Belege  für  einen  angeblichen  frühen  Grundbesitz  der  Kommune  erweisen 
sich  als  nicht  stichhaltig.  S.  283  N.  14  angebliches  Gemeindeland  in  Subiaco 
(984)  ist  Gemeinbesitz  mehrerer  Anlieger  und  weit  von  Subiaco  vor  Porta 
Maggiore  gelegen.  —  N.  13  Androna  de  comune  972  in  Ferrara,  N.  18 
ab  alio  latere  possidet  comunis  Ariminensis  1042  handelt  es  sich  um 
deutschrechtliches  Gemeinland,  nicht  um  das  Land  der  Kommune.  Sehr  gut 
hat  Lenel,  Hist.  Zeitschr.  104, 264 ff.  an  Venedig  nachgewiesen,  daß  von 
comune  consilium,  comune  debitum  etc.  die  Rede  ist,  „obwohl  der  Be- 
griff des  comune  selber  als  Rechtsubjekt"  noch  fehlt.  Das  ist  auch  bei 
Beurteilung  der  von  M.  S.  290  N.  46  aus  dem  langobardischen  Italien  bei- 
gebrachten Belege  zu  beachten.  —  •)  S.  284—294. 
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nissen  des  deutschen  Rechtsgebietee  auffallen.  Wie  in 
Deutschland  stehen  sich  die  Berechtigungen  der  Herrschaft  und  die 
der  Gemeindeglieder  an  der  gemeinen  Mark  gegenüber,  wie  dort  läßt 
sich  diese,  auch  von  M.  bemerkte  Zwiespältigkeit  des  Rechtes  nicht 
immer  unter  den  Gesichtspunkt  des  Eigentums  der  Herrschaft,  des  ab- 
geleiteten Rechtes  der  Gemeinde  bringen.  Aber  wenigstens  hätte  der 
Verfasser  versuchen  müssen,  die  Begriffe  der  freien  und  unfreien 
Agrargemeinde  und  den  der  Bannherrschaft  —  denn  Bann- 
herrschaften hat  es  auch  in  Italien  gegeben  *)  —  anzuwenden.  Soviel 
ich  sehe,  sind  in  Reichsitalien  sämtliche  Agrargemeinden  nach  der  in 
der  deutschen  Rechtsgeschichte  üblichen  Terminologie  als  unfrei  zu 
bezeichnen.  Sie  sind  unfrei  gegenüber  einer  Herrschaft,  in  früherer 
Zeit  meist  gegenüber  dem  König,  später  gegenüber  anderen  Herren. 
Seit  dem  Ende  des  11.  Jahrhunderts  schlägt  dann  die  Entwicklung  um: 
In  Deutschland  hat  im  allgemeinen  die  Herrschaft,  in  Reichsitalien 
durchweg  die  Gemeinde  gesiegt.  Diese  „Allmendabhängigkeit"  der 
italienischen  Gemeinden  und  namentlich  der  Stadtgemeinden  *)  ist  bereits 
geahnt  von  Roberti8),  aber  von  ihm  in  die  allzu  grobe  und  darum 
von  M.  nicht  mit  Unrecht  bekämpfte  4)  Formel  gekleidet  worden,  die 
Domänen  der  langobardischen  Könige  beständen  aus  den  eingezogenen 
Kommunalgütern  der  civitates.  In  der  Tat  ist  das  unbeweisbar  und 
unwahrscheinlich.  Darin  aber  ist  Roberti  gegen  M.  zuzustimmen,  daß 
das  langobardische  Italien  kein  Eigentum  der  Bewohner 
einer  civitas  am  Gemeingut  kennt,  und  daß  die  römischen  Stadt- 
güter zwar  nicht  immer  in  die  unmittelbare  Bewirtschaftung  durch  den 
König,  wohl  aber  in  sein  Herrschafts-  und  Verfügungsrecht  übergingen. 
Nicht  die  Bewohnerschaften  der  Städte  allein  und  selbständig,  sondern 
die  königlichen  Beamten  mit  den  Bewohnerschaften  führten  unterein- 
ander Prozesse  um  strittigen  Wald8);  nicht  nur  zur  civitas,  sondern 
ebenso  zur  curtis  regia  der  civitas  gehörte  die  Stadtallmend.  Daß  diese 
Abhängigkeitsverhältnisse  der  Gemeinden  in  ihrem  Gegensatz  zu  den 
Verhältnissen  der  römischen  Gebietsteile  germanische  Anschauungen 
spiegelten,  leugnet  M.  schlechthin.9)  Schon  der  spätrömische  Staat 
habe  die  Stadteinkünfte  und  Stadtgüter  verstaatlicht:  unter  der  starken 
langobardischen  Regierung  habe  sich  die  römische  Auffassung  ge- 
halten, im  byzantischen  Italien  sich  verflüchtigt.  Zunächst  muß  ich 
dem  Verfasser  entgegenhalten,  daß  wir  über  die  Verhältnisse  der 
Stadtgüter  in  Italien  unmittelbar  vor  der  langobardischen  Eroberung 
nichts   wissen.     Jene    Einziehungen    des    Stadt  Vermögens    fanden    im 

*)  Das  tritt  freilich  in  der  bisherigen  Literatur  nicht  hervor.  Um  so 
nachdrücklicher  möchte  ich  darauf  hinweisen.  Sehr  deutlich  ergibt  sich 
eine  Bannherrschaft  aus  den  Angaben  bei  Caro  a.  a.  O.  302  f.  —  *)  Natür- 
lich erstreckte  sich  diese  Abhängigkeit  nicht  nur  auf  die  eigentliche  All- 
mende, sondern  auf  alles,  was  Gegenstand  der  Gesamtberechtigung  sein  kann, 
also  auf  die  öffentlichen  Plätze,  Wasserläufe  und  das  für  die  mittelalter- 
liche Stadt  sehr  wichtige  antike  Theater  (arena).  —  8)  Dei  beni  appartenenti 
alle  cittä.  Arch.  giuridico  LXX.  —  *)  S.  284  N.  22.  —  8)  S.  285.  —  6)  S.  303. 
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4.  und  zu  Anfang  des  5.  Jahrhunderts  statt.  Unmöglich  darf  man  diese 
Ereignisse  zum  Ausgangspunkt  weitgehender  Schlüsse  machen.  Wir 
wissen  vielmehr,  daß  sich  zu  Anfang  des  8.  Jahrhunderts  die  römischen 
Städte  Istriens  im  Genüsse  ihres  Gemeindevermögens  befanden.1) 
Dieser  Zustand  hat  sich  in  freilich  verblaßter  Form  auch  im  römischen 
Süditalien  gehalten.  Im  langobardischen  Italien  tritt  eine  andere, 
eine  herrschaftliche  Auffassung  ein.  Die  germanischen  Herrschaften 
'  kannten  die  civitas  nicht  als  juristische  Person.  Das  Gut  der  civitas 
hieß  publicum,  das  germanische  Staatsrecht  kannte  aber 
ein  publicum  nur  als  Königsgut  oder  doch  nur  als  Herr- 
schaftsobjekt  des  Königs.  Wie  eine  germanische  Herrschaft  diese 
Fragen  zu  lösen  gedachte,  erfährt  gerade  durch  das  von  M.  so  gern 
herangezogene  Placitum  von  Risano  (Istrien ;  804)  gute  Erläuterung : 
Über  Istrien  gebot  als  byzantinischer  Beamter  ein  dux.  Unter  der 
griechischen  Herrschaft  befanden  sich  die  istrischen  Städte  im  Genuß 
ihrer  Gemeindegüter,  die  sie  verpachtet  hatten.  Mit,  dem  Eintreten 
der  karolingischen  Herrschaft  wurde  der  dux  karolingischer  Beamter, 
nnd  nun  entzog  er  den  Städten  das  Gemeindegut,  das  publicum.  Denn, 
so  begründete  er  die  Maßregel,  alles,  was  publicum  ist,  gehört  dem 
Herrscher.  Das  war  in  der  Tat  die  grobe  Auffassung  des  fränkischen 
Amtsrechtes,  und  die  des  langobardischen  wird  nicht  anders  gewesen 
sein.    So  muß  ich  die  Ableitung  aus  römischem  Recht  ablehnen. 

Allzu  kühne  Phantasien  enthält  der  kurze  Abschnitt  über  die 
Beamten,  die  das  Gemeinland  verwalteten.  Wenn  die  Ur- 
kundensprache einen  curator  (procurator)  erwähnt,  so  kann  man  daraus 
wirklich  nicht  schließen,  daß  das  Beamtentum  zur  Verwaltung  des 
städtischen  Vermögens  von  der  Römerzeit  bis  ins  13.  Jahrhundert 
konstant  geblieben  sei.2)  Nichts  berechtigt  zu  der  Annahme,  daß  diese 
curatores  des  früheren  Mittelalters  etwas  anderes  waren  als  herr- 
schaftliche Einnehmer.  Wertlos  für  die  Beweisführung  ist  natürlich 
der  pater  civitatis  in  dem  durchaus  für  sich  stehenden  Ravenna,  der 
übrigens  auch  erst  965  begegnet.3) 

In  der  Behandlung  der  direkten  Steuern  und  der  Fronden*) 
tritt  wieder  die  Betonung  der  römischen  Grundelemente  hervor,  dies- 
mal mit  stärkerem  Rechte  als  sonst.  Natürlich  ist  das  Fronden- 
system der  römischen  Staatsverwaltung  entlehnt.6)  Freilich  bildet 
diese  Entlehnung  keine  Eigentümlichkeit  der  italienischen  Verfassung. 
Von  Interesse  ist  die  Feststellung,  daß  der  mittelalterliche  Gebrauch 
der  Beden  in  den  freiwilligen  Geschenken  vorgebildet  ist,  welche 
bereits  die  Beamten  des  Kaiserreiches  erzwangen  (307 — 308).  Aber 
auch  an  diesem  Falle  läßt  sich  nicht  erkennen,  daß  Italien  römische 


l)  Placitum  von  Risano.  Waitz  III  *,  488  ff.  Zur  Interpretation  Hart- 
mann II  2,  107  f.  —  2)  S.  301.  —  s)  An  dieser  Stelle  ist  M.s  Beweisführung  be- 
sonders schwach.  S.  300  N.  84  das  böse  Versehen  mit  dem  portonarius.  — 
*)  II.  Abschnitt.  Öffentliche  Abgaben  und  Gefälle.  S.  304— 368.  Dazu 
jetzt  die  trefflichen  Untersuchungen  von  Leicht,  Studi  sopra  la  proprietk 
II  4—85.  —  8)  S.  304-307. 
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Traditionen  in  stärkerem  Maße  bewahrt  hat,  als  andere  Länder:  die 
allgemeine  Verbreitung  des  Bedeinstitutes  ist  genugsam  bekannt. 
Tiefer  führt  eine  andere  Betrachtung:  Noch  Liutprand  hat,  als  er 
römische  Gebiete  besetzte,  die  römische  Grundsteuertechnik  an- 
gewandt (313*6).  Es  ist  wahrscheinlich,  daß  die  spätere  Steuer  des 
focagium  auf  die  römische  Kopfsteuer  zurückgeht,  da  auch  im 
byzantinischen  Süditalien  ein  xcmvixov  begegnet,  ebenso  die  Ver- 
pflegungsabgaben auf  spätrömischen  Beamtenbrauch  (308f.).  So 
kommt  der  Vf.  an  dieser  Stelle  über  Hartmann  hinaus,  der  noch  neuer- 
lich geäußert  hat,  das  suffragium,  welches  die  Beamten  für  ihre  Er- 
nennung zahlten  und  ihrerseits  von  der  Bevölkerung  erhoben,  sei  die 
einzige  öffentlich-rechtliche  Abgabe,  die  in  der  letzten  römischen  Zeit 
nachweisbar  sei.1)  Eine  andere  Frage  ist  es,  wieweit  das  Steuer- 
wesen des  mittelalterlichen  Italien  von  diesen  doch  sehr  allgemeinen 
Grundlagen  abgesehen  sich  als  eine  bloße  Fortsetzung  der  antiken 
darstellt.  Jene  "Maßregel  Liutprands  im  neu  eroberten  römischen 
Gebiet  steht  doch  ganz  vereinzelt.2)  Wenn  später  in  Italien  regel- 
mäßige Jahressteuern  vorkommen*),  wie  sie  auch  die  deutschen 
Städte  im  13.  Jahrhundert  leisteten,  so  ist  es  historisch  kaum  gerecht- 
fertigt, sie  den  Gelegenheitssteuern  entgegenzusetzen.  Auch  hier 
wird  die  Bede,  deren  jährliche  Wiederkehr  doch  erst  das  Resultat 
späterer  Entwicklung  ist,  die  Grundlage  sein.  Darin  liegt  zugleich, 
daß  das  Steuerwesen  des  Hochmittelalters  doch  nur  indirekt  an  das 
römische  anknüpft.  Wenn  M.  aus  dem  formelhaften  Vorkommen 
der  Ausdrücke  functio,  fiscus,  publicum  in  Urkunden  auf  römische  Grund- 
lagen schließt  (309  f.),  so  brauche  ich  die  Rüge  eines  bei  ihm  leider 
so  häufigen  Fehlers  nicht  zu  wiederholen.  Auch  das  „Steuer- 
erhebungsrecht" der  Städte  (320—23;  326-29),  d.  h.  die  Tatsache, 
daß  der  Landesherr  im  allgemeinen  nicht  auf  den  einzelnen  Untertan 
greift,  sondern  von  der  Gemeinde  einen  Gesamtbetrag  nimmt,  ist  keine 
Fortsetzung  der  entsprechenden  Befugnisse  der  römischen  civitates, 
wie  sich  schon  daraus  ergibt,  daß  sich  dies  Verfahren  nicht  auf  die 
alten  civitates  beschränkt.  Nicht  die  römische  civitas,  sondern  die 
germanische  Gemeinde  leistet  einen  Gesamtbetrag.  Rühmende  Her- 
vorhebung verdient  es,  daß  M.  auf  die  Bedeutung  der  castella  als 
Steuererhebungsbezirke  aufmerksam  -macht. 

Die  Ausführungen  über  das  fodrum  (315 — 318)  bewegen  sich  in 
einem  gewissen  Gegensatz  zu  den  älteren  Forschungen  von  Post.4) 
M.  hätte  aber  erwähnen  sollen,  daß  das  fodrum,  das  die  Roncalische 
Konstitution  von  1158  als  Regal  in  Anspruch  nimmt,  eben  nicht  nur 
die  —  dem  Kaiser  nicht  bestrittene  —  Abgabe  in  eigener  Anwesenheit 
war,  sondern  auch  die  von  den  lokalen  Gewalten  regelmäßig  erhobeue.6) 

*)  Grundherrschaft  und  Bureaukratie  im  Kirchenstaat.  Vierteljahr- 
schrift für  Sozial-  und  Wirtschaftsgeschichte  VII,  149.  —  2)  Den  726  in 
Mailand  erwähnten  peraequator  (S. 314  N.  49)  weiß  ich  nicht  unterzu- 
bringen. —  s)  S.  309  ff.  —  *)  Über  das  fodrum.  Diss.  Straßburg  1880.  — 
8)  Nachgewiesen  bei  Post  S.  27  ff. 
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Viel  Interessantes1),  aber  doch  keine  volle  Klarheit  bietet  das, 
was  M.  über  das  Steuerwesen  des  sizilisch-normannischen 
Staates  sagt*)  (318—326).  Das  ordentliche  „tributum",  das  er  S.  319 
neben  der  Kollekte  festzustellen  glaubt,  ist  wohl  zu  streichen,  denn  es  ist 
der  römisch- antiquarische  Terminus  eines  Glossators;  auch  hat  M.  an 
anderer  Stelle  bemerkt,  daß  es  regelmäßige  Reichsjahressteuern  erst 
seit  der  Zeit  Friedrichs  IL  gibt.3)  Daß  das  adiutorium  nicht  nur  lehen- 
rechtlich aufzufassen  ist,  ist  richtig  *),  kaum  verständlich  aber  die  Angabe, 
daß  die  Lehengüter  diese  Abgabe  zunächst  nodhnicht,  sondern  nur  adoha- 
mentum  zahlten.6)  Vielmehr  ist  das  sizilische  adohamentum  wohl  dem 
anglonormannischen  scutagium  gleichzusetzen,  es  wurde  also  dann  er- 
hoben, wenn  der  König  auf  den  Lehnskriegsdienst  verzichtete,  schloß  aber 
nicht  aus,  daß  das  Lehngut  bei  anderer  Gelegenheit  adiutorium  leistete. 
Darum  ist  es  auch  nicht  richtig,  daß  unter  demanium  alles  das  Land 
verstanden  sei,  das  dem  König  collecta  zahlt.8)  Vielmehr  bezeichnet 
demanium  im  weiteren  Sinne  alle  dem  König  gehörigen  Herrschaften, 
normannisch  ausgedrückt:  alle  dem  König  gehörenden  terrae.7)  Daß 
die  Einberufung  der  Demanialgemeinden  zum  Hoftag  von  Melfi  (1232) 
die  Gewährung  eines  Steuerbewilligungsrechtes  bedeute 8),  ist  doch  eine 
längst  aufgegebene  Auffassung. 

Der  Abschnitt  über  die  indirekten  Steuern9)  ist  für  die  Rechts- 
geschichte  vielleicht  weniger  belangreich  als  andere  Dinge.  Es  mag 
genügen,  einiges  zu  erwähnen.  Die  Arten,  der  Zölle  (teloneum,  peda- 
gium,  plateaticum  etc.)  sind  belehrend  zusammengestellt  und  gut  unter- 
schieden.10) Seine  bereits  früher  gegen  Rietschel  und  Below  verteidigte 
Ansicht,  daß  es  für  den  Großhandel  sowohl  in  römischer  Zeit  wie 
später  einen  Marktzwang  gegeben  habe,  der  sich  nicht  nur  auf  die 
Marktzeiten  beziehe11),  hält  M.  auch  für  Italien  fest.12)  Kaum  an- 
zufechten ist  der  Nachweis  eines  Hafenzwanges  in  karolingischer 
Zeit 18)  und  im  normannisch-sizilischen  Reich.1*)   Damit  ist  freilich  die 


l)  Besonders  verdienstlich  der  Hinweis  S.  32187).  —  2)  Was  8.  314 80) 
über  sizilische  Steuer  Verzeichnisse  gesagt  ist,  erledigt  sich  jetzt  durch  die 
Arbeit  von  Heckel.  —  Die  kleine  Arbeit  von  Oskar  Maerker,  Die  col- 
lecta in  der  monarchia  Sicala  (Heidelberg  1889)  hätte  benutzt  werden 
sollen.  —  3)  Lokal  und  regional  haben  sich  römisch  -  byzantinische 
Steuern  noch  lange  gehalten.  Sie  fallen  den  lokalen  Gewalten  zu.  Die 
Nachweise  bei  Leicht.  Vgl.  auch  Battaglia,  Ordinamento  della  pro- 
prietk   fondiaria    144  ff.    —    *)  8.  307   N.  18.   —    *)    S.  319.  323    N.  96. 

—  8)  S.  324.  —  7)  M.  lehnt  das  S.  325  ab,  weü  auch  das  Gut  der  Kirchen 
und  der  einfachen  milites  vom  demanium  ausgeschlossen  sei:  auch  eine 
Kirche  und  ein  miles  konnte  aber  Inhaber  einer  Seigneurie  sein.  Ich  halte 
die  süditalienische  terra  für  eine  durchaus  normannische  Bildung.  Nicht 
ganz  klar  ist  Mayer  II 431.  Abzulehnen  ist  die  II  378  unternommene 
Parallelisierung  der  süditalienischen  dominatores  oder  domini  terrae  mit  den 
deutschen  Landesherren:  Jene  entsprechen  den  deutschen  Bannherren.  — 
g)  S.  322.  —  •)  S.  329—355.  —  10)  Wertvoll  S.  355  die  Zusammenstellungen 
über  die  Abgaben  von  den  Marktständen  (bancatica).  —  u)  Deutsche  und 
französische  Verfassungsgeschichte  I  83.  —  »)  8.  338.  —  13)  S.  338  N.  43. 

—  14)  Natürlich  besteht  hier  ein  innerer  Zusammenhang.    Dem  Herrscher 
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Existenz  auch  eines  Marktzwanges  nicht  gegeben.  Die  Bemerkung, 
daß  es  im  altrömischen  Italien  Märkte  auch  außerhalb  der  civitates 
gegeben  hat  *),  ist  für  die  Erkenntnis  der  mittelalterlichen  Verhältnisse 
von  Wert.  Die  Anknüpfung  der  mittelalterlichen  italienischen  Markt- 
abgabe, des  plateaticum,  mit  der  antiken  Verkehrssteuer,  dem  sili- 
quaticum,  wird  man  akzeptieren  dürfen. 2)  Die  Behauptung,  der  curator 
des  9.  Jahrhunderts,  der  auch  die  Zölle  verwaltet,  sei  ein  Kommunal- 
beamter, ist  schon  oben  zurückgewiesen.8)  Die  fondachi  hält  M. 
für  eine  ursprünglich  byzantinische,  nicht  arabische  Einrichtung :  Aber 
diese  Dinge  kannte  Heyd  doch  besser.*)  Zum  Ausfuhrverbot, 
dem  devetum8),  möchte  ich  bemerken,  daß  es  als  ein  Recht  des 
Landesherrn  erscheint  und  mit  den  Gewerbebännen  auf  gleicher 
Stufe  steht. 

Aus  dem,  was  über  Monopole  und  ausschließliche  Er- 
werbsrechte des  Staates6)  gesagt  wird,  übergehe  ich  die  Münze. 
Von  den  Fabrikations-  und  Handelsmonopolen  sind  diejenigen,  die  mit 
den  Gewerbebännen  zusammenhängen,  bereits  besprochen.7)  Das  Eisen- 
und  Salzmonopol  begegnet  in  Sizilien,  aber  auch  in  Toskana.8)  Wenn 
M.  fragt,  ob  die  von  Friedrich  II.  durchgeführten  Monopole  auf  Roh- 
seide, Eisen,  Stahl  und  Salz  schon  auf  ältere  Einrichtungen  zurück- 
gehen, so  mag  das  Seidenmonopol  mit  der  Übertragung  der  Seiden- 
fabrikation aus  Theben  durch  Roger  II.  zusammenhängen.  Auch  das 
Salzmonopol  ist  unter  Heinrich  VI.  schon  vorhanden.9)  Unter  den 
Regalien  vermisse  ich  die  normannisch-sizilischen  Fisch-  und  Pech- 
regale.10) Daß  das  dortige  Schatz-  und  Fundregal  sich  mit  dem  fran- 
zösischen Recht  deckt,  ist  richtig  bemerkt.11) 

Das  III.  und  IV.  Hauptstück  gehören  eng  zusammen;  sie  behan- 
deln das  Heerwesen  von  der  römischen  Zeit  an  und  im  Anschluß 
daran  die  Feudalität.'2)    Überaus   dankenswert   und  richtig  ist  es, 


gehört  der  Hafen,  er  kann  ihn  öffnen  oder  schließen.  Vgl.  die  entsprechen- 
den Rechtsverhältnisse  der  Normandie :  Delisle  in  Bibl.  de  l'ecole  des  chartes 
3.  serie  I  418.  422. 

J)  S.  339.  —  2)  S.  352.  —  M.  will  sogar  in  den  Zollsätzen  des 
Mittelalters  die  Höhe  der  antiken  wiedererkennen!  —  3)  Der  curator 
rei  publicae  in  Königsurkunden  ist  natürlich  ein  Gastald  oder  Schult- 
heiß, kein  städtischer  Kommunalheamter.  —  4)  Ein  byzantinischer  Fon- 
daco  S.  337  N.40  ist  erst  Ende  des  11.  Jahrhunderts  nachweisbar.  Arabische 
Herkunft  der  Einrichtung  beweist  das  Wort  (povdixdgios ,  denn  das  mit  einer 
Herberge  verbundene  Magazin  heißt  griechisch  navbo%tlov,  arabisch  fundük. 
—  8)  S.  339.  —  6)  §  21,  S.  355  —  363.  —  7)  Noch  Schaube,  Handelsgeschichte 
S.  5Ö9  spricht  von  der  Neueinführung  des  Färbereimonopols  1231.  M.  bat  S.  96 
das  viel  höhere  Alter  dieses  Staatsbetriebes  erwiesen.  —  8)  Zu  den  von  M. 
gegebenen  Belegen  nachzutragen:  Salzmonopol  in  der  Grafschaft  Aldo- 
brandesca  1203:  Schneider  in  Quellen  und  Forschungen  VIII '84.  —  9)  Di- 
plom von  1195  für  Fiore  in  Kalabrien:  Leggi  e  documenti  relativi  alla  Sila 
di  Calabria  p.  10.  —  10)  Vgl.  Willy  Cohn,  Geschichte  der  sizilischen  Flotte 
unter  Roger  I.  und  II.  —  Fischregal:  Firro,  Sicilia  sacra  I  116.  131.  — 
")  S.  363.  —  »)  §  23—29.  III.  Hauptstück:  Das  Heerwesen.  IV.  Haupt- 
stück: Öffentlicher  Dienst. 
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daß  in  §  23  die  Behandlung  des  spätrömisehen  Heerwesens  gleich  auf 
die  byzantinische  Zeit  ausgedehnt  wird.  In  der  Tat  werfen  ja  diese 
späteren  Verhältnisse  de3  Ostens  erst  das  rechte  Licht  auf  die 
früheren  des  ganzen  Eeiches  einerseits,  auf  die  Organisationen  der 
Spätbyzantiner  in  Italien  andererseits.  Hier  werden  unsere  bisherigen 
Kenntnisse  vervollständigt.  *)  Vielleicht  hätte  die  Frage,  ob  das  Prinzip 
der  Rekrutenstellung  durch  die  Großgrundbesitzer  noch  gleichzeitig 
mit  der  Erblichkeit  des  Heeresdienstes  vorkommt  und  wie  sich  beide 
Systeme  zueinander  verhalten,  eingehender  erörtert  werden  können.2) 
Den  Zusammenhang  zwischen  dem  späteren  byzantinischen  Soldatengut 
und  den  Ackern  der  älteren  limitanei,  den  Hartmann  annahm,  leugnet 
M.s)  Es  folgen  in  §  24  und  25  die  Nutzanwendungen  für  das  ältere 
römische  Italien  und  die  späteren  byzantinischen  Provinzen  im  Süden, 
deren  militärische  Organisation  hier  zum  erstenmal  eine  zusammen- 
hängende Erörterung  erfährt.  Das  seinerzeit  von  Hartmann  benutzte 
Material  ist  vollständig  und  mit  selbständigen  Folgerungen  zusammen- 
getragen.4) Die  Zusammenstellungen  über  die  duces  und  magistri 
militum  der  verschiedenen  italienischen  Städte  und  Landschaften  reichen 
bis  ins  12.  Jahrhundert  hinunter. 8)  Obwohl  auch  bei  M.  nicht  ganz 
klar  wird,  wie  sich  das  Verhältnis  der  Militärorganisation  des  5.  und 
6.  Jahrhunderts  zu  der  älteren  zivilen,  das  Verhältnis  der  numeri  zum 
populus  civitatis  gestaltete,  wie  sich  castrum  und  civitas  zueinander 
verhalten,  inwieweit  etwa  das  castrum  ganz  an  die  Stelle  der  civitas 
trat6),  so  kommt  doch  die  Fassung  dieser  Dinge  an  Präzision  über 
Hartmann  entschieden  hinaus.7)  Über  den  dux  von  Rom  befindet 
sich  M.  in  Übereinstimmung  mit  Hartmann  und  im  Gegensatz  zu 
Crivallucci 8),  der  neuerdings  für  die  Mitte  des  8.  Jahrhunderts  doch 
wieder  an  einen  vom  Papst,  nicht  vom  Kaiser  ernannten  dux  glaubt. 
Die  comites  der  römischen  Gebiete,  die  bis  ins  10.  Jahrhundert  zu  ver- 
folgen sind,  erhalten  ihren  Platz  in  der  im  vorigen  §  festgestellten 
Militärhierarchie.  Sehr  beachtenswert  sind  ferner  die  Angaben  über 
die  durchaus  militärische  Gliederung  der  Aristokratie  des  römisch- 
byzantinischen Venetien.')  Daß  sich  aus  dem  Verpflegsrecht  (tertia) 
des  einquartierten  miles  eine  Grundherrschaft  entwickelt  habe 10),  halte 
ich  für  unbegründet.     Gegen  den  viele  neue  Kenntnisse  vermittelnden 

*)  Hervorzuheben:  Verschiedene  Rangstellung  der  als  dux  titulierten 
Offiziere;  der  xonorrjQrjx^g  als  militär.  Beamter;  Bau  von  Kastellen  auch 
im  Reichsinneren.  S.  374  f.  —  2)  S.379.  —  Dazu  Hartmann  I  25.  —  ■)  S.  384. 

—  *)  Eine  wertvolle  Bereicherung  erfährt  sein  Material  durch  die  Be- 
nutzung von  Schlumbergers  Sigillographie  de  l'empire  Byzantin.  —  8)  S.  387 1S). 

—  6)  Ein,  soviel  ich  sehe,  noch  nirgends  berührtes  Problem  ist  das  Ver- 
hältnis von  Bischofskirche  und  castrum.  Auch  Duchesne, 
Eveche"s  de  Calabre.  Melanges  Fabre  1  ff.  berührt  es  nicht.  —  7)  Vgl. 
Hartmann  112,  103  ff.;  II  1 ,  128  ff.  —  Eine  beachtenswerte  Richtig- 
stellung gegenüber  Hartmann  S.  400  S9),  401  82):  Während  H.  die  gesamte 
Bevölkerung  R.s  militärisch  organisiert  sein  läßt,  stellt  M.  Ver- 
schiedenheit von  Garnison  und  Miliz  fest.  —  8)  Origini  dello 
stato  pontificio.     Anhang.  —  »)  S.  396  ff.   —    10)  S.  402. 
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§  25  (Heerwesen  der  Byzantiner  in  Süditalien)  wüßte  Ref.  nur  einen 
Einwand  zu  erheben:  Er  betrifft  die  Bedeutung  der  otqo.ti6,  die  in  den 
griechischen  und  lateinischen  Urkk.  Apuliens  eine  große  Rolle  spielt  und 
Reallast  war.  M.  bezieht  sie  auf  die  Rekrutengestellungspflicht.  Da  aber 
unsere  Erwähnungen  stets  daher  rühren,  daß  der  Veräußerer  eines 
Grundstückes  —  und  zwar  auch  kleiner  —  die  Gewährschaft  gegen 
Belastung  mit  orQaziä,  servitium  domnicum,  avvcovt'/  (Requisition)  u.  ä. 
übernimmt,  kann  es  sich  auch  um  eine  Abgabe  handeln. l) 

§26 behandelt  zunächst  die  Wehrpflicht  im  langobardischen 
Reich.  Bedenklich  ist  die  Ableitung  der  allgemeinen  Wehrpflicht  in 
den  späteren  Kommunen  aus  der  langobardischen. 2)  M.  selbst  hat  das 
gefühlt,  wenn  er  meint,  eine  scharfe  Trennung  zwischen  Auszug  und 
Wache  sei  später  nicht  mehr  zu  erkennen,  und  feststellt1),  daß  in 
Genua  die  kommunale  Wehrpflicht  auf  Schwurgenossenschaft  beruht. 
Den  Zugang  zur  Lösung  könnte  nur  eine  Untersuchung  der  Frage 
bahnen,  ob  den  italienischen  Grafen  ein  vollständiges  Aufgebotsrecht 
unabhängig  vom  jeweiligen  königlichen  Auftrag  zuteil  wurde.  Nicht 
zustimmen  kann  ich  dem,  was  S.  420  f.  über  die  Geringfügigkeit  der 
Lehnspflichten  aus  den  Libri  Feudorum  geschlossen  wird.*)  Abzulehnen 
ist  auch  die  nochmals  vorgetragene  Behauptung,  die  Güter  der  ,Ari- 
mannen  seien  in  Lehen  übergegangen.*)  Wertvolleres  als  über  das 
langobardische  Heer  bringt  M.  über  das  sizilisch-normannische,  wie  ihm 
denn  alle  die  Teile,  die  den  Süden  bebandeln,  am  besten  gelungen  sind. 
Ganz  richtig  werden  da  die  Beziehungen  zu  französischen  und  anglo- 
normannischen  Rechtsbildungen  hervorgehoben.6)  Einige  Entgleisungen 
entstellen  auch  hier. 7)  Die  Zurückführung  der  dem  Catalogus  baronum 
zugrunde  liegenden  Quaterniones  curiae  auf  die  byzantinischen  xcödixes 
oxQatKaxixoi  kann  höchstens  für  Ealabrien  richtig  sein:  Im  übrigen 
handelt  es  sich  um  die  den  nordischen  Ländern  wohlbekannten  Lehns- 
register. 

In  §  28  (Dienstgüter  und  Gehalt)  unterscheidet  M.  zwei  Gruppen 
von  L  ehen  nach  den  Quellen  des  langobardischen  Lehnrechts:  1.  das  nur 


*)  Die  Erwähnungen  sehr  häutig  im  Cod.  dipl.  Barese.  Die  älteste 
begegnet  mir  992.  Die  Ansicht  M-.s  deckt  sich  mit  der  von  Leicht, 
Studi  sopra  la  proprieta  U  98  ff.  —  2)  S.  417.  —  3)  S.  419.  — 
*)  Daß  auf  den  niederen  Stufen  der  Lehnshierarchie  keine  Verpflich- 
tung zum  Kriegsdienst  bestanden  habe,  kann  man  nach  dem  Schweigen 
der  von  M.  zitierten  Stellen  der  Libri  Feudorum  doch  nicht  schließen. 
Lehmann  p.  263  Appendix  B  legt  auf  die  Leistung  von  servitium  allerdings 
kein  Gewicht,  es  ist  aber  offenbar  Milderung  eines  einst  strengeren  Rechtes. 
—  5)  S.  417.  —  8)  Sehr  erfreulich  ist  S.  425  die  Klärung  der  Bedeutung 
des  sizilischen  adohamentum  (vgl.  dazu  S.  461  f.);  es  ist  die  dem  eng- 
lischen scutagium  entsprechende  Geldablösung  des  Kriegsdienstes.  Das  von 
M.  im  ungewissen  gelassene  augmentum,  das  mit  dem  adohamentum,  wie 
M.  richtig  feststellt,  nichts  zu  tun  hat,  erfährt  Beleuchtung  aus  einer  Const. 
Rogers  II.  (III 20)  vgl.  Niese,  Gesetzgebung  109 ').  Dazu  jetzt  Haskins, 
Engl.  hist.  rev.  XXVI,  662.  —  7)  So  S.  426  die  Zurückführung  der  Größe  des 
feudum  militis  auf  byzant.  Soldatenrecht.  S.  428  die  Gleichsetzung  des  (xatowg 
ßovgy loiag  mit  den  Burgkommandanten! 
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aas  gesetzlichen  Gründen  entziehbare,  2.  das  jederzeit  entziehbare  Lehen, 
das  nach  den  L.  F.  auf  den  niedersten  Stufen  des  Heerschildes  vorkommt. 
Mit  diesem  jederzeit  entziehbaren  Lehen  seien  die  Nachrichten  in 
Zusammenhang  zu  bringen,  die  eine  Veräußerlichkeit  des  Lebens  be- 
zeugen. An  diesen  veräußerlichen  Lehen  bestehe  Eigentum  des  Belehn- 
ten, fidelitas  u.  servitium  seien  davon  nicht  gefordert  worden.  Das 
entziehbare  und  das  seitens  des  Belehnten  veräußerliche  Lehen  seien 
identisch  und  als  eine  ältere,  nichtfränkische  Rechtsschicht  zu  be- 
trachten, nach  der  das  Lehen  überhaupt  eine  widerrufliche 
Schenkung  sei.  Indessen  die  Konstruktion  einer  ursprünglichen 
Lehnsform,  die  die  Rechte  des  Belehnten  so  zuungunsten  des  Herrn 
ausgedehnt  hat,  unterliegt  gegründeten  Bedenken :  Ich  halte  wenigstens 
sämtliche  von  M.  dafür  angeführten  Stellen  für  spätere  Abschwäch ungen 
strengeren  Rechtes.  Weiter  aber  ist  die  Gleichsetzung  dieser  Art  Lehen 
mit  den  entziehbaren  durch  keinen  quellenmäßigen  Beleg,  sondern 
nur  auf  dem  Wege  einer  reichlich  kühnen  Konstruktion  zu  ermöglichen. 
Ja  der  Befund  widerspricht  ihr  geradezu,  denn  die  entziehbaren  Lehen 
finden  sich  später  nur  auf  den  untersten  Stufen.  Ursprünglich  waren 
eben  alle  Lehen  mehr  oder  weniger  „ entziehbar ".  Damit  werden  denn 
auch  die  S.  435 ff.  gezogenen  Folgerungen  hinfällig.  Daß  wir  innerhalb 
des  italienischen  Lehenrechtes  eine  langobardische  und  eine  fränkische 
Schicht  unterscheiden  müssen,  wird  zuzugeben  sein.1) 

Die  »Gefolgsleute*  des  langob.  Königs  setzt  M.  mit  den  fidel  es 
gleich.  Er  scheidet  innerhalb  der  fideles  zwei  Schichten,  eine  obere 
—  umfassend  die  hohen  Reichsbeamten  —  und  eine  niedere,  umfassend 
die  gasindii.  Man  kann  indessen  wohl  kaum  das  Verhältnis  dieser 
rechtlich  verschiedenen  Elemente :  Volksadel  ( primi),  fideles  und  gasindii 
als  Stufen  einer  Hierarchie  fassen.  Unklar  bleibt  das  Verhältnis 
zwischen  gasindii  und  fideles.  In  diesem  Zusammenhange  wird  dann 
auch  die  Frage  gestreift,  wer  in  Italien  zu  den  principes  gehört2)  und 
für  die  ältere  Zeit  richtig  festgestellt,  daß  der  Kreis  über  die  Inhaber 
von  Grafschaften  binausreicht.  Ungern  vermißt  man  nähere  Angaben 
darüber,  inwieweit  sich  doch  auch  in  Italien  der  Begriff  „principes" 
verengert  und  nach  welchem  Prinzip.  Erörtert  wird  auch  der  Begriff 
der  capitanei  regis,  der  Reichslehensträger.  Die  Bischöfe  werden  zu 
den  capitanei  nicht  gerechnet,  offenbar  doch',  weil  ihre  Stellung  erst 
später  lehnrechtlich  gefaßt  wird.  Trotzdem  gehören  manche  Bischöfe 
zu  den  principes:  Hier  hätte  der  Frage  nachgegangen  werden  sollen, 
ob  und  inwieweit  das  Verhältnis  der  Bischöfe  zum  Königtum,  ihre 
Stellung  als  principes  und  ihre  Huldigung,  nur  auf  dem  Besitz  von 
Reichsgut  und  Regalien  beruhte.  Denn  in  Italien  ist  eine  Scheidung 
zwischen  fürstlichen  und  nichtfürstlichen  Bischöfen  eben  doch  bezeugt. 
Gern  wird  man  glauben,  daß  die  Stellung  der  italienischen  Bischöfe 
bezüglich  des  hominium  sich  nicht  von  der  der  deutschen  unterschied*), 
zumal  auch  für  Burgund  durch  Ragewin  Hin  das  Fehlen  des  hominium 

»)  Vgl.  Leicht  a.  a.  O.  I  127  ff.   —    ")  S.  446  ff.   —    »)  S.  447  ff. 
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keineswegs  bezeugt  ist.1)  Interessant  ist  S.  452  die  Feststellung,  daß 
nach  Quellen  des  12.  Jahrhunderts  der  Handgang  bei  der  Belehnung 
ebenso  wie  im  burgundischen  Recht  für  die  Eingehung  des  Verhältnisses 
eines  homo  ligius  reserviert  ist.  Aber  wenn  Carl  von  Tocco,  der  Lom- 
bardakommentator,  die  Wortübereinstimmung  von  Vasalleneid  und 
Untertaneneid  bezeugt,  so  beweist  das  doch  nicht,  daß  bei  der  großen 
Masse  der  italienischen  Lehen  das  homagium  fehlte  und  nur  iuramen- 
tuui  fidelitatis  geleistet  wurde. 

Recht  wertvoll  sind  S.  453ff.  die  Feudalverhältnisse  im 
normanni  sch-sizilischen  Königreich  behandelt.2)  Im  großen 
und  ganzen  kann  Referent  nur  zustimmen.  Zum  erstenmal  in  der 
Literatur  wird  hier  der  Begriff  des  feudum  quaternatum,  das  in  die 
Reichslehensverzeichnisse  eingetragenen  Lehens,  einläßlich  behandelt. 
Höchst  wichtig  ist  das  456 ff.  gewonnene  Resultat,  daß  es  im  Süden  auch 
abgesehen  von  den  Grafschaften  Lokalherrschaften  gab.  Referent 
möchte  dazu  bemerken,  daß  sie  durchaus  den  französischen  Seigneurien, 
den  deutschen  Bannherrschaften  entsprechen.  Auch  der  südliche  Do- 
minator loci,  wie  er  offiziell  heißt3),  verfügt  über  die  Almend. 
Ref.  stimmt  dem  Vf.  darin  bei,  daß  diese  Herrschaften  öffentlich- 
rechtlichen Charakter  haben,  hält  es  aber  nicht  für  ganz  ausgemacht, 
daß  diese  Erscheinungen  aus  langobardischen  Zuständen  abzuleiten 
sind.  Es  ist  wahrscheinlich,  daß  die  normannisch-sizilische  Ortsherr- 
schaft  mit  der  französischen  eine  engere  Verwandtschaft  besitzt  als  mit 
der  ebenfalls  bezeugten  *)  langobardisch-oberitalienischen.  Widersprochen 
werden  muß  der  teilweisen  Zurückführung  des  normannisch-sizilischen 
Lehnrechts  auf  das  byzantinische  Soldatenrecht:  Die  milites  des  12. 
und  13.  Jahrhunderts  wurzeln  ebenso  im  normannischen  Recht  wie  die 
berones.6) 

Vielleicht  beansprucht  der  Inhalt  des  zweiten  Bandes  ein 
noch  stärkeres  Interesse.  Denn  hier  erst  kommt  der  Aufbau  der 
Länderverwaltung  mit  allen  seinen  Problemen,  von  denen  das 
der  Stadtverfassung8)  das  bekannteste  ist,  zur  Sprache;  hier  auch 
wird  die  niemals  ruhende  Frage  des  Kirchenstaates7)  angeschnitten 
und  die  Verfassungsgeschichte  des  normannischen  Reiches8) 
erheblich  gefördert. 

Zuerst  kommen  die  römischen  Gebiete  an  die  Reihe  d.  h. 
die  nicht  zum  langobardiscb  -italienischen  Königreich  gehörigen  Ge- 
bietsteile. Voraus  geht  eine  kurze  Skizze  über  ihre  Abgrenzung  und 
ihre    staatsrechtliche   Stellung    zu   den    beiden    Kaiserreichen.*)     Für 


J)  Wie  M.  S.  448  8S)  noch  glaubt.  —  *)  Mancherlei  Aufklärung,  die  sich 
aus  den  Urkunden  nicht  ergeben  würde,  bietet  der  Kommentar  des  Mat- 
thaeus  von  Irconia  zu  den  libri  feudorum.  Vgl.  jetzt  Haskins  a.a.O.  655 ff. 
—  *)  Außer  der  von  M.  angeführten  griechischen  Bezeichnung  av&ivtrjg 
begegnet  noch  eine  andere:  iiovaiaarrjg.  —  )  Vgl.  oben  S.  388 ').  —  &)  Eine 
Anzahl  von  zweifelhaften  Quellenauslegungen  hier  zu  besprechen,  würde 
zu  weit  führen,  -r-  «)  §  51  ff.  —  7)  §  34.  —  8)  §  47—50.  —  »)  I.  Hauptstück. 
§  30-36. 


Literatur.  397 

Venedig  wird  noch  S.  4 ff  die  jetzt  durch  Lenel  wohl  endgültig  wider- 
legte Meinung  vorgetragen,  daß  V.  der  Oberhoheit  auch  des  westlichen 
Kaisers  unterstanden  habe.  Damit  erledigt  sich  auch  der  S.6  daraus 
gezogene  Schluß,  der  fränkisch-byzantinische  Friede  von  813  setze  das 
Bestehen  eines  condominium  der  beiden  Kaiser  an  dem  rechtlich  immer 
noch  einheitlichen  Reiche  voraus.  Die  Exarchatsbestrebungen  des  Erz- 
bischofs von  Ravenna  würde  man  gern  etwas  näher  ausgeführt  sehen. 
§31  behandelt  die  stadtrömischen  Verhältnisse  und  be- 
müht sich  in  erster  Linie  um  den  Nachweis  der  ununterbrochenen  Fort- 
dauer des  antiken  Senates  als  geschlossener  Körperschaft. 
Der  Senat,  der  in  den  Quellen  des  9.  10.  11.  Jahrhunderts  begegnet,  sei 
nicht  nur  eine  harmlose  Umschreibung  für  einen  rechtlich  schwer  faß- 
baren Kreis  von  Vornehmen,  sondern  nur  consules  gehören  ihm  an.1) 
Im  12.  Jahrhundert  sei  dann  eine  demokratische  Umbildung  dieses 
Senates  eingetreten.2)  Damit  befindet  sich  M.  im  Gegensatz  zu  dem 
bisher  in  der  Literatur  allgemein  angenommenen.  Es  ist  nun  M.  ohne 
weiteres  zuzugeben,  daß  das  Erlöschen  des  stadtrömischen  Senates  weder 
aus  einer  Gregorstelle  noch  aus  einem  Passus  bei  Agnellus,  die  bisher 
dafür  ins  Feld  geführt  wurden,  gefolgert  werden  kann.3)  Aber  die 
positiven  Beweise  Ms.  reichen  ebenfalls  nicht  aus.  Wenn  um  770  im 
Constitutum  Constantini  von  der  synclitus  die  Rede  ist4)  so  ist  damit 
ohne  Frage  der  byzantini  seh  e  Reichssenat  in  Constantinopel 
gemeint.  Der  senatus  in  Briefen  ist  allzudeutlich  eine 
literarische  Reminiszenz,  ein  in  der  Tat  harmloses  Synonym  für  die 
Aristokratie.  Die  „prineipes"  sind  ebenfalls  nicht  „Senatoren"  im  tech- 
nischen Sinne,  sondern  „die  Vornehmsten".  Bezeichnend  genug  ist 
doch,  daß  für  den  einzelnen  Vornehmen  niemals  die  Bezeichnung  Senator 
begegnet,  sondern  um  930  ziemlich  gleichzeitig  in  Venedig,  Gaeta  und 
Rom  für  den  Stadtherrscher  aufkommt6)  und  erst  am  Anfang  des 
11.  Jahrhunderts  auch  für  andere  gebraucht  wird.6)  Wenn  so  die  Be- 
zeichnung senatus  nicht  mit  einem  bestimmten  Rechtsinhalt  angefüllt 
werden  darf,  so  fehlt  auch  dem  Versuch  zu  beweisen,  daß  nur  con- 
sules dazu  gehörten,  die  überzeugende  Kraft.  Darum  ist  auch  das 
angebliche  Amt  des  „Senatsvorsitzenden",  das  den  wesentlichen  Kern 
des  späteren  Patriziertumes   gebildet  haben    soll7),    ein    Phantom.8) 


')  Auch  hier  äußert  M.  manche  von  der  herrschenden  Lehre  ab- 
weichende Ansichten;  so  hält  er  die  vom  libellus  de  imperiali  potestate 
berichtete  und  vielfach  angezweifelte  Nachricht  einer  nochmaligen  Abtretung 
Spoletos  und  Benevents  durch  Karl  den  Kahlen  für  richtig  S.  11.  —  Daß 
Benevent  im  9.  Jh.  vom  Kaiserreich  und  nicht  Vom  italienischen  Königreich 
abhängig  gewesen  sei,  ergibt  die  S.  9  **)  angezogene  Stelle  nicht.  —  x)  S.  25. 
*)  S. 31  ff.  —  ')  S.  19 6).  —  *)  S.  21.  —  5)  Sickel,  MIÖG.XXIII  S.  80  8).  —  •)  M.  II 
S.  39.  —  Es  ist  darum  auch  nicht  richtig,  wenn  M.  S.  41  meint,  es  sei 
nichts  besonderes,  wenn  Theophylakt  und  Alberich  prineeps  Romanorum  oder 
Senator  Romanorum  hießen;  so  hätten  alle  „Senatsmitglieder"  sich  genannt; 
faktisch  kommt  dieser  Titel  vorher  nie  für  einzelne  vor.  —  7)  S.  39  ff. 
—  •)  Erst  nachträglich  wird  der  Stadtherr  von  Rom  als  primus  senatus, 
als  primus  Senator  bezeichnet.     Irgend  ein  Zusammenhang  mit  dem  oström. 
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Referent  kann  dem  Vf.  nur  das  conzedieren,  daß  der  historischen 
Erinnerung  auf1  dem  Boden  Roms  eine  besonders  starke 
institütionenbildende  Kraft  innewohnte,  und  ferner,  daß 
hier  besonders  früh  die  Neubildungen  mit  antiken  Namen 
belegt  wurden.  Bei  den  Verfassungsänderungen  des  12.  Jahr- 
hunderts spielt  das  antiquarische  Moment  eine  erhebliche  Rolle.1) 
Trotzdem  enthält  auch  dieser  Abschnitt  eine  Reihe  guter  Bemer- 
kungen: Richtig  ist,  ,da&  die  Entstehung  der  mittelalterlichen  römi- 
schen Aristokratie  —  das,  was  M.  Senat  nennt  —  mit  den  zivilen 
und  militärischen  Amtsinhabern  zusammenhängt,  nicht  ausreichend 
begründet  aber,  daß  die  Aristokratie  in  ein  militärisch-laikale  und 
eine  zivil-klerikale  Klasse  zerfalle.*)  Wir  erhalten  interessante  Mit- 
teilungen über  die  Fortdauer  der  Ehrenkonsulatsverleihung*) 
durch  den  Papst  und  über  die  merkwürdige  Institution  der  filii  ec- 
clesiae.*)  Die  verfassungsgeschichtlichen  Angaben  Benzos  von  Alba 
durften  bei  der  bekannten  Phantastik  dieses  Autors  nicht  ohne  weiteres 
übernommen  werden ;  man  hat  bei  ihm  doch  sehr  den  Eindruck ,  daß 
er  die  antike  Nomenklatur  sehr  liebt.  Über  den  Quellenwert  des 
sogenannten  Verzeichnisses  der  sieben  Pfalzrichter  und  der  in  der 
Graphia  urbis  aureae  enthaltenen  Beamtenreihen  könnte  nur  eine  neue 
literarische  Untersuchung  Licht  verbreiten.8)  Die  Verwirrung,  die  aus 
der  Benutzung  dieser  Quellen  bisher  erwachsen  ist,  hat  M.  nicht  be- 
hoben.. Darum  steht  auch  das,  was  36 ff.  über  eine  angebliche  Senats- 
gerichtsbarkeit als  Ausfluß  antiker  Einrichtungen  gesagt  wird,  auf 
höchst  unsicheren  Füßen.  Mit  den  Ausführungen  über  den  patricius 
stimmt  Ref.  im  allgemeinen  überein,  namentlich  darin,  daß  der  Patriziat 
Heinrichs  III.  und  IV.  nichts  mit  dem  karolingischen  zu  tun  hat,  sondern 
an  die  Tyrannis  des  10.  Jahrhunderts  anknüpft.  Im  einzelnen  bedürfen 
die  Vorgänge  unter  Otto  III.  und  die  auch  von  M.  angenommene, 
aber  im  Grunde  höchst  zweifelhalte  Beziehung  der  Angaben  der  Graphia 
auf  ihn  noch  weiterer  Klärung.8)  Daß  die  mittelalterliche  Regionen- 
einteilung der  Stadt  an  die  antike  anknüpft7),  scheint  dem  Ref.  mit 
dem  Vf.  wahrscheinlich.  Das  Aufkommen  des  Volkes  in  Rom  neben 
der  Aristokratie  ist  32  ff.  gut  geschildert.       ' 

§  32  behandelt  die  allgemeinen  Fragen  des  Verhältnisses  von 
Kaisertum  und  Papsttum.  Die  vielfach  angefochtene  Annahme 
einer  Kaiserwahl  durch  die  Römer  mit  dem  Papst  an  der  Spitze 

nQÖsdqog  könnte  doch  nur  unter  der  Voraussetzung  bestehen,  daß  der 
Rechtsbegriff  des  Senates  in  Rom  weiter  existierte. 

*)  S.  33.  —  *)  S.  22  ff.  —  »)  8.  25  f.  —  *)  S.  26  ff.  —  8)  MG.  LL. 
IV  663 f.  Die  Behauptungen  von  Keller,  Die  sieben  römischen  Pfalz- 
richter sind  durch  Halphen,  La  cour  d'Otton  III  a  Rome,  Melanges 
d'archeologie  et  d'histoire  XXV  vorläufig  entwertet.  Es  ist  sehr  zu 
erwägen,  ob  sich  die  Angaben  der  Graphia  nicht  einfach  auf  Byzanz  be- 
ziehen. Mir.  macht  das  Stück  den  Eindruck,  als  gehöre  es  zur  graeco- 
lateinischen  Übersetzungsliteratur.  —  8)  Auch  S.  109,  wo  von  der  Schöpfung 
einer  kaiserlichen  Verwaltung  durch  Otto  TU.  in  Rom  die  Rede  ist,  zeigt 
sich  das.  —  7)  S.  29  ff. 
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sucht  M.  54  ff.  mit  neuen  Gründen  zu  stützen.  Die  bekannte  Darstellung 
der  Krönung  Lothars  III.  im  Lateran  interpretiert  M.  mit  Hilfe  der  von 
ihm  früher  behandelten  Aufnahme  des  Kaisers  unter  die  filii  ecclesiae : 
Dieser  Vorgang  bei  der  Krönung  habe  zur  Verwechselung  mit  einer 
vassaliitischen  Huldigung  führen  müssen.  Daß  vor  824  eine  Bestätigung 
der  Papstwahl  durch  den  Kaiser  stattgefunden  habe,  lehnt  der  Ver- 
fasser S.  64 f.  ab.  Es  folgen  69 ff.  einige  Ausführungen  über  die  Aus- 
übung der  Souveränität  im  Kirchenstaat.  M.  schreibt  den 
Angaben  des  Libellus  de  imperiali  potestate  Glaubwürdigkeit  für  die 
Zeit  Ludwigs  II.  zu.  Recht  wertvoll  ist  die  Erklärung,  die  74  118)  für 
die  Gründe  der  professio  iuris  der  Römer  von  824  gegeben  wird :  Nach 
dem  Libellus  hat  nämlich  der  Kaiser  die  Gerichtsbarkeit  über  die  in 
Rom  ansässigen  Langobarden  und  Franken. 

Über  die  Zentral gewalten  in  Ravenna  wird  in  §  33  eine 
Fülle  dankenswerter  Notizen  geboten;  diese  Dinge  sind  mit  den  spä- 
teren Nachrichten  aus  anderen  römischen  Landesteilen  in  einen  höchst 
instruktiven  Zusammenhang  gebracht;  gerade  hier  bietet  das  Buch  ein 
sonst  nirgends  so  zusammengefaßtes  Material.  Ref.  hat  hier  nur  an  einer 
Stelle  entschieden  Einspruch  zu  erheben.  87  f.  wird  mit  Ansprüchen  des 
Erzbischofs  von  Ravenna  auf  eine  Art  Oberhoheit  über  Istrien 
wie  mit  einer  ausgemachten  Tatsache  operiert.  Diese  Ansprüche  sollen 
nach  M.  auf  die  auch  sonst  bezeugten  Versuche  des  Erzbischofs  zurück- 
gehen, in  Konkurrenz  mit  dem  Papst  die  Erbschaft  des  Exarchates 
anzutreten,  die  uns  ja  allerdings  bezeugt  sind.  M.  gründet  seine  Mei- 
nung daraut,  daß  aus  Pola  Apellationen  an  den  Erzbischof  gehen. 
Nun  beschränken  sich  aber  die  Beispiele  dafür  erstens  auf  die  Stadt 
Pola  und  zweitens  ist  vor  dem  13.  Jahrhundert  niemals  die  Rede  davon.1) 
Offenbar  war  das  eine  freiwillige  Neuerung,  die  mit  dem  Ansehen, 
das  der  Erzbischof  als  Grandbesitzer  in  'Pola  genoß,  zusammenhängen 
mag.  Man  wird  die  istrischen  Hoheitsansprüche  Ravennas  ruhig  aus 
der  Geschichte  streichen  dürfen. 

§  34  behandelt  die  Zentralbehörden  in  Rom,  also  die  Reste 
kaiserlicher  Verwaltung,  namentlich  den  Stadtpräfekten  —  den  das  Mittel- 
alter aus  der  Antike  übernommen  hat2)  —  die  älteren  Zentral- 
behörden des  Papstes,  deren  Chefs  unter  dem  Namen  der  sieben  Pfalz- 
richter (iudices:  die  Übersetzung  „Richter"  trifft  nicht  ganz  das  richtige; 
besser  ist  „Oberbeamte")  gehen,  die  jüngeren,  von  denen  Kämmerer 
und  Kanzler  die  wichtigsten  sind,  und  die  Tabellionen  und  Notare.  So 
sehr  man  auch  hier  die  durch  die  Fülle  der  Beobachtungen  gebotene 
Belehrung  anerkennen  muß,  so  sehr  sind  doch  einzelne  wichtige  Auf- 
stellungen verfehlt.  Daß  sich  die  ganze  Beamtenmasse  an  der  Kurie 
in  mehrere  Scrinia  gegliedert  habe,  wie  94  behauptet  wird,  ergeben 
weder  die  beigebrachten  Belege  noch  ist  es  uns  anderweitig  bezeugt. 
Wenn  ferner  S.  96  behauptet  wird,  daß  um  die  Mitte  des  8.  Jahrhunderts 


..  >)  Vgl.  Mayer,  diese  Zeitschr.  XXIV  S.  257  Anm.  1.  —  *)  So  M.  S.  97 
in  Übereinstimmung  mit  Halphen,  Administration  de  Rome. 
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alle  leitenden  Zivilbeamten  dem  Klerus  angehörten,  so  gründet  sich 
das  auf  jene  Stellen  des  Liber  pontificalis,  welche  von  „iudices  de  clero" 
einerseits,  von  „iudices  de  militia"  andererseits  sprechen.  Nun  bedeutet 
aber  iudices  einfach  „Vornehmste",  wie  gerade  Vita  Hadriani  c.  41, 
wo  als  Gegenstück  die  iudices  Francorum  genannt  sind,  beweist.1) 
Deutlich  genug  sind  die  iudices  de  militia  mit  den  vom  Verfasser 
selbst  II  24  Anm.  24  angeführten  optimates  militiae  identisch.2) 
Wenn  also  von  iudices  de  militia  und  iudices  de  clero  die  Rede  ist, 
so  ist  über  die  Zivil be am ten  gar  nichts  ausgesagt.  Recht  gut  sind 
dagegen  die  dativi  behandelt.3)  Was  schon  Bethmann-Hollweg  all- 
gemein nachwies,  bestätigt  M.  für  die  Stadt  Rom:  Diese  Leute  er- 
gänzten sich  aus  der  Advokatur.  Der  Nachweis,  daß  sie  zunächst  Hilfs- 
beamte des  Präfekten  waren,  ist  gelungen,  dagegen  muß  die  Er- 
nennung der  dativi  durch  den  (gar  nicht  vorhandenen)  Senat  abgelehnt 
werden.4)  Am  wenigsten  gelungen  sind  auch  hier  wieder  diejenigen 
Abschnitte,  die  sich  mit  dem  Schreiberpersonal  beschäftigen.8) 
Mit  der  Frage  der  Identität  von  notarii  und  cartularii  im  Register 
Gregors  I.  hatte  sich  seinerzeit  Bresslau  beschäftigt  und  sie  verneint.6) 
Wenn  hier  wiederum  die  Identität  behauptet  wird,  so  durfte  Nov. 
Just.  120,  5  §  1  nicht  angeführt  werden,  denn  hier  sind  unter  den 
cartularii  einer  Konstantinopeler  Kirche  nur  die  mit  der  Buchführung 
über  die  kirchlichen  Einnahmen  betrauten  Beamten,  nicht  das  gesamte 
Schreiberpersonal  gemeint,  wie  denn  auch  in  der  Themenverwaltung 
Cartularius  nicht  jeden  Schreiber,  sondern  den  Buchführer  bedeutet. 
Die  bisher  allgemein  angenommene  Trennung  zwischen  städti- 
schen Tabellionen  und  päpstlichen  Notaren  glaubt  M.,  in 
Nachfolge  Hartmanns,  für  die  Zeit  vom  9.  Jahrhundert  an  als  unberech- 
tigt kurz  abfertigen  zu  können.  Ref.  kann  demgegenüber  nur  auf 
die  durchschlagenden  Gründe  hinweisen,  die  einst  Kehr  der  Theorie 
Hartmanns  entgegenstellte.7)  Die  Bezeichnnng  auch  der  Tabellionen 
als  scriniärii  ist  eine  erst  in  der  Mitte  des  10.  Jahrhunderts  auf- 
tauchende Titulatur.  Vermutlich  hängt  sie  damit  zusammen,  daß 
gleichzeitig  der  päpstliche  Protoskriniar  die  Vorsteherschaft  der  Ta- 
bellionen erhielt.8) 

§  35:  Fortbestand  und  Umbildung  der  altrömischen 
Provinzialverfassung  behandelt  ein  sehr  beachtenswertes  Problem, 
das  aber  bei  der  Beschaffenheit  unseres  Materiales  nur  innerhalb  sehr 
weiter  Zeitgrenzen  zu  lösen  ist.  Auch  die  nichtlangobardischen  Ge- 
biete Italiens  weisen  in  ihrer  Bezirkseinteilung  insofern  später  die- 
selbe Struktur  auf  wie  die  langobardischen,  als  jedes  Stadtgebiet  einen 


*)  Liber  pontificalis  ed.  Duchesne  I  498.  —  a)  Iudices  an  der 
Spitze  der  Armee  schon  im  7.  Jahrhundert.  Vgl.  ib.  328 — 331.  —  8)  S.  98. 
—  *)  S.  99.  Auch  hier  ist  wieder  das  Verzeichnis  der  sieben  Pfalzrichter 
unvorsichtig  benutzt.  —  8)  S.  92  f.;  100  ff.  —  •)  Urkundenlehre  S.  162  *). 
*)  Eine  römische  Papyrusurkunde.  G.  G.  A.  1896.  —  8)  Der  protoscrinia- 
rius  ist  doch  wohl  mit  den  kaiserlichen  magistri  scriniorum  zusammenzu- 
bringen, über  die  neuerdings  zu  vergleichen  ist:  Bur y  in :  Harvard  Studies  XXI. 
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Hochgerichtsbezirk  bildet:  Im  römischen  Dukat  finden  wir  an  der 
Spitze  der  civitas  einen  comes  oder  einen  comes  et  dux  *),  im  Neapoli- 
tanischen comites l),  locopositi  in  Istrien 8),  priores  in  Dalmatien  8), 
Topotereten  in  einzelnen  sizilischen  Städten  noch  in  normannischer  Zeit/) 
M.  faßt  diese  Erscheinungen  unter  einem  einheitlichen  Gesichts- 
punkt zusammen:  In  der  Tat  zerfallt  schon  in  der  letzten  römischen 
Zeit  die  kollegiale  Stadtverwaltung,  und  es  tritt  ein  von  der  Regierung 
gesetzter  Beamter  an  die  Spitze.  Und  zwar  ist  da  der  locopositus  ein 
Vertreter  des  Provinzialstatthalters,  des  iudex  provinciae,  gehört  also 
der  zivilen  Ämterreihe  an.5)  In  der  Tat  scheint  dem  Referenten  ein 
wichtiges  Resultat  gewonnen  zu  sein,  wenn  auch  einschränkend  be- 
merkt werden  muß,  daß  locopositi  lociservatores  auch  in  den  germa- 
manischen  Staaten  als  Stellvertreter  von  duces  und  comites  über- 
nommen sind8),  also  die  istrischen  locopositi  mit  der  Antike  direkt 
nichts  zu  tun  haben  brauchen.  Aber  auch  die  comites  (und  priores) 
rechnet  M.  zu  den  Zivilbeamten7),  indem  er  sie  mit  den  in  einzelne 
Städte  entsandten  comites,  von  denen  Cassiodors  Variae  berichten8),  zu- 
sammenbringt. Das  ist  vielleicht  weniger  richtig:  Wenigstens  gehören 
doch  die  comites  der  Neapolitanischen  Bukate,  die  übrigens  an  der 
Spitze  von  castra,  nicht  von  civitates  stehen,  zu  den  Militär- 
beamten •),  und  auch  für  das  Römische  ist  der  Doppeltitel:  dux  et 
comes  nicht  beachtet.  Überhaupt  drängt  sich  die  Beobachtung 
auf,  daß  diese  Comites  recht  spät  aufkommen  und  mit  den 
400  Jahre  von  ihnen  getrennten  comites  nicht  ohne  weiteres  zusammen- 
gestellt werden  dürfen.  Es  erwächst  so  der  Zweifel,  ob  nicht  auch  in 
den  römischen  Gebieten  die  Beliebtheit  des  comes-Titels  mit  fränkisch- 
langobardischen  Einflüssen  zusammenhängen  könnte.10)  Übrigens 
möchte  Referent  zur  »Fortdauer  der  römischen  Provinzialverwaltung" 
bemerken,  daß  neuerdings  die  Forschungen  Bestas  deren  Weiter- 
bestehen för  Sardinien  erwiesen  haben.  Hier  hätte  M.  ein  wertvolles 
Analogon  zu  seinen  Aufstellungen  gefunden.11) 


*)  S.  119  f.  Sie  führen,  wie  S.  120")  mit  Recht  bemerkt  wird, 
häufig  den  Titel  consul.  Es  hätte  nahe  gelegen,  auf  das  Verhältnis  des 
Amtes  des  dux  zu  dem  des  comes  einzugehen.  Das  bleibts  im  dunkelen!  — 
*)  S.  117  f.     Hier  hätten   übrigens  die  Auseinandersetzungen  von   Cicca- 

flione,  Istituzioni  di  ducati  Napoletani  S.  109  ff.  beachtet  werden  sollen. 
)  8. 116  f.  —  *)  8. 116.  —  8)  8. 112.  —  8)  M.  selbst  führt  8. 334  das  Material  dafür 
auf.  —  T)  8.  120.  —  8)  8.  114  **)  scheint  dem  Ref.  gegen  Mommsen  richtig  be- 
merkt zu  sein,  daß  nicht  alle  comites  in  Städten  dieser  Zeit  als  G  o  t  e  n  grafen  auf- 
gefaßt werden  dürfen.  —  •)  Ciccaglione  a.  a.  O.  —  10)  Bei  den  südlichen 
Langobarden  führen  die  Gesteiden  den  Titel  comes :  Gay,  Italion  meridieale 
8.  44,  67  f.,  553  f.  —  ")  E.  Besta,  La  Sardegna  medioevale.  Palermo  1908, 
1909,  eine  der  besten  Neuerscheinungen  über  italienisches  Mittelalter.  Noch 
am  Anfang  des  7.  Jahrhunderts  (627)  gibt  es  hier  einen  praeses  provinciae 
(II 5),  am  Ende  des  8.  Jahrhunderts  steht  —  wie  in  Rom,  Neapel,  Venedig 
und  Gaeta  —  ein  Militärkommandant,  consul  et  dux,  an  der  Spitze,  den  der 
Papst  als  „index" ,  Byzanz  als  Sqxcov  bezeichnet  (I  39  ff.).  Unter  dem  iudex, 
dessen  Amtsbezirk  sich  später  in  4  Judikate  spaltet,  stehen  curatores  und 
in  Cagliari  ein  lociservator  (II  66  ff). 
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Was  dann  122  ff.  über  die  dativi  (iudices  pedanei)  gesagt  wird, 
bewegt  sich  zum  Teil  in  der  Richtung  dessen,  was  Bethmann-Hollweg 
darüber  ausgeführt  hatte.  Dann  aber  glaubt  M.1)  die  wichtige  Ent- 
deckung zu  machen,  daß  in  der  Romagna  die  dativi  den  iudices  civi- 
tatis entgegengesetzt  werden,  und  auf  den  ersten  Blick  scheint  das 
auch  einleuchtend.2)  Hier  kann  dem  Vf.  ein  Vorwurf  nicht  erspart 
werden:  Schon  Ficker  war  auf  diese  anscheinende  Gegenüberstellung 
von  iudices  und  dativi  aufmerksam  geworden  und  hatte  festgestellt, 
daß  es  sich  hier  um  einen  bloßen  Wechsel  des  Ausdruckes  han- 
delt.8) 

Unter  dem  Gesichtspunkt:  Themenverfassung  in  Italien*) 
faßt  M.  mehrere  Erscheinungen  zusammen:  das  römisch-byzantinische 
Istrien,  die  Dukate  Venedig  und  Neapel  und  die  dauernd  in  direkter 
byzantinischer  Verwaltung  stehenden  Provinzen  Sizilien,  Kalabrien  und 
Apulien.  Es  liegt  auf  der  Hand,  daß  die  spätbyzantinischen  Ein- 
richtungen in  den  Südprovinzen,  die  seit  dem  7.  Jahrhundert  vom 
Reichszentrum  her  beständig  umgestaltet  wurden,  doch  nicht  ganz 
derselben  Reihe  angehören  wie  die  Dukate  Venetien  und  Neapel,  deren 
Einrichtungen  an  das  5.  und  6.  Jahrhundert  anknüpfen  und  sich  in 
der  Folgezeit  ohne  wesentliche  Einwirkung  von  Orten  her  aus  sich 
heraus  entwickelten.  Auch  kommt  die  Bezeichnung  als  „tf^ua"  weder 
für  Venedig,  noch  für  Neapel  vor.  Diese  beiden  Gebiete  gehören  eben 
einer  etwas  älteren  Schicht  der  römisch-byzantinischen  Verwaltungs- 
geschichte an.  Vielleicht  hätte  es  sich  empfohlen,  wenn  man  sie  denn 
mit  den  eigentlichen  Mfi,axa  des  Südens  zusammenstellen  wollte,  die 
Bezeichnung  „Militärprovinzen"  zu  wählen.  Denn  das  ist  ja  das  Ge- 
meinsame, das  die  Dukate  mit  den  Themen  verbindet.  So  trägt  denn 
das,  was  127  ff.  über  die  byzantinische  Themenverfassung  gesagt  ist, 
nicht  eigentlich  zur  Erklärung  der  unmittelbar  danach  behandelten 
venezianischen  und  neapolitanischen  Verfassungsgeschichte  bei.  Was 
nun  Venedig  anlangt8),  so  beanspruchen  die  Ausführungen  M.s  über 
dies  oft  behandelte  Thema  trotz  einer  schon  von  Lenel  bemerkten 
entstellenden  Entgleisung6)  ernste  Beachtung.  Natürlich  ist  es  bereits 
ein  Ergebnis  älterer  Forschung,  daß  man  Venedig  oder  besser  Venetien 
als  eine  spätrömische  Militärprovinz  zu  betrachten  hat.  Aber  die 
Auflösung  der  Nachrichten,  die  wir  über  die  venezianische  Verfassungs- 
geschichte besitzen,  von  diesem  einheitlichen  Gesichtspunkt  aus  ist 
von  M.  zuerst  energisch  durchgeführt.  Wer  etwa  die  wenig  scharfen 
Ausführungen  über  die  ältere  venetianische  Verfassungsgeschichte  bei 
Kretschmayr  138  ff.  110  ff.  gelesen  hat,  wird  den  Fortschritt  anerkennen 
müssen,  auch  wenn  —  was  wahrscheinlich  ist  —  sich  im  einzelnen 
viele  Korrekturen  ergeben  sollten.  Venetia  ist  keine  Stadt,  sondern 
eine  Provinz  mit  mehreren  civitates,  die  erst  allmählich  und  spät  durch 
Rialto  aufgesogen  wurden.  Demgemäß  sind  die  Organe  der  Provinz 

»)  S.  125.  —  2)  Das  Material  S.  123  69).  —  8)  Reichs-  und  Rechts- 
geschichte III  S.  84.  —  *)  §  36.  —  8)  S.  132  ff.  —  •)  Hist.  Zeitschr.  104,  246 *). 
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und  die  Lokalorgane  zu  unterscheiden.  An  der  Spitze  der  Einzel- 
orte stehen  Offiziere,  tribuni,  die  M.  mit  Lenel  *)  für  identisch  mit 
den  iudices  hält.  Sie  üben  die  Gerichtsbarkeit.  Es  sind  jedesmal 
eine  Mehrzahl;  unter  ihnen  scheint  eine  als  primus  bezeichnete  Per- 
sönlichkeit Vorsitz  und  Leitung  zu  haben.  Eine  Provinzialversamm^ 
lung,  zu  der  die  tribuni  (iudices)  und  die  jBischöfe  gehören,  ist  nach- 
weisbar.2) Zweifelhaft  ist  aber  dem  Ref.  geblieben,  ob  man  wirklich 
innerhalb  dieser  Provinzial Versammlung  einen  engeren  und  einen 
weiteren  Kreis  unterscheiden8)  und  ob  man  die  späteren  Rats- 
körperschaften, wie  das  M.  tut,  mit  den  frühmittelalterlichen  Ein- 
richtungen (der  Provinzialversammlung)  in  Verbindung  bringen  darf. 
Wahrscheinlicher  ist  doch,  daß  sie  erst  ein  Produkt  der  kommunalen 
Bewegung  sind.*)  Die  venetianische  Kommune  erklärt  M.  im  Gegen- 
satz zur  bisherigen  Literatur  für  eine  zunächst  demokratische  Ein- 
richtung, die  im  Anfang  des  13.  Jahrhunderts  eine  oligarchische 
Rückbildung  erfahren  habe.8)  Ref.  ist  hier  zur  Entscheidung  nicht 
befugt.  Zu  Venedig  werden  sehr  mit  Recht  die  kampanischen 
Herrschaften  gestellt.6)  Näher  an  die  S.  127  fF.  gegebenen  Aus- 
führungen über  die  byzantinische  Themenverwaltung  schließt  sich 
155  ff.  an  über  die  griechische  Verwaltung  in  Sizilien,  Kalabrien  und 
dem  neugebildeten  Thema  Langobardien.  Namentlich  das,  was  für 
Kalabrien  festgestellt  wird,  wird  später  für  das  Verständnis  der  nor- 
mannisch-sizilischen  Verfassung  wertvoll. 

Es  folgt  die  Verfassung  des  langobardischen  Reiches  (§  37 
bis  40).  Bisherige  Auffassungen  über  die  höchste  Gewalt  sucht  M. 
zu  überwinden:  Der  Charakter  der  langobardischen  Zentralver- 
waltung sei  bis  zum  Einsetzen  der  deutschen  Herrschaft  um  die  Mitte 
des  10.  Jahrhunderts  von  dem  des  fränkisch-deutschen  Hofes  gründlich 
verschieden  gewesen.  Hier  handele  es  sich  nicht  um  ein  wanderndes 
Königtum,  sondern  Pavia  sei  in  dem  Sinne  feste  Residenz  gewesen 
wie  etwa  Byzanz;  es  sei  darum  auch  eine  straffere  Zentralisierung  mit 
schriftlichem  Verfahren  zu  konstatieren;  erst  mit  der  deutschen  Herr- 
schaft sei  diese  Zentralisation  verfallen.8)  In  der  Darstellung  der 
Kanzlei  betont  M.  die  große  Zahl  der  Beamten,  die  gute  Ordnung, 
die  Fortdauer  römischer  Überkommenheiten  besonders.  Ein- 
gehenderer Erörterung  scheinen  mir  die  Abschnitte  zu  bedürfen,  in 
denen  der  Vf.  Dinge  berührt,  über  die  sich  bereits  Ficker  geäußert 
hat.     Schon   Ficker  hat   das   Problem   der   provinziellen   Pfalz- 


l)  Vgl.  zuletzt  ib.  245.  —  *)  Auch  hier  sei  an  ein  sardinisches 
Analogon  erinnert:  Besta  II  18  ff.  —  8)  M.  S.  144  ff.  —  *)  S.  148  ff.  — 
*)  8.  152  ff.  —  •)  Hier  ist  freilich  im  einzelnen  manches  zu  korrigieren. 
Daß  die  comites  in  den  Einzelorten  gewählte  Beamte  seien,  ist  unbewiesen; 
Ciccaglione  S.  105  ff.  spricht  von  ihrer  Ernennung  durch  den  dux.  Die  unhalt- 
bare Behauptung,  die  iudices  von  Neapel  seien  curiales,  wird  154  wiederholt. 
Vgl.  oben  S.  379  7).  —  7)  Dazu  Lenel  a.  a.  O.  260 ff.  und  Entstehung 
der  Vorherrschaft  Venedigs  S.  124  ff.  —  8)  S.  176  ff. 
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gräfen  in  Italien  (Lomello,  Panico,  San  Bonifazio,  Venerosi,  Guidi 
Aldobrandeschi,  Vögte  von  Lucca)  zu  lösen  gesucht,  die  ja  zu  den 
deutschen  (und  französischen)  Pfalzgrafen  eine  gewisse  Parallele  bilden 
und  abgesehen  von  dem  von  Lomello  genau  so  rätselhaft  sind  wie  diese. 
Auch  M.  gelangt  zu  keiner  ihn  selbst  befriedigenden  Lösung  und  gibt 
es  nur  als  Vermutung  aus,  daß  es  sich  um  ein  unter  den  Ottonen 
willkürlich  geschaffenes  Institut  handele.1)  Das  ist  in  der  Tat  kaum 
zu  akzeptieren,  denn  der  unter  Otto  III.  vielleicht  in  Rom  nach- 
weisbare comes  palatii  ist  wie  der  päpstliche  ein  Hofamt,  kein  Ver- 
treter des  Kaisera  im  Gericht.2)  Ferner  ist  zu  berücksichtigen,  daß 
die  Grafen  Guidi  zunächst  (erst  1154!)  mit  dem  Titel  comes  gene- 
ralis Tusciae  erscheinen  und  das  hängt  doch  wohl  mit  der  Adop- 
tierung des  älteren  Guido  Guerra  durch  die  Großgräfin  Mathilde  zu- 
sammen. So  dürfte  die  Annahme  des  Pfalzgrafentitels  bei  den  ver- 
schiedenen Geschlechtern  auf  ganz  verschiedene  Gründe  zurückgehen. 
Wer  je  den  verschlungenen  Pfaden  Fickers  nachgegangen  ist,  weiß, 
daß  er  seinen  Nachfolgern  fast  nichts  wichtiges  zu  sehen  übrig  ge- 
lassen hat.  Um  so  mehr  ist  es  als  ein  glücklicher  und  neuer  Gedanke 
M.s  anzuerkennen,  wenn  er  darauf  aufmerksam  macht,  daß  die  spätere 
größere  Verbreitung  des  Pfalz  grafen  titeis  mit  der  größeren  Verbrei- 
tung der  Pfalznotare  und  Pfalzrichter  in  einem  Zusammenhang 
stehe,  den  er  freilich  nicht  näher  präzisiert. 

Demnächst  kommt  §  39  über  die  Königsrichter  in  Betracht. 
Ihre  außerordentliche  Bedeutung  nicht  nur  für  die  Verfassungsgeschichte 
ist  bekannt.  Ficker  hatte  über  sie  folgendes  auseinandergesetzt:  Während 
im  9.  Jahrhundert  die  Königsrichter,  die  meist  Notare  waren  und  weniger 
zur  Besetzung  des  eigentlichen  Königsgerichts  als  der  Missatgerichte 
dienten,  von  den  Richtern  der  Civitas  (des  comitatus)  unterschieden 
werden,  verschwindet  (außer  im  Herzogtum  Spoleto)  spätestens  mit  dem 
Ende  des  10.  Jahrhunderts '  diese  Unterscheidung.  Alle  Richter  sind 
nunmehr  iudices  regii  oder  palatii.  Seit  etwa  1160  tritt  allmählich 
von  der  Romagna  her  die  Bezeichnung  iudex  Ordinarius  an  die  Stelle 
von  iudex  palatii,  und  zugleich  erhält  der  bisherige  iudex  palatii 
auch  Funktionen  freiwilliger  Gerichtsbarkeit,  die  dem  iudex  Ordinarius 
der  Romagna  zustanden.  Das  war  um  so  leichter  möglich,  als 
der  iudex  palatii  bereits  vorher  Funktionen  freiwilliger  Gerichts- 
barkeit, die  bis  dahin  nur  den  ständigen  missi  zustanden,  an  sich 
gezogen  hatte  und  damit  eine  Verwischung  des  Unterschiedes  zwischen 
einfachen  iudioes  und  iudices  et  missi  eingetreten  war.8)  M. 
greift  nun  diese  Absicht  F.s  an  mehreren  Punkten  an.  F.  hatte 
es  geleugnet,  daß  jene  späteren  Urkunden,  die  bald  nur  von  iudex, 
bald  nur  von  iudex  sacri  palatii  sprachen,  eine  Unterscheidung  zwischen 
Lokalrichtern  und  Königsrichtern  begründeten.*)  M.  sieht  darin  die  Be- 
hauptung, „die  iudices  sacri  palatii  seien  an  Stelle  der  scabini  oder 


')  S.  192.  —  2)  Vgl.  43  10*).    Was  hier  ausgeführt  ist,  ist  bedenklich 
w  egen  der  Benutzung  der  Graphia  urbis.  —  8)  III  §  429  ff.  —  *)  III  S.  19  f. 
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iudices  civitatis  getreten",  obwohl  das  F.  so  nie  gesagt  hat,  sondern 
nur  von  einer  anderen  Bezeichnung  spricht  und  nicht  davon,  daß 
sich  der  Kreis  der  iudices  sacri  palatii  mit  dem  der  früheren  scabini 
comitatus  deckt.  An  sich  ist  es  durchaus  begründet,  früher  berührt 
und  hier  nochmals  belegt1),  daß  der  Kreis  der  iudices  sacri  palatii 
sehr  weit  ist,  einerseits  in  das  Notariat  übergeht,  andererseits  die 
Anwälte  umfaßt*),  und  daß  darum  Stadtrichter  uud  Königsrichter 
nicht  einfach  dasselbe  sind,  sondern  jene  ein  engerer  Kreis.  Aber 
daß  die  Urkunden,  indem  sie  bald  von  „iudex",  bald  von  „iudex  sacri 
palatii"  sprechen,  diesen  Unterschied  hervorheben  wollen,  daß  es 
Stadtrichter  gegeben  hat,,  die  nicht  auch  Pfalzrichter  waren,  läßt  sich 
jedenfalls  mit  diesen  Zeugnissen  nicht  beweisen.8)  Die  Scheidung  ferner, 
die  M.  zwischen  iudices  sacri  palatii  und  iudices  imperatoris  macht  und 
die  Gleichsetzung  der  letzteren  mit  den  iudices  et  missi  und  den  iudices 
ordinarii*)  ist  keinesfalls  berechtigt  und  nur  geeignet,  daß  bereits  von 
F.  erreichte  zu  verwirren.  Zum  Schluß  wirft  M.  noch  die  tiefgreifende 
Frage  auf,  woher  die  der  fränkisch-italienischen  Verfassung  eigentüm- 
liche Einrichtung  ständiger,  rechtskundiger  Königsrichter  stamme.  Wir 
können  sie  zwar  noch  nicht  in  langobardiseher  Zeit  belegen,  aber  daß 
sie  mit  einem  fundamentalen  Unterschied  zwischen  nördlicher  und 
italienischer  Kultur  zusammenhängen  muß,  ist  schwerlich  von  der  Hand 
zu  weisen.  Ob  M.  freilich  mit  dem  Hinweis  auf  die  römischen  iudices 
pedanei,  die  der  Provinzialbehörde  ebenso  assistieren  wie  die  iudices 
regis  dem  König,  das  richtige  getroffen  hat,  muß  zweifelhaft  bleiben.*) 
§  40  (Tätigkeit  der  Zentralgewalt)  faßt  die  Zuständigkeit 
des  Hofgerichtes,  die  Ernennung  der  Beamten,  die  dem  König  zu- 
steh enden  Straf  mittel  und  den  Königsschutz  zusammen.  Daß 
die  Verdoppelung  der  Bußsätze  zugunsten  des  Königs  eine  bloße  Um- 
wandlung des  königlichen  arbiträren  Racherechtes  ist,  ist  nicht  über- 
zeugend begründet.4)  Das  arbiträre  Racherecht  des  Königs  ist  doch  im 
langobardischen  Recht  zum  mindesten  schwach  ausgebildet7);  es  be- 
gründet das  geradezu  einen  fundamentalen  Unterschied  des  langobar- 
dischen Rechtes  vom  fränkischen.  Die  Ausführungen  über  den  lango- 
bardischen Königsschutz  decken  sich  zum  Teil  mit  den  Ergebnissen 
Voigts,  teils   sind  sie  nach   diesen  zu  berichtigen.8)     Den  Unterschied 


')  S.  200  29).  —  2)  Freilich  den  Titel  „causidicus  sacri  palatii",  den 
M.  a.  a.  O.  bei  Gloria  Codice  diplomatico  Padovano  12  N.  156.  212  zu  finden 
glaubt,  hat  es  nie  gegeben:  „Sacri  palatii"  bezieht  steh  hier  nur  auf  „tabu- 
larius",  nicht  auch  auf  „causidicus",  wie  M.  ein  Blick  auf  N.  222  gezeigt 
hätte!  —  s)  Im  Gegenteil:  Pasqui  Codice  diplomatico  di  Arezzo  I  n.  108: 
Ursus  iudex  imperatoris  —  N.  109:  Ursus  iudex  beweisen,  daß  nur  ein 
Bezeichnungswechsel  vorliegt.  —  *)  An  anderer  Stelle,  S.  857,  meint 
M.,  die  iudices  ordinarii  führten  ihren  Namen  von  der  dauernden  An- 
stellung als  missi.  Ich  weiß  nicht,  warum  er  zu  der  ganz  andern  Er- 
klärung bei  Ficker  III  29  ff.  nicht  Stellung  nimmt.  —  8)  S.  205.  — 
•)  So  M.  S.  209  ff.  —  ')  Man  kann  kaum  mit  dem  Vf.  S.  208»)  sein 
Bestehen  aus  Roth.  21.  41.  42  schließen.  Lib.  Pap.  Roth.  2  Exp.  steht  schon 
unter    fränkischem   Einfluß.   —    8)   K.  Voigt,   Königliche   Eigenklöster   im 
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zwischen  Schutz  und  Eigentum,  den  Voigt  betont,  ist  M.  anzuerkennen 
nicht  geneigt.1)  Einen  direkten  Zusammenhang  zwischen  der  Aufnahme 
in  den  Königsschutz  und  der  Bildung  neuer  (immunitätsartiger)  Hoch- 
gerichtsbezirke vermag  Ref.  nicht  anzuerkennen.  Die  bekannten  Geld- 
pönsätze  der  italienischen  Königsurkunden,  die  schon  Ficker  als  eine 
italienische  Besonderheit  erkannte,  sucht  M.  auf  römische  Grund- 
lagen zurückzuführen.2)  Bemerkenswert  sind  endlich  noch  die  auf- 
klärenden Bemerkungen  über  das  Verhältnis  von  Königsgericht  und 
Grafengericht  zum  gerichtlichen  Zweikampf.8) 

Auf  die  Erörterung  der  Zentralgewalten  folgen  die  richtenden 
und  verwaltenden  Funktionen  der  Provinzial-  und  Lokalbehör- 
den*), Dinge,  die  für  die  Auffassung  jedes  Staates  durchaus  das  ent- 
scheidende sind.  Zunächst  wendet  sich  M.  dem  Problem :  Urteiler  und 
Richter  zu.5)  Auch  hier  bemüht  er  sich  um  eine  Umstoßung  d  er  R  e- 
sultate  Fickers,  ohne  daß  dessen  überaus  besonnene  und  auf  voll- 
kommenster Erwägung  jedes  Einzelfalles  beruhende  Erwägungen  ganz 
erfaßt  wären.  Während  zwar  Ficker  davon  ausging,  daß  die  lango- 
bardische  Gesetzgebung  nur  ein  Einzelrichtertum  erkennen  lasse,  die 
Gerichtsurkunden  der  Könige  und  der  großen  Herzoge  von  einer  Mehr- 
zahl von  Richtern  sprechen,  legte  er  das  Hauptgewicht  darauf,  daß  im 
langobardischen  Rechtsbereich  die  Unterscheidung  von  Richtern  und 
Urteilen  fehlt,  mögen  nun  Richter  mehrere  oder  nur  ein  einzelner 
sein.  M.  wendet  sich  zunächst  in  der  Frage  des  Einzelrichtertumes 
gegen  F.,  ohne  aber  von  dieser  die  andere  nach  dem  Unterschied  zwi- 
schen Richtern  und  Urteilern  zu  trennen.  So  verfehlt  diese  ganze 
Beweisführung  (S.  232  ff.)  das  rechte  Ziel.  Im  einzelnen  vermag  Ref. 
den  Satz  Fickers,  daß  im  Edikt  nur  der  Einzelrichter  vorkommt,  durch 
die  weitläufigen  Ausführungen  M.s  nicht  für  widerlegt  zu  halten.  Der 
S.  237  10)  ausgesprochene  Satz,  daß  das,  was  die  frühen  langobardischen 
Quellen  bieten,  in  keiner  Weise  von  dem  allgemeinen  germanischen 
Schema  der  Urteilsfindung  abweicht,  ist  insofern  unbewiesen,  als  ja  der 
Unterschied  zwischen  Richten  und  Urteilen  bei  M.  gar  nicht  beachtet 
ist.  Nur  so  viel  mag  richtig  sein,  daß  das  Urteilen  m  ehrerer  Richter 
doch  nicht,  nur  im  Königs-  oder  Herzogsgericht,  sondern  auch  in  dem 
des  Gastalden  und  Grafen  vorkommt.    Für  die  Beurteilung  der  Tätig- 


Langobardenreiche  S.  68  ff.  —  Die  früher  vielfach  unrichtig  interpretierten 
Stellen  des  Ediktes  über  die  canones  regales  interpretiert  M.  S.  209  richtig 
als  Fälle,  in  denen  ein  königliches  Interesse  verletzt  ist;  Voigt  S.  92 f. 
genauer  als  Prozeß,  in  dem  der  Fiskus  als  Partei  Buße  verlangt.  Die 
Interpretation  von  Aistulf  S.  17  richtiger  als  bei  M.  S.  210,  bei  Voigt  S.  93  ff. 
—  Voigt  S.  101  ff.  und  M.  S.  211  stimmen  weiter  darin  überein,  daß  der 
Königsschutz  an  sich  noch  keinen  unmittelbaren  Gerichtsstand  vor  dem 
König  verleiht.  Daß  das  unter  fränkischer  Herrschaft  anders  geworden 
ist,    ist    doch    nicht    ohne    weiteres   klar.     Vgl.  Brunner,   K.  G.  II  140. 

!)  S.  215.  —  2)  S.  217  ff.  —  3)  S.  227  106).  Es  handelt  sich  um  die  Frage, 
inwieweit  der  Kampf  nur  im  Gericht  des  Königs  oder  missus  stattfinden 
konnte.  —  *)  §  41 — 46.  —  s)  §  41.  Die  provinzialen  Versammlungen  und 
Urteilfinder. 
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keit  einer  Mehrheit  von  Teilnehmern,  sagen  wir:  eines  populären  Ele- 
mentes im  Gegensatz  zu  den  Richtern  in  italienischen  Gerichten  hätten 
die  Untersuchungen  Heinemanns  x)  herangezogen  werden  sollen. 

Einen  gewissen  Wert  kann  dagegen  eine  andere  Beobachtung  be- 
anspruchen: „Der  Rechtsfindung  durch  einen  Ausschuß,  der  aus  Pflich- 
tigen und  Notabein  von  Fall  zu  Fall  gebildet  wird,  steht  eine  andere 
Form  gegenüber,  bei  welcher  eine  Dreizahl  oder  Zweizahl  von  iudices 
oder  ein  einzelner  iudex  für  sich  allein  richtet."  2)  Es  ergebe  sich  da 
nämlich,  daß  dann  der  Graf,  Stadtherr  oder  dessen  Beauftragter  nicht 
präsidiere.  Damit  wäre  allerdings  ein  Kriterium  für  die 
italienische  Gerichtsverfassung  aufgestellt,  das  zu  den 
weitesten  Ergebnissen  führen  kann,  falls  es  sich  als  wirk- 
lich allgemein  zutreffend  erweist.  Indem  der  Verfasser  dann 
244  ff.  dies  Kriterium  auszunutzen  sucht,  kommt  er  zu  der  Anschauung, 
daß  die  römische  Masse  der  Stadtbevölkerung  dem  Einzel- 
richter (resp.  einer  Zwei-  oder  Dreizahl  von  Richtern)  unterstehe;  der 
Adel  aber  (hier  sind  im  wesentlichen  die  germanischen  Eroberer  ge- 
meint) dem  Grafen,. der  mit  einer  Mehrzahl  von  Leuten  richte.  Es 
würden  dann  die  iudices  civitatis  von  vornherein  nicht  nur  Beisitzer 
und  Vertreter  des  Grafen,  sondern  Inhaber  einer  eigenen  Gerichts- 
barkeit gewesen  sein.  Von  der  unmöglichen  Beweisführung  abgesehen, 
könnte  der  Satz  einiges  Richtige  enthalten.  So  wie  er  dasteht,  setzt 
er  die  unannehmbaren  Anschauungen  des  Verfassers  über  die  Rolle 
des  Römertums  in  der  Stadtverfassung  voraus. 

Was  dann  über  die  placita  generalia  (legitima)  gesagt  wird, 
leidet  an  dem  Grundfehler,  daß  die  gesamte  Blutgerichtsbarkeit  auf  sie 
verlegt  wird.  Man  denke  einmal  über  die  Möglichkeit  nach!  Was 
soll  man  dazu  sagen,  wenn  unter  den  Belegen  eine  Urkunde  erscheint, 
die  das  genaue  Gegenteil  besagt?8)  Nun  gar  die  Entstehung  des 
Comune  mit  den  placita  generalia  in  Zusammenhang  zu  bringen*), 
ist  ein  Gedanke,  den  der  Verfasser  fallen  lassen  wird,  wenn  er  den 
eigentlichen  Knoten  dieses  Problems  betrachtet:  Das  Comune  schließt 
sich  räumlich  eben  nicht  an  den  Komitat  an  und  bedeutet  gerade 
die  endgültige  Zersprengung  der  antiken  Einteilung  in  civitates. 

Das  Verhältnis  der  beiden  wichtigsten  langobardischen  Be- 
amtengattungen,  des  dux  und  des  Gastalden5),  wird  im  großen 
und  ganzen  so  aufgefaßt,  wie  es  seinerzeit  Pabst  tat.  Auf  die  Er- 
örterungen bei  Halban6)  ist  keine  Rücksicht  genommen.  So  hat  sich 
M.  die  wertvolle  Bemerkung  H.s  entgehen  lassen,  daß  der  Gastald  eine 
Zeitlang  von  den  öffentlich-rechtlichen  Beamten  zu  unterscheiden  ist. 
Gegen  Halban  möchte  ich  dem  Verfasser  zustimmen,  wenn  er  einen 


v)  Lothar  v.  Heinemann,  Zur  Entstehung  der  Stadtverfassung  in 
Italien  (Leipzig  1896),  namentlich  S.  24.  —  »)  S.  243.  —  «j  S.  253*"): 
Tria  vero  placita  videlicet  homicidii,  periurii  et  adulterii  omni  tempore 
tenere  debemus.  —  *)  S.  255f.  —  6)  §  42.  Dax  und  gastaidio.  — 
•)  II 154  ff. 
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Zusammenhang  des  langobardischen  Dukates  mit  dem  Volksherzogtum 
leugnet.  Sehr  mit  Unrecht  lehnt  M.  das  Vorhandensein  solcher 
Gastalden  ab,  die  überhaupt  keinen  dux  neben  oder  über  sich  hatten  und 
über  eine  ganze  civitas  geboten:  Ref.  möchte  den  Eindruck  aus- 
sprechen, daß  das  Verhältnis  zwischen  dux  und  Gastald  ebenso  ein 
unerledigtes  Problem  ist  wie  etwa  das  Verhältnis  von  Graf  und 
Schultheiß  im  Sachsenspiegel.  Es  wird  im  allgemeinen  angenommen, 
daß  der  Gastald  eine  ganze  civitas  zum  Amtsbezirk  hatte  auch  dann, 
wenn  ein  dux  vorhanden  war.  Eben  das  scheint  dem  Ref.  unbewiesen. 
Nichts  weist  darauf  hin,  daß  es  einen  Gastalden  für  die  ganze  civitas 
auch  dann  gab,  wenn  gleichzeitig  ein  dux  fungierte. 

Die  Anschauungen  M.s  über  die  Grafschaft1)  entsprechen  im 
wesentlichen  den  herrschenden.  Der  comes  tritt  an  Stelle  des  älteren 
langobardischen  Vorstehers  des  Stadtbezirkes,  mag  es  nun  ein  dux  oder 
ein  Gastald  gewesen  sein.  Vielfach  tritt  die  neue  Bezeichnung  comes 
erst  allmählich  an  die  Stelle  von  dux.  Freilich  finden  sich  in  frän- 
kisch-deutscher Zeit  Fälle,  in  denen  Teile  älterer  Dukatsgebiete  (civi- 
tates)  eine  besondere  Grafschaft  bilden.  JM.  führt  sie  auf  die 
(angebliche)  Unterordnung  langobardischer  comites  unter  die 
duces2)  zurück.3)  Da  aber  sämtliche  Beispiele  der  Nordgrenze  an- 
gehören, wird  man  eher  an  eine  Einwirkung  der  deutschen  Art, 
Grafschaften  zu  zerteilen,  denken  müssen.  M.  hätte  überhaupt  bei 
der  Besprechung  der  Grafschaften  die  Möglichkeit  in  Betracht  ziehen 
müssen,  daß  wie  in  Deutschland  zahlreiche  Neugrafschaften  ent- 
standen sein  können,  die  nicht  aus  einfacher  Familienteilung  erklärt 
zu  werden  brauchen.*)  Sind  doch  auch  die  S.  311  ff.  besprochenen 
Stadtgrafschaften  der  Bischöfe  solche  Neugrafschaften. 

Ganz  wirr  sind  die  Angaben  über  das  Verhältnis  von  Graf  und 
Domänenverwaltung.  Die  Aufsaugung  der  Grafschaften  durch 
die  großen  Kommunen  ist  für  M.  ein  Sieg  der  antiken  Stadtrepublik 
über  germanisches  Herrentum,  die  Verleihungen  von  Grafschaftsrechten 
an  Bischöfe  Symptom,  nicht  etwa  Ursach  edieses  Vorgangs:  das  sind  all- 
gemeine. Theorien,  die  mit  der  Grundanschauung  des  Buches  zusammen- 
hängen.8) 

Ebenfalls  Widerspruch  gegen  herrschende  Meinungen  erheben 
291  ff.  M.s  Ausführungen  über  die  italienischen  Markgrafen.  Seit 
Ficker  und  erst  recht  seit  Breßlau  und  Hofmeister8)  schien  es  fest- 
zustehen, daß  wir  echte  Markgrafschaften  und  jüngere  oder  unechte 
zu  unterscheiden  haben.   Echte  Markgrafsch'aften,  die  eine  Mittelgewalt 

*)  §  48.  Comes  und  marchio.  —  2)  Über  langobardische  comites 
und  ihre  rein  militärischen  Funktionen:  S.  266.  —  s)  S.  288  Anm.  17.  — 
4)  Es  sind  etwa  die  „conti  rurali"  Muratoris,  auf  die  später  auch  Breßlau 
in  den  Exkursen  zu  den  Jahrbüchern  Konrads  II.  Bd.  1  hingewiesen  hat 
—  R)  S.  290 ")  wird  der  comes -Titel  für  einen  südlango bardischen  refe- 
rendarius  nachgewiesen  (983):  Dann  ist  doch  so  und  nicht  als  höchster 
Beamter  der  civitas  zu  erklären  ein  1024  erwähnter  comes  et  tabellio  von 
Narni  S.  119  *8).  —  6)  Markgrafen  und  Markgrafschaften  im  italischen 
Königreich  (774-962).    MIÖG.  Suppl.  VII. 
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zwischen  Königtum  und  Grafschaft  bildeten,  wären  danach  Toscana, 
Spoleto,  Fiiaul-Verona  und  vielleicht  Ivrea.1)  Die  übrigen,  nämlich  die 
Markgrafschaften  großer  oberitalienischer  Geschlechter  wie  der  Alera- 
miden  und  der  Canossa  wären  bloße  Häufungen  von  Grafschaften  in  einer 
Hand,  die  Bezeichnung  ihrer  Inhaber  als  marchio  bloßer  Titel.1)  M. 
sucht  diesen  fundamentalen  Unterschied  zu  verwischen.  Er  betrachtet 
auch  diese  Markgrafschaften  als  Mittelgewalt,  setzt  sie  den  alten  gleich 
und  verknüpft  sie  mit  den  866  —  zu  einem  vorübergehenden  Zwecke 
eingerichteten  —  Missatsprengeln.8)  So  sind  ihm  die  Markgrafen  Grafen 
mit  dauerndem  missaticum ;  ihre  Gebiete  füllen  ganz  Reichsitalien  mit 
Ausnahme  der  Roinagna  aus.4)  M.  erreicht  dies  Ergebnis  durch  seine 
bekannte  Art  der  Kombination.  Was  andere  vor  ihm  über  die  Be- 
deutung der  Bezeichnung  marchio,  was  Hofmeister  über  die  all- 
mähliche Entstehung  des  tuszischen  Herzogtum  es  (Markgrafschaft) 
ausgeführt  hatten,  hat  er  wenig  beachtet.  Für  ihn  steht  der  Begriff 
von  vornherein  fest.5)  Es  würde  sich  erübrigen,  auf  M.s  Konstruktion 
nochmals  einzugehen,  —  denn  die  Gegenansicht  verdient  durch  ihre 
unendlich  sorgsamere  Fundierung  an  sich  den  Verzug  —  wenn  er  nicht 
doch  den  Versuch  machte,  alle  vorkommenden  Markgrafschaften  in 
genauer  Einzelerörterung  als  einheitliches  Rechtsinstitut  zu  er- 
weisen. Ein  durchschlagendes  Argument  der  Gegenansicht  war  gewesen, 
daß  in  den  unechten  Marken  nur  Vizegrafen,  keine  Grafen  neben 
der  herrschenden  Familie  erscheinen.  Außer  dem  bereits  froher  er- 
ledigten Material«)  bringt  der  Vf.  DHU 303  (von  1004)  bei:  In  der 
Tat  bietet  die  Urkunde,  deren  Echtheit  früher  von  Breßlau  bezweifelt 
war,  jetzt  zugegeben  ist,  den  scheinbar  vollgültigen  Beweis  für  das 
gleichzeitige  Nebeneinander  von  marchio  und  comes  in  Savona.  Aber 
gerade  hier  bewährt  sich  ein  allzuoft,  auch  bei  der  Benutzung  von 
Kaiserurkunden  vergessener  methodischer  Grundsatz:  Die  verfassungs- 
geschichtliche Beweiskraft  richtet  sich  nach  der  Wertung 
des  Diktates.  Denn  weun  es  da  heißt:  neque  aliqua  superimposita 
a  marchionibus  vel  a  suis  comitibus7)  vel  vicecomitibus 
predictis  hominibus  fiat,  so  ist  da  eine  allgemeine  Formel  der  Beamten- 
aufzählung, die  sehr  oft  in  der  corroboratio  begegnet8),  in  die  dispositio 
ohne  Berücksichtigung  der  besonderen  Lage  schematisch  übernommen. 
Das  Diktat'  des  Stückes  erweist  sich  auch  sonst  als  in  hohem  Grade 
unsicher.  So  fällt  diese  Stütze.  Die  Aufstellung  M.s,  daß  nur  marchi- 
ones,  nicht  auch  comites  den  Königsbann  verhängen  können  *),  vermag 


')  Auch  sie  wird  von    Hofmeister  S.  260   zu   den   unechten  gezählt. 

—  «)  Etwas  anders  Hofmeister  S.  258.  —  8)  M.  S.  298.  —  *)  8.  307.  — 
6)  Seine  Theorie  hat  eine  gewisse  Verwandtschaft  mit  der  Theorie  Baudis. 

—  •)  Das  gilt  namentlich  von  der  S.  293 81).  304")  doch  wieder  be- 
nutzten Urkunde  von  1031.  —  T)  suis  geht  auf  die  Leute  von  Savona, 
nicht  auf  die  marchiones.  —  8)  Das  Stück  selbst  hat:  dux,  marchio,  episco- 
pus,  comes,  vicecomes,  gastaldio,  venator;  n.  306:  marchio,  comes,  vice- 
comes.  —  8)  S.  302-306. 
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Keferent  nicht  aus  weiterer  Materialkenntnis  zu  kontrollieren.  Ein 
Problem  liegt  da  jedenfalls  *),  aber  die  Richtigkeit  der  Angabe  voraus- 
gesetzt2), so  ist  darin  doch  nur  eine  Verwandtschaft  zwischen  echten 
und  unechten  Markgrafen  gegeben  und  für  die  Gesamtkonstruktion 
M.s  nichts  gewonnen. 

§  44  und  45  handeln  von  den  lokalenBeamten,  zunächst  vom 
gastaldus  civitatis  und  vicecomes.  Ganz  richtig  wird  hervor- 
gehoben, daß  unsere  Zeugnisse  diese  beiden  Beamten  sehr  oft  an  der 
Spitze  der  Städte  erwähnen,  ferner  daß  Gastald  und  vicecomes  zwar 
häufig  gleichgesetzt  werden,  nicht  selten  aber  auch  nebeneinander 
begegnen,  sich  also  nicht  immer  ausschließen.  Es  hätte  für  M.,  der 
sich  sonst  nicht  so  leicht  eine  Analogie  entgehen  läßt,  nahe  gelegen, 
auf  das  Nebeneinander  mehrerer  stadtherrlicher  Beamten  in 
Deutschland,  Vogt,  Schultheiß,  Burggraf  hinzuweisen:  auch  die 
italienischen  Gastalden  und  Vizegrafen  haben  mit  den  Gewerbebännen 
zu  tun.  Die  Stellung  der  vicecomites  präzisiert  M.  dahin,  daß  sie  (in 
der  Regel)  für  die  ganze  Grafschaft  fungieren,  nicht  nur  für 
Unterbezirke.8)  Insofern  sie  also  Gastalden  gleichstehen,  wären 
darunter  solche  G.  zu  verstehen,  die  eine  ganze  civitas-comitatus 
unter  sich  hatten.  Dagegen  sind  Gastalden  häufig  nur  mit  Unter- 
abteilungen von  Grafschaften  befaßt.*)  Ganz  richtig  ist  bemerkt,  daß 
sie  in  Apulien  vielfach  die  Stellung  der  Grafen  in  Reichsitalien 
einnehmen,  weil  die  karolingische  Organisation  da  nicht  hindrang. 
Auch   die  Gastalden  der  späteren  Zeit  sind   an   der  Rechtsprechung 

—  wie  die  langobardischen  —  beteiligt.8)  Was  man  an  diesen  Aus- 
einandersetzungen vermißt,  ist  eine  Fragestellung:  Inwiefern  gibt  es 
Gastalden  (oder  auch  vicecomites),  deren  Amtsbereich  auf  die  Stadt 
im  engeren  Sinne  beschränkt  ist,  mit  anderen  Worten  seit  wann 
erscheint  dieSiedelungseinheit  auch  als  ein  Bezirk  des  öffent- 
lichen Rechtes? 

Überraschendes  bietet  §  45:  der  spätrömische  locopositus  als  Vor- 
steher der  civitas  hat  sich  in  longobardischer  und  fränkischer  Zeit  ge- 
halten. Der  spätere  podestä  ist  nur  ein  anderer  Name  für 
denselben  Beamten,  ebenso  wie  etwa  der  rector  von  Benevent 
oder  ein  angeblicher  Einzeliudex8)  oder  der  vicarius  civitatis  in 
Verona.7)  Wie  steht  es  zunächst  mit  dem  locopositus  (lociservator) 
im   langobardisch-fränkischen   Reich?    Zunächst   hat  M.  damit   recht, 

1)  Man  denke  an  den  Grafen  des  Sachsenspiegels!  —  *)  Ein 
groteskes  Mißverständnis  führt  S.  306  *5)  gar  dazu ,  so  etwas  wie  das 
Dingen   bei  eigener  Huld  auch  beim  italienischen  Markgrafen  anzunehmen. 

—  3)  S.  323;  im  Gegensatz  zu  Ficker.  —  4)  Nur  für  das  Herzogtum 
Spoleto    ist    dem    Vf.    eine    klare    Präzisierung    nicht    möglich.     S.  322  f. 

—  *)  S.  330  die  interessante  Feststellung ,  daß  in  Salerno  mit  dem  Ende 
des  10.  Jahrhunderts  die  Gastalden  nicht  mehr  als  iudices  erscheinen.  — 
8)  S.  341  ff.  ist  eine  böse  Verwirrung  angerichtet,  um  nachzuweisen,  daß 
es  besondere  Einzeliudices  an  der  Spitze  der  civitates  gab.  —  7)  S.  339. 
Dieser  Titel  wird  in  Verona  ein  einziges  Mal  erwähnt.  Es  ist  nicht  ein- 
zusehen, warum  das  nicht  ein  Synonym  etwa  für  den  Gastalden  sein  könnte. 
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daß  die  locopositi  keine  Beamten  für  eine  Unterabteilung  der  Graf- 
schaft oder  des  üukates  gewesen  sein  können.1)  Aber:  Als  technische 
Bezeichnung  für  einen  bestimmten  Beamten  gebrauchen  weder 
Paulus  noch  das  Edikt  das  Wort,  sondern  Paulus  im  allgemeinen  Sinn 
von  .Stellvertreter*  *)  und  sein  Vorkommen  im  Edikt  ist  durchaus  nicht 
über  allen  Zweifel  erhaben.3)  Wie  allgemein  das  Wort  gebraucht 
wird,  zeigt,  daß  in  Lucca  und  Pisa  auch  der  gerichtliche  Stellvertreter 
(der  advocatus)  von  Kirchen  so  heißt :  M.  freilich  hat  das  nicht  erkannt 
und  kommt  so  zu  einer  Mitwirkung  des  Bischofs  als  Träger  städtischer 
Autonomie  bei  der  Ernennung  des  Beamten.  Und  das  am  Ende  des 
8.  Jahrhunderts !  *)  So  sehe  ich  nicht  ein,  was  den  locopositus  eigent- 
lich vom  vicecomes  unterscheidet.  Damit  fällt  dann  der  Tragpfeiler 
der  ganzen  Konstruktion  und  natürlich  auch  die  Gleichsetzung  des 
Podesta  mit  der  potestas  spätrömischer  Quellen.  Über  das  Vorkommen 
des  Terminus  potestas  vor  den  ältesten  bezeugten  städtischen  potestates 
bringt  M.  interessante  Zusammenstellungen5),  aber  es  ist  ihm  entgangen, 
daß  dies  Traditionsgut  aus  der  römischen  Rechtssprache  die  öffent- 
liche Gewalt  allgemein,  nie  einen  besonderen  Beamten  bezeichnet. 
Die  Erörterung  des  Problemes  der  Stadtverfassung8)  nimmt 
M.  vom  Stadtterritorium  her  in  Angriff.7)  Hier  wird  eine  schärfere 
Fassung  der  Unterabteilungen  und  der  Siedelungseinheiten  des  Stadt- 
territoriums erstrebt.  Begriffe  wie  fundus,  locus,  villa,  finis,  plebs, 
castellum,  burgus  kommen  zur  Besprechung.  Natürlich  betont  M.  auch 
da  die  Fortdauer  römischer  Einrichtungen,  und  auch  ich  zweifle  nicht, 
daß  Reste  der  römischen  Unterbezirke  und  hier  und  da  auch  deren 
Beamte  sogar  bis  in  die  fränkische  Zeit  hinabreichen.8)  Eine  andere 
Frage  ist  es,  ob  diese  Reste  das  Gesamtbild  der  Verfassung  wesentlich 
bestimmen.  Eine  wirkliche  Erledigung  war  auf  so  knappem  Räume 
unmöglich.  Ich  möchte  aber  bemerken,  daß  man  nicht  nur  die  älteren 
römischen  und  die  jüngeren  germanischen  Bezirke,  sondern  auch  die 
Flurteilungseinheiten  und  die  Siedelungseinheiten  ausein- 
anderhalten   muß.     Die   Frage,   inwieweit  schon    im    Frühmittelalter 

1)  Wenn  die  spätere  Glosse  sie  =  sculdias  und  gastaldius  setzt,  so 
braucht  das  nicht  einfach  abgelehnt  zu  werden  (333*)):  Auch  im  fränki- 
schen Reich  glichen  sich  vicarius,  Schultheiß,  Centenar  einander  an.  — 
2)  Hist.  Lang.  VI  3.  Hier  Statthalter  des  dux  von  Friaul.  —  *)  Man  ver- 
gleiche: Liutpr.  81  vadat  ad  iudicem,  qui  in  loco  positus  est  (==  Orts- 
richter) und  96:  Si  quis  pro  causam  suam  aliquid  iudici  a'ut  ad  qualemcum- 
que  loco  positus  vel  fidelis  regis  dederit:  natürlich  ist  loco  von  positus  zu 
trennen  und  zu  gualemcumque  zu  ziehen.  —  *)  S.  334 — 336.  —  *)  S.  344  ff. 
—  •)  IV.  Buch ,  S.  431  ff.  —  T)  §  51.  Die  Stadt  und  ihre  Bezirke.  — 
8)  S.  562  f. :  Capitularii.  S.  568 :  roagistri  als  Vorsteher  von  vici.  M.  ist 
S.  571.  577  f.  sogar  der  Ansicht,  die  Organisation  des  italienischen  Dorfes 
sei  wesentlich  römisch.  Ich  neige  aber  der  Anschauung  zu,  daß  eine 
allmähliche  Verdrängung  der  römischen  Einrichtungen  durch  germanische 
stattgefunden  hat  und  gegen  Ende  des  9.  Jahrhunderts  zum  Abschluß 
gekommen  ist.  Auch  Leicht  betont  den  römischen  Charakter  der  ita- 
lienischen Landgemeinde  wieder  stärker.  Seine  Argumente  sind  erheblich 
eindrucksvoller  als  diejenigen  M.s. 
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Landgemeinden  vorhanden  waren,  inwieweit  sie  erst  spätere  Bil- 
dungen sind,  inwieweit  sie  der  späteren  Bezirkseinteilung  des  Stadt- 
gebietes zugrunde  liegen,  berührt  M.  kaum.1) 

Lehrreicher  ist  das,  was  440ff.  über  frühe  Erwähnungen  einer 
Einheit,  eines  Verbandes  der  Stadtbewohner — M. hätte  hin- 
zufügen sollen:  der  innerhalb  der  Mauern  wohnenden  —  berichtet  wird. 
Längst  ehe  das  Comune  sich  bildet,  ehe  die  Stadt  wieder  als  juristische 
Person  gedacht  wird,  um  900,  erscheint  der  populus,  die  Gesamtheit  der 
cives  als  Prozeßpartei,  erscheint  (mit  dem  Bischof  an  der  Spitze)  beteiligt 
am  Mauerbau.  Zwischen  den  römisch-byzantinischen  und  den  langobardi- 
schen  Teilen  scheint  nach  dieser  Richtung  kein  Unterschied  zu  bestehen. 
Die  Frage,  welches  nun  das  verbandbildende  Moment  war,  ob  da  das 
„ Gemeinland "  eine  Rolle  gespielt  hat2),  wirft  M.  nicht  auf:  Offenbar 
hat  ihn  seine  uns  bekannte  Lieblingstheorie  von  dieser  gewiß  nicht 
unfruchtbaren  Fragestellung  ferngehalten.  Wenn  er  das  Vorhanden- 
sein von  Organen  dieser  frühen  civitas,  einer  wirklichen  Stadt- 
verwaltung und  sogar  eines  städtischen  Strafrechtes  behauptet,  so 
sind  seine  Belege  sämtlich  hinfällig.8)  Damit  hängt  etwas  anderes 
zusammen:  M.  hat  die  Lage  des  wichtigen  Problemes:  Städti- 
sche Kommune  und  Grafschaftsbezirk  nicht  ganz  klar  er- 
faßt. Er  macht  nämlich  nirgends  den  Versuch,  den  Zeitpunkt,  in  dem 
die  Stadt  aus  dem  Grafschaftsgebiet  ausscheidet,  die  civitas  aus  einem 
Bezirk  zur  Stadtgemeinde  wird,  und  die  Momente,  die  diese  Scheidung 
bewirkt  haben,  näher  zu  bestimmen.  Im  Gegenteil:  Er  läßt  die  Con- 
tadopolitik  des  Comune,  die  allmähliche  Unterwerfung  des  flachen  Landes 
unter  die  neue  Stadtgemeinde  in  ihrer  umgestaltenden  Wirkung 
nicht  genügend  hervprtreten :  obwohl  er  diese  Ereignisse  sehr  wohl 
kennt*),  glaubt  er  doch  in  merkwürdigem  Widerspruch  dazu  eine 
Unterordnung  des  Landgebietes  unter  die  Kommunalorgane 
der  civitas  von  der  Römerzeit  her  zu  erkennen.6)  Für  ihn 
verschwindet  eben  der  Unterschied  zwischen  antiker  civitas  und  mittel- 
alterlicher Stadt.  Er  bemerkt  gar  nicht,  daß  später  die  durch  den 
Mauerring  begrenzte  Kommune  eine  Landesherrschaf  t  über  den  Ko- 
mitat ausübt  oder  oft  nur  anstrebt,  daß  aber  die  römische  Verfassung 
den  Gegensatz  zwischen  Stadt  und  Land  überhaupt  nicht  kennt.  An- 
gesichts dieses  Grundfehlers   der  Betrachtungsweise   erübrigt   es   sich, 


')  Trefflich,  wenn  auch  nicht  abschließend  behandelt  sind  diese  Fragen 
von  P.  S.  Leicht,  Studi  sopra  le  proprietä  nel  medio  evo.  2  Bde.  Verona  1903. 
1907.  —  2)  Zur  Lösung  dieser  Frage  bieten  die  ältesten  Städteprivilegien,  die 
M.  S.  442  N.  54  anführt,  einen  gewissen  Anhalt.  In  ihnen  spielt  nämlich 
die  Garantie  von  Gemeinwald  und  Gemeinweide  für  die  Gesamt- 
heit der  freien  Bewohner  einer  Stadt  eine  Hauptrolle. —  *)  Die  N.  43, 
44  gegebenen  Belege  sind  bereits  früher  besprochen.  In  N.  43  ist  der 
populus  die  Diözesangemeinde.  MG.  Capitularia  n.  95  §  15  ist  N.  47  falsch 
interpretiert.  Das  Richtige  ergibt  sich  aus  §  12  des  Capitulare.  —  *)  S.  565  f. 
•)  S.  549  f. 
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die  Beweisstücke  M.s  einzeln  zu  erörtern.1)  Daneben  steht  dann  wieder 
eine  so  richtige  Bemerkung  wie  die,  daß  in  Süditalien  das  Verhältnis 
des  Landgebietes  zur  Stadt  vielfach  ein  anderes  ist  als  im  Norden.2) 
Leider  ist  das  interessante  Problem  nur  angedeutet.  Ich  darf  hinzu- 
fügen, daß  sich  im  Süden  der  Begriff  der  civitas  als  eines  Verwaltungs- 
bezirkes mit  festen  Grenzen  hält.  Wenn  eine  „Stadt"  neugegründet 
wird,  erhält  sie  vor  allen  Dingen  Gebietsgrenze  n;  das  oft  sehr  weite 
Landgebiet  gehört  zu  ihr,  wird  nicht  von  ihr  beherrscht:  so  war 
es  zu  Anfang  des  11.  Jahrhunderts  bei  der  byzantinischen  Neugründung 
Troia8),  so  noch  unter  Friedrich  II.  bei  den  Neugründungen  von 
Augusta,  Altamura  und  Aquila.  Dann  ist  die  süditalienische  Ent- 
wickelung  dadurch  gekennzeichnet,  daß  die  castra  des  alten  Stadt- 
gebietes in  byzantinischer  Zeit  der  civitas  gleichwertig  werden  und 
eigene  Bischöfe  erhalten.*) 

Dem  Eindruck  des  Materials,  das  M.  über  die  Ortsgericbte8) 
zusammenträgt,  wird  man  sich  nicht  ganz  entziehen  können.  Mayer 
geht  da  von  der  ganz  richtigen  Beobachtung  aus,  daß  es  ein  auch  von 
Ficker  nicht  gelöstes  Problem  ist,  wenn  in  allen  Teilen  Italiens  später 
städtische  iudices  auftreten,  die  von  den  zugleich  verwaltenden  Einzel- 
beamten an  der  Spitze  der  Stadt  verschieden  sind.  Und  für  diese 
städtischen  iudices  nimmt  M.  außerdem  überall  ziemlich 
die  gleichen  Verhältnisse  in  Anspruch.  Er  findet  auf  Grund 
weitschichtiger  Zusammenstellungen,  daß  ihre  Zahl  im  wesentlichen 
überall  die  gleiche  ist6);  ihre  Kompetenz  sich  auf  Zivilprozesse  be- 
schränkte.7) So  scheint  es  auch  dem  Referenten  erwägenswert,  ob  man 
diese  allerdings  merkwürdig  einheitliche  Gestaltung  nicht  auf  irgend- 
eine spätrömische  Grundlage  zurückführen  muß8),  und  der  Vergleich 
der  italienischen  städtischen  iudices  mit  den  iudices  publici  der  lex 
Utinensis  (Curiensis)  ist  nicht  unangebracht9),  wie  ja  auch  schon 
Heinemann  die  Übereinstimmungen  der  dort  geschilderten  Zustände  mit 
den  in  den  italienischen  Städten  später  bezeugten  hervorhob.10)  Allerdings 
ist  hier  sowenig  wie  in  Istrien  und  Dalmatien  die  bestimmte  Ableitung 
aus  römischen  Viermännerkollegien  usw.14)  diskutabel.  Und  auch  die 
Behauptung,  daß  die  scabini  der  civitas  odei  die  iudices  identisch  mit 
den  scavini  Bomani  wären,  die  einmal  in  Turin  begegnen,  und  also  Richter 

*)  Wie  sorglos  M.  arbeitet,  zeigt  wieder  S.  550 8).  Da  wird  ge- 
sagt, MGDH.  II  278  (1014)  beziehe  sich  auf  alle  arimannf  des  Komitates 
Mantua.  Hätte  M.  auch  nur  die  Bemerkung  der  Herausgeber  gelesen,  so 
hätte  er  erfahren,  daß  die  Ausdehnung  auf  alle  arimanni  des  Komi- 
tates eine  Verfälschung  des  12.  Jahrhunderts  ist!  —  *)  S.  565.  — 
8)  Vgl.  Carabellese,  L'Apulia  ed  il  suo  comune  S.  142 ff.  —  •)  Auch 
das  ist  beachtet  von  Carabellese,  Einführung  zu  Band  III  des  Codice  Dipl. 
Barese  p.  VI.  —  8)  §52  S.  444 ff.  Besser  stünde:  Stadtgerichte.  Der  Para- 
graph bildet  vielfach  eine  Ergänzung  zu  §  39  und  41.  Die  Polemik  gegen 
Fickers  Ansichten  setzt  sich  hier  fort.  —  Dazu  jetzt  Hesse  1,  Bologna 
S.  350 ff.  —  •)  8.462 ff.  464ff.  —  7)  Nur  da  urteilen  sie  allein;  in  Kriminal- 
sachen ist  immer  der  auch  sonst  leitende  Beamte  der  Stadt  beteiligt.  — 
478.  502.  —  8)  S.  564.  —  •)  Anm.  287—291.  —  10)  Stadtverfassune  S.  42flL 
")S.505ff.  * 
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der  römischen  Masse  der  Bevölkerung  seien1),  hängt  allzusehr  mit 
sonstigen  unbegründeten  Ansichten  des  Vf.  zusammen ,  um  Glauben  zu 
finden.  Wenn  M.  die  späteren,  z.  T.  sehr  spezialisierten  Zivilgerichts- 
höfe der  kommunalen  Zeit  als  Weiterentwickelungen  und  Abspaltungen 
des  Institutes  der  älteren  iudices  betrachtet1)  und  zwar  auch  dann, 
wenn  sie  etwa  als  consules  iustitiae  oder  consules  de  placitis  be- 
zeichnet werden,  ihren  Zusammenhang  mit  den  eigentlichen  Konsuln 
leugnet,  das  Gericht  in  Zivilprozessen  ganz  vom  Konsulat  trennt,  so  ist 
hier  doch  nicht  alles  einfach  und  klar.  Ficker  sprach  über  die  consules 
ustitiae  die  entgegengesetzte  Ansicht  aus8);  und  in  der  Tat  setzt  das 
bei  M.  angenommene  Verhältnis  von  regierenden  Konsuln  und  iudices 
voraus,  daß  man  den  Übergang  zur  Unterscheidung  zwischen  Richter 
und  Urteilem*)  wenigstens  für  Mayers  Zivilgerichte  ablehnt.  Denn 
durch  diesen  Übergang  wurden  die  iudices  zu  bloßen  Urteilern  8),  Richter 
war  der  Stadtherr  oder  dessen  Beauftragter  und  in  dessen  Stellung 
rückten  die  Konsuln  ein,  die  dann  auch  oft  genug  als  Richter  in 
Zivilprozessen  vorkommen,  ehe  von  besonderen  consules  iustitiae  die 
Rede  ist.6) 

Auch  der  Bischof  fällt  für  M.  —  die  Spätantike  legt  diesen 
Gesichtspunkt  nahe  —  in  erster  Linie  in  dieGeschichte  der  Stadt- 
v  e  rfa8sung.7)  Die  kurzen  Erörterungen  über  das  Verhältnis  der  ita- 
lienischen Bischöfe  zu  Papst  und  Kaiser  gehören  streng  genommen  nicht 
hierher.  Es  ist  neuerdings  wiederholt  darauf  hingewiesen  worden,  was 
der  Bischof  oder  die  Bischofskirche  für  das  werdende  Comune  bedeuten, 
wie  sie  gewissermaßen  die  fehlende.juristische  Person  ersetzen.8) 
Es  kann  wohl  nicht  fraglich  sein,  daß  sich  diese  Stellung  des  Bischofs 
zur  kommunalen  Bewegung9)  aus  seiner  überragenden  Stellung  schon 
innerhalb  der  antiken  civitas10)  erklärt.  Man  wird  das  dem  Vf.  zu- 
geben dürfen.  Aber  etwas  anderes  ist  es,  ob  man  diesem  ganz  allge- 
meinen Gesichtspunkt  seine  Berechtigung  zugesteht  oder  ob  man  die 
einzelnen  späteren  Rechte  des  Bischofs  aus  antiken  Institutionen 
ableitet.11)  Daß  es  im  9.  Jahrhundert  eine  von  staatlicher  Verleihung 
unabhängige  weltliche  Gerichtsbarkeit  der  italienischen  Bischöfe  ge- 
geben habe,  kann  ich  dem  Vf.  nicht  zugeben18),  und  erst  recht  ist  deren 
Verknüpfung  mit  spätrömischen  Einrichtungen  abzulehnen;  denn  gleiches 
hat  es  ja  im  spätrömischen  Reich  gar  nicht  gegeben.  Schon  sehr  früh, 
um  900,  treten  Bischof  und  populus,  Bischof  und  cives,  gemein- 
sam handelnd  auf,  übernehmen  gemeinsam  staatliche  Funktionen,  aber 
darum  ist  doch  der  Bischof  nicht  Vertreter  des  Comune,  und  die 

*)  8.463.  —  2)  S.  477 ff.  —  Die  „consules  iustitiae"  sind  nach 
M.  echte  Richter,  auf  die  der  Name  consules  nur  übertragen  ist.  — 
*)  m  316  (§  584).  —  *)  Ficker  HI  §  540  ff.  —  8)  ib.  III  264.  — 
8)  IH  318  f.  —  7)  §  53.  —  8)  Pivano,  Stato  e  chiesa  S.  294  ff.  359  ff. 
Carabellese,  L'Apulia  ed  il  suo  comune  S.  176 ff.  (Bari).  Hessel,  Bo- 
logna S.  54.  —  8)  Beispiele:  Anm.  36—38.  —  10)  Beispiele:  Anm.  20—25.  — 
")  S.  522  f.  —  w)  In  den  Anm.  27  zitierten  Fällen  richtet  der  Bischof  mit 
anderen  Richtern  zusammen.  In  Anm.  28  handelt  es  sich  gerade  um  eine 
königliche  Verleihung  (für  Parma). 
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cives  oder  der  populus  sind  nicht  der  antike  Stadtverband  des  öffent- 
lichen Rechtes,  sondern  die  Einwohnerschaft,  der  man  nnn  auch  staat- 
liche Aufgaben  wie  den  Mauerbau  überträgt.  Die  Auffassung,  als  hätten 
sich  hinter  den  Privilegierungen  der  italienischen  Bistümer  Zugeständ- 
nisse verborgen,  die  das  Königtum  dem  heranwachsenden  Comune  machen 
mußte1),  erledigt  sich  durch  den  einfachen  Hinweis  auf  gleichartige 
Verhältoisse  in  Deutschland. 

Wenn  M.  so  immer  wieder  auf  das  Fortleben  spätrömischer  In- 
stitutionen zurückkommt,  so  verschließt  er  sich  doch  nicht  der  Einsicht, 
daß  das  italienische  Comune  noch  andere  Elemente  umschließt.  Man 
wird  es  als  Fortschritt  begrüßen  dürfen,  daß  M.  mit  großer  Bestimmt- 
heit auf  Grund  früherer  Erörterungen  die  Eigenschaft  des  populus  der 
Stadt,  der  dann  auch  comune  heißt,  als  eines  Schwurverbandes 
hervorhebt.2)  Dieser  Schwurverband  hat  strafrechtlichen  Charakter, 
rächt  Friedenaverletzungen.  Er  verfügt  dann  auch  über  Gemeinde- 
gut.8) Weniger  klar  sind  die  Vorstellungen  des  Vf.  darüber,  wie  dieser 
Verband  zustande  gekommen  ist,  wie  sich  die  Bildung  des  Begriffes 
Comune  vollzogen  hat.  Er  meint  zunächst,  es  wachse  da  der  Begriff  co- 
munis  =  antike  Stadtgemeinde  und  comunia  =  Gemeindegut  zusammen.*) 
Da  wird  also  wieder  das  Weiterbestehen  des  antiken  Stadtverbandes  vor- 
ausgesetzt. Vielmehr  scheint  der  Begriff  des  Comune  eine  sekun- 
däre Bildung  zu  sein:  Es.  gab  zunächst  eine  gemeinsame  Beratung, 
gemeinsameGüter  eines  gewissen  Personenkomplexes,  der  dann  nach- 
träglich als  die  Gemeinheit,  das  Comune  bezeichnet  wird8),  als 
sich  dieser  Personenkreis  zu  einem  Schwurverband  einigt.  Die  An- 
wendung der  Landgemeindetheorie  auch  auf  die  italienische  Stadtver- 
fassung muß  wenigstens  einmal  versucht  werden.  Daß  in  Norditalien 
das  fränkische  Vollgericht  das  einigende  Band  gebildet  habe e),  glaube  ich 
nicht.  Mayer  faßt  hier  das  Problem  nicht  scharf  genug  ins  Auge: 
Man  würde  dann  als  Resultat  eine  Gemeinde  aller  Grafschaftsbewohner, 
nicht  nur  der  Stadtbewohner  erwarten.  Wenn  1084  das  Volk  von 
Pavia  als  Richter  auftritt,  so  handelt  es  sich,  wie  Ficker  richtig  ge- 
sehen hat7),  um  ein  novum,  um  eine  Verdrängung  der  staatlichen  Ge- 
richte durch  die  Gemeinde,  nicht  um  eine  Fortsetzung  des  alten  Voll- 
gerichtes. So  wird  man  auch  kaum,  wie  das  S.  547  geschieht,  gerade  das 
fränkische  Vollgericht  dafür  verantwortlich  machen  können,  daß  die 
späteren  autonomen  Kommunen  auch  das  hohe  Gericht  üben. 

In  diesem  Zusammenhang  kommt  der  Vf.  auch  auf  das  vielbehan- 
delte, aber  noch  nicht  endgültig  gelöste  Problem  der  Entstehung 
des  Konsulates  der  Städte  zu  sprechen,  auch  hier  leider  ohne  die 
Kontroversen  der  Literatur  zu  berühren.  Durchaus  diskutabel  ist 
fraglos  die  Ansicht,  daß  das  Konsulat,  wie  es    am  Ende  des  11.  Jahr- 


*)  S.  525.  —  «)  S.  526  ff.  Abzulehnen  ist  S.  528  die  A  leitung  von 
arengus  aus  arena,  dem  Theater  als  Versammlungsort.  —  a)  S.  530.  — 
*)  S.  530.  —  8)  Vortrefflich  Lenel,  H.  Z.  104  S.  260ff.  —  •)  S.  581  f. 
7)  Bd.  IU,  Nachtrag  zu  §  584. 
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hunderte  auftritt,  kein  völlig  neues  Institut  darstellt,  daß  die  Consules 
ältere  Vorgänger  haben,  daß  hier  eher  nur  eine  Neuerung  des  Sprach- 
gebrauches vorliegt.1)  Von  ineheren  Seiten  sind  ja  die  Konsuln  aus  den 
boni  homines  der  älteren  Zeit  abgeleitet  worden.1)  Auch  mag  die  Wahl 
gerade  der  Bezeichnung  consules  mit  dem  Einfluß  der  aufblühenden 
Jurisprudenz  zusammenhängen.  Aber  nun  verknüpft  M.  die  Wahl  ge- 
rade dieses  Namens  nicht  mit  einer  Entlehnung  aus  den  Quellen  des 
römischen  Rechtes,  sondernmit  einem  in  Ra  venna  angeblich  schon 
längst  bestehenden,  dem  lombardischen  -wesensgleichen 
Konsulat,  das  den  t  romagnolischen  Juristen  vertraut  gewesen  sei. 
Da  nun  —  immer  nach  des  Vf.  Meinung  —  jenes  ravennatische  Kon- 
sulat eine  spätantike  Kommunalbehörde  gewesen  sei,  so  sei  auch  die  dem 
späteren  Konsulat  entprechende  ältere  Behörde  der  lombardischen  Städte 
der  Spätantike  entlehnt.  Man  sieht,  daß  dem  Vf.  bei  seiner  Grund- 
hypothese einer  römischen  Grundlage  der  italienischen  Stadtverfassung 
der  Gedanke  gar  nicht  kommt,  daß  das  lombardische  Institut  anderen 
Ursprungs  als  das  ravennatische  sein  und  nur  den  Namen  mit  ihm  gemein 
haben  könnte.  Ferner  aber  ist  der  Beweis,  daß  die  in  Ravenna  und 
an  vielen  Orten  des  römischen  Gebietes  nachweisbaren  consules 
wechselnde  Kommunalbeamte  seien,  nichte  gelungen.8)  So  wird 
man  auch  den  Hinweis  auf  einen  (antiken)  südgallischen  Sprachgebrauch, 
wonach  die  Stadtbehörde  als  consules  bezeichnet  wird,  als  beweisun- 
kräftig  ablehnen  müssen.*)  Nun  gar  die  Ableitung  des  städtischen 
Rates  aus  spätrömischen  Verhältnissen6)  scheint  mir  nicht  der  Er- 
örterung zu  bedürfen.  Der  aristokratische  Charakter  der  kommunalen 
consules  in  älterer  Zeit  ist  richtig  hervorgehoben.  — 

So  zerfällt  das,  was  M.  über  die  italienische  Stadtverfassung  zu 
sagen  hat,  in  eine  Reihe  von  Einzelbeobachtungen  auseinander.  Manche 
sind  von  erheblichem  Werte. 

Einen  Abschnitt  des  Buches  habe  ich  bis  dahin  ganz  übergangen; 
es  sind  die  70  der  Verfassung  des  normannisch-sizilischen 
Reiches  gewidmeten  Seiten.6)  Zum  ersten  Mal  wohl  wird  hk-r  die 
Verfassung  des  südlichen  Reiches  zwar  als  geschlossenes  Ganzes,  aber 
doch  als  ein  Stück  italienischer  Geschichte  in  ihren  Hauptzügen  unter- 
sucht.   Ich  halte  diese  Partien  für  die  gelungensten  des  Buches.   Auch 


*)  S.  542.  —  *)  Mit  Recht  lehnt  M.  die  Ableitung  des  Konsulates  aus 
Süditalien  ab.  —  *)  S.  532").  542.  Es  ist  zuzugeben,  daß  die  Verfassungs- 
verhältnisse Ravennas  seit  dem  9.  Jahrhundert  noch  der  Aufklarung  be- 
dürfen. Darum  hat  aber  M.  noch  kein  Recht,  die  Konsuln  von  Ravenna, 
Imola,  Comacchio,  Ferrara,  Traetto  herauszugreifen  und  sie  anders  zu 
erklären  als  die  Konsuln  in  Istrien,  von  denen  ausdrücklich  überliefert 
ist,  daß  eine  bloße  Titulatur  vorliegt.  Im  besonderen  ist  für  Ravenna  der 
Beweis  insofern  mangelhaft,  als  M.  die  als  Konsuln  erwähnten  Personen 
nicht  ohne  diesen  Titel  nachgewiesen  hat  Daß  hier  kein  jährlich 
wechselndes  Kommunalamt  vorliegt,  beweist  doch  Fantuzzi  I  n.  35  p.  155 : 
Ascherius  filius  quondam  Johannis  consulis.  Wenn  auch  nur  ein  ein- 
ziges Mal  diese  älteren  consules  als  leitende  Stadtbeamte  auftreten  wollten! 
—  •)  S.  537.  —  •)  S.  548 f.  —  •)  IH.  Hauptstück,  §  47—50,  S.  363—431 
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in  ihnen  macht  sich  zwar  die  quellenkritisch  allzn  summarische  Be- 
handlung des  Materiales  geltend,  aber  die  Lösung  der  Verfassungs- 
probleme dieses  Landes  drängt  sich  dem,  der  sie  nicht  isoliert,  sonderu 
in  stetem  Vergleich  mit  den  Einrichtungen  der  Araber,  Langobarden 
und  Byzentiner  einerseits,  der  Franzosen  und  Engländer  andererseits 
betrachtet,  mit  solcher  Deutlichkeit  auf,  daß  die  großen  Züge  im  all- 
gemeinen richtig  herauskommen  müssen.  M.  erfüllt  als  erster  diese 
Vorbedingungen,  und  ich  stehe  nicht  an,  seine  Darstellung  für  die  ein- 
dringendste zu  halten,  die  wir  bis  jetzt  haben,  wenn  sie  auch  weder 
die  umfassendste  noch  die  sorgfältigste  ist.  Hier  wiegt  in  der  Tat 
der  weite  Blick  des  Verfassers  seinen  Mangel  an  Sorgfalt 
bei  weitem  auf.1)  Er  tritt  mit  Gesichtspunkten  an  die  Quellen  des 
Südens  heran,  die  durchaus  original  und  höchst  fruchtbar  sind.  Keine 
unglückliche  Prämisse  trübt  in  diesem  Teile  seinen  Blick.  Natürlich 
kann  eine  abschließende  Behandlung  von  einem  ersten  und  sehr 
knapp  gehaltenen  Versuch  nicht  erwartet  werden.  Die  Punkte,  in 
denen  er  uns  gefördert  hat,  anzugeben,  ist  angenehmste  Pflicht  des 
Rezensenten. 

Es  war  zunächst  ein  glücklicher  Gedanke,  mit  den  Grafen  zu 
beginnen,  nicht  mit  dem  Königtum.  Die  Grafengewalt  ist  älter  als  die 
königliche  oder  herzogliche,  sie  war  schon  dem  südlichen  Langobarden 
bekannt  und  von  ihnen  übernehmen  die  ältesten  Normannen  die  Form 
ihrer  lokalen  Herrschaften.  Die  vielen  kleinen  Grafen  des  nördlichen 
und  östlichen  Festlandes  verdanken  ihre  Stellung  nicht  alle  der  Ver- 
leihung durch  einen  Herrscher  aus  dem  Hause  Hautville;  sie  sind 
zum  Teil  ursprünglich  unabhängig  und  ordnen  sich  erst  mit  der  Zeit 
unter.  Sehr  dankenswert  ist  der  Hinweis,  daß  in  den  Landschaften, 
die  von  vornherein  unter  einheitlicher  Führung  erobert  wurden,  Calabrien 
und  Sizilien  die  kleinen  Grafen  anfangs  fehlen:  Hier  gibt  es  nur  einen 
Großgrafen.  So  hat  M.  die  verfassungsgeschichtliche  Be- 
deutung des  Unterschiedes  zwischen  den  nordöstlichen 
und  den  südwestlichen  Landschaften  erfaßt.  Denn  aus  diesen 
Voraussetzungen  ergibt  sich,  daß  die  Herrschaft  des  Großgrafen  eine 
intensivere  sein  mußte  als  die  des  Herzogs  von  Apulien,  der  in  den 
vielen  Grafen  seines  Gebietes,  die  M.  treffend  mit  der  Landesherrschaft 
in  Deutschland  vergleicht,  eine  Schranke  fand.  Als  dann  die  beiden 
Teile  unter  der  Königsherrschaft  Rogers  vereinigs  waren,  kam  es  zu 
einer  allmählichen  Zurückdrängung  der  gräflichen  Landesherrschaft 
durch  die  allgemeine  des  Königs.  M.  hat  auch  diesen  Vorgang  be- 
merkt und  sagt  ganz  richtig,  daß  die  ehemalige  Landesherrschaft  der 
Grafen  auch  unter  Friedrich  IL  zu  erkennen  sei.  Nur  im  einzelnen 
mnß  ich  ihm  widersprechen:  Auch  das  hohe  Gericht  gehörte  zu  den 
Dingen,  die  das  Königtum  seit  den  70  er  Jahren  des  12.  Jahrhunderts 


*)  Das  tritt  sehr  deutlich  hervor,  wenn  man  einmal  die  ebenso  sorg- 
faltigen wie  unscharfen  Angaben  von  Chalandon,  Histoire  de  la  domination 
Normande  en  Italie  et  en  Sicile  II  492  ff.  damit  vergleicht 
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wenigstens  prinzipiell  den  Grafen  entwanden  hat.  Daß  nur  der  König 
die  blutige  Strafe  verhängen  kann,  war  sogar  eine  der  Grundpfeiler 
der  Reichsverfassung.  Nur  traf  man  mit  vielen  großen  Herren  einen 
Kompromiß:  Nicht  mehr  als  Pertinenz  der  Grafschaft  schlechthin  er- 
scheint das  Blutgericht,  sondern  als  Ausübung  eines  besonders  über- 
tragenen Justitiarates  innerhalb  der  Herrschaft.1)  Die  grundlegende 
Bedeutung  des  Institutes  des  Justitiarates  hat  M.  erkannt.  Seit  Gre- 
gorio  wird  hier  zum  ersten  Mal  das  normannische  Vorbild  des 
sizilischen  Justitiarates  aufgewiesen*);  der  Verfasser  ahnt  auch  den 
Zusammenhang  der  besonderen  Competenz  der  Justitiare  mit  der  Ge- 
richtsbarkeit über  Landfriedensbrüche,  ohne  dem  aber  im  einzelnen 
nachzugehen.*)  Die  ausschließliche  bohe  Kriminalgerichts- 
barkeit der  Justitiare  (als  unmittelbarer  Vertreter  der  Krone)  ist 
auch  von  M.  betont,  wenn  auch  ihr  Verhältnis  zur  Gerichtsbarkeit  der 
Grafen  nicht  völlig  getroffen  ist.  Diese  Gerichtsbarkeit  der  Justitiare 
steht  der  Hofgerichtsbarkeit  gleich,  und  man  kann  nur  für  den 
völlig  überzeugenden  Nachweis  danken,  daß  sich  erst  im  späten 
12.  Jahrhundert  das  Gericht  der  Provinzialjustitiare  und  das  Gericht 
des  Hofes  als  geschiedene  Instanzen  voneinander  absetzen,  etwa 
gleichzeitig  mit  ähnlichen  Vorgängen  in  England.4)  Nicht  einverstanden 
bin  ich  mit  dem,  was  M.  über  das  Verhältnis  der  Justitiare  zu  den 
städtischen,  juristischen  Richtern  sagt,  deren  Bedeutung  er  über- 
schätzt. Erstens  unterscheidet  er  für  das  13.  Jahrhundert  nicht  hin- 
länglich zwischen  Großhof richtern  und  Provinzial- Justitiaren.  Die 
ersteren  sind  damals  (abgesehen  vom  Präsidenten)  allerdings  Juristen, 
die  aus  den  Kreisen  der  städtischen  Richter  stammen,  aber  in  älterer 
Zeit  in  deren  Verwendung  im  Hofgericht  recht  selten.  Die  Provinzial- 
juristitiare  des  13.  Jahrhunderts  sind  noch  überwiegend  Adelige, 
und  vor  1174  ist  überhaupt  kein  Jurist  als  Provinzialjuristiar  nach- 
weisbar. Darum  kann  in  älterer  Zeit  von  entscheidender  Teilnahme 
städtischer  Richter  an  Justitiarat  und  Hofgericht  noch  nicht  gesprochen 
werden,  und  nicht  auf  diese  angebliche  Verwendung  im  Hofgericht, 
sondern  auf  die  Ernennung  durch,  den  Herrscher  bezieht  es  sich,  wenn 
die  städischen  Richter  gelegentlich  iudex  ducalis  oder  regalis  heißen.5) 
Auch  das  möchte  ich  nicht  unbedingt  zugeben,  daß  die  Justitiare 
nie  ah  Urteiler,  stets  nur  als  Richter  fungieren.8)  Viel  Gutes  enthält 
der  Abschnitt  über  die  Zentralverwaltung,  in  dem  auch  die  Di- 


1)  Mayer  8.  376  ff.  406  f.  Er  hat  hier  den  Gegensatz  zwischen  dem 
Gesetz,  das  die  Ausübung  des  Iustitiarates  durch  andere  als  durch  könig- 
liche Beamte  verbot,  und  dem  tatsächlichen  Zustand  und  seine  Lösung  durch 
ein  Kompromiß  nicht  bemerkt.  Ich  vermag  einen  Gegensatz  zwischen 
grundherrlicher  und  gräflicher  Hochgerichtsbarkeit  nicht  mit  Mayer 
S.  406  f.  einzusehen.  Vgl.  meine  Gesetzgebung  der  normannischen  Dynastie 
S.  171  ff.  —  *)  S.  399  f.  —  s)  S.  399 e).  407  1S).  —  *)  Über  das  siziliBche 
Justitiarat  äußert  sich  soeben,  Mayer  im  einzelnen  oft  widersprechend, 
Haskins,  Engl,  hist  rev.  XXVI  641  ff.  —  5)  S.  397  ff.  —  «)  Vgl.  Gattula 
Acc.  S.  254  f. 
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vane  (aexgezor)  erörtert  werden.1)  Es  scheint  mir  ein  richtiger  Ge- 
danke zugrunde  zu  liegen,  wenn  der  Verfasser  die  Zuständigkeit  der 
Di  vane  auf  Kalabrien  und  Sizilien  beschränkt:  Neuerdings  hat  in 
dieser  nicht  unwichtigen  Frage  Haskins  widersprochen  (Engl.  hist.  rev. 
XXVI  653).  Das  Material  bedarf  erneuter  Überprüfung.  Dabei  wird 
man  fragen  müssen,  ob  die  „quaterni  curiae",  die  es  für  alle  Provinzen 
gab,  alle  von  den  Beamten  des  Divan  geführt  wurden  und  wir  die 
eigentlichen  Divanhefte  von  andersartigen  urbarialen  Aufzeichnungen 
unterscheiden  müssen. 

Durchaus  richtig  ist  es,  daß  M.  von  Kalabrien  als  der  Urzelle 
des  normannisch-sizilischen  Staates  ausgeht.  Die  Normannen  über- 
nahmen zunächst  die  Provinzialbeamten  des  byzantinischen  Thema, 
daneben  traten  dann  die  arabischen  Behörden  der  Insel  und  endlich 
germanische  Hofämter,  von  denen  sich  der  Großkämmerer  des  Hofes 
sogar  über  die  Divane  schiebt.2)  So  ist  hier  alles  wohldurchdacht. 
Ein  Abschnitt  über  die  Lokalverwaltung  macht  den  Beschluß. 

Ich  habe  dem  Verfasser  gerade  in  den  Punkten  widersprechen 
müssen,  an  denen  vermutlich  sein  Herz  hängt.  Auch  seine  Methoden 
schienen  mir  nicht  immer  einwandfrei.  In  auffallenderem  Maße  als  in 
seiner  zehn  Jahre  älteren  Darstellung  der  deutschen  und  französischen 
Verfassung  hat  er  gegen  gewisse  Grundgebote  verstoßen.  Darum 
glaube  ich  auch  nicht,  daß  sich  seine  italienische  Verfassungsgeschichte 
das  Ansehen  erringen  wird,  das  sein  älteres  Werk  heute  besitzt.  Aber 
man  muß  bedenken,  daß  die  Zeit  für  eine  italienische  Verfassungs- 
geschichte überhaupt  noch  nicht  gekommen  ist.  Solange  wir  die  Ent- 
wicklung der  byzantinischen  Städte  des  Ostens  —  um  nur  eins  heraus- 
zugreifen —  nicht  kennen,  werden  wir  die  germanischen  und  die  rö- 
mischen Elemente  der  mittelalterlichen  Stadt  Italiens  nicht  erschöpfend 
sondern-  können.  M.s  Buch  ist  doch  ein  mutiges  Unternehmen,  und 
man  soll  seinen  Wert  nicht  nur  als  Materialsammlung,  sondern  auch 
in  vielen  Einzelpunkten  und  mehr  noch  als  eine  anregende  Leistung 
anerkennen.  Ich  wenigstens  muß  ein  Gefühl  des  Dankes  und  der  Achtung 
aussprechen. 

Göttingen.  Hans  Niese. 


1)  Ernste  Beachtung  verdienen  S.  386  die  Erwägungen,  ob  die  sizilisch- 
arab.  Divane  ihrerseits  byzantinisch  beeinflußt  sind.  —  Unrichtig  S.  384, 
daß  die  duhana  de  secretis  und  die  duhana  quaestorum  verschiedene  Be- 
hörden seien.  —  ')  Der  Logothet  ist  S.  382  richtig  als  ein  Beamter  erkannt, 
der  ursprünglich  nicht  zur  Kanzlei  gehört.  Ob  er  nun  aus  der  byzan- 
tinischen Provinziai Verwaltung,  wie  M.  S.  383  meint,  oder  der  byzan- 
tinischen Zentralverwaltung  entlehnt  ist,  möchte  ich  noch  nicht  entscheiden. 
Klar  wird  die  Funktion  des  Logotheten  erst  aus  Geizer,  Byzant.  Kultur- 
geschichte S.  48  ff. 
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Historische  Aufsätze  Karl  Zeumer  zum  sechszigsten  Ge- 
burtstage ^als  Festgabe  dargebracht  von  Schülern  und 
Freunden.  Weimar,  Böhlaus  Nachfolger,  1910.  650  Seiten. 
Lex.-  Oktav. 

Einunddreißig  Aufsätze  sind  in  dem  stattlichen  Bande  vereinigt, 
den  die  Böhlausche  Verlagsbuchhandlung  mit  gewohntem  Verständnis 
für  die  Bedeutung  historischer  Arbeit  vortrefflich  ausgestattet  hat,  und 
dessen  mühevolle  Redaktion  in  den  Händen  Mario  Krammers  lag.  Wie 
bei  der  wissenschaftlichen  Stellung  Karl  Zeumers  ganz  natürlich  ist, 
gehört  die  überwiegende  Zahl  der  Beiträge  verfassungsgeschichtlicher 
Betrachtung  an,  das  konstruktive  Element  tritt  zurück,  die  sorgfältige 
Art  der  Waitzschen  Schule  und  die  Vielseitigkeit  von  Zeumers  quellen- 
kritischen und  verfassungsgeschichtlichen  Interessen  spiegelt  sich  dagegen 
an  vielen  Stellen  des  Gesamtwerks. 

Versucht  man  die  bunt  durcheinander  gewürfelten  Arbeiten  einiger- 
maßen nach  Zeitfolge  und  Gegenstand  zu  ordnen,  so  stößt  man  zunächst 
auf  zwei  Betrachtungen  über  angelsächsisches  Recht. 

Karl  Liebermann  bringt  —  gestützt  auf  seine  meisterhafte 
Ausgabe  der  angelsächsischen  Gesetze  —  eine  sehr  komplizierte  Unter- 
suchung über  die  Eideshufen  der  Angelsachsen  (S.  1—8).  So- 
wohl die  Angeln  wie  die  Sachsen  berechneten  zu  einer  Zeit,  als  sie 
sich  gegenseitig  kaum  beeinflussen  konnten,  Wert  und  Schwere  der 
Eide  nach  Hufen,  wobei  der  einzelne  je  nach  seinem  Stande  auf  eine 
bestimmte  Anzahl  Hufen  eingeschätzt  wird  und  eine  Hufe  immer  einem 
Schilling  der  Eidesschwere  entsprieht.  Die  Gleichung:  1  Hufe=  1  Schil- 
ling führt  Liebermann  vermutungsweise  auf  die  Höhe  eines  Bodenzinses 
oder  eine  Grundsteuer  zurück.  Während  der  Mönch  für  30,  der  Diakon 
für  60,  der  Priester  für  120  Hufen  schwört  —  bei  Prozessen  um  Grund- 
besitz schwört  über  eine  Hufe  ein  Priester  bzw.  zwei  Diakonen  bzw. 
3  Mönche  — ,  ermittelt  Liebermann  für  den  Gemeinfreien  den  Eideswert 
von  5  Hufen  und,  wenn  er  „  Abendmahlsgänger "  huslgenga  ist,  d.  h.  zum 
Abendmahl  zugelassen  war,  von  10  Hufen.  Die  Abendmahlsgängerschaft 
bestimmt  allein  der  Pfarrer,  ein  merkwürdiger  Beleg  für  den  über- 
raschend schnell'  angewachsenen  Einfluß  der  Kirche.  Die  Hufenzahl 
entsprach  dabei  nicht  etwa  dem  jeweiligen  Besitze  des  Schwörenden; 
dieser  war  beim  Gemeinfreien  damals  in  der  Regel  nur  1  Hufe,  oft  nur 
eine  halbe.  Es  handelt  sich  vielmehr  wohl  um  eine  Maximalzahl,  die  zur 
Normal  zahl  geworden  ist.  Eine  volle  Lösung  der  Rätsel  wird  kaum 
möglich  sein,  die  Rechtssätze  aber  sind  durch  Liebermann  festgestellt, 
der  sich  von  Vermutungen  zurückhält.  Vielleicht  wird  man  aber 
den  unifizierenden  Einfluß  der  einheitlichen  Kirche  gegenüber  den 
getrennten  Stammesgruppen  aus  diesen  merkwürdigen  Rechtssätzen 
ohne  weiteres  herauslesen  dürfen,  wie  andererseits  die  Einschränkung 
der  Eidessumme  auf  je  einen  Schilling  pro  Hufe  und  schließlich  auf 
den  festen  Satz  von  10  Hufen  —  an  Stelle  des  vermutlichen  ursprüng- 
lichen  Eideswertes    einer   wirklichen   Hufe   für   den  Gemeinfreien  — 


Literatur.  42 1 

sehr  im  Interesse  der  Kirche  liegen  mußte,  wenn  sie  ihren  Priester 
für  120  Schillinge  schwören  lassen  wollte. 

Max  Rintelen  behandelt,  einer  Anregung  Brunners  folgend, 
die  Urteilsfindung  im  angelsächsischen  Recht  (S.  558 — 577). 
Er  macht  es  wahrscheinlich,  daß  nach  der  angelsächsischen  Gesetz- 
gebung zunächst  der  Gerichtsvogt  (gerefa)  das  Urteil  fand  und  daß  erst 
allmählich  für  diejenigen  —  sämtlich  jüngeren  —  Fälle,  in  denen  dem 
Ermessen  der  Urteiler  eine  gewisse  Freiheit  gewährt  wird,  namentlich 
bei  gesetzlich  nicht  fixierter  Buße  dem  Urteilerkollegium,  den  Witan, 
die  Findung  des  Urteils  zustent.  Ein  solches  Urteilerkollegium  findet 
sich  aber  als  festumgrenztes  zunächst  nur  in  den  dänischen  Gebieten 
und  Grenzdistrikten  bezeugt,  was  auf  nordische  Beeinflussungen  des 
Rechts  schließen  läßt.  Die  Stellung  des  Umstandes,  der  Gesamt- 
gemeinde ist  nicht  völlig  aufzuklären;  doch  ist  ein  Vollwort  sowohl 
gegenüber  den  vom  Richter  wie  gegenüber  den  vom  Urteilerkollegium 
gefundenen  Urteilen  so  gut  wie  sicher.  Die  angelsächsischen  Quellen 
passen  sich  unter  Berücksichtigung  der  Rintelenschen  Erklärungen  gut 
in  eine  Gesamtentwickelung  ein,  welche  vom  Urteil  der  Gerichts- 
gemeinde mit  Urteilsvorschlag  des  Gerichtshalters  zum  Urteilsvorschlag 
eines  Ausschusses  fortschreitet  und  andererseits  das  Vollwort  der  Ge- 
meinde allmählich  stillschweigend  erteilen  läßt,  bis  es  ganz  fortfällt 
—  dabei  differieren  die  Übergangsstadien  örtlich  und  zeitlich,  das  Recht 
durchläuft  auch  nicht  immer  dieselben  Stufen,  und  die  Entwicklung 
bleibt  an  verschiedenen  Punkten  in  den  verschiedenen  Gebieten  stehen. 

Zum  fränkischen  Recht  führt  die  Arbeit  Luschin  von  Eben- 
greuths  (S.  201—207).  Er  prüft  mit  Rücksicht  auf  die  Frage  nach 
der  Entstehungszeit  der  Lex  Salica,  ob  die  Franken  vor  der  Reichs- 
gründung den  Denar  im  Werte  von  V±o  Solidus  kannten  und  kommt 
zur  Verneinung  sowie  zur  Ablehnung  der  Annahme,  daß  sie  diesen 
Denar  der  Lex  aus  ihrer  Heimat  nach  Gallien  mitgebracht  haben. 
Luschins  Ausführungen  sind  ein  Teil  seiner  Schrift  über  den  Denar 
der  Lex  Salica  (W.  S.B.1910,  ph.  hist.  A.  163,  4)  die  bereits  von  Brunner 
im  vorigen  Jahrgang  dieser  Zeitschrift  eingehend  besprochen  worden 
ist,  sodaß  auf  Brunners  Ausführungen  verwiesen  werden  kann.  Hier 
mag  nur  bemerkt  werden,  daß  Schlüsse  aus  der  Nichtnachweisbarkeit 
von  Münzsorten  in  der  Merovingerzeit  überaus  gewagt  erscheinen  müssen 
angesichts  der  dürftigen  Nachrichten  und  Münzreste  der  Epoche.  —  Eben- 
falls auf  die  merovingische  Zeit  bezieht  sich  der  tiefbohrende  Aufsatz 
von  Bruno  Krusch  (S.  411—438)  über  den  Staatsstreich  des  fränkischen 
Hau8meiers  Grimoald  I.  Krusch  nimmt  frühere  Studien  (Forschg.  z.  d. 
Gesch.  1882)  unter  Heranziehung  eines  großen  neuen  Beweismaterials 
wieder  auf  und  gelangt  auf  Grund  der  fränkischen  Königskataloge  und 
einer  Reihe  Urkunden,  auf  die.  ihn  seine  hagiographischen  Forschungen 
hingelenkt  haben,  zu  dem  Ergebnis  daß  der  Sturz  Grimoalds  und 
seines  Sohnes  Childebert,  des  ersten  karolingi sehen  Königs,  erst  662 
nicht  656/7  stattgefunden  hat  und  Childeberts  Regierung  von  Sigeberts 
Tode  an  7  Jahre  dauerte  —  ein  Ergebnis,  dessen  große  Bedeutung  für 
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die  Verfassungsgeschichte  und  insbesondere  für  die  Karolingerdynastie 
Krusch  zu  der  etwas  kräftig  generalisierenden  und  herben,  auch  gegen 
Mühlbacher  gerichteten  Bemerkung  veranlaßt:  „Die  heutige  Massen- 
produktion hat  keine  Zeit  sich  in  Einzelheiten  zu  verlieren.  Weshalb 
soll  man  sich  auch  mit  Geschichtsforschung  abplagen,  wenn  sich  Ge- 
schichte ohne  sie  schreiben  läßt?"  — 

Für  die  Kulturgeschichte  der  Karolingerzeit  ist  von  Interesse  der 
Aufsatz  Adolf  Hofmeisters  über  den  angeblichen  Normannen- 
zug von  825  (S.  84 — 100),  dem  Fiesolae  zum  Opfer  gefallen  sein  soll, 
während  Hofmeister  die  Zerstörung  dieser  Stadt  erst  mit  dem  Normannen: 
zug  von  860/61  in  Verbindung  setzt.  Seine  Ausführungen  bringen  manches 
für  die  Handelsgeschichte  interessante  Material  bei. 

Ganz  oder  doch  zum  Teil  die  fränkische  Epoche  betreffen  sodann 
fünf  kirchengeschichtliche  Arbeiten.  Von  diesen  darf  leider  der  wert- 
volle Aufsatz  von  U.Stutz  über  Karls  des  Großen  divisio  von  Bis- 
tum und  Grafschaft  Chur,  der  die  Geschichte  des  fränkischen  Ver- 
fassungs-  und  Verwaltungsrechts  sowie  des  Eigenkirchenrechts  be- 
reichert, statutengemäß  hier  nicht  besprochen  werden.  —  Neben  ihm 
erörtert  Albert  Werminghoff  in  einem  anschaulich  und  lebhaft 
geschriebenen  .  Aufsatze  die  wirtschaftstechnischen  Anschau- 
ungen der  regula  sancti  Benedicti  (S.  31 — 50).  Anknüpfend  an 
den  heutigen  Zustand  von  Monte  Cassino  schildert  er  —  unter  Heranziehung 
des  sog.  Plans  von  St.  Gallen  und  der  bekannten  Aufzeiohnung  über 
den  wirtschaftlichen  Zustand  des  französischen  Klosters  St.  Riquier  von 
831  —  die  Gestaltung  der  Benediktinerklöster  als  autonomer  Wirtschafts- 
einheiten, als  Fronhöfe  mit  überwiegend  natural -wirtschaftlichem  Aus- 
bau der  Produktion  und  des  Konsums;  alles  in  Ausführung  der  aus- 
drücklichen Bestimmungen  Benedikts,  welcher  arme,  aber  arbeitsame 
Mönche  wünschte  und  damit  das  urchristlicbe  Gemeindeleben  potenziert 
erneuern  wollte,  in  Fortführung  der  Gedanken  Cassians.  Interessant 
sind  mehrere  Einzelheiten,  namentlich  die  Grundsätze  über  den  Handel: 
die  Mönche  sollen  —  der  Wucherlehre  entsprechend  —  billiger  als  die 
Laien  verkaufen,  aber  auch  nicht  teurer  als  diese  einkaufen.  Werming- 
hoff schließt  seine  schönen  Betrachtungen  mit  der  berechtigten  Be- 
tonung des  antiken,  an  die  römische  Domänenverwaltung  sich  an- 
lehnenden Charakters  der  mönchischen  Fronhofverfassung,  die  ein  Ver- 
bindungsglied zwischen  Altertum  und  Mittelalter  darstellt. 

Emil  Seckel  untersucht  (S.611 — 635)  mit  gewohnter  Meisterschaft 
und  Schärfe  die  ältesten,  in  einem  Kodex  von  Bec  überlieferten  und 
nach  diesem  zuerst  1677  von  Pommeraye  herausgegebenen  Canones 
von  Rouen  (Hardouin  VI  1  col.  205 ff.)  und  die  dazu  gehörigen  Extra- 
vaganten, die  sich  bei  Regino,  in  zwei  dem  10.  Jahrhundert  entstam- 
menden Kollektionen  und  bei  Burchard  finden.  Nach  Seckels  über- 
zeugenden Darlegungen  sind  in  diesem  Material  echte  und  unechte 
Stücke  bunt  durcheinander  gewürfelt;  vier  Canones  der  Sammlung  von 
Bec  sind  echt,  für  die  übrigen  sind  andere  Quellen  nachweisbar;  ferner 
sind  von  den  Extravaganten  wiederum  4,  und  zwar  bei  Regino  erhal- 


Literatur.  423 

tene  Stücke  echt,  die  übrigen  haben  ebenfalls  mit  dem  Konzil  nichts 
zu  tun.  Dieses  setzt  Seckel  um  die  Mitte  des  9.  Jahrhunderts  an.  Als 
zuverlässig  erweisen  sich  lediglich  die  Mitteilungen  Reginos,  während 
die  Handschrift  von  Bec  mit  interessanter  Methode  lediglich  als  eine 
verschlimmerte  Wiedergabe  der  von  Fehler  strotzenden  Angabe  Burchards 
über  das  Koncil  dargewiesen  wird  —  Ergebnisse  von  allgemeinerer 
quellengeschichtlicher  Bedeutung.  — 

Ebenfalls  quellenkritisch  sind  die  Darlegungen  M.  Tangls  zum 
Osnabrücker  Zehntstreit  (S.  637  ff.).  Tangl  setzt  sich  mit  Philippis  An- 
sicht auseinander,  wonach  es  sich  in  dem  Jahrhunderte  währenden 
Streit  des  Bistums  Osnabrück  mit  der  Abtei  Corvey  nicht  um  Kirchen- 
zehnt, sondern  um  Rottzehnt  gehandelt  habe.  Tangl  hält  an  seiner 
gegenteiligen  Meinung  fest,  sowohl  für  den  Prozeß  aus  der  Zeit  Fried- 
richs L,  wie  für  den  vorausgegangenen  des  Abts  Bovo  von  ca.  890.  In 
der  Tat  hat  Philippi  den  immer  wiederkehrenden  Hinweis  der  Berichte 
und  Urkunden  auf  den  nach  ins  canonicum  zu  erhebenden  Zehnt  wohl 
kaum  fortgedeutet.  Tangl  stützt  sich  mit  Recht  auf  die  Ausführungen  in 
Thimmes  schönem  foresta- Aufsatz  über  den  allmählich  sich  verändernden 
Inhalt  der  Forstverleihungen,  und  seine  Darlegungen  über  die  gefälschte 
Karl-Urkunde  sind  einleuchtend  —  der  allerdings  auf  den  Rott- 
zehnt hinweisende  Zusatz  „vel  silvam  extirpandi"  mag  in  der  Tat  ein 
späterer  Zusatz  sein,  trotz  aller  Bedenken,  welche  die  im  9.  Jahrhundert 
hervortretende  Bereitwilligkeit  der  anderen  Bischöfe  zur  Anerkennung 
der  Corveyer  Ansprüche  in  der  Tat  zu  erregen  geeignet  ist.  Die  ganze 
Frage  Rottzehnt  oder  Kirchenzehnt  hat  allgemeinere  rechtshistorische 
Bedeutung  und  ihre  Erörterung  durch  die  Diplomatiker  ist  in  hohem 
Grade  dankenswert. 

Ernst  Pereis  handelt  von  päpstlichen  Patrimonien  in 
Deutschland  (S.  483 — 492),  und  zwar  von  solchen,  die  seit  der  Mitte 
des  9.  Jahrhunderts  in  Bayern  nachweisbar  sind.  Namentlich  bezeichnen 
lassen  sich  seit  Mitte  des  9.  Jahrhunderts  die  Orte  Winhöring,  An- 
diesenhofen  und  Wöllenbach  am  unteren  Jnn,  die  vom  Papst  gegen 
eine  pensio  an  Salzburg  überlassen,  später  von  Heinrich  H.  1014  gegen 
italienische  Reichsgüter  vom  Papst  eingetauscht,  an  Bamberg  kamen. 
Bamberg  zahlte  später  noch  eine  pensio  an  Rom,  zweifelhaft  für  welche 
Güter.  Die  privatrechtlichen  Verhältnisse  dieser  und  anderer  Güter 
bedürfen  freilich  noch  weiterer  Klärung  —  erfreulich  ist,  daß  Pereis 
die  Aufmerksamkeit  auf  sie' gelenkt  hat.  — 

Eine  quellen  geschichtliche  Arbeit  zum  späteren  Mittelalter 
bringt  Ernst  Müller  mit  der  Beschreibung  einer  unbekannten  Sachsen- 
spiegelhandschrift (S.  329—347).  Sie  entstammt  der  münsterischen 
Landstadt  Werne  bei  Lüdinghausen,  ist  1444  durch  den  Schulrektor 
Joh.  Ubach  von  Werne  geschrieben  und  gehört  zu  der  Gruppe  der  nicht 
zahlreichen  westfälischen  Handschriften,  welche  (S.  332)  tabellarisch 
zusammengestellt  wurden.  Nach  den  offensichtlich  sehr  sorgfältigen 
Mitteilungen  des  Verfassers  hat  die  Handschrift  einige  selbständige 
Bedeutung;  sie  enthält  Landrecht,  Landrechtsglosse,   Lehnrecht  und 
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Richsteig  Landrechts;  der  Prologus  und  Textus  Prologi  ist,  eine  Selten- 
heit, glossiert.  —  Ebenfalls  quellenkritisch,  zugleich  aber  von  unmittel- 
barer Bedeutung  für  die  Geschichte  der  deutschen  Königswahl  ist  die 
Darlegung  Harry  Bresslaus  (S.  9 — 21)  über  den  angeblichen 
Brief  des  Erzbischofs  Hatto  von  Mainz  an  Papst  Johann  IX. 
Dieser  in  einer  Passauer  Sammlung  enthaltene  viel  erörterte  Brief, 
in  welchem  die  damals  noch  sehr  befremdliche  Wendung  sich  findet, 
daß  die  Wahl  Ludwigs  des  Kindes  nur  wegen  des  Ungareinfalls  in 
Italien  „ohne  Befehl  und  Erlaubnis"  des  Papstes  vollzogen  sei,  ist 
vermutlich  ein  bloßes  Übungs-Diktamen  aus  der  Zeit  Konrads  III. 
Der  Beweis  der  Unechtheit  wird  von  Bresslau  aus  dem  bisher 
nicht  beachteten  Umstände  geführt,  daß  der  Verfertiger  des  Briefes 
sich  in  einer  Reihe  von  Stellen  eng  an  Pseudoisidor  anschließt  und 
insbesondere  ihm  kanonistische  Ausführungen  lediglich  zum  Zwecke 
stilistischen  Schmucks  entnimmt,  ohne  die  betr.  Dekretalen  zu  zitieren, 
was  nach  Bresslau  der  Zeitübung  um  900  entsprochen  hätte.  —  0.  Hol- 
der-Eggers  scharfsinniger  Aufsatz  über  das  Verhältnis  Salim- 
benes  zu  Albert  Milioli  (S.  451— .482)  hat  nicht  unmittelbare  rechts- 
historische Bedeutung.  Ebenso  nicht  die  Darlegungen  Richard 
Salomons  über  die  englische  Politik  Karls  IV.  (S.  397  ff.),  welche 
mit  der  Datierung  eines  Briefes  Eduards  III.  an  Karl  (auf  1355  statt  auf 
1346)  die  bisherige  Auffassung  über  das  Verhalten  Karls  im  hundert- 
jährigen Kriege  richtig  stellen. 

Die  Verfassungsgeschichte  des  Reichs  berühren  sodann  eine  Anzahl 
von  Aufsätzen,  in  denen  zuerst  die  Darlegungen  Karl  Hampes  über  die 
Berufung  Ottos  des  Großen  nach  Rom  durch  Papst  Johann  XI. 
(S.  153 — 167)  genannt  sein  mögen.  Im  Gegensatz  zu  Ranke  und  Hauck 
kommt  Hampe  zu  dem  Ergebnis,  daß  die  Herbeirufung  des  deutschen 
Königs  durch  den  sittenlosen  und  gewalttätigen  Papst,  die  zur  Kaiser- 
krönung von  962  führte,  nicht  sowohl  dem  Papst  durch  dessen  Gegner 
abgenötigt  war  oder  in  Konkurrenz  mit  ihnen  erfolgte,  sondern  daß 
der  Papst  aus  eigenem  Antriebe  den  König  gegen  den  Bedränger 
Berengar  herbeirief,  ohne  die  Folgen  zu  übersehen.  Zur  Begründung 
wird  insbesondere  eine  rechtshistorisch  besonders  interessante,  schon 
von  P.  Kehr  angebahnte  Analyse  eines  Passus  des  Ottonianums  ver- 
wertet, dessen  Herkunft  aus  einem  verlorenen  Paktuin  Lothars  I.  und 
Eugens  II.  von  824  in  hohem  Maße  wahrscheinlich  gemacht  wird  — 
eine  für  die  Entwicklung  der  Sätze  des  Ottonianums  überhaupt  wich- 
tige Beobachtung.  —  Die  Frage  der  Erlangung-  der  Kaiserkrone  betrifft 
auch  der  Beitrag  von  Edmund  E.  Stengel,  der  den  Satz  „den  Kaiser 
macht  das  Heer"  sehr  eingehend  (S.  247— 310)  behandelt.  Dieser  um- 
fangreichste Aufsatz  der  Festschrift  ist  auch  als  Buch  mit  Zusätzen 
erschienen.  Stengel  erörtert  die  aus  einem  c.  400  geschriebenen  Briefe 
des  heiligen  Hieronymus  stammende,  in  das  Dekretum  Gratians  (c.  24 
D.  93)  geratene  —  neuerdings  auch  von  Hugelmänn  besprochene  — 
Wendung:  presbyteri  semper  unum  ex  se  electum  mexcelsiorigradu  collo- 
catum  episcopum  nominabant,  quomodo  si  exercitus    imperatorem 
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faciat.  Der  Satz  ist  in  der  Eanonistik  behandelt  worden  und  dann  be- 
sonders in  der  Publizistik  des  13.  Jahrhunderts  von  antikurialistiscber 
Seite  bei  Wilhelm  von  Occara,  Johann  von  Paris,  Leopold  von  Beben- 
berg verwertet,  er  erscheint  als  Zitat  aus  c.  24  D.  93  in  Ludwigs  des 
Bayern  Proklamation  fidem  catholicam  von  1338,  und  Johann  von 
Buch  hat  —  worauf  Stengel  als  Erster  hinweist  —  in  der  Glosse  zu 
Ssp.  L.  R.  III,  52  die  Bemerkung  gemacht:  to  voren  koren  dei  senatores 
to  Rome  den  koninck  und  dar  na  koren  one  dei  herlude,  dei  dar  mit 
deme  koninge  in  herword  waren,  sowie  weiterhin:  dat  koninkrike  er- 
wirvet  hei  mit  deme  köre,  dat  keiserrike  irwirvet  hei  mit  stride 
unde  den  keiser  namen  erwirvet  hei  mit  des  pawestes  wyunge.  Stengel 
sucht  nach  den  Grundlagen  dieser  Auffassung,  prüft  die  alten  römischen 
Imperator-Erhebungen  seitens  der  Legionen,  ihr  Fortleben  bei  den  Ger- 
manen (wozu  W.  Schückings  Untersuchungen  hätten  herangezogen 
werden  können)  und  er  führt  für  solches  Fortleben  mit  Recht  die  be- 
kannte Erzählung  Widukinds  über  Ottos  I.  Sieg  auf  dem  Lechfelde  an: 
ab  exercitu  pater  patriae  imperatorque  appellatus  est  in  Verbindung 
damit,  daß  Widukind  von  da  ab  Otto  als  Imperator  bezeichnet,  was  eine 
Trierische  Urkunde  von  955  Sept.  2  (darüber  sein  Exkurs)  als  offiziellen 
Stil  zu  bestätigen  scheint;  dazu  kommt  die  bei  den  Chronisten  und 
Publizisten  häufig  auftretende  politische  Begründung  der  Kaiser- 
krönung von  800  durch  die  tatsächliche  militärische  Macht  Karls  des 
Großen,  wie  denn  auch  Stengel  (Exkurs  1)  eine  Reihe  von  Fällen 
dartut  und  untersucht,  in  denen  deutsche,  französische,  englische  und 
spanische  Könige  vom  9.  bis  12  Jahrhundert  den  Kaisertitel  lediglich 
wegen  ihrer  Machtstellung,  meist  wegen  einer  gewissen  Oberherrschaft 
über  andere  Völker  führten,  Stengel  schließt  aus  alledem:  neben  der 
allmählich  im  deutschen  Staatsrecht  durchgedrungenen  Lehre,  daß  die 
Königskrone  zugleich  das  Recht  auf  die  Kaiserkrone  gebe,  daß  regnum 
und  imperium  identisch  seien,  habe  eine  zweite  Theorie  existiert, 
welche  die  Kaiserwürde  auf  die  tatsächliche  Macht  des  Schwertes 
gründete,  eine  Theorie,  die  freilich  nicht  zu  hoher  praktischer  Bedeu- 
tung gelangt  ist  und  seit  der  Sachsenspiegelglosse  und  einigen  ihrer 
Nachschreiber  verschollen  ist.  Es  kann  kein  Zweifel  sein,  daß  der 
Satz  „exercitus  facit  imperatorem"  im  deutschen  Reichsrecbt  niemals  ein 
Rechtssatz  geworden  ist.  Stengel  nimmt  dies  auch  nicht  an,  er  sagt 
(S.  309),  „es  fehlte  ihm  das  Siegel  des  Rechts",  obwohl  er  an  anderen 
Stellen  von  juristischer  Begründung  (cf.  S.  285,  S.  288)  redet.  Der  Satz 
des  Hieronymus  steht  im  Dekret  Gratians  nicht  im  Sinne  eines  kanoni- 
schen Rechtssatzes,  da  alle  Stellen  des  Dekrets  nur  diejenige  rechtliche 
Bedeutung  haben,  welche  ihnen  ihrer  ursprünglichen  Herkunft  nach 
zukommt  —  es  ist  die  rein  tatsächliche,  gelegentliche  Mitteilung  eines 
Schriftstellers  über  die  Sitte,  vielleicht  über  das  Recht  seiner  Zeit. 
Die  mittelalterlichen  Ausleger  waren  sich  darüber  auch  klar.  Huguccio, 
dem  wie  neuestens  Bloch  (Hist.  V.  Sehr.  1911  S.  250  ff.)  dartut,  die  glossa 
ordinaria  folgte,  hat  den  Satz  dann  naiv  im  Sinne  der  kaiserlichen 
Theorie   verstanden,    wahrscheinlich  beeinflußt    vom  römischen  Recht; 
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das  ist  angesichts  der  verhältnismäßig  freien  Stellung  der  älteren 
Dekretalisten  —  der  endgültig  erst  Gregor  IX.  einen  Riegel  vorschob 
—  nicht  auffällig.  Später  ist  der  Satz  dann  wohl  in  dem  Sinne  um- 
gebogen, daß  die  Königswahl  eine  Vorstufe  für  das  Kaisertum  darstellt;  die 
Publizisten  gebrauchten  ihn  gelegentlich  auch  politisch.  Ob  Johann  von 
Buch  —  der  den  Satz  Gratians  aber  an  anderer  Stelle,  III,  57,  erwähnt — sich 
auf  ihn  bezieht,  ist  nicht  einmal  absolut  sicher.  Doch  hat  dies  Stengel  in 
höchstem  Grade  wahrscheinlich  gemacht.  Juristisch  hat  der  Gedanke 
nur  in  einem  Moment  der  ganzen  Entwicklung  praktische  Bedeutung, 
nämlich  für  die  Krönung  im  Jahre  800,  da  Karls  ganze  Rechtsstellung 
in  dem  ehemals  byzantinisch-italienischen  Gebiete  und  gegenüber  dem 
ursprünglich  als  byzantinischen  Untertan  in  Betracht  kommenden  Papst 
lediglich  auf  der  Eroberung  beruhte  und  völkerrechtlich  nur  mit  dieser 
begründet  werden  kann.  Schon  zur  Zeit  Ludwigs  des  Frommen  aber 
wurde  das  Erfordernis  der  Krönung  durch  den  Papst  Rechtssatz  —  mit 
der  Tendenz  auf  Statuierung  einer  Rechtspflicht  des  Papstes  zur  Krö- 
nung —  und  ist  es  bis  zum  Siege  der  Lehre  von  der  Einheit  des  regnum 
und  imperium  geblieben.  Tatsächlich  und  politisch  aber  hat  natür- 
lich die  Machtfrage  Bedeutung  gehabt  —  ich  möchte  hier  freilich  dahin- 
gestellt sein  lassen,  ob  der  Satz  des  Eieronymus-Gratian  dabei  viel  mehr 
Bedeutung  gehabt  hat,  als  ein  sonst  der  Publizistik  einigermaßen  be- 
quemes, scholastisch  verwertbares  Axiom.  Hiergegen  spricht  jedenfalls 
seine  von  Stengel  nicht  betonte  politische  Gefährlichkeit,  die  ihn  zum 
RechtBsatze  unbrauchbar  machte.  Stengels  tief  eindringende,  mühevolle 
Arbeit  ist  aber  sicherlich  eine  interessante  Bereicherung  für  die  Geschichte 
der  mittelalterlichen  Publizistik  und  des  Kaisergedankens.  —  In  einigem 
Zusammenhange  mit  der  von  Stengel  behandelten  Frage  steht  die  Er- 
örterung von  Fritz  Kern  über  das  „Kaiserlager  Karls  IV.  vor 
Rom*  (S.  385— 395).  Der  Pisaner  Ranieri  Sardo  berichtet,  daß  sich 
Karl  am  Tage  nach  der  Kaiserkrönung  nach  Tivoli  begeben  habe 
und  dort  drei  Tage  abgewartet  habe,  per  sapere  si  niuno  volesse 
apporre  nulia,  che  lui  non  fussi  vero  imperadore.  Kern  sucht  wahr- 
scheinlich zu  machen,  daß  Karl  durch  ungenaue  Übertragung  der  ihm 
bekannten,  in  Urbans  IV.  Bulle  qui  celum  von  1263  festgelegten  Idee  des 
Aachener  Königslagera  auf  die  Kaiserkrönung  seinen  nur  recht  kurzen 
Aufenthalt  in  Rom  decken  und  sich  zugleich  durch  eine  Art  sessio 
triduana  gegen  den  Einwand  sichern  wollte,  daß  die  Investitur  mit 
dem  römischen  Imperium  infolge  mangelnder  Besitzergreifung  imperfekt 
gewesen  sei.  Allerdings  hat  er  sich  tatsächlich  nicht  drei,  sondern  nur 
einen  Tag  in  Tivoli,  einem  römischen  Kammergut,  aufgehalten,  und  es 
ist  auch  nicht  ausgeschlossen,  daß  lediglich  Gerede  der  Umgebung  und 
der  Chronisten  vorliegt.  Aufgetaucht  ist  die  Idee  jedenfalls  bei  dieser 
Krönung,  die  nicht  mehr  ernsthaft  die  Herrschaft  in  Italien,  sondern  nur 
noch  ein  Imponderabile  für  die  deutsche  Politik  anstrebte  —  aufgetaucht, 
wenn  auch  vielleicht  nur  als  boshafte  Bemerkung.  Denn  daß  Karl, 
der   Zeitgenosse  Petrarcas,  in  Tivoli  den  Naturgenuß   gesucht  habe, 
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scheint   doch  nicht  so   schlechthin  und  schroff  zu  verwerfen,  wie  es 
Kern  gegenüber  Gregorovius  und  anderen  tut. 

In  seinem  Aufsatze  Eu  r  recht  und  Erzkanzleramt  legt  Mario 
K rammer  (8.349 — 365)  in  Fortführung  seiner  früheren  Forschungen 
dar,  wie  bei  und  im  Zusammenhange  mit  der  Königswahl  Konrads 
von  1287  die  Stellung  von  Mainz  durch  Erzbischof  Sigfrid  sich  ge- 
staltete. Entgegen  dem  Bericht  der  Continuatio  Neoburgensis  macht 
er  wahrscheinlich,  daß  1237  Mainz,  Trier,  Böhmen  und  Köln  noch  nicht 
alleinige  electores  waren,  vielmehr  lediglich  als  principaliter  Berechtigte 
erschienen,  vielleicht  weil  Friedrich  II.  dem  Anspruch  auf  alleinige  Wahl 
einen  Riegel  vorschieben  wollte,  wie  er  schon  1220  die  Beschränkung  auf 
den  engeren  Wählerkreis  hinderte,  indem  er  bei  der  Wahl  Heinrichs  eine 
electio  per  unum,  und  zwar  durch  Otto  von  Würzburg,  vornehmen  ließ. 
Schon  am  4.  Dezember  1237  nennt  sich  aber  plötzlich  Sigfrid  von 
Mainz  sacri  imperii  per  Germaniam  archicancellarius  et  procurator,  und 
in  Cöln  folgte  diesem  Beispiel  der  neuerwählte  Erzbischof  am  8.  Januar  1238 
in  seiner  ersten  Urkunde  nach.  Den  Zusatz  et  procurator  ließ  der  Mainzer 
bald  fort.  Krammer  sieht  in  dieser  Wiederaufnahme  des  längst  bedeutungs- 
los gewordenen  Erzkanzlertitels  das  Bestreben  Siegfrieds,  sich  als  Erz- 
beamten des  Reichs  und  gerade  damit  als  zur  Kur  Berechtigten  zu  be- 
zeichnen. Er  nimmt  an,  daß  dabei  die  von  Eike  aufgestellte  Lehre, 
die  Kur  stütze  sich  auf  das  Erzamt,  maßgebend  gewesen  ist  und  Eikes 
Einfluß  ihn  zu  dem  Vorgehen  bewogen  habe.  Obwohl  Eike  —  übrigens 
in  voller  Übereinstimmung  mit  dem  Wahldekret  von  1237  —  die  Kur- 
fürsten offensichtlich  noch  als  bloße  Erst -Kürer  bezeichnet:  sint  kisen 
des  rikes  vorsten  alle,  papen  unde  leien,  nimmt  Krammer  an,  daß  Eike 
von  Sigfrid  mißverstanden  sei,  ebenso  wie  den  Spiegier  Albert  von  Stade- 
mit  seiner  (übrigens  schon  von  Homeyer  herangezogenen)  Wendung  ex 
praetaxatione  principum  et  consensu  mißverstanden  habe;  consensus  be- 
deute eben  nur  die  „Folge",  und  diese  sei  von  dem  Kisen  Eikes  ver- 
schieden: Sigfrid  wie  Albert  von  Stade  verständen  den  Sachsenspiegel 
dahin  falsch,  daß  die  Träger  der  Erzämter  die  alleinigen  Wähler 
seien.  Dies  ist  nicht  ganz  unbedenklich;  denn  die  Folge  ist  rechtlich 
nur  eine  Abschwächung  der  Mitwirkung  beim  Kisen,  wenn  ihr  auch  die 
Tendenz  innewohnen  mußte,  zur  bloßen  Formalität  zu  sinken.  Es  kam 
aber  gerade  darauf  an,  —  das  zeigt  auch  die  continuatio  Neoburgenis  — 
daß  auch  diese  Formalität  fortfiel  und  höchstens  als  Best  der  Satz  an- 
erkannt wurde,  die  Anwesenheit  und  der  consensus  der  übrigen  Fürsten 
schade  nichts,  —  eine  Rechtsauffassung,  die  1257  erreicht  wurde.  Wenn 
man  dies  aber  anstrebte,  so  war  Eike  nicht  gerade  eine  besonders  bequeme 
"Vorlage  für  Sigfrid.  Dagegen  wird  man  in  der  von  Krammer  dankenswert 
betonten  Tatsache  der  Wiederaufnahme  des  Erzkanzlertitels  im  Jahre  1237 
einen  Beleg  dafür 'sehen  müssen,  daß  damals  die  von  Eike  vertretene 
Ansicht  von  der  Bedeutung  der  Erzämter  auch  an  den  höchsten  Stellen  des 
Reiches  eine  Rolle  spielte;  daß  sie  aus  Sachsen  dorthin  gelangt  ist,  scheint 
mir  bisher  nicht  dargetan,  vielmehr  spricht  die  Wahrscheinlichkeit  eher 
dafür,    daß    das  Verhältnis   umgekehrt  liegt.    Es   ist    charakteristisch. 
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daß  Krammer  selbst  noch  vor  kurzem  annahm,  die  Lehre  Eikes  sei  erst 
1252  den. rheinischen  Erzbischhöfen  bekannt  geworden —  die  von  ihm 
jetzt  beigebrachten  Momente  entscheiden  nicht  hiergegen.  Man  über- 
schätzt überhaupt  wohl  leicht  den  sofortigen  Einfluß  des  Sachsenspiegels  auf 
die  Entwicklung  der  Kurfürstenstellung:  die  Lehre  von  der  Bedeutung  der 
Erzämter  erscheint  bei  Eike  zuerst  litterarisch  formuliert,  die  Lehre  vom 
Vorrecht  der  Kurfürsten  liegt  bei  ihm  aber  noch  längst  nicht  im  letzten 
Entwicklungsstadium  vor — mehr  kann  man  überhaupt  bisher  nicht  sagen, 
insbesondere  ist  ein  Kausalzusammenhang  im  Sinne  Krammers  bisher 
nicht  bewiesen.  Gerade  Krammers  Arbeit  zeigt  —  wie  jetzt  besonders 
auch  die  Arbeiten  von  Stutz  — ,  daß  die  Gründe  der  Entwicklung  im 
entscheidenden  Augenblicke  an  ganz  anderer  Stelle  lagen  als  in  der 
litterarischen  Tat  des  sächsischen  Ritters.  Die  Etappen  der  Entwicklung 
des  Kurfürstenkollegiums  werden  jetzt  immer  deutlicher,  und  gerade 
Krammer  hat  hierfür  wichtige  Verdienste. 

Zur  Territorialrechtsgeschichte  leitet  der  Aufsatz  von  Ferdinan  d 
Güterbock  über  die  Neubildung  des  Reichsfürstenstandes 
und  den  Proz  eß  Heinrichs  des  Löwen  (S.579 — 590).  Im  Gegensatz 
zu  der  neuerdings  namentlich  von  Fehr  vertretene  Meinung,  das  das  alte 
Amtsfürstentum  neben  dem  neuen  Lehnsfürstentum  des  Reichs  noch 
über  1180  hinaus  fortbestanden  hat,  im  Gegensatz  aber  auch  zu  Ficker, 
der  ein  allmähliches  Durchdringen  des  um  1180  zur  Anerkennung  ge- 
kommenen Begriffes  des  neuen  Reichsfürsten  Standes  annimmt,  gelangt 
Güterbock  —  seine  früheren  Forschungen  (vgl.  Puntschart  Sav.-Z.  1909 
S.  339)  fortführend  —  zu  dem  Ergebnis ,  daß  der  alte  Begriff  nur  bis 
1177  vorkommt,  der  neue  zuerst  1179  und  1180  erscheint  und  daß  der 
Prozeß  Heinrichs  des  Löwen  —  landrechtlich  abgeschlossen  durch  Ächtung 
vom  24.  Juni  1179  zu  Magdeburg  und  lehnrechtlich  durch  das  Urteil 
vom  Januar  1180  von  Würzburg  —  den  Anstoß  zu  dem  Wandel  ge- 
geben habe.  Er  gelangt  dazu  durch  Interpretation  der  bekannten  Geln- 
häuser  Urkunde  vom  13.  April  1180  über  die  Verteilung  des  sächsischen 
Herzogtums:  hier  erscheine  der  Begriff  des  neuen  Fürstenstands,  da- 
neben aber  behalte,  nämlich  für  den  landrechtlichen  Prozeß,  der  alte 
noch  beschränkte  Geltung.  Wenn  man  wirklich  —  entgegen  Fickers 
Meinung  —  einen  festen  Sprachgebrauch  in  der  Urkunde  finden  will, 
und  man  mit  Güterbock  —  was  nicht  schlechthin  abzulehnen  ist  — , 
konstatieren  könnte,  daß  für  der  Lehnspxozeß  der  neue  lehnrechtliche 
Fürstenbegriff  in  Betracht  käme,  für  den  landrechtlichen  Achtsprozeß 
dagegen  der  alte,  so  würde  damit  m.  E.  dargetan  sein,  daß  gerade  im 
Prozeß  Heinrichs  des  Löwen  der  neue  Begriff  noch  nicht  durchgedrungen 
war.  Denn  daß  im  Lehnsprozeß  die  Vasallen  Urteiler  sind,  ist  altes  Recht 
(siehe  besonders  Konrad  II  1037)  und  es  käme  vor  allem  darauf  an, 
festzustellen,  seit  wann  der  spätere  Satz  des  sächsischen  Lehnrechts 
71  §  20  und  des  Richtsteig  Landrechts  4  §  7  Geltung  erlangt  hat,  daß 
über  Fahnlehen  nicht  alle  Vasallen  des  Königs  richten,  sondern  nur 
die  Träger  der  Fahnlehn.  Jedenfalls  scheint  mir  die  Geinhäuser  Urkunde 
mehr  für  Fehr  als  gegen  ihn  zu  sprechen.  —  Ebenfalls  an  die  Verteilung 
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des  sächischen  Herzogtums  von  1180  knüpft  Hans  C.  Kaiisch  in  seinen 
sehr  interessanten  Darlegungen  über  das  Geleitsregal  im  kölnischen 
Herzogtum  Westfalen  an.  Um  den  Beweis  vorzubereiten,  daß  das  Ge- 
leitsregal verhältnismäßig  späten  Ursprungs  sei  und  insbesondere  nicht  den 
Herzögen  als  solchen  von  Alters  zugestanden  habe,  wendet  er  sich  gegen 
den  Beweiswert  des  Passus  der  Geinhäuser  Urkunde  von  1180,  in  welchem 
dem  Cölner  Erzbischof  das  westfälische  Herzogtum  cum  comitatibus,  cum 
advocatiis,  cum  conductibus  etc.  verliehen  wird.  Er  nimmt  an,  das  das 
Geleit ,,  damals  in  Westfalen  so  gut  wie  unbekannt  war  und  daß  es  die  köl- 
nische Kirche,  der  es  von  Lothringen  her  geläufig  war,  in  blanco  in  die 
Bestellung  hat  aufnehmen  lassen."  Zum  Beweise  für  diese  angesichts  des 
Wortlautes  (und  des  Umstandes,  daß  die  Grafen  von  Berg  und  von  Arns- 
berg Zeugen  der  Geinhäuser  Urkunde  sind!)  immerhin  kühnen  Annahme 
sucht  er  darzulegen,  daß  die  Grafen  von  Berg,  Mark  und  Arnsberg,  die 
im  14.  Jahrhundert  mit  Cöln  über  das  Geleit  stritten,  das  Geleit  in  diesen 
Gebieten  anfänglich  gehabt  hätten,  Cöln  aber,  das  1300  das  gesamte 
Geleit  zwischen  Weser  und  Rhein  für  sich  in  Anspruch  nahm,  erst  da- 
mals die  anfänglich  ziemlich  inhaltlose  Verleihung  gewissermaßen  aus- 
gegraben habe.  Freilich  kann  man  Kaiisch  darin  beistimmen,  das  die 
Wendung  „cum  conductibus'  von  1180  nicht  dasselbe  zu  besagen  braucht 
wie  der  „conductus  a  Wesara  usque  ad  Rhenum"  in  der  Aufzählung  des 
Cölner  Marschalls  von  1300.  Im  Einzelnen  wird  insbesonders  der  Be- 
weis (gegen  Ficker,  Seibertz,  Grauert)  versucht,  daß  1338  das  Geleits- 
recht (ducatus)  an  den  Arnsberger  vom  Kaiser  verliehen  worden  sei. 
Dieser  Beweis  ist  m.  E.  nicht  bis  zur  Unerschütterlichkeit  gelungen  — 
aber  wäre  er  es  auch,  so  bleibt  doch  immer  die  Möglicheit  offen,  daß 
auch  in  diesem  Falle  die  Haltung  der  Reichsgewalt  geschwankt  hat. 
Die  von  Kaiisch  seiner  Deduktion  eingefügten  Darlegungen  über  die 
angebliche  Reichsfürstenstellung  des  Arnsbergers  haben  übrigens  für 
die  Frage  nach  dem  Wesen  des  jüngeren  Reichsfürstenstandes  allgemeine 
Bedeutung;  sie  zeigen,  wie  mir  scheint,  daß  die  Belehnung  mit  der 
Gerichtsgewalt  (und  zwar  kommt  es  für  Westfalen  auf  die  Gograf- 
schaft  an)  nicht  zum  Erwerb  der  Reichsfürstenwürde  genügte,  wenn 
nicht  diese  Gewalt  auf  einem  Territorium  radiziert  war;  daß  die  Ver- 
leihung eines  bloßen  Territoriums  genügt  hätte,  ist  dagegen  nicht  anzu- 
nehmen. 

Der  territorialen  Verwaltungsgeschichte  gehört  der  Aufsatz  von 
Wretschkos  über  die  bambergische  Zentralverwaltung  für 
Kärnten  im  Mittelalter  an  (S.  209ff.).  v.  Wretschko  untersucht 
mit  sehr  großer  Sorgfalt  und  unter  Heranziehung  eines  großen  Materials 
die  Verwaltungsorganisation  der  beträchtlichen  bambergischen  Be- 
sitzungen in  Kärnthen  und  kommt  zu  dem  Ergebnis,  daß  seit  Mitte 
des  13.  Jahrhunderts  und  namentlich  im  14.  Jahrhundert  die  Bischöfe 
drei  hohe  Beamte,  einen  Vizedom,  einen  Pfleger  und  einen  Hauptmann 
walten  lassen,  von  denen  besonders  der  —  weltliche  —  Hauptmann 
Interesse  erweckt  als  Ausüber  der  Schutz-  und  Schirmgewalt,  der 
Rechtshülfe,  militärischer  und  politischer  Funktionen;  er  stellt  eine 
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Vorstufe  für  das  spätere  Berufsbeauitentum  dar  und  ist  1504  mit  dem 
Vizedom  verschmolzen  worden.  Wretscbko  stellt  die  Veröffentlichung 
einer  Bestallungsurkunde  für  den  Hauptmann  um  1459  in  Aussicht. 
Der  spröde  Stoff  lohnt  im  Interesse  der  weiteren  Aufklärung  des  älteren 
Territorialstaates  sicherlich  weiterer  Behandlung.  —  Nicht  rechtshisto- 
rischen Inhalts,  aber  für  die  Geschichte  der  ostdeutschen  Staaten- 
bildung nicht  ohne  Bedeutung  ist  die  von  Dietrich  Schäfer  ge- 
spendete Darstellung  von  Lothars  III.  Heereszug  nach  Böhmen 
1126  (S.  60— 80),  welche  die  politischen  Zustände  an  der  Ostgrenze  des 
Reichs  zu  Anfang  der  Regierung  des  hervorragenden  Begründes  der  ost- 
deutschen Kolonisation  mit  scharfer  Quellenkritik  beleuchtet. 

Zur  Stadtrechtsgeschichte  äußert  sich  Carl  Rodenberg  (S.237ff.) 
in  dem  Aufsatz:  die  Stadt  Worms  in  dem  Gesetze  des  Bischofs 
Burchard  von  1024.  Er  sucht  aus  dem  bekannten  Statut  —  unter 
Verzicht  auf  jede  Auseinandersetzung  mit  gegnerischen  Meinungen  und 
ohne  irgendwelche  namentliche  Hinweise  auf  die  reichhaltige  Literatur  — 
darzutun,  daß  die  von  Burchard  gegebenen  Vorschriften  für  seine 
familia  auch  auf  freie  Grundeigentümer  sich  beziehen,  welche  durch 
den  Eintritt  in  die  familia  gewissen  hofrechtlichen  Beschränkungen 
—  Ehebeschränkung,  Veräußerungsbeschränkung,  servitium  vom  mansus 
sowie  census  von  der  städtischen  area  —  unterworfen  worden  seien. 
Er  setzt  dabei  census  und  servitium  im  Wesentlichen  gleich  und  ver- 
mutet darin  eine  Mischung  öffentlicher  und  privatrechtlicher  Befugnisse. 
Die  Befreiung  von  der  Ehebeschränkung  im  Jabre  1114  bezieht  er  auf 
die  Gesamteinwohnerschaft,  nicht  blos  auf  Hörige.  Er  stützt  seine  An- 
sicht —  außer  auf  die  verhältnismäßig  freie  Stellung  des  Grundbesitzes 
im  Statut  —  auf  das  ottonische  Privileg  von  979.  Es  ist  nach  dem  der- 
zeitigen Stande  der  Forschung  in  der  Tat  anzunehmen,  daß  dieses 
Privileg  wie  andere  gleichzeitige  die  Immunität  auf  freie  Grundbesitzer 
ausgedehnt  hat,  und  das  Statut  von  1024  geht  jedenfalls  in  seiner  Gel- 
tung über  den  Ereis  bischöflicher  Unfreier  hinaus  (vgl.  z.  B.  Stengel 
Sav.  Z.  25  S.  295,  aber  auch  schon  Arnold,  Freistädte).  Die  eigentums- 
ähnliche Behandlung  der  Hintersassengüter  innerhalb  der  Hofgemein- 
schaft und  des  Hofgerichts  ist  aber  freilich  kein  entscheidendes  Argu- 
ment, und  die  von  Rodenberg  geübte  isolierte  Betrachtung  des  Statuts 
scheint  mir  nicht  genug  Anhaltspunkte  für  die  endgültige  Feststellung 
des  Wesens  der  Abgaben  (census  und  servitium)  zu  bieten.  —  In  Beziehung 
zur  Stadtrechtsgeschichte  steht  auch  der  kurze  Aufsatz  des  Numis- 
matikers Rudolf  Weil  (S.  81  ff.)  Paestum-Minteona,  worin  gezeigt  wird, 
daß  Denare  der  Stadt  Minden  (Minteona-Minnidona)  aus  der  Zeit  König 
Heinrichs  III.  den  Vorgang  der  Münzprägung  —  eine  Münze  mit  Hammer 
und  Ambos  oder  zwei  Männer,  welche  beide  je  eine  Münze  halten  und 
wohl  besichtigen  (oder  auch  tauschen  ?)  —  darstellen,  wozu  die  antiken 
Münzen  des  lukanischen  Pästum  aus  der  Zeit  der  römischen  Republik 
eine  merkwürdige  Parallele  ganz  ähnlicher,  im  Bereich  der  antiken 
Numismatik  einzig  dastehender  Prägungsdarstellung  bilden. 

Die  einzige  privatrechtsgeschichtliche  Arbeit  und  zugleich  einen 
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der  besten  Beitrage  des  Bandes  bringt  Karl  Rauch  mit  seiner  Ab- 
handlung über  Gewährschaftsverhältnis  und  Erbgang  nach 
älterem  deutschen  Recht  (S.  529  ff.).  Gegenüber  namentlich  Herbert 
Meyer,  welcher  den  Gewährenzug  als  das  einzige  und  lediglich  zur 
Abwälzung  des  Diebstahlsverdachts  gegebene  Verteidigungsmittel  im 
Anefangsprozeß  betrachten  will,  führt  Rauch  aus,  daß  jedenfalls  die 
Berufung  auf  erbrechtlichen  Erwerb  ein  durchgreifendes  Verteidigungs- 
mittel geboten  habe.  Mit  dem  Nachweis,  daß  die  Sache  ererbt  ist  und 
vom  Erblasser  rechtmäßig  erworben  worden  ist  (fränkisch,  nordisch) 
oder  überhaupt  nur  durch  Nachweis  des  Erbschaftserwerbs  (bayrisch) 
oder  aber  des  Erbschaftswerbs  und  des  ruhigen  Besitzes  des  Erblassers 
(fränkisch,  nordisch)  vermeidet  der  Beklagte  den  weiteren  Gewährenzug; 
sobald  ein  Erbgang  dazwischen  tritt,  ist  der  Zug  abgeschnitten.  Dieser 
immerhin  auffallende  Satz  wird  innerlich  mit  der  passiven  Unvererblich- 
keit der  Gewährschaftspflicht  sehr  glücklich  begründet.  Rauchs  Aus- 
führungen, denen  inzwischen  in  der  Hauptsache  auch  Alfred  Schnitze 
(der  anfänglich  anderer  Ansicht  war)  beigetreten  ist,  sind  durch  die 
dargebotenen  Quelleninterpretation  einleuchtend  gemacht.  Die  Novelle 
zur  Lex  Salica  (Hesseis  cap.  99)  ist  freilich  in  ihrem  Wortlaut  mehr- 
deutig, auch  hat  bereits  A.  Schnitze  darauf  hingewiesen,  daß  die  Aus- 
legung des  langobardischen  und  angelsächsischen  Rechts  Zweifel  erweckt 
—  aber  hier  ist  in  der  Tat  getrennte  Fortentwicklung  der  einzelnen 
Rechte  denkbar.  Jedenfalls  hat  Rauch  die  schwierige  Lehre  von  der 
Fahrnisvindikation  durch  die  vorliegende  Abhandlung  in  Fortführung 
seiner  früheren  Ausführungen  stark  gefördert  und  insbesondere  aufs 
Neue  gezeigt,  daß  der  namentlich  von  Alfred  Schultze  betretene  Weg 
der  Heranziehung  der  Gewährschaftspflicht  geeignet  ist,  in  das  Dunkel 
Licht  zu  bringen.  — 

Zur  Rechtsgeschichte  der  neueren  Zeit  leitet  der  gelehrte  Auf- 
satz von  Rudolf  Smend  über:  Zur  Geschichte  der  Formel  »Kaiser 
und  Reich"  in  den  letzten  Jahrhunderten  des  alten  Reiches  (439 ff.) 
Smend  verfolgt  auf  Grund  seiner  zur  Geschichte  des  Reichskammer- 
gerichts gemachten  Studien,  wie  sich  allmählich  der  im  18.  Jahrhundert 
blühende  Sprachgebrauch  durchsetzt,  welcher  unter  „Reich"  nicht  mehr 
wie  das  Mittelalter  den  Gesamtstaat  (dem  der  „Kaiser"  nur  als  Ober- 
haupt beigefügt  wird),  sondern  die  Gesamtheit  der  Reichsstände  im 
Gegensatz  zum  Kaiser  versteht.  Der  Reichsreformperiode  noch  fremd, 
zeigt  sich  der  jüngere  Sprachgebrauch  zuerst  bei  den  Erörterungen 
über  das  protestantische  Widerstandsrecht  im  16.  Jahrhundert,  erscheint 
dann  in  der  staatsrechtlichen  Literatur  zu  Anfang  des  17.  Jahrhunderts 
(Paurmeister,  Reinkingk)  und  offiziell  zuerst  in  einer  hessischen  Er- 
klärung über  das  Reichskammergericht  von  1646,  in  Reichsgesetzen  dann 
seit  dem  westfälischen  Frieden,  und  zwar  wird  „Reich"  zunächst  nur 
im  Sinne  der  im  Reichstage  vereinigten  Stände  („Reichsbedenken, 
Reichskonsultationen,  Reichsgutachten")  gebraucht,  allmählich  dann, 
wenigstens  in  der  Literatur  und  im  Geschäftsstil,  schlechthin  im  Sinne  der 
Stände  überhaupt.  Die  kurze  Abhandlung  zeigt  Smends  große  Belesenheit 
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in  Literatur  und  Quellen  zur  Geschichte  des  alten  Keichs  und  wird 
auch  dem  Philologen  willkommen  sein.  —  Nicht  geradezu  rechts- 
historisch, aber  für  die  Staatenpraxis  und  die  Behandlung  der  aus- 
wärtigen Angelegenheiten  zur  Zeit  Friedrichs  des  Großen  von  Interesse 
ist  der  Aufsatz  Reinhold  Kosers  über  eine  preußisch-englische 
Verh  andl  ung  von  1743  wegen  der  Reichsneutrali  tat  (S.  367— 383). 
Es  werden  darin  Mitteilungen  aus  deutschen  und  englischen  Archiven 
über  die  Idee  Friedrichs  des  Großen  gemacht,  das  bewaffnete  Ein- 
schreiten Englands  zu  Gunsten  Maria  Theresias  gegenüber  dem  Kaiser 
Karl  VII  zu  verhindern  und  zwar  durch  eine  kriegerische  Aktion  des 
Reichs  und  der  Reichsarmee  zur  Wahrung  der  Reichsneutralität. 
Freilich  das  Reich  hat  sich  nicht  gerührt;  Friedrich  mußt!  allein  den 
Krieg  1744  eröffnen,  er  war  1743  diplomatisch  mit  seinen  Ideen  des 
Reichskriegs  unterlegen.  Koser  weist  aber  nach,  daß  die  damals  in  der 
Presse  verbreitete  scharfe  Antwort.  Englands  nur  mündlich,  nicht  ein- 
mal als  Verbalnote  erteilt  wurde  und  daß  der  offizielle  Text  der 
Antwortnote  viel  milder  lautete.  —  Von  der  preußischen  Rechts- 
geschichte geht  der  vortreffliche  Aufsatz  0.  Hintzes,  der  Kommis- 
sarius  und  seine  Bedeutung  in  der  allgemeinen  Verwaltungs- 
geschichte (S.  493— 528)  aus,  weitet  sich  aber  alsbald  zu  einer  die 
gesamte  europäische  Entwicklung  überblickenden  rechtsvergleichenden 
Studie.  Hintze  schildert  die  preußischen  Kommissariatsbehörden  und 
zeigt  unter  Benutzung  des  Buches  von  S.  Hanotaux  über  die  franzö- 
sischen Intendanten  (1884)  sowie  unter  Heranziehung  sehr  interessanter 
Darlegungen  Bodins  über  den  Unterschied  von  office  und  commission, 
daß  in  der  Verwaltung  des  alten  Frankreich  die  Intendanturbehörden 
eine  ganz  ähnliche  Rolle  wie  die  preußischen  Kommissariatsbehörden 
spielen.  Diese,  im  Einzelnen  durchgeführte  Meinung  ist  durchaus  zu- 
treffend und  muß  sich  jedem  aufdrängen,  welcher  diese  Institute  auch 
nur  in  den  Hauptzügen  vergleicht;  ich  freue  mich  darin  die  Bestätigung 
einer  von  mir  seit  Jahren  in  meinen  Vorlesungen  vertretenen  Ansicht 
zu  finden.  Hintze  geht  die  verwandten  Erscheinungen  des  europäi- 
schen Rechtslebens  durch,  erwähnt  die  älteren  französischen  preVöte, 
die  maitres  des  requetes  als  commissaires  ddpartis,  die  englischen 
reisenden  justices,  aber  auch  die  fränkischen  missi  und  vor  allem  die 
päpstlichen,  überhaupt  kanonischen  Kommissarien.  Er  stellt  dann  den 
Hofkommissaren  die  Landkommissarien  gegenüber,  als  deren  Haupt- 
typen der  englische  Friedensrichter  und  der  preußische  Landrat  er- 
wähnt wird.  Die  Stellung  dieser  comissarii  gegenüber  den  ordentlichen, 
vielfach  rückständigen  Beamten  wird  unter  vielen  treffenden  und  guten 
Beobachtungen  zur  allgemeinen  Verwaltungsgeschichte  geschildert  und 
man  kann  Hintze  auch  darin  durchaus  Recht  geben,  daß  eine  der 
Hauptwurzeln  des  Kommissariatswesens  in  den  päpstlichen  Kommis- 
sarien liegt;  hängt  doch  sogar,  worauf  ich  früher  (D.  Lit.  Z.  1902  S.  563) 
schon  hingewiesen  habe,  der  preußische  Kammerprozeß  mit  dem  aus 
den  Instruktionen  der  päpstlichen  Spezialkommissare  herausgewachsenen 
Klementinenprozeß  eng  zusammen.  Die  Arbeit  Hintzes  fördert  die  neuere 
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Kechtsgeschicbte  in  hohem  Maße  und  zeigt  die  großen  Vorzüge  seiner 
Arbeitsweise  hier  von  einer  neuen  Seite.  —  Weiterhin  ist  noch  die 
sorgfältige  und  tiefeindringende  Arbeit  Robert  Arnolds  über  die 
Anfänge  des  preußischen  Militärkabinetts  (S.169— 200)  hervor- 
zuheben. Es  handelt  sich  um  die  Frage,  wann  aus  dem  —  nach  etwa 
fünfzigjährigem  Bestehen  zuerst  1768  nach  Eichels  Tode  durch  eine 
Instruktion  Friedrichs  des  Großen  regulierten  —  Kabinett  das  Militär- 
kabinett dadurch  sich  losgelöst  hat,  daß  die  militaria  einem  General- 
adjutanten, und  zwar  dem  jetzt  sog.  expedierenden  Generaladjutanten 
übertragen  wurden.  Arnold  stellt  fest,  daß  das  zu  Friedrichs  des 
Großen  Lebzeiten  noch  nicht  geschehen  ist,  sondern  daß  erst  im  Jahre 
1787  (vor  dem  8.  Oktober)  die  Einrichtung  eines  regelmäßigen  Vortrags 
des  Generaladjutanten  getroffen  wurde,  am  25.  Februar  1787  die  ersten 
nachweisbaren  militärischen  Kabinettsorders  ergingen  und  im  März 
1787  die  Expedition  der  Generaladjutantur,  also  die  militärische  Ab- 
teilung des  Kabinetts  vollständig  organisiert  war.  Eine  Reglemen- 
tierung ist  nicht  nachweisbar;  die  Ergebnisse  Arnolds  sind  aus  den 
Minüten-Bänden  des  Kabinetts  in  Verbindung  mit  einigen  anderen 
Quellen  erschlossen.  Seine  Darlegungen  bringen  vieles  Interessante 
über  die  Wöllnersche  Zeit  und  berichtigen  namentlich  in  manchen 
Punkten  Hüffers  Ansichten. 

Die  Geschichte  der  politischen  Ideen  im  19.  Jahrhundert  fördern 
die  Erörterungen  Friedrich  Meineckes  zur  Kritik  der  Rado- 
witz sehen  Fragmente  (S.  51— 59);  auf  Grund  handschriftlichen  Ma- 
terials aus  dem  Radowitzschen  Nachlasse  werden  die  von  Radowitz 
selbst  in  seinen  gesammelten  Schriften  herausgegebenen  „ Fragmente" 
zum  Teil  neu  datiert  und  inhaltlich  mit  den  früheren  Niederschriften 
verglichen,  die  den  Verfasser  konservativer  und  stärker  durch  den 
idealistischen  Doktrinarismus  der  christlich- germanischen  Kreise  be- 
einflußt zeigen  als  der  spätere  Druck,  ein  Ergebnis,  das  für  die  Be- 
urteilung der  Regierung  Friedrich  Wilhelms  IV.  und  ihrer  staats- 
wissenschaftlichen Anschauungen  um  so  mehr  in  Betracht  kommt,. als 
die  Handschrift  der  Zeit  nach  dem  Thronwechsel  von  1840  angehört.  — 

Der  psychologisch -interessante  Aufsatz  Otto  Krauskes,  Skiz- 
zen vom  Berliner  Hof  am  Anfang  des  siebenjährigen 
Krieges  (S.  811— 327)  schließlich  kann  hier  leider  nicht  besprochen 
werden,  da  er  nichts  Rechtshistorisches  enthält.  — 

Der  Festschrift  ist  nicht  wie  sonst  wohl  üblich  ein  Begrüßungs- 
wort oder  ein  Glückwunsch  vorausgesetzt ;  nur  ein  kurzes  Vorwort  des 
verdienstvollen  Herausgebers  Mario  Krammer  leitet  den  Band  ein. 
Aber  es  bedarf  auch  nicht  weiterer  Ausführungen.  Die  Fülle  des  Ge- 
botenen, von  der  nur  eine  ungefähre  Vorstellung  gegeben  werden 
konnte,  die  zum  Teil  glänzenden  Namen  der  Verfasser,  die  Opferwillig- 
keit, mit  der  mancher  Jüngere  andere  größere  Arbeiten  unterbrochen 
hat,  um  den  Jubiliar  durch  einen  Beitrag  zu  begrüßen,  sprechen  eine 
deutliche  Sprache.  Und  die  Verehrung  und  Hochachtung  für  Karl 
Zeumer,  in  dem  wir  alle  einen  unserer  besten  deutschen  Gelehrten 
Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte.  XXXII.  Germ.  Abt.  28 
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sehen  und  in  dem  jeder,  der  ihn  kennen  lernen  durfte,  vor  allem  auch 
den  deutschen  Mann  schätzen  wird,  reicht  unendlich  viel  weiter  als 
der  Kreis  der  Geber  dieser  Festschrift.  Ein  schweres  Geschick  hat 
Zeumer  vieles  genommen  und  so  manches  vorenthalten  —  aber  die  auf- 
richtige Hochschätzung  der  Fachgenossen  mag  ihm  vielleicht  ein 
kleiner  Trost  sein;  der  bei  weitem  größere  freilich  liegt  in  dem  inneren 
Erfolge  seiner  Lebensarbeit,  von  dem  das  vorliegende  Buch  auf  vielen 
Blättern  Zeugnis  ablegt. 
Marburg.  Ernst  Hey  mann. 


Festschrift  Heinrich  Brunner  zum  siebzigsten  Geburtstag 
dargebracht  von  Schülern  und  Verehrern.  Weimar,  Her- 
mann Böhlaus  Nachfolger.  1910.  842  S.  Lexikon- Oktav 
mit  Bildnis. 

Die  Festschrift  für  HeinrichBrunner,  die  zweite  der  großen  ger- 
manistischen Sammelschriften  aus  den  Erinnerungstagen  der  letzten  an- 
derthalb Jahre,  bedeutet  zusammen  mit  den  Festgaben  für  KarlZeumer 
und  Otto  v.  Gierke  eine  literarische  Huldigung,  wie  sie  unsere  Rechts- 
wissenschaft nur  selten  gesehen  hat.  Nicht  leicht  ist  bei  dem  Umfang 
und  dem  vielgestaltigen  Inhalt  der  vorliegenden  Sammelschrift  die 
Aufgabe  des  Berichterstatters.  Mancher  der  27  Beiträge  liegt  dem 
eigenen  Arbeitsgebiete  fern  und  kann  nur  nach  seiner  allgemeinen 
wissenschaftlichen  Bedeutung  geprüft  und  eingeschätzt  werden.  Aber 
auch  dort,  wo  die  Einzelbeiträge  in  langjährige  Arbeitsgebiete  fallen, 
darf  der  Berichtende  einer  Sammelschrift  wie  der  vorliegenden  gegen- 
über seine  Aufgabe  weniger  in  der  Hervorhebung  und  kritischen  Be- 
sprechung von  Einzelheiten,  als  in  der  Kennzeichnung  des  Neuen 
suchen,  was  gewonnen  ist. 

Den  Inhalt  der  Brunner-Festschrift  bilden  nicht  nur  ausschließ- 
lich Beiträge  zur  deutschen  bzw.  germanischen  Rechtsgeschichte. 
Ein  und  der  andere  Aufsatz  greift  über  diesen  Rahmen  hinaus,  indem 
er  eine  Frage  des  geltenden  Rechts  wählt,  sein  Thema  den  benach- 
barten Gebieten  des  Staats-  und  Kirchenrechts  entnimmt,  oder  —  wie 
der  Aufsatz  Liese gangs  —  eine  Episode  der  deutschen  Territorial- 
geschichte behandelt.  Dabei  blickt  überall  aus  dieser  Vielseitigkeit 
des  Inhalts  der  geistige  Einfluß  desjenigen  hervor,  dem  die  Festschrift 
gilt.  Nicht  wenige  der  Arbeiten  weisen  in  ihrem  Ausgangspunkt  oder 
in  ihren  Zitaten  darauf  hin,  wie  viel  sie  Brunn ers  Anregungen  ver- 
danken und  wie  ihre  Verfasser  mit  dem  Pfunde  wuchern,  das  er  in 
ihre  Hand  gelegt  hat.  —  Die  Sammelschrift  ordnet,  wie  dies  verständ- 
lich ist,  ihre  Beiträge  nicht  nach  systematischen  Gesichtspunkten.  In 
bunter  Reihenfolge  schließen  sich  die  Aufsätze  aneinander.  Versuchen 
wir  eine  innere  Gliederung,  so  legen  wir  am  besten  eine  Gruppierung 
nach  den   großen  Perioden  unserer  Rechtsentwicklung  zugrunde.    In 
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diese    Periodenteilung    lassen    sich   auch   die  Themata  einfügen,   die 
Nachbargebieten  entnommen  sind. 

Probleme  der  germanischen  bzw.  fränkischen  Zeit  behan- 
deln die  Aufsätze  Krammers,  Liebermanns,  Pappenheims 
und  Werminghoffs:  Mario  Krammer  hatte  bereits  in  früheren 
Stadien  des  Kämpfes  um  die  Entstehung  der  Lex  Salica  das  Wort  er- 
griffen und  dabei  auf  eine  spätere  ausführlichere  Begründung  seiner 
Ansichten  verwiesen.  Die  auf  S.  405 — 471  gegebene  Untersuchung 
„Zur  Entstehung  der  Lex  Salica"  löst  dieses  Versprechen  ein.  Der 
Verfasser  geht  davon  aus,  daß  als  älteste  uns  erhaltene  Fassung 
der  Lex  Salica  (A)  der  sogen.  Hunderttiteltext  in  seiner  glossierten 
Form  zu  gelten  habe;  für  ihn  lasse  sich  neustrischer  Ursprung  näch- 
weisen (S.  406).  Aus  ihm  abgeleitet  sei  eine  umgearbeitete  Re- 
daktion (B)  austrasischen  Ursprungs  (die  „erste"  Handschriften- 
familie der  bisherigen  Editionen).  Aus  A  und  B  sei  der  „zweite* 
Text  (C)  —  wohl  im  Auftrage  Karls  des  Großen  —  zusammengestellt. 
Aus  C  endlich  sei  die  Vulgatform,  die  sogen.  Emendata,  hervor- 
gegangen (S.  406.  407).  Den  Urtext  des  Gesetzes,  auf  dem  die  er- 
haltene älteste  Fassung  beruht,  besitzen  wir  nicht;  er  bestand  nach 
K.s  Auffassimg  aus  drei  Leges  Chlodovechs,  Childeberts  und  Chlothars, 
die  als  solche  durch  Eingangs-  und  Schlußworte  gekennzeichnet  waren. 
Wichtig  ist,  daß  der  Verfasser  dem  bisher  geringer  eingeschätzten 
Epilog  besondere  Bedeutung  beilegt  und  seinem  Bericht  ausschlag- 
gebende Daten  für  die  Entstehungsgeschichte  der  Lex  Salica  entnimmt. 
Die  Lex  Chlodovechs,  so  nimmt  er  an,  ist  zwischen  486  und  496,  ein 
Nachtrag  dazu  zwischen  496  und  507  entstanden;  die  Leges  Childeberts 
und  Chlothars  stammen  aus  der  Zeit  zwischen  524  und  558  (oder  557). 
Alle  drei  Leges  waren  ausschließlich  für  die  salisch-römische  Misch- 
bevölkerung  im  ehemaligen  Reiche  des  Syagrius  zwischen  Loire  und 
Kohlenwald  im  nordöstlichen  Gallien  berechnet.  Unter  Pippin  (ver- 
mutlich 763/764)  erfolgte  die  Zusammenziehung  der  drei  alten  Leges 
in  eine  einzige  Lex.  Diese  Redaktion  ist  die  uns  erhaltene  Fassung  A. 
Was  die  Verwertung  der  in  den  letzten  Jahren  viel  besprochenen 
Münzverhältnisse  anlangt,  so  schließt  sich  K.  den  Untersuchungen 
Luschins  von  Ebengreuth  an,  wonach  der  erst  in  B,  aber  noch 
nicht  in  A  begegnende  Schilling  zu  40  Denaren  der  des  verlorenen 
Urtextes  nicht  war.  Von  den  Prologen  weist  Verfasser  den  längeren 
Prolog  „Gens  Francorum*  dem  A-Text,  den  kürzeren  Prolog  „Placuit 
atque  convenit"  dem  Archetypus  von  C  zu.1)  Wer  die  rechtshisto- 
rischen Kämpfe  der  letzten  Jahre  verfolgt  hat,  erkennt,  wieviel  Neues 
und  Überraschendes  in  diesen  von  uns  nur  in  wenigen  Sätzen  wieder- 
gegebenen Forschungsergebnissen  liegt.  Er  weiß  auch,  daß  wir  noch 
nicht  am  Ende  der  literarischen  Kämpfe  um  die  Lex  Salica   stehen. 


*)  Eine  eingehendere  Inhaltsangabe,  als  hier  gegeben  werden  kann, 
s.  in  der  von  Luschin  von  Ebengreuth  im  N.  Archiv  Bd.  36  (1911) 
S.  583  ff.  entworfenen  Übersicht. 

28* 
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Soweit  eine  persönliche  Stellungnahme  im  Rahmen  unserer  Besprechung 
möglich  ist,  so  verdient  volle  Beachtung  die  dem  Epilog  für  die  Ge- 
schichte der  Lex  Salica  beigelegte  Bedeutung.  Das  gleiche  gilt  von 
dem  Bilde,  das  K.  von  der  Entstehung  des  verlorenen  Urtextes  ent- 
wirft, insbesondere  von  der  Annahme  einer  Dreiteilung  (Lex  Chlodovei 
tit.  1—77,  Lex  Childeberti  tit.  78—93,  Lex  Chlotarii  tit.  84—99)').  Auch 
den  beiden  Prologen  wird  bestimmt  und  überzeugend  ihr  Platz  zu- 
gewiesen. Ein  abschließendes  Urteil  ist  allerdings  erst  möglich,  wenn 
K.  seine  zunächst  nur  kurz  wiedergegebene  Auffassung  über  das  Ver- 
hältnis der  Texte  näher  begründet  hat;  ein  guter  Teil  der  auf- 
geworfenen Fragen  hängt  doch  in  letzter  Linie  mit  der  Entscheidung 
über  die  Einschätzung  und  Anordnung  der  Handschriften  zusammen.1) 
Von  Wert  ist  es,  daß  zu  den  Fragen  der  Bedeutung  des  Hunderttitel- 
textes —  freilich  neben  scharfem  Widerspruch8)  —  bereits  von  beson- 
ders sachkundiger  Seite  Zustimmung  geäußert  worden  ist.*)  Bestechend 
wirken  unter  Verwertung  der  rechtswissenschaftlichen  Untersuchungen 
Luschins  die  Schlußfolgerungen,  in  denen  K.  die  Handschriften- 
entwicklung und  Münzverhältnisse  miteinander  verflicht.  Halten  diese 
Ausführungen  stand,  so  würden  wir  damit  neue  Resultate  für  die  Text- 
gestaltung, nicht  nur  neue  Unterlagen  für  die  Prüfung  der  Bußver- 
hältnisse der  Lex,  sondern  zugleich  einen  Beitrag  zur  Lösung  der 
verwickelten  numismatischen  Fäden  gewinnen.*)  Allerdings  hat  sich 
gerade  in  den  letzten  Monaten  der  Kampf  um  die  Münzrechnung  der 
Lex  Salica  so  verschärft,  daß  auf  eine  Einigung  hierüber  zurzeit 
schwer  zu  rechnen  ist.  Mag  auch  mit  K.s  Untersuchung  nicht  das 
letzte  Wort  gesprochen  sein,  so  verdient  doch  dieser  reiche  Beitrag 
besonderen  Dank. 

Eine  zweite  quellengeschichtliche  Untersuchung  der  fränkischen 
Zeit  bietet   der  Aufsatz  Alb.  Werminghoffs    „Zu  den  bayrischen 

*)  8.  Rietschel  (Viertelj.-  Sehr.  f.  Sozial-  u.  Wirtschaftsgesch., 
Bd.  IX,  1911  S.  79)  sagt  von  der  Beweisführung  K.s  in  Hinblick 
auf  Epilog  und  Dreiteilung,  „daß  sie  etwas  durchaus  Überzeugendes 
hat".  Die  scharfe  und  eingehende  Entgegnung,  die  B.  Hilliger  (Lex 
Salica,  Epilog  und  Hunderttiteltext,  Hist.  Viertelj.  -  Sehr.  Jahrg.  XIV, 
1911  S.  153  ff.)  unter  voller  Ablehnung  der  Ergebnisse  K.s  veröffentlicht 
hat,  entzieht  m.  E.  K.s  Annahmen  nicht  den  Boden.  Für  eine  Reihe  von 
Gegensätzen  wird  schwerlich  eine  Brücke  zur  Verständigung  zwischen 
Hilliger  und  Kram  in  er  zu  finden  sein.  Unterstützend  für  die  Heraus- 
hebung der  tit.  1 — 74  als  älteren  Bestandteils  wirkt  —  worauf  Rietschel 
a.  a.  O.  S.  79  aufmerksam  macht  — ,  daß  tit.  1 — 74  die  westgotische  Euri- 
ciana  stark  benutzt  haben,  während  Spuren  dieser  Benutzung  in  den  späteren 
Teilen  fehlen.  —  2)  Siehe  zu  der  Textfrage  neuerdings  auch  Franz  Schramm, 
Sprachliches  zur  Lex  Salica  (Marburger  Dissert.  1911,  Marburger  Beiträge 
zur  roman.  Philologie,  Heft  3).  —  8)  Hilliger  a.  a.  0.  —  *)  Siehe  Riet- 
schel a.a.O.  S.  79;  vgl.  auch  den  Hinweis  Brunners  ZRG.  (G.)  Bd.  XXXI, 
1910  S.  482.  —  8)  Rietschel,  Die  Münzrechnung  der  Lex  Salica  (Viertelj.- 
Schr.  f.  Sozial-  u.  Wirtschaftsgesch.  a.  a.  O.  S.  29 ff.)  und  Hilliger,  Zur 
Münzrechnung  der  Lex  Salica  (Hist.  Viertelj.-Schr.  Jahrg.  XIV,  1911,  3.  Heft 
der  Nachrichten  und  Notizen  S.  465  ff.).  Gegen  Luschin  auch  Brunn  er 
in  seiner  Besprechung  von  L.s  Schrift  [ZRG.  (G.)  Bd.  XXXI,  1910  S.  475ff.] 
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Synoden  am  Ausgange  des  8.  Jahrhunderts"  (S.  39—55).  Die  Unterlage 
hierfür  bildet  ein  Fund,  den  Bibliothekskustos  Dr.  Leidinger  in  einem 
von  der  Königl.  Bibliothek  zu  München  neuerworbenen  Kodex  (C.  Mon. 
lat.  28135)  gemacht  hat.  Das  Material,  das  dadurch  gewonnen  wurde, 
kam  um  so  unerwarteter,  als  erst  im  Jahre  1908  die  Ausgabe  der  bayri- 
schen Synoden  des  8.  und  9.  Jahrhunderts  im  IL  Bd.  der  Mon.  Germ. 
Concil.  (1906 — 1908)  abgeschlossen  worden  war.  Wermingh  off,  dessen 
sachkundiger  Hand  wir  die  ebengedachte  Auegabe  der  Mon.  Gernt. 
verdanken,  zieht  die  neuen  Ergebnisse,  die  Cod.  Mon.  lat.  28135  bietet. 
Es  sind  dies  nicht  nur  Materialien  für  die  Revision  des  in  den  Mon. 
Germ,  vorhandenen  Textabdrucks  (S.  42),  sondern  vor  allem  eine  un- 
bekannte Vorrede  zu  den  Konzilien  von  Reisbach,  Freising  und  Salzburg 
aus  dem  Jahre  800.  Den  Wortlaut  dieser  Vorrede  druckt  W.  S.  42 — 44 
ab  und  entnimmt  ihm  neue,  die  früheren  Untersuchungen  stützende 
Ergebnisse.  —  In  den  weiteren  Kreis  verwandter  Rechte  führt  uns 
Felix  Liebermanns  „Friedlosigkeit  bei  den  Angelsachsen"  (S.  17 
bis  38)  und  Max  Pappenheims  Aufsatz  „Die  Pflegekindschaft  in  der 
Graugans'  (S.  1 — 15).  Lieber  mann  gibt  die  sprachlichen  Unterlagen, 
zieht  verwandte  Einrichtungen  zum  Vergleich  heran  und  wendet  sich 
von  Ziffer  8  seiner  Ausführungen  beginnend  einer  genauen  Analyse  der 
angelsächsischen  Friedlosigkeit  zu.  Deutlich  erkennbar  ist  der  Einfluß 
nordischen  Rechts,  der  seit  dem  10.  Jahrhundert  in  England  einsetzt. 
Ebenso  deutlich  treten  überall  vor  die  Augen  des  Lesers  die  Parallelen, 
die  wir  aus  verwandten  Quellen  ziehen  können.  Sie  zeigen  sich  in 
den  Voraussetzungen  der  Friedlosigkeit  (S.  276)  *),  ihrer  Verhängung 
(S.  24  ff.),  wie  in  ihren  Folgen  (S.  33  ff.).  So  rundet  L.s  Untersuchung 
unter  Beibringung  dankenswerter  Details  für  den  angelsächsischen 
Quellenkreis  das  allgemeine  Bild  der  Friedlosigkeit  im  germanischen 
Rechte  ab.  Auch  Pappenheims  Aufsatz  bedeutet  eine  willkommene 
Vervollständigung  dessen,  was  frühere  Forschungen  gebracht  haben. 
Die  Frage  der  Pflegekindschaft  im  nordischen  Recht,  die  P.  behandelt, 
ist  bereits  von  Kälund  und  Maurer  untersucht  worden.  Was  beide 
bringen,  ist  keine  erschöpfende  Beantwortung  aller  auftauchenden 
Fragen.  Zur  Aufklärung  der  mancherlei  noch  vorhandenen  ungelösten 
Probleme  beschäftigt  sich  P.  speziell  mit  der  Graugans  und  gewinnt 
aus  ihr  neue  Ergebnise.  Das  Bild,  das  uns  in  der  Graugans  entgegen- 
tritt, ist  nicht  die  ursprüngliche  Gestalt  der  Pflegekindschaft.  Was 
hier  geschildert  wird,  sind  vielmehr  die  Überreste  einer  älteren  Ord- 
nung, die  in  weitergehendem  Umfange  die  Pflegekindschaft  mit  den 
Wirkungen  der  Verwandtschaft  ausgestattet  hatte.  Begründet  durch 
einen  Vertrag  zwischen  dem  leiblichen  Vater  und  demjenigen,  der 
das    Kind    zur     Erziehung    übernimmt2),     ist     das     Rechtsverhältnis 


')  Ein  Unterschied  in  der  Natur  der  Schuld,  deren  Erfüllung  ungehor- 
sam verweigert  wird,  wird  nicht  gemacht;  auch  die  rein  zivile  Schuld  kann 
zur  Friedlosigkeit  führen.  Für  die  Friedlosigkeitsverbrechen  siehe  die  inter- 
essante Zusammenstellung   S.  30  ff.    —    *)   Vgl.  zur  Frage  der  Begründung 
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zwischen  Pflegevater  und  leiblichem  Vater  nach  der  Graugans  durch- 
aus schuldrechtlicher  Natur.  Mehr  und  mehr  trat  die  vertrag- 
liche Seite  in  den  Vordergrund.  Der  Sache  nach  —  das  ist  das  Re- 
sultat, zu  dem  P.  gelangt  —  ist  der  Übergang  von  dem  familienrecht- 
lichen Institute  der  Pflegekindschaft  zu  einem  wesentlich  obligato- 
rischen Erziehungsvertrage  zu  erheblichem  Teile  in  der  Graugans  bereits 
vollzogen. 

Größer  ist  die  Zahl  der  Beiträge,  die  ihre  Themata  dem  mittel- 
alterlichen Rechte  entnehmen.  Als  Überleitung  können  wir  die 
Aufsätze  Hans  Schreuers  (Wahlelemente  in  der  französischen  Königs- 
krönung ;  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  deutschen  Verhältnisse,  S.  649 
bis  687)  und  Michael  Tangls  (Urkunde  und  Symbol,  S.  761—773)  vor- 
anstellen, weil  beide  Aufsätze  in  ihren  Quellenbelegen  auf  die  vorher- 
gehende Periode  zurückgreifen.  Schreuer  gliedert  in  übersichtlicher 
Weise  seinen  Stoff  nach  den  Stichworten:  Wahlrecht,  Akklamation,  Zu- 
sicherungen des  Königs.  Das  Wahlrecht  in  strengem  Sinne  des  Wortes 
endet  in  Frankreich  mit  der  Wahl  Hugo  Kapets.  Von  diesem  Zeitpunkte 
ab  (987)  gibt  es  zwar  auch  noch  eine  electio  mit  consensus  episcoporum 
et  procerum.  Die  treibende  Kraft  aber  ist  dabei  der  König,  der  sei- 
nem Sohne  die  Nachfolge  sichert  (S.  655).  Nur  bei  günstiger  Gelegen- 
heit bricht  das  alte  Wahlrecht,  wenngleich  in  schwächerem  Maße, 
wieder  durch.  Von  besonderem  Interesse  sind  die  Vergleiche,  die  S. 
über  das  Wesen  der  Akklamation  des  Volkes  zwischen  den  französischen 
und  den  deutschen  Verhältnissen  zieht.  Während  in  Deutschland  die 
Akklamation  von  der  Salbung  und  Krönung  bis  ans  Ende  des  Reichs 
erhalten  bleibt1),  verschwindet  sie  in  Frankreich  seit  1226.  Seit  der 
2.  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  verschwindet  hier  auch  der  letzte  Rest, 
das  Te  Deum  vor  der  Salbung  und  Krönung.  „Das  absolute  Königtum 
hat  hier  das  letzte  Rudiment  der  Volkswahl  aufgesogen."2)  Für  die 
königlichen  Zusicherungen  wird  mit  Recht  betont,  daß  sie  keine  Wahl- 
kapitulationen in  streng  formalem  Sinne  sind.  Sie  sind  nicht  Vorbedingung 
und  Vorläufer  des  Wahlvorgangs,  sondern  folgen  ihm  nach.3)  Auch 
Tangls  Aufsatz  greift  in  seinen  Belegen  ins  8.  Jahrhundert  zurück. 
Er  beginnt  mit  der  bekannten  Befestigung  der  Zweigspitze  der  festuca 


die  für  die  Geschichte  des  Pflegekindschaftsvertrags  äußerst  instruktive  Er- 
zählung des  Häkon  Adalsteinsföstri  (S.  11). 

x)  Vgl.  hierfür  neuerdings  auch  H.  Schreuer,  Die  rechtlichen  Grund- 
gedanken der  französischen  Königskrönung,  mit  besonderer  Rücksicht  auf 
die  deutschen  Verhältnisse  (1911),  und  H.  Schreuer,  Wahl  und  Krönung 
Konrads  IL  in  der  Hist.  Viertelj.-Schr.  1911  S.  333.  Dem  Beitrag  zur 
Brunner -Festschrift  entsprechen  die  §§  5 — 7  der  erstgenannten  umfang- 
reichen Arbeit  (s.  Vorwort).  —  2)  Über  das  leise  Wiederauftauchen  dieser 
Akklamation  bei  der  Krönung  Heinrichs  II.  (1547)  und  ihre  lautere  Äuße- 
rung bei  der  Krönungsfeier  Heinrichs  IV.  (1594)  siehe  S.  669  f.  Bei  der 
Krönung  Ludwigs  XIV.,  XV.  und  XVI.  antwortet  die  Versammlung  charakte- 
ristischerweise „par  un  respectueux  silence".  —  8)  Vgl.  S.  675ff.,  für  den 
Vergleich  mit  den  deutschen  Verhältnissen  vor  allem  S.  684  ff. 
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am  Testamente  Abt  Fulrads  von  St.  Denis1),  „ein  sichtbarer  Kompromiß 
römisch-rechtlicher  und  deutsch -rechtlicher  Anschauung".  Es  gilt  c^e 
Frage,  ob  hier  ein  singulärer  Vorgang  vorliegt.  Die  Behauptungen 
vonMichelsen  undMorcaldi,  die  auf  eine  größere  Zahl  von  Fällen 
gleicher  Art  schließen  lassen,  stellen  sich  bei  näherer  Prüfung  als  un- 
begründet heraus.  Dafür  weist  T.  in  interessanter  Weise  auf  andere 
Verbindungen  von  Urkunde  und  Symbol  hin:  Fälle,  in  denen  die  ur- 
kundliche Eintragung  auf  dem  Symbol  selbst  angebracht,  oder  in  denen 
(wie  bei  der  Abbildung  in  Nouveau  traite  4  S.  '470)  ein  Stab  mit  einem 
Bleimantel  umzogen  war,  auf  dem  man  die  Notitia  einritzte.  Diese 
Fälle  stehen  der  volksrechtlichen  Auffassung  noch  näher  als  das  Testa- 
ment Fulrads,  bei  dem  das  Symbol  lediglich  an  der  Urkunde  befestigt 
wurde.  Dem  letztgedachten  Beispiele  verwandt2)  sind  dagegen  zwei 
Urkunden  aus  der  Wende  des  12.  zum  13.  Jahrhundert,  bei  denen  die 
Handlung  der  Grundstücksübergabe  durch  Niederlegen  eines  Messers 
auf  dem  Altar  der  Kirche  abgeschlossen,  hierauf  eine  Notitia  aus- 
gestellt und  an  diese  Notitia  das  niederlegte  Messer  geheftet  wurde. 
Unter  den  übrigen  dem  mittelalterlichen  Rechtskreise  angehören- 
den Beiträgen  lassen  sich  einzelne  Gruppen  bilden.  Nebeneinander 
stellen  lassen  sich  zunächst  mit  Rücksicht  auf  innere  Beziehungen  die 
Aufsätze  von  Federico  Patetta,  Nuove  ipotesi  sulla  patria  della 
cosi  detta  Lombarda  (S.  349 — 378),  und  Augusto  Gaudenzi,  Un 
nuovo  documento  sopra  Gualcoso  e  la  storia  della  cosidetta  Valcausina 
(S.  539 — 572).  Beide  entnehmen  ihre  Untersuchungen  dem  Quellengebiete 
des  lombardischen  Rechts.  Die  Frage  nach  der  Heimat  der  Lombarda 
ist  trotz  wiederholter  Behandlung  noch  nicht  zu  einer  abschließenden 
Antwort  gekommen.  Neben  die  Hypothesen  aus  weiter  zurück- 
liegenden Jahrzehnten  sind  in  den  letzten  Jahren  neue  Behauptungen 
getreten,  die  Mailand  (Neumeyer)3),  die  Schule  vonMantua  (Besta)*) 
oder  Ravenna  (Gaudenzi)8)  als  Heimat  der  Lombarda  in  Anspruch 
nehmen.  In  dem  Streit .  über  die  Heimatfrage  spielt  ein  Stück  des 
Cod.  Cassinens.  328  eine  Rolle.  Bim  gilt  die  Untersuchung  Patetta s. 
P.  stellt  zunächst  den  Wortlaut  der  vielumstrittenen  Stelle  fest ;  er  laute 
bestimmt  „  (Ut  facilius  discant)  P  e  d  0  n  e  studentes  ■ .  Dieses  „  Pedone  *  sei 
Pedona  (Borgo  San  Dalmazzo)  oder  Tordona  (Tortona).  Allerdings  be- 
antworte diese  Feststellung  nicht  die  Frage  über  den  Entstehungsort 
der  Lombarda  selbst.*)  Das  Problem  des  Heimatsortes  der  Lombarda 
bleibe  vielmehr  ungelöst,  wenn  nicht  glückliche  neue  Funde  hierüber 
Licht  brächten.    Die  Ortsangabe  im  Cod.  Cassinens.  328  ist  deshalb  nur 


x)  Siehe  Tangl  im  Neuen  Archiv  Bd.  32  S.  167—217.  —  2)  Zu- 
gleich stellen  sie  ein  Mittelglied  zwischen  beiden  Gruppen  dar.  — 
J)  ZRG.  (G.)  XX,  1899  S.  249f.  —  *)  L'opera  di  Vacella  e  la  scuola 
giuridica  di  Mantova  (Turin  1902)  p.  50 — 53.  —  5)  Lo  svolgimento  parallelo 
del  diritto  longobardo  e  del  diritto  romano  a  Ravenna  (Bologna  1908).  — 
*)  Cod.  Cassiu.  328  läßt  sich  auch  nicht  für  die  Existenz  eines  „editto 
Ghibertino"  (wie  dies  Gaudenzi  annimmt)  ins  Feld  führen.  Vgl.  Patetta 
S.  353,  360. 
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von  Interesse,  um  den  Platz  zu  bestimmen,  in  dem  im  Beginn  des 
12.  Jahrhunderts  „la  Lombarda  veniva  spiegata  e  commentata  davanti 
ad  un  certo  numero  di  studentes".  Der  Beantwortung  dieser  Frage 
dienen  Untersuchungen  über  Borgo  San  Dalmazzo  und  über  Tortona. 
Mehr  anhangsweise  folgen  Ausführungen  über  die  Redaktion  der  Lom- 
barda in  den  Fragmenten  von  Sutri,  die  P.  mit  Recht  als  Stücke  der 
Lombarda  Vulgata  bezeichnet.  Im  Bannkreise  des  lombardischen  Rechts 
steht  auch  Gaudenzis  Beitrag.  Seine  Untersuchungen  bilden  zugleich 
die  Weiterführung  von  Forschungen,  die  der  gleiche  Verfasser  in  den 
Memorie  della  R.  Accad.  delle  scienze  dell'  Ist.  di  Bologna  T.  I.1)  und 
in  den  Melanges  Fitting  niedergelegt  hat.  Was  G.  in  der  vorliegenden 
Festschrift  bringt,  geht  von  dem  glücklichen  Funde  einer  Gerichts- 
urkunde im  Cod.  CLXXXII  der  Kapitelbibliothek  zu  Vercelli  aus.  Sie 
trägt  die  Unterschrift  „Ego  Uualcausus  iudex  .  .  .  Missus  Domini 
Regis  Ssi" 2)  und  nennt  als  anwesend  bei  den  Verhandlungen  „Lantelmus 
comes  palatii".  Beide  Namen  bieten  die  Unterlage  für  eingehendere 
Untersuchungen  über  die  in  Betracht  kommenden  Personen  und  ihre 
Stellung.  Der  Name  des  Walcausus8)  leitet  zugleich  zu  der  zweiten 
von  G.  behandelten  Frage  über:  la  storia  della  cosidetta  Valcausina. 
Die  Erörterung  dieser  Frage  mündet  in  die  Diskussion  über  die  grund- 
legenden Probleme  der  mittelalterlichen  Rechtsverhältnisse  Italiens  ein, 
die  G.  in  seinen  früheren  obengenannten  Untersuchungen  angeregt  hat. 
Die  Stellungnahme  zu  den  neuen  Ergebnissen  läßt  sich  deshalb  auch 
nur  schwer  von  der  Stellungnahme  zu  den  älteren  Untersuchungen  und 
Hypothesen  G.s  trennen.  Sie  fällt  für  den  Berichterstatter,  soweit  sie 
die  Entstehung  der  Lombarda  und  ihre  Verbindung  mit  der  scuöla  di 
Ravenna  treffen,  verneinend  aus.  Seine  Bedenken  bestehen  deshalb 
trotz  Verständnisses  für  das  Verlockende  einer  Linienführung,  wie  sie 
G.  wagt*),  auch  für  entscheidende  Teile  der  Geschichte  des  „Walcau- 
sina". 

Noch  eine  andere  Zusammenfassung  mehrerer  Beiträge  ist  mög- 
lich. Freilich  ist  sie  weniger  innerlicher  als  zeitlicher  und  terri- 
torialer Natur.  Sie  betrifft  Felix  Schillers  Aufsatz  „Das  erste 
ungarische  Gesetzbuch  und  das  deutsche  Recht"  (S.  379 — 404)  und  die 
Untersuchung  A.  von  Timons  über  „Die  Entwicklung  und  Bedeutung 
des  öffentlichen  Begriffs  der  Heiligen  Krone  in  der  ungarischen  Ver- 
fassung" (S.  309 — 338).  Schiller  gibt  eine  übersichtliche  synoptische 
Zusammenstellung  von  Vorschriften  der  Gesetze  Stefans ,  des  Heiligen 
(987 — 1038)  mit  den  als  Quelle  erscheinenden  deutsch-rechtlichen  Be- 
stimmungen.5) Das  Ergebnis,  zu  dem  Verf.  gelangt,  ist,  daß  „die  Ge- 
setze Stefans  des  Heiligen  ( —  wenn  man  ihren  reichen  Inhalt  als  Ganzes 
betrachte  — )  dem  deutschen  Rechte  herzlich  wenig  verdanken"  (S.  403). 

*)  Siehe  die  oben  S.439  Anm.  5  zitierte  Abhandlung.  —  2)  Die  Unterschrift 
des  Walcausus  auf  der  Urkunde  ist  eigenhändig  (S.  540).  —  3)  G.  gibt  der 
Schreibweise  „Gualcosus"  den  Vorzug  (S.  539  Anm.  2).  —  *)  Vgl.  die  ein- 
leitenden Worte  S.  539.  —  *)  Z.  B.  Mainzer  Konzil  von  847,  lex  Baiuvario- 
rum,  bayerische  Konzilschlüsse ;  auch  einige  Bestimmungen  aus  Pseudoisidor. 
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Gerade  die  scheinbar  bedeutendsten  Entlehnungen  *)  seien  in  "Wirklich- 
keit fast  bedeutungslos.  In  der  Tat  handelt  es  sich  bei  diesen  Ent- 
lehnungen fast  ausnahmslos  um  allgemein  gehaltene  Erklärungen  ohne 
Rechtsinhalt,  die  ohne  nennenswerten  Verlust  für  den  Gesamtgehalt  des 
Rechtsbuchs  hätte  wegbleiben  können.  Timons  Aufsatz  führt  uns  in 
einen  eigenartigen  mystischen  staatsrechtlichen  Anschauungskreis:  Die 
Krone  Stefans  des  Heiligen  wird  von  der  ungarischen  Nation  als  heilig 
betrachtet.  Sie  wird  zugleich  „als  der  eigentliche  Inhaber  der  höch- 
sten Staatsgewalt  personifiziert".  Dieses  Mysterium  der  heiligen  Krone 
und  in  Verbindung  damit  der  Begriff  des  totum  corpus  Sacrae  regni 
Coronae  stammt  nach  T.s  Ausführungen  nicht  aus  dem  Bereiche  kirch- 
licher Vorstellungen,  sondern  sei  eine  wirklich  staatsrechtliche  Konstruk- 
tion. Sie  sei  „die  eigentümliche  Schöpfung  der  Verfassungsentwicklung 
des  ungarischen  Volkes,  die  noch  heute  den  Mittelpunkt  und  das  Funda- 
ment des  ungarischen  Staatsrechts  und  der  Staatsverfassung  bildet" 
(S.  317 ff.).2) 

Außerhalb  der  Grenzen  des  deutschen  Reichs  i.  e.  S.  stehen  außer 
den  genannten  Aufsätzen  noch  die  Beiträge  von  G.  Des  Marez, 
Robert  Cai Hemer  und  Paul  Vinogradoff.  Den  Ausgangspunkt 
Des  Marez'  (Le  sens  juridique  du  mot  „oppidum"  dans  les  textes 
flamands  et  brabancons  des  XIIe — XIII6  siecles,  S.  339 — 348)  bildet  die 
Untersuchung,  ob  das  Wort  „oppidum",  wenn  es  in  den  vlämischen  und 
brabanter  Urkunden  des  12.  und  13.  Jahrhunderts  erscheine,  „une  ville 
ernmuraillee  ou  tout  au  moins  munie  de  certains  travaux  de  defense" 
(S.  339)  bedeute.  Die  Antwort  lautet  auf  Grund  eines  übersichtlich 
zusammengestellten  Quellenmaterials  verneinend.  Nicht  die  Um- 
mauerung  gilt  als  entscheidendes  juristisches  Moment,  sondern  daß  der 
betreffende  Ort  ist  „un  endroit  affranchi",  d.  h.  ein  auf  der  Basis  städti- 
schen Rechts  privilegierter  Ort.  Den  Entwicklungsgang,  den  Caillemer 
(Les  formes  et  la  nature  de  l'engagement  immobilier  dans  la  rögion 
lyonnaise,  Xe — XIIIe  siecles,  S.  279 — 307)  von  dem  Entwicklungsgang 
der  Immobiliarverpfändung  in  der  Gegend  von  Lyon  entwirft,  fordert 
lebhaft  zu  Vergleichen  mit  der  Pfandrechtsentwicklung  unserer  älteren 
deutschen  Quellen  heraus.  Zeitlich  nebeneinander  stehen  in  den  Ur- 
kunden „gage  de  proprio"  (gage  de  substance,  Substanzpfand)8)  und 
„gage  de  jouissance"  (Nutzungspfand).  Das  Substanzpfand  verschwindet 
in  seinem  alten  Sinne  im  11.  Jahrhundert,  erhält  sich  aber  bis  ins 
12.  und  13.  Jahrhundert  in  der  Gestalt,  daß  sich  der  Schuldner  ein 
lebenslängliches  Rückkaufsrecht  vorbehält.  Seit  dem  12.  Jahrhundert 
überwiegt  in  der  Praxis  die  Form  des  Nutzungspfandes.-4)  Es  lassen 
sich  aber  in  Lyoneser  Urkunden  auch  Falle  nachweisen,  in  denen  der 


*)  Die  wörtlich# übernommenen  ersten  fünf  Kapitel.  —  *)  Für  die  Kon- 
sequenzen dieser  Anschauung  siehe  vor  allem  S.  321.  323.  325.  333.  335  ff. 
—  8)  Mit  regionär  erscheinenden  „justi  preciatores"  zur  Schätzung  des 
Wertes  des  Pfandobjekts,  wenn  am  Verfalltage  die  Zahlung  ausbleibt.  — 
*)  Für  die  Gewährung  der  saisine  de  l'immeuble  siehe  S.  299,  für  die  Stel- 
lung des  Verpfänders  S.  301. 
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Verpfänder  den  Besitz  behält.  Seit  dem  13.  Jahrhundert  löst  —  in 
langsamer  Entwicklung  —  die  einsetzende  Romanisierung  die  alten  be- 
stehenden Rechtsanschauungen  ab.  Auch  Vinogr ad  off  s  Aufsatz  „Zur 
Geschichte  der  englischen  Klassifikation  der  Vermögensarten tt  (S.  573 
bis  577)  entnimmt  seine  Belege  dem  13.  Jahrhundert.  In  der  Differen- 
zierung der  rechtlichen  Behandlung  von  Liegenschaft  und  Fahrnis  ist 
das  englische  Recht  am  weitesten  gegangen.  Die  Unterscheidung  von 
Realproperty  und  Personalproperty *)  ist  auch  heute  noch  nicht  zur 
bloßen  Form  geworden.  Zur  Erklärung  dieses  Gegensatzes  ist  auf  die 
eigenartige  Rezeption  der  römischen  Grundsätze  in  England  Bezug  ge- 
nommen worden.  Verf.  weist  noch  auf  andere  Beweggründe  für  die 
gedachte  Unterscheidung  hin.  Ein  maßgebender  Gesichtspunkt  sei  na- 
mentlich durch  den  Gegensatz  zwischen  weltlicher  und  geistlicher 
Gerichtsbarkeit  und  Rechtsauffassung  gegeben  gewesen  (S.  574).  Zum 
Belege  zieht  Verf.  einen  äußerst  charakteristischen  Rechtsfall  aus  dem 
Jahre  1219  heran  und  löst  mit  feiner  Hand  die  verschlungenen 
juristischen  Fäden  des  Vergleichs,  mit  dem  der  Rechtsstreit  endete. 
Von  den  mit  ihrem  Thema  innerhalb  der  Grenzen  des  mittelalter- 
lichen deutschen  Rechts  liegenden  Aufsätzen  ist  Ulrich  Stutz*  Bei- 
trag »Die  rheinischen  Erzbischöfe  und  die  deutsche  Königswahl" 
(S.  57—78)  im  wesentlichen  eine  Zusammenfassung  der  Ergebnisse  der 
größeren  Schrift  des  gleichen  Verfassers  „Der  Erzbischof  von  Mainz 
und  die  deutsche  Königswahl"  (Weimar  1910).  Ursprünglich  als  Bei- 
trag für  die  Brunner-Festschrift  bestimmt,  war  die  letztgedachte  Unter- 
suchung im  Laufe  der  Arbeit  so  angewachsen,  daß  sie  in  Buchform 
erscheinen  mußte.  Eine  Besprechung  des  vorliegenden  Beitrags,  der  in 
seinem  Rahmen  durch  die  Nebeneinanderstellung  der  drei  Erzbischöfe 
über  den  Rahmen  der  Sonderschrift  hinausgeht,  muß  nach  den  gelten- 
den Redäktionsbestimmungen  unterbleiben;  für  Inhalt  und  Ergebnisse 
sei  auf  die  Selbstanzeige  der  größeren  Schrift  durch  den  Verfasser  im 
letzten  Hefte  dieser  Zeitschrift*)  verwiesen.    — -    Zeitlich  nahe  stehen 


*)  Vinogradoff  verdeutscht  beide  Ausdrücke  glücklich  mit:  „ding- 
liches und  persönliches  Vermögen".  —  2)  Dazu  sei  an  dieser  Stelle  noch 
folgendes  nachgetragen.  Auf  S.  30  der  größeren  Schrift  hatte  ich  in  der 
Anmerkung  ausgeführt,  Aribos  Schreiben  an  die  Kaiserin  Kunigunde  vom 
Mai  1024  lege  die  Annahme  nahe,  die  Übertragung  des  Krönungsrechtes 
an  Piligrim  von  Köln  sei  schon  Weihnachten  1023  durch  Benedikt  VIII.  im 
Zusammenhang  mit  dem  Hammersteinscben  Ehehandel  erfolgt,  und  daran  die 
Bemerkung  geknüpft,  es  falle  auf,  daß  noch  niemand  auf  diese  Deutung 
jenes  Schreibens  gekommen  sei.  Dem  ist  aber  nicht  so.  In  einer  lang- 
jährige Beschäftigung  mit  der  Geschichte  Konrads  II.  verratenden  Leipziger 
philosophischen  Dissertation  von  Johannes  Kippenberger,  Beiträge  zur 
Geschichte  des  Erzbischofs  Aribo  von  Mainz,  aus  dem  Jahre  1909,  die  ich 
bei  Abfassung  meines  Buches  noch  nicht  kannte  und  noch  nicht  kennen 
konnte,  die  mir  vielmehr  erst  im  Frühjahr  1911.  als  ich  sie  aus  Emil 
Priedbergs  Nachlaß  erwarb,  zu  Gesicht  kam,  ist  S.  18  ff.,  besonders  S.  33  f. 
bereits  die  Bedeutung  des  Palliumentzugs  gegenüber  Aribo  für  das  Mainzi- 
sche Krönungsrecht  erkannt  und  wird  angedeutet,  daß  der  Klagebrief  Aribos 
wohl    auf    die    Übertragung    des    Krönungsrechtes    an  Piligrim    hinweise. 
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sich  die  Beiträge  von  Siegmund  Keller,  Cyrographum  und  Hant- 
gemal  im  Salbuch  der  Grafen  von  Falkenstein  (S.  187-211)  und  Karl 
Zeumer,  Die  sächsische  Weltchronik,  ein  Werk  Eikes  von  Repgow 
(S.  135 — 174,  839—842).  Unter  den  umfangreichen  Besitzungen  der 
Grafen  von  Falkenstein,  die  sich  in  der  2.  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts 
vom  Hochstift  Freising  bis  an  die  Abhänge  des  Wiener  Waldes  er- 
streckten, wird  ein  im  Nw.  ihres  Besitzes  bei  Geislbach  gelegenes  Gut 
als  Hantgemal  der  Grafen  bezeichnet  und  im  Falkensteinischen  Urbar 
allen  allodialen  Besitzungen  vorausgestellt.  In  dem  lateinisch  ge- 
schriebenen Salbuch  ist  das  Wort  „hantgemal"  dem  Ausdruck  „cyro- 
graphum" gleichgestellt.  Zweimal  ist,  wie  bekannt,  versucht  worden, 
das  Problem  des  „hantgemals"  vom  „cyTOgraphum"  aus  zu  lösen.1)  Zu 
diesen  Untersuchungen  nimmt  K.  Stellung.  Er  kommt  zu  dem  Ergeb- 
nis, daß  jede  selbständige  Bedeutung  des  „cyrographum"  zu  verneinen 
und  dieser  Ausdruck  lediglich  als  eine  wörtlich  gemeinte  Übersetzung  des 
deutschen  „hantgemal"  anzusehen  sei.  Die  Etymologie  des  Wortes  „hant- 
gemal" sei  vielmehr  in  dem  Kompositum  „Handmahai"  („Hand"  als 
Symbol  der  haus-  und  eheherrlichen  Gewalt,  —  „mahal"  =  ab- 
geschlossene Stätte)  zu  suchen.  Handmahai  sei  somit  „der  als  eine  ab- 
geschlossene Einheit  zu  denkende  Ort,  wo  die  unter  der  munt  oder 
hand  Vereinigten  zusammengehalten  werden  und  angesessen  sind. 
Handmahai  heißt  wörtlich  der  Schutzort"  (S.  207).*)  Es  läßt  sich 
über  diese  Hypothese  streiten.  Wer  ihr  folgen  will,  müßte  allerdings 
—  was  nicht  verkannt  werden  dürfte  —  dem  Stammgute  eine  recht- 
liche Bedeutung  für  den  Stand  der  Familie  absprechen.3)  Abgesehen 
hiervon  steht  der  Deutung  K.s  nach  Ansicht  des  Referenten  ein  sprach- 
liches Bedenken  gegenüber.  „Hand"  in  der  (übertragenen)  Bedeutung 
von  „Schutz"  erscheint  nicht  unbedingt  ausgeschlossen;  „mahal"  hat 
jedoch  eine  zu  feste  terminologische  Verwendung,  um  ganz  allgemein 
als  „Ort"  gedeutet  werden  zu  können.*)  Als  wirkliche  Befreiung  von 
einem  Druck,  den  wohl  jeder  beim  Studium  der  Sächsischen  Weltchronik 
und  ihrer  Beziehungen  zum  Sachsenspiegel  empfunden  haben  wird,  ist 
Zeumers  Untersuchung  zu  begrüßen.  Die  Annahme  zweier  Verfasser 
gleichen  Namens  bei  so  gleicher  Geistesart,  Sprache,  Gegend  und  Ent- 
stehungszeit erschien  gezwungen  und  unnatürlich,  wurde  aber  immer 
wieder  durch  die  Autorität  Weilands,  Wattenbachs  u.  a.  gestützt. 
Z.  gelangt  zu  dem  nach  Ansicht  des  Referenten  völlig  sicheren  Ergebnis, 

Diese  Übereinstimmung  in  den  Ergebnissen  von  Kippenberger  und  mir 
ist  um  so  bedeutsamer  und  erfreulicher,  als  wir  hinsichtlich  der  Krönung 
Giselas  ganz  verschiedene  Auffassungen  vertreten.     Ulrich  Stutz. 

l)  I  lg  en,  Zum  Hantgemal  in  den  MIÖG.  28  und  R.So  hm,  Über  das 
Hantgemal  in  ZRG.  (G.)  XXX,  1909.  —  »)  Vgl.  hierzu  auch  S.Keller, 
Handmahai  und  Anthmallus  [ZRG.  (G.)  XXX,  S.  224  ff.].  —  »)  Es  würde  dies 
mit  der  von  Pb.  Heck  (Beiträge  zur .  Geschichte  der  Stände  im  Mittelalter, 
Bd.  II,  1905  S.  504)  vertretenen  Ansicht  im  Einklang  stehen.  —  *)  Es  bandelt 
sich  dabei  stets  um  den  Ort  eines  Gesprächs,  einer  Verhandlung.  Vgl.  z.  B. 
Brunner,  Deutsche  Rechtsgeschichte1  Bd.  I  S.  176.  196,  R.  Schroeder. 
Deutsche  Rechtsgeschichte  6  S.  42  Anm.  4  u.  5. 
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daß  Eike  und  der  Verfasser  der  Weltchronik  ein  und  dieselbe  Person 
ist.1)  Eike,  der  Ritter  und  Schöffe,  ist  nach  Vollendung  des  Sachsen- 
spiegels, sicher  aber  nicht  vor  1233*),  Geistlicher  geworden.  Als 
Geistlicher  hat  er  1237  oder  1238  seine  Chronik  veröffentlicht.  Vor  die 
Abfassung  der  Chronik  fällt  die  Romreise  Eikes,  deren  Eindrücke  und 
Erinnerungen  in  der  Chronik  widerklingen.  Vielleicht  steht  sogar  — 
wie  sich  ergänzend  zu  Z.  hinzufügen  läßt  —  diese  Reise  mit  dem  Über- 
tritt Eikes  in  den  geistlichen  Stand  in  unmittelbarer  Verbindung.  Sie 
galt  der  Erlangung  des  Dispenses  von  der  irregularitas  perfectae  leni- 
tatis,  die  für  den  Ritter  Eike  durch  Teilnahme  an  kriegerischen  Unter- 
suchungen, für  den  Schöffen  als  Beisitzer  im  Gericht  („homicida  con- 
silio",  Glosse  zu  D.  50  c.  8)  entstanden  war.3) 

Ein  Jahrhundert  später  —  in  der  Zeit  des  14.  Jahrhunderts  —  setzen 
die  Themata  der  Beiträge  Rehmes  und  v.  Wretschkos  ein.  Paul 
Rehme,  Schöffen  als  „Boten"  bei  gerichtlichen  Vorgängen  im  magde- 
burgischen Rechtskreise  (S.  79 — 134),  untersucht  an  der  Hand  Breslauer 
Schöffenbriefe,  welche  Bedeutung  und  Aufgabe  die  in  den  Schöffen- 
briefen die  als  „Boten"  bezeichneten  Schöffen  gehabt  haben.  Er  kommt 
nach  sorgfältiger  Quellenprüfung  zu  folgendem  sicheren  Schluß :  Wollte 
jemand,  der  vor  Gericht  ein  Rechtsgeschäft  einging  oder  in  einem 
Rechtsstreite  siegte,  sich  für  diesen  Vorgang  auf  alle  Fälle  das  Gerichts- 
zeugnis sichern,  so  konnte  er  einige  Schöffen  bezeichnen,  die  die  Auf- 
gabe hatten,  jenen  Akt  sich  genau  zu  merken.  Diese  Schöffen  wurden 
„Boten"  genannt.  Kam  es  zur  Inanspruchnahme  des  Gerichtszeugnisses 
über  diesen  Vorgang  und  entsannen  sich  desselben  nicht  die  samtlichen 
Gerichtspersonen  oder  waren  inzwischen  einzelne  weggefallen,  so  er- 
hielten die  Schöffenboten  durch  das  Gericht  den  Befehl,  im  gehegten 
Ding  unter  ihrem  früher  geleisteten  Amtseid  ihr  Wissen  kundzutun 
(S.  127 ff.).  A.  v.  Wretschko,  Die  Verleihung  gelehrter  Grade  durch 
den  Kaiser  seit  Karl  IV.  (S.  689 — 735)  ist  einem  Gebiete  entnommen, 
für  das  der  gleiche  Verfasser  bereits  in  seiner  größeren  Untersuchung 
über  die  akademischen  Grade 4)  festen  Boden  geschaffen  hat.  Die  von 
W.  in  seinem  Beitrage  zur  Festschrift  aufgeworfene  und  gelöste  Frage 
ist:  Wie  sich  die  zu  der  ursprünglichen  Bedeutung  des  Doktorats  in 
scharfem  Widerspruch  stehende  Auffassung  bildet,  daß  der  Kaiser8) 
auch  unmittelbar  und  ohne  Mitwirkung  der  Schule  zur  Verleihung  des 
Doktorats  befugt  sei.  Von  Karl  IV.  beginnend  stellt  Verf.  die  kaiser- 
lichen Promotionen  zusammen  und  erörtert  auch  diejenigen  Einzelfälle, 
in  denen  die  Kaiser  von  Universitäten  erteilte  Grade  bestätigten. 
Eingehend  werden  vier  der  Regierungszeit  Leopolds  I.  angehörende 
Doktorverleihungen  behandelt,  für  die  das  Aktenmaterial  ein  besonders 


')  Vgl.  vor  allem  S.  152  ff.,  839  ff.  —  2)  Letztmalige  urkundliche  Nen- 
nung Eikes  als  Laie.  —  *)  Ich  verdanke  diese  Vermutung  meinem  Kollegen 
Joh.  Haller.  —  *)  Innsbruck  1910.  —  5)  Die  Verleihung  der  Doktorwürde 
durch  den  Papst  wird  von  W.  (entsprechend  seinem  Thema)  nur  gestreift. 
Vgl.  S.  690. 
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reiches  ist  (S.  717ff.).  —  Der  Zeit  des  15.  Jahrhunderts  gehört  Erich 
Liesegang,  Herzog  Adolf  von  Cleve  im  Grenzstreit  mit  Geldern 
(S.  213 — 249),  an.  "Wie  bereits  hervorgehoben,  handelt  es  sich  um  einen 
rein  territorialgeschichtlichen  Beitrag,  den  L.  unter  Beibringung  von 
Urkunden  anschaulich  darstellt.  Gegenstand  des  Grenzstreites  bildete 
der  Schlagbaum  auf  dem  Deiche  zu  Schravelen,  einige  Stunden  von  Gel- 
dern. Sieger  im  Streite  blieb  Herzog  Adolf  von  Cleve,  der  unterliegende 
Teil  war  der  Schwiegersohn  Adolfs,  Herzog  Arnold  von  Geldern.  —  An 
den  Schluß  der  Beiträge  aus  dem  mittelalterlichen  Recht  sei  der  Auf- 
satz von  Max  Rintelen,  Der  Gerichtsstab  in  den  österreichischen 
Weistümern  (S.  631 — 648),  gestellt.  Inhaltlich  im  mittelalterlichen 
Recht  stehend,  ist  der  Quellenkreis,  mit  dem  R.  operiert,  der  Mehrzahl 
nach  jüngeren  Datums.  R.  knüpft  an  die  Untersuchungen  v.  Amiras1) 
an  und  prüft,  welche  Auffassung  den  österreichischen  Weistümern  über 
den  Gerichtsstab  zugrunde  liegt.  Das  Ergebnis,  zu  dem  er  gelangt  ist, 
daß  den  Aussprüchen  der  österreichischen  Weistümer  über  den  Gerichts- 
stab und  seine  Verwendung  durchweg  diejenige  Auffassung  zugrunde 
liegt,  die  im  Richterstab  das  Wahrzeichen  richterlicher  Gewalt  sieht.1) 
Der  Gerichtsherr  halte  ihn  selbst;  halte  ihn  der  Richter,  so  habe  er  „aus 
voller  gewalt  ze  richten,  als  mein  herr  .  .  .  selber"  (S.  637).  Hand- 
habung der  richterlichen  Gewalt  erfordere  Handhabung  ihres  Wahr- 
zeichens, des  Richterstabes8);  wie  anderwärts,  sei  auch  in  den  öster- 
reichischen Weistümern  der  Gerichtsstab  zugleich  Eidstab.  Die  Aus- 
führungen schließen  (S.  647  f.)  mit  einem  interessanten  Exkurs  über 
das  Stabsagen.  Auf  der  Grenze  vom  Mittelalter  zur  Neuzeit  (zugleich 
in  seinen  Belegen  weit  in  die  neuzeitliche  Periode  hineinragend)  steht 
auch  Julius  Gierkes  Beitrag  „Die  Verspätung"  (S.  775—805).  Es 
handelt  sich  bei  der  Verspätung  um  das  Vorgehen  gegen  den  Un- 
gehorsamen, der  seinen  Deich  nicht  bessert.  Das  Qüellenmaterial,  das 
vom  Verfasser  bis  zum  Ausgange  des  18.  Jahrhunderts  verfolgt  wird, 
ist  ein  reichhaltiges.4)  Die  Verspätung  zerfällt  in  zwei  Akte:  das 
Spatenstechen  des  Deichbeamten  und  das  Spatenziehen.  Durch  das 
Spatenstechen  wird  der  Deichhalter  seines  Grundvermögens  für  ver- 
lustig erklärt;  das  Spatenziehen  ist  die  Aneignungsform  in  Hinblick 
auf  das  verwirkte  Grundvermögen.  Mit  Recht  erklärt  G.  die  Ver- 
spätung für  eine  rein  sachenrechtliche  auf  den  Ausschluß  des  Deich- 
halters von  seinem  Grundvermögen  gerichtete  Form;  die  personenrecht- 

l)  v.  Amira,  Der  Stab  in  der  germanischen  Rechtssymbolik  (Abhandl. 
der  bayr.  Akad.  philos.-philol.  Kl.,  XXV.  Bd.  1909).  —  2)  Verf.  fügt  hei  der 
Gewinnung  seines  Endergebnisses  hinzu:  „Die  Belegstellen  scheinen  mir 
zum  Teil  nur  diese  Auffassung  zuzulassen,  zum  Teil  lassen  sie  sich  eben- 
sowohl mit  dieser  wie  mit  der  Auffassung  des  Richterstabes  als  Botenstab 
vereinigen"  (S.  632).  —  •)  „Stab"  bezeichnet  auch  den  Amtsbezirk  des 
Richters  und  die  Gerichtsgemeinde  (S.  642).  —  *)  Vorläufer  im  jüngeren 
Schulzenrecht  des  westerlauwerschen  Friesland.  Quellen  der  Verspätung 
selbst:  Spadelandsrecht,  Eyderstädtisches ,  Billwärder,  Hammerbroker  Recht, 
Deichordnungen  des  Herzogtums  Bremen,  Braunschweig -Lüneburg,  Deich- 
recht in  den  vier  Gohen,  Stedinger  Recht  u.  a. 
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liehen  Folgen,  die  wiederholt  in  Verbindung  mit  der  Verspätung  er- 
örtert werden  '),  haben  mit  ihr  rechtlich  nichts  zu  tun  (S.  801). 

Die  übrigen  Beiträge   der  Festschrift  sind  —  von  unserer  Grup- 
pierung aus  gesehen   —   der   Periode   der  Neuzeit  zuzuweisen.    Dem 
Quellenkreise    des    16.   Jahrhunderts    gehört     Ferdinand    Kogler, 
Seelenrecht  und  Pönfall  in  Salzburg  und  Tirol  (S.  175—186),  wie   Sig- 
mund Adler,  Der  Augsburger  Religionsfriede  und  der  Protestantis- 
mus in  Österreich  (S.  251— 277),  an.     Nach  Koglers  Untersuchungen 
tauchen  Seelenrecht  und  Pönfall  im  Gebiete   des   ehemaligen  Bistums 
Chiemsee   und  im   Salzburgischen   zuerst  im  16.  Jahrhundert  auf.    In 
Tirol  wurde  man  hierauf  erst  im  19.  Jahrhundert  gelegentlich  der  Ver- 
handlungen über  die  Einführung  einer  Stolordnung  aufmerksam.    Beide 
Ausdrücke  werden  ohne   Unterschied   in  ihrer  Bedeutung   verwendet. 
Es  handelt  sich  dabei  um  eine  Abgabe   zum  Heil  der  Seele.*)    Viel 
Ansprechendes  hat  es,  wenn  Verf.  das  Seelenrecht  mit  dem  Seelen- 
teil —  der  christianisierten  Form  des   germanischen  Totenteils  —  in 
Verbindung   bringt.     Der   Tote   hatte  Anspruch   auf  eine   Quote   der 
nachgelassenen  Fahrhabe.    Dieser   Betrag,   der  ursprünglich  mit  ins 
Grab   gegeben  wurde,   wurde  nach  Einführung  des  Christentums   der 
Barche  als  Seelgerät  zugewendet.  —  Adlers  Studie  bemüht  sich  die 
verfassungsgeschichtliche  Bedeutung  des  Augsburger  Religionsfriedens 
für  Österreich  festzustellen.     In  den  Vorverhandlungen  des  Augsburger 
Religionsfriedens  spielt  die  Frage  „  Religionsbann  der  Reichsstände  oder 
Gewissensfreiheit   der  Untertanen?"   eine  entscheidende  Rolle.     Verf. 
schildert  die  Konstellation  im  Kurfürstenkolleg  •)  und  im  Reichsfürsten- 
rat; vor  allem  zeichnet  er  scharf  die  persönliche  Stellung  Ferdinands, 
der  im  Auftrag  seines  Bruders  Karl  V.  verhandelte  und  diesen  Auftrag 
als   „schwere  Bürde«   empfand  (S.  253.  264 ff.).    Mit  der  Entscheidung 
zugunsten  des  ius  reformandi  des  Landesherrn  war  das  Schicksal  des 
Protestantismus  in   Österreich  besiegelt.    Die  Bestimmungen  des  Re- 
ligionsfriedens  von  1555  bildeten  die   Rechtsgrundlage  für  die  trotz 
aller  „Assekurationen"  und  „Pazifikationen"  an  die  Landstände  in  Öster- 
reich   siegreich    durchgeführte  Gegenreformation.     In  das  kirchliche 
Rechtsgebiet   (verbunden  mit  wichtigen,   im  Mittelpunkte  der  Unter- 
suchung stehenden  Fragen  des  deutschen  Adelsrechts)  reicht  auch  der 
Aufsatz   von  Karl   Rauch,    „Stiftsmäßigkeit  und  Stiftsfähigkeit   in 
ihrer  begrifflichen   Begrenzung.     Ein    Rechtsgutachten,    zugleich   ein 
Beitrag  zur  Geschichte  des  deutschen  Adelsrechts"  (S.  737 — 760).    Zu- 
grunde  liegt   ein    Rechtsstreit,    der  um   das   Testament    des   Grafen 
J.  Fr.  H.  vom  28.  April  1699   entbrannt  ist.     In  dem  Testament  wird 
u.  a.  gefordert,  daß  der  Nachfolger  sei  „ehelich  und  ehelicher  Geburth 
beyderseits  stifftsmäßiger  Eltern  exclusis  quoeunque  modo  legitimatis*. 
Das  Problem  ist:  Welche  Bedeutung  ist  dem  Erfordernis  der  „Stifts- 


*)  Verfestung,  Bestrafung ,  Pfählung.  —  *)  Für  die  sprachliche  Er- 
klärung siehe  S.  183.  —  »)  Über  die  schlaffe  Haltung  Kuraachsens  siehe 
S.  256.  273  ff. 
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mäßigkeit  der  Eltern*  beizumessen?  Verf.  prüft  die  kanonische  Praxis 
bei  der  Besetzung  von  Kapitelstellen,  stellt  die  Verschiedenheit  der 
seitens  der  Kapital  von  dem  Bewerber  geforderten  Ahnenzahl  fest  und 
gelangt  in  Hinblick  hierauf  zu  dem  Ergebnis :  Es  müsse  'beim  Fehlen 
einer  genauen  Angabe  der  erforderlichen  Ahnenzahl  der  Beweis  der 
„Stiftsmäßigkeit"  nach  allgemeinen  Auslegungsgrundsätzen  dann  als 
geführt  erachtet  werden,  sofern  nur  dem  Mindesterfordernis  für  die  Er- 
langung einer  adeligen  Stiftspfründe  Genüge  geleistet  wurde.  Als  dieses 
Mindesterfordernis  stelle  sich  aber  die  eheliche  Abstammung  von  adeligen 
Eltern  dar  (S.  749).  Im  Anschluß  hieran  untersucht  R.,  ob  die  Aus- 
drücke „stiftsmäßig"  und  „stiftsfähig",  die  in  der  Literatur  promiscue 
gebraucht  werden,  die  gleiche  Bedeutung  besitzen,  und  verneint  diese 
Frage  (S.  751).  Es  ist  erfreulich,  daß  die  Frage  der  Stiftsmäßigkeit  in 
Verbindung  mit  einem  praktischen  Fall  eine  so  vielseitige  Prüfung  er- 
fährt. Freilich  gelange  ich  bei  der  Auslegung  des  Testaments  von  1699, 
soweit  sich  das  Streitmaterial  >  überblicken  läßt,  nicht  zu  gleichen 
Schlüssen  wie  das  Gutachten.  Abgesehen  von  Bedenken  gegen  die 
begriffliche  Trennung  der  Ausdrücke  „stiftsmäßig"  und  „stiftsfähig" 
möchte  ich  annehmen,  daß  die  entscheidenden  Worte  des  Testaments 
von  1699  nach  der  strengeren  Auffassung,  die  in  den  deutschen 
Domkapiteln1)  am  Ende  des  17.  Jahrhunderts  über  die  Voraussetzungen 
der  Stiftsmäßigkeit  galt,  auszulegen  sind.  Für  eingehendere  Er- 
örterungen ist  der  gesteckte  Raum  zu  eng.  Hoffentlich  bringt  der 
Fideikommißstreit  um  die  Herrschaft  Gr.  einem  von  der  Literatur  des 
19.  Jahrhunderts  stiefmütterlich  behandelten  Forschungsgebiete  volle 
Aufklärung! 

Dienten  die  rechtsgeschichtlichen  Untersuchungen  des  an  letzter 
Stelle  besprochenen  Beitrags  bereits  der  Entscheidung  eines  in  der 
Gegenwart  spielenden  Rechtsstreits,  so  steht  Ernst  Heymanns 
„Trustee  und  Trustee-Company  im  deutschen  Rechtsverkehr"  (S.  473 
bis  537)  seinem  gesamten  Inhalte  nach  (wenn  ich  von  eingestreuten 
historischen  Notizen*)  absehe)  im  Rahmen  des  geltenden  Rechts.  H. 
weist  auf  die  wachsende  Bedeutung  hin,  die  englische  und  amerika- 
nische Trustees  und  Trustee-Gesellschaften  in  unserem  Handel  und 
Verkehr  gewinnen.  Er  vermißt  in  unserer  juristischen  Literatur 
eine  Erörterung  über  die  rechtliche  Behandlung  der  anglo-amerika- 
nischen  Trusts  für  den  Fall  ihres  Auftretens  im  deutschen  Rechts- 
verkehr. Hier  setzen  die  Ausführungen  des  Verfassers  ein.  Sie  stellen 
die  internationalprivatrechtliche  Stellung  der  englischen  Trustee,  und 
zwar  unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Trustee-Company  (der 
kollegialen  korporationsmäßigen  Treubrüderschaft  des  englischen  Rechts) 
dar.  Ein  näheres  Eingehen  auf  die  scharfsinnigen  Ausführungen  H.s 
fällt  außerhalb  des  Bereichs  der  Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte. 

An  den  Schluß  unserer  Besprechung  seien  zwei  Beiträge  literar- 

')  Sie  sind  für  die  Bildung  der  Sätze  der  Stiftsmäßigkeit  nach  Ansicht 
des  Referenten  entscheidend  gewesen.  —  *)  S.  474.  486  ff. 
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geschichtlichen  Inhalts  gestellt :  Harold  Dexter  Hazeltine,  Seiden 
as  legal  historian ;  a  comment  in  criticism   and  appreciation"  (S.  579 
bis  630),  und  RudolfHübner,   Karl  Friedrich  Eichhorn  und  seine 
Nachfolger  (S.  807—838).    John   Seiden  (geb.  1584,   gest.  1654),   dem 
Hazeltines  Untersuchungen  gelten,  ist  eine  der  vielseitigen  wissen- 
schaftlichen Persönlichkeiten,  die  —  wie  Seldens  Zeitgenosse,  Hermann 
Conring  —   die  mannigfaltigsten  Wissenszweige  zu  beherrschen  ver- 
mochten:  Jurist,   Staatsmann,  Orientalist  und  Historiker  —  ein  Mann 
von  seltenen  Gaben  und  reichster  Produktion.    H.  entwirft  ein  kurzes 
Bild  des  Lebens  Seldens  und  seiner  literarischen  Tätigkeit  und  geht 
im  Anschluß  hieran  auf  die  Methode   und   charakteristischen   Züge 
seiner  rechtshistorischen  Arbeiten  ein.    Der  Verfasser  bezeichnet  Seiden 
als   „perhaps   the  greatest  and   most  brilliant  of  those   early  legal 
historians";  er  rühmt  ihm  nach  „his  noble  conception  of  history  and 
of  the  office  of  the  historian,  his  example  in  sound  historical  method, 
his  contribution  to  knowledge  of  legal  development  in  England  and  in 
outher  countries"   (S.  630).     Neben  dieses  Bild   eines  Vertreters   der 
älteren  englischen  Rechtswissenschaft  tritt  in  Hübners  Aufsatz   ein 
Gesamtüberblick  über  die  rechtsgeschichtliche  Forschung  und  Literatur 
seit  Eichhorns  Deutscher  Rechtsgesehichte.    Eichhorns  Werk  wird  in 
den  Gang  der  Entwicklung  der  deutschen   Rechtsgeschichtsforschung 
gestellt;    neben    ihren  hellen  Lichtseiten  werden  auch  die  Schatten- 
seiten nicht  verschwiegen,  die  der  ersten  großen  deutschen  Rechts- 
geschichte  anhafteten   (S.  810.   815  ff.).     Hatte    zunächst  bis    in   die 
20  er  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  Eichhorn  das  rechtsgeschichtliche  Feld 
fast  allein  behauptet,  so  setzt  im  dritten  Jahrzehnt  eine  regere  rechts- 
historische Literatur  ein :  Homeyer,  Albrecht,  Maurer,  J.  Grimm,  Wilda, 
Beseler  u.  a. ;  für  jeden  von  ihnen  gibt  H.  eine  knappe,  seine  Arbeits- 
methode, seine  Verdienste  und  Fehler  zusammenfassende  Charakteristik. 
Die  Darstellung  führt  über  die  Arbeiten  der  50  er  und  60  er  Jahre  in 
das  letzte  Drittel  des  19.  Jahrhunderts  und  bis  zur  Gegenwart ;  „das  von 
Savigny  und  Eichhorn  mühsam  errichtete  Gebäude  wird  vollständig 
abgebrochen  und  durch  einen  Neubau  ersetzt,  bei  dem  kein  Stein  auf 
dem  anderen  blieb".    H.  schließt,  dem  Gedanken  der  Festschrift  fol- 
gend, mit  Worten  über  das  Lebenswerk  dessen,   dem  der  Gruß  der 
Schüler 'und  Verehrer  zu  seinem  Ehrentage  galt:  „Jede  weitere  Unter- 
suchung konnte  und  mußte  sich  auf  Brunners  Rechtsgeschichte  stützen, 
von  ihr  aus  weiterschreiten,  gegen  sie  sich  wenden.    So  bildet  sie  in 
der  Tat  das  Gegenstück  zu  dem  von  Eichhorn  gelegten  Grundstein." 
Gießen.  Arthur  B.  Schmidt. 
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Festschrift  Otto  Gierke  zum  siebzigsten  Geburtstag  dar- 
gebracht von  Schülern,  Freunden  und  Verehrern.  "Weimar, 
Hermann  Böhlaus  Nachf.  1911.  VI,  1268  S.  Lexikon- 
Oktav  mit  Bildnis. 

„Es  ist  das  Los  des  Gelehrten,  daß  Wenige  mit  herzlichem  Anteil 
Mühe,  Kampf  und  Verdienst  seines  Schaffens  betrachten.  Der  Welt  gilt 
er  für  einen  harten  Baugehilfen.  Was  er  mit  ausdauernder  Kraft  ge- 
bildet, das  wird  sofort  als  Baustein  verwandt  zu  dem  unermeßlichen 
Hause  der  Wissenschaft ,  an  welchem  das  Geschlecht  der  Erde  seit 
Jahrtausenden  arbeitet.  Hundert  andere  stellen  sich  darauf,  um  die 
eigene  Arbeit  zu  fördern,  tausend  neue  Werkstücke  werden  darüber  ge- 
wälzt :  nicht  viele  sind,  welche  danach  fragen,  wer  den  einzelnen  Pfeiler 
gemeißelt;  noch  seltener  drückt  dem  Arbeiter  ein  Fremder  darum  die 
Hand.  Dem  leichten  Werke  des  Dichters  winkt  noch  lange  grüßend  zu 
wer  einmal  davor  heiteres  Lächeln  gefunden  hat  oder  gehobene  Stimmung. 
Der  Gelehrte  wird  nur  selten  und  fast  zufällig  durch  einzelne  Werke 
ein  werter  Freund  und  Vertrauter  seiner  Leser.  Er  stellt  nicht  der 
Phantasie  lockende  Bilder,  er  schmeichelt  nicht  zuvorkommend  dem 
sehnsuchtsvollen  Gemüt,  er  fordert  strengen  Ernst  und  nüchterne 
Sammlung  vom  Leser,  und  dieselbe  Strenge  und  Nüchternheit  wird  ihm 
selbst  zuteil  bei  jedem  Urteil  über  seine  Leistung.  Auch  wo  er  Ehr- 
furcht einflößt  bleibt  er  ein  Fremder.  Und  doch  ist  er  kein  Steinmetz, 
der  unförmliche  Masse  nach  verständigen  Maßen  zurechtschlägt ;  auch 
er  schafft  mit  inneren  Kämpfen,  mit  seinem  besten  Herzblut,  zuweilen 
unter  schwerem  Leid,  oft  mit  beglückender  Freudigkeit.  Auch  ihm  er- 
blüht was  er  seiner  Zeit  darbringt,  aus  den  tiefsten  Wurzeln  seines 
Lebens.  Deshalb  ist  dem  Gelehrten  die  Seele,  welche  das  Wackere  seiner 
Arbeit  herzlich  empfindet  und  nicht  nur  nach  dem  letzten  Gewinn  der 
Wissenschaft  fragt,  sondern  nach  dem  inneren  Kampf  des  Schaffenden, 
ein  kostbarer  Fund,  ein  seltenes  Glück." 

Mit  diesen  ergreifenden  Worten  hat  Gustav  Freytag  einmal  das 
Geschick  des  Gelehrten  geschildert1),  und  sicherlich  könnte  nicht  be- 
wegender, als  es  hier  geschehen  ist,  die  treibende  Kraft  gewürdigt 
werden,  die  in  den  beiden  letzten  Jahren  zu  dreien  Malen  Schüler, 
Freunde  und  Verehrer  um  Meister  deutscher  Rechtswissenschaft  scharte, 
auf  daß  sie  ihnen  den  Zoll  der  Dankbarkeit  für  ihr  Wirken  entrichte- 
ten. Dem  künftigen  Geschichtschreiber  der  Jurisprudenz  um  die  Wende 
des  19.  und  20.  Jahrhunderts  wird  die  lohnende  Aufgabe  gestellt  sein 
darzutun,  welche  Anregungen  und  Ergebnisse  seine  Disziplin  aus  der 
Hand  von  Männern  wie  K.  Zeumer,  H.  Brunner  und  0.  Gierke  empfangen 
hat,  und  er  wird  sie  nicht  zuletzt  an  jenen  drei  stattlichen  Bänden  ab- 
zuschätzen vermögen,  die  in  sich  eine  vielgliedrige  Bibliothek  rechts- 
dogmatischer und  rechtshistorischer  Studien  vereinen :  er  wird  durch  den 
Vergleich  der  Festgaben  untereinander  gleichsam  drei  Gefolgschaften 


x)  Die  verlorene  Handschrift  I  (21.  Aufl.,  Leipzig  1892),  S.  246. 
Zeitschrift  für  Kechtegeschichte.  XXXII.    Geim.  Abt.  29 
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aufdecken,  deren  Mitglieder,  zum  Teil  zweien  oder  allen  angehörig, 
keinen  höheren  Ehrgeiz  kennen  als  den,  der  einst  die  Gefolgsleute  des 
deutschen  Altertums  erfüllte,  nämlich  ihre  wackeren  Taten  dem  Ruhme 
ihrer  Gefolgsherren  zuzumessen.  Unter  solchen  Umständen  würde  wer 
schon  heute  jene  Aufsätze  insgesamt  durchmustert  leicht  ein  Bild  der 
hauptsächlichsten  Probleme  zeichnen  können,  um  deren  Gestaltung  in 
der  Gegenwart  die  Wissenschaft  zumal  des  deutschen  Rechtes  und  der 
deutschen  Rechtsgeschichte  ringt  — ,  unser  Ziel  darf  nur  ein  wesentlich 
bescheideneres  sein:  es  gilt  einzig  und  allein  den  rechtshistorischen  Bei- 
trägen zur  Festschrift  für  0.  Gierke  das  Geleite  zu  geben,  keineswegs 
demnach  der  Gesamtheit  der  in  ihr  veröffentlichten  Abhandlungen,  durch 
die  im  ganzen  vierundvierzig  Forscher  in  Deutschland  und  England, 
in  Frankreich  und  Italien  bekunden  wollen,  wer  ihrer  eigenen  Tätigkeit 
Richtung  und  Ziele  bestimmte ,  wer  ihr  Vorbild  war,  wenn  sie  selbst 
auf  den  verschiedensten  Gebieten  reife  Frucht  zu  ernten  vermochten. 
Nicht  nur  die  Rücksicht  auf  die  Zweckbestimmung  unserer  Zeit- 
schrift fordert  Beschränkung:  mehr  noch  die  Erkenntnis,  daß  alle  Auf- 
sätze einzig  der  Mann  auszuschöpfen  imstande  ist,  dem  sie  dargebracht 
worden  sind.  Vielgestaltig  genug  ist  die  Art  des  Vortrags  :  beziehungs- 
reiche Kürze  wechselt  ab  mit  breiter  Ausführlichkeit,  dem  leichteren 
Essay  folgt  die  gewichtige  Abhandlung,  der  aufbauenden  Untersuchung 
der  streitbare  Aufsatz,  und  sie  alle  fordern  vom  Leser  jene  Konzentra- 
tion, die  der  Würde  des  Gegenstandes  entspricht.  Vielgestaltig  auch 
ist  der  Inhalt  der  hier  ausgebreiteten  Studien:  zu  Erörterungen  über 
römisches  Recht  fügen  sich  solche  über  deutsche  Rechtsquellen,  über 
Fragen  der  deutschen  Reichs-  und  Territorialrechtsgeschichte  bis  zur 
Schwelle  der  Gegenwart  hin;  das  Recht  der  Städte  wie  ihre  Bevölke- 
rungsgeschichte liefern  den  Ausgangspunkt  für  weitere  Beiträge,  an  die 
wiederum  solche  über  Rechtsaltertümer,  über  Probleme  des  Sachen-,  Obli- 
gationen- und  Prozeßrechtes  sich  anschließen.  In  der  Hauptsache  ist  es 
das  Deutsche  Recht,  das  in  der  Fülle  seiner  Institute,  Begriffe  und 
Ausstrahlungen  am  Auge  des  Lesers  vorüberzieht,  darin  jedoch  besteht 
gerade  ein  nicht  geringer  Reiz  der  Gabe,  daß  sie  überdies  den  Blick 
auf  Rechtsaufzeichnungen  aus  dem  hl.  Land,  auf  England  und  Frank- 
reich zu  lenken  auffordert.  In  ihrer  Vielseitigkeit  überwindet  sie  die 
Einseitigkeit  und  macht  wahr  was  das  Geleitwort  froh  vom  Lebens- 
werk ihres  Empfängers  rühmt,  daß  es  in  sich  Einheit  und  Vielheit 
zugleich  darzustellen  befähigt  gewesen  ist.  Unser  Bericht  aber  wird 
am  ehesten  des  reichen  Stoffes  dadurch  Herr  Verden,  daß  er  von  der 
Reihenfolge  der  Einzelaufsätze  absieht  und  versucht,  ihrer  aller  Gehalt 
durch  einen  systematisch  gegliederten  Überblick  zu  erfassen.  Der  Vor- 
wurf der  Zusammenpressung  selbst  entfernt  verwandter  Themen  darf 
nicht  schrecken,  weit  eher  der  andere,  mit  allzuleichten  Sohlen  weite 
Gebiete  zu  durcheilen:  jede  Wertung  der  einzelnen  Studien  sei  des- 
halb vermieden,  da  sonst  der  Tadel  des  Einbruchs  in  umfriedete  Räume 
zu  befürchten  wäre,  die  durch  rechtschaffende  Gewohnheit  gleichsam 
das  Privileg  der  Immunität  und  in  ihm  die  Freiheit  ab  introitu  mere 
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historicorum  erlangt  haben.  Wir  bitten  um  Einlaß  wie  ein  Fremdling, 
der  sich  des  getröstet,  daß  ihm  die  historische  Entwicklung  des 
Fremdenrechts  freundlichen  Schutz  und  Schirm  verheißt,  dessen  er  um 
seiner  Taten  willen  nicht  verlustig  gehen  möchte. 

An  die  Spitze  gestellt  sei  der  Hinweis  auf  zwei  Beiträge  zur  Ge- 
schichte des  römischen  Rechtes.  0.  Gradenwitz  deckt  die  Unstimmig- 
keiten im  Texte  von  Valentinians  III.  Novelle  XXXV  (XXXIV)  de 
episcopali  iudicio  aus  dem  Jahre  452  auf,  gleichzeitig  bemüht,  dies  Ge- 
setz in  den  Entwicklungsgang  kaiserlicher  Legislation  über  kirchliches 
Wesen  einzuordnen  (S.  1069ff.).  R.  Saleilles  untersucht  das  Frinzip 
der  continuatio  personae  des  Verstorbenen  durch  den  Erben  und  ge- 
langt zu  dem  Ergebnis,  daß  es  nur  eine  späte,  enge,  ausschließlich 
technische  Rolle  zu  spielen  bestimmt  war,  ohne  es  zu  irgendwelcher 
praktischen  Bedeutung  zu  bringen  (S.  1015ff.). 

In  die  Zeit  des  deutschen  Mittelalters  sodann  führen  drei  Quellen- 
untersuchungen. S.  Rietschel  zunächst  tritt  für  die  Ansicht  von 
Ph.  Heck  ein ,  nach  welcher  die  Lex  Frisionum  als  ein  um  das  Jahr  802 
vielleicht  zu  Aachen  entstandenes  Rechtsprotokoll  anzusehen  ist,  abge- 
faßt von  einem  fränkischen  Beamten  auf  Grund  von  Rechtsweisungen 
friesischer  Herkunft  über  das  gesamte  friesische  Recht  sei  es  kßnigs-  und 
herzogsrechtlichen  sei  es  volksrechtlichen  Ursprungs  (S.  223 ff.).  K.  Z  e  u  m  er 
widerlegt  die  Annahme  von  F.  Philippi,  daß  Eike  von  Repgow  seinen 
Sachsenspiegel  nicht  zuerst  in  lateinischer  Sprache  abgefaßt  habe,  und 
deckt  Spuren  des  lateinischen  Urtexts  in  zwei  Stellen  der  Annalen 
Alberts  von  Stade  zu  den  Jahren  917  und  1240  über  die  Herkunft  der 
Sachsen  und  die  deutsche  Königswahl  auf  (S.  455 ff).  Studien  zum  Kleinen 
Kaiserrecht  hat  A.B.  Schmidt  beigesteuert,  darin  Hinweise  auf  die 
Handschriften  und  die  Entstehungszeit  dieser  Rechtsquelle  während  der 
Regierung  Ludwigs  des  Bayern  (1314 — 1347),  näher  etwa  im  Zeitraum 
von  1325 bis  1340.  Eben  aus  den  geistigen  Strömungen  dieser  Periode 
vermag  er  zugleich  den  eigentümlichen  Charakter  des  im  fränkischen 
Hessen  aufgezeichneten  Rechtsbuchs  abzuleiten:  sein  Autor  „ schreibt 
vielfach  ohne  feste  Unterlagen  nach  allgemeinem  persönlichen  Rechts- 
empfinden und  geleitet  von  einer  allgemeinen,  ihn  beherrschenden  An- 
schauung", letzthin  also  utopisch  idealisierend  (S.  421  ff.). 

Eine  dritte  Reihe  von  Arbeiten  steht  im  Zusammenhange  mit 
Fragen  der  Reichsrechtsgeschichte.  Den  Reigen  eröffnet  die  Studie  von 
H.  Sehr  euer,  in  ihren  historischen  und  dogmatischen  Ausführungen 
über  die  Thronerhebung  des  deutschen  und  des  französischen  Königs 
der  Auszug  aus  einem  Kapitel  seines  umfassenden  Werkes  über  die 
rechtlichen  Grundgedanken  der  französischen  Königskrönung  mit  be- 
sonderer Rücksicht  auf  deutsche  Verhältnisse  (Weimar  1911).  In  straffer 
Gliederung  geht  sie  dem  Probleme  nach,  dessen  Aufhellung  gerade  der 
durchgängigen  Parallelisierung  gelingt;  vom  Ballast  des  Anmerkungs- 
apparates befreit  erweitert  sich  der  Aufsatz  zu  einem  Querschnitt  durch 
die  Besetzungsgeschichte  des  deutschen  und  des  französischen  Königs- 
throns, um  in  ihr  den  staatlichen  und  kirchlichen,  den  monarchischen 
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und  ständischen  Elementen  gerecht  zu  werden  (S.  697  ff.).  Als  weltliche 
Träger  des  dominium  niundi  haben  deutsche  Könige  und  Kaiser  des 
späteren  Mittelalters  einer  Reihe  von  Universitäten  Privilegien  erteilt. 
Solche  aus  der  Zeit  Sigmunds  (1410  —  1437)  bis  Friedrichs  III.  (1440  — 
1493),  genauer  aus  den  Jahren  1412  bis  1456  für  Generalstudien  südlich 
und  nördlich  der  Alpen  zählt  A.  von  Wretschko  auf,  um  gleichzeitig 
sie  nach  Form  und  Inhalt  untereinander  zu  vergleichen,  nicht  zuletzt 
um  den  Wortlaut  zweier  Diplome  Sigmunds  für  Kulm  und  Prag  aus 
den  Jahren  1434  und  1437  vorzulegen.  Er  ergänzt  eine  oftbenutzte  Ab- 
handlung von  G.  Kaufmann  über  die  Universitätsprivilegien  deutscher 
Kaiser,  derart  daß  nun  die  Reihe  dieser  Dokumente  für  den  ganzen 
Zeitraum  von  1318 bis i484  geschlossen  erscheint  (S.  793 ff.).  H.  Triepel 
versetzt  in  das  schicksalvolle  Jahr  1866  mit  seiner  Grundlegung  des 
Norddeutschen  Bundes,  dem  unser  neues  Deutsches  Reich  entkeimen 
sollte.  Gegenstand  der  Prüfung  und  Wertung  sind  die  Nachrichten 
über  die  Entwürfe  der  norddeutschen  Bundesverfassung,  alsdann  die 
bisher  erreichbaren  Vorentwürfe  selbst,  unter  denen  namentlich  der  von 
Max  Duncker  die  Aufmerksamkeit  auf  sich  lenkt.  Mit  Recht  hat 
Triepel  nicht  gezögert,  seinen  Wortlaut  im  Anhang  erstmals  mitzuteilen, 
dem  er  zugleich  Aufzeichnungen  aus  den  Papieren  von  R.F.  Hepke  einver- 
leibte. Mit  allem  eröffnen  sich  Einblicke  in  die  Werkstätte  Bismarcks, 
dessen  Ruhm  wahrlich  nicht  dadurch  geschmälert  wird,  daß  der 
rasch  über  ihn  und  seine  Tätigkeit  im  Jahre  1866  gelagerten  Legende 
der  Boden  entzogen  werden  mußte  (S.  589 ff.).  Passend  mag  hier  der 
Hinweis  auf  die  Darlegungen  von  H.  Rosin  mit  der  Parallele  der 
Staatsanschauungen  von  Spinoza  und  Bismarck  sich  anfügen.  Ihr  Ergeb- 
nis ist  die  Aufdeckung  weitgehender  Übereinstimmungen,  nicht  minder 
aber  von  Besonderheiten  in  den  Gedankengängen  des  Philosophen  und 
des  Staatengründers,  ist  die  Feststellung,  daß  der  „stille  Zusammenhang", 
den  E.  Marcks  zwischen  beiden  Männern  in  einem  Punkte  als  vielleicht 
möglich  annahm,  in  erheblich  weiterem  Umfang  als  wahrscheinlich  zu 
gelten  haben  wird  (S.  383ff.). 

In  räumlich  engere,  an  Rechtsschöpfungen  darum  nicht  ärmere 
Kreise  versetzen  im  ganzen  fünf  Abhandlungen,  wenn  unter  ihre  Zahl 
auch  die  einzige,  nicht  ausgesprochen  rechtswissenschaftliche  Studie 
des  Bandes  eingereiht  werden  darf.  Gedacht  sei  zuerst  des  Aufsatzes 
von  R.  Hüb n er  über  die  ordentliche  Kontribution  Mecklenburgs  in 
ihrer  geschichtlichen  Entwicklung  und  rechtlichen  Bedeutung.  Sie 
darlegen  beißt  ein  gut  Teil  der  Verfassungsgeschichte  desjenigen  Staates 
schildern,  in  dem  bis  zur  Gegenwart  altes,  ständisches  Recht  sich  er- 
halten hat,  hieß  jener  Steuer  von  ihren  Wurzeln  bis  zum  landesgrund- 
gesetzlichen  Erbvergleich  vom  Jahre  1755,  dann  dessen  Bestimmungen 
und  endlich  den  seither  getroffenen  Veränderungen  nachgehen.  An- 
gedeutet ist  damit  zugleich  die  Gliederung  der  Studie,  deren  schlichte 
Klarheit  und  Ruhe  als  die  nicht  geringsten  unter  ihren  Vorzügen  ge- 
nannt zu  werden  verdienen  (S.  1139ff.).  G.  Schmollers  Betrachtungen 
gelten  der  Bevölkerungsbewegung  der  deutschen  Städte  von  ihrem  Ur- 
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sprung  bis  ins  19.  Jahrhundert,  den  Fragen  nach  den  wichtigsten  Ur- 
sachen, welche  die  Städte  groß  gemacht  haben,  nach  der  Zeit  ihres 
Wachstums,  nach  den  Gründen  des  Stillstandes  oder  Rückgangs,  des 
Aufschwungs  endlich  der  meisten  Gemeinwesen  im  Laufe  des  verflossenen 
Säculum.  Die  Untersuchung  selbst  behandelt  zunächst  eine  Reihe  von 
Städten,  darunter  z.  B.  Köln,  recht  ausführlich,  begnügt  sich  bei  anderen, 
darunter  z.  B.  den  ostdeutschen,  mit  knappen  statistischen  Angaben,  um 
erst  dann  die  Resultate  allgemeiner  Natur  festzulegen.  Wie  weitreichend 
diese  sind,  wird  allein  dadurch  veranschaulicht,  'daß  hier  zwei  Probleme 
ihre  Lösung  erfahren,  das  erste  in  der  Frage  gipfelnd,  „ob  und  inwie- 
weit die  innere  Verfassung  und  Verwaltung  der  Städte  und  deren  Beein- 
flussung durch  die  über  ihnen  stehenden  Gewalten  Einfluß  auf  das 
Wirtschaftsleben  und  die  Bevölkerung  hatte",  das  zweite  darin  be- 
schlossen, „ob  und  inwieweit  die  Zunahme  des  interlokalen  wirtschaft- 
lichen Verkehrs  nicht  Schwierigkeiten  erzeugte,  wenn,  wie  in  unserem 
Falle,  Stadt  und  Land,  verschiedene  Gemeinden,  verschiedene  Bezirke 
nicht  unter  einer  einheitlichen  politischen  Gewalt  standen".  Man  sieht, 
letzten  Endes  eröffnen  sich  Ausblicke  in  den  Gesamtv  erlauf  der  deut- 
schen Wirtschaftsgeschichte,  und  dieser  wiederum  „ist  nur  zu  erklären 
durch  die  Tatsache,  daß  die  Rivalitäts-  und  Konkurrenzkämpfe  erst  der 
Städte,  dann  der  Stadtstaaten,  darauf  der  kleinen  Fürstentümer,  der 
Territorialstaaten,  endlich  der  größeren  Staaten  immer  wieder  mit 
steigender  wirtschaftlicher  Kultur  so  groß  werden,  daß  zuletzt  Verträge 
und  Bündnisse  und  dann  staatliche  Vereinigungen  die  Kämpfe  still- 
stellen oder  abmildern;  in  der  großen  staatlichen  Vereinigung  werden 
nur  noch  gewisse  Rivalitätskämpfe  bestimmter  Art  zugelassen ;  soweit 
sie  schädlich  werden,  entscheidet  die  einheitliche  Staatsgewalt"  (S.  167  ff.). 
Nicht  aber  nur  die  Zahlen  städtischer  Einwohnerschaften  sind  der  Er- 
klärung bedürftig,  sondern  auch  die  rechtliche  Stellung  bestimmter 
Klassen  der  städtischen  Bevölkerung,  unter  ihnen  der  Patrizier  und 
der  Fremden.  Deshalb  mag  hier  der  Beiträge  von  S.  Keller  und 
0.  Loening  gedacht  werden,  jenes  als  der  ständerechtlichen  Wertung 
des  Adelstandes  des  süddeutschen  Patriziats,  die  nicht  zuletzt  bei  den 
durch  Karl  V.  (1519 — 1556,  f  1558)  in  fränkischen  und  schwäbischen 
Reichsstädten  eingeführten  Verfassungen  zugunsten  der  vordem  herr- 
schenden Geschlechter  verweilt  (S.  741  ff.),  des  Aufsatzes  von  0.  Loening 
sodann  als  einer  Durchforschung  der  mittelalterlichen  Stadtrechte  nach 
Bestimmungen  über  das  Erbrecht  der  Fremden,  sei  es  nun  daß  der 
Erblasser  selbst  ein  Gast  war,  sei  es  daß  ein  Einheimischer  auswärtige 
Erben  hinterließ  (S.  285  ff.).  Während  sodann  L.  Per  eis  in  der  hi- 
storischen Einleitung  seines  Aufsatzes  über  den  Mäklereid  die  mittel- 
alterlichen Zeugnisse  über  sein  Vorkommen  und  seinen  Inhalt  bucht, 
demnach  mit  einem  aus  städtischem  Handel  hervorgegangenen  Rechts- 
institut sich  beschäftigt  (S.  679  ff.),  hat  P.  Reh  in  e  dem  Grundbuch- 
wesen Berlins,  seiner  Geschichte  und  den  noch  heute  erhaltenen  Über- 
resten sich  zugekehrt.  Mühselige  Nachforschungen  in  den  Archiven 
der  Reichshauptstadt  sind  durch  manchen  hübschen  Fund  belohnt  wor- 
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den,  den  Rehine  nun  mit  sorgfältiger  Ausführlichkeit  beschreiben 
kann,  —  eine  Quellenkunde  zur  Geschichte  des  Berlinischen  Güterver- 
kehrs allein  würde  die  Abhandlung  nur  dann  genannt  werden  dürfen, 
wenn  sie  auf  das  Äußere  jener  Handschriften  sich  beschränkte,  wenn 
sie  nicht  vielmehr  durch  geschickt  gewählte  Beispiele  auch  ihren  In- 
halt verdeutlichte;  eben  hierdurch  aber  fällt  helles  Licht  auf  die  Art 
und  die  Form  der  Buchungen  selbst.  Rehmes  Ausführungen  reichen 
vom  letzten  Jahrzehnt  des  14.  Jahrhunderts  bis  ins  18.  Jahrhundert 
hinein,  bis  zu  der  Zeit  also,  wo  infolge  des  Gesetzes  vom  Jahre  1722 
die  Anlage  neuer  Bücher  für  den  Grundstücksverkehr  in  den  seit  1709 
zu  einer  einzigen  Stadt  vereinigten,  ehemals  gesonderten  Stadtteilen 
Berlins  erforderlich  wurde  (S.  525  ff.). 

Ebensowenig  wie  die  Aufzeichnungen  des  städtischen  Rechtes  sind 
die  des  ländlichen  Rechtes  ungenutzt  geblieben.  Ihrer  hat  H.  Fehr 
sich  angenommen,  um  an  der  Hand  der  deutschen  und  österreichischen 
Weistümer  sowie  der  schweizerischen  Öffnungen  die  Rechtsstellung  der 
Frau  zu  schildern  und  zu  umgrenzen.  Für  den  Verfasser  kam  es  zu- 
nächst darauf  an,  die  besondere  Stellung  der  Frau  als  Gebärerin, 
Mutter  und  Hausfrau  zu  werten  und  darzutun,  bis  zu  welchem  Grade 
ihre  geschlechtliche  Eigenart  zu  einer  verstärkten  Rechtsstellung  gegen- 
über dem  Manne  führte.  Auf  der  anderen  Seite  eignete  der  Frau  in- 
folge der  Vogtei  des  Mannes  und  als  der  minder  Erbberechtigten  eine 
Rechtslage,  die  sie  hinter  den  Mann  zurückdrängte;  auch. diese  mußte 
herausgearbeitet  werden,  bis  schließlich  die  Vereinigung  derjenigen 
Normen  erfolgen  konnte,  innerhalb  deren  Mann  und  Frau  als  gleich- 
berechtigt erschienen.  Dank  dieser  Gliederung  ist  es  Fehr  möglich 
geworden,  das  reichlich  zuströmende  Material  zu  bewältigen  und  in 
einer  eindrucksvollen  Abhandlung  vorzulegen;  er  läßt  es  dabei  nicht 
an  der  Mitteilung  des  vollen  Wortlautes  einzelner  Quellenbelege  fehlen, 
und  aus  diesen  wiederum  steigt  die  Plastik  eines  urkräftigen  Rechtes 
empor,  dazu  seine  gesunde  "Sinnlichkeit  und  sein  Humor,  auf  die  einst 
0.  Gierke  als  erster  hingewiesen  hatte  (S.  851  ff.).  Ähnliche  Anregung 
hat  auch  den  Aufsatz  von  J.  Gierke  über  das  Boezemrecht  (Busen- 
recht) im  älteren  niederländischen  Deich-,  Wege-  und  Entwässerungs- 
recht  des  14.  bis  18.  Jahrhunderts  gezeitigt.  Der  Verfasser  umschreibt 
es  als  „das  Recht  der  Obrigkeit,  Vermögensgegenstände  ehemaliger 
Eigentümer,  teilweise  auch  ehemalige  Vermögensgegenstände  des  letzten 
Eigentümers  eines  zu  einer  Deichkabel  speziell  gehörigen  Grundstücks 
ganz  unabhängig  von  Rückständen  subsidiär,  haftbar  zu  machen".  Ge- 
wonnen wird  diese  Begriffsbestimmung  mittels  sorgfältiger  Durch- 
forschung der  niederländischen  Deichrechtsquellen.  Nicht  allein  die 
Geschichte  jenes  Begriffs  —  er  stammt  daher,  daß  bei  Busenrecht  der 
Busen,  d.  h.  der  Ursprung  der  Kabel  oder  des  zu  ihr  gehörigen  Lan- 
des, aufgesucht  wurde  —  wird  behandelt,  sondern  auch  die  Voraus- 
setzungen für  die  Anwendung  des  Busenrechts,  die  Reihenfolge  der 
flaftbarmachung  von  bestimmten  Vermögensgegenständen  bei  seiner 
Vornahme,  weiterhin  der  Inhalt  der  Verhaftung  beim  Busenrecht,  die 
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Arten  der  Übernahme  des  verlassenen  Schlages  unter  Vorbehalt  des 
Busenrechts,  die  wirtschaftlichen  und  rechtlichen  Grundlagen  des  In- 
stituts und  sein  schließlicher  Untergang.  Mit  gutem  Grund  hat  Gierke, 
da  es  um  ein  in  Deutschland  nahezu  unbekanntes  Recht  sich  handelt, 
seinen  Ausführungen  zahlreiche  Zitate  aus  dem  ihm  vor  allen  anderen 
vertrauten  Quellenkreis  eingefügt,  und  auch  bei  ihnen  beobachtet  der 
Leser,  zu  ständiger  Mitarbeit  aufgefordert,  eine  frische  Lebendigkeit 
der  sprachlichen  Form,  in  die  der  an  sich  abstrakte  Rechtssatz  ein- 
gekleidet ist,  während  die  Darlegung  seiner  Geschichte  und  die  dog- 
matische Erfassung  seines  Gehaltes  natürlich  von  ihr  absehen  müssen 
(S.  1091  ff.).  Während  aber  H.  Fehr  und  J.  Gierke  mit  jetzt  verschwun- 
denen Bildungen  des  Rechts  sich  befaßten,  will  R.  Wey  1  erkennen  lassen, 
wie  noch  heute  in  Schleswig-Holstein  und  Ostpreußen  Spuren  des  alt- 
germanischen Rechts  weiterleben,  so  z.  B.  die  Allmendeverfassung  und 
Ackerverteilung  auf  den  Inseln  der  Halligen  im  schleswigschen  Watten- 
meer. Beobachtungen  an  den  im  Kieler  Museum  geborgenen  Moor- 
leichen und  kleinere  Bemerkungen  über  Spielgebräuche  bilden  den 
Schluß  seiner  Mitteilungen  (S.  41  ff.). 

Der  große  Reichtum  der  Festschrift  offenbart  sich  um  nichts 
weniger  darin,  daß  mehrere  ihrer  Beiträge  der  dogmatischen  Um- 
schreibung und  Wertung  deutscher  Rechtsbegriffe  und  Rechtsinstitute 
sich  zugekehrt  haben;  ihre  Aufzählung  allerdings  muß  darauf  ver- 
zichten, sie  zu  einzelnen  Gruppen  zusammenzufassen,  kann  vielmehr 
nichts  anders  als  das  seiner  Natur  selbst  nach  Getrennte  vereinen,  um 
der  Pflicht  der  Berichterstattung  zu  genügen.  Kurz  notiert  —  nicht 
beurteilt  —  sei  an  erster  Stelle  die  Abhandlung  von  0.  Opet  über 
die  Anordnung  der  Eheschließungspublizität  im  Capitulare  Vernense 
vom  Jahre  755  (S.  245  ff.).  U.  Stutz  hat  eine  Abhandlung  über  das 
Eigenkirchenvermögen  beigesteuert  als  Beitrag  zur  Geschichte  des  alt- 
deutschen Sachenrechts,  insbesondere  zur  Geschichte  des  Zubehörungs- 
begriffs und  des  örtlichen  Sondervermögens,  wofür  die  neue  Ausgabe 
der  Freisinger  Traditionen  durch  Th.  Bitterauf  ihm  ein  reiches  Material 
zur  Verfügung  stellte.  Die  Studie  zeigt  ihren  Verfasser  als  Systematiker 
auf  dem  Gebiete,  das  zuerst  er  als  Historiker  erschlossen  und  verständ- 
lich gemacht  hat.  Die  spröden  Einzelzüge  jener  Urkunden,  aus  denen 
zahlreiche  Belege  in  vollem  Wortlaut  eingeflochten  sind,  fügen  sich 
unter  seiner  Hand  zum  abgerundeten  Bilde  zusammen.  Deutlich  tritt 
die  Eigenart  gerade  des  Eigenkirchen  Vermögens  zutage:  „Wie  man 
heutzutage  das  Handels-  oder  Geschäftsvermögen  des  Kaufmanns  von 
dessen  sonstigem  Vermögen  scheidet,  oder  besser,  da  es  sich  in  unserem 
Falle  um  ein  rechtliches  Sondervermögen  handelt,  wie  man  im  älteren 
deutschen  Seerecht  Seevermögen  oder  Schiffsvermögen  und  Landvermögen 
auseinander  hält  oder  im  älteren  deutschen  Bergrecht  Bergvermögen  und 
Bürgervermögen,  so  hat  der  Eigenkirchherr  neben  seinem  weltlichen 
oder  Bürgervermögen  ein  Kirchenvermögen,  bestehend  aus  der  Kirche, 
gewissermaßen  einer  von  ihm  unter  der  Sachfirma  des  Heiligen  be- 
triebenen geistlichen  Unternehmung,  ihrem  Gerät  und  Schmuck,  dem 


456  Literatur. 

zu  ihr  gehörigen  Land  und  den  durch  Banngerechtigkeit  an  sie  ge- 
knüpften nutzbaren  Rechten  und  Einkünften"  (S.  1187  ff.).  Um  ihres 
sachenrechtlichen  Einschlags  wird  hier  auch  die  Untersuchung  von 
E.  Heymann  angemerkt  werden  dürfen,  eine  Prüfung  der  Lehre 
vom  ius  ad  rem  hinsichtlich  ihres  Ursprungs  aus  der  kanonistischen 
und  der  feudistischen  Literatur.  Ihr  Ergebnis  ist,  „daß  zwei  neben- 
einanderlaufende Entwicklungsreihen  vorliegen,  eine  kanonistische  und 
eine  feudistische",  derart  daß  „die  vollendete  Lehre  in  Frankreich  ihren 
eigentlichen  Boden  hat".  Den  Weg  zu  veranschaulichen,  auf  dem  dies 
Resultat  erzielt  wurde,  ist  nicht  möglich;  immerhin  sei  erwähnt,  daß 
er  dem  Verfasser  u.  a.  lehrreiche  Beobachtungen  über  den  Wortlaut 
der  Dekretale  Clemens  IV.  vom  Jahre  1265  und  seine  Schwankungen 
in  der  Überlieferung  einzustreuen  .erlaubte  (S.  1167  ff.).  Mit  einem 
Problem  des  älteren  deutschen  Obligationenrechts  beschäftigt  sich  die 
Abhandlung  von  H.  Meyer  über  den  Ursprung  der  Vermögenshaftung 
im  deutschen  Recht,  die  zugleich  zu  den  von  0.  Gierke  in  dem  Werke: 
Schuld  und  Haftung  (Breslau  1910)  angeregten  Gedankengängen  Stellung 
nimmt;  in  ernstem  Ringen  mit  ihnen  will  er  dem  Manne  danken,  der  „zum 
erstenmal  die  Fülle  der  Probleme  vor  uns  aufgereiht"  (S.  973  ff.).  Den  Be- 
schluß bilde  der  Hinweis  auf  die  Studie  von  A.  S  chultz  e  über  die  Bedeu- 
tung des  Zuges'auf  den  Gewähren  im  Anefangsverfahren,  eine  Auseinander- 
setzung mit  H.Meyer,  dem  gegenüber  drei  Thesen  aufgestellt  werden, 
die  erste,  daß  auch  für  das  fränkische  Recht  der  ältesten  Überlieferung 
die  zivilistische  Einredefunktion  des  Gewährzeugen  als  vorhanden  sich 
erweisen  lasse,  die  zweite,  daß  der  Gewährenzug  an  und  für  sich  selbst, 
dieses  uralte  Kernstück  des  Anefangsverfahrens ,  der  Annahme  der 
„Notorietät  des  dieblichen  Verlustes"  und  eines  Rechtes  des  Klägers 
zu  „unwiderleglichem"  Nachweis  der  Dieblichkeit  entgegenstehe,  die 
dritte,  daß  die  behauptete  Publizitätswirkung  des  Gerüftes  als  wider- 
legt angesehen  werden  müsse  (S.  759  ff.). 

Außer  R.  Saleilles  (s.  oben  S.  451)  sind  bisher  nur  deutsche  Gelehrte 
zu  Worte  gekommen;  es  ist  Zeit  auch  der  fremdländischen  Forscher 
zu  gedenken,  die  nicht  zögerten,  im  Verein  mit  jenen  den  weiten 
Widerhall  des  Gierkeschen  Lebenswerkes  zu  bekunden.  Der  Vortritt 
gebührt  hier,  um  der  zeitlichen  Bedingtheit  seines  Gegenstandes  willen, 
dem  lichtvollen  Aufsatz  von  A.  J.  Carlyle  über  „Some  aspects  of  the 
theory  of  government  and  law  in  the  Assizes  of  Jerusalem",  von 
dem  man  sich  Anregung  zu  näherer  Beschäftigung  mit  diesen  in  Deutsch- 
land weniger  beachteten  Rechtsaufzeichnungen  versprechen  möchte 
(S.  1007  ff.).  Nach  England,  in  die  Zeit  des  12.  Jahrhunderts,  versetzt 
H.  D.  Hazeltines  Studie  über  „Judicial  Discretion  in  English  Procedure 
of  Henry  the  Second's  (1154— 1189)  Time"  mit  ihren  Erläuterungen  zum 
Rechtsbuche  Ranulfs  de  Glanrille  (S.  1055  ff.),  in  die  Zeit  aber  des 
19.  Jahrhunderts  A.  Galante  mit  einer  Abhandlung  über  Staat  und 
Kirche  in  den  Anschauungen  und  in  der  politischen  Tätigkeit  von 
W.  E.  Gladstone  (fl898;  S.711ff.)u  Wenn  an  letzter  Stelle  A.  Esmein 
genannt  wird,  der  die  Frage  der  Unveräußerlichkeit  der  Domänen  in 
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Frankreich  und  ihre  Behandlung  durch  die  ßtats  ge'ne'raux  des  16.  Jahr- 
hunderts einer  umsichtig  abwägenden  Prüfung  unterzogen  hat  (S.  361  ff.), 
so  ist  damit  der  Kreis  aller  der  Arbeiten  geschlossen,  die  im  eigent- 
lichen Sinne  als  rechtshistorisch  anzusprechen  sind,  auf  die  allein  hier 
aufmerksam  zu  machen  war.  Mannigfaltig  genug  waren  und  sind  ihre 
Themen,  individuell  die  Art  ihrer  Behandlung,  voller  Anregungen  und 
darum  des  Dankes  würdig  eine  jede  innerhalb  des  weiten  Rahmens, 
der  sie  umschließt.  Wer  aber  die  verantwortungsvolle  Aufgabe  über- 
nahm, sie  schlicht  zu  buchen,  war  nur  allzuoft  der  Grenzen  seines 
Wissens  sich  wohl  bewußt,  wenn  ihn  gleich  am  Ende  des  Berichts 
wahrlich  nicht  jenes  Gefühl  beschleicht,  das  dem  Schreiber  einer 
Handschrift  des  sog.  Schwabenspiegels  die  Worte  eingab:  „Hie  hat 
das  lantreht  buch  ein  ende,  Gott  alle  falsche  richter  sehende"  (Ho- 
meyer  n.  184).  Ihn  erfüllt  die  Dankbarkeit  für  reiche  Belehrung  und 
die  Erinnerung  an  einen  Spruch  Platens:  „Ein  jedes  Band,  das  noch 
so  leise  die  Geister  aneinander  reiht,  wirkt  fort  auf  seine  stille  Weise 
durch  unberechenbare  Zeit." 

Königsberg  i.  Pr.  A.  Werminghoff. 


Festschrift  zur  Jahrhundertfeier  des  Allgemeinen  Bürger- 
lichen Gesetzbuches,  I.Juni  1911.  —  Zwei  Teile:  erster 
Teil,  mit  11  Beilagen,  X  und  762  S.,  zweiter  Teil  mit 
Sachregister  (1011  S.j,  Lex.-Oktav.  —  Wien,  Manzsche 
k.  u.  k.  Hof-,  Verlags-  u.  Universitäts-Buchhandlung  1911. 

Über  die  Entstehung  dieses  umfassenden,  in  Inhalt  und  Ausstat- 
tung überaus  wohlgelungenen  Werkes  berichtet  ein  Vorwort.  Es  geht 
danach  hervor  aus  der  Anregung  der  Wiener  Juristischen  Gesellschaft, 
deren  Generalversammlung  vom  Februar  1909  beschloß,  „die  hundertste 
Wiederkehr  des  Tages  der  Kundmachung  des  allgemeinen  bürgerlichen 
Gesetzbuches,  des  Tages,  an  welchem  den  Völkern  Österreichs  ein  ein- 
heitliches und  einheimisches  bürgerliches  Recht  entstand,  durch  eine 
Festschrift  zu  feiern  und  die  juristischen  Fakultäten,  Korporationen 
und  Vereinigungen,  sowie  die  Justizbehörden  zur  Mitarbeit  an  der  Ver- 
öffentlichung einzuladen."  —  Wie  glücklich  diese  Idee  war,  welcher 
allgemeinen  Verehrung  und  Liebe  sich  das  österr.  allgem.  bürg.  Gesetz- 
buch erfreut,  „wie  sehr  der  Gedanke  einer  Huldigung  dafür  dem 
Empfinden  aller  Kreise  der  Theorie  und  Praxis  .  .  entsprach" ,  zeigt 
der  Erfolg.  An  dem  Huldigungswerk  haben  nicht  nur  zahlreiche  in 
Österreich  tätige  Praktiker  und  Theoretiker  des  Zivilrechts,  von  dem 
Patriarchen  dieser.  Studien,  Joseph  Unger,  bis  zu  den  jüngsten  Rechts- 
toeftissenen  mitgewirkt,  sondern  es  sind  auch  wichtige  Beiträge  von 
außerösterreichischen  Gelehrten  —  Söhnen  Österreichs  in  der  Diaspora 
und  anderen,  eingelaufen ;  und  es  haben  sich  endlich  auch  ganze  Reichs- 
behörden beteiligt,  teils  mittelbar  durch  Erschließung  ihrer  Akten- 
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bestände,  teils  unmittelbar  durch  eine  Serie  gleichmäßig  angelegter, 
einschlägiger  Untersuchungen.  So  ist  ein  Werk  von  seltener  Gediegen- 
heit und  Bedeutung  entstanden,  das  über  die  Wissenschaft  des  öster- 
reichischen Zivilrechts  nach  allen  Seiten  hin  reiches  Licht  verbreitet. 

Soweit  es  sich  dabei  um  strenger  dogmatische  Untersuchungen 
handelt,  die  wesentlich  im  zweiten  Teil  zusammengestellt  sind,  ist  der 
Rahmen  dieser  Zeitschrift  wie  die  Sachkunde  des  Rezensenten  über- 
schritten, eine  nähere  Besprechung  daher  hier  ausgeschlossen.  Vielmehr 
kann  nur  versucht  werden,  einen  Überblick  über  die  mehr  rechtsgeschicht- 
lichen Beiträge  zu  geben,  die  hauptsächlich  den  ersten  Teil  des  Buches 
ausmachen. 

Sie  lassen  sich  in  drei  Gruppen  sondern:  solche,  die  von  der  Vor- 
geschichte des  Gesetzbuches,  von  der  Biographie  seiner  Verfasser,  von 
seinen  Quellen  und  von  seinem  Gesamtgeiste  handeln;  solche,  die 
über  seine  praktische  Lebensbetätigung  berichten;  und  endlich  solche, 
die  von  dem  über  den  ursprünglichen  Umfang  hinausgewachsenen 
territorialen  Geltungsgebiete  erzählen. 

I.  Am  weitesten  zurück  greift  die  Abhandlung  von  Adolf 
v.  Großer,  „Quaestiones  et  decisiones"  geheißen.  Sie  sucht  aus  ver- 
schiedenen handschriftlichen  Beständen  Fragen  und  Auskünfte  zusammen, 
die  über  den  niederösterreichischen  Landesbrauch  um  die  Mitte  bereits 
des  16.  Jahrhunderts  zu  legislativen  Zwecken  von  der  Zentralbehörde 
gestellt  und  von  den  Territorialbehörden  mit  viel  Einsicht  und  Sach- 
kunde erteilt  worden  sind.  Dabei  ist  es  besonders  dankenswert,  daß 
die  weitere  Bedeutung  jeder  einzelnen  der  so  angeregten  Fragen  und 
ihre  weitere  Behandlung  durch  die  österreichische  Gesetzgebungs- 
geschichte hindurch  verfolgt  und  damit  unleugbar  ein  wahrhaft  inner- 
licher Zusammenhang  des  Schlußergebnisses  von  1811  mit  jenen  ersten 
Wurzelansätzen  nachgewiesen  wird.  Mit  Recht  kann  demgemäß  Ver- 
fasser ausgehen  von  einer  Äußerung  Chorin skys  aus  dem  Jahre  1896, 
die  die  Vorzüge  des  österreichischen  Gesetzbuches  und  seinen  reichen 
deutschrechtlichen  Gehalt  aus  der  300jährigen  Vorbereitung  erklärt; 
diese  Studie  liefert  dafür  die  volle  Bestätigung. 

Andererseits  wurde  das  Werk  ermöglicht  durch  die  inhaltliche 
Beschränkung  aufs  Privatrecht,  wodurch  es  sich  ja  namentlich  von  der 
Uferlosigkeit  des  Preußischen  Landrechts  unterscheidet.  Wie  man 
plangemäß  die  politische  Gesetzgebung  davon  zu  scheiden  sich  allmählich 
aus  grundsätzlichen  Erwägungen  entschlossen  hat,  wie  dadurch  die 
vorher  verwirrenden  geschäftlichen  Beziehungen  der  beiden  Materien 
zueinander  im  wesentlichen  abgeschnitten  worden  sind,  zeigt  in  genauester 
aktenmäßiger  Entwicklung  Sigmund  Adler.  Dagegen  hat  man  fast 
den  Eindruck,  als  wäre  die  getrennte  Behandlung  von  materiellem 
Privatrecht  und  Zivilprozeß,  die  uns  als  ein  wesentlicher  gesetzes- 
technischer Fortschritt  erscheinen  wird,  mehr  durch  eine  Reihe  zufälliger 
Arbeits-Gestaltungen  hervorgerufen,  in  letzter  Linie  durch  einen  Staats- 
ratsbeschluß von  1773,  wonach  das  bürgerliche  Gesetzbuch  keine  latei 
nischen  Marginalien  bekommen,  die  Gerichtsordnung  die  ihrigen  behal 
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ten  sollte;  um  nun  die  Einheitlichkeit  nicht  zu  stören,  entschloß  man 
sich,  entgegen  dem  ursprünglichen  Plan,  aus  jedem  von  beiden  je  ein 
getrenntes  Werk  zu  machen.  Habent  sua  fata  libelli,  möchte  man 
ausrufen,  besonders  wenn  man  bedenkt,  daß  hier  die  Rubriken  aus  dem 
bürgerlichen  Gesetzbuch  zum  Zweck  der  Gemeinverständlichkeit  ent- 
fernt, dann  zu  demselben  Zweck,  nur  allerdings  in  deutscher  Sprache, 
von  Zeiller  später  wieder  eingefügt  werden,  wie  es  ein  besonderer  Auf- 
satz von  Oswald  Kastner  zur  Gesetzestechnik  eingehend  würdigt. 

Über  jenen  Rubriken -Beschluß  des  Staatsrats  und  über  seine 
Folgen  erfahren  wir  gelegentlich  eines  weit  umfassenderen  Beitrages 
von  Hans  v.  Voltelini,  der  die  Schicksale  des  Codex  Theresianus 
im  österreichischen  Staatsrate  aktenmäßig  und  eingehend  verfolgt, 
beginnend  mit  der  gegen  die  grundlegende  Annahme  dieses  Codex, 
wie  er  von  der  Kompilations-Kommission  ausgearbeitet  war,  fallenden 
Entscheidung,  einer  Entscheidung,  die  übrigens  von  allen  Autoren  ein- 
hellig als  eine  segensreiche  gepriesen  wird,  namentlich  sowohl  von 
Franz  Klein  in  seinem  großzügigen  Einleitungs- Artikel,  wie  von 
Wellspacher  in  seinen  naturrechtlichen  Untersuchungen.  Voltelini 
schildert  dann  weiter  die  Bemühungen  des  Staatsrates  um  den  Horten- 
schen  Entwurf  Kapitel  für  Kapitel  durch  die  drei  ersten  Teile  hindurch 
bis  zu  dem  Augenblicke,  wo  diese  Tätigkeit  vor  der  etwa  seit  1775 
einsetzenden  Opposition  gegen  Ende  1780  erlahmt,  mag  es  sich  dabei 
mehr  handeln  um  die  momentan  überhandnehmenden  partikularisti- 
schen  Strömungen  (s.  bes.  1,52  f.,  vgl.  aber  auch  eine  Notiz  in  der  Bio- 
graphie von  Keeß,  von  Binder  und  Suchomel  1,  361  über  ähnliche 
Stellungnahme  Haans)  oder  um  politisch-ständische  Schwierigkeiten  ge- 
legentlich der  erbrechtlichen  Bestimmungen.  Die  in  der  Zwischenzeit 
vom  Staatsrat  geleistete,  recht  beträchtliche  Arbeit  ließe  sich  nach 
Voltelini  im  allgemeinen  dahin  kennzeichnen,  daß  sie  zur  Ver- 
schleifung  spezifisch  landrechtlicher  wie  römischrechtlicher  Sätze  vor- 
bereitend mitgewirkt  hätte.  „Darin  sowie  in  seinem  (des  Staatsrats) 
Auftreten  gegen  den  in  jedem  Sinn  monströsen  Codex  Theresianus 
liegt  sein  unstreitiges  Verdienst." 

Handelt  es  sich  hier  um  eine  bei  der  Gesetzgebung  beteiligte 
hohe  Behörde,  auf  deren  forgesetzte  Wirksamkeit  Voltelini  später 
zurückzukommen  sich  vorbehält,  so  erwerben  sich  erfreuliche  Verdienste 
um  die  Biographie  einzelner  mitwirksamer  Juristen  Eduard  Fische r- 
Colbrie  in  der  Schilderung  einer  Episode  aus  Zeillers  Leben,  Karl 
Coulon  in  dem  ausführlich  und  anziehend,  mit  zahlreichen  kultur- 
historisch interessanten  Einzelheiten  gezeichneten  Lebensbilde  von 
Mathias  Wilhelm  Virgilius  Edlen  von  Haan  und  Binder  und  Sucho- 
mel in  ihren  Mitteilungen  aus  dem  Archive  des  k.  k.  Justizministeriums 
zur  Lebensgeschichte  des  gewaltigen  Arbeiters  und  eifrigen  Josephiners 
Hofrates  Franz  Georg  Edlen  von  Keeß.  Wenn  dabei  gerade  über  den 
maßgebenden  Hauptverfasser  des  Gesetzbuches,  über  Zeiller,  nur  eine  ver- 
einzelte, obschon  kennzeichnende  Einzelheit  berichtet  wird,  nämlich 
betr.  die  Stellungnahme  seines  naturrechtlichen  Lehrbuches  zum  Nach- 
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druck  und  die  ihm  daraus  entstandenen  Schwierigkeiten,  so  Hegt  das  nicht 
am  Mangel  eifrigen  Strebens,  sondern  an  dem  dabei  festgestellten 
Mangel  archivalischen  Materials.  Etwas  mag  uns  dafür  entschädigen 
die  an  die  Spitze  des  Bandes  gesetzte  treffliche  Wiedergabe  eines 
Bildes  von  Zeiller,  das  alle  sonst  dem  Werk  beigegebenen  Porträts 
(von  Rottenhann,  Sonnenfels,  Martini  u.  a.  m.)  mit  der  Leuchtkraft 
seiner  strahlenden  Augen,  mit  der  edlen  Ausdruckstiefe  seiner  Züge 
ebenso  überstrahlt,  wie  Zeillers  an  Kant  geschulter  hoher  Gedanken- 
flug über  seine  Mitarbeiter  hinweggeht.  Was  Klein  als  das  Ver- 
dienst des  Gesetzbuches  packend  herausarbeitet  und  treffend  als 
Grund  seines  Nichtveraltens  preist,  daß  es  nämlich  seiner  Entstehungs- 
zeit in  stolzem  Aufschwünge  voraufgeeilt  ist  und  in  seiner  geläuterten 
naturrechtlichen  Auffassung  einen  Rahmen  aufgestellt  hat,  in  den  erst 
eine  weit  spätere  Entwicklung  hineinwachsen  sollte,  das  ist  eben  haupt- 
sächlich das  Verdienst  Zeillers  und  seines  gesetzgeberischen  Mutes  zur 
Herrschaft  des  Geistes  über  die  stofflichen  Einzelheiten. 

Daß  übrigens  das  Naturrecht  dem  österreichischen  bürgerlichen 
Gesetzbuch  zum  Grund-  und  Eckpfeiler  dient,  der  Entstehung  wie  dem 
Erfolge  nach,  diese  Erkenntnis  zieht  sich  in  einer  für  den  Geschichts- 
schreiber der  Naturrechtswissenschaft  höchst  erfreulichen  Weise  wie  ein 
gemeinsamer  Grundgedanke  durch  die  beiden  Bände  des  Jubiläums- 
Werkes.  Besonders  handelt  darüber  Moriz  Wellsp acher  und  zwar, 
indem  er  zwei  Perioden  des  Naturrechts  unterscheidet,  eine  ältere,  flachere, 
phrasenhaftere,  die  trotz  schöner  Vordersätze  alle  politischen  und  sozialen 
Härten  des  älteren  Rechtszustandes  in  zahlreichen  Ausnahmesätzen  bestä- 
tigt, und  eine  jüngere,  tiefergreifende,  energischere,  der  es  Ernst  ist  um 
Durchführung  freiheitlicher,  die  Menschenwürde  nach  allen  Seiten 
wahrender  Forderungen.  Wellspacher  zeigt  nun  an  zahlreichen  Einzel- 
heiten, wie  im  Gegensatze  zu  den  früheren  Entwürfen,  die  durch- 
weg auf  der  früheren  naturrechtlichen  Stufe  stehen,  der  gewaltige 
Fortschritt  der  letzten,  Gesetz  gewordenen  Fassung  auf  der  Aufnahme 
und  Durchführung  des  späteren  naturrechtlichen  Standpunktes  beruht. 
„Das  Naturrecht  wird  zu  einer  Waffe  der  Aufklärungsideen  und  tritt 
immer  bewußter  in  Gegensatz  zu  dem  geltenden  Recht;  erst  von  da 
ab  beginnt  das  Naturrecht  eine  Triebkraft  zu  vermitteln"  (1,  179). 
Das  zeigt  sich  namentlich  auch  in  der  „Herausstellung  allgemeiner  Prin- 
zipien", insbesondere  auf  dem  Gebiete  des  Vertrages  und  Schadens- 
ersatzrechts, ferner  durch  „die  freie  Stellung  gegenüber  dem  römischen 
Recht,  insbesondere  gegenüber  den  historischen  Zufälligkeiten  römischer 
Rechtsentwicklung"  (1, 183).  Das  wird  weiter  an  mehreren  juristischen 
Punkten  dargetan  und  dabei  im  allgemeinen  gleichmäßig  auf  den 
Einfluß  von  Martini,  Sonnenfels  und  Zeiller  zurückgeführt.  Nur  gegen 
Ende,  bei  Besprechung  des  Publizitätsgedankens  und  der  Rolle,  die  er 
im  österreichischen  Sachenrechte  spielt,  tritt  Zeillers  Persönlichkeit 
und  die  Beziehung  auf  das  Kantische  Naturrecht  schärfer  hervor,  hier 
wird  direkt  ausgesprochen,  daß,  wenn  die  germanistischen  Rechts- 
gedanken durch  das  Naturrecht  der  germanistisch-historischen  Forschung 
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vorweggenommen  worden  sind,  es  allerdings  erst  Kant  und  seine 
Schüler  waren,  welche  dieser  Idee  Bahn  gebrochen  haben.  M.  E.  sollte 
noch  häufiger  und  entschiedener  der  klaffende  Rangunterschied  zwischen 
Geistern  wie  Martini  und  Sonnenfels  einerseits,  Zeiller  andererseits 
wahrgenommen  werden  können.  Aber  abgesehen  von  diesem  Bedenken, 
das  nur  als  besoheidene  Anregung  um  Beachtung  bei  weiterer  Forschung 
auf  diesem  Sondergebiete  bitten  möchte,  kann  ich  Wellspachers  Aus- 
führungen nur  freudig  zustimmen.  Man  begreift,  wie  sie  ihn  zu  der 
Schlußfolgerung  führen  (1,  183),  „daß  kaum  irgendeine  andere  Zeit 
so  viel  Beruf  zur  Gesetzgebung  gehabt  hat,  wie  die  Zeit  des  ausgehen- 
den Naturrechts,  und  daß  Savigny  in  einem  schweren  Irrtum  über 
Zweck  und  Aufgaben  der  Gesetzgebung  befangen  war,  als  er  seiner  Zeit 
den*  Beruf  zur  Gesetzgebung  absprach".  Wäre  das  Werk  nicht  auf 
österreichische  Dinge  beschränkt,  so  würde  ein  Ausblick  auf  Feuer- 
•bachs  geniale  gesetzgeberische  Tätigkeit  und  Persönlichkeit  zu  bestä- 
tigendem Vergleiche  naheliegen. 

Dagegen  muß  ich  allerdings  als  durchweg  irreführend  und  abwegig 
den  parallelen  Versuch  von  J.  v.  Koschembahr  -  Lyskowski 
ablehnen,  worin  dieser  „Zur  Stellung  des  römischen  Rechtes"  im  Gesetz- 
buch eine  durchaus  neue  Theorie  aufbaut.  Er  behauptet  da  nämlich, 
soweit  das  Gesetzbuch  überhaupt  auf  römisches  Recht  zurückgreife, 
liege  ihm  nicht,  wie  man  bisher  durchweg  annahm  (s.  z.  B.  auch  Wells- 
pacher  1,  178),  das  gemeine  Recht  Deutschlands,  wie  es  sich  im  16. 
und  17.  Jahrhundert  gebildet  hatte,  zugrunde  (ein  solches  gemeines 
Recht  ist  vielmehr  Verfasser  eher  geneigt,  überhaupt  zu  leugnen) ;  auch 
nicht  das  Justinianische  Recht,  wie  es  im  Corpus  juris  civilis  geschlossen 
vorliegt;  sondern  das  reine,  klassische  römische  Recht,  wie  wir  es  heute- 
durch  ein  mühsames  philologisch -historisches  Studium  den  Quellen 
abzulauschen  und  abzuringen  bemüht  sind.  Davon  soll  den  Verfassern 
des  österreichischen  Gesetzbuches  ein  gewisses  genial-instinktives  Ver- 
ständnis innegewohnt  und  sie  bei  ihren  mehr  romanistischen  Sätzen 
geleitet  haben,  während  die  mehr  germanistischen  Sätze  wiederum 
nicht  dem  gemeinen  Rechte,  sondern  österreichischem  Landes-  und 
Provinzialrechte  entstammten.  Letzteres  mag  man  als  einigermaßen 
zutreffend  anerkennen  —  ist  nicht  alles  Germanistische  zunächst  par- 
tikulär? — ,  da  es  besonders  durch  v.  Großer  (s.  oben)  bestätigt  wird, 
weit  mehr  als  durch  v.  Koschembahr-Lyskowskis  Musterbeispiel  dafür, 
das  der  so  zweifelhaften  und  bedenklichen  Materie  der  Reallast  ent- 
nommen ist  und  mir  nicht  ganz  überzeugend,  auch  nur  für  sich,  ge- 
schweige denn  über  sich  hinaus  erscheinen  will.  Aber  ersteres,  daß 
die  österreichischen  Gesetzgeber  von  einer,  wennschon  nur  verallge- 
meinernden Erkenntnis  des  reinen  römischen  Rechts  ausgegangen  und 
sich  an  dessen  leitende  Gedanken  angeschlossen  hätten,  scheint  mir 
ganz  unbewiesen  und  unglaublich.  Unbewiesen  —  denn  was  soll  dafür 
das  eine  Musterbeispiel  der  Korporationslehre  bedeuten,  selbst  wenn 
es  zuträfe,  daß  hier  der  so  heiß  umstrittene  §  26  ABGB.  inhaltlich 
mit  dem  reinen  römischen  Recht  zusammenträfe,  während  bekanntlich 
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andere  die  Sache  ganz  anders  ansehen  ?  ')  Und  wo  einmal  Verfasser  sich 
zu  einem  allgemeineren  Beweise  dieser  seiner  Hauptthese  anschickt 
(1,  250  f.  und  280  f.),  da  geschieht  es  in  so  ungenauer  Weise,  daß  „  viele" 
und  „alle"  Fälle,  gemeines,  Justinianisches  und  klassisches  römisches 
Recht  fortwährend  durcheinander  spielen:  S.  280  wird  der  durchgrei- 
fende Einfluß  des  „römischen  Rechts"  festgestellt,  S.  281  daraus  die 
Folgerung  für  das  „klassische  römische  Recht"  gezogen.  Da  müßte 
man  denn  doch  andere  Beweise  verlangen,  ehe  man  wirklich  dem  Ver- 
fasser glaubte,  daß  „dem  guten  Juristen  in  seinem  dunklen  Drange" 
sich  das  spröde,  eigentümlich  nationale  Sonderwesen  des  klassischen 
römischen  Rechts  so  von  selbst,  in  Vorwegnahme  der  Forschungsarbeit 
eines  historischen  Jahrhunderts,  erschlossen  hätte!  Was  daran  wahr 
ist  und  allein  wahr  sein  kann,  hat  Wellspacher  treffend  ausgedrückt, 
wenn  er  betont,  daß  die  Gesetzbuchverfasser  durch  ihre  naturrecht- 
lichen Ideen  den  geschichtlichen  Besonderheiten  des  römischen  Rechts 
freier  gegenüberstanden,  als  die  Juristen  des  19.  Jahrhunderts;  darum 
ist  es  gleichfalls  richtig,  wenn  v.  Koschembahr-Lyskowski  von  einer 
gewissen  freieren  Kritik  spricht,  die  die  Gesetzbuchverfasser  am  römi- 
schen Recht  geübt  hätten;  wie  aber  all  dies  sich  vereinbaren  lassen 
sollte  mit  einer  divinatorischen  Einsicht  in  die  national  und  geschicht- 
lich schärfstbedingten  Eigentümlichkeiten  des  klassischen  römischen 
Rechts,  mit  einem  Gegensatze  zu  den  international  abgeschliffenen 
Formen  des  Justinianischen  und  des  gemeinen  Rechts,  das  ist  mir 
unerfindlich. 

Man  wird  darum  solche  unklaren  und  unmöglichen  Konstruk- 
tionen entschieden  ablehnen  müssen,  auch  wenn  man  nicht  verkennt,  daß 
sie  praktisch  einem  durchaus  löblichen  Zwecke  dienen  sollen.  Beruht 
das  Gesetzbuch  auf  dem  reinen  römischen  Recht,  so  ist  dieses  ver- 
gleichendes Auslegungsmittel  für  jenes;  damit  wäre  für  Österreich  ein 
streng  klassisch-romanistisches  Studium  in  modern-philologischem  Sinne 
zugleich  gesichert  und  vor  dem  Schicksale  antiquarischer  Entfremdung  vom 
lebenden  Recht  bewahrt.  Darüber  spricht  denn  auch  v.  Koschembahr- 
Lyskowski  noch  ausführlich,  in  wohlabgewogener  Darstellung,  die  allen 
jüngeren  Strömungen  und  Anregungen  Rechnung  trägt  und  doch  vor  Über- 
treibungen (z.  B.  sowohl  der  Papyrologie  wie  des  Anti-Romanismus)  zu  war- 
nen weiß.  Aber  sollte  ein  solchesZiel — für  Österreich  sowohl  wie  für  Deutsch- 
land —  nicht  auch  ohne  solche  haltlose  Notbrücke,  ohne  Preisgabe 
der  gemeinrechtlich-dogmengeschichtlichen  Studien  zu  erreichen  sein? 
Wie  das  etwa  u.  a.  zu  ermöglichen  wäre,  zeigen  die  feinsinnigen  Be- 
trachtungen eines  der  Träger  der  modernen  papyrologischen  Altertums- 
wissenschaft, von  Leopold  Wenger,  über  das  „antike  Richterkönig- 
tum". Da  werden  Theorie  und  Praxis  der  griechischen  und  römischen 
Antike  dazu  verwertet,  vor  der  Einführung  eines  souveränen  Richter- 


*)  Vgl.  z.  B.  Max  v.  Schuster-Bonnott,  der  in  seinem  Beitrage  über 
„Die  Spuren  des  Rechtsgedankens  der  gesamten  Hand  im  Osterr.  ABGB." 
(2,  953  f.)  diese  Dinge  diesem  Leitmotiv .  unterordnet. 
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königtums  zu  warnen,  „denn  das  Gesetz  gibt  Gleichheit  und  nur  das 
Gesetz  verbürgt,  soweit  menschenmöglich,  die  Gleichheit:  Isonomie" 
(1,  195).  Das  bleibt  für  die  antiken  Verhältnisse  die  Hauptsache,  wenn- 
schon daneben  die  Elastizität  durch  eine  Reihe  eigenartiger  Einrich- 
tungen gewahrt  wird.  Die  Parallele  für  moderne  Verhältnisse,  gegen 
die  Übertreibungen  der  Freirechtsbewegung *)  ergibt  sich  daraus  von 
selbst,  ohne  daß  „unerlaubte  Sprünge  .  .  .  über  Jahrhunderte  und  Jahr- 
tausende" gemacht  würden.  In  solcher  freien  Weise  das  Studium  der 
antiken  Rechte  dem  heutigen  Rechtsleben  anzupassen  und  dienstbar 
zu  machen,  wird  man  meines  Erachtens  immer  mehr  lernen  müssen. 
Mit  den  bisher  besprochenen  Beiträgen  standen  wir  bei  Einzel- 
Untersuchungen.  Von  höherer  Warte  wird  der  Gesamtgeist  des  öster- 
reichischen bürgerlichen  Gesetzbuches  gewürdigt  durch  die  beiden 
Artikel  von  Julius  Ofner  über  seinen  sozialen  Charakter  und  von 
Franz  Klein  über  seine  „Lebenskraft".  Es  ist  merkwürdig,  wie  die 
beiden  Verfasser  darin  übereinstimmen,  die  Trefflichkeit  des  Gesetz- 
buches aus  dem  naturrechtlichen  Geiste  seiner  Entstehungszeitzu  erklären, 
jener  Zeit,  die,  wie  Ofner  treffend  sagt  (1,  449),  „die  Geburtsstätte  der 
bürgerlichen  Gesellschaftsordnung"  gewesen  ist,  da  „freies  Menschen- 
tum und  freier  Verkehr"  die  Losung  wurden,  „an  die  Stelle  von 
Kabinettsjustiz  und  Ordonnanzen  das  von  Willkür  befreiende  Gesetz"  trat. 
So  ist  das  österreichische  ABGB.  damals  entstanden  als  der  juristische 
Ausdruck  des  österreichischen  Einheitsstaates  gegenüber  Territorien 
und  Kirche,  zur  Durchführung  der  Menschenrechte  im  Personen-  und 
Familienrecht,  der  wirtschaftlichen  Freiheit  und  des  Verkehrsschutzes 
im  Vermögensrecht.  Entwickelt  das  Ofner  des  weiteren  mehr  nach  der 
dogmatischen,  hier  nicht  berücksichtigbaren  Seite  hin,  so  ist  es  Klein, 
der  von  ganz  ähnlichen  Ausgangspunkten  her  die  Beziehungen  des 
Gesetzbuches  zu  den  allgemein-geschichtlichen  Verhältnissen  Österreichs 
meisterhaft  zu  verfolgen  und  daraus  die  Wurzeln  seiner  Lebenskraft  muster- 
gültig bloßzulegen  weiß.  Unmöglich  läßt  sich  hier,  in  diesem  knappen  Rah- 
men, auch  nur  eine  Andeutung  geben  von  der  Fülle  der  Gesichtspunkte, 
politischer,  kultur-  und  wirtschaftsgeschichtlicher,  die  da  der  ge- 
naueste Kenner  von  Rechts-  und  Staatsleben  des  gegenwärtigen  Öster- 
reich aus  der  Summe  seines  theoretischen  Denkens  und  seiner  prak- 
tischen, staatsmännischen  Erfahrungen  für  sein  Thema  zu  erschließen 
versteht.  Dies  Thema  ist,  zu  erforschen,  ob  das  bürgerliche  Gesetz- 
buch sein  Jubiläum  —  bezeichnend,  daß  heute  hundertjähriger  Bestand 
einer  lex  in  perpetuum  valitura  schon  als  erklärungsbedürftiger  Aus- 
nahmefall erscheint!  —  „seinen  ungewöhnlichen  Vorzügen,  einer  seltenen 
Gunst  der  Geschichte  oder  welchen  Umständen  sonst  dankt".  Die  Ant- 


*)  In  ähnlicher  Weise  nimmt  Stellung  Josef  Freiherr  v.  Schey 
in  seinem  Beitrage  „Gesetzbuch  und  Richter",  der  die  durch  das  öster- 
reichische Gesetzbuch  dem  Richter  genommenen  und  gegebenen  Freiheiten 
rein  dogmatisch  entwickelt,  deshalb  hier  nicht  weiter  besprochen  werden 
kann.  Vgl.  ferner  die  Abhandlung  von  Stanislaus  Dniestrzanski  über 
die  natürlichen  Rechtsgrundsätze  des  §  7  ABGB.  2,  lf. 
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wort  scheint  mir  dahin  zu  gehen,  daß  eine  glückliche  Summe  von 
Umständen  mitgewirkt  hat.  Zunächst  der  geistige  Charakter  des  Ge- 
setzbuches, „das  sonnig,  gefällig,  mutigfrei  und  weitläufig"  (1,5)  ist 
wie  sonst  kaum  ein  Erzeugnis  des  Naturrechts,  das  einer  grundsätz- 
lichen Anerkennung  des  Individualismus  und  der  persönlichen  Freiheit  *) 
ohne  Überschwang,  mit  „unvergleichlichem  bon  sens"  (1,  13)  huldigt, 
das  einen  nationalen  Zug,  nämlich  Anklang  an  österreichische  Gemüt- 
lichkeit, d.  h.  Milde  und  Billigkeit  (1,  13)  mit  rechtsphilosophisch- 
theoretischer  Abstraktheit  so  zu  verbinden  weiß,  daß  ein  „aus  allen 
räumlichen  und  zeitlichen  Unterlagen  ausgelöster  Komplex  von 
Normen  für  ein  Gemeinwesen  der  freien  Verkehrswirtschaft"  (1,  28) 
entsteht.  Dazu  tritt  dann  eben  die  Gunst  der  Geschichte,  infolge  deren 
das  Gesetz,  das  „zunächst  bloß  eine  Antizipation,  eine  Gewinnst- 
hoflhung"  (1,  20)  war,  den  Triumph  einer  politisch-liberalen,  kapitali- 
stischen, individualistischen  Geistesrichtung  von  den  fünfziger  Jahren 
ab  —  und  damit  zugleich  seinen  Triumph  noch  erleben  durfte.  „Nun 
flogen  ihm  wirklich  die  Geister  zu"  (1,  26),  nun  wird  es  „für  dieses 
junge,  sich  erneuende  Österreich  .....  das  providentielle  Zivilgesetz  " 
(ebenda).  Und  so  beweist  es  uns  (1,  32),  „daß  grundlegende  philoso- 
phische oder  Staatsideen  und  geistige  Perspektiven,  die  in  die  Ver- 
gangenheit und  in  die  Zukunft  tauchen,  für  ein  Gesetz  keineswegs 
schädlich  sind".  Im  Gegenteile:  wenn  sich  das  Österreichische  Allge- 
meine Bürgerliche  Gesetzbuch  heute  noch  solcher  Lebenskraft  und 
Beliebtheit  erfreut,  wie  sie  ihm  hier  allgemein  bezeugt  werden,  so 
rührt  das  daher:  „Es  ist  eines  der  seltenen  Gesetze,  denen  der  Glaube 
an  eine  vom  Geiste  gesetzte  Notwendigkeit  Größe  verleiht  und  in 
welchen  zugleich  eine  Weltanschauung  wirkt,  die  einen  Hauch  von 
Ewigkeit  über  sie  breitet.  Das  erhebt  das  Gesetz  über  einzelne  Mängel 
und  Schwächen." 

IL  Wie  das  bürgerliche  Gesetzbuch  zuerst  in  praktischer  Anwen- 
dung sich  erprobt  hat  und  ausgestaltet  worden  ist,  war  bisher  wenig 
erforscht.  Das  Material  dazu,  mehr  als  1000  Faszikeln  über  die  Revi- 
sionsentscheidungen, hunderte  von  Protokollbänden  der  obersten  Justiz- 
stelle aus  den  Jahren  1813 — 1820  lagerte  zwar  im  Justizministerium, 
war  aber  mangels  jeden  Nachschlagbehelfes  so  gut  wie  unbenutzbar, 
wie  schon  Pratobevera  es  s.  Zt.  ausgesprochen  hatte.  Die  große 
Jubiläumsgabe  des  österreichischen  Justizministeriums  besteht  nun 
darin,  daß  man  dort  auf  Anordnung  des  Ministers  D.  Ritter  vonHochen- 
burger  hin  der  gewaltigen  Arbeit  sich  unterzogen  hat,  97  jener  Proto- 
kollbände so  gründlich  zu  katalogisieren,  daß  sie  dadurch  rechts- 
geschichtlicher Ausnutzung  bequem  zugänglich   geworden   sind.     Ein 


*)  Ebenso  Ofner  1,  458f.  Was  die  dem  Naturrechte  entnommenen 
„Persönlichkeitsrechte  u  anbelangt,  s.  bes.  die  Abhandlungen  vonEmanuel 
Adler  2,  163f.  und  von  Josef  Mauczka  2,  229f.  Da  gibt  namentlich 
Adler  eine  interessante  dogmen-  und  literärgeschicbtliche  Darstellung  der 
Entwicklung  seit  Grotius  2,  176  f. 
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kurzer  Bericht  darüber  ist  in  der  hier  besprochenen  Sammlung  fünf 
Abhandlungen  voraufgeschickt,  in  denen  fünf  Ministerialangestellte 
nach  offenbar  einheitlichem  Plan  über  je  ein  zivilistisches  Gebiet 
Musterbeispiele  solcher  Ausnutzung  geben.  Wie  schon  der  Vorbericht 
bemerkt,  stellt  sich  dabei  als  einheitlicher  Geist  der  in  jener  Zeit  von 
der  Obersten  Justizstelle  gehandhabten  Praxis  heraus  eine  merkwürdige 
Freiheit  gegenüber  dem  Buchstaben  des  Gesetzes.  Seine  Anwendung 
auf  den  einzelnen  Fall  geschieht  mühelos,  ohne  die  künstlichen  Mittel 
der  Auslegung  oder  der  Analogie,  einfach  nach  Erwägungen  der 
Vernunft  und  Billigkeit.  „In  diesem  Vorwalten  der  Billigkeit,  der 
Vernachlässigung  dessen,  was  irgendwie  an  eine  scholastische  Begriffs- 
jurisprudenz erinnern  könnte,  liegt  eine  gewisse  Ähnlichkeit  der  Denk- 
weise der  damaligen  Richter  mit  den  Wünschen  der  Freirechtsschule. 
Dabei  haben  diese  Männer  einen  merkwürdig  feinen  Takt  für  das,  was 
in  das  Rechtssystem  hinein  paßt  .  .  .  Mehr  intuitiv  treffen  sie  das 
Richtige."  (1,  584.)  Man  wird  dies  wohl,  denke  ich,  aus  der  abso- 
lutistischen Überlieferung  erklären  müssen,  wonach  die  Oberste  Justiz- 
stelle vice  sacra  entscheidet  und  daher  nur  ähnlich  wie  der  absolute 
Herrscher,  mehr  aus  gutem  Willen  als  aus  Unterordnung,  an  das  Gesetz 
gebunden  ist,  während  eine  spätere,  konstitutionelle  Zeit  es  damit 
schärfer  nimmt.  Wie  dem  aber  auch  sein  mag,  jedenfalls  ist  diese  Be- 
handlungsweise  der  Einbürgerung  des  Gesetzes  offenbar  eher  nur  günstig 
gewesen.  An  Stelle  der  heute  üblichen  Umschläge  von  starrem  Buch- 
stabendienst bei  Gesetzesneuheit  zum  entgegengesetzten  späterem  Extrem, 
hat  man  sich  damals  vielmehr  in  Österreich  nur  ganz  allmählich  in 
das  Gesetzbuch  hineingelebt1),  es  den  Bedürfnissen  und  die  Bedürf- 
nisse ihm  allmählich  angepaßt. 

Im  einzelnen-  berichten  darüber  Erich  Fortner,  betreffend  die 
auch  kulturhistorisch  und  sozial  (vgl.  auch  Ofner  1,  463  f.)  so  bedeut- 
same Materie  des  Rechtsstreites  über  die  uneheliche  Vaterschaft; 
Rudolf  Hermann  betreffend  die  Lehre  vom  Besitz;  Ludwig 
Bernhart  über  die  Auslegung  des  §  887 ;  Robert  Bartsch  und 
Otto  Leonhard  betreffend  Grundfragen  des  |Schadensersatzrechts, 
letzterer  besonders  bei  Verletzung  immaterieller  Güter.  Auf  die  stets 
wohlbegründeten  und  inhaltsreichen  Ergebnisse  kann  hier  natürlich 
nicht  weiter  eingegangen  werden. 

Beschränken  sich  diese  Studien  plangemäß  auf  die  Zeit  bis  1820, 
so  gibt  uns  „Materialien  zu  zwei  Hofdekreten,  durch  welche  erbrecht- 
liche Bestimmungen  des  ABGB.  erläutert  werden"  Emil  Stroß  2,  713f. 
aus  dem  Jahre  1844  und  1845.  Namentlich  aber  sind  interessant, 
gerade  für  den  Rechtshistoriker,  diejenigen  Beiträge,  die  eine  neben  der 
Gültigkeit  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  und  trotz  der- 
selben herlaufende,  zivilistisch  selbständige  Entwicklung  auf  gewissen 
Sondergebieten  in  Anspruch  nehmen.  In  diesem  Sinne  beschäftigt  sich 
Emanuel  Tilsch  (2,  37 f.)  mit  den  „Gewohnheiten  im  Wandel  des 

*)  S.  darüber  auch  die  Bemerkung  von  A.  Ehrenzweig  2,  627. 
Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte.  XXXII.  Germ.  Abt.  30 
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Jahrhunderts",  indem  er  nämlich  Bildung  von  eigentlichem  Gewohn- 
heitsrecht als  durch  §  10  bis  heute  erfolgreich  unterdrückt  ansieht, 
dann  aber  eine  reiche  Bildung  von  Gewohnheiten  und  Gebräuchen  an- 
nimmt, gegliedert  nach  den  drei  großen  rechtspolitischen  Perioden,  die 
sich  für  Osterreich  im  letzten  Jahrhundert  bilden  lassen,  die  abso- 
lutistische bis  etwa  1859,  die  liberale  bis  etwa  1879,  der  soziale  seit- 
dem. —  Solche  besondere  Gewohnheiten  und  Gebräuche  auf  vertrags- 
rechtlicher Grundlage  bezeugt  für  das  Ehegüterrecht  in  den  deutschen 
Teilen  von  Kärnten,  Steiermark  und  Krain  Notar  Max  Reich  (2,  361f.); 
es  handelt  sich  hier  um  Sondergebilde,  die  nach  weiterer  historisch- 
germanistischer Behandlung  geradezu  schreien,  wie  auch  der  Verfasser 
genügend  andeutet,  wennschon  er  die  weise  Selbstverleugnung  übt, 
zunächst  nur  das  tatsächliche  Material  zu  fixieren.  —  Mit  Zweck- 
bewußtsein, gerade  um  zu  zeigen,  wie  neben  der  Herrschaft  des  bürger- 
lichen Gesetzbuches  die  Rechtsentwicklung  fortläuft,  wie  auch  da,  wo 
der  Gesetzesparagraph  formal  unberührt  bleibt,  das  Recht  sich  ändert, 
infolge  von  wirklichen  und  eingebildeten  Bedürfnissen,  von  Sitten  und 
Mißbräuchen,  Überzeugungen  und  Einbildungen,  neuen  Verständnissen 
und  Mißverständnissen  oder  auch  infolge  von  Reflexwirkungen  neuer 
Gesetze,  erörtert  A.  Ehrenzweig  (2,  625 f.)  die  Geschichte  der  Schen- 
kung auf  den  Todesfall.  Er  weist  dabei  namentlich  den  Zusammen- 
hang mit  der  Gebührengesetzgebung  (Verlassenschaftsabhandlung,  Mor- 
tuar,  Gebührengesetze  seit  1850)  nach,  aber  auch  die  seit  1Ö68  durch 
romanisierenden  Purismus  und  Verkennung  der  germanistischen  donatio 
post  obitum  einreißenden  Schwierigkeiten  und  Unsicherheiten  der 
Praxis  —  man  wird  seine  eindringliche  und  so  gedankenreiche,  wie 
praktische  Studie  auch  für  deutsche  Rechtsverhältnisse  mit  Vorteil 
lesen.  —  Ähnlich  behandelt  endlich  Egon  Weiß  die  „ Geschichte 
des  Realfoliums  und  des  Hauptbuchsystems  in  Österreich,  mit  vornehm- 
licher Berücksichtigung  der  Verhältnisse  zur  Zeit  der  Entstehung  des 
ABGB."  (2,  509  f.)  und  August  Pitreich  die  Geschichte  des  Immobiliar- 
rechtes  seit  der  Kodifikation  (2,  487  f.),  letzterer  um  „an  einigen  Bei- 
spielen zu  veranschaulichen,  welchen  Wandlungen  die  Anwendung  des 
materiellen  Rechts  unter  dem  Einflüsse  der  Volksanschauung  und  der 
damit  vertrauten  praktischen  Juristen  einerseits,  der  Theorie  und  des 
von  ihr  aus  dem  BGB.  abgeleiteten  Rechtssystems  andererseits  unter- 
lag". Als  solche  Beispiele  erscheine  gesondertes  Eigentum  an  Stock- 
werken, an  einzelnen  Bäumen  (Südtirol,  Dalmatien)  und  an  Keller- 
räumen; ferner  die  theoretisch  unentwickelte,  aber  praktisch  bei 
agrarischen  Wald-  und  Weidegemeins'chaften  geübte  Bindung  des  Mit- 
eigentums an  einer  andern  Liegenschaft  als  Realberechtigung,  in  Ana- 
logie der  Grunddienstbarkeit;  endlich  eine  unglaubliche  Verwirrung, 
die  in  den  Grundbuchverhältnissen  Galiziens  und  der  Bukowina  gegen- 
über den  tatsächlichen  Verhältnissen  eingerissen  zu  sein  scheint  und 
sogar  zu  eignen  gesetzgeberischen  Eingriffen  geführt  hat.  Man  wird 
freilich  auch  anderswo  durchaus  nicht  immer  als  ganz  durchgreifende 
Regel  bezeichnen  können,  daß  die  wirklichen  und  die  durch  das  Grund- 
buch bezeugten  Grundstücksverhältnisse  vollkommen  übereinstimmten. 
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III.  Über  „das  bürgerliche  Gesetzbuch  als  Rechtsquelle  einst  und 
jetzt"  schreibt  Robert  von  Mayr  ausführlich  und  gründlich,  in  lehr- 
buchmäßiger Schärfe  und  Vollständigkeit.  Er  behandelt  dabei  sowohl 
die  räumliche  wie  die  sachliche  Herrschaft  des  Gesetzbuches  in  ihren 
Abwandlungen,  bei  dem  Kapitel  der  sachlichen  Herrschaft  weiter  unver- 
bindlichen, entkräfteten,  zweifelhaft  gewordenen,  absterbenden  und 
ausgeschiedenen  Gesetzesinhalt.  Farbenreicher  und  anziehender  für 
den  Rechtshistoriker  sind  aber  diejenigen  Beiträge,  die  zum  Schlüsse 
des  ersten  Bandes  von  der  territorialen  Herrschafts-Ausdehnung  des 
österreichischen  Gesetzbuches  über  seine  ursprüngliche  Grenzen  hinaus 
für  jedes  derartige  Ländergebiet  besonders  berichten,  indem  sie  jedes- 
mal von  einheimischen,  genauen  Sachkennern  dieser  Gebiete  herrühren. 
Das  Wort  führen  hier  für  die  Rezeption  in  Kroatien  Universitäts- 
professor D.  IvanMaurovic  in  Agram;  für  die  Rezeption  in  Bosnien 
und  der  Herzegowina  mit  je  einem  selbständigen  Artikel  D.  Ivo  Pilar, 
Advokat  in  Tuzla,  und  D.Michael  Zobkow,  Privatdozent  an  der 
Universität  Agram  und  Regierungssekretär  der  Landesregierung  in 
Sarajevo;  endlich  für  die  Rezeption  im  Fürstentum  Lichtenstein  der 
Landesverweser  dieses  Fürstentums,  Karl  v.  In  der  Maur. 

Man  wird  schon  rein  äußerlich  betrachtet  sofort  wahrnehmen, 
wie  die  echt  österreichische  Symphonie  des  Gesamtwerkes  durch  diese 
Note  erst  voll  wird;  man  wird  aber  auch  in  den  betreffenden  Ab- 
handlungen auf  reichen  und  eigenartig  lohnenden  Inhalt  stoßen.  So 
sind  die  österreichischen  Justizgesetze  in  Kroatien  während  einer  ab- 
solutistischen Aera  1851  einfach  und  offen  oktroyiert,  dann  aber,  nach 
Wiederherstellung  der  Verfassung,  dennoch  beibehalten  worden ;  gerade 
das  bürgerliche  Gesetzbuch  hat  sich  dabei  wieder  einmal  in  seiner 
allgemeinen  Brauchbarkeit  bewährt,  indem  es  sich  in  Kroatien  einge- 
bürgert und  im  großen  und  ganzen,  trotz  jenes  Ursprunges,  weitreichende 
Beliebtheit  erworben  hat,  wie  ihm  hier  ansdrücklich  bezeugt  wird.  — 
In  Bosnien  und  der  Herzegowina  handelt  es  sich  dagegen  mehr  um  eine 
spontane  Rezeption,  nur  in  etwa  gestützt  auf  diejenigen  gesetzlichen 
Wendungen,  die  subsidiarisch  hinter  der  ottomanischen  Gesetzgebung 
eine  analoge  Anwendung  „der  in  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie 
in  Wirksamkeit  stehenden  Gesetze"  vorschreiben.  Zu  welchen  ganz 
eigenartigen  Rechtsmischungen,  Verschiebungen  und  Notständen,  Ein- 
richtungen und  Abhilfeauskunftsmitteln  das  dort  geführt  hat,  wird  in 
den  beiden  einschlägigen  Artikeln,  besonders  mit  Bezugnahme  auf  das 
Immobiliarrecht,  im  wesentlichen  gleichartig  vorgeführt.  —  Der  Schluß- 
artikel dieses  Bandes  endlich  zeigt  nicht  nur,  wie  das  Fürstentum 
Lichtenstein  durch  Patent  seines  Landesherrn , ,  des  österreichischen 
Feldmarschalls  Johann  Fürsten  von  Lichtenstein,  vom  18.  Februar  1812 
zum  österreichischen  Gesetzbuch,  sondern  überhaupt  wie  es  aus  der 
alten  Landammansverfassung  zu  seinen  späteren  Verhältnissen  ge- 
kommen ist. 

Damit   dürfte   der  rechtsgeschichtliche    Inhalt   der   vorliegenden 
beiden  Bände  wohl    im  wesentlichen   angedeutet   sein,    soweit   er  in 

30* 
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Zusammenhang  mit  dem  Jubilar,  dem  österreichischen  ABGB.,  gebracht 
ist.  Ganz  außerhalb  dieses  Zusammenhanges  steht  ein  Artikel  „Bei- 
träge zur  Geschichte  des  internationalen  Privatrechts"  von  J.  Krcmär 
(2,  133  f.),  der  unter  gründlicher  Beherrschung  der  Glossatoren-  und 
Postglossatoren  -  Literatur  Jacobus  Balduini  als  den  wahrscheinlichen 
Urheber  der  Einteilung  der  statuta  in  solche  quae  spectant  ad  litis 
decisionem  und  solche  quae  spectant  ad  litis  ordinationem  bestätigt; 
und  ferner  für  die  internationale  Rechtshilfe  auf  eine  Stelle  des  Albericus 
de  Rosate  verweist ,  wo  von  einer  Verbrecherauslieferung  cnon  .  .  nisi 
ex  urbanitate  et  de  gratia'  die  Rede  ist.  Mag  sein,  daß  in  dieser 
Wendung  aus  einer  Zeit,  die  sonst  derartige  Fragen  mehr  noch  aus 
allgemeinen  Weltrechts-  und  römischen  Imperiumsanschauungen  zu 
beantworten  liebte,  „die  ersten  Schößlinge  der  Lehre  von  der  comitas 
gentium  und  ihrem  Einflüsse  auf  die  Gestaltung  des  internationalen 
Privatrechtes  sprießen  * . 

Bonn.  Ernst  Landsberg. 


Hans  F  ehr,  Professor  in  Jena.  Hammurapi  und  das  salische 
Recht.  Eine  Rechtsvergleichung.  A.  Marcus  und  E.  Webers 
Verlag,  Bonn  1910.     143  S.     8°. 

Verfasser  hat  sich  ein  sehr  interessantes  Problem  gesetzt.  Mit 
einem  kühnen  Griff  hat  er  das  älteste  kodifizierte  Rechtssystem,  eine 
Rechtsquelle  semitischen  Ursprungs,  neben  die  Lex  salica  gestellt. 
Psychologisch  ist  der  Vorgang  etwa  so:  A.  kennt  das  Rechtssystem  x., 
wird  mit  dem  Rechtssystem  y.  bekannt,  findet  Anklänge,  Ähnlichkeiten, 
Gleichheiten  und  fragt  erstaunt,  wie  das  komme?  Offenbar  ist,  daß 
A  auch  bei  den  Ungleichheiten  der  Rechtssysteme  x  und  y  die  Frage 
aufwerfen  könnte,  wie  das  komme  ?  Ob  man  die  Frage  so  oder  so  stellt, 
hängt  lediglich  von  der  Voraussetzung  ab.  Geht  man  von  der  Vorstellung 
aus,  daß  das  Recht  etwas  allgemeingiltiges  sei,  der  menschlichen 
Natur,  der  Gerechtigkeit  usw.  entspreche,  so  staunt  man  über  die  Dif- 
ferenzierung der  positiven  Rechte.  Solche  Vorgänge  habe  ich  mehrfach 
bei  Laien  beobachtet,  welche  in  dem  Wahn  lebten,  das  Recht  sei  das 
„Richtige",   die  Gerechtigkeit,  für  allen  Raum  und  alle  Zeit. 

Geht  man  umgekehrt  von  den  geschichtlich  gewordenen  positiven 
Rechten  aus,  wie  es  für  den  Juristen  sich  von  selbst  versteht,  so  ist 
die  ungekehrte  Voraussetzung  gegeben.  Dann  erhebt  sich  eben  die 
Frage,  wie  es  komme,  daß  zwei  oder  mehrere  positive  Rechte  sich  ganz 
oder  teilweise  ähnlich  oder  gleich  sind. 

So  verfährt  der  Verfasser  des  vorliegenden  Buches.  Er  geht  syste- 
matisch dieser  Frage  zu  Leibe.  Er  stellt  zwei  Rechtssysteme  der  Ver- 
gangenheit, nicht  der  Gegenwart  nebeneinander.  Sein  Buch  gehört  in 
die  Universalrechtsgeschichte,  nicht  in  die  Kulturrech tsvergleichung, 
welche  nunmehr  im  Programm  der  neuen  Vereinigung  für  Gegenwarts- 
Jurisprudenz  eine  Stelle  gefunden  hat.    Er  greift  2   „älteste"   Gesetz- 
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bücher  heraus  —  das  „älteste  Gesetzbuch  der  Welt"  —  und  „das  älteste 
Gesetz  deutschen  Geistes,  des  Volksrechts  der  salischen  Franken"  (S.  1). 
Eine  Zeitspanne  von  2600  Jahren  und  riesige  Länderstrecken  scheiden 
beide  Rechte  und  Rechtsgebiete,  „völlig  ungleich  sind  Sprache,  Religion 
und  Wirtschaft  hier  und  dort  gestaltet"  (S.  2). 

Größere  Gegensätze  gibts  kaum,  (S.  4).  Wie  steht  es  mit  den 
Rechten? 

Verfasser  hat  mit  vollem  Recht  bei  seiner  Gegenüberstellung  die 
Quellen  sprechen  lassen  und  sich  selbt  einer  erfreulich  schlichten, 
klaren  und  einfachen  Sprache  bedient.  Den  Stoff  teilt  er  in  4  Kapitel: 
Zuerst  behandelt  er  „Vergleichungen  allgemeiner  Natur"  (Kap.  3,  S.  6  ff.), 
dann  die  „Vergleichungen  aus  dem  Privatrecht"  (Kap.  4,  S.  36 ff);  Es 
folgen  Vergleichungen  aus  Strafrecht  (Kap.  5,  S.  95  ff);  und  „Ver- 
gleichungen aus  dem  Prozeßrecht"  (Kap.  6,  S.  10  ff.) 

Im  7.  Kapitel  „Rückblick  und  Überblick"  (S.  123  ff.)  faßt  Verf.  den 
Inhalt  dieser  Kapitel  in  klarer,  gefälliger  und  ansprechender  Form  zu- 
sammen,  auf  deren  Wiedergabe  deshalb  hier  verzichtet  werden  kann. 

Im  8.  Kapitel  „Ergebnis",  S.  131 — 138  kommt  Verfasser  dann  auf 
das  allgemeine  Problem,  damit  auf  seinen  psychologischen  Ausgangs- 
punkt, auf  die  Frage,  die  ihn  bewegte,  und  die  in  der  Tat  eine  große 
Frage  bedeute];. 

Es  finden  sich  zwischen  den  beiden  Rechten  viele  Übereinstim- 
mungen :  „wie  sind  diese  Übereinstimmungen  zu   erklären?"    (S.  131.) 

Von  einer  Rezeption  kann  keine  Rede  sein  (S.  132  f.),  was  man 
mit  dem  Vf.  wohl  allgemein  annehmen  wird.  Es  handelt  sich  nicht 
um  gleichartige  Rassen  (S.  138).  So  bleibt  nichts  übrig  als  die  An- 
nahme :  „die  Gleichartigkeit  des  Rechts  bei  der  schroffen  Ungleichheit 
der  Rasse  kann  nur  aus  einem  gemeinsamen  menschlichen  Unter- 
grunde erklärt  werden".  (S.  136.)  „Es  ist  nicht  möglich,  alle  Rechte 
aus  dem  speziellen  Nationalcharakter  eines  Volkes  abzuleiten".  (S.  137.) 
Damit  bin  ich  völlig  einverstanden. 

Verf.  unternimmt  damit  einen  Vorstoß  gegen  den  Lieblingsge- 
danken und  gegen  das  Glaubensbekenntnis  der  geschichtlichen  Rechts- 
schule. Aber  in  vorsichtiger  Fassung,  in  dem  er  lediglich  leugnet, 
daß  alles  Recht  national  bedingt,  dem  „Volksgeist"  (S.  135)  entsprungen 
sei.  So  behauptet  er,  „über  die  einzelne  Nation  hinaus  gibt  es  Kräfte 
allgemeinerer  Natur,  welche  sich  gleichmäßig  durchsetzen  bei  Völkern 
mit  völlig  ungleichen  nationalen  Anlagen".  Man  wird  dem  zustimmen, 
müssen. 

Verf.  bekennt  nun  weiter,  er  sei  „nicht  im  stände,  über  das  Wesen 
dieses  unnationalen  Elements  im  Rechte  näheren  Aufschluß  zu  geben*. 
Ich  wüßte  hier  auch  keinen  Rat.  Aber  man  wird  umgekehrt  auch  die 
Frage  aufwerfen  können:  Was  wissen  wir  denn  von  den  nationalen 
Elementen  ? 

Vieles  Recht  ist  menschlich ,  nicht  national  —  man  wird  nichts 
einzuwenden  haben:  Verf.  hat  das  an  zwei  Rechten  nachzuweisen  ver- 
sucht, die  er  als  „älteste"  ihrer  Art  herausgegriffen  hat.     Diese   ihre 
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Eigenschaft  war  bestimmend;  zwei  beliebig  andere  hätten  denselben 
Dienst  getan.  Daß  Verf.  gerade  Hammurapi  und  das  salische  Recht 
nahm,  ist  a'ber  deshalb  nicht  zu  beanstanden.  Seine  Gründe  dafür 
(S.  5)  erscheinen  mir  stichhaltig.  Eine  andere  Frage  aber  ist,  ob  sich  eine 
befriedigende  Lösung  des  gestellten  Problems  überhaupt  auf  diese 
Weise,  durch  die  Parallelisierung  zweier  nach  solchen  Gesichtspunkten 
ausgewählten  Rechte  erwarten  läßt.  Daß  das  Recht  nicht  nur  „natio- 
nal", sondern  auch  „ unnational ",  menschlich  ist,  bedarf  eigentlich 
keines  Beweises,  trotz  des  verschwommenen  Glaubensbekenntnisses  der 
historischen  Schule.  Will  ich  aber  wissen,  was  von  einem  bestimmten 
Recht  oder  von  bestimmten  Rechten  national  oder  unational  ist,  bez. 
sein  kann,  —  dann  stelle  ich  mir  jedenfalls  eine  böse  und  heikle  Frage,  über 
deren  Daseinsberechtigung  vielleicht  schon  gestritten  werden  könnte. 
Und  wenn  man  sie  stellt,  ob  man  sie  lösen  könnte  ?  Überhaupt  —  oder  da- 
durch daß  man  lediglich  2  Rechte,  wenn  auch  in  ihrer  Art  „älteste" 
einander  gegenüberstellt?  Verf.  selbst  gibt  keine  positive  Antwort, 
wie  er  freimütig  und  schlicht  bekennt  (S.  138). 

Die  „letzten  Gründe"  von  Staat  und  Recht  sind  nicht  aufgede'ckt. 
Ob  historisch  überhaupt  „letzte  Gründe"  aufgedeckt  werden  können? 
Muß  man  so  dem  aufgeworfenen  Problem  als  solchem  skeptisch  gegen- 
über stehen,  so  muß  man  andererseits  doch  dem  Verf.  für  die  verdienst- 
liche Arbeit  danken,  in  der  er  das  Problem  angefaßt  und  als  solches  vor 
Augen  gestellt  hat,  in  der  er  ferner  in  Verfolgung  der  Grundidee  das 
System  zweier  bedeutsamer  Rechtsdenkmäler  aus  grauer  Vorzeit  zu 
lichtvoller,  durch  die  Vergleichung  doppelt  interessanter  Darstellung 
gebracht  hat. 

Berlin.  F.  K.  Neubecker. 


Emil  Seckel,  Quellenfunde  zum  lombardischen  Lehenrecht, 
insbesondere  zu  den  Extravaganten-Sammlungen  (Sonder- 
abdruck aus  der  Festgabe  der  Berliner  Jurist.  Fakultät 
für  Otto  Gierke  zum  Doktorjubiläum  21.  August  1910). 
Breslau,  M.  u.  H.  Marcus.     1910.     120  S.     8°. 

Während  die  Textgestaltung  des  liber  feudorum,  soweit  es  sich 
um  das  eigentliche  Rechtsbuch  handelt,  durch  die  Untersuchungen  von 
Laspeyres  und  meine  Handschriftenvergleichungen  im  Wesentlichen 
klargestellt  ist,  ist  die  Sachlage  mit  Bezug  auf  die  Extravaganten  bis- 
her ziemlich  dunkel  gewesen.  Bekanntlich  finden  sich  schon  in  der 
ed.  I  der  Ardizo  von  1518  (von  der  auch  auf  der  Göttinger  Universitäts- 
bibliothek ein  Exemplar  vorhanden  ist)  die  sämtlichen  Extravaganten 
der  späteren  Editionen  Ardizos.1)    Andererseits  hat  Baraterius    eine 

*)  Diese  führt  Seckel  S.  6  unter  Fragezeichen  mit  Bezug  auf  einzelne 
an.  Dazu  sei  bemerkt,  daß  die  Kölner  Ausgabe  von  1563  in  Göttingen 
vorhanden  ist,  die  von  1568  in  Celle  nach  dem  Katalog  der  Celler  Bibliothek. 
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Anzahl  Extravaganten,  die  Ardizo  nicht  aufweist,  und  auch  im  Übrigen 
hat  er  nicht  aus  Ardizo  geschöpft.  Die  von  mir  eingesehenen  Hs.  des 
Ardizo  ergaben  über  die  Extravagantenfrage  nur  Weniges.  Da  ist  es 
denn  Seckel  geglückt,  in  einer  Wiener  Handschrift,  dem  Cod.  2094 
aus  dem  14.  Jahrhundert,  eine  eigenartige  Sammlung  von  Extravaganten 
zu  entdecken,  die  sowohl  die  Stücke  des  Baraterius,  wie  des  Ardizo, 
dazu  aber  noch  sonstige  Stücke  enthält.  Damit  ist  es  gelungen,  hand- 
schriftlich eine  gemeinsame  Extravagantensammlung  nachzuweisen,  so 
daß  die  Capitula  Baraterii  ihre  Unterkunft  gefunden  haben.  Es  ist  aber 
auch  durch  diese  Sammlung,  wie  Seckel  darlegt,  eine  Scheidung  zwischen 
den  echten  und  den  unechten  Capitula  extraordinaria  des  Ardizo 
ermöglicht.  Denn  nicht  alles,  was  bei  Ardizo  sich  vorfindet,  enthält 
der  Wiener  Codex.  Es  fehlen  ihm  alle  Stücke,  die  in  der  gedruckten 
Summa  des  Ardizo  unter  der  Rubrik  „De  feudis  et  beneficiis  constitu- 
tiones  imperiales"  (cap.  CL.)  stehen  mit  Ausnahme  von  §  1  (Imperator 
Henricus).  Diese  fehlenden  Stücke  zweifelte  aber  Baldus  mit  Bezug 
auf  ihre  Autbenticität  an,  sie  werden  von  Ardizo  nach  der  Angabe 
Seckels  im  Text  der  Summa  nirgends  zitiert  und  sie  dürften  deshalb 
als  apokryph  auszuscheiden  sein. 

Im  übrigen  wird  es  der  Zukunft  überlassen  bleiben  müssen  heraus- 
zubekommen, aus  welchen  Handschriften  die  ed.  I  des  Ardizo  von  1518 
eigentlich  geschöpft  hat.  Wir  sind  bisher  mit  den  Ardizohandschriften 
noch  recht  übel  daran.  Im  Grunde  wissen  wir,  was  zeitliche  Priorität 
betrifft,  mehr  aus  Handschriften  und  Drucken  des  Alvarottus,  als  aus 
solchen  des  Ardizo.  Denn  während  die  ed.  I  des  Ardizo  erst  von  1518 
herrührt,  stammen  die  ersten  Drucke  des  Alvarottus  bereits  von  1477 
und  1478  (Seckel  S.  106,  die  Nr.  1,  4,  9,  12,  14  sind  in  Göttingen) 
und  Handschriften  des  Alvarottus  sind  nicht  selten.  Man  könnte  sogar 
den  Zweifel  hegen,  ob  nicht  für  die  ed.  I  des  Ardizo  die  älteren 
Drucke  des  Alvarottus  vorbildlich  waren.  Hoffentlich  glückt  es,  Ardizo- 
handschriften zu  finden,  die  uns  genügende  Aufklärung  geben. 

Mit  der  ihm  eigenen  Gründlichkeit  und  Akribie  hat  Seckel  diese 
wichtigen  Resultate  ans  Licht  gebracht  und  damit  für  die  Textgeschichte 
der  Extravaganten  eine  Grundlage  geschaffen.  Interressant  ist  auch 
die  Auffindung  einer  Reihe  besonderer  Stücke  im  Wiener  Codex,  die 
sich  zum  größten  Teil  auf  jagdrechtliche  und  landwirtschaftliche  Ver- 
hältnisse beziehen,  ein  Teil  dieser  Stücke  war  bei  Angelus  de  Periglis 
in  seinem  Tractat  de  societate  abgedruckt  unter  ausdrücklicher  Hin- 
stellung als  „extraordinaria  capitula feudorum".  Seckel  legt  den  Inhalt 
dieser  jagd-  und  landwirtschaftlichen  Stücke  näher  dar.  Wenn  er  S.  118 
auf  die  Fürstlich  Sächsisch-Magdeburgische  Landesordnung  von  1649 
verweist,  so  möchte  ich  ihn  auf  die  viel  jüngere  Meckl.-Schwer.  Ver. 
vom  22.  1.  1859  aufmerksam  machen  (bei  v.  Buchka,  Meckl.  Landes- 
privatr.  1905  S.  110). 

Göttingen.  Karl  Lehmann. 
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J.Fischer,  „Das  ältere  Rechtsbuch  Ludwig  des  Bayern." 
Landshut,  Max  J.  Kummer  1908.    38  S.     8  °. 

Dr.  Otto  Riedner,  „Die  Rechtsbücher  Ludwigs  des  Bayern. 
Untersuchungen  zur  äußeren  Geschichte  der  bayerischen 
Landesgesetzgebung."  Deutschrechtliche  Beiträge,  heraus- 
gegeben von  Konrad  Beyerle,  Band  VI,  Heft  3.  Heidel- 
berg, Winter  1911.    140  S.     8°. 

Drei  große  Gesetzgebungswerke  für  Oberbayern  werden  heute 
einmütig  dem  Kaiser  Ludwig  dem  Bayern  zugesprochen:  Ein  altes 
Landrecht,  ein  verbessertes  Landrecht  und  ein  Stadtrecht.  Sie  werden 
auch  als  Rechtsbücher  bezeichnet,  eine  Bezeichnung,  die  bei  Zugrunde- 
legung der  bekannten  Begriffsbestimmung  der  Rechtsbücher  von  Ho- 
meyer  nicht  zutreffend  ist.  Über  die  drei  Rechtssatzungen  im  ein- 
zelnen ,  insbesondere  ihre  Abfassungszeit  und  ihr  Verhältnis  zu  ein- 
ander, besteht  viel  Streit.  Als  sicher  gilt,  daß  das  neue  Landrecht 
im  Januar  1346  erlassen  worden  ist.  Dagegen  wird  z.B.  von  Auer1) 
(ihm  folgt  R.  Schroeder)  das  alte  Landrecht  unmittelbar  vor  1336 
und  das  Stadtrecht  in  das  Jahr  1347  verlegt,  während  von  der 
Pfordten2)  (ihm  folgt  z.B.  Riezler)  das  Stadtrecht  für  das  Jahr 
1333/34  in  Anspruch  nimmt,  dem  er  das  alte  Landrecht  1336  folgen 
läßt.  Bislang  war  das  neue  Landrecht  nur  von  v.  Freyberg  abge- 
druckt worden,  während  das  Stadtrecht  im  Jahre  1840  von  Auer 
herausgegeben  worden  ist.  Dagegen  galt  das  alte  Landrecht  lange 
Zeit,  auch  noch  für  Auer,  als  verschollen.  Im  Jahre  1863  entdeckte 
jedoch  Rockinger  eine  Handschrift  im  Münchener  Reichsarchiv  (M), 
die  nach  seiner  Annahme  das  alte  Landrecht  enthielt  (Vgl.  Oberbay- 
risches Archiv  für  Vaterländische  Geschichte  Bd.  23  S.  215  ff.).  Diese 
Ansicht  wurde  von  von  der  Pfordten  durch  weitere  Nachweise  zu 
stützen  gesucht  und  fand  allgemeinere  Anerkennung.  Aber  erst  vor 
kurzem,  im  Jahre  1908,  ist  diese  Handschrift  von  Rockinger  als 
„  Kaiser  Ludwigs  erstes  oberbaierisches  Land-  und  Lehenrecht"  —  und 
zwar  unter  Gegenüberstellung  mit  dem  verbesserten  Landrecht  ver- 
öffentlicht worden  (Abhandlungen  der  K.  Bayer.  Akademie  der  Wissen- 
schaften III.  Kl.  XXIV.  Bd.  III.  Abt.).  Rockinger  glaubt  in  der  Ein- 
leitung zu  dieser  Ausgabe  (S.  471)  auf  die  Frage,  ob  M  das  alte  Land- 
recht enthalte,  nicht  eingehen  zu  brauchen,  da  hierüber  „überhaupt 
kein  Zweifel  mehr  besteht". 

Es  ist  ein  merkwürdiger  Zufall,  daß  gerade  gleichzeitig  mit  der 
erwähnten  Herausgabe,  die  Rockinger  erst  so  spät  veranstaltet  hat, 
die  Schrift  J.  Fischers,  die  hier  angezeigt  werden  soll,  erschienen 
ist.  Fischer  behauptet  nämlich,  daß  das  alte  Landrecht  nicht  in 
M  vorliege,  sondern  ^verschollen  sei.    Er  sucht   seinen  Inhalt  aus  Ver- 


*)    „Das  Stadtrecht  von  München"  1840.  —    *)  „Studien   zu  Kaiser 
Ludwigs  Oberbayerischem  Stadt-  und  Landrechte"  1875. 
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■Weisungen  auf  es  und  aus  einem  angeblichen  Auszug  festzustellen. 
Die  Abhandlung  Fischers  ist  verdienstlich,  freilich  ist  die  Unrichtig- 
keit der  Meinung  Rqckingers  nicht  bewiesen  und  viele  Ausführungen 
des  Verfassers  bedürfen  der  Berichtigung.  Dies  wird  in  dem  anderen 
mir  zur  Anzeige  vorliegenden  Werke  gezeigt.  Die  Abhandlung  Ried- 
ners beruht  auf  gründlichen  archivalischen  Studien,  sie  zeichnet  sich 
ganz  hervorragend  durch  Scharfsinn  und  exakte  Methode  aus  und 
gelangt  zu  neuen  wichtigen  Ergebnissen,  denen  m.  E.  in  allen  wesent- 
lichen Punkten  unbedingt  beizustimmen  ist.  Ich  hebe  folgendes  als 
besonders  wertvoll  hervor:  » 

1.  Riedner  weist  nach,  daß  in  der  Tat  das  wirkliche  alte  Land- 
recht verschollen  ist,  und  daß  die  von  Rockinger  herausgegebene 
Handschrift  in  Wahrheit  nur  ein  Entwurf  für  es  ist  (S.  21  ff.).  Zweierlei 
macht  der^  Verfasser  geltend.  Zunächst  sind  ihm  das  wichtigste  Be- 
weismittel Urkunden  aus  der  Zeit  vor  dem  Erlaß  des  neuen  Landrechts 
von  1346,  die  auf  solche  Rechtssätze  verweisen,  die  im  alten  Land- 
recht gestanden  haben  müssen,  aber  in  der  Handschrift  M  fehlen. 
Es  gehören  hierher  Urkunden,  die  eine  »Fertigung*  bei  Grundstücks- 
übertragungen durch  Pfand  oder  Bürgen,  eventuell  durch  Eid  gemäß 
des  Kaisers  Buch  ergeben  (S.  30  ff.),  ferner  Urkunden,  die  einen  Eid  der 
Frau  bei  Verzicht  auf  ihre  Morgengabe,  Heimsteuer  „als  meines  herren 
puoch  sait"  kennen  (S.  31/32).  Vor  allem  aber  veröffentlicht  der  Ver- 
fasser den  vollen  bisher  nicht  bekannten  Wortlaut  einer  gerichtlichen 
Entscheidung  vom  27.  Juni  1340,  die  ein  genaues  Zitat  aus  dem  Buch 
Kaiser  Ludwigs  über  den  Gerichtsbrief  bei  der  Gutsein  Weisung  ent- 
hält (S.  34);  auch  von  diesem  Artikel  findet  sich  in  M  keine  Spur! 
In  zweiter  Linie  macht  Riedner  (S.  35)  auf  die  Bemerkung  auf- 
merksam, mit  der  M  schließt,  die  aber  Rockinger  übersehen  hat:  „Mit 
willen  und  anderz  nicht,  allzeit  swaz  ich  vermag."  Sie  rühre  vom 
Verfasser  von  M  oder  seinem  Schreibgehilfen  her  und  sei  Versicherung 
der  Unterwerfung  unter  die  Willensmeinung  eines  Höhergestellten  oder 
entspräche  dem  „salvo  meliori"  eines  mit  einem  Entwurf  betrauten 
Beamten  der  späteren  Zeit. 

Der  Nachweis  Riedners  kann  m.  E.  in  sehr  erheblichem  Umfang 
verstärkt  werden,  wenn  man  die  Einleitung  der  Handschrift  M  mit 
dem  Einführungspatent  des  neuen  Landrechts  von  1346  vergleicht. 
In  der  Einleitung  der  Handschrift  M  sagen  die  vier  Söhne  des  Kaisers, 
nämlich  Ludwig  der  Brandenburger,  Stephan,  Ludwig  der  Römer  und 
Wilhelm:  „Wir  .  .  .  haben  an  gesehen  den  bresten  den  wir  gehabt 
haben  in  unserm  land  ze  Bayren  an  dem  rechten,  und  da  von  sein 
wir  ze  rat  worden  mit  unserm  herren  und  vaeterlein  chayser  Lud- 
weigen,  daz  wir  des  nimmer  leiden  wellen  noch  en  mügen.  da  von 
setzen  und  bestatten  wir  alles  daz  hernach  geschribens  stet."  Dann 
folgt  das  Gebot  der  Söhne  an  die  Richter  und  Amtleute  nach  dem 
Buch  zu  richten.  Dagegen  finden  wir  in  dem  neuen  Landrecht  vor 
diesem  Gebot  die  Jahreszahl  eingeschoben  und  hinter  dem  Gebot  die 
Worte:    „Daz   ist   daz    pöch   also   gantz:    alt   pezzert   und    auch   neu 
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artickel  gesaemment  auz  allen  gerichten  steten  und  maergten  nach 
des  keysers  geheizzen."  Im  Gegensatz  zu  dem  neuen  Landrecht 
fehlt  also  in  M  die  Jahreszahl  und  vor  allem  die  entscheidende 
kaiserliche  Sanktion.  Dies  spricht  völlig  dafür,  daß  M  nur  ein 
Entwurf  ist.  Dies  wird  auch  bestätigt  durch  einen  Vergleich,  wie 
sonst  bei  wichtigen  Herrscherhandlungen,  welche  die  Söhne  Ludwigs 
des  Bayern  vornahmen,  zu  der  Zeit,  da  einige  von  ihnen  minderjährig 
waren,  verfahren  worden  ist.  Roc kinger  bemerkt  (a.  a.  0.  S.  487 
Anm.  1)  hierüber,  daß  sich  eine  doppelte  Erscheinung  finde.  Entweder 
treten  die  Söhne  selbständig  auf,  dann  handeln  die  volljährigen  für 
sich,  verpflichten  sich  aber  zugleich  auch  urkundlich  für  die  noch 
minderjährigen  Brüder.  Oder  Ludwig  der  Bayer  tritt  selbsthandelnd 
auf  und  die  Söhne  werden,  weil  sie  mitbeteiligt  sein  sollen,  im  allge- 
meinen erwähnt  oder  besonders  aufgeführt.  Nun  waren  die  in  M 
aufgeführten  jüngeren  Söhne  Ludwig  der  Römer  und  Wilhelm  zur  Zeit 
des  Erlasses  des  alten  Landrechts  minderjährig.  Es  wird  aber  in  M 
nicht  in  einer  der  geschilderten  Weisen  verfahren,  sondern  alle  Söhne 
treten  selbsthandelnd  auf  und  haben  sich  nur  mit  dem  Vater  beraten. 
Daher  kann  es  sich  in  M  lediglich  um  einen  Entwurf  handeln,  dem 
die  kaiserliche  Bestätigung  noch  fehlt. 

2.  Riedner  ergänzt  (S.  37 ff.)  die  wertvollen  Ausführungen 
Fischers,  der  nachweist,  daß  das  Stadtrecht  nicht  jünger  sein  kann 
als  das  neue  Landrecht  (so  Auer)  und  nicht  älter  als  das  alte  (so  von 
der  Pfordten).  Vielmehr  hat  das  Stadtrecht  das  alte  Landrecht  zur 
Voraussetzung  und  Grundlage.  Aber  Riedner  führt  weiter  (S.  58 ff.) 
überzeugend  aus,  daß  das  sog.  oberbayrische  Stadtrecht  in  Wahrheit 
nur  ein  Münchner  Stadtrechtsbuch  gewesen  ist,  das  durch  Privilegien 
in  zwei  weiteren  Städten  Oberbayerns  eingeführt  worden  ist.  Und 
Riedner  weist  ferner  nach,  daß  es  sich  bei  diesem  Münchner  Stadt  recht 
um  eine  Zusammenstellung  von  Rechtssätzen  seitens  der  Stadt  München 
selbst  handelt,  die  nur  die  kaiserliche  Bestätigung  erhielt.  Diese  Zu- 
sammenstellung endigte  mit  Art.  193  und  war  ein  Gemisch  von  Rechts- 
sätzen aus  dem  alten  Landrecht  und  von  stadtrechtlichen  Normen. 
Die  Ansicht  Riedners  scheint  auf  den  ersten  Blick  nicht  mit  dem 
Eingang  des  Stadtrechts  zu  stimmen,  in  dem  es  heißt,  daß  der  Kaiser 
und  seine  Söhne  „disen  recht  den  steten  in  irem  land  ze  Bayern  ge- 
staett  haben".  Allein  Riedner  zeigt  (S.  87),  daß  dieser  Eingang  zweifel- 
los erst  ein  späterer  Eintrag  ist  und  ursprünglich  fehlte.  Das  Ergebnis 
Riedners  ist  aber  auch  sachlich  völlig  einleuchtend.  Daß  Kaiser 
Ludwig,  wie  die  heute  herrschende  Lehre  meint,  ein  großes  Stadtrecht 
für  alle  oberbayrischen  Städte  erlassen  haben  soll,  ist  nicht  glaublich. 

3.  Riedner  versucht  den  Inhalt  des  alten  Landrechts  festzustellen 
(S.  101).  Er  lehnt  dabei  mit  Recht  die  Ansicht  Fischers  ab,  der 
den  Anhang  des  sog.  Codex  Schirensis  für  einen  Auszug  aus  dem  alten 
Landrecht  hält.  Den  Erlaß  des  alten  Landrechts  verlegt  Riedner 
unmittelbar  um  das  Jahr  1335  (S.  114).  Die  Ausarbeitung  des  Stadt- 
rechts begann,  wie  aus  Münchner  Stadtkammerrechnungen  nachgewiesen 
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wird,  im  Jahre  1339  (S.  116  ff.).  Die  kaiserliche  Bestätigung  wurde 
wohl  erst  1340  erlangt,  indem  der  Kaiser  der  Handschrift  sein  Siegel 
anhängte  (S.  118).  Schließlich  macht  Riedner  (S.  124)  wahrscheinlich, 
daß  der  Münchner  Richter  Konrad  der  Diener  der  Verfasser  des  Stadt- 
rechts war. 

Königsberg  i.  Pr.  Julius  von  Gierke. 


Maurice  Kroell,  L'immunite  franque.  Paris,  Rousseau,  1910. 
XXIII  u.  363  S.     8°. 

Edmund  E.  Stengel,  Die  Immunität  in  Deutschland  bis  zum 
Ende  des  11.  Jahrhunderts.  Forschungen  zur  Diplomatik 
und  Verfassungsgeschichte.  I.  Teil:  Diplomatik  der  deut- 
schen Immunitäts- Privilegien  vom  9.  bis  zum  Ende  des 
11.  Jahrhunderts.  Innsbruck,  Wagner,  1910.  XXXIX  u. 
751  S.     8°. 

Es  hat  eine  Zeit  gegeben,  in  der  die  fränkische  Immunität  im 
Mittelpunkt  der  verfassungsgeschichtlichen  Forschung  stand,  und  ihr 
Ursprung ,  ihr  Wesen,  ihre  Entwicklung  Gegenstand  lebhafter  Kontro- 
versen war.  Seit  dem  Erscheinen  von  Brunners  deutscher  Rechts- 
geschichte, Band  II  im  Jahre  1892  schien  der  Streit  zum  Stillstand 
gekommen.  Was  Brunner  dort  in  seiner  klaren  und  dabei  vorsichtigen, 
jeder  Übertreibung  abholden  Sprache,  weniger  in  direkter  Polemik 
gegen  die  bisherige  Literatur,  als  in  exakter  Interpretation  der  Quellen 
ausführte,  ist  herrschende  Lehre  geworden,  an  der  —  wenn  wir  von 
einem  Versuch  mit  untauglichen  Mitteln  absehen  -—  niemand  zu  rütteln 
wagte. 

Die  Schrift  Kroells  hat  die  Lage  etwas  verändert.  Mag  man 
ihre  Ergebnisse  schließlich  annehmen  oder  ablehnen,  ignorieren  kann 
die  Forschung  sie  nicht.  Denn  Was  hier  in  einer  klaren,  scharf  poin- 
tierten Sprache,  unter  Verwertung  des  gesamten  Quellenmaterials,  dar- 
unter mancher  bisher  noch  kaum  berücksichtigter  Quellen,  und. in 
scharfsinniger  Auseinandersetzung  mit  der  bisherigen  Forschung  geboten 
wird,  ist  in  jeder  Beziehung  etwas  anderes,  als  jener  ebenerwähnte 
Versuch  mit  untauglichen  Mittein.  Allerdings  ist  K.  weit  davon  ent- 
fernt, nun  etwa  die  Ansichten  der  älteren  Forschung  gegenüber  Brunner 
zu  vertreten.  Wo  er  auf  diese  älteren  Kontroversen  zurückkommt  — 
und  bei  einem  Franzosen,  der  sich  nicht  nur  mit  Brunner,  sondern  vor 
allem  auch  mit  der  französischen  Forschung,  mit  Beauchet,  Fustel  de 
Coulanges,  Prost  etc.  auseinandersetzen  will,  ist  die  eingehende  Er- 
örterung dieser  älteren  Kontroversen  durchaus  gerechtfertigt  — ,  da 
gelangt  er,  übrigens  in  durchaus  selbständiger  Beweisführung,  meist 
zu  einer  Bestätigung  der  Brunnerschen  Auffassung.  Nur  ausnahmsweise 
sehen   wir  ihn  gegen  eine  speziell  Brunnersche  Ansicht  kämpfen^  so 
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S.  177  ff.,  wo  er  den  m.  E.  gelungenen  Nachweis  liefert,  daß  das  als 
beneficium  vergabte  Königsgut  nicht  an  der  Immunität  des  übrigen 
Königsgutes  teilnahm. 

Das  Bedeutsame  der  Arbeit  Kroells  liegt  darin,  daß  sie  vielfach 
über  Brunner  hinaus  führt,  daß  sie  neue,  bisher  nicht  oder  nicht  ge- 
nügend in  Rechnung  gezogene  Gesichtspunkte  aufwirft,  neue,  bisher 
nicht  erwogene  Zusammenhänge  aufdeckt,  vor  allem  aber  darin,  daß 
sie,  wie  es  bisher  noch  keine  Arbeit  getan,  die  allmähliche  Entwick- 
lung der  Immunität  festzuhalten  versucht.  Der  während  der  ganzen 
Merowinger-  und  Karolingerzeit  im  ganzen  gleichbleibende  Inhalt  der 
Immunitätsprivilegien  mag  schuld  daran  sein,  daß  in  der  bisherigen 
Literatur  die  Neigung  besteht,  die  im  Laufe  der  Zeit  eingetretenen 
Wandlungen  der  Immunität  zu  unterschätzen.  Im  Gegensatz  dazu  ge- 
langt K.  zu  dem  Ergebnis,  daß  die  Immunität  während  der  fränkischen 
Zeit  durchgreifende  Veränderungen  durchgemacht  hat. 

Daß  die  römische  Immunität,  an  welche  die  spätere  merowingi- 
sche  Immunität  anknüpfte,  einen  ganz  anderen  Charakter  als  die  letztere 
trug,  einfach  Steuerfreiheit,  nicht  aber  Freiheit  vom  introitus  iudicum 
bedeutete,  ist  bekannt  genug ;  so  sehr  im  einzelnen  die  Untersuchungen 
K.  unsere  Kenntnis  der  spätrömischen  Immunität  fördern,  so  können 
und  wollen  sie  das  Gesamtbild  nicht  wesentlich  ändern.  Neu  dagegen 
ist  der  überzeugende  Nachweis,  daß  alle  die  Nachrichten  der  früheren 
Merowingerzeit  bis  auf  Chlotar  IL,  die  von  einer  emunitas  handeln, 
ebenso  wie  die  gleichzeitigen  Nachrichten  aus  dem  Westgoten-  und 
Ostgotenreich  ausnahmslos  darunter  eine  Immunität  im  Sinne  des  spät- 
römischen Rechts  verstehen  (S.  68  ff.).  Die  merowingische  Immuni- 
tät ist  eine  Neuschöpfung  der  ersten  Hälfte  des  7.  Jahrhunderts,  wenig 
über  die  Zeit  der  ältesten  erhaltenen  Immunitätsprivilegien  (635)  zurück- 
reichend, eine  Neuschöpfung,  die  mit  der  alten  Immunität  nach  der 
Ansicht  des  Verf.  nichts  weiter  als  den  Namen  gemeinsam  hat  (S.  68). 

Diese  merowingische  Immunität  hat  aber  in  der  Karolinger- 
zeit eine  völlige  Umbildung  erfahren.  Die  Immunität  der  Merowinger- 
zeit wird  den  potentes,  Laien  ebenso  wie  Geistlichen,  zu  teil ;  die 
karolingische  Immunität  beschränkt  sich  auf  die  kirchlichen  Machthaber, 
Bischöfe  und  Äbte.  Die  merowingische  Immunität  ist  ein  „privilege 
anarchique",  vom  Königtum  den  einzelnen  potentes  persönlich  verliehen, 
um  sich  ihrer  Anhängerschaft  zu  versichern,  eine  Begünstigung  des 
Großgrundbesitzes  auf  Kosten  der  Grafen,  ohne  irgend  welchen  Ver- 
such, diesen  Großgrundbesitz  in  das  Ganze  der  Staatsverwaltung  ein- 
zugliedern; das  Königtum  läßt  die  Immunitätsherrn  schalten,  wie  sie 
wollen.  Ganz  anders  die  karolingische  Immunität.  Die  Befugnisse 
des  Immunitätsherrn  erfahren  im  ganzen  eine  Steigerung;  aber  die  diese 
Gewalt  erhalten,  die  Bischöfe  und  Äbte,  sind  ebenso  wie  die  Grafen 
vom  König  ernannt,  ebenso  wie  sie  dem  Behördenorganismus  als  Beamte 
eingefügt.  Und  ebenso  sind  die  Vögte  dieser  Bischöfe  und  Äbte  nicht 
nur  Repräsentanten  ihres  Immunitätsherrn,  sondern  geradezu  könig- 
liche Beamte,  unter  Mitwirkung  der  staatlichen  Gewalt  ernannt.     Und 
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über  diese  Immunität  erstreckt  sich  in  gleicher  Weise  wie  über  die 
Grafschaftsgebiete  die  Aufsicht  der  königlichen  missi ;  ja  trotz  der  son- 
stigen Steigerung  der  in  der  Immunität  liegenden  Befugnisse  sind 
die  Fälle,  in  denen  trotz  der  Immunität  der  iudex  publicus  das 
Immunitätsgebiet  wegen  mißbräuchlicher  Ausübung  der  Immunitäts- 
gewalt betreten  kann,  gegen  früher  vermehrt  (S.  250  ff.). 

Auffallend  erscheint  zunächst  das  Bestreiten  weltlicher  Immuni- 
täten für  die  Karolingerzeit.  Aber  in  der  Tat  trifft  m.  E.  in  dieser 
Beziehung  K.  das  Richtige ;  die  Fälle,  die  man  gewöhnlich  als  Beweis 
für  weltliche  Immunitäten  verwendet,  betreffen  entweder  die  von  der 
eigentlichen  Immunität  grundverschiedene  immunitas  a  teloneo  oder 
beziehen  sich  auf  Ausnahmefälle,  in  denen  gewisse,  sonst  in  der  Immu- 
nität enthaltene  Befugnisse,  aber  keine  wirkliche  Immunität  verliehen 
wird  (S.  156  ff.). 

Im  übrigen  enthalten  die  oben  erwähnten  Gedankengänge  vieles, 
was  auch  der  bisherigen  Forschung  nicht  fremd  ist.  Neu  ist  aber  die 
eingehende  Begründung,  die  K.  diesen  Sätzen  gibt,  neu  ist  vor  allem 
die  Art  und  Weise,  wie  er  sie  in  den  Mittelpunkt  seiner  ganzen  Unter- 
suchung stellt  und  von  ihnen  aus  die  Wandlungen  in  der  Immunität 
erklärt.  Von  ihnen  ausgehend  versteht  man,  wie  die  Immunität  unter 
den  Karolingern  aus  einem  gegen  die  iudices  gerichteten  Verbot  zu 
einem  wirklichen  territorialen  Sonderfrieden  kraft  königlicher  defensio 
werden  konnte.  Vor  allem  aber  erklärt  sich  die  Entwicklung  der  Im- 
munitätsgerichtsbarkeit. 

Daß  eine  solche  seit  Karl  d.  Gr.  bestanden  hat,  ist  durch  die 
bekannten  Privilegien  für  Metz  und  Trier  unwiderleglich  bewiesen. 
Für  die  Merowingerzeit  dagegen  erfahren  wir  wohl  von  einer  Gerichts- 
barkeit der  gallischen  potentes  als  solcher,  aber  nicht  von  einer  Im- 
munitätsgerichtsbarkeit. Während  Brunner  (Rechtsgeschichte  II  S.  300) 
eine  solche  auch  für  die  Merowingerzeit  annimmt  und  das  Schweigen 
der  Immunitätsurkunden  jener  Zeit  daraus  erklärt,  daß  „die  Immunität 
an  neuem  jurisdiktionellem  Inhalte  zu  wenig  zu  bieten"  hatte,  „als 
daß  es  erforderlich  gewesen  wäre,  die  Eigengerichtsbarkeit  in  das  For- 
mular des  Immunitätsbriefes  aufzunehmen",  vertritt  K.  —  m.  E.  mit 
Recht  —  die  Anschauung,  daß  die  Merowingerzeit  nur  jene  in  die 
römische  Zeit  zurückreichende,  ohne  Rücksicht  auf  irgendwelche  Im- 
munität bestehende  Gerichtsbarkeit  der  potentes  über  ihre  Hintersassen 
gekannt  hat,  daß  dagegen  die  Immunitätsgerichtsbarkeit  eine  karo- 
lingische  Schöpfung  ist,  ein  charakteristisches  Zeichen  jener  Ein- 
gliederung der  Immunität  in  den  Staatsorganismus  (S.  127  ff.,  197  ff.). 
Dabei  erfährt  diese  ältere  grundherrliche  Gerichtsbarkeit  der  potentes 
eine  Darstellung,  die  eine  Fülle  von  neuen  Gesichtspunkten  bietet. 

Nicht  ganz  kann  ich  dagegen  dem  Verf.  folgen,  wenn  er  auch 
die  Erweiterungen  der  Immunität  in  karolingischer  Zeit  vorwiegend 
unter  diesem  Gesichtspunkt  betrachtet.  M.  E.  muß  hier  nicht  nur 
zwischen  merowingischer  und  karolingischer  Immunität  unterschieden 
werden,  sondern  in  noch  höherem  Grade  zwischen  der  Immunitätspolitik 
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Karls  d.  Gr.  und  der  Ludwigs  d.  Fr.  Sehen  wir  von  der  Verleihung 
der  Gerichtsbarkeit  und  der  Ausgestaltung  der  Immunität  zu  einem 
territorialen  Sonderfrieden  ab,  so  sind  die  Erweiterungen  der  Rechte 
der  Immunitätsherrn  unter  Karl  d.  Gr.  nicht  allzu  bedeutsam,  sie  be- 
schränken sich  im  wesentlichen  darauf,  daß  die  Steuerfreiheit,  die  in 
der  Merowingerzeit  nur  die  Immunitätsherrn  des  Ostens  und  Nordens, 
nicht  die  des  Westens  genossen  (S.  114  ff.),  auch  auf  die  letzteren  aus- 
gedehnt wird  (S,  190  ff.).  Erst  unter  Ludwig  d.  Fr.  findet  sich  die 
Befreiung  vom  Kriegsdienst  (S.  181  ff.),  von  den  Jahresgeschenken 
(S.  193  ff.)  und  von  den  servicia  publica  (S.189f.)1)  und  damit  eine  wirk- 
lich bedeutsame  Preisgabe  königlicher  Rechte.  Seine  Söhne  und  Enkel 
sind  auf  dieser  verhängnisvollen  Bahn  fortgeschritten. 

Es  konnte  nicht  meine  Aufgabe  sein,  alle  die  einzelnen,  zahl- 
reichen Punkte,  in  denen  K.  die  Forschung  gefördert  hat,  aufzuweisen. 
Nur  die  leitenden  Gedanken  habe  ich  hier  skizziert;  schon  sie  zeigen, 
daß  hier  eine  beachtenswerte  Leistung  vorliegt.  Auch  der  Schluß- 
abschnitt (S.  297  ff.),  der  das  spätere  Schicksal  und  schließliche  Ver- 
schwinden der  fränkischen  Immunität  darstellt,  entwirft  ein  gutes  Bild 
der  französischen  Entwicklung,  während  er  für  die  spätere  deutsche 
Entwicklung  nicht  allzuviel  bietet  und  erheblich  der  Vervollständigung 
und  wohl  auch  Berichtigung  bedarf.  Hier  ist  vorläufig  noch  eine  Lücke 
vorhanden. 

Diese  Lücke  wird  einmal,  wenn  es  vollendet  ist,  das  groß  ange- 
legte Werk  Stengels  ausfüllen.  Der  erste  vorliegende  Band  ist  für 
den  ins  Auge  gefaßten  Endzweck ,  die  Darstellung  der  Immunität  in 
Deutschland  bis  zum  Ausgang  des  11.  Jahrhunderts,  lediglich  Vorarbeit, 
allerdings  eine  Vorarbeit,  die  selbst  als  hervorragende  wissenschaft- 
liche Leistung  bezeichnet  werden  muß.  Wie  einst  Altmeister  Th. 
v.  Sickel  im  3.  Bande  seiner  Beiträge  zur  Diplomatik  die  Immunitäts- 
urkunden der  ersten  Karolinger  diplomatisch  im  einzelnen  untersuchte, 
um  darauf  im  5.  Bande  die  verfassungsgeschichtliche  Darstellung  der 
frühkarolingischen  Immunität  zu  gründen,  so  hat  hier  ein  mit  dem 
gesamten  Rüstzeug  des  modernen  Diplomatikers  ausgerüsteter  jüngerer 
Forscher  es  unternommen,  dasselbe  Werk  für  die  Zeit  der  späteren 
Karolinger,  der  Ottonen  und  Salier  zu  vollenden.  Der  erste  Band,  der 
vorliegt,  behandelt  zunächst  einmal  die  äußere  Form  der  Immunitäts- 
urkunden; er  entspricht  also  dem  3.  Bande  der  Sickelschen  Beiträge, 
nur  daß  eben  der  viel  größere  Umfang  des  urkundlichen  Materials  und 
die  viel  reichere  Literatur,  mit  der  sich  St.  auseinandersetzen  mußte, 
einen  weit   größeren  Umfang  des  Werkes  bedingten.     Es   kann   nicht 


*)  K.  S.  190  verlegt  fälschlich  diese  Befreiung  von  den  servicia  publica 
in  die  spätere  Karolingerzeit,  aber  nur,  weil  er  (ebenda  Anm.  1)  das  Privileg 
Mühlb. 2  929  von  833  statt  Ludwig  d.  Fr.  irrtümlich  Ludwig  d.  D.  zuschreibt. 
In  derselben  Anmerkung  wird  auch  die  Osnabrücker  Fälschung  Mühlb.2 
1829  als  echt  verwertet.  Wie  es  scheint,  hat  K.  hier,  ganz  im  Gegensatz 
zu  seiner  sonstigen  Gewohnheit,  seine  Zitate  ohne  genügende  Nachprüfung 
aus  Waitz  (Verf.-Gesch.  IV 2  S.  35  Anm.  2)  entnommen. 
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unsere  Aufgabe  sein,  in  einer  für  den  Rechts-  und  Verfassungshistoriker 
bestimmten  Zeitschrift"  zu  den  einzelnen  wichtigen  diplomatischen  Er- 
gebnissen des  Verf.  Stellung  zu  nehmen;  nur  so  viel  sei  gesagt,  daß 
jetzt  über  die  einzelnen  Immunitätsformulare,  ihre  Vorlagen  und  Ver- 
fasser, ihre  Beziehungen  zur  Papsturkunde  etc.  in  mustergültiger  Weise 
Klarheit  geschaffen  ist.  Auf  dem  Gebiete  der  älteren  königlichen 
Diplomatik  sind  wir  damit  einen  guten  Schritt  weiter  gekommen.  Ob 
auch  auf  dem  Gebiete  der  Verfassungsgeschichte  ?  Es  ist  zur  Zeit  noch 
nicht  möglich,  in  vollem  Maße  die  Tragweite  der  diplomatischen  Er" 
gebnisse  Sts.  für  die  verfassungsgeschichtliche  Auffassung  der  Immu- 
nität zu  würdigen.  Eins  aber  wird  man  schon  jetzt  sagen  können :  daß 
manche  Formulierung,  aus  der  dieser  oder  jener  bisher  weittragende 
Folgerungen  gezogen  hat,  nichts  weiter  als  eine  der  Liebhaberei  eines 
Kanzleibeamten  entsprungene  Kanzleifloskel  ist,  und  daß  —  was 
übrigens  auch  Kroell  gezeigt  hat  —  angesichts  der  Konstanz  des 
Kanzleigebrauchs,  der  an  den  altgewohnten  Formeln  festhält,  die  gro- 
ßen Veränderungen,  welche  die  Immunität  im  Laufe  der  Jahrhunderte 
erfahren  hat,  nur  in  ungenügender  Weise  in  den  Immunitätsurkunden  zu 
Tage  treten.  Während  aber  der  Bearbeiter  der  Merowinger-  und 
Karolingerzeit  in  den  Formelsammlungen  und  in  den  Capitularien  ein 
unschätzbares  Kontrollmaterial  besitzt,  fehlt  es  dem  der  späteren  Zeit 
fast  völlig  an  gleichzeitigen  Quellen,  aus  denen  er  den  unvollständigen, 
ja  z.  T.  irreführenden  Inhalt  der  Privilegien  ergänzen  kann.  So  wird 
der  Bearbeiter  der  späteren  Immunität  immer  wieder  mit  einer  ge- 
wissen Resignation  erkennen,  daß  zur  Lösung  dieses  oder  jenes  Problems 
die  Quellen  nicht  ausreichen.  Damit  soll  nicht  gesagt  werden,  daß 
die  Forschung  nicht  in  vielem  über  das  bisher  Geleistete  hinausgelangen 
kann.  Und  daß  St.  dazu  der  rechte  Mann  ist,  das  beweist  sein  früherer 
Aufsatz  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  25,  S.  286  ff.,  das  zeigt  sein  Artikel 
„Immunität"  im  Handwörterbnch  „Die  Religion  in  Geschichte  und 
Gegenwart"  Bd.  III  S.  449  ff,  der  manchen  eigenen  Gedanken  bringt, 
das  zeigt  vor  allem  auch  der  vorliegende  Band,  der  schon  in  manchen 
Partien  mehr  oder  weniger  verhüllt  die  spätere  verfassungsgeschicht- 
liche Darstellung  durchblicken  läßt.  Möge  St.  uns  bald  im  2.  Band 
die  verfassungsgeschichtliche  Gesamtdarstellung  geben. 

Tübingen.  Siegfried  Rietschel. 


H.  Seh  reuer,  Die  rechtlichen  Grundgedanken  der  franzö- 
sischen Königskrönung  Mit  besonderer  Rücksicht  auf  die 
deutschen  Verhältnisse.  Weimar,  H.  Böhlaus  Nachf.  1911. 
XIV,  180  S.     Lexikon -Oktav. 

Die  Erforschung  des  Zeremoniells  mittelalterlicher  Königs-  und 
Kaiserkrönungen  hat  seit  dem  Erscheinen  der  Abhandlung  von  G.  Waitz 
im  Jahre  1872  nicht  geruht,  ohne  daß  trotz  aller  Monographien   (z.  B. 
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von  Diemand,  Haase,  Kröner)  und  zusammenfassender  Darstellungen 
(vgl.  z.  B.  Waitz-Seeliger,  Deutsche  Verfassungsgeschichte  VI2,  S.  208 ff.. 
219  ff.,  224  ff.,  bes.  S.  233  Anm.  4)  die  Kenntnis  von  der  Entwicklung 
jener  Feiern  und  ihres  Hergangs  in  jeder  Einzelheit  als  gesichert  an- 
gesehen werden  könnte.  Das  historiographische  Material  ist  keineswegs 
überall  so  mitteilsam  wie  wir  es  erwarten  möchten,  und  die  Auf- 
zeichnungen der  ordines  coronationis  versagen  sich  nur  allzuoft  der 
zeitlichen  Festlegung:  noch  immer  fehlt  eine  kritische  Musterung  aller 
Handschriften,  die  freilich  eine  weitgehende  Berücksichtigung  der  hier- 
und dorthin  zerstreuten  Pontificalien  —  besonders  zahlreich  beruhen 
sie  in  der  Bamberger  Bibliothek  —  voraussetzen  würde  (vgl.  dazu 
M.  G.  Const.  IV,  p.  V  und  die  Ausgabe  des  ordo  coronationis  vom 
Jahre  1312,  ebd.  IV,  1,  p.  609  sqq.).  Stellt  aber  jede  einzelne  Krö- 
nung an  sich  ein  schlicht  historisches  Problem  dar,  d.  h.  läßt  sie 
die  Frage  nach  ihrem  äußeren  Verlaufe  aufwerfen,  so  birgt  sich 
zugleich  in  ihr  und  überdies  in  ihrer  aller  Gesamtheit  ein  eminent 
rechtshistorisches  Rätsel,  das  ihres  Rechtsgehaltes,  ihrer  Bedeutung 
für  die  Thronfolge,  für  die  das  Königtum  konstituierenden  Elemente 
sei  es  der  Wahl  sei  es  der  Erblichkeit,  für  die  Durchdringung  welt- 
licher Gesichtspunkte  durch  kirchliche  Gedankenreihen,  für  den  Um- 
fang und  die  Tragweite  des  in  der  Krönung  selbst,  in  ihren  Einzel- 
handlungen und  in  den  bei  ihr  verwendeten  Insignien  beschlossenen 
Rechts,  dessen  Geschichte  wiederum  zu  der  des  Staates  in  engste  Be- 
ziehung tritt,  dessen  Herrscher  der  Krönung  teilhaftig  wird.  Mit  allem 
dem  ist  das  Ziel  umschrieben,  das  dem  Verfasser  des  vorliegenden 
Buches  vorgeschwebt  hat.  Er  will  nicht  den  äußeren  Verlauf  der 
Krönungen  in  seinen  geschichtlich  erkennbaren  Ausstrahlungen  schildern, 
sondern,  wenn  anders  der  Ausdruck  gestattet  ist,  ihren  inneren  Gehalt, 
ihre  rechtlichen  Grundgedanken  und  ihre  Umprägungen  in  der  Abfolge 
der  Jahrhunderte;  denn  „diese,  der  gemeinsamen  altfränkischen,  ja  viel- 
fach allgemein  stammesstaatlichen  Wurzel  entsprossen,  erweisen  sich 
auch  weiter  für  Frankreich,  Deutschland  und  England  als  einheitliche, 
durchgehende  Probleme,  wenn  auch  gelegentlich  mit  verschiedener, 
ja  gegenseitiger  Entwicklung.  Neben  altnationalen  und  allenfalls 
fremden,  aber  assimilierten  Bestandteilen  zeigt  sich  allenthalben 
starker  kirchlicher  und  klerikaler  Einfluß,  aber  in  verschiedenen 
Nuancen.  Monarchische  und  ständische  Elemente  ringen  miteinander. 
Das  Wahlprinzip  in  verschiedenen  Schattierungen  macht  sich  hüben 
und  drüben  geltend.  Aber  während  es  in  Deutschland  immer  mehr 
durchdringt,  flaut  es  in  Frankreich  immer  mehr  ab,  Ständerepublik 
und  Monarchie  treten  einander  gegenüber.  Diese  Grundzüge  der  deut- 
schen und  französischen  Staatsrechtsentwicklung  kommen  auch  in  der 
Krönungsentwicklung  zum  Ausdruck.  In  Deutschland  hat  ganz  be- 
sonders die  Krönung  zur  Ausbildung  der  Kurfürsten,  dieser  Pioniere 
der  Ständerepublik  und  Landeshoheit  geführt.  Es  ist  daher  besonders- 
für die  deutsche  Verfassungsgeschichte  von  Interesse,  die  Parallele  im 
altgemeinsamen  Nachbarstaat  zu  untersuchen,  umsomehr  als  auch  dort 
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sich  verwandte  Ausätze  in  den  Pares  finden.  Auch  der  französische 
Rechtshistoriker  dürfte  an  einer  solchen  gemeinsamen  Behandlung 
'Interesse  finden.  Die  Rechtsgeschichte  der  Krönung  weist  im  Wesen 
die  Rechtsgeschichte  des  Königtums  und  der  Stände  auf.  Durch  die 
gemeinsame  Behandlung  treten  dann  die  Probleme  als  höhere,  über  die 
eigene  Heimat  und  Vergangenheit  hinausreichende  Realitäten  auf. 
Die  Rechtsantiquitäten  wachsen  zur  Rechtsgeschichte,  Entwicklungs- 
geschichte des  Rechtes.  Der  Eindruck  wird  um  so  kraftvoller,  wenn 
sich  nicht  nur  eine  gemeinsame  Wurzel  und  Parallelentwicklung,  son- 
dern auch  gegenseitige  Beeinflussung  der  beiden  Nationalrechte  und 
beiderseits  der  mächtige  Einbruch  des  internationalen,  vielfach  un- 
staätlichen  kirchlichen  und  klerikalen  Elementes  hüben  und  drüben  in 
verschiedenen  Nuancen  zeigt.  Soweit  aber  gegensätzliche  Wendungen 
auftreten,  schärfen  sie  den  Blick  für  das  Wesen  wie  für  die  Relativi- 
täten der  nebeneinander  sich  entwickelnden  Erscheinungen"  (S.  1  f.). 
Seines  Stoffes  ist  Sehr.  Herr  geworden  durch  ein  mehrfaches,  ein- 
mal durch  eine  wohlüberlegte  Gliederung,  die  für  jede  Seite  seiner  Auf- 
gabe wie  der  historischen  Entwicklung  so  ihrer  Stellung  im  Gefüge  des 
Rechtssystems  gerecht  zu  werden  vermag.  Kurzen  Ausführungen  über 
das  Ziel  der  Arbeit  (S.  lff.)  und  ihre  Quellen  (S.  3  ff.)  schließt  sich  eine 
Betrachtung  des  Gesamtbildes  der  Zeremouien  an  (S.  8  ff.).  Sodann  folgen 
Darlegungen  über  das  Wahlrecht  uud  Erbrecht  im  Verhältnis  zu  den 
Krönuugszeremonien  (S.  18  ff),  die  in  den  weiteren  Abschnitten  über 
das  Wahlrecht  (S.  20  ff.),  die  Akklamation  (S.  33  ff.)  und  die  Zusiche- 
rungen des  Königs  (S.  43  ff.)  erweitert  und  vertieft  werden.  Eingehende 
Betrachtungen  erheischen  die  Insignien  im  allgemeinen  (S.  57  ff.),  vor 
allem  aber  die  Krone  selbst  (S.  65  ff.),  deren  Wertung  passend  zu  zwei 
Paragraphen  über  Salbung  und  Krönung  in  fränkischer  Zeit  (S.  75  ff.)  und 
über  Salbung  und  Krönung  des  französischen  und  deutschen  Königs 
(S.  81  ff.)  überleitet.  Szepter  und  Stab  (S.  109  ff.),  das  Schwert  (S.  114  ff.) 
und  der  Ring  (S.  121  ff.)  stellen  sich  ebenfalls  als  Träger  bestimmter 
Rechtsgedanken  ein,  bis  schließlich  die  Thronerhebung  (S.  126  ff.)  und  die 
Huldigung  (S.  163  ff.)  erschöpfend  gewürdigt  werden.  Aus  dieser  knappen 
Inhaltsangabe  erhellt  zugleich :  um  seine  Aufgabe  zu  lösen,  mußte  Sehr, 
die  Überlieferung  über  jede  einzelne  Krönung  sei  es  eines  französischen, 
sei  es  eines  deutschen  Königs  in  ihre  Bestandteile  zerlegen  und  diese 
wiederum  je  nach  ihrer  inneren  Verwandtschaft  oder  Gleichartigkeit  zu- 
sammenfassen. Mit  anderen  Worten :  jeder  Paragraph  gibt  in  nuce  eine 
Geschichte  der  Krönungen  insgesamt  je  nach  dem  Gesichtspunkte,  unter 
dem  die  einzelne  Handlung,  das  einzelne  Insigne  bei  der  Reihenfolge 
der  Krönungen  betrachtet  und  gewürdigt  werden  kann  und  muß.  Un- 
zweifelhaft sind  mit  diesem  Verfahren  mannigfache  Vorteile  verbunden: 
nur  dank  ihm  ist  es  möglich,  z.  B.  das  Wesen,  den  Gehalt  und  den 
Wandel  der  Acclamation  zu  überschauen,  ihre  Stellung  innerhalb  jeder 
Krönung  festzulegen,  ihre  Tragweite  in  Frankreich  und  in  Deutschland 
abzuschätzen  (S.  33  ff.) ;  die  Vorführung  des  Gesamtbildes  jeder  Krönung 
hätte  um  der  oben  charakterisierten  Überlieferung  willen  bald  aus- 
Zeitschrift  für  Recht sgeschichte.  XXXII.    Germ.  Abt.  31 


482  Literatur. 

führliche,  bald  dürftige  Umrißzeichnungen  gestattet,  vor  allem  aber 
die  Entwicklung  der  mit  den  Zeremonien  und  Insignien  verknüpften 
Rechtsgedanken  eher  verhüllt  denn  in  voller  Klarheit  entgegentreten 
lassen.  Zugute  kam  dem  Verfasser  nicht  am  wenigsten  die  ausgebreitete 
Kenntnis  der  Quellen  und  der  Literatur,  die  hier  in  einer  so  gut  wie 
lückenlosen  Vollständigkeit  vor  dem  Leser  ausgebreitet  wird;  indem 
Sehr,  sie  im  Apparat  der  Anmerkungen  oft  wörtlich '  wiederholt,  ruft 
er  zur  Mitarbeit  auf,  zur  gemeinsamen  Herausschälung  der  Ergebnisse, 
die  naturgemäß  gerade  das  Singulare,  das  zeitlich  und  räumlich  Ge- 
trennte in  den  Kreis  der  allgemeinen  Begriffsbestimmung,  der  imma- 
nenten Rechtsidee  einzuspannen  bemüht  sein  müssen.  Eine  chrono- 
logisch aufgereihte  Berichterstattung  über  den  Einzelverlauf  der 
Krönungen  hätte  den  Leser  sicher  verleitet,  die  eine  oder  andere 
Einzelheit  gering  zu  achten  oder  gar  zu  übersehen;  Schr.s  Verfahren 
stellt  jedes  Wort,  jeden  Satz  der  Quellen  an  den  ihnen  gebührenden 
Platz  und  häufig  genug  wird  erst  auf  solche  Weise  eine  Partikel 
irgend  eines  Quellenberichts  recht  verständlich  und  von  Bedeutung, 
eben  weil  sie  erläutert  wird  durch  die  Umgebung,  in  der  sie  um  ihres 
Gehaltes  willen  sich  findet.  Verschwiegen  sei  darum  nicht,  was  der 
eine  oder  andere  Benutzer  sich  noch  vom  Verfasser  gewünscht  hätte: 
einmal  ein  chronologisches  Verzeichnis  der  behandelten  Krönungen 
nebst  Angabe  der  Seitenzahl,  wo  ihrer  und  sei  es  gleich  nur  in  einer 
Eiuzelheit  gedacht  wird;  sodann  eine  etwas  stärkere  Heranziehung 
des  ikonographischen  Materials,  da  die  bildliche  oder  plastische 
Fixierung  des  einen  oder  anderen  Momentes  bei  den  Krönungen  Auf- 
schluß geben  möchte  über  seine  Wertung  seitens  des  zeitgenössischen 
Künstlers.1)  Es  möchte  sich  endlich  gelohnt  haben,  häufiger  des  Parallelis- 
mus und  der  Einwirkungen  der  den  Kaiserkrönungen  innewohnenden 
Ideen  auf  diejenigen  der  Königskrönungen  zu  gedenken.  Nur  mit  einer 
gewissen  Zurückhaltung  geben  wir  diesem  letzten  Desiderate  Ausdruck: 
täuscht  nicht  alles,  so  ist  der  Verfasser  selbst  am  Werke,  auch  die 
Kaiserkrönungen  in  den  Kreis  seiner  Forschungen  einzuziehen;  es  wäre 
hocherfreulich,  bliebe  sein  Beitrag  zur  Festschrift  für  P.  Krüger  (Berlin 
1911 ,  S.  367  ff.)  über  Krönungszusagen  des  deutschen  Königs  an  den 
Papst  nicht  die  letzte  Studie  ähnlichen  Inhalts,  die  er  uns  schenkte, 
gleichwie  ja  seine  früheren  Aufsätze  das  vorliegende  Buch  vorbereitet 
oder  begleitet  haben.8) 

*)  Vgl.  dazu  W.  Scheffler  im  Repertorium  für  Kunstwissenschaft  XXXIII, 
1910,  S.  515  ff.  Verzeichnet  sind  hier  die  mittelalterlichen  Darstellungen 
von  Krönungen  deutscher  Könige  und  Kaiser,  der  französischen  Könige  usw., 
dazu  solche  mittelalterliche  Darstellungen,  die  verdeutlichen  wollen,  wie  man 
sich  die  Übertragung  der  herrschaftlichen  Würde  oder  der  Insignien  durch 
Gott,  Christus,  den  Papst  usw.  dachte,  endlich  die  Abbildungen  der  In- 
signien, Belehnungen,  Dichterkrönungen.  —  2)  Vgl.  die  Untersuchung  über 
französische  Krönungsordnungen  in  dieser  Zeitschrift,  Germ.  Abt.  XXX, 
S.  142  ff.  (erweitert  im  Sonderdruck  erschienen  Weimar  1909).  Schreuers 
Beitrag  zur  Festschrift  für  H.  Brunner  (Weimar  1910,  S.  649  ff.)  machte  die 
S.  20 — 57  des  vorliegenden  Buches  im  Voraus  bekannt,  der  zur  Festschrift 
für  O.  Gierke  (Weimar  1911,  S.  697  ff.)  gab  einen  Auszug  von  S.  126—162 
seines  Buches ;  s.  auch  Schreuers  letzten  Aufsatz  über  Wahl  und  Krönung 
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Aus  allen!  folgt:  Schreuers  Buch  stellt  sich  dar  als  ein  Beitrag 
wie  zur  französischen  so  zur  deutschen  Rechtsgeschichte,  zur  Erfassung 
des  Problems  der  Pares  Franciae  wie  der  deutschen  Kurfürsten;  wir 
werden  seinen  Spuren  in  Zukunft  weithin  begegnen.  Zugleich  aber 
erhalten  wir  in  ihm  eine  tiefschürfende  Studie  zur  Geschichte  welt- 
licher und  kirchlicher  Rechtsinstitute,  die  beide  westlich  und  östlich 
des  Rheins  sich  betätigt,  einander  ergänzt  und  bekämpft  haben.  Ihre 
Ergebnisse  im  Einzelnen  skizzieren  ließe  diese  Anzeige  über  den  zur 
Verfügung  stehenden  Raum  hinaus  erweitern:  es  genüge  die  Bemerkung, 
daß  sie  mit  ruhig  sicherer  Hand  gewonnen  sind,  freilich  hin  und  wieder 
in  etwas  unlebendige  Begriffsbestimmungen  sich  kondensierten,  die 
freilich  dem  nicht  gewagt  erscheinen,  der  während  der  Lektüre  an 
ihrer  Formulierung  tätigen  Anteil  nahm.  Sollten  wir  unser  Referat 
in  einer  persönlichen  Wendung  ausklingen  lassen,  so  wäre  es  der  Dank 
für  die  Betrachtungen  zumal  auf  S.  65  ff.  und  81  ff.  über  das  Eindringen 
kirchlicher  Gedankenreihen  in  die  Wertung  von  Salbung  und  Krönung 
der  Herrscher.  Zu  S.  82  (83)  Anm.  4  über  die  Communio  sub  utraque 
specie  sei  ein  Hinweis  gestattet  auf  L.  Pastor,  Geschichte  der  römi- 
schen Päpste  I  (3.  und  4.  Aufl.  Freiburg  i.  Br.  1910),  S.488f.  Bezeichnend 
ist  auch  die  Angabe  der  Beschreibung  von  Heinrichs  VI.  Kaiserkrönung 
(1191),  in  der  es  vom  Papste  heißt:  facit  eum  clericum  (MG.  LL.  II, 
p.  189  1.  50),  nämlich  Heinrich  VI.,  dem  nach  dem  Bilde  in  der  Berner 
Handschrift  des  Petrus  von  Ebulo  (vgl.  M.  Kemmerich,  Neues  Archiv 
für  ältere  deutsche  Geschichtskunde  XXXIII,  S.  505;  Abb.:  Wester- 
manns  Monatshefte  Bd.  92,  1902,  S.  793)  eine  Mitra  aufs  Haupt  gesetzt 
wurde.  Sicherlich  hängt  mit  der  verkirchlichten  Auffassung  der  Salbung 
des  Königs  zusammen,  daß  ihm  der  Diakonatsordo  beigelegt  wurde 
und  er  am  Weihnachtstage,  angetan  mit  dem  diesem  Weihegrad  ent- 
sprechenden Gewände  und  das  Schwert  in  der  Rechten  haltend,  das 
Weihnachtsevangelium  zu  lesen  befähigt  war;  allerdings  vermag  ich 
diesen  Brauch  erst  seit  dem  14.  Jahrhundert,  genauer  seit  dem  Jahre 
1347  zu  belegen,  aber  er  begegnet  auch  noch  im  15.  Jahrhundert  unter 
König  Sigmund  im  Jahre  1414  (vgl.  Böhmer,  Fontes  rerum  Germani- 
carum  IV,  p.  62.  102.  252.  Chroniken  der  deutschen  Städte  VII,  S.  339  f. 
XIII,  S.  139.  E:  Windecke,  Denkwürdigkeiten  c.  310  hrsg.  von  W.  Alt- 
mann S.  343  f.  A.  Schultz,  Das  bürgerliche  Leben  im  14.  und  15.  Jahr- 
hundert, Wien  und  Leipzig  1892,  S.  470f.). 

Königsberg  i.  Pr.  A.  Werminghoff. 

Konrads  IL  (1024)  in  der  Historischen  Vierteljahrschrift  1911,  S.  329  ff.  — 
Während  der  Korrektur  der  obenstehenden  Anzeige  konnte  ich  den  Aufsatz 
von  E.  Eichmann  über  das  Exkommunikatiousprivileg  des  deutschen  Kaisers 
im  Mittelalter  (in  dieser  Zeitschrift  Kauonistische  Abteilung  I,  S.  160  ff.)  ein- 
sehen. Der  Verfasser  stellt  S.  193  ein  größeres  Werk  über  die  Rechts- 
symbolik der  Kaiserkrönung  in  Aussicht  und  handelt  S.  193  f.  von  der  Auf- 
nahme des  Kaisers  in  den  geistlichen  Stand,  die  aber  seit  der  Kaiserkrönung 
Heinrichs  V.  im  Jahre  1111  in  Wegfall  gekommen  zu  sein  schiene.  Dieser 
Annahme  möchte  der  von  mir  oben  im  Texte  gegebene  Auszug  aus  dem 
ordo  corouationis  vom  Jahre  1191  widerstreiten. 

31* 
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Dr.  Eugen  Rosenstock,  Herzogsgewalt  und  Friedens- 
schutz, deutsche  Provinzialversammlungen  des  9. — 12.  Jahr- 
hunderts (Untersuchungen  zur  deutschen  Staats-  und  Rechts- 
geschichte, herausgegeben  von  Otto  Gierke,  Heft  104) 
Breslau,  M.  u.  H.  Marcus  1910,  XIV  und  205  S.    8°. 

Dieses  Buch  wird  seinem  Titel  nach  leicht  Hoffnungen  erwecken,  die 
es  nicht  erfüllt.  Eine  systematische  Untersuchung  über  die  verfassungs- 
rechtlichen Zuständigkeiten  der  nachkarolingischen  Stammesherzoge  und 
ihren  Anteil  an  der  Handhabung  des  Landfriedens  bietet  es  nicht ;  unter 
den  Provinzialversammlungen  seines  Untertitels  sind  die  von  einem 
Königsboten  oder  Stammesherzog  einberufenen  oder  geleiteten  Rechtstage 
prinzipiell  nicht  mitverstanden.  Schwieriger  als  diese  negative  Fest- 
stellung ist  die  positive,  welcher  speziellen  Entwicklungsreihe  Rosen- 
stock nachzugehen  beabsichtigt.  Für  die  vielverzweigten  Auseinander- 
setzungen, Erwägungen  und  Ableitungen,  die  hier  angestellt  sind,  den 
richtigen  Zusammenhang  zu  finden,  die  Hauptsache  von  Beiwerk  und 
Abschweifungen,  Folgerungen  von  Hypothesen  zu  unterscheiden,  diese 
Aufgabe  hat  der  Verfasser  seinen  Lesern  nicht  immer  leicht  gemacht. 
So  wird  er  gewärtigen  müssen,  in  manchen  Intentionen  verkannt  zu 
werden. 

Von  den  Exkursen  abgesehen  sind  Rosenstocks  Ausführungen  be- 
grifflich wohl  am  besten  unter  dem  Gesichtspunkt  zusammenzufassen, 
daß  sie  das  Vorkommen  uud  die  Wirksamkeit  solcher  weltlicher  In- 
stanzen klarzulegen  suchen,  die  sich  seit  Karl  dem  Großen  in  Deutsch- 
land zum  Zweck  des  Rechts-  oder  Friedensschutzes  zwar  über  den  Grafen- 
gerichten, jedoch  selbständig  neben  den  Königsboten  und  den  Stammes- 
herzogen ausbildeten.  Praktisch  aber,  und  eigentlich  in  der  einzig 
zulänglichen  Weise  läßt  sich  der  Stoff  der  Rosenstockschen  Abhandlung 
beschreiben  und  seine  Anordnung  verständlich  machen  durch  den  Hin- 
weis auf  eine  Stelle  des  Schröderschen  Lehrbuchs  der  deutschen  Rechts- 
geschichte. Die  Aufstellungen  und  Erörterungen,  die  dort  unter  dem  Ab- 
schnittstitel Landfriedensgerichte  im  §  49  Ziff.  2  Abs.  1  und  den  zuge- 
hörigen Anmerkungen  enthalten  sind,  erfahren  bei  Rosenstock  ihre  weit- 
gehende Ausarbeitung.  Dieser  Zusammenhang  wird  von  Rosenstock  selbst 
verdeutlicht  durch  eine  Vorbemerkung  zum  Literaturverzeichnis  und  durch 
gelegentliche  Zitate;  er  zeigt  sich  äußerlich  auch  darin,  daß  im  Buche 
die  Norm  „Rosenstock,  Landfriedensgerichte "  noch  mit  jenem  Abschnitts- 
titel Schröders  übereinstimmt.  Da  jedoch  Rosenstock  den  Schröder- 
schen Begriff  Landfriedensgericht  von  vornherein  ganz  erheblich  ein- 
schränkt, indem  er  für  die  Provinzialversammlungen  als  wesentliches 
Merkmal  die  Gleichordnung  der  in  ihr  vereinigten  Gerichtsherrn  und 
die  Freiwilligkeit  ihres  Zusammentritts  postuliert,  so  genügte  es  nicht, 
bei  der  Fassung  des  Buchtitels  die  Bezeichnung  auszuschalten,  vielmehr 
durfte  vor  allem  eine  Stoffreihe  und  Disposition  nicht  beibehalten 
werden,  die  sich  aus  einer  ganz  andern  begrifflichen  Zusammenfassung 
ableitet. 
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Aber  auch  wer  die  Anlage  der  Rosenstockschen  Arbeit  mißbilligt, 
wird  die  Tüchtigkeit  und  wissenschaftliche  Höhe  der  einzelnen  For- 
schungen anerkennen,  deren  Gang  und  Ergebnis  in  ihr  niedergelegt  ist. 
In  gründlicher  Weise  hat  Rosenstock  zunächst  für  alle  Teile  des  deut- 
schen Reichs  die  Quellennachrichten,  hauptsächlich  Urkunden,  zusam- 
mengestellt und  erläutert,  die  über  eine  gemeinsame,  ohne  höheres  Ge- 
bot stattfindende  Tagung  mehrerer  Grafschaftsinhaber,  also  über  die 
zweite  Art  von  Landfriedensgerichten  nach  Schröder,  und  über  Orga- 
nisation und  Zuständigkeit  derartiger  Tagungen  Auskunft  geben  oder 
zu  geben  scheinen.  Ergänzungen  wären  aus  dem  zweiten  Band  der 
Traditionen  des  Hochstifts  Freising  zu  gewinnen,  der  erst  nach  Fertig- 
stellung von  Rosenstocks  Arbeit  herausgekommen  und  von  ihr  zwar 
noch  ab  und  zu  zitiert,  aber  nicht  mehr  systematisch  benützt  ist.  Bei 
seiner  von  Fall  zu  Fall  schreitenden,  sorgsam  kombinierenden,  nur  die 
Quellen  mitunter  etwas  zu  stark  auspressenden  Exegese  bleibt  sich 
Rosenstock  deutlich  bewußt,  daß  aus  verchiedenen  Gründen  weit  nicht 
alle  Urkunden,  die  von  dem  Zusammensein  mehrerer  Grafen  berichten, 
als  Dokumente  eines  placitum  commune  verwertbar  sind.  Zu  beachten 
ist  hier  vor  allem  auch,  daß  an  der  Gerichtsversammlung  eines  Grafen 
regelmäßig  diejenigen  seiner  benachbarten  Amtsgenossen  werden  teil- 
genommen haben,  die  in  seiner  Grafschaft  Grundeigentum  und  Hörige 
besaßen.  Das  Ergebnis,  zu  dem  Rosenstock  gelangt,  mißt  den  Provin- 
zial  Versammlungen  seiner  Kategorie,  denen  nur  für  Sachsen  dieser  sonst 
räumlich  viel  zu  umfassende  Name  gebührt,  insgesamt  keine  größere 
Bedeutung  im  öffentlichen  Leben  bei,  als  ihnen  nach  der  bisherigen 
Meinung  zukam.  Die  Fundamente  dieser  Meinung  sehr  wesentlich 
vervollständigt  und  gesichert  zu  haben,  bleibt  dennoch   ein  Verdienst. 

Die  zweite  Hälfte  des  Buches  gibt  eine  eingehende  Untersuchung 
über  Ursprung  und  Inhalt  des  Herzogtums  der  Bischöfe  von  Würzburg 
und  einen  entsprechenden  Abriß  über  das  ripuarische  Herzogtum  der 
Kölner  Erzbischöfe.  In  Bezug  auf  beide  Kirchenfürsten  tritt  Rosen- 
stock der  Ansicht  entgegen,  daß  sich  ihre  Herzogsgewalt  aus  einer  be- 
sonderen Landfriedensgerichtsbarkeit  entwickelt  habe.  Für  Würzburg 
verneint  er  überhaupt  das  Bestehen  einer  besonderen  bischöflichen 
Friedensgerichtsbarkeit,  wie  es  vor  ihm  mit  anderer  Begründung  schon 
Ernst  Mayer  und  v.  Borch  getan  haben.  Aber  der  klaren,  geschlossenen 
Argumentation  Zallingers,  die  mit  der  Entkräftung  der  Würzburger 
Bischofsurkunde  von  1103  durchaus  noch  nicht  zu  Fall  käme,  wird  auch 
Rosenstock  nicht  gerecht.  Nur  so  viel  wird  bis  jetzt  gegen  Zallinger 
feststehen,  daß  die  Friedensgerichtsbarkeit  für  die  Würzburger  Herzogs- 
gewalt nicht  die  einzige,  sondern  eine  von  mehreren  grundlegenden 
Kompetenzen  bildete.  Hermann  Knapp,  über  dessen  Leistung  Rosenstock, 
kühn  gemacht  durch  v.  Schwerins  Kritik,  in  etwas  kurz  absprechender 
Weise  hinweggeht,  hat  hier  wohl  richtiger  gesehen.  Daß  der  Erzbischof 
von  Köln  in  gewissem  Umfang  seit  dem  11.  Jahrhundert  als  Landfriedens- 
haupt anerkannt  war,  bestreitet  Rosenstock  nicht,  er  läßt  jedoch  diese 
Friedensgewalt  sich  nur  über  die  Lehenleute  des  Erzstifts   erstrecken. 
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sie  ist  ihm  eine  „ Lehengerichtsbarkeit,  die  in  Friedensbruchsachen 
regelmäßig  geübt  wurde".  Eine  solche  Vermengung  und  wechselseitige 
Beschränkung  zweier  sonst  getrennt  erscheinender  Jurisdiktionsrechte 
ist  an  sich  bedenklich  und  hat  insbesondre  auch  den  Wortlaut  des 
Kölner  Landfriedens  von  1083  gegen  sich.  Auch  die  so  begrenzte  erz- 
bischöfliche Friedensgerichtsbarkeit  scheidet  Rosenstock  grundsätzlich 
von  dem  ducatus.  Die  Identifizierung  beider,  die  vielleicht  schon  in 
Quellen  des  12.,  deutlich  in  solchen  des  13/ Jahrhunderts  zu  Tage  tritt, 
beruht  nach  ihm  auf  einer  schon  damals  entstandenen  irrtümlichen 
Tradition.  Seinerseits  den  ducatus  des  Bischofs  von  Würzburg  und 
des  Erzbischofs  von  Köln  inhaltlich  an  eine  besondere  staatsrechtliche 
Zuständigkeit  dieser  Kirchenfürsten  anzuknüpfen,  davon  sieht  Rosen- 
stock ab;  selbst  die  im  Jahr  1120  dem  Würzburger  Bischof  zurück- 
erstattete dignitas  und  potestas  iudiciaria,  (die  etwas  mangelhaft  erklärt 
wird  S.  118  f.),  gilt  ihm  nicht  als  sachliche  Grundlage  des  Herzogtums, 
sondern  eher  nur  als  ein  äußerer  Anlaß  seiner  Entstehung.  In  beiden 
Fällen  hält  er  den  ducatus  seinem  eigentlichen  Wesen  nach  nur  für 
eine  titelmäßige  Zusammenfassung  der  Territorialrechte  des  Hoch-  und 
des  Erzstifts,  erfolgt  wahrscheinlich  durch  einen  besonderen  königlichen 
Verleihungsakt,  für  den  nur  zufällig  die  Überlieferung  fehle.  Hieraus 
ergibt  sich  schon,  daß  er  als  das  Gebiet  der  herzoglichen  Gewalt  nicht 
ie  Diözese,  sondern  das  Territorium  des  Bischofs  oder  Erzbischofs  be- 
trachtet wissen  will,  eine  Abgrenzung,  der  man,  wenigstens  was  ihre 
negative  Seite  betrifft,  auch  von  anderem  Standpunkt  aus  beipflichten  wird. 

Ei  kann  hier  kein  Versuch  gemacht  werden,  über  die  bisher  vor- 
gebrachten Einwendungen  hinaus  Rosenstocks  Beweisführung  im  ein- 
zelnen anzufechten  oder  zu  widerlegen.  Insgesamt  wird  ihr  entgegen- 
zuhalten sein,  daß  eine  Mehrzahl  von  gleichartigen,  auf  einen  bestimmten 
Zustand  hinweisenden  Quellennachrichten  nicht  schon  deshalb  als  Be- 
weismittel verworfen  werden  sollte,  weil  jede  für  sich  betrachtet  einen 
Rest  von  Ungewißheit  und  Umdeutungsmöglichkeit  übrig  läßt.  In  der 
Summe  der  Hinweise  liegt  hier  die  Beweiskraft.  Zwischen  der  Gesamt- 
wirkung des  Quellenmaterials,  wie  es  insbesondre  für  das  Würzburger 
Herzogtum  am  Anfang  von  Zallingers  (Aufsatz  zusammengestellt  ist, 
und  den  Resultaten  der  vorliegenden  Arbeit  herrscht  eine  solch  auf- 
fallende Inkongruenz,  daß  man  bei  aller  Achtung  vor  des  Verfassers 
Gelehrsamkeit  und  der  Feinheit  seiner  Auslegungskunst  und  bei  allem 
Interesse  für  die  Originalität  seiner  Theorie  sich  nicht  von  ihm  über- 
zeugt fühlt. 

Neben  dem  Schlußkapitel,  das  die  gewonnenen  Ergebnisse  zu- 
sammenfaßt und  verallgemeinert,  ist  noch  die  —  allerdings  durch  den 
Gang  der  Untersuchung  nicht  motivierte  —  Fortsetzung  des  Abschnitts 
über  das  Würzburger  Herzogtum  zu  erwähnen,  worin  von  ostfränkischen 
Verfassungsverhältnissen  und  von  der  Würzburger  Landes-  und  Stadt- 
hoheit in  etwas  allzu  bunten,  doch  nicht  uninteressanten  Erörterungen 
gehandelt  ist. 

Stuttgart.  Adolf  Pischek. 
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Erich  Molitor.     Die  Stände  der  Freien  in  Westfalen  und 
der  Sachsenspiegel.   Münster  i.  W.  Franz  Coppenrath  1910 

72  S.     8  °. 

I.  Die  geschickt  geschriebene  Abhandlung  ist  eine  Rechtsver- 
gleichung  innerhalb  des  deutschen  Gebietes.  Der  Freien  stand 
Westfalens  wird  dem  Freienstand  Ostfalens  gegenüber- 
gestellt. Da  sich  nun  letzterer  nur  mit  Hilfe  des  Sachsenspiegels 
rekonstruieren  läßt,  so  nimmt  Verfasser  Gelegenheit,  auch  seinerseits 
die  möglichen  Parallelen  mit  Eikes  Rechtsbuch  zu  ziehen.  Dabei  geht 
Molitor  freilich  methodisch  nicht  einheitlich  vor.  Denn  er  verwendet 
den  Sachsenspiegel  einerseits  zur  Erklärung  der  westfälischen  Stände 
und  versucht  andererseits  aus  den  westfälischen  Ständen  den  Sachsen- 
spiegel neu  zu  interpretieren.  Ein  gefährliches  Unternehmen,  bei  dem 
man  ein  Gefühl  der  Unsicherheit  nicht  los  wird!  Der  Gedanke,  einmal 
eine  ständische  Parallele  zu  geben,  ist  aber  verdienstvoll.  Daß  bei  dem 
geringen  Urkundenmaterial,  das  zur  Verfügung  steht,  vieles  hypothetisch 
bleiben  mußte  ist  klar  und  gibt  Verfasser  selbst  zu.  Übrigens  ist  Molitor 
der  erste,  der  das  Material  in  seinem  ganzen  Umfange  zu  verwerten 
sucht. 

II.  Das  Untersuchungsgebiet  bilden  die  Bistümer  Münster,  Pader- 
born, Minden  und  Osnabrück,  sowie  das  Herzogtum  Westfalen.  Zeitlich 
ist  die  Arbeit  begrenzt  auf  das  12.  und  13.  Jahrhundert.  Den  Aus- 
gangspunkt für  die  Betrachtung  des  Ssp.  sieht  Verfasser  in  der  These : 
Eike  scheidet  die  Stände  in  Freie  und  Unfreie.  Innerhalb  der  Freien 
gibt  es  drei  Klassen,  die  Schöffenbaren,  die  Pfleghaften  und  die  Land- 
sassen.   Einteilungsprincip  ist  der  Grundbesitz  (S.  6). 

III.  Die  Schöffenbaren.  1.  Mit  Heck  und  mir  geht  Molitor 
von  der  Ansicht  aus,  daß  das  Eigen  der  Schöffenbaren  in  Ostfalen  mit 
Abgaben  belastet  war.  (Heck,  Stände  357  ff.  Fehr  Z.R.G.  30,  280f).  Die 
westfälischen  Schöffenbaren  sind  zum  Teil  ebenfalls  abgabenpflich- 
tig.  Sie  entrichten  den  Königszins  an  den  Freigrafen.  Hypothetisch 
ist  dabei  die  Behauptung,  daß  liberi  die  Schöffenbarfreien  und  libertas 
eine  Abgaben pflicht  bedeute.  .2.  Das  westfälische  Fr  eiger ich t  ent- 
spricht mit  Abweichungen,  dem  Grafengericht  des  Ssp.  In  diesem 
Freigericht  sind  die  westfälischen  Schöffenbaren  dingpflichtig,  wie  die 
ostfälischen  im  Grafengericht.  Bei  dieser  Parallele  übersieht  der  Ver- 
fasser den  Unterschied  von  ordentlichem  Grafengericht  und  dem  Ge- 
richt unter  Königsbann.  Wenn  er  S.  26  Urkunden  beibringt  über  Ver- 
leihung des  Königsbannes  an  den  Freigrafen,  so  ist  damit  noch  nicht 
gesagt,  daß  der  belehnte  Freigraf  jedes  Gericht  unter  Königsbann  ab- 
halten mußte.  (Vergl.  Fürst  und  Graf  66  u.  73.)  3.  Auch  der  west- 
fälische Schöffenbare  hat  ein  hantgemal  im  Sinne  eines  lastenfreien 
Stammgutes.  Das  westfälische  Freigut  ist  das  hantgemal  (S.  32). 
Als  Beweis  dient  hauptsächlich  folgende  Urkunde  aus  Osn.U.B.  II.  532; 
Gottfried  von  Thiene  hat  sein  Gut  in  Thiene  an  das  Kloster  Bersenbrück 
unter  folgender  Bedingung  übertragen:  Idem  vero  Godefridus  et  fratres 
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sui  et  sorores  ipsius  cum  ceteris  suis  successoribus  manebunt  sub  con- 
clitione  perpetuae  libertatis,  ita  ut  si  ducere  velint  uxores  aut  nubere 
maritis  a  nullo  penitus  probibeantur.  Daraus  wird  der  Schluß  gezogen, 
„daß  hier  unter  libertas  nur  eine  besonders  hervorragende  Art  der 
Freiheit"  zu  verstehen  sei  (S.  31).  Das  veräusserte  Gut  sei  das  hantge- 
rnal  des  schöffenbarfreien  Ritters  von  Thiene.  Das  ist  natürlich  ein 
überaus  gewagter  Schluß!  Molitor  scheint  eine  merkwürdige  Vorstellung 
vom  höchsten  Stande  der  Freien  in  Sachsen  zu  besitzen.  Ein  Schöffen- 
barer, der  sein  Stammgut  (!)  veräußert  und  dabei  so  tief  sinkt,  daß  er 
für  sich  und  seine  Familie  das  freie  Eherecht  vorbehalten  muß. 
Es  werden  dann  auch  S.  31  f.  allerlei  Hypothesen  vorgebracht,  um  der 
Familie  Thiene  die  Schöffenbarkeit  zu  vindizieren.  4.  Mit  Heck  und 
Anderen  nimmt  Verfasser  an,  daßes  in  Ostfalen  ritterliche  und 
bäuerliche  Schöffenbare  gab  (37ff).  Auch  hier  stimmt  nach 
seiner  Ansicht  die  Parallele.  Nur  besteht  der  Unterschied,  daß  in 
Westfalen  das  bäuerliche  Element  überwog. 

IV.  Die  Pfleghaften.  Die  westfälischen  Biergelden  oder  Pfleg- 
haften sind  nach  Molitor  freie  grundherrliche  Hintersassen.  Es  sind 
gruudbesitzende  Vogtleute,  die  kraft  ihres  Eigens  im  Grafenge- 
richt, kraft  ihrer  Abhängigkeit  von  einem  Herrn  im  hofrechtlichen  Ge- 
richt (Hilenprake)  dingpflichtig  waren  (S.  50).  Es  besteht  hier  große 
Ähnlichkeit  mit  den  Pfleghaften  Ostfalens,  wie  ich  sie  in  ZRG.  30 
S.  288 f.  zu  erklären  versuchte.  Molitor  bringt  für  Westfalen  eine  höchst 
interessante  Urkunde  bei,  ein  Privileg  für  die  Oberhöfe  Hattrop,  Gelmen, 
Borgelen,  Oestinghausen  und  Elfsen  bei  Soest  (Seibertz  ÜB.  90  a  1186). 
Es  heißt  da  von  dem  Litoneu  der  genannten  Höfe,  daß  sie  vor  dem 
Freigrafen  oder  seinem  Vogte  loco  liberorum  sententias  proferant, 
advocati  esse  possunt  et  patroni  causarum.  Auch  die  in  die  Grund- 
herrschaft neu  eintretenden  Freien  sollten  im  freien  Besitz  ihrer  Güter 
und  Mancipien  bleiben  und  dieselben  im  Freigericht  vertreten ,  loco 
liberi.  Wir  haben  es  hier  unbedingt  zu  tun  mit  Leuten,  die  an  sich 
frei  sind,  sich  aber  in  ein  dingliches  und  persönliches  Abhängigkeits- 
verhältnis von  einem  Grundherrn  begaben.  Molitor  hat  damit  der 
grundherrlichen  Hypothese  eine  neue  Stütze  gegeben. 
Wenn  ich  in  ZRG.  30.  289  die  Pfleghaften  als  Leute  bezeichnet  habe. 
die  nur  einen  Teil  ihres  Eigens  einem  Grundherrn  aufgetragen,  den 
andern  Teil  aber  als  landrechtliches  Eigen  bewahrt  hatten,  so  möchte 
ich  auf  Grund  der  vorliegenden  Untersuchung  nun  sagen:  die  Pfleg- 
haften sind  freie  Zinsleute,  die  sich  mit  ihrer  Person  und  mit  ihrem  Eigen 
der  Munt  eiues  Herrn  unterwarfen,  unter  dem  Gedinge  (ad  conditiouem) 
ihr  Eigen  oder  einen  Teil  desselben  als  freies  Gut  im  öffentlichen  Ge- 
richt zu  vertreten  und  auf  Grund  dieses  Eigens  die  Rechte  und  Pflichten 
eines  vollfreien  Manns  weiter  auszuüben.  Es  ist  längst  bewiesen,  daß 
es  innerhalb  der  Grundherrschaften  freie  Leute  gab.  Ebenso  steht  fest 
daß  die  Abgabenpflicht  die  Vollfreiheit  des  Menschen  nicht  notwen- 
dig schmälerte.  Es  hätten  ja  sonst  auch  die  Schöffenbaren  nicht  mehr 
zu  den  Vollfreien  gezählt.     rVon   irme   egene"   (Ssp.  I  2  §  3)  besuchen 
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sie  das  Graf  enge  ficht  und  das  Ding  des  Schultheissen.  Wenn  Molitor 
S.  49  bemerkt,  der  Ssp.  biete  in  III  42  §  2  einen  Einwand  gegen  diese 
Theorie,  denn  er  behandle  die  abhängigen  Leute  in  den  herrschaftlich 
organisierten  Bezirken  nicht,  so  ist  dies  nicht  richtig.  Denn  die  Ssp. 
Stelle  spricht  nur  von  Dienstleuteu ,  (dienstlüde)  also  einer  Genossen- 
schaft, die  nach  Eikes  Auffassung  Unfreie  umfaßte.  Dienstleute  und 
Pfleghafte  stehen  aber  im  schaifen  Gegensatze.  Daß  der  Spiegier  die 
Pfleghaften  in  seinem  Rechtsbuche  nannte  und  nennen  mußte  ist  klar, 
galten  sie  doch  außerhalb  und  innerhalb  der  Grundherrschaft  als  freier 
Stand.  Andererseits  möchte  ich  die  Pfleghaften  nicht  schlechtweg  mit 
den  freien  Vogtleuten  identifizieren.  Jedenfalls  sind  nur  diejenigen  Vogt- 
leute in  die  Klasse  der  Pfleghaften  zu  rechnen,  die  Grundbesitz  hatten 
und  auf  der  Basis  dieses  Eigens  den  unmittelbaren  Zusammenhang  mit 
der  öffentlichen  Gewalt  zu  bewahren  verstanden.  Der  Begriff  der  freien 
Vogtleute  ist  also  der  weitere,  der  der  Pfleghaften  der  engere.  Falsch 
ist  es,  wenn  Molitor  aus  der  grundherrlichen  Hypothese  folgert,  daß 
der  Schultheiß  ein  hofrechtlicher  Beamter  gewesen  sei  (S.  51.  Vergl. 
ZRG.  30  S.  285).  Die  grundherrliche  Hypothese  ändert  an  der  öffent- 
lich-rechtlichen Stellung  des  sächsischen  Schultheißen  nichts. 

V.  Die  Landsassen.  Der  Name  selbst  kommt  in  Westfalen 
nicht  vor.  Der  Verfasser  betont  aber,  daß  diese  Klasse  der  Bevölkerung 
auch  in  seinem  Untersuchungsgebiet  nicht  gefehlt  habe.  Er  rechnet 
dazu  die  freien  Zeitpächter  und  das  freie  auf  dem  Grundbesitz  arbeitende 
Gesinde.  Die  Belege  hierfür  sind  spärlich.  Völlig  versagen  ihm  aber 
die  Quellen  für  seinen  Beweis,  das  Gogericht  sei  von  Alters  Hochge- 
richt gewesen.  Er  kann  nicht  eine  einzige  Urkunde  nennen,  die  vor 
dem  13.  Jahrhundert  liegt.  Daß  aber  der  Gograf  im  13.,  da  und  dort 
vielleicht  schon  im  12.  Jahrhundert,  Hochrichter  wurde,  bezweifelt  auch 
die  entgegenstehende  Ansicht  nicht.  (Schröder,  Gerichtsverfassung 
65  ff.  Fehr,  Fürst  und  Graf  81  f.) 

VI.  Die  Städter.  Molitor  tritt  der  Auffassung  von  Heck  ent- 
gegen mit  Rücksicht  auf  die  städtische  Bevölkerung.  Die  Stadtbe- 
wohner bilden  keine  einheitliche  Klasse.  Sie  setzen  sich  vornehmlich 
zusammen  aus  den  liberi,  die  der  Verfasser  mit  den  Schöffenbaren 
identifizierte  und  den  freien  Vogtleuten,  die  er  den  Pfleghaften  gleich- 
stellt. Ob  freie  Landsassen  in  den  Städten  vorkamen,  wagt  er  nicht 
zu  entscheiden.  Hier  geht  er  sehr  vorsichtig  zu  Werke,  indem  er  aus 
dem  Vorhandensein  eines  städtischen  Gografengericbts  nicht  auf  das 
Vorhandensein  von  Landsassen  schließt.  Das  Beweismaterial  ist  wenig 
ausgiebig.  Im  übrigen  zeugen  diese  Ausführungen  von  gutem  Verständnis 
für  die  Einrichtungen  der  Stadt  und  deren  Entwicklung. 

Die  Studie  von  Molitor  hat  mich  überzeugt,  daß  die  freie  länd- 
liche Bevölkerung  in  Westfalen  in  drei  Klassen  zerfällt.  Dagegen  ver- 
misse ich  in  der  Parallelisierung  mit  den  Ständen  des  Ssp.  die  schar- 
fen Beweise.  Näheres  Licht  könnte  darüber  nur  verbreitet  werden 
durch  eine  genaue  Vergleichung  der  ostfälischen  und  westfälischen 
Gerichtsverfassung. 

Jena.  Hans  Fehr. 
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Otto  Goldhardt,  Dr.,  Die  Gerichtsbarkeit  in  den  Dörfern 
des  mittelalterlichen  Hennegaues.  (Leipziger  historische 
Abhandlungen,  herausgegeben  von  E.  Brandenburg, 
G.  Seeliger,  U.  Wilcken,  Heft  XIV.)  Leipzig,  Quelle 
und  Meyer,  1909.     62  S.     8°. 

Goldhardt  untersucht  die  Gerichtsbarkeit  im  Hennegau,  einem 
Kerngebiet  des  alten  Frankenreichs,  für  die  Zeit  nach  dem  Zerfall  der 
karolingischen  Gerichtsverfassung.  Aus  dem  Dunkel  des  Übergangs 
treten  im  10.  Jahrhundert  im  Hennegau  allmählich  lokale  Gerichts- 
bezirke kleinen  Umfangs  hervor,  die  den  Namen  potestas,  iusticia, 
bannus,  eskevinage  u.  ä.  führen  und  sich  über  das  Gebiet  eines  Dorfes 
erstrecken.  Im  12.  Jahrhundert  ist  das  ganze  Land  in  solche  Dorf- 
gerichte eingeteilt.  Sie  sind  schöffengerichtlich  organisiert,  haben 
Kompetenz  über  die  Fälle  der  niederen  Gerichtsbarkeit  und  strafen 
mit  Geldbußen  von  festbestimmter  Höhe.  Auch  die  Hochgerichtsfälle, 
die  peinlichen  Klagen  (Diebstahl,  Raub,  Mord,  Hausbrand)  wurden  vor 
dem  lokalen  Gericht  des  Tatortes  verhandelt,  das  Urteil  darüber  stand 
jedoch  dem  Landesherrn  als  dem  Inhaber  der  hohen  Gerichtsbarkeit 
zu;  es  wurde  geschieden  zwischen  Tatbestands-  und  Strafurteil. 

Diese  Dorfgerichte  befinden  sich  regelmäßig  im  Besitz  einer  geist- 
lichen oder  weltlichen  Herrschaft,  der  sie  vom  Landesherrn  oder  (seltener) 
vom  König  verliehen  worden  sind.  Die  Gerichtsherrschaft  ist  nicht 
mit  Leib-  oder  Grundherrschaft  verbunden,  besteht  vielmehr  ganz  unab- 
hängig davon.  Waren  geistliche  Korporationen  in  den  Besitz  solcher 
Gerichtsherrschaften  gekommen,  dann  mischte  sich  der  mächtig  werdende 
Vogt  (der  ursprünglich  nur  Wirtschafts-  und  Verwaltüngsbeamter  war) 
ein  und  suchte  die  Gerichtsbarkeit  an  sich  zu  ziehen,  wenigstens  bekam 
er  die  Exekutive  und  ein  gewisses  Rekursrecht;  aber  eine  eigene 
öffentlichrechtliche  Gerichtsbarkeit  kann  ihm  m.  E.  nicht  zugeschrieben 
werden,  denn  die  von  G.  herangezogenen  tria  placita  generalia,  denen  der 
Vogt  vorsitzt,  sind  grundherrlich- wirtschaftlicher  Art  und  haben  mit 
der  öffentlichen  Gerichtsbarkeit  nichts  zu  tun.  Im  13.  Jahrhundert 
wurde  der  Kampf  um  die  Gerichtsherrschaft  zwischen  Kloster  und 
Vogt  ausgetragen  mit  dem  Erfolg,  daß  entweder  der  Vogt  das  Kloster 
verdrängt  und  zum  weltlichen  Gerichtsherrn  wird,  oder  das  Kloster 
den  Vogt,  beiseite  schiebt.  Seitdem  gibt  es  nur  einförmige  Dorfherr- 
schaften im  Besitz  geistlicher  oder  weltlicher  Herren.  Im  wesentlichen 
unverändert  haben  sie  bis  zur  französischen  Revolution  bestanden. 

G.  hat  die  Schilderung  dieser  Verhältnisse  leider  sehr  mangel- 
haft disponiert  und  bringt  den  interessanten  Stoff  in  unklarer  und 
schwer  lesbarer  Form  zur  Darstellung.  Auch  stören  viele  Druckfehler, 
zum  Teil  grober  Art  (z.  B.  S.  27  Z.  30:  Homo  =  Primo?;  S.  48  Z.  2: 
Exekution  =  Exemtion?).  Im  einzelnen  scheidet  er  nicht  streng  genug 
zwischen  der  Gerichtsbarkeit  im  eigentlichen  Sinn  und  der  Tätigkeit 
der  privaten  Grundgerichte,  die  zwar  äußerlich  als  Gerichte  auftreten, 
tatsächlich  aber  reine  Verwaltungseinrichtungen  sind;  die  Verwaltung 
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spielte  sich  im  Mittelalter  vielfach  in  gerichtlicher  Form  ab.  Der 
Umstand ,  daß  im  Hennegau  in  diesen  privaten  Grundgerichten  auch 
über  Fahrhabeklagen  verhandelt  wurde,  macht  sie  noch  nicht  zu 
Organen  der  öffentlichen  Gerichtsbarkeit.  Tatsächlich  gehörten  ja  die 
Fahrnisklagen  auch  im  Mittelalter  schon  zur  Kompetenz  der  öffent- 
lichen Dorfgerichte. 

Sehr  interessant  ist  das  von  G.  festgestellte  Fortleben  altgerma- 
nischer Rechtsgedanken  im  Hennegau:  der  Hochgerichtsverbrecher  ist 
der  Willkür  des  Landesherrn  ausgeliefert,  während  Niedergerichts- 
vergehen nach  festen  Bußsätzen  abgeurteilt  werden  mußten.  Der 
schwere  Verbrecher  hat  sich  selbst  des  Friedens,  der  Rechtsgemein- 
schaft beraubt  und  ist  der  freien  Strafsatzung  des  Landesherrn  ver- 
fallen, er  steht  außer  dem  Recht.  Bis  in  die  Neuzeit  hinein  war  es 
im  Hennegau  dem  Verbrecher  versagt,  Berufung  einzulegen.  Die  Fest- 
stellung dieser  an  sich  unerfreulichen,  ja  (wie  G.  sie  nennt)  unge- 
heuerlichen Erscheinung  ist,  rein  wissenschaftlich  betrachtet,  ein  inter- 
essantes und   erfreuliches  Resultat  der  Goldhardtschen  Untersuchung. 

Bonn.  Hermann  Nottarp. 


Leo  Verriest,  Le  servage  dans  le  Comte  de  Hainaut.  Les 
sainteura.  Le  meilleur  catel.  Bruxelles,  Hayez,  1910. 
Extrait  des  Memoires  publies  par  la  classe  des  lettres  et 
des  sciences  morales  et  politiques  de  l'Academie  royale 
de  Belgique.     Deuxieme  serie,  coli,  in  8  °,  YI.  —  735  p. 

Das  Buch  verdankt  seine  Entstehung  einer  Preisaufgabe  (Prix 
„Charles  Duvivier")  der  Academie  de  Belgique  für  eine  Monographie 
über  die  Knechtschaftsverhältnisse  eines  belgischen  Territoriums.  Der 
Verfasser,  dem  die  Wissenschaft  schon  eine  Reihe  kleinerer  rechts- 
geschichtlicher und  Editions-Arbeiten  über  das  Recht  Tournais  und 
des  Hennegaus  verdankt,  hat  sich  das  Hennegau  zum  Gegenstande 
seiner  Untersuchung  gewählt.  Seine  Arbeit  wurde  von  der  Akademie 
mit  dem  Preise  gekrönt. 

Diesem  günstigen  Urteil  wird  man  sich  wohl  anschließen  können. 
Führt  die  Untersuchung  auch  nicht  überall  dazu,  gegenüber  den  ge- 
sicherten Ergebnissen  der  allgemeinen  mittelalterlichen  Rechtsgeschichte 
des  Instituts,  Neues  für  das  Hennegau  festzustellen,  so  ist  doch  eine 
große  Menge  interessanter  Besonderheiten  des  Territoriums  zu  Tage 
gefordert  und  das  ganze  Institut  mit  seinen  Nebenzweigen  und  ver- 
wandten Materien  vollständig  und  sehr  übersichtlich  dargestellt  worden. 

Das  Buch  zerfallt  in  vier  Abschnitte,  deren  erster  die  allgemeinen 
ständischen  Verhältnisse  im  Hennegau  und  die  rechtliche  Stellung  der 
„libres"  dem  Grundherrn  gegenüber  behandelt.  Unter  diesem  Namen 
werden   die   halbfreien    Grundhörigen   den   angesiedelten    Eigenleuten 
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gegenüber  zusammengefaßt.  Die  ländliche  Bevölkerung  der  Grund- 
herrschaften zerfiel  noch  im  12.,  13.  und  14.  Jahrhundert  ebenso  wie 
in  der  Zeit  der  Karolinger  in  die  beiden  geburtsständisch  streng  ge- 
schiedenen, ungleichen  Hälften  der  halb-  und  der  unfreien  Bauern. 
Scharf  wendet  sich  V.  gegen  die  Verwischung  dieses  Unterschiedes. 
der  an  allen  Punkten  der  Untersuchung  wieder  nachdrücklichst  betont 
wird,  in  der  älteren  Literatur. 

Im  zweiten  Abschnitt  nimmt  der  Verfasser  sein  eigentliches  Thema, 
die  Knechtschaft,  vor.  Die  Knechte,  bis  zum  13.  Jahrhundert  servus  und 
ancilla,  serf  et  ancelle,  später  hom  de  chief,  de  cors  u.  ä.  genannt,  bilden  in 
jeder  Epoche  des  Mittelalters  einen  festabgegrenzten  Geburtsstand; 
vielfach,  aber  durchaus  nicht  immer,  erscheinen  sie  mit  dem  Grund  und 
Boden  verbunden,  oft  können  sie  auch  allein,  dann  wie  Immobilien 
veräußert  werden.  Stehen  sie  im  Miteigentum,  so  kommen  mitunter 
die  seltsamsten  Bruchteile  vor;  in  einem  Falle  z.  B.  erhob  die  Abtei 
St-Denis  Anspruch  auf  -\{,  die  Grafschaft  Hennegau  auf  ^,  die  Herrschaft 
v.  Graty  auf  { ,  die  von  Enghien  auf  /^,  und  die  von  Arquennes  auf  ,3n 
der  Erbschaftssteuer  (das  ergibt  auf  einen  gemeinsamen  Nenner  gebracht: 
üoi  älo>  vW»  lil'  -gVff)-  Diese  Erbschaftssteuer,  mainmorte,  umfaßte 
alle  Mobilien  und  die  Immobiliarerrungenschaft ;  die  Quote  war  ver- 
schieden nach  dem  Familienstande  des  Knechtes  und  der  Eigenschaft 
des  Gutes  als  Allod,  Lehen.  Pachtgut.  Der  Herr,  der  sie  nahm,  haftete 
in  Höhe  der  Mobilien,  subsidiär  auch  der  Immobilien,  für  die  Schulden 
des  Nachlasses.  Soweit  seine  Güter  der  mainmorte  unterlagen,  konnte 
der  Knecht  i.  A.  ohne  Erlaubnis  des  Herrn  nichts  von  ihnen  veräußern 
oder  verschenken ;  im  übrigen  war  er  unbeschränkt  Vermögens-  und 
verfügungsfähig. 

Neben  der  mainmorte  hatten  die  Knechte  einen  ursprüglich  arbi- 
trären, qualitativ  und  quantitativ  unbestimmten  Jahrzins,  die  „taille" 
zu  entrichten.  Diese,  später  fixiert,  schwächte  sich  allmählich  zu  sol- 
cher Bedeutungslosigkeit  ab,  daß  sie  Ende  des  14.  Jahrhunderts  nur  noch 
zum  Zwecke  von  statistichen  Nachweisungen  erhoben  wurde;  im  15.  Jahr- 
hundert verschwand  sie  gänzlich.  Hinzu  kam  noch  die  Verpflichtung 
zu  anfänglich  ungemessenen  Frondiensten  auf  dem  Salland  („corvees"). 

Eingehend  behandelt  der  Verfasser  die  Gründe,  die  zur  allmählichen 
Auflösung  des  Standes  führten.  Vor  allem  ist  hier  zu  nennen  der  Grund- 
satz „partus  sequitur  ventrem",  der  im  Hennegau  ausnahmslos  galt  und 
natürlich,  seitdem  einmal  das  Erfordernis  der  Einwilligung  des  Herrn  zu 
jeder  Heirat  in  Wegfall  gekommen  war  (seit  dem  13.  Jahrhundert),  die 
allgemeine  Sitte  zur  Folge  hatte,  daß  Knechte  freie,  sogar  ritterbürtige 
Mädchen  heirateten.  Hand  in  Hand  ging  die  allmähliche  Auflösung 
des  droit  de  suite,  obwohl  der  Satz  r Stadtluft  macht  frei*  nur  in 
den  beiden  großen  Städten,  Mons  und  Valenciennes  galt  und  auch  hier 
nur  mit  Einschränkungen.  So  hatten  z.  B.  in  Mons  die  Schöffen  die 
Verpflichtung,  dem  Grafen  von  Hennegau  die  Namen  seiner  in  der 
Stadt  angekommenen  Knechte  mitzuteilen;  kein  Einwohner  durfte  sie 
zur  Miete  aufnehmen.    Aber  trotz  dieser  Gegenmaßregeln  gelang  es  der 
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großen  Masse  der  Knechte,  sich  in  den  Städten  festzusetzen  und  sich 
zunächst  hier,  später  auch  auf  dem  Lande  allmählich  der  Knechtschaft 
zu  entziehen.  Dazu  kamen  die  Freilassungen,  die  von  dem  Verfasser 
besonders  eingehend  behandelt  werden.  1317  betrug  die  Anzahl  der 
mainmorte-Fälle  unter  den  gräflich  Hennegauischen  Knechten  noch  53, 
sie  sinkt  dann  —  wie  der  Verfasser  zeigt  —  auf  7  im  Jahre  1410  herab. 
1567  endlich  wurde  der  letzte  Knecht  des  Grafen  freigelassen. 

Anfänglich  waren  die  Freigelassenen  dem  Herrn  noch  zu  bestimmten 
Diensten  verpflichtet;  es  gab  aber  auch  Freilassung  zu  gunsten  der 
Kirche  (wie  in  merovingischer  Zeit);  die  so  Freigelassenen  hießen 
sainteurs.  Ihnen  widmet  V.  den  dritten  Abschnitt.  Zu  den  sainteurs 
gehörten  außer  den  Freigelassenen  auch  Freie,  die  dem  Heiligen  sich 
schutzhörig  gemacht  hatten  („assainteurmenf);  unter  ihnen  ragten  her- 
vor die  „hommes de  franche  origine",  nach  des  Verfassers  Ansicht  schutz- 
hörig gewordene  Halbadlige.  Alle  sainteurs  waren  zur  Zahlung  eines 
Kopfzinses  von  meist  2  Denaren,  eines  Heiratszinses  und  einer  Erbschafts- 
steuer gewöhnlich  von  12  Denaren  verpflichtet,  im  übrigen  freizügig 
und  unbeschränkt  Vermögens-  und  verfügungsfähig.  Von  den  höheren 
Abgaben  der  weltlichen  Grundherrschaften,  in  denen  sie  etwa  wohnten, 
blieben  sie  befreit,  über  solche  Befreiungen  bringt  der  Verfasser  viele 
Einzelheiten. 

Interessant  ist  nun,  daß  H.  Brunner,  in  seinem  soeben  (Herbst  1911) 
erschienenen  Aufsatz  „Zur  Geschichte  der  ältesten  deutschen  Erbschafts- 
steuer* in  der  Festschrift  der  Berliner  Juristischen  Fakultät  für  Ferdinand 
von  Martitz,  Berlin,  1911,  die  gleichen  Verhältnisse,  die  für  die  sainteurs 
im  Hennegau  herrschten ,  auch  für  Flandern ,  namentlich  Gent  (hier 
gestützt  auf  Vanderkindere)  und  das  Bistum  Lüttich  nachweist 
(a.  a.  0.  5  ff.).  Entsprechende  Geldabgaben  von  Schutzhörigen  begegnen 
im  Artois,  in  Worms  (Brunn er  a.  a.  0.  8)  und  in  England  (a.  a.  0.  9, 
A.  4);  nach  Brunner  ist  die  Schillingsabgabe  beim  Todesfall  (deren 
Ursprung  Verriest  nicht  erklärt)  eine  Ablösung  des  Gewandfalls 
(a.  a.  0.  10  f.) 

Ein  letzter  Abschnitt  betrifft  das  Droit  de  meilleur  catel;  catel 
ist  identisch  mit  Fahrnis;  als  meilleur  catel  wurde  das  beste  meuble 
insbesondere  das  Besthaupt  beim  Todesfall  vom  Berechtigten  aus  der  Erb- 
schaft des  Verpflichteten  ausgesondert  und  verkauft.  Die  Gefahr  des 
Untergangs  vor  dem  Verkauf  traf  den  Herrn.  Verpflichtet  waren  Frei- 
gelassene, sainteurs,  Vogteileute,  Grundhörige,  Eigenleute,  zuweilen 
auch  die  jeweiligen  Eigentümer  bestimmter  Grundstücke  (was  nach 
Brunn  er  a.  a.  0.  12  als  Erzeugnis  jüngerer  Entwickelung  anzusehen 
ist);  endlich  lastet  das  Recht  vielfach  auf  allen  selbmündigen  (man 
vergl.  hierzu  aber  Brunner  a.  a.  0.  11,  A.  4!)  Personen,  die  in  einer 
seigneurie  —  sei  es  mit  hoher  oder  nur  mit  Hofsgerichtsbarkeit  — 
ihren  dauernden  Wohnsitz  haben  und  auf  den  „Passanten",  welche 
innerhalb  derselben  sterben.  Der  Verfasser  bietet  hier  eine  Fülle 
von  interessanten  Einzel-  und  lokalen  Besonderheiten,  namentlich  Ab- 
schwächungen,  Umänderungen  und  Privilegierungen,  welche  auch  nur 
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zu  erwähnen,  hier  zu  weit  führen  würde.  Offiziell  beseitigt  wurde 
das  Recht  als  ein  „ droit  infame"  erst  durch  die  gesetzgebende  Ver- 
sammlung im  Jahre  1792. 

Was  nun  seine  Entstehungsgeschichte  anbetrifft,  so  erklärt  der 
Verfasser  das  Droit  de  m.  c.  für  ein  Überbleibsel  der  mainmorte,  die  dem 
seigneur  in  früherer  Zeit  auch  über  die  „libres*  zugestanden  habe  (vgl. 
34,  A.  1 — 3,  56,  279)  d.  h.  also  des  Buteils,  den  die  Grundhörigen  dem 
Grundherrn  zu  entrichten  hatten.  Damit  folgt  er  der  herrschenden 
Meinung,  die  in  diesem  Punkte  von  Brunner  in  seinem  erwähnten 
Aufsatz  auch  nicht  angegriffen  wird.  Denn  Brunner  weist  gerade 
auch  an  der  Hand  belgischer  Quellen  (8  ff. ;  der  Nachweis  könnte  durch 
das  von  Verriest  33  f.  279  ff.  beigebrachte.  Material  ergänzt  werden) 
nach,  daß  vielfach  der  „buteil"  der  Hörigen  zum  Sterbefall  in  der 
Weise  abgeschwächt  worden  ist,  daß  man  ihn  auf  die  grundhörige 
Bevölkerung  ausdehnte  und  gleichzeitig  seine  Höhe  herabsetzte.  Die 
herrschende  Meinung,  der  sich  Verriest  anschließt,  wird  dagegen 
von  Brunn  er  angegriffen,  wenn  er  den  Ursprung  des  Sterbefalls 
nicht  wie  jene  in  der  Unfreiheit,  sondern  in  der  S  c  h  u  t  z  hörigkeit  er- 
blickt. Denn  für  freie  Schutzhörige  begegne  die  Abgabe  zuerst  (a.  a. 
O.  16);  auch  sei  sie  nach  dem  Sprachgebrauch  der  Quellen  regelmäßig 
von  dem  Toten  selbst  zu  entrichten  (18 ff).  Von  dem  Totenteil, 
der  dem  Verstorbenen  ins  Jenseits  folgen  soll,  müsse  der  Schutzhörige 
etwas  dem  Schutzherrn  für  den  genossenen  Schutz  zurücklassen  (a.  a. 
0.  30  f.).  Verriest  geht  auf  die  älteren  Quellen  nicht  ein ,  sodaß 
sich  unmittelbare  Belege  für  Brunners  Erklärung  bei  ihm  wohl  nicht 
finden  lassen  werden.  Trotzdem  scheinen  mir  einige  von  ihm  nach- 
gewiesene Tatsachen  am  besten  mit  Brunners  Auffassung  vereinbar, 
so  z.  B.  wenn  in  der  Stadt  Valenciennes  alle  Bürger  (261  ff),  in 
einer  Reihe  von  Grundherrschaften  alle  Angehörigen  derselben  nicht 
dem  Grundherrn,  sondern  dem  Grafen  von  Hennegau  den  Sterbe- 
fall zu  entrichten  haben  (263  ff),  und  wenn  das  Recht  auch  diejenigen 
trifft,  welche  zufällig  im  Gebiet  des  seigneur  sterben  (310  ff).  In  allen 
diesen  Fällen  kann  es  doch  nur  aus  Munt-  oder  Schutzverhältnissen 
hervorgegangen  sein. 

Den  Schluß  des  reichhaltigen  Buches  bildet  ein  363  p.  starkes 
Urkundenbuch ,  enthaltend  123  unedierte  Urkunden,  namentlich  Frei- 
lassungen und  assainteurments. 

Bonn.  Edwin  Mayer-Homberg. 


Karl    Frölich,     Die    Gerichtsverfassung     von    Goslar    im 
Mittelalter.     (Untersuchungen   zur   deutschen  Staats-    und 
Rechtsgeschichte,    herausgegeben    von  Dr.  Otto  Gierke, 
Heft  103)  Breslau,  M-  u.  H.  Marcus  1910.     150  S.     8°. 
Verfasser  hat  in  dieser  —  von  U.  Stutz  und  Alfred  Schultze  geför- 
derten —  Schrift  eine  sorgfältige  Untersuchung  der  Goslarer  Gerichtsver- 
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fassung  auf  Grund  der  Statuten  und  Urkunden  geliefert  und  dadurch  eine 
wichtige  Frage  der  mittelalterlichen  Rechtsgeschichte,  die  zugleich  eine 
Vorfrage  für  das  Verständnis  vieler  materieller  Sätze  der  Goslarer  Sta- 
tuten bildet,  in  dankenswerter  Weise  aufgehellt.  Er  schildert  zunächst 
die  Entwicklungsgeschichte  der  Goslarer  Gerichtsverfassung  von  ihren 
Anfängen  aus  der  einheitlichen  Reichsvogtei  bis  in  das  15.  Jahrhundert 
hinein  und  knüpft  daran  eine  Schilderung  der  Gerichtsverfassung  im  Ein- 
zelnen zur  Zeit  der  Statuten.  Frölich  vertritt  hierbei  mit  Schärfe  den 
Standpunkt,  daß  man  bei  allen  Nachrichten  über  die  vielumstrittene  Gos- 
larer Gerichtsverfassung  sorgfältig  zu  prüfen  habe,  in  welche  Entwick- 
lungsetappe die  einzelne  Nachricht  fällt,  und  er  zeichnet  im  Anschluß 
an  Bode,  den  verdienstvollen  Herausgeber  des  wertvollen  Goslarer  Ur- 
kundenbuchß,  die  Entwicklung  so,  daß  zunächst  die  einheitliche  Reichs- 
vogtei zerfällt  und  sich  zergliedert  in  das,  wesentlich  auf  die  Stadt  be- 
schränkte Gericht  des  Kaiserlichen  (großen)  Vogts,  in  das  Gericht 
der  sog.  kleinen  Vogtei  jenseits  des  Wassers  (der  Abzucht,  im  Süden 
zwischen  Stadt  und  Rammeisberg,  zunächst  ebenfalls  noch  in  der  Hand 
des  Reichs),  sodann  in  den  Gerichtsbezirk  der  Waldmark  (in  den  Hän- 
den Braunschweigs,  mit  den  drei  Gerichtsstätten  in  der  Kaiserpfalz,  am 
Klaustbor  und  in  Zellerfeld),  endlich  in  das  von  der  Waldmark  getrennte 
Berggericht  des  Rammeisbergs,  das  ebenfalls  in  die  Hände  der  Braun- 
schweiger gekommen  war.  Die  zielbewußte  Politik  des  Rats  ging 
auf  den  Erwerb  der  Herrschaft  über  den  wertvollen  Rammeisberg  und 
dem  diente  der  allmähliche  Erwerb  der  Einzelgerichte:  1298  wird  die 
große  Vogtei  gekauft;  1348  wird  endgültig  die  kleine  Vogtei  erworben, 
nachdem  sie  bereits  1315  von  den  damit  belehnten  Regensteinern  als 
Afterlehn  an  Goslarer  Ratsverwandte  übertragen  worden  war ;  wahr- 
scheinlich noch  am  Ende  des  13.  Jahrhunderts  ging  das  Berggericht 
an  eine  Goslarer  Bürgerfamilie  über  und  diese  verkaufte  es  1356  an 
die  Korporation  der  Montanen  und  Silvanen,  hinter  denen  der  Goslarer 
Rat  stand,  der  dann  auch  noch  vor  Ablauf  des  14.  Jahrhunderts  als 
der  Inhaber  erscheint  (vgl.  hierzu  die  Kritik  an  den  von  Bode  dagegen 
angezogenen  Nachrichten  zum  Jahre  1396) ;  schließlich  ist  im  Laufe  des 
15.  Jahrhunderts  fast  der  gesamte  braunschweigische  Anteil  an  den  Harz- 
forsten von  der  Stadt  als  Pfand  erworben  worden.  Besondere  Schwierig- 
keiten machte  der  Forschung  von  jeher  das  Verhältnis  der  sogenannten 
kleinen  Vogtei.  Diese  ist  das  Gericht  im  Bergdorf,  dem  Wohnsitz  der 
Montanen  und  Silvanen,  und  liegt  in  der  Kaiserpfalz  über  dem  Wasser, 
zwischen  Stadt  und  Rammeisberg;  bei  dem  vollen  Eintritt  der  Berg- 
leute-Korporation in  das  städtische  Gemeinwesen  wurde  1290  be- 
stimmt, daß  dieses  Gericht  getrennt  von  der  großen  Vogtei  erhalten 
bleiben  sollte.  Die  Erklärungen  Frölichs  befriedigen  hier  noch  nicht 
völlig,  obwohl  er  zweifellos  die  Sache  gefördert  hat  —  man  wird  hier 
doch  wohl  mit  Rietschel  einen  Zusammenhang  mit  dem  alten  Fron- 
hof anzunehmen  haben,  derart,  daß  die  auf  dem  Fronhofsgebiet  ange- 
siedelte freie  Bergarbeiterbevölkerung  von  dem  im  Fronhofsgebiet  be- 
stehenden Gericht  mitumfaßt  wurde;  zeigt  doch  auch  die  Zugehörigkeit 
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der  Parochialkirche  des  Bergdorfs  als  Eigenkirche  zum  Dickhof  einen 
starken  Zusammenhang  der  Bergleutesiedelung  mit  dem  Fronhof,  von 
dem  der  Diekhof  abgetrennt  sein  muß,  wenn  BYölicbs  Annahme  einer 
Identität  des  Gerichts  auf  dem  Hofe  und  des  Gerichts  der  kleinen  Vog- 
tei  richtig  sein  soll. 

Von  dem  so  gewonnenen  Standpunkt  aus  werden  die  Urkunden 
und  Statuten  einer  genauen  Durchmusterung  in  Ansehung  ihrer  Nach- 
richten über  die  Gerichtsverfassung  unterzogen,  und  die  Abfassung  der 
Statuten  ebenso  wie  des  Goslarer  Bergrechts  wird  als  vor  der  vollen 
Wieder  verschmelzung  der  vom  Bat  gewonnenen  einzelnen  Gerichtsbezirke 
angesetzt.  Verfasser  kommt  dementsprechend  mit  guten  Gründen  da- 
zu, die  Statuten  in  ihrer  endgültigen  Fassung  „nicht  vor  1348",  die 
Niederschrift  des  Bergrechts  zwischen  1359  und  1379  zu  datieren  — 
Ergebnisse,  die  für  die  Quellengeschichte  bedeutsam  sind. 

Die  Darstellung  der  Gerichtsverfassung  zur  Zeit  der  Statuten  kann 
hier  im  einzelnen  nicht  wiedergegeben  werden,  es  sei  aber  betont,  daß 
hier  in  trefflicher  Weise  die  Folgerungen  der  vorausgegangenen  entwick- 
lungsgeschichtlichen Darlegung  gezogen  werden.  Besonderes  interes- 
sant sind  die  Ausführungen  über  das  Verhältnis  des  Vogtes  zu  dem 
eigentümlich  gestellten  Goslarer  Schultheiß,  der  nicht  sowohl  Niederrich- 
ter des  Vogtes  ist,  sondern  durch  seine  Zuständigkeit  in  Immobiliarsachen 
und  als  Richter  im  echten  Ding  eher  neben  dem  Vogt  steht,  eine  Ge- 
staltung, die,  wie  Verfasser  gegen  R.  Schröder  dartut,  nicht  eine  An- 
nährung  an  den  landrechtlichen  sächsischen  Schultheiß  ist,  sondern  eine 
Folge  der  politischen  Bestrebung  des  Rats,  den  Vogt  zu  depossedieren. 
Sehr  wertvoll  für  die  Auslegung  der  Statuten  sind  die  Darlegungen 
über  die  kleine  Vogtei,  interessant  ist  die  vielfache  Übertragung  von 
Exekutionsfunktionen  an  Vogt  und  Schultheiß  und  die  damit  zusammen- 
hängende geringere  Bedeutung  des  Büttels.  Es  folgt  noch  eine  gute 
Interpretation  des  schon  von  Göschen  mitgeteilten  Aufatzes  über  das 
Schultheißenamt,  eine  Darstellung  des  Berggerichts  in  seinen  ver- 
schiedenen Entwicklungsstadien  —  verfassungsrechtlich  sehr  interessant 
wegen  des  Parallelismus  zwischen  Bergarbeiter-  und  Kaufmanns- 
siedelung  —  und  schließlich  eine  Darlegung  über  die  Forstdinge. 

Die  Untersuchungen  Frölichs  —  obwohl  nach  manchen  Rich- 
tungen noch  zu  vertiefen  —  zeigen  sehr  gute  wissenschaftliche  Me- 
thode und  nützen  der  Sache  sehr.  Die  verschiedensten  politischen 
und  wirtschaftlichen  Faktoren  der  Goslarer  Entwicklung  werden  in  ihrer 
Wirkung  neu  beleuchtet,  es  wird  ein  Schlüssel  zum  Verständnis  vieler 
Quellenstellen  geboten,  Verfassungs-,  Prozeß-,  Privatrechtsgeschichte 
worden  gefördert  —  im  ganzen  eine  hocherfreuliche  Bereicherung  der 
Wissenschaft. 

Marburg  a.  L.  Ernst  Heymann. 
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Wilhelm  Grallion,  Der  Ursprung  der  Zünfte  in  Paris  (Ab- 
handlungen zur  mittleren  und  neueren  Geschichte,  heraus- 
gegeben   von     Georg   v.  Below,     Heinrich     Finken 
Friedrich  Meinecke,   Heft  24).     Berlin  und  Leipzig, 
Dr.  Walter  Rothschild.    1911.    118  S.    8°. 

In  dem  angezeigten  Bach,  das  in  jeder  Beziehung  sich  als  eine 
Anfängerarbeit  zu  erkennen  gibt,  wird  eine  erneute  Darstellung  des 
Pariser  Gewerberechts  bis  an  das  Ende  des  13.  Jahrhunderts  versucht. 
Bekanntlich  ist  der  Quellenbefund  in  Paris  ein  eigentümlicher.  Während 
die  zweite  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  mit  li  establissement  des 
mestiers  de  Paris  des  Boileau  eine  gewerbrechtliche  Quelle  bietet,  der  in 
Europa  an  Umfang  und  Bedeutung  lediglich  das  konstantinopolitanische 
iljaQXMov  ßißXiov  aus  dem  10.  Jahrhundert  nahekommt,  sind  die  andern 
älteren  Nachrichten  dürftige,  wie  ja  überhaupt  das  geschichtliche 
Material  für  das  frühe  Paris  wenig  umfangreich  ist.  Man  wird 
deshalb  mit  Schlüssen  sehr  vorsichtig  sein  müssen,  wie  denn  die 
ganze  Frage  nach  der  Entstehung  der  Zünfte  nicht  für  eine  einzelne 
Stadt,  sondern  nur  durch  Vergleichung  gelöst  werden  kann:  Der  Ver- 
fasser hat  diese  Vorsicht  nicht  walten  lassen.  Wesentlich  bestimmt 
durch  den  Gegensatz  zu  Eberstadts"  Arbeiten ,  so  daß  dabei  die  übrige 
Literatur  vielfach  außer  Acht  gelassen  ist,  des  Referenten  Unter- 
suchungen z.  B.  kaum  benutzt  sind,  behandelt  er  die  Quellen  nach  der  Art 
des  „Nurhistorikers".  Das  ist  ja  der  große  Gegensatz  zwischen  der 
politischhistorischen  und  der  rechtsgeschichtlichen  Methode,  die  den  an 
der  Verfassungsgeschichte  arbeitenden  Historikern  so  selten  zu  Bewußt- 
sein kommt,  daß  freilich  die  Belege  der  geschichtlichen  Vorgänge 
diesen  zeitlich  nicht  fern  liegen  dürfen,  während  der  erste  Nachweis 
für  ein  rechtliches  Gebilde,  das  ja  für  die  älteren  Zeiten  fast  aus- 
nahmslos ein  gewohnheitsrechtliches  ist,  viele  Jahrhunderte  später  als 
das  Gebilde  selber  entstanden  sein  kann.  Wem  dieser  Unterschied 
nicht  klar  ist,  der  kommt  so  häufig  zu  dem  falschen  Resultat,  daß 
die  Einrichtung  etwa  in  der  Zeit  geschaffen  worden  sei,  aus  der  man 
zuerst  von  ihr  hört  —  ein  Ergebnis,  das  für  alle  Gebiete  bedenklich, 
besonders  gefährlich  aber  für  das  Recht  der  niederen  Volksschichten 
ist,  da  man  ja  stets  von  diesen  nur  gelegentlich  und  spät  etwas  erfährt. 

Nach  dem  Verfasser  soll  der  Verband  der  mercatores  aque,  der 
zuerst  1121  bezeugt  ist,  zwischen  1086  und  1092  entstanden  sein  (S.  20). 
1086  nämlich  erteilt  der  König  dem  Kloster  Bec  Zollfreiheit  in  omnibus 
locis,  in  quibus  meum  est,  hoc  exigere  aut  remittere  et  praesertim 
in  Parisio,  in  Ponte  Isarae,  in  Pe^eio,  in  Meante,  während  1092  Zoll- 
freiheit gegeben  wird  apud  Pexeium  et  Meduntum.  Es  wäre  vielleicht 
möglich,  ist  freilich  durchaus  nicht  bewiesen,  daß  1092  der  König  über 
den  Pariser  Zoll  nicht  mehr  verfügen  konnte  und  daß  dann  der  Zoll 
schon  damals  an  die  mercatores  übertragen  war ,  so  daß  die  Über- 
tragung des  Weinzolles  von  1121  (cart.  de  Paris  192)  nur  eine  Er- 
weiterung oder  Wiederholung  wäre.  Aber  wie  aus  diesem  Hypothesenbau 
Zeitschrift  für  Rechtsgeschiohte.  XXXH  Germ.  Abt.  32 
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folgen  soll,  daß  der  Verband  der  ruercatores  nach  1086  und  vor  1092 
entstanden  ist,  verstehe,  wer  kann.  Ein  Verband,  der  so  fest  ge- 
fügt ist,  daß  ihm  das  Zollrecht  und  wie  Boileau  (I.  4.  1;  5  1)  zeigt,  das 
damit  zusammenhängende  Maßrecht  (crieurs  und  mesureurs)  übertragen 
wurde,  kann  unmöglich  erst  gelegentlich  dieser  Übertragung  entstanden 
sein.  Die  Wahrheit  ist,  daß  wir  für  die  Entstehung  der  Pariser  Hansa 
einen  terminus  ex  quo  nicht  besitzen;  denn  der  Altar  der  nautae 
Parisiaci  aus  der  Zeit  Tibers  bildet  natürlich  für  sich  allein  keinen 
solchen  Anfangspunkt.  —  Nur  ein  Merkmal,  das  der  Verfasser  nicht  ver- 
folgt hat,  hilft  weiter.  Nach  dem  berühmten  Privileg  von  1170  (cart. 
de  Paris  480)  nämlich  darf  nur  derjenige  mercatoriam  Parisius  per  aquam 
adducere  vel  reducere,  der  aliquem  Parisiensem  aque  mercatorem 
socium  in  ipsa  mercatoria  habuerit.  In  den  späteren  Nachrichten  aber 
wird  die  dermaßen  verliehene  societas  als  eine  societas  francisca  be- 
zeichnet (die  Belege  bei  Picarda  les  mai-chands  de  l'eau  S.  40ff„  der 
zu  Unrecht  hanse  und  compagnie  francaise  scheidet).  Nun  ist  die 
hansa  von  Paris  die  hansa  von  He  de  France,  wie  ja  denn  das  Mono- 
pol der  Pariser  Hansa  bis  abwärts  nach  Mantes  geht  (die  Belege  bei 
Picarda  S.  30  ff.)  und  so  ungefähr  mit  der  Westgrenze  der  Ile  de 
France  zusammenfällt.  Zu  dieser  Erscheinung  paßt  eine  englische 
Nachricht.  Nicht  erst  Johann  I.  (Stubbs  select  charters 6  S.  312 ;  Gross 
the  Gild  merchant  II  S.  279  und  so  die  gewöhnliche  Meinung  z.  B. 
Stein  in  hansische  Geschichtsbl.  XV  S.  95,  sondern  bereits  Heinrich  II. 
(Bractons  note  book  ed.  Maitland  n.  16)  concessit  civibus  suis  de 
Eboraco  omnes  consuetudines  et  leges  et  consuetudines  et  nominatim 
gyldam  suam  mercatoriam  et  hansas  suas  in  Anglia  et  Normania  et 
lestagia  sua  quieta  (in  der  Urkunde  Johann  I.  lestagia  sua  per  totam 
costam  maris).  Es  mag  dahingestellt  bleiben,  ob  das  suam,  suas,  wie 
wahrscheinlicher  auf  den  König,  oder  ob  es  auf  die  cives  de  Eboraco  geht. 
Jedenfalls  aber  tritt  hier  eine  von  der  gilda  mercatoria  unterschiedene 
hansa  auf,  und  zwar  bezieht  sich  die  eine  hansa  auf  ganz  England,  die 
andere  auf  die  Normandie.  Es  ist  nun  klar,  daß  diese  beiden  Verbände 
nicht  autonome  Verbände  der  Kaufl'eute  sein  können;  denn  selbst,  wenn 
man  an  einen  autonomen  Verband  aller  Kaufleute  der  Normandie 
denken  wollte,  wie  käme  York  dazu  Mitglied  zu  sein?  Vielmehr 
können  diese  hansae  lediglich  obrigkeitlich  geschaffene  oder  begründete 
Verbände  der  Kauf  leute  hier  von  England,  dort  von  der  Normandie  sein ; 
zu  dem  letzteren  Verband  werden  natürlich  vor  allem  die  mercatores  von 
Rouen  gehören.  —  Auf  das  gleiche  muß  dann  auch  die  Hanse  der  fland- 
rischen Städte  gehen ;  denn  die  Hanse,  allerdings  geführt  von  Brügge  (noch 
schief  in  meiner  d.-f.  V.-G.  II  S.  240) ,  wo  der  Graf  von  Flandern  residiert, 
heißt  nicht  nur  hansa  Flandrensis  (Warnkönig  fl.  R.-G.  1. 39  A.  pr.)  sondern 
es  fehlt  an  jedem  Beleg  für  das,  was  Pirene  in  Ac.  Bruxelles  bull.  cl. 
des  lettres  1899  S.  90  behauptet,  nämlich  daß  sie  aus  zwei  Hansen  von 
Brügge  und  Ypern  zusammengewachsen  wäre;  daß  Gent,  Douay,  auch 
S.  Omer  anscheinend  nicht  zu  dieser  Hanse  gehörten,  läßt  sich  verschieden 
erklären,   etwa  daraus,   daß   die   drei  Städte   nicht   zum   eigentlichen 
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pagus  Flandrensis  zählen.  So  ergibt  das  Pariser  Recht,  das  englische 
Recht,  die  Flandrische  Notiz,  daß  der  Kaufmannsverband  der  Hanse  mit 
den  Grenzen  eines  Landes  zusammenfällt.  —  Damit  stimmt  aber  dann, 
daß  die  Hanse  gerade  nach  den  ältesten  Belegen  eine  Abgabe,  nicht 
allenfalls  an  den  Gewerbeverband,  sondern  an  den  Landesherrn  ist:  so 
1154  in  der  Champagne,  wo  der  vicecomes  die  hanciae  erhebt  (meine 
N.  G.  II  S.  207,  Würzburger  Festschrift  für  Dernburg  S.  162),  so  1184 
in  Bremen  (Bremer  U.  B.  I  58  und  dazu  Stein  in  hansische  Geschichts- 
blätter XV.  S.  73).  Später  tritt  das  Gleiche  noch  in  Rouen  hervor  (Würz- 
burger Festgabe  für  Dernburg  S.  160  ff.).  In  Bremen  wird  das  Recht 
von  bisherigen  Inhabern  an  die  Bürger  übertragen  und  daraus  erklärt 
es  sich  dann  leicht,  wenn  es  sich  später  auch  anderwärts  in  der  Hand 
der  Kaufmannsverbände  findet.  Aber  die  ältesten  Nachrichten,  die  von 
Pirene  a.  a.  0.  S.  78  nur  ganz  oberflächlich  gewürdigt  sind,  beweisen 
die  ursprünglich  herrschaftliche  Natur  der  Abgabe;  die  weiteren  Folgen 
können  hier  nicht  verfolgt  werden.  —  Mit  der  Hanse  hängt  dann  der 
sogenannte  hauban  zusammen,  der  in  den  ältesten  Belegen  als  has- 
bannus  vorkommt;  wenn  der  Verfasser  (S.  100  Nr.  3)  behauptet,  daß 
sich  in  der  älteren  Geschichte  der  Pariser. Hanse  das  Wort  hasbannus 
nicht  finde,  so  ist  das  ein  starkes  Stück  leichtfertiger  Literaturbenutzung: 
in  der  Würzburger  Festschrift  für  Dernburg  S.  181,  die  der  Verfasser 
ja  kennt,  wurde  breit  nachgewiesen,  daß  sowohl  in  Paris,  wie  in  Senlis 
hasbannus  und  nicht  halbannus  oder  haribannus  die  älteste  Form  des 
Wortes  ist.  Es  steht  wohl  in  Zusammenhang  mit  der  gleichen  Flüchtig- 
keit, daß  der  Verfasser  auch  gar  keine  Stellung  zu  der  allmählichen 
Verbreiteruug  der  Pariser  Hanse  nimmt.  — 

Ebensowenig  befriedigen  die  Ergebnisse,  welche  der  Verfasser  für 
die  Handwerkerverbände  und  für  das  Institut  der  magistri  der  einzelnen 
Zunft  gewinnt.  Zunächst  geht  Gallion  ohne  weiteres  von  der  gewöhn- 
lichen, durch  Poete  und  Halphen  vertretenen  Vorstellung  aus,  daß  das 
Paris  der  fränkischen  Zeit  lediglich  die  Seineinsel  (Ile  de  la  cite")  befaßt 
habe  und  so  nicht  nur  die  alte  Römerstadt  auf  dem  linken  Seineufer 
verödet,  sondern  auch  die  ja  hauptsächlich  von  den  Gewerbetreibenden 
besiedelte  Stadt  auf  dem  rechten  Ufer  damals  noch  nicht  entstanden  sei. 
Aber  es  steht  dieser  Annahme  nicht  nur  die  Tatsache  gegenüber,  daß  im 
12.  Jahrhundert  deutlich  Spuren  einer  alten  Mauer  auf  dem  rechten 
Ufer  sich  finden  (Halphen  Paris  sous  les  premiers  Capötiens  S.  11), 
sondern  daß  schon  in  dem  Urteil  von  710  (Tardif  cart.  des  rois  44)  der 
Platz  in ter  Martini  et  Sancti  Laurenti  basilicis,  der  (cart.  de  Paris  193) 
prope  pontem  S.  Martini  de  Campis  und  so  (cart.  de  Paris  7)  am  Menü  = 
montant  ist,  ad  Parisius  civitate  liegt.  Gewiß  heißt  die  Insel  wieder- 
holt cite',  aber  man  muß  bedenken,  daß  in  Paris  das  Wort  cite  auch 
jeder  der  vielen  geschlossenen  Höfe  für  sich  bedeutet  (Elöden  Handbuch 
der  Erdkunde  [1869]  II S.  437)  und  so  die  mit  einer  besonderen  Mauer  ver- 
sehene Insel  sehr  wohl  die  cite"  insbesondere  sein  kann.  Darf  man  schon  seit 
■der  fränkischen  Zeit  eine  reichliche  Besiedelung  des  rechten  Ufers  an- 
nehmen, so  ist  damit  die  örtliche  Möglichkeit  für  eine  starke  gewerbetrei- 
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bende  Bevölkerung  und  damit  auch  für  deren  Organisation  gegeben.  — 
Dabei  hängt  freilich  die  Existenz  einer  solchen  Organisation  durchaus 
nicht  von  ihrer  Rechtspersönlichkeit  (so  Gallion  S.32)  ab;  denn  das  lango- 
bardische  Recht  bis  in  das  11/ Jahrhundert  und  noch  viel  länger  das 
nordische  Recht  beweist,  wie  das  germanische  Recht  von  einer  Kon- 
struktion der  Verbände  als  einer  rechtlichen  Einheit  ursprünglich 
nichts  wußte;  für  die  Existenz  der  Verbände  ist  diese  Konstruktion 
vollkommen  gleichgültig.  —  Gallion  meint  nun,  daß  die  Metzger  schon 
Anfang  des  12.  Jahrhunderts  organisiert  wären  und  das  gleiche  nimmt 
er  für  das  Ledergewerbe  an,  die  meisten  Zünfte  sollen  sich  unter 
Philipp  August  gebildet  haben.  Der  Grund  ist  aber  nur  der,  daß  in 
diesen  Zeiten  die  Verbände  zuerst  erwähnt  werden;  irgend  ein  Anhalt 
für  die  Behauptung,  daß  die  Verbände  in  dieser  Zeit  entstanden  sind, 
fehlt.  —  Ganz  ähnlich  verhält  es  sich  mit  den  Magisteria.  Nicht  nur  daß 
gelegentlich  in  recht  ungeschickter  Polemik  gegen  Eberstadt  die  Existenz 
eines  .magisterium  geleugnet  wird:  so  wenn  der  Verfasser  bestreitet 
(8.  37),  daß  Boileau  I.  77.  §  1  ein  Beweis  für  die  Unterordnung  der 
bursarii  unter  das  magisterium  der  sutores  ist,  oder  (S.  71)  die  Weber 
orientalischer  Teppiche  unter  dem  magister  der  Wollenweber  (Boileau  I. 
51. 16)  stehen.  Vor  allem  ist  vielmehr  bezeichnend,  wie  sich  der  Verfasser 
die  Entstehung  der  magisteria  denkt.  Das  soll  eine  von  Philipp  August 
geschaffene  Einrichtung  sein  (S.  37,  S.  88  ff.);  Grund  ist  hier  wieder  nur 
der,  daß  es  angeblich  keine  älteren  Nachrichten  gibt.  Ein  Glück,  daß 
man  hier  einmal  direkt  den  Gegenbeweis  führen  kann:  Richer  II.  57 
(H.  A.  S.  67)  spricht  zu  946  von  piscatorum  ducis  luagistrum ,  der  zu- 
gleich farinarius  ist.  —  Daß  die  Fleischer  der  Gewerbekauf  nicht  trifft 
(S.  96) ,  ist  falsch ;  sie  stehen  vielmehr  nur  noch  etwas  schlechter,  wie 
die  Gewerbe  mit  gewöhnlichen  achat  du  mutier,  denn  sie  bekommen 
ihre  Gewerbsbefugnis  nur  durch  eine  rein  arbiträre  königliche  Kon- 
zession (Boileau  II,  8.  §  4). 

Würzburg.  Ernst  Mayer. 


Hermann  Aubin,  Die  Verwaltungsorganisation  des  Fürst- 
bistums Paderborn  im  Mittelalter.  (Abhandlungen  zur 
mittleren  und  neueren  Geschichte,  herausgegeben  von 
GL  v.  Below,  H.  Finke,  Fr.  Meinecke,  Heft  26). 
Berlin  und  Leipzig,  W.  Rothschild  1911.    9  und  152  S.  8°. 

Eine  Arbeit  über  die  Verwaltung  eines  deutschen  Einzelstaats  im 
Mittelalter  bedeutet  zugleich  eine  Darstellung  der  Entstehung  des 
Territorialstaats  überhaupt.  Die  Art  der  Verwaltung  seines  Besitzes 
und  die  ständischen  Klassen,  denen  der  Dynast  seine  Beamten  entnahm, 
waren  dafür  ausschlaggebend,  ob  es  ihm  gelingen  sollte,  die  einzelnen 
Territorialkomplexe  in  seiner  Herrschaft  zu  behalten.  Das  Lehnswesen 
das  den  Reichsbeamten  zum  Schaden  der  Krone  ermöglicht  hatte,  sich 
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zu  Landesherren  zu  machen,  mußte  ihnen  selbst  ebenso  gefährlich  werden, 
wenn  sie  es  nicht  verstanden,  Beamte  zu  gewinnen,  deren  Stand  es 
unmöglich  machte,  binnen  kurzem  das  ihnen  anvertraute  Amt  dem 
rechtmäßigen  Herrn  zu  entfremden  und  sich  zu  eigen  zu  machen. 

Im  Hochstift  Paderborn  suchte  man  sich  ebenso  wie  in  anderen 
Territorien  seit  dem  1.  Drittel  des  11.  Jahrhunderts  dagegen  zu  schützen, 
indem  man  die  Ämter  in  immer  weiterem  Umfang  Ministerialen  zur 
Verwaltung  auftrug,  anstatt  sie  Freien  zu  verleihen.  Bereits  Anfang 
des  12.  Jahrhunderts  tauchten  aber  Klagen  darüber  auf,  daß  die  Dienst- 
mannen, denen  zum  Entgelt  für  die  Administration  ihrer  Ämter  Lehen 
verliehen  worden  waren,  diese  selbst  als  Lehen  betrachteten.  Die  Er- 
höhung ihrer  Dienstpflichten  (denn  auch  im  Kriegswesen  rückten  sie 
immer  mehr  an  die  Stelle  der  freien  Vasallen)  und  ihre  damit  steigende 
Bedeutimg  benutzten  sie,  um  eine  Milderung  des  Ministerialenrechts  und 
Befestigung  des  Lehnrechts  zu  erwirken.  Bis  Ende  des  13.  Jahrhunderts 
waren  wiederum  fast  alle  Ämter  von  dem  Feudalisierungsprozeß 
ergriffen.  Allerdings  konnte  der  Dienstmann  die  ihm  übertragenen 
Rechte  nicht  wie  ein  freier  Herr  zur  Landeshoheit  ausbilden,  aber  er 
entzog  ihre  Nutzung  dem  Bischof,  und  damit  wurde  sein  Wert  als  Be- 
amter beschränkt.  Es  gelang  den  Bischöfen  dann  aber  doch,  das 
Territorialprinzip  gegenüber  dem  Lehnwesen  zum  Durchbruch  zu 
bringen ,  indem  sie  fremde  Ministerialen  in  ihr  Gefolge  und  zu  Räten 
meist  nur  gegen  Verleihung  eines  Burglehns  aufnahmen,  das  den  Burg- 
mann im  allgemeinen  zwang,  im  Bistum  Wohnung  zu  nehmen  „und 
ihn  so  der  Landeshoheit  unterwarf.  Dies  legte  den  Grund  dazu,  daß 
„die  Ministerialität  in  die  territoriale  Ritterschaft  überging". 

Nachdem  Aubin  diese  Entwicklung  im  1.  Kapitel  seines  Buchs 
im  allgemeinen  dargelegt  hat,  verfolgt  er  sie  in  den  folgenden  Ab- 
schnitten über  die  Hofämter,  den  Rat,  die  Vogtei  und  die  Ämter- 
verfassung im  einzelnen.  Die  eigentliche  Geschichte  der  Verwaltung 
tritt  darüber  etwas  zurück.  Wenn  A.  auch  in  den  Kapiteln  über  Rat 
und  Kanzlei  und  Ämterverfassung  sorgfältig  den  Geschäftskreis  der 
Beamten  schildert,  so  kommt  doch  die  Bedeutung,  welche  zweifellos 
die  Einsetzung  eines  ständischen  Rats  1230  und  die  ersten  Steuer- 
erhebungen für  den  Zusammenschluß  und  die  Verwaltung  des  Hoch- 
stifts hatten,  zu  wenig  zur  Geltung. 

A.s  Gesamturteil  über  den  Stand  der  Verwaltung  am  Ende  der 
von  ihm  geschilderten  Epoche  (1500)  ist  nicht  günstig  und  scheint  mir 
zu  hart.  Ich  möchte  ein  Territorium  noch  nicht  als  rückständig  be- 
zeichnen, weil  es  10  oder  20  Jahre  später  als  die  Mehrzahl  der  Einzel- 
staaten seine  Rechtsprechung  der  Reichskammergerichtsordnung  von 
1495  angepaßt  hat  (S.  78/79).  Bevor  man  im  16.  Jahrhundert  zu  Re- 
formen schritt,  sind  fast  in  jedem  deutschen  Territorium  zurückgeblie- 
bene Verwaltungszweige  zu  entdecken  und  auch  die  Verpfändung  der 
Ämter,  die  A.  mit  Recht  der  Ausbildung  der  Verwaltung  für  ebenso 
hinderlich  wie  das  Lehnswesen  hält,  findet  sich  in  anderen  Territorien 
im  Übermaß. 
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Vortrefflich  ist  seine  geographische  und  historische  Skizzierung 
der  lokalen  Verwaltungsorganisation.  Aubins  gesamte  Arbeit  zeugt 
von  gründlicher  Beherrschung  der  einschlägigen  Quellen  und  Literatur; 
überhaupt  ist  ihm,  die  in  der  Vorrede  geäußerte  Absicht,  Vergleichs- 
material geben  zu  wollen,  in  hohem  Maße  gelungen. 

Freiburg  i.  B.  Hans  Goldschmidt. 


Rudolf  Smend  (o.  ö.  Professor  der  Rechte  an  der  Uni- 
versität Tübingen),  Das  Reichskammergericht.  Erster  Teil. 
Geschichte  und  Verfassung  (Quellen  und  Studien  zur  Ver- 
fassungsgeschichte des  deutschen  Reiches  in  Mittelalter 
und  Neuzeit,  herausgegeben  von  Karl  Zeumer,  Bd.  IV 
Heft  3),  Weimar,  Hermann  Böhlaus  Nachfolger,  1911 
XVI  und  403  S.  8°. 

In  einer  Zeit,  in  der  auf  dem  Gebiete  der  Rechtsgeschichte  wie 
in  den  meisten  anderen  Wissenschaften  der  emsige  Kleinbetrieb  über- 
wiegt, indes  Werke,  die  sich  weitere  Ziele  stecken  und  jahrelange  Vor- 
bereitung erfordern,  eher  zu  den  Seltenheiten  gehören,  begrüßt  man  es 
mit  besonderer  Freude,  wenn  auch  wieder  einmal  ein  jüngerer  Ge- 
lehrter einen  großen  Wurf  wagt  und  mit  einem  Buche  hervortritt,  das 
sich  durch  diß  Wichtigkeit  des  behandelten  Gegenstandes,  durch  die 
Masse  des  bewältigten  Stoffes  und  dadurch  vorteilhaft  auszeichnet,  daß 
der  Verfasser  es  nach  Inhalt  und  Form  in  Ruhe  hat  ausreifen  lassen. 

Eine  wissenschaftliche  Geschichte  des  Reichskammergerichts  war 
längst  ein  Bedürfnis.  Unter  der  Herrschaft  des  alten  Reiches  war  eine 
solche  nicht  zustande  gekommen  trotz  allem,  was  damals  über  die 
höchsten  Reichsgerichte  und  ihre  Praxis  geschrieben  worden  war.  Und 
„die  historische  und  juristische  Literatur  seit  1806  hat  sich  mit  dem 
Reichskammergericht  noch  weniger  befaßt  als  mit  den  übrigen  In- 
stitutionen der  letzten  Jahrhunderte  der  Reichsverfassung".  Vier 
kleine  Beiträge  von  Fr.  Thudichum,  0.  Stobbe,  W.  Endemann 
und  H.  v.  Reitzenstein  drangen  nicht  tiefer  ein.  Auf  selbständigem 
Aktenstudium  beruht  und  von  bleibendem  Werte  ist  nur,  was  der 
Kieler  Oberappellationsrat  R.  Brinkmann  in  seiner  Schrift:  Aus  dem 
deutschen  Rechtsleben,  Kiel  1862  aus  dem  an  Holstein  gekommenen 
Teile  der  Wetzlarer  Akten  berichtete. 

Schon  lange  wußte  man,  daß  auf  Anregung  Karl  Zeumers,  des 
Wiedererweckers  der  Forschung  über  hochmittelalterliche  und  neuere 
deutsche  Verfassungsgeschichte,  Rudolf  Smend  eine  Geschichte  des 
Reichskammergerichtes  vorbereitete.  Auch  erschien  von  diesem  1907  im 
zwanzigsten  Bande  der  Forschungen  zur  brandenburgischen  und  preußi- 
schen Geschichte  S.  465  ff.  eine  Studie  über  Brandenburg-Preußen  und  das 
Reichskammergericht.     Jedoch   gerade  diese  Teilpublikation  und  der 
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rasche  Aufstieg  des  Verfassers  in  der  akademischen  Laufbahn  mußte, 
zumal  für  denjenigen,  der  es  an  sich  selbst  erfahren  hat,  wie  hinderlich 
derartige  „Zufälle1',  selbst  wenn  sie  wie  im  vorliegenden  Falle  erfreu- 
licherweise nicht  „böse",  sondern  „gute"  sind,  dem  Abschluß  größerer 
wissenschaftlicher  Untersuchungen  sein  können  —  mußte,  sage  ich,  die 
Besorgnis  erwecken,  daß  es  zur  Zerstückelung  der  Aufgabe  kommen  und 
daß  uns  die  zusammenfassende  Darstellung  nie  oder  erst  nach  Jahren 
bescheert  werden  würde. 

Das  nunmehrige  Erscheinen  des  ersten  Bandes,  der  ein  abgerun- 
detes und  abgeschlossenes  Ganzes  bildet,  straft  glücklicherweise  diese 
Befürchtungen  Lügen  und  rechtfertigt  zugleich  vollauf  das  späte  Er- 
scheinen. 

Es  kam  dem  Verfasser  offenbar  darauf  an,  ganze  Arbeit  zu  machen. 
Das  Werk  baut  sich  auf  auf  die  Archivalien  des  Geheimen  Staatsarchivs 
in  Berlin,  des  Staatsarchivs  zu  Wetzlar,  des  Archivs  der  Stadt  Speier 
und  der  Universitätsbibliothek  zu  Göttingen  sowie  des  Geheimen 
Staatsarchivs  zu  München,  des  Hauptarchivs  des  Sachsen-Ernesti ni sehen 
Gesamthauses  zu  Weimar,  des  Generallandesarchivs  zu  Karlsruhe,  des 
Stadtarchivs  zu  Frankfurt  und  der  Universitätsbibliothek  zu  Heidel- 
berg. Daß  die  gesamte  alte  und  neue  Literatur,  die  sich  mit  dem 
Reichskammergericht  befaßt,  mit  ausgeschöpft  wurde,  versteht  sich  von 
selbst.  Aber  auch  die  sonstige  rechtsgeschichtliche  und  allgemein- 
historische Literatur,  insbesondere  Ranke  und  Ritter,  hat,  so  viel 
ich  sehe,  gebührende  Beachtung  gefunden.  Der  Verfasser  legte  sich 
allerdings  im  Zitieren  etwelche  Zurückhaltung  auf,  wohl  nicht  nur  aus 
ästhetischen  Gründen,  um  den  Apparat  in  engen  Grenzen  zu  halten, 
sondern  jedenfalls  auch,  weil  im  Vergleich  zu  den  ihm  zu  Gebote 
stehenden  Archivalien  das  Gedruckte,  abgesehen  von  Sammlungen  wie 
denjenigen  von  Harpprecht,  Seyler  und  Barth  u.  a.,  stark  abfällt. 

Doch  mag  seine  Zurückhaltung  in  dem  gedachten  Punkte  auch 
damit  zusammenhängen,  daß  er  überhaupt  größter  Knappheit  sich  be- 
fleißigt. Von  der  ermüdenden  Breite,  der  nur  zu  leicht  frönt,  wer  sich 
zum  ersten  Male  an  einer  größeren  Arbeit  erprobt,  und  die  bei  einem  so 
spröden  Stoffe  wie  diesem  wahrlich  noch  am  ehesten  entschuldbar 
gewesen  wäre,  hat  Smend  sich  glücklich  frei  gehalten.  Strenge  Be- 
schränkung auf  den  eigentlichen  Gegenstand  der  Darstellung,  straffe 
Zusammenfassung  und  souveraine  Beherrschung  des  weitschichtigen 
Materials  verbunden  mit  Klarheit  und  Treffsicherheit  des  Ausdrucks 
bilden  einen  Hauptvorzug  seines  Buches.  Nicht  selten  ist  er  sogar  zu 
wortkarg  und  deutet  bloß  an,  wo  er  hätte  reden  sollen.  Aber  er  bringt 
es,  obwohl  sein  Text  nicht  eben  durch  Geist  und  glänzende  Dar- 
stellungskunst hervorsticht,  sondern  ganz  schlicht  und  einfach  dahin- 
fließt, doch  fertig,  daß  der  Leser  mit  ihm  bis  zum  Schlüsse  aushält, 
angesichts  des  Umstandes,  daß  die  Geschichte  des  Reichskammergerichts 
in  manchen  ihren  Teilen  alles  andere  als  anziehend  genannt  werden  kann, 
gewiß  eine  sehr  anerkennenswerte  Leistung. 
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Immerhin  würde  ich  es  nicht  bedauern,  wenn  im  zweiten  Teile 
etwas  mehr  Leben,  "Wärme  und  Farbe  in  die  Darstellung  hineinkäme. 
Mit  der  dürren  Wahrheit  allein  ist  es  nicht  getan.  Man  möchte  doch 
die  Geschichte  dieser  wichtigsten  Errungenschaft  der  Reichsreform  des 
13.  Jahrhunderts,  als  welche  S  m  e  n  d  selbst  einmal  das  Kammergericht 
bezeichnet,  nicht  bloß  kinematographisch  an  sich  vorüberziehen  lassen, 
sondern  verlangt  nach  einem  wirklichen  historischen  Gemälde;  man 
möchte  einen  Einblick  gewinnen  in  den  Zusammenhang  des  Reichs 
kammergerichtes  nicht  nur  mit  dem  politischen,  sondern  auch  mit  dem 
sonstigen  Geistesleben  seiner  Zeit,  und  man  möchte  seine  Bedeutung 
für  die  Entwicklung  der  Rechtswissenschaft,  für  die  uns  Ernst  Lands- 
berg schon  so  manches  Licht  aufgesteckt  hat,  in  ihrem  ganzen  Um- 
fang erkennen  lernen.  Nicht  in  seiner  äußeren  Geschichte  und  in  seiner 
inneren  Einrichtung,  sondern  in  der  Rolle,  die  es  im  Geisteskampfe  der 
politischen  und  konfessionellen  Strömungen  und  der  juristischen  Lehr- 
meinungen gespielt  hat,  tritt  die  zentrale  Stellung  des  Reichskammer- 
gerichtes zutage.  Doch  ich  bin  vielleicht  nur  zu  ungeduldig  und  vermisse 
am  ersten  Bande,  was  für  den  zweiten  aufgehoben  und  schon  der  Erfüllung 
nahe  ist.  Dieser  zweite  Band,  für  den  „die  Vorarbeiten  des  Verfassers  im 
wesentlichen  abgeschlossen  sind,  soll  außer  den  Verhältnissendes  Gerichts 
im  einzelnen*  sein  Verfahren  —  unter  Hervorhebung  der  Momente,  die 
dauernd  die  Eigentümlichkeit  des  Cameralprozesses  ausgemacht  haben, 
gegenüber  den  für  sein  Wesen  verhältnismäßig  bedeutungslosen  Re- 
formen der  Reichsgesetzgebung  —  seine  Zuständigkeit  tfhd  seine  Lei- 
stungen —  in  politischer  Hinsicht,  für  die  Rechtsverwirklichung  im 
einzelnen  und  für  die  Entwickelurig  des  objektiven  Rechts"  —  be- 
handeln. 

Inzwischen  sei  nach  dieser  allgemeinen  Charakteristik  von 
Smends  Werk  noch  ein  rascher  Blick  auf  den  Hauptinhalt  seines 
ersten  Bandes  getane    Dieser  zerfällt  in  zwei  Abschnitte. 

Dar  erster,  die  Geschichte  des  Reichskammergerichtes  im  engeren 
Sinne  „verfolgt  nicht  so  sehr  die  Entwicklung  des  Gerichts  und  seiner 
Tätigkeit  an  sich,  als  vielmehr  die  Geschichte  seiner  Stellung  im 
Ganzen  der  Reichsverfassung".  In  elf  Kapiteln  wird  die  äußere 
Geschichte  des  Gerichtes  von  seinen  Anfängen  bis  zu  seiner  Auflösung 
beim  Untergange  des  alten  Reiches  dargestellt,  doch  so,  daß  vier  Fünftel 
des  Umfangs  auf  die  Zeit  bis  zum  jüngsten  Reichsabschied  kommen,  wäh- 
rend die  zweite  Hälfte  des  17.  und  das  18.  Jahrhundert  mit  dem  Reste 
sich  begnügen  müssen.  Über  diese  letzte  Periode  ließ  sich  eben  das 
Wesentliche  mit  kurzen  Worten  sagen.  Für  die  frühere  Zeit  dagegen 
mußten  herrschende  Irrtümer  gründlich  widerlegt  werden. 

Erste  Voraussetzung  für  eine  wahrhaft  historische  Behandlung 
eines  Gegenstandes  ist  ein  genügender  zeitlicher  Abstand  von  ihm. 
Das  Interesse,  das  ihm  die  Aktualität  verliehen  hat,  muß  erloschen,  das 
andere,  das  die  Nachwelt  dem  Geschehnis  als  solchem  im  Ablauf  der 
Entwicklung  entgegenbringt,  muß  bereits  erwacht  sein.  Erst  dann  ist 
es   möglich,   die   Vergangenheit   dem   zeitgenössischen  Urteil    zu   ent- 
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rücken  und  demjenigen  der  Geschichte  zu  unterstellen.  Mitunter,  na- 
mentlich bei  Vorgängen,  welche  die  Zeitgenossen  heftig  bewegten  und 
lange  nachwirkten,  tritt  dieser  Zeitpunkt  erst  spät  ein;  man  denke 
etwa  an  die  Reformmaßregeln,  namentlich  die  kirchlichen  Josephs  IL, 
die  erst  jetzt  anfangen,  nicht  mehr  einseitig,  im  Sinne  der  beiden  da- 
mals und  später  um  sie  sich  streitenden  Lager,  sondern  mit  historischer 
Objektivität,  soweit  es  eine  solche  überhaupt  gibt,  beurteilt  zu  werden. 
Die  Verfassungseinrichtungen  des  alten  Reiches  und  so  auch  das  Reichs- 
kammergericht hätte  man,  anders  als  das  alte  Reichsprivatrecht l), 
schon  längst  für  eine  historische  Beurteilung  reif  halten  können,  weil 
sie  seit  über  100  Jahren  der  Vergangenheit  angehören  und  so  gut  wie 
keine  Nachwirkungen  hinterlassen  haben.  Allein  gerade  die  Plötzlich- 
keit und  die  Spurlosigkeit,  mit  der  sie  in  der  Versenkung  ver- 
schwanden, dürfte  mit  dazu  beigetragen  haben,  daß  neues  Interesse  für  sie 
erst  in  unseren  Tagen  erblüht,  wie  sie  andererseits  bewirkten,  daß  das 
zeitgenössische  Urteil  gewissermaßen  sich  versteinerte  und  nicht  durch 
die  folgenden  Generationen  allmählich  abgewandelt  und  zum  Erlöschen 
gebracht  wurde.  Dies  zeitgenössische  Urteil  über  das  Reichskammer- 
gericht war  dasjenige  der  Reichspublizistik,  genauer  der  protestan- 
tischen, die,  wie  Smend  treffend  ausführt,  wegen  ihrer  „unverhältnis- 
mäßigen Überlegenheit"  in  dem  literarischen  Streite  nicht  nur  —  im 
unoffiziellen  Sprachgebrauch  —  die  ihr  geläufige  Bezeichnung  des  Ge- 
richtes als  Reichskammergericht  (katholisch:  kaiserliches  Kammer- 
gericht), sondern  auch  die  unrichtige  Geschichtskonstruktion,  die  sich 
hinter  jenem  Namen  verbarg,  zum  wissenschaftlichen  Gemeingut  zu 
machen  verstanden  hat.  Worauf  bezog  sich  nun  aber  diese  unrichtige 
Auffassung,  die  den  wahren  Sachverhalt  auf  Jahrhunderte  hinaus  ver- 
dunkelt hat,  und  die  jetzt  erst  von  Smend  beseitigt  bzw.  berichtigt 
wird? 

Zunächst  und  vor  allem  auf  den  Wormser  Reichstag  von  1495 
und  seine  Gerichtsreform.  Bire  Vorgeschichte,  mit  der  Smend  beginnt, 
hebt  an  mit  dem  Frankfurter  Reichstag  von  1486.  Unter  Friedrich  III. 
ergebnislos  führte  das  Drängen  der  ständischen  Reformpartei,  die  das 
unständige  königliche  Hof-  und  Kammergericht  durch  eine  ständige, 
vom  Hofe  getrennte  oberste  Gerichtsbehörde  ersetzt  sehen  wellte,  unter 
Maximilian  I.  zu  einem  im  wesentlichen  den  ständischen  Wünschen 
entsprechenden  Erfolge.  Nach  der  Auffassung,  die  später  die  Evan- 
gelischen im  Kampfe  um  die  „Justiz-Gravamina"  vertraten,  und  die 
nachher  von  den  jüngeren  föderalistischen  Reichspublizisten  noch  be- 
befestigt wurde,  schloß  die  Kammergerichtsordnung  von  1495  jede 
Gerichtsbarkeit  des  Kaisers  allein  neben  „seinem  und  des  heiligen 
Reiches  Kammergericht "  aus.    Katholischerseits  bestritt  man,  daß  der 

')  Vgl.  über  dieses,  über  die  Erweiterung  des  historischen  Stoffes  durch 
das  Inkrafttreten  des  B.G.B.  und  über  die  Notwendigkeit  intensiver  Pflege  der 
Rechts-  und  Verfassungsgeschichte  von  Maximilian  I.  bis  1806  schon  meine 
Ausführungen  in  der  Beilage  zur  „Münchener  Allgemeinen  Zeitung"  1899 
Nr.  295  vom  27.  Dezember  S.  4. 
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Kaiser  bei  dieser  oder  einer  anderen  Gelegenheit  auf  die  persönliche 
Ausübung  der  obersten  Justiz  im  Reiche  verzichtet  habe;  wie  sich 
aus  Smends  Darstellung  ergibt,  mit  Recht.  Die  Stände  wollten  1495 
lediglich  der  „Körperlosigkeit  des  obersten  Rechtshofs"  abhelfen  und 
hatten  kein  Interesse  daran,  den  König  hier  noch  weiter  zu  beschrän- 
ken, nachdem  er  bisher  unbestritten  seine  oberste  Gerichtsbarkeit  auch 
in  anderen  Formen  außerhalb  des  Kammergerichts  ausgeübt  hatte. 
Der  König  hat  denn  auch  durch  persönliche  Eröflhung  und  sonst  alles 
getan,  das  neue  Gericht  als  sein  Gericht  erscheinen  zu  lassen.  Und 
von  einem  rechtlichen  Ausschluß  konkurrierender  kaiserlicher  Gerichts- 
barkeit ist  auch  später  nie  die  Rede.  Zeitweise  hat  sie  wohl  tatsäch- 
lich keine  große  Rolle  gespielt.  Aber  bald  hat  sie  im  Reichshofrate 
ihr  besonderes  Organ  gefunden,  das  seit  Rudolf  II.  das  Kammergericht 
schon  vor  1600  überflügelte  trotz  des  Einwandes,  dem  Kaiser  sei  die 
mit  dem  Kammergericht  konkurrierende  Gerichtsbarkeit  bis  auf  die 
ihm  ausdrücklich  vorbehaltenen  Reservatfälle  entzogen,  den  die  welt- 
lichen Kurfürsten  1590  erhoben.  Was  aber  die  Kammergerichtsordnung 
von  1495  anlangt,  so  ist  nicht  bloß  zu  berücksichtigen,  daß  man  in  der 
Wormser  Reform  nicht  die  Verwirklichung  eines  bestimmten  Verfassungs- 
und am  wenigsten  eine  planmäßige  Durchführung  der  Einungsideeprinzips 
suchen  darf,  daß  dabei  nicht  etwa  überall  gleichmäßig  das  Interesse 
der  Stände  verfolgt  wurde,  und  daß  sie  einen  Abschnitt  in  einer  ledig- 
lich behörden  -  geschichtlich  -  technisch,  nicht  verfassungsrechtlich  zu 
verstehenden  Entwicklung  bedeutet,  sondern  vor  allem  auch,  daß  die 
Präsentation  der  Beisitzer  durch  die  Stände  keineswegs  im  Sinne  einer 
Verschiebung  der  obersten  Gerichtsbarkeit  zugunsten  der  Reichsstände 
gedeutet  werden  darf.  Gleich  wie  die  Zuständigkeitsfrage  auf  der 
Grundlage  des  bestehenden  Rechtszustandes  gelöst  worden  zu  sein 
scheint,  allerdings  nicht  ohne  daß  u.  a.  im  Interesse  der  sicheren  Aus- 
übung der  höchsten  Gerichtsbarkeit  selbst  das  Evokationsrecht  be- 
seitigt und  ein  geordneter  Instanzenzug  vorausgesetzt  wurde,  so  waren 
älteres  Recht  und  das  sachliche  Interesse  auch  maßgebend  für  die 
ständische  Präsentation.  Diese  datiert  übrigens  nicht  erst  von  1507, 
sondern  schon  von  1495.  Und  zwar  dürfte  schon  damals  die  geogra- 
phische Verteilung  der  Beisitzer  in  der  Hauptsache  dieselbe  gewesen 
sein  wie  1507;  nur  die  Verteilung  der  Doktoren  und  Ritter  war  da- 
mals und  später  verschieden.  Jedenfalls  kann  es  aber  nach  der  Vor- 
geschichte der  Gerichtsreform  „nicht  zweifelhaft  sein,  daß  auch  1495  der 
maßgebende  Gesichtspunkt  für  die  Beteiligung  der  Stände  an  der  Be- 
setzung des  Kammergerichts  in  erster  Linie  der  des  sachlichen  Be- 
dürfnisses der  Gewinnung  geeigneter  Persönlichkeiten  als  Beisitzer 
gewesen"  ist.  „Daß  die  Besetzungsfrage  in  Worms  außerdem  noch  im 
Gegensatz  gegen  alles  Vorausgegangene  ein  Streitobjekt  zwischen  König 
und  Reichstag  gebildet  hätte  im  Sinne  eines  auf  Kosten  der  könig- 
lichen Machtvollkommenheit  geforderten  Zugeständnisses  an  die  Stände, 
dafür  fehlt  es  an  jedem  Anhaltspunkt." 

Nur  dem  Umstand,  daß  die  Gerichtsreform  noch  vor  der  Glaubens- 
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Spaltung  zustande  kam,  ist  es  zu  danken,  daß  dem  alternden  Reich 
wenigstens  noch  ein  organisatorischer  Teilerfolg  beschieden  war.  Das 
Reichskammergericht  war  „die  letzte  Klammer,  durch  die  vor  dem 
großen  Riß  der  Reformation  noch  einmal  der  Zusammenhalt  des  Reichs- 
ganzen verstärkt  wurde".  Nachher  wurde  das  politische  Leben  rasch 
in  das  Bett  des  konfessionellen  Gegensatzes  geleitet,  der  den  ständisch- 
monarchischen ablöste.  Das  bekam  auch  das  Reichskammergericht  zu 
spüren.  Ferdinand  verstand  es  1523,  das  Kammergericht,  dessen  Bei- 
sitzer in  ihrer  Mehrheit  lutherisch  gesinnt  gewesen  waren,  so  zu  beein- 
flussen, daß  es  „nach  einigen  Jahren  selbst  der  eifrigste  Verfechter  des 
katholischen  Rechtsstandpunktes  wurde,  eine  Rolle,  in  der  es  dann 
den  Höhepunkt  seiner  geschichtlichen  Bedeutung  erreichte".  Das 
Gericht  wurde  nunmehr  ein  Machtmittel  der  habsbnrgischen  Stellung 
im  Reiche  und  der  Altgläubigen.  Seit  dem  Speierer  Reichsabschied 
von  1529  bzw.  seit  dem  Augsburger  Reichstag  von  1530  gingen  diese 
darauf  aus,  die  protestantische  Bewegung  zunächst  nicht  kriegerisch, 
sondern  mit  den  Mitteln  des  Reichsrechtes  zu  bekämpfen.  Als  ent- 
scheidende Instanz  dafür  wurde  das  Kammergericht  bestimmt,  das  nun- 
mehr mit  dem  Wegfall  der  Reichsregiments  seine  alte  Unabhängigkeit 
wieder  erhielt,  und  dem  fortan  Speier  als  fester  Sitz  zugewiesen  wurde, 
unter  gleichzeitiger  Erhöhung  der  Zahl  der  Beisitzer  auf  24  und  Ver- 
teilung derselben  auf  3  Senate.  Um  die  Präsentation  dieser  Beisitzer 
tobte  in  der  Folgezeit  der  Kampf  der  Konfessionen,  die  wegen  der 
Religionsprozesse  an  der  Besetzung  nunmehr  ganz  unmittelbar  inter- 
essiert waren.  Ich  kann  hier  die  einzelnen  Etappen  dieser  Entwicklung 
im  Zeichen  des  konfessionellen  Streites,  die  Ablehnung  des  Gerichts 
wegen  Befangenheit  durch  die  Protestanten  zu  Schmalkälden  im 
Jahre  1533  ff.,  deren  Anrufung  der  öffentlichen  Meinung  gewissermaßen 
als  oberster  Instanz,  die  Zulassung  der  Präsentation  evangelischer  Bei- 
sitzer, die  Wiederherstellung  des  Kammergerichts  im  katholischen 
Sinne  und  die  völlige  Unterwerfung  der  Protestanten  unter  seine  Gerichts- 
barkeit auf  dem  Augsburger  Reichstage  von  1548,  die  Einführung  einer 
allerdings  nicht  zahlenmäßigen  Parität  durch  den  Augsburger  Reichs- 
tag von  1555,  den  Streit  um  die  Durchführung  dieser  Parität  und  die 
Abgrenzung  des  gegenseitigen  Besitzstandes,  die  endgültige  Ordnung 
der  Parität  in  der  Reichsjustiz  im  Westfälischen  Frieden  nicht  näher 
verfolgen.  Der  ganze  Gang  der  Dinge  erklärt  es  zur  Genüge,  weshalb 
das  Gericht  und  seine  Geschichte  zum  Spielball  der  konfessionellen 
Streitigkeiten  und  ihrer  Deduktionen  wurde,  was  wiederum  bei  der 
oben  angedeuteten  Weise  auch  auf  das  Urteil  der  Nachwelt  einwirkte, 
bis  zu  dem  vorliegenden  Buche,  das  hierin  nun  gründlich  Wandel 
schaffen  dürfte. 

Jedoch  würde  es  eine  durchaus  unrichtige  Vorstellung  von  seinem 
Inhalte  sein,  wenn  aus  dem  Vorhergehenden  geschlossen  werden  sollte, 
daß  Smend  hinter  diesen  Dingen  das  Übrige  zurücktreten  lasse.  Viel- 
mehr stellt  er  in  chronologischer  Folge  und  unter  sachgemäßer  Periodi- 
sierung   die   ganze   äußere  Geschichte   des   Gerichtes   dar,   mit   ihren 
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Sustentationsnöten,  mit  ihren  wiederholten  Schließungen  und  Neuer- 
richtungen,, mit  der  Verlegung  von  Frankfurt  nach  Regensburg. 
Worms,  Nürnberg,  Eßlingen,  Speier  und  schließlich  nach  Wetzlar,  den 
Zusammenhang  mit  dem  Reichsregiment,  die  Visitationen,  den  Kampf  um 
den  königlichen  Fiskal,  die  verschiedenen  Ordnungen  und  Reformversuche 
und  den  kläglichen  Niedergang,  dem  die  Auflösung  1806  ein  Ende  machte. 
Der  zweite  Abschnitt  des  vorliegenden  Bandes  über  die  Ver- 
fassung des  Reichskammergerichtes  will  weniger  einen  Beitrag  zur 
Geschichte  der  Reichsverfassung  als  zur  allgemeinen  Behörden-  und 
Kanzleigeschichte  bieten.  Kam  im  ersten  mehr  der  Historiker  zum 
Wort,  so  geht  der  Verfasser  nunmehr  zu  einer  streng  juristisch  ge- 
haltenen Behandlung  der  einzelnen  Amter  und  Amtsstellen  im  Gerichte 
über,  indem  er  nacheinander  den  Kammerrichter  und  die  Präsidenten, 
die  Beisitzer,  die  Kanzlei,  die  Advokaten  und  Prokuratoren,  den  Fiskal, 
Boten  und  Notarien  und  das  sonstige  Personal  bespricht.  Ich  muß 
mich  hier  noch  weit  kürzer  fassen  als  für  den  ersten  Abschnitt  und 
unter  völligem  Verzicht  darauf,  ein  Bild  von  dem  Inhalte  zu  geben,  mit 
einigen  wenigen  Hinweisen  mich  begnügen.  ,Das  Kammergericht  hat  bis 
zu  seinem  Untergange  die  alte  Gerichtsverfassung,  die  Scheidung  von 
Richter  und  Urteilern,  in  voller  Strenge  gewahrt."    Die  Kammerrichter 

—  und  ebenso  die  ganz  ähnlich  gestellten  Präsidenten  in  den  Senaten 

—  richten,  abgesehen  von  ganz  geringfügigen  Stichentscheiden,  nicht. 
Es  waren  Standespersonen,  in  älterer  Zeit  nicht  selten  Geistliche.  Sie 
repräsentierten  und  hatten  die  Ordnung  im  Gericht  aufrecht  zu  er- 
halten, besaßen  aber  schon  durch  die  Geschäftsverteilung,  die  ihnen  ob- 
lag, einen  nicht  zu  unterschätzenden  Einfluß.  Bei  den  Beisitzern,  die 
in  älterer  Zeit  gleichfalls  in  der  Mehrheit  geistlich  waren,  was  1498  das 
Erstaunen  Maximilians- 1.  hervorrief,  wird  vor  allem  hervorgehoben,  daß 
sie  nicht  als  ständisches  Element  im  Gegensatz  zu  dem  Kammerrichter 
und  den  Präsidenten  als  dem  monarchischen  angesehen  werden  dürfen. 
Es  folgt  die  Geschichte  der  Besetzung  des  Gerichts  und  der  Verteilung 
auf  die  Konfessionen.  Eingehend  behandelt  wird  das  Präsentations- 
recht sowie  das  Verhältnis  von  Adligen  und  Doktoren.  Sehr  lehrreich 
ist  das  Kapitel,  das  die  Kanzlei,  ihre  Geschichte,  ihre  Besetzung,  ihr 
Verhältnis  zum  Kaiser  und  Kurmainz,  ihre  Tätigkeit  und  das  Tax- 
wesen zum  Gegenstande  hat. 

Das  Gesagte  mag  genügen,  um  dem  Leser  zu  zeigen,  daß  die 
Erwartungen,  die  man  von  einer  mit  den  Mitteln  der  rechtshistorischen 
Wissenschaft  von  heute  unternommenen  Geschichte  des  Reichskammer- 
gerichtes hegen  durfte  und  mußte,  soweit  dieser  erste  Band  in  Be- 
tracht kommt,  in  der  Hauptsache  aufs  Beste  erfüllt  sind.  Hoifen  wir, 
daß  der  zweite  bald  folgt  und  nicht  hinter  seinem  Vorgänger  zurück- 
bleibt. Aber  schon  durch  diesen  ersten  Teil  hat  sich  der  Verfasser  ein 
bleibendes  Verdienst  nicht  nur  um  den  unmittelbaren  Gegenstand  seiner 
Forschung,  sondern  überhaupt  um  die  Verfassungsgeschichte  der  letzten 
Jahrhunderte  des  alten  Reichs  erworben.  Möchte  der  Zeumer sehen 
Sammlung  noch  mancher  derartige  Beitrag  beschieden  sein. 

Ulrich  Stutz. 
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Walter  Delius,  Hauberge  und  Haubergsgenossenschaften 
des  Siegerlandes,  Untersuchungen  zur  deutschen  Staats- 
und Rechtsgeschichte  von  Otto  von  Gierke,  101.  Heft. 
Breslau,  M.  u.  H.  Marcus  1910.    VI  und  124  S.  8°. 

Die  Arbeit  ist  dadurch  erleichtert  worden,  daß  in  der  Hauptsache 
bereits  veröffentlichtes  Urkundenmaterial  benützt  werden  konnte.  D. 
beginnt  mit  der  Vermutung,  das  Siegerland  müsse,  weil  es  eine  poli- 
tische und  kirchliche  Einheit  gewesen  sei,  „ursprünglich"  auch  eine 
„wirtschaftliche  Einheit"  dargestellt  haben  (S.  3.)  Verf.  denkt  offen- 
bar an  eine  ursprüngliche  große  Gemeinmark.  Nach  meinen  Unter- 
suchungen zur  westfälischen  Markgenossenschaft1),  mit  welchen  sich 
die  dem  Verf.  unbekannten  Studien  Schottes  zur  Geschichte  der  west- 
fälischen Mark  Und  Markgenossenschaft  teilweise  decken2),  kann  die 
Bildung  größerer,  ausserhalb  der  Nutzungsgebiete  der  Höfe  oder  der 
Dorfmarken  gelegener  Gemeinmarken  nicht  als  ursprünglich  ange- 
sehen werden.  Keiner  der  zahlreichen  Spezialuntersuchungen  über  die 
Markgenossenschaften  ist  dieser  Nachweis  gelungen  und  auch  D.  ver- 
mag nicht  den  Beweis  dafür  zu  erbringen,  daß  außerhalb  der  Dorf- 
marken oder  des  Wirtschaftskreises  der  Höfe  ursprünglich  ein  wirt- 
schaftlicher Verband  bestanden  hat,  welcher  das  ganze  Siegerland 
umfaßte,  (vgl.  auch  die  vorsichtige  Fassung  von  Belows  im  Hand- 
wörterbuch der  Staatswissensch.  Bd.  VI  S.  586 ,  Artikel  Markgenossen- 
schaft.) Zu  Widerspruch  fordert  auch  eine  weitere  auf  die  Urzustände 
bezügliche  Behauptung  des  Verfassers  heraus.  Das  Eigentumsrecht  der 
westfälischen  Grafen  habe  sich  aus  einem  „ursprünglichen  Ober- 
eigentum, neben  dem  ein  weitgehendes  Nutzungs-  oder  Roderecht  der 
Untertanen  bestand",  gebildet  (S.  4.)  D.  übernimmt  hier  offenbar  die 
Theorie  R.  Schröders,  welcher  ein  allgemeines  Obereigentum  des  Königs 
an  den  Almenden,  eingeschränkt  durch  das  Nutzungs-  und  Rodungs- 
recht der  Markgenossen  behauptet.  Für  Westfalen  ist  diese  Anschauung 
aber  nicht  haltbar  —  Viertelsjahrsschr.  für  Sozial-  und  Wirtschaftsgesch. 
1910  S.  27  ff.  S.  37»)  — . 

In  der  Spezialuntersuchung  nimmt  D.  zwischen  der  die  Ursprüng- 
lichkeit der  Haubergsverfassung  vertretenden  Theorie  und  einer  neuer- 
dings wieder  geltend  gemachten  Anschauung,  daß  die  Haubergsver- 
fassung erst  im  M.  A.  entstanden  sei,  eine  vermittelnde  Stellung  ein. 
„Uralt"  ist  nach  D.  an  der  Haubergswirtschaft  nur  die  Waldfeldwirt- 
schaft und  die  genossenschaftliche  Betriebsweise  (S.  16  ff.  S.  46.)  Eine 
Neueinführung  soll  hingegen  in  der  regelmäßigen  Umtriebszeit  sowie 

x)  Vierteljahrsschr.  für  Sozial-  und  Wirtschaftsgesch.  1910  S.  17  ff. 
und  die  Literatur  S.  20.  —  *),  Die  Arbeit  Schottes,  Münstersche  Dissert. 
vom  Jahr  1907  ist  im  Jahre  1908  in  den  Münstersche n  Beiträgen  zur  Ge- 
schichtsforschung N.  N.  XVII  erweitert  worden.  Unrichtig  ist  Schottes  An- 
sicht insoweit  als  er  auch  den  ursprünglichen  Charakter  der  Dorfmarkge- 
nossenschaft leugnet.  —  8)  Ähnlich  am  Niederrhein,  vgl.  jetzt  Weimann 
Die  Mark-  u.  Walderbengenossenschaften  des  Niederrheins  S.  19  ff.,  S.  131. 
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in  den  Idealanteilen  der  Haubergsgenossen  nach  der  Jahnordnung  zu 
erblicken  sein  (S.  46).  Zur  Begründung  der  ersten,  m.  E.  richtigen  These 
sind  verschiedene  Urkundennacbrichten  beigebracht,  welche  über  die 
Waldfeldwirtschaft  berichten.  D.  schließt  hieraus  folgendermaßen: 
Wenn  auch  die  auf  die  Waldfeldwirschaft  bezüglichen  frühesten  Ur- 
kunden erst  aus  dem  Ende  des  14.  Jahrhunderts  stammen,  so  »gestatten 
sie  doch  einen  sicheren  Rückschluß  auf  das  Bestehen  der  Waldfeld- 
wirtschaft lange  Zeit  vorher"  (S.  18.)  Eine  Überprüfung  der  in  den 
angeführten  Urkunden  enthaltenen  Wirtschaftsart  »hat  D.  unterlassen. 
Er  hätte  sich  aus  der  Literatur  über  die  Waldfeldwirtschaft  auf  den 
Almenden  davon  überzeugen  können,  daß  die  von  ihm  wiedergegebene 
Urkunde  des  Jahres  1447  tatsächlich  noch  das  ältere  Stadium  des 
Ackerbaus  in  den  Wäldern  enthält  (S.  17.)  Es  ist  hier  noch  ein  längerer 
Zeitraum  der  Getreidenutzung  überliefert,  während  bei  der  Haubergs- 
wirtschaft  die  Getreidegewinnung  zu  gunsten  der  Erzielung  von  Holz- 
kohle immer  mehr  zurücktritt  (S.  7,  13  A).  Für  die  Vermutung  D.s, 
daß  ein  Zusammenhang  zwischen  der  älteren  Waldfeldwirtschaft  und 
der  Haubergsverfassung  besteht,  lassen  sich  also  außer  den  vom  Verf. 
vorgebrachten  allgemeinen  Erwägungen  auch  ganz  greifbare  Tatsachen 
anführen.  Nicht  zustimmen  kann  ich  D.,  wenn  er  diesen  Ackerbau  in 
den  Wäldern  als  einen  solchen  bezeichnet,  der  in  wesentlichen  Punkten 
der  Schilderung  in  Tacitus  Germania  26  entspricht  (S.  12  und  13)  — 
vgl.  in  meinem  Sinn  die  von  D.  mißverstandenen  Ausführungen  Schreuers 
in  dieser  Zeitschr.  Bd.  XIX  S.  172  — . 

Bei  seinen  Versuchen,  einen  Zusammenhang  zwischen  der  alten 
Dorfgemeinde  und  der  Haubergsgenossenschaft  nachzuweisen,  befindet 
sich  Verf.  in  der  Hauptsache  auf  dem  richtigen  Weg  (S.  23  —  27,  32, 
71,  72).  Demgegenüber  besteht  in  der  Regel  kein  Zusammenhang  zwi- 
schen den  Haubergsgenossenschaften  und  den  späteren  Realgemeinden, 
oder  Sohlstättergenossenschaften.  Während  die  Berechtigungen  an  Dorf- 
wald und  Dorfweide  an  die  Hausstelle  gebunden  wurden  ('S.  29),  sind 
die  Haubergsanteile  nach  den  von  Achenbach  beigebrachten  Beispielen 
aus  dem  16.  Jahrhundert  als  selbständige,  von  den  Sohlstätten  losge- 
löste Rechte  behandelt  worden  S.  34 — 35.  Ein  ähnlicher  Entwicklungs- 
gang ist  in  Westfalen  sowie  in  den  fränkischen  Grenzgebieten  bereits 
im  13.  Jahrhundert  hinsichtlich  der  wäre  oder  des  echtworts  und  der 
scara  zu  beobachten  (a.  a.  0.  S.  29  und  30,  jetzt  auch  Weimann  a.  a.  0. 
S.  68). 

Im  Gegensatz  zu  den  auf  die  Dorfmarken  zurückzuführenden 
Haubergen  stehen  diejenigen,  welche  erst  dadurch  in  genossen- 
schaftlichen Besitz  übergegangen  sind,  daß  grundherrliche  Güter  mit 
ihren  Haubergen  von  den  Dorfbewohnern  käuflich  erworben  wurden 
(S.  53  — 55, 71).  Eine  eigenartige  Entwicklung  hat  auch  die  Verfassung 
der  in  der  Stadtmark  Siegen  vorhandenen  8  Haubergsmarkungen  ge- 
nommen (S.  55  ff.  76.)  Ein  Teil  derselben  ist  auf  dem  Boden  ehemaliger 
herrschaftlicher  Höfe  gelegen ,  die  von  Genossenschaften  erworben 
worden  (S.  56  u.  57, 60, 65.)    Bei  dem  Leimbacher  Hauberg  vermutet  D., 
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daß  er  auf  Almendwald  einer  in  die  Stadt  einbezogenen  Dorfschaft  ge- 
standen habe  (S.  56  ff).  Der  Entwicklungsgang  scheint  hier  ähnlich 
gewesen  zu  sein  wie  in  Geseke.  Urkundlich  ist  der  Erwerb  von  Zehnt- 
rechten an  der  betr.  Dorfmark  durch  die  Bürger  der  Stadt  über- 
liefert —  S.  66 . — .  Allmählich  wird  dann  ähnlich  wie  bei  Geseke 
auch  der  Grund  und  Boden  der  Leimbacher  Mark  in  die  Hände  der 
Bürger  übergegangen  sein.  Teilweise  anders  denkt  sich  Lappe  den 
Vorgang.1)  Nach  ihm  sind  es  hauptsächlich  kriegerische  Begebenheiten 
gewesen,  die  den  Zug  der  Bauerschaften  in  die  Stadt  verursachten. 
Ich  konnte  dem  nicht  zustimmen  —  vgl.  a.  a.  0.  S.  51  —  55  — .  Von 
Interesse  wäre  es  zu  erfahren,  ob  zwischen  den  Gemarkungen  der  Hau- 
bergsgenossenschaften,  insbesondere  dem  Leimbacher  Hauberg  und  den 
Weidegebieten  der  auch  in  Siegen  vorkommenden  Hudegemeinden 
(S.  60, 69)  ein  Zusammenhang  besteht. 

Sehr  ansprechend  sind  schließlich  die  Darlegungen  D.s  über  die 
Entstehung  jener  der  Haubergsverfassung  eigentümlichen  Einteilung  der 
Hauberge  in  regelmäßig  16 — 18  Haue,  ferner  die  Unterabteilung  des 
Haues  in  Jahne  (S.  8  ff.,  44 ff.)  und  die  weitere  Zersplitterung  dieser 
in  kleine  und  kleinste  Idealanteile.  D.  vertritt  m.  E.  in  richtiger  Aus- 
legung des  allerdings  spärlichen  Urkundenmaterials  und  der  Tatsache, 
daß  die  in  Einzeleigentum  stehenden  Hauberge  keine  Jahne  in  ihren 
Hauen  haben,  die  Anschauung,  daß  die  Zahl  der  Jahne  mit  der  Zahl 
der  zur  Zeit  der  Einführung  der  Jahnordnung  vorhandenen  Haubergs- 
berechtigten  übereinstimmte  und  daß  die  komplizierten  Unterabteilungen 
erst  durch  teilweise  Weiterveräußerung  oder  Vererbung  sich  gebildet 
haben  (S.  49  u.  50,  51).  Es  ist  dies  eine  bemerkenswerte  Erscheinung, 
die  im  älteren  Rechte  ein  Analogon  in  der  Zersplitterung  der  Hufen- 
anteile und  im  Norden  der  Bolanteile  hat.  Es  wäre  zu  untersuchen 
gewesen,  ob  die  Zersplitterung  der  Hufen  mit  jener  der  Jahnanteile 
in  Zusammenhang  steht. 

Im  4.  Abschnitt  wird  die  Stellung  der  Landesherrschaft  zu  den 
Haubergen  behandelt  und  eine  kurze  Übersicht  über  die  Gesetzgebung 
gebracht.  Den  Abschluß  fand  dieselbe  mit  der  die  Haubergsordnung 
vom  6.  Dezember  1834  abändernden,  auch  für  andere  Kreise  vorbildlichen 
V.O.v.  17.  März  1879  (78,79).  Im  vorletzten  Abschnitt  schildert  D. 
das  Wesen  der  Haubergsgenossenschaften  als  Verbandspersönlichkeiten, 
im  Sinne  0.  v.  Gierkes,  die  entweder  durch  bewußte  Willensschöpfung 
oder  in  der  Regel  unbewußt  entstanden  seien  (S.  79,  80,  98.)  Mit 
Recht  wendet  sich  D.  gegen  die  Praxis,  die  Haubergsanteile  als  Mit- 
eigentum der  Genossen  zu  betrachten  (S.  81  ff,  88).  Insbesondere  vermag 
die  grundbuchamtliche  Übung,  die  Haubergsanteile  als  Grundstücke  zu 
behandeln  und  zu  verpfänden,  das  Wesen  der  Haubergsanteile  als  eines 
Körperschaftsrechts  nicht  zu  verändern.  Sehr  begrüßenswert  ist  die 
im  Schlußabschnitt  enthaltene  von  vollem  Verständnis  für  das  Genossen- 


*)  Lappe,  Die  Geseker  Huden  S.  20 ff.,  derselbe,  Die  B&uerschaften  der 
Stadt  Geseke  S.  28  ff. 
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schaftswesen  zeugende  Darstellung  der  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Bedeutung  der  Hauberge.  Von  den  historischen  Mängeln  abgesehen 
liegt  hier  eine  durch  Ortskenntnis  und  Liebe  zur  Heimat  getragene 
Juristenarbeit  vor  uns,  eine  Untersuchung,  die  um  somehr  Bedeutung 
haben  dürfte,  als  die  Haubergsverfassung  wohl  bald  der  Geschichte 
angehören  wird. 

Lausanne.  K.  Haff. 


Josef  Lappe,  Die  Bauerschaften  der  Stadt  Geseke1),  Unter- 
suchungen zur  deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte  von 
Otto  von  GKerke,  97.  Heft,  Breslau,  M.  u.  H.  Marcus  1908. 
XYI  und  171  S.     8°. 

Die  vorliegende  Arbeit  ist  von  mir  bereits  überprüft  worden2), 
deshalb  kann  ich  mich  hier  ganz  kurz  fassen.  An  der  sehr  ausge- 
dehnten, 18800  Morgen  umfassenden  Feldmark  der  Stadt  Geseke  sind 
im  17.,  18.  und  fast  bis  zur  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  (S.  158,  159) 
6  Bauerschaften  und  6  Huden  berechtigt  gewesen  (S.  3  ff.).  Von  den 
Mitgliedern  der  Bauerschaften  wohnten  viele  außerhalb  der  Stadt.  So 
waren  bei  der  Stockheimer  Bauersehaft  J/s  der  Mitglieder  außerhalb 
der  Stadt  und  sogar  in  einem  anderen  Gerichtsbezirke  ansässig  —  S.  41 
Anm.  1  — .  Den  Bauerschaften  sind  gewisse  Teile  der  Almende  (S.  112) 
sowie  der  Wald  verblieben.  Die  Mitglieder  der  Bauerschaften  waren 
zum  Teil  von  Grundherren  abhängig,  zum  geringeren  Teil  setzten  sie 
sich  aus  Inhabern  von  Erbgütern  zusammen  (S.  49  ff.).  Bei  den  Huden 
hingegen  waren  Mitglieder  die  Inhaber  der  weideberechtigten  Wohn 
häuser  (S.  38  ff.).  L.  vermutet  aus  Gründen,  denen  ich  nicht  beipflichten 
konnte,  daß  der  „Zug"  der  Bauerschaften  in  die  Stadt  schon  vor  dem 
Jahre  1300  erfolgt  sei  (S.  31).  L.  nimmt  ferner  an,  daß  „von  Anfang 
an"  eine  Vermehrung  der  Huderechte  nicht  erfolgt  ist  (S.  36,  37).*) 
Hiernach  ist  es  aber  nicht  verständlich,  warum  die  Zahl  der  Hude- 
rechte (473)  jene  der  Bauerschaftsrechte  (193),  von  welchen  die  Hude- 
rechte doch  ihren  Ausgang  nahmen  (S.  37),  so  bedeutend  überragt. 
M.  E.  hat  erst  die  allmähliche  Zersplitterung  der  noch  im  13.  und 
14.  Jahrhundert  in  Hufenverfassung  auf  die  Bürger  der  Stadt  über- 
gegangenen Güter  eine  Veränderung  und  Vermehrung  der  Weiderechte 
gebracht.*) 

*)  Eine  Ergänzung  und  Fortsetzung  der  Dissertation  der  rechts-  und 
staatswissensch.  Fakultät  zu  Münster  i.  W.  1907  mit  dem  Titel:  Die  Geseker 
Huden.  —  *)  Markgenossenschaft  u.  Stadtgemeinde  in  Westfalen  in  der 
Vierteljahrsschr.  f.  Sozial-  u.  Wirtschaftsgesch  1910  S.  17  ff.,  insbes.  45 — 55. 
—  »)  Vgl.  auch  Lappe,  Geseker  Huden  S.  28,  34  ff.,  insbes.  S.  36.  —  *)  Ein 
ähnlicher  Entwicklungsgang  wird  neuerdings  von  Lappe  selbst  aufgedeckt, 
vgl.  Lappe  Die  Sondergemeinden  der  Stadt  Lünen  1909,  S.  100  u.  101,  ferner 
derselbe  im  Nordlüner  Markenrecht  1910.  Sonderdruck  a.  d.  Jahresber.  d. 
Progyinn.  Lünen  S.  23  u,  24.  Hierdurch  zeigt  Lappe  selbst  die  Unwahr- 
scheinlichkeit  seiner  auf  Geseke  bezüglichen  Behauptungen. 
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Die  Ursache  des  „  Zuges"  der  6  Bauerschaften  in  die  Stadt  wird 
von  L.  in  kriegerischen  Umständen,  insbesondere  in  der  Zerstörung  der 
Dörfer  gesucht.  Ich  bin  auf  Grund  des  m.  a.  Urkundenmaterials  zu 
einer  anderen  Auffassung  gelangt.  Die  Bürger  der  Stadt  und  die 
dortige  Grundherrschaft  haben  seit  dem  13.  Jahrhundert  eine  große 
Anzahl  von  Hufen  und  Waldrechten  aus  den  benachbarten  Bauerschaften 
erworben  und  das  Wirtschaftszentrum  dieser  großen,  oft  an  Herrenhöfe 
erinnernden  Besitzungen  hinter  die  Stadtmauern  verlegt.  Man  kann 
also  nicht  gut  von  einem  „Zuge"  der  Bauerschaften  in  die  Stadt, 
sondern  eher  von  einem  Aufkaufen  derselben  durch  die  Bürger  und 
die  Grundherrschaft  der  Stadt  sprechen.  Nicht  richtig  ist  ferner  die 
Behauptung  Ls.,  „daß  nach  dem  Aufbau  der  Bauerschaften  in  der  Stadt" 
die  Besitzer  der  Bauerschaftsgtiter  bzw.  deren  Vertreter  schon  vor  dem 
Jahre  1266  Bürger  geworden  seien  (S.  30,  31,  148  ff.).  Die  von  den 
Bürgern  der  Stadt  erworbenen  Höfe  gehörten  hauptsächlich  Grund- 
herren. Es  ist  nicht  einzusehen,  aus  welchem  Grund  die  früheren  Be- 
wirtschafter  dieser  Höfe,  an  deren  Stelle  die  Bürger  traten,  Bürger- 
recht in  der  Stadt  erhalten  haben. 

Einwandfrei  ist  der  Nachweis  Ls.,  daß  die  Bauerschaften  Gesekes 
keine  Verwaltungsbezirke  der  Stadt  waren  (S.  41).  Unzulässig  ist  aber 
die  vom  Verf.  hieraus  gezogene  Schlußfolgerung,  die  These,  Huden  und 
Bauerschaften  seien  Verwaltungsbezirke  der  Stadt,  müsse  aufgegeben 
werden.  Ohne  derart  zu  verallgemeinern,  möchte  ich  im  Anschluß  an 
die  Untersuchungen  Rietschels  Histor.  Vierteljahrsschr.  1898  S.  521  ff. 
den  Satz  aufstellen,  daß  die  Bauerschaften  der  westfälischen  Städte 
entweder  bloße  Agrargenossenschaften,  d.  h.  also  keine  städtische  Ver- 
waltungsbezirke waren  oder  aber,  daß  sie  künstlich  geschaffene  Ver- 
waltungsbezirke darstellten,  die  den  Namen  irgendeiner  benachbarten 
oder  in  ihnen  aufgegangenen  Bauerschaft  erhielten.  Wo  die  Sonder- 
gemeinden der  westfälischen  Städte  als  Agrargenossenschaften  sich 
charakterisieren,  sind  sie  aber  nicht  ohne  weiteres  als  „wahre  Mark- 
genossenschaften" (S.  40),  sondern  lediglich  als  Nachfolger  der  durch 
teilweisen  Aufkauf  der  Bauerschaften  bzw.  Dörfer  und  andere  Umstände 
stark  veränderten,  ursprünglicheren  Markgenossenschaften  zu  betrachten. 
Bei  Geseke  sieht  man  dies  deutlich  insofern,  als  ja  ein  großer  Teil  der 
Bauerschaftsmitglieder  gar  nicht  in  der  Stadt  oder  deren  Feldmark, 
sondern  weit  außerhalb  derselben  ansässig  waren. 

Alter  als  die  Bauerschaften  und  Huden  Gesekes  ist  die  dortige 
Erbgenossenschaft.  Sie  ist  schon  im  Jahre  1372  erwähnt1),  während 
die  Bauerschaften  erst  viel  später  auftauchen.  Es  ist  also  zu  ver- 
muten, daß  die  „Erffgenoissen"  Gesekes  die  älteste  Agrargenossenschaft 
der  Stadt  darstellten.  —  Ein  Analogon  hierfür  habe  ich  in  Soest  ge- 
funden, wo  die  „Erffgenoissen"  der  Stadt  als  Inhaber  von  Waldrechten 
in  der  Mark  erwähnt  werden. 2)    Wertvoll  für  das  Verständnis  jener 


»)  Seibertz  U.  B.  I  Nr.  826  „Erffgenoissen".  —   *)  Seibertz  U.  B.  II 
Nr.  798. 

Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte.    xxxil.   Genn.  Abt     :  33 
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Genossenschaft  ist  die  auf  Grund  von  Urkundennachrichten  des  18.  und 
19.  Jahrhunderts  durch  Lappe  neuerdings  dargestellte  Genossenschaft 
der  Herren  Erben  in  Geseke,  die  neben  den  6  Bauerschaften  und  6 
Huden  der  Stadt  eine  eigene  Existenz  bis  in  die  neuere  Zeit  herein 
geführt  hat.1)  Der  Bezirk  der  Herren  Erben  umfaßte  im  Gegensatz 
zu  jenem  der  Bauerschaften  gerade  die  Umgebung  der  Stadt  sowie  den 
südlichen  Teil  der  Feldmark.2)  Es  besteht  aller  Wahrscheinlichkeit 
nach  ein  Zusammenhang  zwischen  den  alten  Erbgenossen  und  ihren 
Abgabenfreiheiten  und  den  ebenfalls  bevorrechtigten  Genossen  der 
Herren  Erben.8) 

Wenn  ich  auch  dem  Verf.  in  verschiedenen  Punkten  nicht  zu- 
stimmen kann,  so  muß  doch  hervorgehoben  werden,  daß  die  Unter- 
suchungen Lappes  gerade  durch  die  eingehende  Verwertung  des  auf 
die  Bauerschaften  und  Huden  von  Geseke  sich  beziehenden  ungedrucki- 
ten  Materials  sowie  durch  den  Nachweis,  daß  die  dortigen  Bauer- 
schaften keine  Verwaltungsbezirke  der  Stadt  waren,  einen  bedeutenden 
verfassungsgeschichtlichen  Wert  besitzen. 

Lausanne.  K.  Haff. 


Horst  von  Cornberg,  Beiträge  vornehmlich  zum  Privat- 
recht der  Stadt  Göttingen.  Deutschrechtliche  Beiträge  zur 
Geschichte  des  deutschen  Rechts,  herausgegeben  von 
Konrad  Beyerle.    Heidelberg,  Winter  1910.    80  S.   8°. 

Göttingens  Rechtsquellen  hatten  schon  Pufendörf  zur  Publikation 
einiger  Statutenstücke  gereizt,  A.  Ulrich  hatte  dann  die  auf  Wachstafeln 
überlieferten  Statuten  von  1330 — 1354  herausgegeben,  einzelnes  fand 
sich  in  den  Urkundensammlungen,  namentlich  in  Gustav  Schmidts  Ur- 
kundenbuch  und  bei  dessen  Fortsetzern.  Nun  hat  G.  Frh.  v.  d.  Ropp  die 
Wissenschaft  vor  einigen  Jahren  mit  der  Herausgabe  der  Göttinger 
Statuten  (1907)  beschenkt  und  darin  in  mustergiltiger  Weise  das 
gesamte  bis  in  die  ersten  Jahrzehnte  des  16.  Jahrhunderts  reichende 
Statutenmaterial  einschließlich  des  merkwürdigen,  alphabetisch  ge- 
ordneten Ordinarius  und  der  Bestimmungen  über  die  Kaufgilde  zur 
wissenschaftlichen  Benutzung  bereitgestellt.  Offenbar  angeregt  durch 
Beyerles  stadtgeschichtliche  Forschungen  hat  es  v.  Cornberg  unter- 
nommen, auf  Grund  des  Röppschen  Statutenwerkes  eine  Darstellung 
des  Goslarschen  Privatrechts  zu  geben.  Er  schildert  das  Personen- 
recht  (physische  Personen:  Geschlecht  und  Alter,  Uneheliche,  Bürger 
und   Nichtbürger,    Juden;    sowie   Juristische   Personen),    sodann    vom 

*)  Lappe,  die  Herren  Erben  in  Zeitschr.  f.  vaterl.  Gesch.  u.  Alter- 
tumskd.  Westfalens  Bd.  66  S.  160ff.  —  2)  Lappe  a.  a.  O.  S.  160  A.  — 
•)  Lappe  a.  a.  O.  S.  177:  i,Es  mußten  also  alle  Äcker,  die  im  Gebiete 
der  Herren  Erben  lagen,  an  sie  eine  bestimmte  Abgabe  an  Weizen  und 
Geld  entrichten  und  zwar  anstatt  des  Zehntens  eine  Abgabe  unter  dem 
Titel  Zehntlose.'.' 
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Familienrecht  das  Eherecht  und  das  Vormundschaftsrecht,  weiter- 
hin das  Erbrecht  (gesetzliche,  gewillkürte  Erbfolge,  Erbteilung  und 
Haftung)  und  endlich  das  Sachenrecht.  Das  Forderungsrecht  ist  ganz 
ausgefallen,  weil  es  ohne  Heranziehung  der  Urkunden  und  des 
nach  ca.  1500  entstandenen  Statutenmaterials  doch  nur  in  großer 
Lückenhaftigkeit  hätte  geschildert  werden  können.  Wenn  (S.  15)  es 
als  „nicht  zu  verkennender  Mangel"  der  v.  d.  Roppschen  Publikation 
bezeichnet  wird,  daß  sie  mit  dem  Jahre  1500  abschließt,  so  dürfte 
demgegenüber  doch  auf  die  Darlegung  v.  d.  Ropps  in  seiner  Ein- 
leitung über  den  Zustand  der  späteren  Quellen  hinzuweisen  sein,  die 
sein  Verfahren  vollkommen  rechtfertigt.  Im  übrigen  hätte  v.  Cornberg 
trotzdem  mancherlei  zum  Obligationenrecht,  namentlich  aus  den  Statu- 
tenbestimmungen über  das  Zwangsvollstreckungsrecht,  über  Kauf,  über 
Schadensersatz  etc.  beibringen  können.  Auch  die  Darstellungen  der 
anderen  Materien  tragen  zum  Teil  einen  mehr  aphoristischen  Charakter. 
Dies  erklärt  sich  aus  der  Beschränkung  auf  eine  einzige  Quelle  und 
aus  der  Zufälligkeit  statutarischer  Aufzeichnungen;  immerhin  hätte  man- 
cher interessante  Rechtsfall  der  Statuten  etwas  näher  dargelegt  werden 
können.  Trotz  alledem  ist  die  Arbeit  eine  ganz  dankenswerte  Zusam- 
menstellung, die  über  den  Zustand  des  Göttingenschen  Privatrechts  des 
14.  und  15.  Jahrhunderts  orientiert  und  einige  besondere  Eigentümlich- 
keiten wie  das  Andauern  mancher  Sippenrechte,  leise  Einflüsse  des 
römischen  Rechts  etc.  zur  Anschauung  bringt,  auch  durch  gelegentliche 
Hinweise  auf  die  Rechte  benachbarter  Städte  wie  Duderstadt,  Braun- 
schweig etc.  sowie  durch  Verwendung  der  allgemeinen  Literatur  die 
Göttinger  Bestimmungen  in  den  Gesamtzusammenhang  der  deutschen 
Privatrechtsentwickelung  in  frischem  Ton  und  mit  offensichtlicher 
Freude  am  heimischen  Rechte  einordnet. 

Marburg  a.  L.  E.  Heymann. 


Dr.  Otto  Peterka,  Privatdozent  an  der  deutschen  Uni- 
versität Prag,  Das  offene  zum  Scheine  Handeln  im  deutschen 
Rechte  des  Mittelalters.  Heidelberg,  Carl  Winters  Uni- 
versitäts  -  Buchhandlung  1911  (Bd.  7,  Heft  1  der  von 
K.  Beyerle  herausgegebenen  deutschrechtlichen  Beiträge, 
Forschungen  und  Quellen  zur  Geschichte  des  deutschen 
Rechts).    72  S.     8°. 

Ein  Scheinhandeln  kann  im  Rechtsleben  zweierlei  Art  sein.  Das 
„Scheingeschäft  im  engeren  Sinne",  Simulation  genannt,  wird  nur  zum 
Scheine  errichtet,  „um  dritte  Personen  zu  täuschen  oder  um  das  Gesetz 
zu  umgehen"  (S.  3);  es  will  die  Anwendung  des  Scheines  verbergen. 
Bei  dem  offenen  zum  Scheine  Handeln,  dem  „Scheingeschäft  im  tech- 
nischen Sinne"  deckt  sich  die  Übung  des  Scheines  mit  der  allgemeinen 
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Rechtsüberzeugung;  es  wird  daher  auch  „unter  Beteiligung  der  zur 
Rechtspflege  berufenen  Organe  allgemein  gebilligt,  offenkundig  be- 
trieben und  im  geltenden  Rechtsleben  bewußt  gepflegt  und  ausge- 
staltet" (S.  4).  Scharf  zu  scheiden  von  dem  offenkundigen  Scheinhandeln 
ist  das  im  Rechtsleben  ebenfalls  vorkommende  Symbol.  Beide  lenken 
sie  zwar  den  Geist  auf  etwas  anderes,  als  in  der  Außenwelt  vorgeht, 
das  Symbol  jedoch  „auf  den  versinnbildlichten  ideellen  Vorgang",  das 
offenkundige  Scheinhandeln  dagegen  „auf  die  von  den  vorgetäuschten 
Formen  abweichende  Rechtsgestaltung"  (S.  48). 

Das  offene  zum  Schein  Handeln,  das  Scheingeschäft  im  tech- 
nischen Sinne,  tritt  im  deutschen  Rechte  des  Mittelalters  auf  dem  ge- 
samten rechtlichen  Tätigkeitsgebiet  uns  entgegen.  Wie  im  römischen 
Recht  bildet  es  auch  hier  ein  wichtiges  Moment  in  der  Rechtsent- 
wicklung. Verf.  hat  sich  nun  zur  Aufgabe  gestellt,  die  Bedeutung 
dieses  offenkundigen  Scheinhandelns  „für  den  Aufbau  und  für  die  Ent- 
wicklung des  älteren  deutschen  Rechts  zu  verfolgen"  (S.  5).  Die  Ab- 
handlung des  Verfassers  ist  zu  begrüßen.  Wohl  fanden  wir  bisher 
schon  in  den  Lehrbüchern  der  deutschen  Rechtsgeschichte  und  in 
sonstigen  rechtshistorischen  Arbeiten  Hinweise  auf  einzelne  Fälle  dieses 
offenkundigen  zum  Scheine  Handelns,  eine  monographische  Behandlung 
hat  diese  interessante  Frage  jedoch  erst  jetzt  durch  die  vorliegende 
anregend  geschriebene  Abhandlung  erfahren. 

In  drei  Abschnitten  untersucht  Verf.  die  typischen  Anwendungs- 
fälle des  offenen  zum  Scheine  Handelns,  insbesondere  überall  nach  dem 
Grunde  forschend.  Im  ersten  Abschnitt  (S.  5 — 20)  erörtert  er  das 
Gebiet  der  Scheinrechtsgeschäfte,  im  zweiten  (S.  20 — 37)  den  Schein- 
prozeß, im  dritten  (S.  37 — 47)  die  Anwendung  des  Scheines  bei  Aus- 
übung der  Strafgewalt.     Der  Inhalt  ist  kurz  folgender: 

Dem  deutschen  Urrecht  waren  wie  wohl  jedem  Urrecht  Schein- 
geschäfte fremd.  Die  Grundtypen  der  Rechtsgeschäfte  reichten  für  die 
einfachen  Verhältnisse  aus ;  erst  bei  einer  weiteren  Stufe  der  Entwick- 
lung treten  solche  Scheingeschäfte  auf.  Es  muß  sich  eben  erst  das 
Bedürfnis  nach  einem  zweiten  Rechtsgeschäfte  „im  Verkehr  heraus- 
gestellt haben,  welches  durch  scheinbare  Anwendung  des  schon  be- 
stehenden geübt  wird"  (S.  5). 

Auf  rechtsgeschäftlichem  Gebiet  tritt  das  Scheinhandeln  uns  im 
Familien-  und  Vermögensrecht  entgegen.  So  erblickt  Verf.  m.  E.  mit 
Recht  die  besonders  im  langobardischen  und  salischen  Recht  bei  der 
Eheschließung  erweisliche  Zahlung  eines  ganz  geringen  Preises  seitens 
des  Bräutigams  an  den  Gewalthaber  für  den  Übergang  der  Munt  mit 
Rücksicht  auf  die  zum  Objekt  des  Vertrages  in  keinem  Verhältnis 
stehende  Geringfügigkeit  der  Leistung  analog  der  römischen  coemptio 
als  Scheinpreis.  Den  Grund  für  die  formelle  Wahrung  der  Kaufidee 
sieht  er  in  dem  Bestreben,  „vor  Schaffung  einer  neuen  Eheschließungsart 
an  den  überkommenen  Rechtsformen  festzuhalten,  trotzdem  infolge 
allmählicher  Abschwächung  der  Bedeutung  der  Muntschaft  und  infolge 
geänderter  reohtlicher  Stellung  der  Braut  die  Kaufform  den  sozialen 
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und  vermögensrechtlichen  Verhältnissen  der  Zeit  nicht  mehr  entsprach" 
(S.  8).  Ein  rechtsgeschäftliches  Scheinhandeln  erblickt  Verl*,  weiterhin 
in  dem  Hinlegen  der  Schlüssel  auf  das  Grab  oder  auf  die  Bahre  des 
verstorbenen  Ehemanns  durch  die  Witwe  zwecks  Ausschlusses  der 
Haftung  für  die  Schulden  jenes,  indem  dadurch  Vornahme  einer  Ehe- 
scheidung vorgetäuscht  werden  sollte,  ferner  in  dem  im  späteren  frän- 
kischen Recht  vereinzelt  überlieferten  Beilager  der  Frau  mit  dem 
unmittelbar  nach  der  Hochzeit  verstorbenen  Manne,  um  für  jene  „die 
durch  das  Beilager  bedingte  ehegüterrechtliche  Stellung  der  Witwe 
zu  schaffen''  (S.  11),  endlich  in  der  „nur  dem  Zwecke  der  Emanzipation 
dienenden  rein  scheinbaren  Affiliation"  (S.  12). 

Im  Vermögensrecht  hat  besonders  das  Grundprinzip  des  germa- 
nischen Rechts  von  dem  Erfordernis  der  Entgeltlichkeit  aller  rechtlich 
bedeutsamen  Verträge  zu  scheinmäßigem  Handeln  geführt,  nämlich 
zur  „Schaffung  eines  Scheinlohnes  für  Handlungen  reiner  Liberalität, 
um  äußerlich  an  dem  ursprünglichen  Gedanken  der  Entgeltlichkeit  aller 
Rechtsgeschäfte  festzuhalten"  (S.  13).  Typisch  ist  hier  das  Launegild 
im  langobardischen  Recht.  Arrha  und  Vadiation  deutet  Verf.  mit 
Recht  nicht  als  ein  Scheinhandeln  im  technischen  Sinne,  sondern  als 
Symbol,  wohl  aber  die  Eingehung  einer  Selbstbürgschaft  in  Fällen,  in 
denen  von  Rechts  wegen  eine  Verbürgung  verlangt  wurde,  als  Vor- 
täuschung einer  Fremdbürgschaft. 

Auf  dem  Gebiet  des  Prozesses  begegnet  uns  im  deutschen  Recht 
des  Mittelalters  ein  Scheinhandeln  bei  der  gerichtlichen  Auflassung, 
nämlich  analog  der  in  iure  cessio  des  römischen  Rechts  „die  Übung 
eines  Scheinprozesses  zur  Durchführung  nicht  streitigen  Eigentums- 
überganges" (S.  21).  Schloß  in  der  fränkischen  Zeit  das  Verfahren  sich 
eng  an  die  beim  strittigen  Prozeß  üblichen  Formen  an,  so  war  dies 
bei  der  gerichtlichen  Auflassung  des  späteren  Mittelalters,  solange 
sie  nicht  jeden  scheinprozessualen  Charakters  überhaupt  entkleidet 
war,  nicht  mehr  so  strenge  der  Fall;  insbesondere  fehlte  jetzt  eine 
Klageerhebung,  und  wurden  die  Parteien  nicht  mehr  Kläger  und  Be- 
klagte, sondern  Paciscenten  genannt.  Den  Grund  für  die  Vortäuschung 
eines  strittigen  Verfahrens  deutet  Verf.  wohl  richtig,  wenn  er  darauf 
hinweist,  daß  zu  jener  Zeit  die  Gerichte  vor  allem  nur  die  Tätigkeit 
des  Urteilens  in  strittigen  Rechtsfällen,  nicht  aber  eine  freiwillige 
Gerichtsbarkeit  übten.  Wollten  daher  die  Parteien  das  Recht  durch 
die  Intervention  des  Gerichts  stetigen,  dann  mußten  sie  sich,  sollte 
doch  die  Schaffung  von  etwas  Neuem  vermieden  werden,  „dem  üblichen 
Wirkungskreise  der  Gerichte  anpassen"  (S.  27).  Aus  dem  eben  ange- 
führten Grunde  findet  sich  auch  in  germanischen  Tochter-  und  Schwester- 
rechten, im  langobardischen,  nordischen  und  englischen  Recht  des 
Mittelalters  eine  Ausgestaltung  des  Scheinprozesses  zwecks  „gefestigten 
außerstrittigen  Liegenschaftserwerbes"  (S.  28).  Das  englische  Recht 
kennt  zu  diesem  Zwecke  sogar  3  Arten  von  Scheinprozessen,  nämlich 
den  „common  law",  den  „fine"  —  Process  und  die  „common  recovery". 
Im  deutschen  Strafverfahren  des  Mittelalters  kommt   als  schein- 


518  Literatur. 

mäßige  prozessuale  Gestaltung  besonders  die  Klage  gegen  den  toten 
Mann  in  Betracht.  Sie  bezweckte,  „eine  erlaubte,  auf  handhafter  Tat 
erfolgte  Tötung  durch  Rechtsgang  und  Urteil  als  berechtigt  und  daher 
als  straflos  festzustellen"  (S.  32).  Eine  Ausnahmevorschrift  zu  schaffen, 
scheute  man  sich,  schloß  sich  vielmehr  bei  der  prozessualen  Behand- 
lung des  Falles  unter  Fiktion  des  Lebens  des  Getöteten  an  die  gegebene 
Rechtsgestaltung  an. 

Am  häufigsten  ist  die  Anwendung  des  Scheines  im  deutschen 
Recht  des  Mittelalters  beim  Zuspruch  des  Wergeides  und  bei  der  Auf- 
erlegung von  Bußen.  Scheinwergelder  traten  ein  mit  Rücksicht  auf 
die  Beschaffenheit  der  Tat,  d.  h.  „bei  gewissen  vor  allem  auf  hand- 
hafter Tat  erfolgten  Tötungen,  welche  mit  Rücksicht  auf  die  Reaktion 
gegen  ein  verbrecherisches  Verhalten  des  Getöteten  straflos  gestellt 
werden  sollten"  (S.  38),  Scheinbußen  dagegen  wegen  der  Persönlichkeit 
des  Verletzten,  nämlich  wegen  Rechtlosigkeit  desselben.  Der  Grund 
hierfür  ist:  Der  Totschläger  sollte  zwar,  weil  der  Totschlag  nach  Lage 
der  Sache  gerechtfertigt  war,  straflos  bleiben.  Da  der  Totschlag  aber 
äußerlich  die  Erscheinung  eines  Friedbruches  bot,  erfolgte,  weil  man 
die  Schaffung  einer  entsprechenden  Ausnahmebestimmung  vermeiden 
wollte,  Scheintyestrafung  durch  Vortäuschung  eines  Wergeides.  Ähnlich 
verhält  es  sich  mit  der  Scheinbuße.  Die  Rechtlosen  waren  nicht  friedlos, 
standen  also  unter  dem  Schutz  des  Strafrechts,  immerhin  erachtete 
man  sie  einer  Buße  nicht  für  wert.  Der  offene  Ausspruch  .dessen  hätte 
die  Gleichstellung  der  Rechtlosen  mit  den  Friedlosen  bedeutet.  Um 
diese  Folge  ohne  Schaffung  einer  Ausnahmebestimmung  zu  vermeiden, 
griff  man  zum  Mittel  der  Vortäuschung  einer  Buße. 

Die  verdienstliche  Abhandlung  Peterkas  hat  klar  gezeigt,  daß 
das  offene  zum  Schein  Handeln  genau  wie  im  römischen,  so  auch  im 
deutschen  Recht  ein  „integrierendes  Moment  im  Entwicklungsgange 
und  dem  Aufbau"  desselben  gebildet  hat,  und  daß  es  sich  überall  auf 
dieselbe  Wurzel  zurückführen  läßt,  nämlich  auf  das  Bestreben,  das 
vorhandene  Recht  entsprechend  den  auftretenden  Bedürfnissen  neu  zu 
gestalten  und  zu  ergänzen^  jedoch  nicht  durch  Ausnahmebestimmungen, 
sondern  Ohne  Bruch  mit  dem  gegebenen  Recht  und  seinen  Formen. 
Dem  vom  Verf.  behandelten  Problem  gebührt,  wie  er  mit  Recht  hervor- 
hebt, auch  vom  rechtsvergleichenden  Standpunkt  aus  Beachtung.  Viel- 
leicht ist  sogar  die  Vermutung  begründet,  daß  das  offene  zum  Scheine 
Handeln  in  jedem  Recht  ein  integrierendes  Entwicklungsmoment  ge- 
bildet hat,  und  zwar  auf  der  unmittelbar  auf  den  Urzustand  des  Rechts 
folgenden  Stufe  der  Entwicklung. 

Münster  i.  W.  J.  Po  et  seh. 


Literatur.  519 

Joseph  Poetsch,  Die  Reichsacht  im  Mittelalter  und  be- 
sonders in  der  neueren  Zeit,  105.  Heft  der  Untersuchungen 
zur  deutschen  Staats-  und  Reohtsgeschichte,  herausgegeben 
von  Otto  v.  Gierke.  Breslau,  Verlag  von  M.  u.  H.  Mar- 
cus 1911.    XIV  u.  261  S.     8°. 

Die  vorliegende  Arbeit,  eine  der  rechts-  und  staatswissenschaft- 
lichen Fakultät  der  Westfälischen  Wilhelms-Universität  eingereichte 
Habilitationsschrift,  ist  ein  erfreulicher  Beweis  für  die  sich  allmählich 
bahnbrechende  Erkenntnis,  daß  die  deutsche  Rechtsgeschichte  sich  nicht 
auf  die  Erforschung  der  Einrichtungen  der  mittleren  Zeiten  beschrän- 
ken darf,  und  ein  glänzendes  Zeugnis  für  die  Tatsache,  daß  der  Hebung 
und  Verwertung  „historischer"  Schätze  aus  den  letzten  drei  Jahrhunder- 
ten des  heiligen- römischen  Reiches  deutscher  Nation  eine  reiche  und 
dankbare  Arbeit  durch  kundige  Forscherhand  harrt.  Der  Wert  einer 
derartigen  Arbeit  beschränkt  sich  ja  nicht  nur  auf  die  Befreiung  und 
Läuterung  unserer  Kenntnis  der  kurz  voraufgegangenen  Jahrhunderte 
von  dem  rationalistischen  Staub  der  Darstellungen  des  siebzehnten 
und  achtzehnten  Jahrhunderts,  der  sie,  wenn  auch  nicht  vollständig 
begraben,  so  doch  fast  erstickt  hat,  auch  nicht  bloß  auf  die  Herstellung 
einer  losen,  äußerlichen,  mehr  spekulativen,  als  historischen  Verbindung 
mit  dem  deutschen  Mittelalter,  vielmehr  gewinnt  durch  eine  derartige 
Arbeit,  besonders  wenn  sie,  wie  Poetsch  das  in  seiner  Reichsacht  tut 
und  wie  ich  es  in  meiner  Befestigungshoheit  getan  habe,  auch  das 
hohe  und  späte  Mittelalter  in  den  Kreis  ihrer  Betrachtungen  zieht 
und  so  Vergleichungspunkte  mit  den  Phasen  der  früheren  Entwickelmig 
erlangt,  auch  die  mittelalterliche  Rechtsgeschichte,  indem  sie  sowohl 
gefördert  wird,  als  auch  notwendige  Kontrollmittel  aus  der  späteren 
Entwickelung  für  die  eigenen  Forschungsergebnisse  erlangt. 

Verfasser  behandelt  zunächst  in  einem  grundlegenden  Teil  Be- 
griff und  Ursprung  der  •  Reichsacht  und  die  Bezeichnung  der  Reichs- 
acht (p.  2 — 17);  im  zweiten  Teil  stellt  er  die  wesentlichsten  Fälle  der 
Reichsacht :  das  Anwendungsgebiet  der  Reichsacht  im  allgemeinen, 
die  Entstehung  der  Reichsacht  aus  der  Verfestung,  die  Reichsacht  als 
Folge  des  Kirchenbannes,  die  vertragsmäßige  Übernahme  der  Reichs- 
acht dar  (p.  18 — 44) ;  im  dritten  Teil  folgen  die  Arten  der  Reichsacht. 
Sofortige  Friedlosigkeit,  einfache  Reichsacht  und  Oberacht  oder  Aber- 
acht, der  Eintritt  der  Acht  mit  Begehung  der  Tat,  die  Privation 
(p.  44 — 72) ;  der  vierte  Teil  behandelt  das  Verfahren  bei  der  Reichs- 
achtverhängung  und  zwar  im  ersten  Kapitel:  die  Zuständigkeit  zur 
Verhängung  der  Reichsacht  im  allgemeinen  und  über  Reichsstände 
insbesondere  (p.  73 — 106),  im  zweiten  Kapitel:  das  Verfahren  bei  Ver- 
hängung der  Reichsacht  im  einzelnen,  dabei  erfährt  die  Darstellung 
des  Verfahrens  bis  1495  und  die  Darstellung  des  Verfahrens  nach  1495 
eine  der  Quellenlage  entsprechende,  gesonderte  Behandlung  (p.  106 — 156) ; 
der  fünfte  Teil  enthält  die  Schilderung  der  Folgen  der  Reichsacht  in 
persönlicher  und  vermögensrechtlicher  Hinsicht  (p.  156 — 187);  der  sechste 
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Teil  beschäftigt  sich  mit  der  Vollstreckung  der  Reichsacht  im  all- 
gemeinen, es  folgt  das  Verfahren  bei  der  Vollstreckung  der  Reichsacht 
im  einzelnen  und  die  zeitweilige  Suspension  der  Achtausführung 
(p.  187 — 215);  der  siebente  Teil  ist  der  Darstellung  der  Lösung  der 
Reichsacht  gewidmet,  hierbei  wird  zunächst  die  Frage  der  Lösbarkeit 
der  Reichsacht  untersucht,  sodann  die  Voraussetzungen  und  das  Ver- 
fahren der  Absolution  bis  1495  und  nach  1495  in  getrennter  Darstellung 
geprüft  und  endlich  die  Wirkung  der  Absolution  erörtert  (p.  215 — 244); 
der  achte  und  abschließende  Teil  behandelt  die  rechtliche  Natur  der 
Reichsacht,  in  ihm  werden  die  früheren  Ansichten  kurz  registriert  und 
sodann  die  eigene  Ansicht  des  Verfassers  dargelegt  (p.  244 — 247). 

Die  mit  echtem  deutschen  Gelehrtenfleiß  durchgeführte  Arbeit, 
die  teilweise,  wenn  auch  selten,  Archivkörper  des  Königlichen  Staats- 
archivs zu  Wetzlar,  das  eine  Fundgrube  für  den  neuzeitlichen  Rechts- 
historiker"  nach  unserer  eigenen  Kenntnis  genannt  werden  darf,  ver- 
wertet, gelangt  zu  folgenden  Ergebnissen:  Im  Mittelalter  bestand  ein 
Unterschied  zwischen  einfacher  Reichsacht  und  Reichsaberacht;  seit 
1495  gibt  es  nur  eine  einzige  Reichsacht,  die  sofort  alle  Rechtsfolgen 
und  insbesondere  die  volle  Friedlosigkeit  enthält.  Zu  unterscheiden 
ist  jedoch  hinsichtlich  der  vermögensrechtlichen  Vollstreckung  und  der 
Lösung  die  Kontumaxacht  und  die  Deliktsacht,  die  letztere  konnte  von 
dem  Exekutor  nach  freiem  Ermessen  vollstreckt  werden,  während  die 
erstere  stets  zur  Einsetzung  des  Klägers  in  die  Güter  des  Geächteten 
führte,  sie  mußte  bei  Erfüllung  der  vorgeschriebenen  Voraussetzungen 
stets  gelöst  werden,  dagegen  war  die  Lösung  von  der  Deliktsacht  und 
ihren  Folgen  reiner  Gnadenakt,  dessen  Umfang  der  souveränen  Ent- 
schließung des  Kaisers  unterlag,  wie  sich  aus  dem  von  Poetsch  nicht 
erwähnten  Reichsabschied  von  Speier  (1570)  S.  40  in  Neue  Sammlung 
Teil  III  p.  293  klar  ergibt.  Während  nun  vor  1495  der  Kaiser  allein 
zur  Verhängung  und  Lösung  der  Reichsacht  zuständig  war,  erhielt 
nach  1495  dieses  Recht  auch  das  Kammergericht,  allerdings  unter  Aus- 
schluß der  Fälle,  wo  der  Kaiser  selbst  wegen  crimen  laesae  die  Acht 
verhängt  hatte;  zur  Lösung  war  hier  nur  der  Kaiser  zuständig.  Be- 
sonders häufig  wurde  die  Reichsacht  am  Reichskammergericht  im 
16.  Jahrhundert  ausgesprochen.  Gegen  Ende  des  16.  Jahrhunderts 
bürgerte  sich  beim  Kammergericht  die  Praxis  ein,  in  Landfriedens- 
bruchsachen statt  der  Acht  eine  Geldstrafe  zu  verhängen,  diese  Praxis 
erhielt  später  eine  reichsgesetzliche  Sanktion.  Die  Acht  in  Zivilsachen 
wurde  im  Jahre  1711  abgeschafft.  Die  Reichsacht  bei  Vollstreckung 
der  Reichskammergerichtsurteile  wurde  1654  auf  den  Fall  des  tätlichen 
Widerstandes  gegen  die  Vollstreckung  beschränkt.  Die  letzte  Acht- 
verhängung  wurde  vom  Reichskammergericht  im  Jahre  1698  wegen 
Appellation  an  die  päpstliche  Kurie  gegen  ein  Urteil  des  Reichskammei- 
gerichts  ausgesprochen;  in  den  Fällen,  wo  noch  Acht  verhängung  zu- 
lässig war,  erkannte  das  Reichskammergericht  aut  Geldstrafe.  Wäh- 
rend im  Mittelalter  bei  kaiserlicher  Achtverhängung  gegen  Reichs- 
stände  häufig  die  Einwilligung   der  Reichsstände  erwähnt  wird,  wird 
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nach  1495  bis  zur  Wahlkapitulation  Ferdinands  III.  die  Acht  vom 
Kaiser  souverän  über  Reichsstände  verhängt;  seit  dieser  Wahlkapitu- 
lation war  jedoch  die  Einwilligung  des  Kurfürsten  zur  Achtverhängung 
über  Reichsstände  erforderlich.  Die  letzte  kaiserliche  Achtserklärung 
erfolgte  am  1.  Dezember  1709.  Seit  der  Wahlkapitulation  von  1711 
durften  Reichsstände  nur  noch  auf  Erkenntnis  des  Reichstags  in  Acht 
erklärt  werden;  die  Vorbereitung  dieses  Verfahrens  lag  in  den  Händen 
des  Reichskammergerichts  bzw.  Reichshofrats.  Jedoch  ist  eine  Achts- 
erklärung aus  der  Zeit  nach  1709  nicht  bekannt.  Mit  dem  Untergang 
des  heiligci  römischen  Reiches  deutscher  Nation  treten  auch  die  Be- 
stimmungen über  die  Reichsacht,  die  seit  100  Jahren  eine  praktische 
Anwendung  nicht  mehr  gefunden  hatten,  außer  Kraft. 

Einzelne  kleinere  Ausstellungen,  die  weder  den  hohen  wissenschaft- 
lichen Wert  der  Arbeit  tangieren,  noch  ihr  Gesamtergebnis  beeinflussen 
können,  könnten  vielleicht  gemacht  werden;  um  aber  den  hervor- 
ragenden Gesamteindruck  dieser  vortrefflichen  Arbeit  nicht  zu  trüben, 
erscheint  es  angebracht,  über  diese  Kleinigkeiten  hinwegzusehen.  Wenn 
der  Kritiker  an  dieser  Stelle  einen  Wunsch  aussprechen  dürfte,  so 
wäre  es  der,  daß  Poetsch  die  deutsche  Wissenschaft  noch  recht  oft 
mit  derartigen  Früchten  seines  Fleißes  beschenken  und  daß  er  auf  dem 
Gebiete  der  neuzeitlichen  rechtsgeschichtlichen  Forschung  noch  manche 
Nachfolger  finden  möge. 

Neuenburg.  Coulin. 


H.  Pissard,  La  clameur  de  haro  dans  le  droit  normand. 
(Bibliotheque  d'histoire  du  droit  normand,  publiee  par  la 
Society  d'histoire  du  droit  normand.  Deuxieme  Serie: 
£tudes.  Tome  Ier,  Fascicule  1.)  Caen,  L.  Jouan  1911. 
132  S.     8°. 

Die  klar  und  gewandt  geschriebene  Arbeit  Pissards  schildert  ein 
interessantes  Institut  des  normannischen  Prozeßrechts,  das  Verfahren 
mit  haro.  Ältere  Werke  hatten  dem  Verfasser  auf  diesem  Gebiet  schon 
vorgearbeitet,  vor  allem  ein  Aufsatz  von  Glasson  in  der  Nouvelle  Revue 
historique  de  droit  francais  1882.  Doch  hatte  Glasson  besonders  das 
neuere  Recht  berücksichtigt,  während  Pissard  das  Hauptgewicht  auf 
die  mittelalterliche  Entwickelung  legt.  Wenn  er  dabei  auch  vielfach 
zu  denselben  Ergebnissen  kommt  wie  Glasson,  wenn  das  Neue,  was  er 
bringt,  auch  nicht  immer  einwandfrei  erscheint,  so  muß  man  doch  an- 
ei'kennen,  daß  er  durch  Heranziehung  ungedruckten  Materials  und  durch 
sorgfältige  Erörterung  der  Quellenstelle  unsere  Kenntnis  des  normanni- 
schen Prozeßrechts  in  manchen  Stücken  erweitert  und  vertieft.  Während 
Glasson  bei  seiner  Untersuchung  auch  das  französische  Recht  und  die 
anderen  Rechte  germanischer  Herkunft  heranzog,  hat  sich  Pissard  ganz 
auf  die  Normandie  beschränkt,   in   der  Absicht,   die  Entwickelung   in 
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diesem  Lande  möglichst  klar  herauszuarbeiten.  Man  kann  diesen  Grund 
durchaus  gelten  lassen,  wird  es  aber  doch  vielleicht  bedauern,  daß 
der  Verfasser  nicht  wenigstens  an  einzelnen  Stellen  seiner  Darstellung 
seine  Blicke  über  die  normannischen  Grenzen  hinaus  hat  schweifen  lassen. 
Er  würde  dann  nicht  in  den  Fehler  verfallen  sein,  Institute,  die  sich 
auch  anderswo  finden,  als  spezifisch  normannisch  zu  behandeln. 

Haro,  harou  lautet  in  der  Normandie  und  auch  im  übrigen  Frank- 
reich das  Gerüfte.  Das  Verfahren  mit  haro  ist  hervorgegangen  aus 
dem  gemeingermanischen  Verfahren  mit  Gerüfte,  dem  Verfahren  bei 
handhafter  Tat.  Es  hat  dann  aber  im  normannischen  Recht  eine  eigen- 
artige Ausprägung  empfangen  und  gilt  bis  zum  Ende  des  Ancien 
Regime  als  eine  eifersüchtig  gehütete  Besonderheit  des  normannischen 
Rechts,  un  privilegue  special  ä  la  province  de  Normandie,  wie  ein 
Jurist  des  18.  Jahrhunderts  es  bezeichnet  hat.  Auf  den  normannischen 
Inseln  lebt  das  Institut  noch  heute  fort. 

In  der  Normandie  tritt  das  Verfahren  mit  haro  um  die  Mitte  des 
13.  Jahrhunderts  auf.  Die  erste  Quelle,  die  es  kennt,  ist  die  Summa 
de  legibus  Normanniae  (zwischen  1254  und  1258).  Pissard  bemüht  sich 
(S.  23  und  29)  nachzuweisen,  daß  das  Verfahren  mit  haro  schon  damals 
von  dem  Verfahren  bei  handhafter  Tat  losgelöst  erscheine.  Er  meint, 
daß  es  handhafte  Tat  ohne  Gerüfte  gegeben  und  daß  andererseits  das 
Gerüfte  noch  nicht  ohne  weiteres  die  Wirkungen  der  handbaften  Tat 
nach  sich  gezogen  habe.  Aber  dieser  Nachweis  scheint  mir  nicht  ge- 
glückt: Haro  und  handhafte  Tat  gehören  zusammen,  solange  das  Ge- 
rüfte überhaupt  auf  das  Strafverfahren  beschränkt  bleibt. 

Mutwilliges  Erheben  des  Gerüftes  wird  in  der  Normandie,  wie 
auch  sonst,  mit  einer  Geldbuße  belegt.  Das  normannische  Recht 
zeigt  nur  die  Besonderheit,  daß  der  Herzog  diesen  Tatbestand  als 
Bruch  des  Landfriedens  vor  sein  Gericht  zu  ziehen  sucht  und  im 
Anschluß  daran  vielfach  auch  die  Bestrafung  des  Angreifers,  dessen 
Vorgehen  die  Erhebung  des  Gerüftes  veranlaßte,  als  cas  ducal  in  An- 
spruch nimmt.  Pissard  hat  diese  Bestrebungen  des  Normannenherzogs 
in  eingehender  und  lehrreicher  Darstellung  geschildert,  freilich  auch 
gezeigt,  daß  sie  durchaus  nicht  immer  erfolgreich  gewesen  sind. 

Das  Verfahren  gegen  den  mutwilligen  Rufer  erfolgt  —  offenbar 
weil  es  auf  eine  fiskalische  Buße  hinausläuft  —  in  den  Formen  des 
amtsrechtlichen  Zeugenverhöres,  der  inquisitio  oder  enqu§te.  Das  Ver- 
fahren gegen  den  Angreifer  bleibt  zunächst  selbständig,  wird  aber  dann 
später,  wenigstens  in  leichteren  Fällen,  regelmäßig  mit  dem  Verfahren 
gegen  den  Rufer  verbunden.  Pissard  nimmt  nun  an,  daß  infolge  dieser 
Verbindung  die  EnquSte  auch  gegenüber  dem  Angreifer  in  Auf- 
nahme gekommen  sei.  Hierin  kann  ich  ihm  nicht  beipflichten.  Die 
Enqußte  gegenüber  dem  handhaften  Missetäter  war  auch  in  anderen 
Teilen  Frankreichs  üblich  >),  wo  doch  der  von  Pissard  für  die  Norman- 
die angenommene  Grund  nicht  in  Betracht  kommen  dürfte. 

v)  Beaumanoir  40, 14 ;  69,2.  Vgl.  Esmein,  Hist.  de  la  procedura  criminelle 
en  France  S.  78.  Glasson,  Hist.  du  droit  et  des  institutions  de  la  France  6,  629. 
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Seit  dem  Ende  des  13.  Jahrhunderts  (zuerst  1292)  wird  der  Haro- 
ruf  auch  im  Zivilprozeß  verwendet:  eine  weitere  Eigentümlichkeit  des 
normannischen  Rechtes.  Das  Gerüfte  dient  hier  als  außerordentliches 
Rechtsmittel  zum  Erhalten  des  Besitzes  an  Grundstücken.  Von  dem 
ordentlichen  possessorischen  Rechtsmittel  der  Normannen,  der  querela 
novae  dissaisinae,  unterscheidet  es  sich  dadurch,  daß  es  keiner  Gerichts- 
hilfe bedarf:  der  bedrohte  Besitzer  braucht  nur  den  Haroruf  zu  erheben, 
um  alle  Störungen  des  Gegners  zum  Stillstand  zu  bringen  und  ihn  zu 
zwingen,  seine  Ansprüche  vor  Gericht  zu  vertreten.  In  dem  darauf 
folgenden  Verfahren  tragt  die  Partei  den  Sieg  davon,  die  den  Besitz 
während  des  letzten  Jahres  nachzuweisen  vermag.  Die  Herkunft  des 
Instituts  aus  dem  Strafprozeß  zeigt  sich  aber  noch  darin,  daß  das  Ver- 
fahren stets  damit  endigt,  daß  der  Unterliegende  zu  einer  Geldbuße 
verurteilt  wird. 

Als  das  Verfahren  mit  haro  im  15.  Jahrhundert  aus  dem  Straf- 
prozeß, seinem  ursprünglichen  Gebiet,  verschwand,  hat  es  sich  doch 
im  Immobiliarprozeß  behauptet.  Ja,  man  hat  es  im  16.  Jahrhundert 
sogar  zum  Schutz  des  Fahrnisbesitzes  verwendet.  Doch  vermochte  es 
sich  hier  nicht  recht  zu  entwickeln,  weil  das  normannische  Recht  bei 
beweglichen  Sachen  keine  scharfe  Trennung  von  possessorischen  und 
petitorischen  Klagen  kennt. 

Zum  Schluß  möchte  ich  noch  einige  Angaben  der  Einleitung 
richtigstellen.  Das  auf  S.  10  angeführte  Gesetz  König  Childeberts  (II) 
gehört  ins  Jahr  596.  Daß  das  englische  Recht  die  Pflicht  dem  Gerüfte 
zu  folgen  und  die  Verantwortlichkeit  des  Hundred  aus  der  fränkischen 
Gesetzgebung  übernommen  habe  (S.  11),  ist  nicht  nachweisbar  und 
auch  nicht  wahrscheinlich.  Die  sogen.  Gesetze  Wilhelms  des  Eroberers 
(Leis  Willelme)  sind  nach  Liebermann  1090 — 1135  entstanden.  Die  S.  11 
daraus  angeführte  Stelle  steht  aber  schon  bei  Cnut  II,  29,  gehört  also 
der  vornorm ännischen  Zeit  an.  Anfechtbar  ist  die  Behauptung  (S.  11), 
daß  beim  Verfahren  wegen  handhafter  Tat  die  Fesselung  und  nicht 
das  Gerüfte  die  Hauptsache  gewesen  sei.  Unrichtig  ist  es  endlich, 
wenn  auf  S.  18  das  spezifisch  nordgermanische  Wort  herad1)  als  „teuton" 
bezeichnet  wird. 

Münster  i.  W.  Rudolf  His. 


*)  Der  Verfasser  denkt  dabei  wohl  an  die  Pflicht  des  Hundred 
den  Dieb  zu  verfolgen.  Aber  diese  Pflicht  wird  schon  ca.  950  erwähnt 
(Eadgar  I,  5).  Oder  sollte  er  an  die  Haftung  für  Murdrum  in  den  Leis 
Willelme  c.  22  und  den  Leges  Edwardi  confess.  15 — 16  denken?  Aber  von 
einer  derartigen  Haftung   ist  in  den  fränkischen  Quellen  nirgends  die  Rede. 
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Karl  Wilke,  Das  Friedegebot,  ein  Beitrag  zur  Geschichte 
des  deutschen  Strafrechts,  mit  einer  Tabelle  und  einem 
Urkundenanhang.  (Deutschrechtliche  Beiträge,  herausge- 
geben von  Konrad  Beyerle.  Band  VI,  Heft  4.)  Hei- 
delberg, Karl  Winters  Universitätsbuchhandlung  1911. 
214  S.     8°. 

Friede  (treuga,  trostung,  stallung)  heißt  im  älteren  deutschen 
Recht  der  Waffenstillstand  zwischen  feindlichen  Parteien.  Einen  solchen 
Frieden  können  die  Parteien  aus  freien  Stücken  geloben,  und  zwar  er- 
folgt dieses  Gelöbnis,  soviel  sich  erkennen  läßt,  immer  in  die  Hand 
eines  Dritten.  Oder  der  Dritte,  ein  Beamter,  ein  Geistlicher,  ein  Ge- 
meindegenosse, heischt  oder  nimmt  den  Frieden  von  den  Parteien,  d.  h. 
er  fordert  sie  im  Namen  der  Obrigkeit  auf,  in  seine  Hand  den  Frieden 
zu  versprechen.  In  beiden  Fällen  liegt  ein  gelobter  Friede,  ein  Hand- 
friede vor.  Der  Friede  kann  aber  auch  unmittelbar  durch  das  Gebot  des 
Beamten  oder  des  Genossen  hergestellt  werden  (gebotener  Friede  i.  e. 
S.).  Mag  nun  das  Gebot  die  Parteien  zum  Friedensgelöbnis  veranlassen 
oder  unmittelbar  den  Frieden  zustande  bringen,  auf  jeden  Fall  liefert 
es  der  öffentlichen  Gewalt  zunächst  ein  Mittel,  um  Feindseligkeiten 
unter  den  Genossen  hintanzuhalten  und  Ruhe  und  Ordnung  zu  bewahren. 
Weiter  verfolgt  der  Friede  in  der  Regel  den  Zweck,  die  endgültige 
Sühne  (pax)  vorzubereiten. 

Es  ist  kein  Zufall,  daß  es  besonders  schweizerische  Rechtshistoriker 
(Schauberg,  Blumer,  auch  Osenbrüggen  darf  man  wohl  zu  den  Schweizern 
rechnen)  gewesen  sind,  die  dem  Frieden  ihre  Aufmerksamkeit  schenkten : 
gerade  in  der  Schweiz  hat  das  Rechtsinstitut  große  Bedeutung  erlangt, 
und  die  schweizerischen  Quellen  liefern  infolgedessen  ein  ungemein 
reiches  Material.  Auch  die  niederländischen  Rechte  hat  man  für  die 
Darstellung  des  Friedens  verwertet:  so  bereits  Warnkönig  und  neuer- 
dings Dubois,  Fockema  Andreae  und  besonders  Fruin. 

Dagegen  fehlte  bis  jetzt  eine  das  Gesamtgebiet  des  deutschen 
Rechts  umspannende  Darstellung  des  Friedens,  wie  sie  Wilke  geben 
will,  und  es  war  gewiß  eine  sehr  dankbare  Aufgabe,  die  er  sich  damit 
gestellt  hat. 

Leider  ist  es  Wilke  aber  nicht  gelungen,  diese  Aufgabe  in  be- 
friedigender Weise  zu  lösen. 

Schon  die,  an  sich  ja  gewiß  fleißige,  Sammlung  des  Stoffes  erregt 
Bedenken.  Natürlich  kann  man  absolute  Vollständigkeit  von  einer 
derartigen  Arbeit  nicht  verlangen.  Aber  man  hätte  doch  erwarten 
dürfen,  daß  der  Verfasser  bei  der  Auswahl  der  benutzten  Quellen  eine 
gewisse  Gleichmäßigkeit  erstrebt  hätte.  Statt  dessen  hat  Wilke  aus 
einzelnen  Gebieten  ein  fast  überreiches  Material  verwertet,  andere  Gebiete 
dafür  gänzlich  vernachlässigt.  Die  schweizerischen  und  österreichischen 
Weistümer  hat  er  fast  vollständig  ausgeschöpft.  Dagegen  ist  Brabant,  ein 
Land,  wo  der  gebotene  Friede  i.  e.  S.  besonders  früh  auftritt,  überhaupt  nicht 
berücksichtigt,  und  die  Darstellung  des  flandrischen  Rechtes  bricht  mit 
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dem  Jahre  1300  plötzlich  ab,  offenbar  weil  Warnkönigs  Staats-  und  Rechts- 
geschichte mit  diesem  Jahre  abschließt,  gerade  als  wenn  der  umfang- 
reiche Recueil  des  coutumes  de  l'ancienne  Belgique  gar  nicht  vorhan- 
den wäre.  Und  selbst  den  Stoff,  den  Warnkönig  mitteilt,  hat  Wilke 
nicht  genügend  verwertet:  er  übersieht  insbesondere  die  sehr  aus- 
führlichen Angaben  aus  Aelst,  die  Warnkönig  in  seinem  dritten  Bande 
(Urk.  Nr.  60)  abgedruckt  hat.  Bei  Holland  verfahrt  Wilke  gerade  um- 
gekehrt: hier  benutzt  er  nur  die  jüngeren  Rechte  und  läßt  die,  für  die 
ältere  Zeit  sehr  ergiebigen,  Urkundensammlungen  von  van  den  Bergh 
und  Mieris  beiseite  liegen.  Infolge  dieses  Verfahrens  gewinnt  man 
natürlich  bei  Wilke  ein  ganz  schiefes  Bild  von  der  Entwicklung  der 
nordwestlichen  Rechte.  Auch  der  Nordosten  ist  etwas  stiefmütterlich 
behandelt.  Daß  der  vom  Richter  gewirkte  „Handfriede"  auch  im 
Magdeburgischen  Recht  (Laband,  Magdeburger  Rechtsquellen  S.  118) 
vorkommt,  hätte  der  Verfasser  doch  erwähnen  müssen,  wenn  man  auch 
zweifeln  darf,  ob  hier  mit  dem  Worte  „Handfriede''  wirklich  ein  echter 
Friede  und  nicht  vielmehr  eine  Sühne  gemeint  ist.  Vor  allem  aber 
hätte  Wilke  die  lehrreichen  Angaben  des  Rügischen  Landbrauchs  (c.  23) 
heranziehen  sollen.  Dann  hätte  er  sich  nicht  mehr  über  die  geringe 
Ausbeute  der  ostdeutschen  Landrechte  zu  wundern  brauchen.1) 

Schlimmer  als  diese  Ungleichheit  in  der  Quellenbenutzung  sind 
Wilkes  Versäumnisse  bezüglich  der  Literatur.  Von  den  Arbeiten 
Blumers  hat  er  nur  den  kurzen  Aufsatz  in  der  Zeitschrift  für  deutsches 
Recht  (9,  297  ff.)  verwertet,  nicht  dagegen  die  viel  eingehenderen  Aus- 
führungen in  der  Staats-  und  Rechtsgeschichte  der  schweizerischen 
Demokratien  (1,421  ff;  2,  2,  38  ff).  Ebenso  hat  er  für  das  niederlän- 
dische Recht  die  wichtigen  Arbeiten  von  Fockema-Andreae  (Rechts- 
geleerd  Magazijn  5.  231  ff.)  und  Fruin  (Bijdragen  voor  vaderlandsche  ge- 
schiedenis  3.  Reeks  3,  169  ff.)  völlig  übersehen. 

Wilke  verfährt  bei  seiner  Untersuchung  nun  so,  daß  er  seine 
Quellen  in  gewisse,  meist  örtliche,  Gruppen  gliedert  und  innerhalb 
dieser  Gruppen  den  Inhalt  der  einzelnen  Quellen  wiedergibt.  Das  war 
ja  gewiß  eine  notwendige  Arbeit.  Nur  hätte  der  Verfasser  sich  dabei 
nicht  gar  zu  eng  an  die  quellenmäßige  Anordnung  des  Stoffes  halten 
und  etwas  mehr  nach  Übersichtlichkeit  und  nach  Betonung  des  Wesent- 
lichen trachten  sollen.  Vor  allem  aber  hätte  er  bei  dieser  analysierenden 
Tätigkeit  nicht  stehenbleiben  dürfen.  Er  hätte  versuchen  müssen, 
am  Schlüsse  seines  Werkes  eine   zusammenhängende  Darstellung  des 


*)  Für  die  vom  Verfasser  behandelten  Orte  lassen  sich  noch  folgende 
Quellen  nachtragen :  Brügge :  Keure  v.  1304,  Warnkönig  2  Urk.  Nr.  65 ;  Dord- 
recht:  Urk.  v.  1452,  Dord.  Rechtsbronnen  1,297  f.  (interessant,  wie  hier  der 
Friede  „an  den  Kleidern"  genommen  wird !) ;  Aachen :  Kürgerichtsordn.  §  8, 
Loersch,  Aach.  Rechtsdenkm.  S.  54;  Mainz:  Stadtfriede  v.  1300  §  4,  Würdt- 
wein,  Diplomat.  Magunt. 2, 546;  Regensburg :  Friedgerichtsbuch  des  14.Jahrh.t 
v.  Freyberg,  Samml.  hist.  Schrift,  und  Urk.  5,  1,  75 ;  München:  Stadtrechtsb. 
c.  317,  Auer  S.  122;  Prag:  Statut  v.  1349  Rössler  S.  33;  Brunn:  Schöffen- 
buch c.  294.  410.  529—33.  730  (interessante  Stellen !). 
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Friedegebots  zu  liefern.  Hier  wäre  es  ihm  möglich  gewesen,  das 
rechtlich  Bedeutsame  hervorzuheben,  den  Gegensatz  von  Friede  und 
Sühne,  das  gegenwärtige  Verhältnis  der  vorhin  charakterisierten  drei 
Arten  des  Friedens  oder  die  Bestrafung  des  Friedbruches  u.  a.  im 
Zusammenhange  zu  schildern.  Diese  zusammenfassende  Arbeit  hat 
aber  Wilke  nicht  geliefert.  "Was  er  am  Anfang  und  am  Schlüsse  seines 
Buches  an  allgemeinen  Bemerkungen  bietet,  ist  doch  recht  mager  und 
auch  nicht  immer  richtig,  und  so  hinterlassen  seine  Ausführungen  einen 
unbefriedigenden  Eindruck.  Wilke  ist  eben  über  seinen  Stoff  nicht  recht 
Meister  geworden.  Das  zeigen  insbesondere  auch  die  widersprechenden 
Angaben  über  die  Arten  des  Friedens.  Auf  S.  14  unterscheidet  Wilke 
folgende  drei  Stufen:  1.  Befehl  an  die  Parteien,  sich  gegenseitig 
Frieden  zu  geloben.  2.  Befehl,  der  friedeheischenden  Amtsperson 
Frieden  zu  geloben.  3.  Friedegebot  i.  e.  S.  Auf  S.  160  f.  finden  wir 
dagegen  eine  ganz  andere  Einteilung :  1.  Friedegelöbnis  aus  freien  Stücken 
(fehlt  S.  14!).  2.  Befehl,  Friede  zu  geloben  (Nr.  1  und  2  auf  S.  14). 
3.  Friedegebot  i.  e.  S.  Wilke  scheint  gar  nicht  bemerkt  zu  haben, 
daß  diese  beiden  Einteilungen  sich  nicht  decken. 

Man  würde  über  diese  Mängel  des  Buches  noch  hinwegsehen, 
wenn  es  wenigstens  als  Stoffsammlung  zu  gebrauchen  wäre.  Aber  dazu 
sind  seine  Angaben  viel  zu  unzuverlässig.  Vielfach  behandelt  es  Stellen, 
die  es  in  Wahrheit  gar  nicht  mit  dem  Frieden,  sondern  mit  der  Sühne 
zu  tun  haben  (S.  16  f.  79.  87.  105.  108.  118  und  besonders  S.  153  und 
160  f.).  Wenn  frühere  Schriftsteller,  wie  Richard  Loening  (Vertragsbruch 
S.  483  ff.),  Frieden  und  Sühne  verwechselt  hatten,  so  kommt  dies  daher, 
daß  sie  vorwiegend  von  ostfälischen  Quellen  ausgingen,  und  diese  in 
der  Tat  zwischen  Friede  und  Sühne  nicht  scharf  unterscheiden.  Wilke 
aber,  dem  ein  viel  reicheres  Material  und  die  neuere  Literatur  zu  Gebote 
standen,  hätte  nicht  mehr  in  diesen  Fehler  verfallen  dürfen. 

Aber  auch  sonst  ist  das  Buch  ungemein  flüchtig  gearbeitet.  Ich 
will  nur  wenige  Beispiele  anführen.  In  Zütphen  (Wilke  S.  28)  be- 
ziehen sich  die  art.  75  (nicht  78!)  angegebenen  Brüchen  von  5  <H>.  und 
40  <H>.  nicht  auf  den  Friedbruch,  sondern  auf  die  Unterstützung  der 
Partei,  die  sich  weigert,  Friede  zu  geloben.  Auch  ist  hier  nicht  von 
der  Friedlosigkeit  die  Rede,  sondern  vom  Verlust  des  Bürgerrechts. 
Das  Kölner  Recht  (S.  34)  läßt  nicht  bewaffnete,  sondern  nur  imbewaffnete 
Begleiter  zu  den  SühneverhandluDgen  zu.  Die  ausführlichen  und  wert- 
vollen Angaben  der  Göttinger  Ratssatzungen  (S.  105  ff.)  hat  Wilke  von 
Anfang  bis  zu  Ende  mißverstanden,  und  was  er  daraus  mitteilt  ist  zum 
großen  Teil  völlig  verworren. 

Noch  schlimmer  springt  Wilke  mit  den  ländlichen  Quellen  um.  Das 
Weistum  von  Ehringen  (S.  123)  ermächtigt  nicht  die  Knechte  der  Geschwo- 
renen, sondern  den  geschworenen  Knecht,  d.  h.  den  Dorfweibel,  zum 
Friedegebot.  Im  Wädenschwiler  Herrschaftsrecht  (S.  128)  erklärt  sioh 
die  sonderbare  Doppelheit  von  Strafen  (z.  B.  für  Blutruns  Enthauptimg 
und  15  <ö>),  die  bei  Wilke  gar  keinen  Anstoß  zu  erregen  scheint,  daraus, 
daß  die  erste  Reihe  eigentliche  Friedbrüche  betrifft,  die  zweite  Reihe 
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dagegen  Handlungen,  die  dem  Befehl  zum  Friedgeben  nachfolgen,  aber 
doch  keine  eigentlichen  Friedbrüche  darstellen,  weil  kein  Friede  gelobt 
worden  ist.  Völlig  entstellt  tritt  uns  bei  Wilke  (S.  143)  eine  Bestim- 
mung des  Davoser  Landbuches  entgegen.  „Die  gelobte  Tröstung  — 
sagt  Wilke  —  bindet  auch  Verwandte  und  Anhänger.  Diese  sollen, 
sobald  sie  von  der  Tröstung  hören,  Tröstung  rufen  und  verkünden. 
'Jetliche  Tröstung  biet  für  arge  "Wort  und  Werkh,  Red  und  That\ "  Statt 
dessen  heißt  es  im  Landbuch  (Schaubergs  Zeitschr.  für  noch  ungedruckte 
schweizerische  Rechtsquellen  1,22):  „in  einer  jetlichen  trostung .  . 
sind  .  .  begriffen  .  .  jetweders  fründschaft,  fründsfründ  und  anhenger, 
sobald  sie  verneinend,  daß  die  rechtsächen  vertröstet  hand;  darum 
soll  man  allerwegen,  wo  es  die  notdurft  erheuscht,  die  trostung 
rueff  en  und  verkünden.  Ein  jetliche  trostung  bint  für  arge  wort  und 
werk,  red  und  thet". 

Häufig  haben  die  Fehlgriffe  des  Verfassers  ihren  Grund  in  mangel- 
haften Sprachkenntnissen.  Das  mndl.  beden  heißt  „gebieten"  und  darf 
nicht  mit  „bitten"  übersetzt  werden  (S.  27).  Die  ferch wunde  (S.  64)  ist 
keine  Blutwunde,  sondern  eine  lebensgefährliche  Verletzung.  Die 
Räte  besenden  (S.  100)  heißt  nicht  „einzelne  Räte  entsenden",  sondern 
„den  Rat  (alten  und  neuen)  zusammenrufen".  Die  Abkürzung  tal. 
in  den  österreichischen  Weistümern  bedeutet  nicht  Taler,  sondern 
Pfund,  wie  schon  die  Formel  tal.  %  zeigt  (S.  130).  Die  Vorster  in 
Wiedikon  (S.  180)  sind  auch  nicht  Vorsteher,  sondern  Förster.  Schlim- 
mer als  diese  Verstöße  ist  es,  wenn  Wilke  vorvesten  zweimal  mit 
„verhaften"  wiedergibt  (S.  106.  109).  Die  ärgste  Entgleisung  leistet  er 
sich  aber  bei  der  Besprechung  des  Zütphener  Rechtes  (S.  27).  Hier 
werden  die  feindlichen  Parteien  bestraft,  wenn  sie  auseinander  gebracht 
worden  waren  und  dann  wieder  zusammenkommen  (to  gadere  quemen) 
und  aufeinander  losschlagen.  Wilke  denkt  bei  diesem  to  gadere  an 
ein  Gatter  und  übersetzt  keck  „in  dem  Hausfrieden".  (Ebenso  nochmals 
S.  123  to  gadere  =  zum  Hause.) 

Der  Verfasser  hat  an  seine  Darstellung  eine  chronologische  Quel- 
lenübersicht angeschlossen,  die  auf  den  ersten  Blick  einen  ungemein 
fleißigen  Eindruck  macht,  denn  sie  umfaßt  nicht  weniger  als  517  Num- 
mern. Bei  näherer  Prüfung  freilich  schrumpft  diese  Zahl  einigermaßen 
zusammen.  Denn  Wilke  hat  nicht  nur  bei  solchen  Quellen,  die  für 
mehrere  Orte  galten,  mehrere  Nummern  gebildet  (z.  B.  gehören  die 
Nummern  29  und  30  und  ebenso  wieder  die  Nummern  199 — 201  zu- 
sammen), sondern  auch  sonst  vielfach  dieselbe  Quelle  zweimal  aufge- 
führt (Nr.  37  =  33 f.;  198  =  189—191;  260  =  256;  327  =  318;  347  =  342 
usw.).  Immerhin  bleibt  auch  nach  Abzug  der  Doubletten  noch  ein 
stattliches  Verzeichnis  übrig.  Doch  wird  sein  Wert  zunächst  dadurch 
beeinträchtigt,  daß  durchweg  die  Angabe  des  Druckes  fehlt.  Dieser 
Mangel  stört  besonders  bei  den  zahlreichen  Quellen,  die  im  Texte  des 
Buches  nicht  behandelt  sind.  Das  Aufsuchen  der  Quellen  wird  aber 
noch  dadurch  erschwert,  daß  die  Ortsnamen  oft  durch  Schreib-  oder 
Druckfehler  verunstaltet  sind,   wie   überhaupt   das   ganze   Buch   von 
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solchen  Fehlern  geradezu  wimmelt:  Desseldone  statt  Desseldonc,  Franeck 
statt  Franecker,  Wetterschwil  statt  Wettschwil,  Stellikon  statt  Stallikon, 
Wülfingen  statt  Wülflingen,  Bickenbach  statt  Rickenbach  usw.  Bei 
den  Nummern  256  und  262  hat  der  Verfasser,  wie  es  scheint,  die 
schweizerische  Landschaft  Gaster  mit  dem  niederösterreichischen  Dorfe 
Gastern  (österr.  Weist.  8,  245)  verwechselt. 

Überhaupt  ist    diese    chronologische  Quellenübersicht  geradeso 
flüchtig  gearbeitet,  wie  die  Darstellung  selbst. 

Wilke  hat  .seine  Tabelle  wohl  hauptsächlich  zu  dem  Zweck  an- 
gefertigt, um  das  allmähliche  Vordringen  des  gebotenen  Friedens 
i.  e.  S.  zu  zeigen.  Darum  hat  er  die  drei  Arten  des  Friedens  in  der 
Tabelle  durch  verschiedenen  Druck  unterschieden.  In  seiner  Erläuterung 
(S.  165)  legt  er  die  Einteilung  von  S.  14  zugrunde,  verweist  aber  gleich- 
zeitig auf  die  Einteilung  von  S.  160f.,  die,  wie  wir  sahen,  mit  jener  nicht 
übereinstimmt.  Infolgedessen  weiß  man  gar  nicht,  auf  welcher  der 
beiden  Einteilungen  die  Tabelle  nun  eigentlich  beruht.  Aber  es 
kommt  noch  schlimmer.  Ein  großer  Teil  der  Einordnungen  ist  ein- 
fach falsch,  einerlei  welche  Einteilung  man  auch  wählen  mag.  Da» 
flandrische  Poperinghen  (Nr.  2  u.  12 f.)  wird  der  zweiten  Entwicklungs- 
stufe zugewiesen,  während  die  Keure  der  vier  großen  Städte  (Nr.  345 f.) 
noch  der  ersten  Stufe  angehören  soll.  Tatsächlich  handelt  es  sich 
an  beiden  Stellen  um  den  von  Amts  wegen  genommenen  Frieden,  also 
um  Klasse  II  der  Einteilung  von  S.  14.  Das  Hamburger  Stadtrecht 
soll  nach  Nr.  33  der  Tabelle  der  ersten,  nach  Nr.  37  aber  der  dritten 
Stufe  angehören.  In  Wahrheit  meinen  beide  Nummern  dieselbe  Stelle, 
und  diese  liefert  ein  weiteres  Beispiel  für  die  zweite  Stufe  nach  S.  14. 
Das  Straßburger  Eecht  von  ca.  1200  gehört  nach  S.  42  des  Buches  der 
zweiten  Stufe  an,  was  auch  zweifellos  richtig  ist;  in  der  Tabelle  Nr.  10 
aber  wird  es  der  ersten  Stufe  zugewiesen.  Als  ein  frühes  Beispiel  für 
die  dritte  Stufe  wird  in  Nr.  41  der  Tabelle  der  Basler  Stadtfriede  von 
1286  angeführt.  Aus  8.  58  des  Buches  aber  ersehen  wir,  daß  der  Stadt- 
friede das  Institut  des  gebotenen  Friedens  noch  gar  nicht  kennt.  End- 
lich soll  das  Memminger  Recht  von  1396  noch  die  erste  Stufe  dar- 
stellen (Nr.  112  der  Tabelle) ;  in  Wirklichkeit  gehört  es  vielmehr  der 
zweiten  Stufe  an. 

Wäre  Wilke  sorgfältiger  zu  Werke  gegangen,  so  hätte  er  vielleicht 
erkannt,  daß  die  erste  Stufe,  die  er  auf  S.  14  annimmt  (der  Friede 
wird  dem  Gegner  gelobt),  in  Wahrheit  gar  nicht  existiert.  Auf 
jeden  Fall  aber  zeigen  die  angeführten  Beispiele,  daß  auf  die  Tabelle 
ebensowenig  Verlaß  ist,  wie  auf  den  Rest  des  Buches. 

An  die  Tabelle  schließt  sich  eine  Auswahl  von  Quellenstellen  an, 
die  auch  einiges  noch  ungedruckte  Material  bietet  (Konstanz,  Roggen- 
bürg,  Mühlhausen).  Leider  sind  aber  die  Abdrücke,  wie  einige  Stich- 
proben ergeben  haben,  keineswegs  fehlerfrei. 

Münster  i./W.  Rudolf  His. 
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Hermann  Knapp,  Das  Übersiebnen  der  schädlichen  Leute 
in  Süddeutschland.  Ein  rechtshistorischer  Beitrag  und 
Nachtrag.     Berlin,  Guttentag  1910.     88  S.    8°. 

Karl  Otto  Müller,  Zur  Geschichte  des  peinlichen  Pro- 
zesses in  Schwaben  im  späteren  Mittelalter.  Tübinger 
Studien  für  schwäbische  und  deutsche  Rechtsgeschichte 
2.  Bd.  H.  3,  Tübingen,  Laupp  1910,  S,  22—79.    8°. 

Schon  im  zweiten  Bande  seiner  Zenten  des  Hochstifts  Würzburg 
(1907)  S.  464  ff.  hatte  Hermann  Knapp  an  der  Hand  Würzburger  Quellen 
den  Nachweis  unternommen,  daß  die  grundlegenden  Anschauungen  des 
Zalling ersehen  Werkes  über  das  Verfahren  gegen  die  landschäd- 
lichen Leute  in  Süddeutschland  (1895),  die  von  der  herrschenden  Lehre 
angenommen  worden  waren,  unzutreffend  seien.  Durch  Siegfried  Rie t- 
schels  (diese  Zeitschr.  Bd.  29  S.  400)  Beifall  ermutigt,  sucht  er  in  der 
vorliegenden  Schrift  seinen  Standpunkt  auf  der  breiten  Basis  der 
Rechtsquellen  Süddeutschlands:  Frankens,  Schwabens,  Bayerns  und 
Österreichs  klarzustellen.  Den  Ausgangspunkt  seiner  Studien  bildeten 
die  partikulären  Rechtsquellen  des  Hoch-  und  Spätmittelalters,  deren 
Verfahren  die  von  Zallinger  gegebene  Deutung  nicht  vertrug.  Hier 
liegt  denn  auch  der  Schwerpunkt  seiner  Ausführungen,  während  das 
frühmittelalterliche  Recht  insbesondere  der  Landfrieden  unter  deren 
Einfluß  zur  Darstellung  kam. 

Knapps  Kampf  gilt  in  erster  Linie  der  These  v.  Zallingers ,  daß 
der  seit  dem  13.  Jahrhundert  nachweisbare  Übersiebnungsprozeß  gegen 
den  gefangenen  nicht  handhaften  Verbrecher  nur  eine  spezialrechtliche 
Institution  zur  Bekämpfung  des  Gewohnheitsverbrechertums  sei,  —  eine 
Ansicht,  die  Richard  Löning,  Der  Reinigungseid  bei  Ungerichtsklagen 
(1880)  S,  70  ff.  begründet  hatte,  v.  Zallinger  folgerte  sie  daraus,  daß 
der  Beweis  im  Übersiebnungsprozesse  sich  nicht  auf  eine  konkrete 
Klagbeschuldigung  beziehe,  sondern  auf  die  allgemeine  Behauptung, 
der  Angeklagte  sei  ein  schädlicher  Mann,  daß  weiter  die  im  Über- 
siebnungsprozesse verfolgten  Missetaten  nur  Diebstahl,  Raub,  Brand, 
Mord,  Fälschung  seien :  die  typischen  Fälle  des  Gewohnheitsverbrecher- 
tums. Somit  war  nach  ihm  der  Beweis  ein  Leumundsbeweis,  die 
Grundlage  des  Verfahrens  der  Nachweis  der  habituellen  Schädlichkeit 
des  Angeklagten,  die  Verurteilung  zwar  formell  auf  eine  bestimmte 
Übeltat  gestellt,  materiell  dagegen  auf  die  Landschädlichkeit.  Die 
im  Übersiebnungsprozesse  abzuurteilenden  „schädlichen  Leute"  sind 
daher  keineswegs  gewöhnliche  Verbrecher,  sondern  ausschließlich 
Gewohnheitsverbrecher,  deren  wichtigste  Typen  das  professionelle 
städtische  Gaunertum  sowie  das  Raubrittertum  darstellen. 

Knapp    unternimmt   den   Nachweis,   daß   weder   die  städtischen 

Gauner  (vgl.  auch  Zenten  II  483  ff.,  495  f.)   noch   die  Raubritter  an  sich 

als   schädliche  Leute   galten.    Das  Gesindel,   das  sich   in  den  Städten 

zusammenfand,  wurde  zwar  aus  der  Stadt  verwiesen,  aber  als  schädlich 

Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte.  XXXJI.  Germ.  Abt.  34 
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doch  nur  dann  gerichtet,  wenn  es  dem  Verweisungsgebot  ungehorsam 
war  oder  wegen  einer  bestimmten  verbrecherischen  Tat  verfolgt  wurde, 
S.  74  ff.  Ebenso  Raubritter  (außer  Oberösterreich)  nur  dann,  wenn  sie 
eines  bestimmten  Verbrechens  bezichtigt  sind.  Eine  Ausnahme  gilt 
nur  für  herrenlos  umherstreifende  bewaffnete  „Eisenknappen*  und 
Baiechte,  die  kraft  gesetzlicher  Bestimmung  als  schädliche  Leute  gelten 
sollen,  S.  66  ff,  84  (was  allerdings  Knapp  merkwürdigerweise  wieder 
S.  67  a.  E.  bestreitet). 

Geht  er  hierin  noch  mit  v.  Zallinger  konform,  der  gleichfalls  die 
Bezugnahme  auf  eine  bestimmte  verbrecherische  Tat  in  der  Regel  als 
erforderlich  ansah  (S.  171),  so  wendet  sich  direkt  gegen  ihn  der  Nach- 
weis, daß  der  Begriff  des  schädlichen  Mannes  weit  mehr  als  nur  die 
Gewohnheitsverbrecher  umfaßte.  Das  von  Knapp  beigebrachte  Material 
ist  m.  E.  beweiskräftig  genug,  um  diesen  Nachweis  als  vollständig 
erbracht  ansehen  zu  können,  wenn  auch  keineswegs  alle  Argumente 
Knapps  verfangen  und  seine  eigene  Auffassung  vom  Begriffe  des  schäd- 
lichen Mannes  nebelhaft  bleibt;  auch  hat  er  die  von  ihm  in  an  sich 
verdienstvoller  Weise  zusammengetragenen  zahlreichen  Belege  zur 
Terminologie  (S.  63 ff,  69 ff,  80 ff.)  ungenügend  ausgebeutet;  zudem  sind 
die  Belege  vielfach  so  verstümmelt  und  aus  dem  Zusammenhange  heraus- 
gerissen, daß  sie  in  dieser  Form  ganz  unbrauchbar  sind.  Immerhin 
ergibt  sich  folgendes  als  unbestreitbar.  Schädlich  ist,  wer  einen  Scha- 
den getan  hat,  vgl.  z.  B.  Ulm  (Knapp  S.  63):  Wer  auch  den  anderen 
an  seinem  schaden  findet,  ist,  daz  er  den  schedlichen  uf  dem  seinen 
wundet  — .  Schädlich  ist  insbesondere,  wer  ein  Delikt,  im  engeren 
Sinne  aber,  wer  ein  mit  dem  Tode  bedrohtes  Ungerichte  begangen 
hat.  Schädlich  steht  in  den  Quellen  als  durchaus  identisch  neben  und 
für  missetätig,  übeltätig,  malefitzig,  untätig  usw.  Und  zwar  gilt  das 
nicht  nur  von  den  Quellen,  die  schädlich  im  weiteren  Sinne  anwenden, 
sondern  auch  von  den«n,  wo  von  der  Übersiebnung  und  nachfolgenden 
Hinrichtung  des  schädlichen  Mannes  die  Rede  ist,  vgl.  Knapp  S.  27, 
29,  33,  34,  35,  40  usw.  Man  denke  nur  an  die  gleichzeitigen  Privilegien 
von  Weißenburg  und  Leutkirch  von  1431 :  durch  der  siben  ayde  willen, 
die  man  in  diesen  landen  über  mistetige  leute  pfligt  zu  haben  —  mit 
den  siben  eyden,  die  man  —  über  schädlich  und  übelthätig  leuth  zu 
thun  pflegt.  Unbestreitbar  ist  der  schädliche  Mann  der  todeswürdige 
Verbrecher  als  solcher,  wenn  von  ihm  gesagt  wird:  schedlich  leute, 
es  sein  dieb,  mörder,  prenner,  straßrauber  oder  wie  die  genant  möch- 
ten sein,  Knapp  S.  49,  umb  alle  sache,  wan  swaz  hintz  dem  tode  get, 
da  sol  der  richter  den  schedelichen  man  nemen,  Knapp  S.  50,  vgl.  51, 
52,  54,  26 ;  wenn  weiter  die  Richtstatt  bezeichnet  wird :  da  man  schäd- 
lich lüte  richtet  nach  ir  schuld,  Knapp  S.  31,  vgl.  40  usw.  Dabei  sei 
an  den  malus  homo  des  Chilperichschen  Edikts  erinnert,  in  dessen 
cap.  10  Knapp  S.  6  die  parentes  irrig  als  Angehörige  des  Klägers  be- 
trachtet, während  es  sich  tatsächlich  um  die  Sippe  des  schädlichen 
Mannes  handelt,  vgl.  Brunn  er  RG.  I1  130  zu  Anm.  88. 

Zu  demselben  Resultate  wie  Knapp  kommt  Müller  in  seiner  kleinen, 
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aber  inhaltreichen  und  durch  die  Beibringung  und  Verwertung  neuen 
Materials  wertvollen  Schrift.  Den  Anlaß  zu  ihr  gab  die  Auffindung 
einer  interessanten  Halsgerichtsordnung  des  Stadtgerichts  Ellwangen, 
deren  Entstehung  Müller  mit  ausreichenden  Gründen  in  das  Jahr  1466 
setzt.  Er  unternahm  die  Textausgabe,  die  er  in  einwandfreier  Weise 
nach  den  Grundsätzen  der  württembergischen  Kommission  für  Landes- 
geschichte besorgte  und  der  er  eine  im  ganzen  zutreffende  Darstellung 
des  prozessualen  Gehaltes  der  Halsgerichtsordnung  unter  Benutzung 
anderwärts  von  ihm  herausgegebener  Ellwanger  Urgichten  voraus- 
schickt, S.  71  ff.,  23  ff.,  28  ff.,  62  ff.  Die  Halsgerichtsordnung  gibt  einen 
in  dieser  Vollständigkeit  einzigartigen  Einblick  in  das  Übersiebnungs- 
verfahren  gegen  den  nicht  handhaften  Verbrecher.  Sie  selbst  bezeugt 
ihre  Anwendbarkeit  gegen  Mörder,  Diebe,  Räuber,  Verräter;  dazu 
macht  Müller  29  f.  wahrscheinlich,  daß  sie  noch  andere  Verbrechens- 
arten umfaßt,  ja  das  allgemeine  ordentliche  peinliche  Verfahren  gegen 
den  gefangenen  Verbrecher  darstellt.  Jedenfalls  kann  davon  keine 
Rede  sein,  daß  der  Übersiebnungsprozeß  sich  in  Ellwangen  nur  gegen 
Gewohnheitsverbrecher,  landschädliche  Leute  im  Sinne  Zallingers,  ge- 
wendet habe.  Diese  Erkenntnis  veranlaßte  Müller,  die  von  Knapp  in 
den  Zenten  für  das  fränkische  Rechtsgebiet  begonnene  Widerlegung 
v.  Zallingers  auf  Anregung  Rietschels  für  das  schwäbische  nachzuholen. 
Außer  dem  Ellwanger  Recht  untersuchte  er  insbesondere  das  von  Ulm, 
Ravensburg,  Augsburg,  Memmingen,  Isny,  Lindau,  Kempten,  Wangen; 
er  gewann  das  gleiche  Ergebnis  wie  Knapp,  der  gleichzeitig  dieselben 
Rechte  (mit  Ausnahme  Wangens  und  Isnys)  für  seine  Auffassung  ver- 
wertete. 

Es  ist  das  Verdienst  Knapps  und  Müllers,  den  Beweis  geführt 
zu  haben,  daß  das  Übersiebnungsverfahren  in  manchen  Rechten  zum 
ordentlichen  Prozesse  bei  jeder  peinlichen,  an  Leib  und  Leben  gehen- 
den Sache  geworden  ist.  In  diesen  Rechten  kann  jeder,  der  durch 
seine  Tat  sich  aus  dem  gemeinen  Frieden  gesetzt  und  sein  Leben  verwirkt 
hat,  aufgegriffen  und  übersiebnet  werden.  Ich  verweise  auf  die  Aus- 
führungen Knapps  über  Tirol  1312,  Landshut  1316,  Lindau  1321,  1331, 
Kempten  1331,  Steiermark,  Kärnten  1338,  Tübingen  1388,  Memmingen 
1396,  S.  52,  47,  30 f.,  33  f.,  54f.,  36,  32f.,  sowie  diejenigen  Müllers  zu 
Wangen  1331,  Biberach  1331,  Ravensburg  145  [1351],  Privil.  1354, 
S.  44  f.,  50  f.,  48 f.,  vgl.  52  ff'.  Andererseits  ist  es  m.  E.  unbestreitbar, 
daß  andere  Rechte  den  Übersiebnungsprozeß  nur  für  gewisse  Delikte 
anwendeten.  Es  handelt  sich  dann  meist  um  Raub,  Diebstahl,  Brand- 
stiftung, zu  denen  häufig  Notzucht  und  Mord  gestellt  wurden:  Ver- 
brechenstatbestände, die  wegen  der  ihnen  innewohnenden  Gewalttätig- 
keit besonders  den  Landfrieden  bedrohen  und  daher  die  schärfste  Reaktion 
der  Friedensgenossenschaft  auslösen.  Verbrecher  dieser  Art  repräsentieren 
den  Typus  des  landschädlichen  Mannes,  dessen  Gemeinschädlichkeit 
die  Ausbildung  des  neuen  Verfahrens  durch  die  Landfriedensgesetz- 
gebung veranlaßte.  Knapp  gibt  denn  auch  zu,  daß  der  Übersiebnungs- 
prozeß sich  in  manchen  Rechten  nur  gegen  gewisse  Verbrechenstypen 
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sandte,  vgl.  seine  Ausführungen  zu  Augsburg  S.  29  f. ,  Ulm -Ravens- 
burg 36  f.,  den  österreichischen  Städten  S.  55  f.,  vgl.  S.  60;  indessen 
hält  er  sich  von  unzulässigem  Generalisieren  keineswegs  frei,  man  vgl. 
z.  B.  den  Rückschluß,  den  er  aus  dem  steirischen  und  kärntnischen 
Landrechte  auf  das  viel  ältere  österreichische  vornimmt,  S.  55.  Solche 
Rückschlüsse  sind  auf  ein  im  Hochmittelalter  nur  allmählich  durch- 
dringendes Rechtsinstitut  unanwendbar.  Noch  weniger  vermeidet 
Müller  Übertreibungen,  wenn  er  sich  z.  B.  gegen  Knapps  Bemerkungen 
zu  Ulm-Ravensburg  wendet,  S.  40  f.,  bes.  Anm.  2.  In  der  Tat  wird 
aber  gerade  von  älteren  Quellen  ein  Übersiebnen  häufig  nur  in  bezug 
auf  die  eben  bezeichneten  Delikte  erwähnt,  während  in  ihnen  der 
Ausdruck  schädlicher  Mann  selten  ist,  vgl.  Knapp  73.  So  scheint  ge- 
sichert, daß  der  Zug  der  Entwicklung  auf  Ausdehnung  des  Übersiebnungs- 
prozesses  gerichtet  war.  Das  will  praktisch  so  viel  sagen :  der  ordentliche 
Prozeß  mit  Ladung  vor  Gericht  und  seiner  für  den  Kläger  so  ungün- 
stigen Beweislage  tritt  zurück,  der  Verletzte  kann  wegen  einer  immer 
wachsenden  Zahl  von  Delikten  den  Täter  auch  ohne  Handhafte  ergrei- 
fen, vor  Gericht  führen  und  übersiebnen.  Die  Befugnis  zur  Aufgreifung : 
hierin  liegt,  wie  schon  v.  Zallinger  S.  188  ff.  treffend  ausführte,  die 
strafrechtsgeschichtliche  Bedeutung  der  den  Übersiebnungsprozeß  ent- 
haltenden Satzungen,  die  Fortentwicklung  gegenüber  älterem  Rechte, 
das  den  Grundsatz  persönlicher  Integrität  des  nicht  handhaften  Täters 
festhielt.    Hier  liegt  also  der  eigentliche  Sitz  des  Problems. 

v.  Zallinger  erklärte  die  Festnahmebefugnis  daraus,  daß  der  Grund- 
satz persönlicher  Integrität  zur  Bekämpfung  des  Gewohnheitsverbrecher- 
tums außer  Kraft  gesetzt  worden  sei.  Damit  war  indessen  nur  ein 
entwicklungsgeschichtliches  Motiv  zor  Erkenntnis  gekommen,  das  meiner 
Ansicht  nach  trotz  der  Resultate  Knapps  auch  weiterhin  festgehalten 
werden  muß.  Dagegen  blieb  die  prozeßgeschichtliche  Bedeutung  des 
Übersiebnungsprozesses  ohne  Erklärung,  v.  Zallinger  wollte  freilich 
den  Übersiebnungsprozeß  als  eine  jüngere  Phase  des  alten  Leumunds- 
prozesses auffassen  und  meinte,  daß  er  insbesondere  an  die  Stelle  der 
alten  „Schädlichkündigung"  getreten  sei.  Aber  das  ganze  Institut  der 
Schädlichkündigung  hat  in  Wahrheit  niemals  existiert.  Das  denunciare 
aliquem  tamquam  nocivum  terrae  geht  nicht  auf  eine  Schädlichkündi- 
gung durch  Richterspruch  auf  Grund  eines  Leumundsbeweises  in  dem 
von  Zallinger  konstruierten  höchst  eigenartigen  Präjudizial verfahren: 
es  geht  auf  ein  Rügeverfahren  bzw.  ein  Achtverfahren,  dessen  Wir- 
kung sich  von  denen  der  gewöhnlichen  Ungehorsamsacht  nur  deshalb 
unterscheidet,  weil  ihm  ein  todeswürdiges  Verbrechen  zugrunde  liegt. 
Das  ist  durch  die  Ausführungen  Knapps  8 ff,  vgl.  Zenten  II  481,  ge- 
nügend klargestellt,  wenn  man  auch  wünschen  möchte,  daß  er  den 
Sätzen  v.  Zallingers  gründlicher  nachgegangen  wäre  und  sich  von  der 
Einmischung  späterer  städtischer  Satzungen  unter  Beschränkung  auf 
das  Landfriedensrecht  freigehalten  hätte.  Jedenfalls  darf  man  an  ein 
Verfanren  mit  Schädlichkündigung  zur  Erklärung  des  Übersiebnungs- 
prozesses nicht  anknüpfen,  der  damit  als  eine  mittelalterliche  Neu- 
bildung ohne  Benutzung  vorhandener  prozessualer  Formen  erschiene. 
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Das  ist  indes  eine  unmögliche  Ahnahme.  Und  so  hat  denn  Knapp 
eine  ältere  Meinung,  die  v.  Wächter  und  v.  Kries  vertreten  hatten, 
wieder  aufgenommen,  wonach  der  Übersiebnungsprozeß  gegen  den 
schädlichen  Mann  als  eine  Fortbildung  des  Verfahrens  um  handhafte 
Tat  erscheint.  Erst  das  von  ihm  und  Müller  beigebrachte  Material 
gibt  die  Möglichkeit,  diese  Ansicht  endgültig  zu  beweisen  und  so  das 
Problem  des  Übersiebnungsprozesses  zu  lösen.  Aber  weder  Knapp  noch 
Müller  haben  ihr  Material  in  diesem  Sinne  erschöpfend  ausgenützt. 
Insbesondere  hat  Knapp  in  seiner  Schrift  das  ganze  Problem  mit  kei- 
nem Worte  berührt,  nachdem  er  es  in  dem  Kapitel  „Das  Übersiebnen 
mit  und  ohne  Handhafte  *  in  seinen  Zenten  II  430  ff.  als  in  seinem 
Sinne  gelöst  angenommen  hatte.  So  auch  Knapp  neuestens  in  Zeitschr. 
für  die  gesamte  Strafrechtswiss.  32  (1911)  179.  Und  doch  wäre  eine 
Erörterung  der  Frage  schon  deshalb  unumgänglich  gewesen,  weil 
Zallinger  behauptet  hatte,  man  dürfe  den  Übersiebnungsprozeß  nicht 
aus  dem  Verfahren  um  handhafte  Tat  ableiten,  da  die  Entwicklung 
dieses  Verfahrens  vielmehr  auf  Verstärkung  der  materiellen  Wahr- 
heitsgarantien gerichtet  gewesen  sei. 

Die  Unhaltbarkeit  von  Zallingers  Anschauung  sei  ah  einem  Bei- 
spiele aus  dem  Freiberger  Stadtrecht,  um  1300  cap.  20,  Ermisch  (1889) 
128  ff.  illustriert.  Hier  wird  uns  von  einem  Prozesse  Nachricht  gegeben, 
der  das  Zwischenglied  zwischen  dem  Verfahren  um  handhafte  Tat  und  dem 
Übersiebnungsprozesse  darstellt.  Schon  v.  Kries,  Beweis  im  Strafprozeß 
(1878)  170  ff.  hat  die  Stelle  ausführlich  erörtert,  ohne  ihre  Bedeutung  zu 
erkennen.  Sie  handelt  von  dem  Falle,  da3  jemand  beraubt  und  seines  Räu- 
bers später,  sei  es  selbst  nach  geraumer  Zeit,  über  ein  Jahr  oder  mehr,  an- 
sichtig wird.  Dann  kann  er  ihn  ohne  weiteres  festnehmen.  Hat  der  Räuber 
geraubtes  Gut  nicht  mehr  bei  sich,  so.  kann  er  ihm  irgend  etwas  , auf- 
binden* :  eine  unschuldige  habe,  einen  mantel  oder  einen  rok  oder  ein 
swert  oder  was  iz  ist,  und  zwar  soll  er  das  so  thun,  daz  is  der  richter 
noch  kein  gesworen  man  gewar  werde.  Dann  soll  er  ihn  vor  den  Rich- 
ter bringen  unde  schrie  ubir  sinen  .rouber  unde  der  lantlute  rouber 
unde  klage,  daz  he  in  geroubet  habe.  Der  Räuber  wird  gefangen  ge- 
setzt und  im  nächsten  Gericht  wird  er  mit  gebundenen  Händen,  auf- 
gebundenem roup  vom  Kläger  vorgebracht  mit  Gerüfte:  „Cetar  über 
minen  rouber  unde  der  lantlute  rouber".  In  dem  Verfahren  hat  der 
Räuber  keine  Widerrede,  vielmehr  beschwört  der  vorderer,  wenn  er 
ein  inman  ist,  mit  sin  eines  hant  mit  zwen  vingern  uffin  heiligen: 
daz  derselbe  Herman  si  sin  rouber  und  der  lantlute  rouber,  daz  im  got 
so  helfe  unde  alle  heiligen.  Ist  er  ein  uzman,  so  müssen  nach  ihm 
sechse  schwören:  den  eit,  den  her  Cunrat  vor  gesworn  hat,  der  ist 
reine  und  unmeine. 

Es  ist  also  gegen  den  Räuber  das  Verfahren  um  handhafte  Tat 
zugelassen,  wenngleich  sämtliche  Voraussetzungen  der  handhaften  Tat 
fehlen.  Der  Räuber  wird  nicht  sofort  auf  der  Tat  ergriffen,  sondern 
vielleicht  lange  Zeit  nachher.  Er  wird  festgenommen  ohne  Gerüfte 
und  Schreimannen.     Er  hat  keine  Spuren  der  Tat  in  der  Hand.     Aber 
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was  zur  handhaften  Tat  in  Wahrheit  fehlt,  wird  formell  ergänzt :  eine 
beliebige  Sache  wird  ihm  als  Raubgut  aufgebunden,  das  Gerüfte  wird 
vor  dem  Richter  erhoben.  Und  dann  das  gleiche  Verfahren  im  (be- 
richte: gefesselt  und  mit  aufgebundenem  Raubgut  wird  er  vorgebracht, 
eine  Antwort  ist  ihm  nicht  gestattet,  allein  oder  mit  Eideshelfern  über- 
führt ihn  der  „ Förderer". 

Zum  Übersiebnungsprozesse  ist  es  nun  nur  einen  Schritt  weiter. 
Freilich  fehlt  meist  das  Aufbinden  des  Raubs.  Aber  auch  hier  bedarf  es 
der  Erhebung  des  Gerüftes,  wie  es  in  der  Ellwanger  Halsgerichts- 
ordnung heißt:  Richta,  herr,  richta  über  mein  morder  und  des  landes 
morder,  enjo !  Auch  hier  ist  der  Täter  gebunden  vor  Gericht  zu  bringen. 
Auch  hier  ist  ihm  jede  Widerrede  untersagt.  Auch  hier  ist  der  Eid 
ein  Helfereid. 

Freilich  ist  gerade  das  von  Zallinger  (164  if.)  auf  das  bestimmteste 
bestritten  worden,  daß  ein  Helfereid  vorliege.  Nahm  er  doch  an,  daß 
es  sich  um  einen  Leumundsbeweis  handle,  erbracht  durch  überein- 
stimmende Zeugnisse  von  sechs  unbescholtenen  Leuten.  Indessen  be- 
trachten Knapp  und  Müller  den  Eid  mit  Richard  Löning  als  Helfereid. 
Man  kann  ihnen  hierin  nur  zustimmen.  Heißt  es  doch  in  den  älteren 
Quellen  typisch:  süln  dann  sechs  swern,  daz  der  ait  war  si,  daz  der 
ait  raine  sei  und  nicht  mains,  oder  es  wird  gesagt,  daß  der  Verletzte 
sie  soll  überkommen  mit  sechs  unversprochenen  Mannen,  selb  sibent 
bereden,  ubersagen  mit  sibenn,  vgl.  die  Belege  bei  Zallinger  S.  148, 
149,  153,  154,  174,  175,  183,  Württ.  Vjh.  N.  F.  18  449. 

Die  Identität  mit  dem  Verfahren  um  handhafte  Tat  geht  aber 
noch  weiter,  und  hier  liegt  der  springende  Punkt,  dessen  Bedeutung 
weder  Knapp  noch  Müller  erfaßt  haben.  Der  vor  Gericht  gebrachte 
Verbrecher  ist  nicht  Partei  im  Prozesse,  dem  die  Verübung  der  indi- 
viduellen verbrecherischen  Tat  nachzuweisen  ist:  er  ist  ein  friedloser 
Mann,  und  so  hat  der  Festnehmende  nur  dem  Gerichte  nachzuweisen, 
daß  die  Friedlosigkeit  durch  eine  mit  ihr  bedrohte  Tat  eingetreten, 
die  Festnahme  sonach  rechtmäßig  ist,  woraus  dann  die  Folge  der  Todes- 
strafe sich  von  selbst  ergibt.  Der  Verbrecher  ist  ein  friedloser  Mann: 
daher  die  Zulässigkeit  der  Festnahme,  der  Fesselung,  in  der  er  gerade 
vor  Gericht  gestellt  werden  muß,  Müller  S.  64,  die  demütigende  Stellung, 
die  ihm  vor  Gericht  zukommt:  so  darf  in  Ellwangen  der  Richter  seiner 
Bitte,  ihm  einen  Fürsprechen  zu  gewähren,  erst  beim  dritten  Mal  Ge- 
hör schenken,  dem  Fürsprechen  wird  nur  kärglich  Zeit  gelassen,  mit 
dem  Gefangenen  zu  verhandeln,  nach  der  Eidesleistung  und  vor  dem 
Urteil  verläßt  ihn  der  Fürsprech,  da  er  mit  dem,  dem  Tode  verfallenen, 
friedlosen  Mann  nichts  zu  tun  haben  will,  der  Fürsprech  darf  ihm  nicht 
Wandel  dingen,  ihn  nicht  biderber  mann,  sondern  nur  armer  mann 
nennen,  Müller  S.  65,  66,  69,  70.  Der  Verbrecher  ist  als  friedloser 
Mann  nicht  Partei :  ihm  ist  jede  Verteidigung  abgeschnitten,  vgl.  schon 
v.  Zallinger  156 ;  selbst  noch  nach  der  Ellwanger  Halsgerichtsordnung  von 
1466  wird  von  allen  vom  Verbrecher  vorgebrachten  Einreden  nur  die 
gehört,  daß  der  Ankläger  pennig,  auch  eebrecher  und  in  offner  acht 
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sei;  vgl.  auch  Ravensburg  149  (1351)  (Württ.  Vjh.  N.F.  18  451),  Knapp  37. 
Die  Friedlosigkeit  ist  absolut  und  unsühnbar;  vgl.  öst.  Landr.  1236/37 
cap.  8  und  die  Erläuterung  Knapps  S.  58.  Weiter  hat  der  „Ankläger" 
gar  keine  formelle  Klage  zu  erheben  mit  Angabe  etwa  eines  bestimmten 
Verbrechenstatbestands;  er  hat  lediglich  über  den  Festgenommenen 
das  Gerüfte  zu  schreien,  worauf  sofort  dessen  Verteidigungsversuche 
folgen. 

Aus  der  Friedlosigkeit  des  todeswürdigen  Verbrechers  erklärt  sich 
auch  das  Verbot  des  Hausens  und  Hofens,  das  von  den  Quellen  so 
häufig  in  bezug  auf  die  schädlichen  Leute  ausgesprochen  wird,  Knapp 
S.  16 ff.  v.  Zallinger  S.  69 f.  wollte  das  Verbot  des  Stat.  in  favor.  princ. 
1231  16  (Zeumer,  Quellens.  49):  nullus  terre  dampnosus  vel  a  iudice 
dampnatus  vel  proscriptus  recipiatur  scienter  nur  auf  den  homo  dam- 
pnosus denunciatus,  den  als  schädlich  gekündeten  Gewohnheitsverbrecher, 
beziehen,  weil  nur  dann  die  „ fragliche  Eigenschaft  etwas  Bekanntes" 
war ;  aber  tatsächlich  konnte  der  Hausende  doch  auch  auf  andere  Weise 
Kenntnis  von  der  verbrecherischen  Tat  erlangen.  Aus  der  Friedlosig- 
keit erklärt  sich  endlich  auch  das  Verfahren  gegen  die  schädlichen 
Häuser,  worüber  Knapp  20  f.  gegen  v.  Zallinger  72  ff.,  132  ff. 

Am  klarsten  erweist  sich  die  Friedlosigkeit  des  Verbrechers  an 
dem  vom  Ankläger  zu  leistenden  Eid.  Schon  an  der  Form.  Nach 
bayrischem  Rechte  soll  er  ihm  die  vinger  in  den  schöpf  legen  und 
sol  swern,  bayr.  Landfr.  1300  51,  Tirol  Priv.  1312,  Landshut  Priv.  1316, 
v.  Zallinger  S.  148,  149,  so  auch  in  Meiningen  und  Würzburg,  Knapp 
Zenten  II  442,  443,  ähnlich  auch  in  Goslar  (Göschen  S.  36  Z.  18  f.) 
swere  de  sakwolde  uppen  hilleghen  uppe  des  beklagheden  mannes 
hövede,  worüber  v.  Zallinger  S.  187;  nach  der  Ellwanger  HGO.  uff  de3 
büttels  swert,  Müller  S.  68  ff.,  77.  —  Noch  deutlicher  am  Inhalt.  Viel- 
fach hat  der  Ankläger  zu  beschwören,  daz  er  sein  diep  sei  und  des 
landes  diep  usw.,  vgl.  z.  B.  Bamberg  1314,  v.  Zallingev  154.  Das  ent- 
spricht fast  wörtlich  dem  Eide,  der  nach  Freiberger  Stadtrecht  cap.  XIX 12 
(Ermisch  125)  sich  gegen  den  handhaften  Dieb  wendet:  daß  derselbe 
Heinrich  sin  dip  si  unde  der  lantlute  dip.  Die  Eidesformel  geht  hier 
wie  da  nicht  auf  einen  bestimmten  Verbrechenstatbestand,  sondern  auf 
die  Behauptung,  daß  der  Verbrecher  ihn  bestohlen  und  sich  dadurch 
ihm  wie  der  gesamten  Friedensgenossenschaft  gegenüber  aus  dem 
Frieden  gesetzt  habe.  Nach  anderen  Rechten  genügt  daher  die 
Formel:  daz  er  ein  so  schedlich  man  si,  daz  man  ze  reht  über  in 
rihten  sol,  daß  jener  ihm  und  dem  lande  ein  schädlicher  man  sey; 
daß  der  man  land  und  läutten  so  schedlich  sey,  das  man  durch  recht 
über  ihn  richten  sol  usw.,  vgl.  bayr.  Landfr.  1281  13,  Tübingen  1388, 
Landshut  1316,  v.  Zallinger  S.  148,  150.  Es  genügt  also  die  einfache 
Behauptung,  daß  er  ein  todeswürdiger  Verbrecher  sei.  Und  besonders 
charakteristisch  sind  die  Kombinationen  beider  Formeln:  daz  er  ein  deub 
si  und  so  schedlich,  daz  man  ze  reht  hintz  iem  rihten  sol,  bayr.  Landfried. 
1300  51,  Nürnberg  um  1300,  v.  Zallinger  148,  152,  oder  ihre  Alternative: 
daz  er  sein  rouber  oder  dieb  sei  oder  daz  er  eyn  schedelicher  mann  sei, 
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sein  und  dez  landes,  Ravensburg  1345,  Zallinger  183;  oder  wenn  end- 
lich in  Ulm-Ravensburg  1352  (Württ.  Vjh.  N.  F.  18  449)  bei  handhafter 
Tat  -wie  auch  im  Übersiebnungsprozesse  ohne  Handhäfte  zu  beschwören 
ist:  daz  der  selb  schedlich  man,  der  da  für  geriht  gebunden  und  ge- 
vangen  komen  ist,  sin  dieb  und  dez  landes  dieb  oder  sin  rober  und 
dez  landes  rober  heizze  und  sie. 

Das  Fehlen  der  konkreten  Klagbeschuldigung  und  die  Bezeichnung 
des  Verbrechers  als  eines  land-  und  stadtachädlichen  Mannes  usw.  ver- 
anlaßten  eben  v.  Zallinger  zu  der  Annahme,  daß  es  sich  um  ein  Ver- 
fahren gegen  Gewohnheitsverbrecher  handle.  Im  Gegenteil  erweisen 
sie  den  Übersiebnungsprozeß  als  Abspaltung  des  Verfahrens  um  hand- 
hafte Tat.  Nicht  nur  den  Frieden  des  Verletzten,  sondern  auch  den 
der  ganzen  Friedensgemeinschaft  hat  der  Täter  gebrochen  und  sich  so 
außer  ihr  gestellt.  Falsch  ist  es,  wenn  Knapp  S.  14,  15  f.,  38,  60, 
Zenten  II  467  f.,  487  behauptet,  der  Kläger  spreche  nur  von  seinem 
Dieb,  dagegen  werde  als  des  Landes  Dieb,  als  dem  Land  schädlicher 
Mann  der  todeswürdige  Verbrecher  bezeichnet,  der  keinen  Kläger  finde 
und  daher  von  Amts  wegen  angeklagt  und  überwunden  werde.  Zum 
Gegenbeweis  brauche  ich  nur  auf  das  von  Zallinger  S.  149  zitierte  und 
auch  von  Knapp  52  benützte  Tiroler  Privileg  von  1312  zu  verweisen, 
nach  dem  der  Festnehmende,  ist  er  ein  sogetan  man,  daz  im  ze  gelauben 
ist,  der  in  berehten  wil,  schwören  soll:  daz  er  ein  schedleich  man  sei 
land  und  läuten.  Man  vgl.  auch  Landshut  1316,  Knapp  47,  und  das 
oben  zit.  Freiberger  Stadtrecht.  Unverständlich  ist  es  mir  weiter, 
wenn  Knapp  S.  13  für  „die  ze  schädlichen  liuten  dem  lande  geseit 
werdent"  vermutet:  „in  dem  Lande".  Die  Auffassung  Knapps  von  der 
Bedeutung  der  landschädlichen  Leute  hat  Müller  31,  63  übernommen; 
er  nimmt  deshalb  für  Ellwangen  ein  Offizialverfahren  an,  obwohl  sicher 
ist,  daß  der  Verletzte  als  Kläger  auftrat,  vgl.  S.  31  f. 

Dagegen  konnte  in  der  Tat  das  Offizialprinzip  nur  gegen  solche 
Missetäter  sich  wenden,  deren  Vernichtung  im  Interesse  des  Landes 
und  der  Stadt  geboten  erschien,  Knapp  S.  14.  Das  traf  indessen  für  alle 
todeswürdigen  Verbrecher  zu.  Es  ist  daher  gewiß  wahrscheinlich,  daß 
vom  Übersiebnungsprozeß  aus  sich  das  Offizialprinzip  des  Prozesses  be- 
mächtigt hat,  Knapp  S.  59.  Indessen  kann  auch  dieses  Problem  noch 
nicht  als  gelöst  gelten,  da  Knapp  sich  auf,  gelegentliche  Bemerkungen 
beschränkt  (vgl.  z.  B.  S.  35,  46,  58)  und  diese  durch  sein  Mißverständnis 
des  dem  Lande  schädlichen  Mannes  getrübt  sind. 

Ausführlicher  aber  keineswegs  abschließend  äußert  sich  Knapp 
über  das  Leumundsverfahren  62  f.,  32,  35,  39,  46,.  48,  49,  50,  vgl.  Müller 
39,  55 ff.  Auch  dieses  wendet  sich  nicht  ausschließlich  gegen  Gewohn- 
heitsverbrecher. Immer  bildet  eine  bestimmte  verbrecherische  Tat  die 
Grundlage  des  Verfahrens,  und  die  Leumundsfrage  richtet  sich  immer 
in  erster  Linie  a.uf  ein  Wissen  von  dem  speziellen  Verbrechen  und  erst 
in  zweiter  Linie  kommt  der  sonstige  Lebenswandel  des  Verbrechers  in 
Betracht,  aber  nicht  nur  zur  Belastung,  sondern  ebenso  zur  Entlastung 
durch  Nachweis  eines  bis  dahin  guten  Leumunds.   Das  Verfahren  wird 


Literatur.  537 

durch  einen  Offizialkläger  in  Bewegung  gesetzt ;  der  Wegfall  der  Über- 
siebuung  war  in  der  Schwierigkeit,  Eideshelfer  zu  beschaifen,  begründet, 
Knapp  62,  Müller  56  f.,  38.  Auch  in  diesem  Verfahren  ergab  sich  das 
Recht  zur  Gefangennahme  aus  der  Friedlosigkeit  des  von  der  öffent- 
lichen Meinung  des  Verbrechens  bezichtigten,  ebenso  wie  des  notorischen 
Missetäters;  über  das  Verfahren  um  notorisches  Verbrechen  vgl.  Knapp  62, 
Müller  61. 

Die  Frage  der  Überführung  des  Verbrechers  mit  Tatzeugen  im 
ordentlichen  Verfahren  um  Ungerichte  eingehender  zu  berühren,  nahm 
Knapp  nur  bei  Erörterung  des  Münchener  Rechts  Veranlassung.  Die 
siben  mannen,  die  ez  für  warz  wizzent,  daz  er  der  getat  schuldich  sey, 
des  Art.  247  des  Münchener  Stadtrechts  von  1340  sind  ihm  die  Eides- 
helfer des  Übersiebnungsprozesses  und  es  ist  ihm  daher  selbstverständ- 
lich, daß  es  sich  um  das  Verfahren  gegen  den  gefangenen  Verbrecher 
handelt,  4.1  ff.  Indessen  haben  wir  hier  in  "Wahrheit  den  ordentlichen 
Prozeß  mit  Ladung  vor  Gericht  vor  uns,  in  dem  der  Beklagte  zum 
Unschuldseide  kommt,  wenn  ihn  der  Kläger  nicht  mit  Zeugen  über- 
führen kann,  Richard  Löning,  Reinigungseid  185. 

Die  Bedeutung  des  Knappschen  Buches  liegt  in  der  endgültigen 
Beseitigung  der  Zallingerschen  Theorien.  Die  Bahn  ist  für  die  weitere 
prozeßgeschichtliche  Forschung  freigeworden.  Die  Lektüre  der  Schrift 
wird  sehr  beeinträchtigt  durch  das  oft  ziellose  Nebeneinanderreihen 
von  Wesentlichem  und  Unwesentlichem,  ja  selbst  gar  nicht  zur  Sache 
Gehörendem,  durch  Verstöße  gegen  grammatikalische  Regeln,  sprachliche 
Unmöglichkeiten,  merkwürdige  Satzkonstruktionen,  unverständliche 
Anschlüsse  und  Bezugnahmen  und  stereotype  Wendungen. 

Leipzig.  Hans  Planitz. 


Franz  Jelinek,  Mittelhochdeutsches  "Wörterbuch  zu  den 
deutschen  Sprachdenkmälern  Böhmens  und  der  mährischen 
Städte  Brunn,  Iglau  und  Olmütz  (XIII.  bis  XVI.  Jahrh.). 
Heidelberg,  C.  Winter  1911.  XXV  u.  1028  S.  (Germa- 
nische Bibliothek  hrsg.  v.  W.  Streitberg  I.  Sammlung 
3.  Reihe  4.  Bd.) 

Dieses  Werk  verdient  eine  Erwähnung  in  der  Zeitschrift  für 
Rechtsgeschichte  und  Beachtung  von  Seite  der  Rechtshistoriker  aus 
demselben  Grunde,  der  ihm  von  Seite  mancher  Philologen  vielleicht 
Tadel  einbringen  wird :  nämlich  wegen  der  besonderen  Berücksichtigung, 
ja  Bevorzugung  der  Rechtssprache.  Dies  führte  zu  einer  unleugbaren 
Ungleichheit  in  der  Anlage  des  Buches.  Die  Rechtswörter  sind  nicht 
nur  häufig  mit  einer  besonderen  Fülle  von  Belegen  bedacht,  sondern 
in  einer  stattlichen  Zahl  von  Fällen  haben  sich  die  Artikel  sogar  zu 
Sachartikeln,  selbst  zu  kleinen  Abhandlungen  ausgedehnt,  so  z.  B. 
luintreste,  gesten,  scfieppe,  stollenrecht,  vrauioe.  wandet. 
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Nicht  selten  sind  Belege  weggelassen  und  nur  sachliche  Angaben 
gebracht,  so  bei  gereicht,  pocht,  Pfandrecht,  ros  u.  a.;  einige  Stich- 
wörter sind  um  des  sachlichen  Interesses  willen  gewählt,  obwohl  sie 
in  den  Quellen  nicht  vorkommen,  so  Bergregal,  BergwerJcsvergleich. 

Verschiedene  innere  und  äußere  Gründe  haben  zur  Bevorzugung 
der  Rechtssprache  geführt.  Eine  große  Zahl  von  Quellen  hat  eben 
rechtlichen  Inhalt;  zudem  ist  grade  die  Terminologie  der  Rechtsquellen 
eine  festere,  genauere  und  hat  auch  in  der  Literatur  schon  öfter  Be- 
achtung gefunden.  Der  Verf.,  der  im  Vorwort  ausdrücklich  der  deutschen 
Rechtsgeschichte  gedenkt,  hat  an  der  Zychaschen  Ausgabe  der  Iglauer 
Bergrechtsquellen  mitgearbeitet  (Einleitung  p.  10  Anm.),  so  daß  ihm 
die  Bergsprache  vor  allem  naheliegt.  Vgl.  z.  B.  die  Sachartikel  Berg- 
recht, grübe,  Mite  usw.  Aber  auch  sonst  sind  sachliche  Erörterungen 
da  und  dort  untergebracht;  vgl.  hantveste.  Es  mangelt  nicht  an  sach- 
lichen Literaturangaben  (z.  B.  gerade,  inzicht),  ohne  daß  diese  jedoch 
nach  einem  bestimmten  Grundsatze  ausgewählt  wären;  sonst  wäre 
insbesondere  die  landesrechtsgeschichtliche  Literatur  zu  beachten  ge- 
wesen und,  um  drei  Beispiele  herauszugreifen,  unter  burggräve  auf 
Peterka  „Das  Burggrafentum  in  Böhmen",  unter  einleger  (vgl.  inleger) 
auf  Guido  Kisch  „Das  Einlager  im  älteren  Schuldrechte  Mährens",  unter 
Pfandrecht  auf  Kapras  „Das  Pfandrecht  im  Böhm.-mähr.  Stadt-  und 
Bergrecht"  hinzuweisen  gewesen.  Doch  wie  dem  auch  sei,  da  es  sich 
beim  vorliegenden  Wörterbuch  um  die  Arbeit  eines  Einzelnen  handelt, 
wird  man  dem  Verf.  freies  Ermessen  zugestehen  .und  sich  freuen ,  daß 
die  Bevorzugung  gerade  dem  so  hervorragenden  Teile  der  Sprache,  der 
Rechtssprache,  ein  Übergewicht  verschafft  und  dadurch  auch  die  Nicht- 
juristen auf  die  Bedeutung  der  Rechtssprache  hingewiesen  werden. 
Und  was  sind  schließlich  die  6V2  Seiten  zum  Stichwort  lehenschaft 
gegenüber  dem  berühmten  wisunt-Artikel  (25  Spalten)  in  Schades  alt- 
deutschem Wörterbuch? 

Der  Wortschatz  umfaßt,  wie  der  Titel  des  Werkes  besagt,  Böhmen 
und  die  mährischen  Städte  Brunn,  Iglau,  Olmütz.  Man  darf  dies  aber 
nicht  wörtlich  nehmen.  Einerseits  sind  durchaus  nicht  alle  Quellen 
der  genannten  Gebiete  berücksichtigt  —  schon  aus  Dahlmann-Waitz 
ließe  sich  die  Quellenliste  bedeutend  erweitem  — ,  andrerseits  sind 
auch  mährische  Dorfweistümer  herangezogen. 

In  der  Einleitung  zählt  der  Verf.  2135  Wörter  auf,  die  er  im 
Texte  durch  Sterne  hervorgehoben.  Es  sind  solche,  die  den  zwei  gang- 
barsten mittelhochdeutschen  Wörterbüchern  fehlen,  oder  die  Lexer  nur 
aus  böhmisch-mährischen  Quellen  bringt.  Für  die  Frage  nach  dem 
örtlichen  Vorkommen  von  Wörtern  wird  diese  Liste  manchmal  gute 
Dienste  leisten;  man  vgl.  z.  B.  das  Vorherrschen  des  Wortes  zeche 
gegenüber  zunft,  das  nur  in  einer  Zusammensetzung  auftritt.  Außerdem 
ist  der  tschechische  Einfluß  zu  spüren ;  vgl.  botwaren,  golaezer,  wladeke. 
Man  ist  auch  geneigt,  manche  Unbeholfenheit  in  der  Wortbildung  aus 
dem  Einfluß  der  zweiten  Landessprache,  aus  der  Doppelsprachigkeit 
der  Schreiber,  zu  erklären. 
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An  den  2135  neuen  Wörtern  ließen  sich  aus  verschiedenen  Gründen 
viele  Abstriche  machen.  Manches  besternte  Wort  ist  bei  Lexer  schon 
gebucht;  so  ist  Jelinek  bei  ezban  die  Erwähnung  bei  Lexer  I  720  ent- 
gangen, wozu  Fischer,  Schwab  WB.  II  875 ff.  zu  vergleichen  ist;  Achvart 
ist  an  zwei  Orten  in  Lexer  enthalten,  I  1%  und  Nachtrag  12;  über- 
sagen (Jelinek  1025)  s.  Lexer  II  1653;  heimgehen  s.  Lexer  I  1216  (über- 
dies schlecht  erklärt  bei  Jelinek ;  weitere  Belege:  Falkenau  StB. ;  Ohnütz 
GO.).  Andere  Wörter  verdanken  ihren  Stern  nur  der  neuen  Stichform ; 
ossach  bringt  Lexer  unter  assach;  verraiter  (Jelinek  unter  verreiter) 
ist  soviel  wie  Verräter;  abgerurt  ist  obgerurt,  anwerden  (Jelinek  S.  1010) 
ist  ane  werden. 

Bei  einer  andern  Gruppe  besternter  Wörter  hätte  sich  die  Be- 
nützung auch  andrer  Wörterbücher,  außer  Lexer,  empfohlen;  zu  signet 
vgl.  Grimm,  DWB.  X  1,  965;  Schiller-Lübben,  MndWB.  IV  206;  abkeren 
besser  bei  Fischer,  Schwab  WB.  I  34;  abgewicht  siehe  bei  Maaler  1561 
S.  2  (libra,  libramen);  zu  abbeu  vgl.  das  Wortregister  zu  Cod.  Dipl. 
Saxoniae  regiae  II 14  S.  593;  für  malefiztäter  bietet  Schmeller,  BaierWB.2 
I  1584  einen  älteren  Beleg,  freilich  auch  erst  neuhochdeutsch.  Man 
muß  überhaupt  in  jedem  einzelnen  Falle,  in  dem  man  nach  Jelineks 
Neuheitenliste  eine  Bereicherung  des  mittelhochdeutschen  Sprach- 
schatzes anzunehmen  versucht  wird,  nachprüfen,  aus  welcher  Zeit  das 
Wort  stammt.  Einzelne  Quellen  sind  aus  dem  17.,  ja  selbst  18.  Jahr- 
hundert; trotzdem  ist  den  Belegen  bedauerlicherweise  die  Jahrzahl 
'  nicht  beigefügt. 

Schwindet  auf  solche  Weise  der  Ertrag  an  neuen  Wörtern  wesent- 
lich ,  so  sind  andrerseits  wieder  manche  Wörter  übersehen ,  die  der 
Anlage  des  Buches  nach  ihr  Sternchen  bekommen  hätten;  z.  B.  erb- 
sorge (Beleg  bei  unechticlich) ,  grenitzstein  (Beleg  unter  grenizkreiz 
und  grenizrecht).  Und  wieviel  Neues  hätte  noch  Aufnahme  finden 
können,  wenn  die  Zahl  der  verarbeiteten  Quellen  etwas  vermehrt  worden 
wäre!  Es  fehlt  z.  B.  brudermeister,  das  sich  aus  Brüx,  aus  böhmischen 
Dorfweistümem  und  sonst  belegen  läßt  (1324  Prager  Goldschmiede, 
Peterka,  Gewerberecht  Böhmens  im  14.  Jahrh.).  Aus  letztgenanntem 
Buche  hätten  so  manche  Wörter  Aufnahme  verdient,  u.  a.  anfragen, 
goltsmid,  kannelwer,  panlchart,  ruckachter  ring,  teglich  gesinde.  Stern- 
chenwörter wären  auch  in  anderen  Quellen  z.  B.  bergmark,  bischof- 
pfennig  C.  Dipl.  Morav.  XIII  Nr.  106  bzw.  XIV  Nr.  119. 

Einige  Bemerkungen  müssen  den  Äußerlichkeiten  des  Buches  ge- 
widmet werden,  da  die  Benützbarkeit  eines  Wörterbuches  wesentlich 
davon  abhängt.  Zunächst  fällt  es  auf,  daß  häufig  Zusammengehöriges, 
selbst  Identisches  an  verschiedenen  Stellen  steht,  ohne  daß  durch 
Wechsel  verweise  nachgeholfen  wäre.  Wozu  z.  B.  zwei  Artikel  genaue 
(S.  282)  und  gnade  (S.  326),  ohne  Verweise?  Ebenso  acht,  echt;  ein- 
leger,  inleger;  granizen,  grenizen;  hachel,  hagel;  tendier  (S.  713),  den- 
delmarkt  (S.  1013).  Weshalb  die  Stichform  vurstgeÜ  (forstgeld)? 
Zamkawff  hätte  unter  samkauf  gebracht  werden  sollen;  bei  gemellen 
hätte  ein  Verweis  genügt ;   bei  zeidel  fehlt   der  Hinweis   auf  zeil,   bei 
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zeuf  auf  seife.  Der  Verweis  von  espan  auf  ezban  ist  unerläßlich,  der 
von  lein  auf  lehen  wäre  auch  nicht  überflüssig  usw.  Für  uhrfahrtt 
(Urfehde)  fehlt  Verweis  und  Beleg.  Auf  Zusammensetzungen  ist  nicht 
verwiesen. 

Platz  wäre  gewonnen,  wenn  bei  zusammengesetzten  Wörtern  hin- 
sichtlich der  Bedeutungsentwicklung  immer  auf  das  Grundwort  ver- 
wiesen wäre;  wozu  bei  obermarschalk  nochmals  die  ganze  Erklärung 
von  Marschälle?  Ebenso  übersetzen  und  übersaz.  An  anderen  Stellen 
ist  zu  sehr  mit  Platz  gespart.  Ich  bezweifle,  daß  jeder  Benutzer  aus 
dem  Artikel 

„handels-buch*  stm.  (natürlich  nur  verdruckt  für  stn.).  Es  ver- 
zeichnet alle  wichtigeren  Ereignisse  aus  dem  Vereinsleben  der,  Igl. 
Ms.  S.  12.« 
gleich  ersieht,  daß  es  sich  um  das  Handelsbuch  der  Iglauer  Meister- 
singer handelt;  hier  hätte  Deutlichkeit  nicht  einmal  eine  neue 
Zeile  gekostet.  Zu  Beginn  eines  jeden  Artikels  sind  sämtliche  Be- 
deutungen aus  Lexer  aufgezählt  (bei  versiahen  31 !),  dann  erst  folgen 
die  Belege.  Da  hierbei  auch  Bedeutungen  gebracht  werden,  die 
in  böhmisch-mährischen  Quellen  bislang  unbelegt  'sind  (vgl.  z.  B.  ge- 
warsume,  underweisen,  ziehen),  können  leicht  Irrtümer  entstehen;  z.  B. 
die  3.  Bedeutung  von  reraub  ist  bei  Lexer  nur  aus  Seb.  Brants  Narren- 
schiff belegt,  also  doch  nicht  böhmisch!  (Dabei  fehlt  für  die  andere 
Bedeutung  Olmütz  StB.)  Statt  dessen  wären  ausgeschriebene  Belege 
für  solche  Wörter  erwünscht  gewesen,  die  im  Wörterbuch  einen  Stern 
führen,  so  z.  B.  absagunge,  hoftafel,  leiergeü,  vertauschen,  wider  Satzung,, 
zusitzer. 

Infolge  Störung  der  alphabetischen  Ordnung  wird  manches  Wort 
dem  Benutzer  entgehen  können;  ich  bemerkte  z.  B.  ansaz,  verhangen, 
zechbrief,  zechbuch;  das  Stichwort  entseuften  verdankt  einem  Druck-! 
fehler  seine  Entstehung  und  Einreihung  ( entsenften).  Die  Überschrift 
der  Seite  331  ist  irrig. 

Die  Bedeutungsangabe  ist  nicht  frei  von  mundartlichen  Ausdrücken. 
Den  Österreicher  werden  'Jause',  'Reindl'  u.  a.  anheimeln,  aber  'Functio- 
eur'  (Jelinek  S.  1021  unter  öbleute)  ?    Muß  man  mittel-  und  neuhoch- 
deutsche Wörter  mit  Fremdwörtern  verdeutlichen? 

Ein  Eingehen  auf  alle  oder  auch  nur  auf  ein  Großteil  der  für  den 
Rechtshistoriker  in  Betracht  kommenden  Wörter  ist  hier  unmöglich, 
doch  mögen  im  raschen  Durchblättern  noch  einige  Randbemerkungen 
erlaubt  sein:  —  bestand  (S.  1012)  ist  nicht  Stücklohn;  —  in  einlegers 
recht  ist  einleger  sächlich;  —  erbiten  ist  nicht  'verurteilen',  sondern 
zum  (ehrlicheren  Tod  durch  das)  schwerdt  erbetten  wird  durch  Für- 
bitte andrer  jemand,  der  eigentlich  zum  Strang  oder  einer  andern 
schmählichen  Todesstrafe  verurteilt  war;  —  holz  'Stock'  siehe  unter 
holzelle;  —  lehen  ist  nicht  nur  im  Bergrecht  Gegensatz  zu  erbe',  —  zu 
pietzscher  vgl.  Grimm  DWB.  VII  1872,  ob  auch  putschandt  Schindler 
u.  d.  W.?  —  sprachhaus  hat  in  keinem  der  angeführten  Belege  die  Be- 
deutung 'Rathaus',  das  Fragezeichen  ist  zu  tilgen,  weitere  Belege  bietet 
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schon  das  Althochdeutsche;  —  teüzedel  ist  kaum  'Teilungs vertrag', 
sondern  'Kerbzettel  (mir  ist  das  angeführte  Werk  nicht  zugänglich); 
—  teuscher  nicht  immer  'Betrüger';  —  zu  Überwechsel  vgl.  Reichs- 
tagsakten I  5  S.  219;  —  die  richtige  Deutung  von  Otiten  (S.  1027  f.) 
sollte  bei  Orte  angemerkt  werden;  —  verachten  'versäumen';  —  bei 
vervestung  ist  es  zweifelhaft,  wofür  der  Beleg  gebracht  ist;  —  ist 
vrön  2*  wirklich  männlich? 

Schonpfennig  ist  nicht  das  Geld  für  Eintragung  der  schon  in  die 
Gerichts tafel,  sondern  dasselbe  wie  schon.  Es  handelt  sich  allerdings 
allem  Anschein  nach  um  eine  Urkundsgebühr;  vgl.  schone,  schonde, 
schände  im  Freiberger  Urkundenbuch  Codex  Diplomaticus  Saxoniae 
regiae  II  14  S.  654  (v.  J.  1396.  1439.  1444);  vgh  So  czwen  czu  sammen 
clagen,  vnd  der  eyne  den  tag  versawmpt.  Welcher  den  nicht  kommit, 
so  leget  der  ander  seyn  schon  und  gewynnet  dy  sach  1413  Ofner 
Stadtrecht  cap.  328.  —  Des  .  .  königsrychters  .  .  ambt  und  zugank 
ist  .  .  das  der  .  .  königsrychter  nymbt  das  zweyteyl  von  der  klag  und 
schon  pfenyngen  und  byrschagen  1541  Munizipal  -  Konstitutionen 
der  Siebenbürger.  Zur  Etymologie  vgl.  sich  schon  machen  'expurgare' 
um  1400  Übers,  d.  Iglauer  StE.  v.  1249,  cap.  30  Tomaschek  S.  229  (von 
Jelinek  übersehen)  und  schön  'schuldlos'  Grimm  DWB.  IX  1467);  ferner 
entschonen  Jelinek  S.  207;  unschuldig  S.  774. 

Alles  in  allem  bleibt  das  Werk  eine  wertvolle  Materialsammlung, 
der  auch  das  deutsche  Rechtswörterbuch  Dank  schuldet,  weil  manches 
Wort  daraus  bisher  noch  nicht  gebucht  war,  wie  z.  B.  abmarscheiden, 
gerichtspeitsche ,  grenzmühistein,  klagteiding,  straf geleü  u.  a.  Die  oben 
gemachten  Anmerkungen  und  Ausstellungen  wollen  nur  einerseits  dem 
juristischen  Benutzer  des  Wörterbuches  Vorsicht  empfehlen,  anderseits 
dem  Verfasser  Vorschläge  machen  für  eine  etwaige  zweite  Auflage, 
die  dem  Buche  und  seinen  Benutzern  zu  wünschen  ist. 

Heidelberg.  v.  Künßberg. 


Sven  Tunberg,  Studier  rörande  Skandinaviens  äldsta  poli- 
tiska  indelning.  Akademisk  afhandling.  Upsala,  Appel- 
berg  1911.  XXIX  u.  232  S.  8°. 

Nachdem  in  dem  Streit  um  das  Problem  der  Hundertschaft 
neuerdings  immer  mehr  das  skandinavische  haerad  und  hundari  das 
Interesse  auf  sich  gezogen  hat,  kann  man  es  nur  mit  Freude  begrüßen, 
wenn  auch  Ton  skandinavischer  Seite  Stellung  zu  dem  Problem  ge- 
nommen wird.  Daß  es  seitens  eines  Forschers  geschieht,  der  die  sprach- 
liche Seite  des  Problems  gründlich  beherrscht,  ist  besonders  erfreulich ; 
in  dieser  Hinsicht  kann  man  T.s  treuliche  Untersuchung  in  den  meisten 
wesentlichen  Punkten  als  abschließend  ansehen.  Nicht  ganz  dasselbe 
uneingeschränkte  Lob  kann  man  —  bei  aller  Anerkennung  im  einzelnen 
—  der  eigentlich  historischen  Untersuchung  spenden.    T.  ist   zunächst 
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zu  sehr  geneigt,  die  Lösung  des  sprachlichen  Problems  auch  zugleich 
als  eine  Lösung  des  sachlichen  Problems  anzusehen.  Und  vor  allem 
behandelt  er  zu  sehr  als  rein  skandinavisches  Problem,  was  in  Wirk- 
lichkeit ein  gemeingermanisches  Problem  ist  und  deshalb  nicht  unter  Be- 
schränkung auf  eine  Völkergruppe  gelöst  werden  kann.  Dagegen, 
daß  T.  ganz  ohne  Rücksicht  auf  die  Frage,  ob  es  überhaupt  eine  ge- 
meingermanische Hundertschaft  gegeben  hat,  zunächst  einmal  unter- 
sucht, was  haerad,  was  hundari  in  den  skandinavischen  Quellen  bedeutet, 
wird  niemand  etwas  einwenden  können;  wenn  er  aber  darauf  weit- 
gehende Folgerungen  aufbaut,  die  schließlich  darauf  hinauslaufen,  daß 
es  eine  germanische  Hundertschaft  überhaupt  nicht  gegeben  hat,  so 
ist  das  nur  dadurch  möglich,  daß  er  wichtige  Übereinstimmungen 
übersieht. 

T.s  Untersuchung  geht  vom  Sprachlichen  aus:  sie  gliedert  sich 
demnach  in  zwei  Teile,  von  denen  der  erste,  längere  (S.  8  — 131)  dem 
haerad,  der  kürzere  (S.  132  —  203)  dem  hundari  gewidmet  ist.  Daran 
schließt  sich  eine  kurze  Zusammenfassung  (S.  204  — 209),  der  sich  noch 
zwei  nur  lose  mit  dem  Hauptthema  in  Berührung  stehende  Exkurse  über 
die  älteste  politische  Einteilung  des  östlichen  Norwegen  und  über  die 
hufvudkyrkor  im  westlichen  und  nördlichen  Norwegen  angliedern 
(S.  213—232). 

Das  Wort  haerad  führt  T.  in  Übereinstimmung  mit  A.  Kock 
auf  ein  urnordisches  hariraida1)  zurück,  das  er  aber  nicht  als  Heeres- 
ausrüstung, sondern  als  Heereszug,  Heerschar,  Schar  erklärt,  genau 
entsprechend  dem  hariraida  der  Lex  Ribuariorum  und  dem  heriraita 
der  Lex  Baiuvariorum.  Das  Wort  wurde  zunächst  für  eine  Anzahl 
von  Personen  verwendet,  die  in  einem  mehr  oder  minder  begrenzten 
Gebiet  saßen ,  dann  für  das  Gebiet  selb3t.  In  dieser  allgemeinen  Be- 
deutung „Gebiet,  Gegend"  (T.  gebraucht  dafür  das  Wort  „bygd")  wird 
das  Wort  nicht  nur,  wie  schon  bisher  fast  allgemein  angenommen 
wurde,  in  Island,  sondern  auch  in  Norwegen  verwendet.  Die  herrschende 
Vorstellung,  die  im  norwegischen  haerad  einen  bestimmten  politischen 
Bezirk,  eine  Hundertschaft  sieht,  wird  von  T.  in  eingehender  Beweis- 
führung gründlich  zerstört.  Haerad  bedeutet  „Gegend,  Gebiet"  und 
wird  für  sehr  verschiedenartige  Gebiete,  vor  allem  besonders  häufig 
für  die  Kirchspiele  gebraucht;  die  haeradskyrkor  sind  Pfarrkirchen, 
die  haeradskonungar  Kleinkönige  im  Gegensatze  zum  Reichskönig. 
Auch  im  mittleren  und  nördlichen  Schweden  tritt  diese  ältere  Be- 
deutung in  den  mit  haerad  zusammengesetzten  Ortsnamen  zutage. 
Zur  technischen  Bezeichnung  eines  bestimmten  politischen  Bezirks 
wird  haerad  zunächst  in  Dänemark;  von  dort  wandert  das  haerad  als 
politischer    Bezirk   zunächst    in    das    südliche    Schweden.      „Mit    der 


')  Wenn  T.  S.  57  erklärt,  daß  die  Forschung  in  dieser  Beziehung  einig 
sei,  so  hat  er  offenbar  übersehen,  daß  schon  ich  (Sav.  Zschr.  28  S.  381) 
dem  norwegischen  haerad  den  Charakter  einer  Hundertschaft  abgesprochen 
habe. 
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Morgendämmerung  der  historischen  Zeit  ist  es  in  ganz  Götaland  durch- 
geführt". Im  späteren  Mittelalter  verbreitet  es  sich  nach  Svealand 
und  Finnland. 

T.s  Beweisführung  ist  m.  E.  durchschlagend.  Aber  ist  mit  dieser 
Lösung  des  sprachlichen  Problems  auch  das  historische  Problem  ge- 
löst? Ich  möchte  es  bestreiten.  Wichtiger  als  die  Frage,  wann  und 
wo  zuerst  ein  politischer  Bezirk  den  Namen  haerad  erhielt,  ist  es  für 
uns  zu  wissen,  ob  dieser  politische  Bezirk  erst  mit  der  Einführung  des 
Namens  haerad  geschaffen  wurde  oder  schon  früher  vorhanden  war, 
und  welchen  Namen  er  eventuell  früher  geführt  hat.  Für  das  nörd- 
liche Schweden  wissen  wir,  daß  der  Name  haerad  auf  einen  schon 
froher  bestehenden  politischen  Bezirk,  das  hundari,  übertragen  wurde; 
sollte  nicht  das  gleiche  für  das  südliche'  Schweden  und  Dänemark 
gelten,  und  sollte  auch  nicht  hier  dieser  Bezirk  den  Namen  hundari 
geführt  haben,  zumal  ja  das  dänische  und  gotische  haerad  durchaus 
dem  nordschwedischen  hundari  entspricht?  Gewiß,  sichere  Beweise 
dafür  haben  wir  nicht.  Der  Ausdruck  centurionatus  bei  Saxo  Gram- 
maticua,  aus  dem  ich  mit  anderen  auf  eine  ursprüngliche  Bezeichnung 
des  haerad  als  hundari  schloß,  verliert  an  Beweiskraft  durch  den  Nach- 
weis T.s,  daß  ihn  Saxo  seinem  Lieblingsschriftsteller  Valerius  Maximus 
entlehnt  hat ;  immerhin  würde  sich  die  Vorliebe  Saxos  für  diesen  Aus- 
druck leichter  erklären,  wenn  man  annimmt,  daß  auch  in  seiner 
heimischen  Sprache  die  Würde,  die  er  centurionatus  nennt,  einen  an 
das  Zahlwort  „ Hundert"  anklingenden  Namen  (etwa  hundärishöfdings- 
skapr)  hatte. 

Fassen  wir  zusammen,  was  bei  T.s  Untersuchungen  über  haerad 
für  das  Hundertschaftsproblem  herauskommt,  so  ist  wichtig  das  nega- 
tive Ergebnis,  daß  das  norwegische  haerad  —  wie  ich  schon  früher 
annahm  —  keine  Hundertschaft  ist.  Für  das  dänisch-schwedische  haerad 
kommen  wir  bei  den  sprachlichen  Untersuchungen  nicht  über  das  "Re- 
sultat hinaus,  daß  ein  politischer  Bezirk  in  verhältnismäßig  früher 
Zeit  den  Namen  haerad  erhielt.  Ob  dieser  Bezirk  früher  a>, hon  bestand, 
ob  er  früher  den  Namen  hundari  oder  einen  ähnlichen  Namen  trug,  bleibt 
unentschieden. 

Auch  in  den  Untersuchungen  über  das  hundari  bildet  die 
sprachliche  Erörterung  den  Mittelpunkt.  T.  unterscheidet  hier  mit 
Recht  zwischen  der  älteren  Form  hunda  und  der  jüngeren  Form 
hundari;  in  der  letzteren  erblickt  er  eine  Entlehnung  vom  deutschen 
Festland.  In  der  Erklärung  des  urschwedischen  hunda  berührt  er 
sich  stark  mit  der  Erklärung  v.  Schwerins,  insofern  er  das  Wort  als 
»Menge,  Masse"  erklärt.  Allerdings  von  dem  Fehler  Schwerins,  der 
zunächst  an  ein  mit  dem  griechischen  näs  stammverwandtes  Wort  hund 
denkt,  dies  Wort  aber  wieder  mit  dem  Zahlwort  hund  ßxaröv)  zu- 
sammenwirft, hält  er  sich  fern.1)     T.  kennt  nur  das  Zahlwort  „hund*, 

l)  Wir  entsprechen  bei  dieser  Gelegenheit  gerne  dem  Wunsche  des 
Herrn  v.  Schwerin,    der  uns  gebeten  hat,  in  seinem  Namen  zu  erklären, 
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dies  Wort  sei  aber  schon  früh  neben  seiner  eigentlichen  Bedeutung 
im  Sinne  von  „Menge"  verwendet  worden.  Und  nun  sucht  T.  eine 
Parallele  zwischen  den  beiden  Worten  haerad  und  hunda  herzustellen 
(S.  190 f.);  beides  sind  Bezeichnungen,  die,  ursprünglich  ein  unbestimmtes 
Gebiet  oder  eine  unbestimmte  Menschenmenge  bedeutend,  technische 
Bezeichnungen  für  die  politischen  Verbände  geworden  sind.  Die  Be- 
ziehungen auf  die  deutsche  und  angelsächsische  Hundertschaft  fallen 
dabei  völlig  unter  den  Tisch. 

Ob  T.s  Beweisführung,  daß  das  Wort  „hund"  im  Nordischen  neben 
seiner  zahlmäßigen  Bedeutung  „Hundert"  auch  die  unbestimmte  Be- 
deutung „Menge"  gehabt  hat,  gelungen  ist,  mögen  die  Sprachforscher 
entscheiden.    Jedenfalls  ist  damit  doch  nur  die  Möglichkeit,  nicht  die- 
Gewißheit  gewonnen,   daß  das   altschwedische   hunda  seinen  Namen 
von  diesem  ungezählten,  nicht  von  dem  gezählten  Hundert  erhalten  hat. 
Aber  daß  der  älteste  und  ursprünglichste  politische  Bezirk  einen  von 
der  Wurzel  hund  gebildeten  Namen  führt,   ist  ja  gar  nicht  etwas  spe- 
zifisch Skandinavisches,   sondern   auch  bei  den  verschiedensten  west- 
germanischen Stämmen,  den  Alamannen,  Franken,  Friesen,  Angelsachsen, 
bezeugt.    Das  kann  doch  kein  Zufall  sein.    Und  wie  soll  man  es  er- 
klären,  daß  alle  diese  Völker  auf  denselben  Gedanken  wie  die  Skan- 
dinavier kamen,  ihren  ältesten  politischen  Verband  mit  einem  Worte 
zu  bezeichnen,  das  „Menge"  bedeutet,  und  daß  sie  dabei  ausnahmslos 
ebenso  wie  die  Skandinavier  ein  Wort  verwendeten,  das  ursprünglich 
die  Zahl  „hundert"  und  nur  in  übertragenem  Sinne  die  „Menge*  be- 
zeichnet,  und  das  überdies   in  diesem  übertragenen  Sinne  weder  im 
Althochdeutschen   noch  im  Mittelhochdeutschen  noch  im  Friesischen 
noch   im  Angelsächsischen   belegt   ist!    Da   liegt   es   doch   sehr   viel 
näher,  an  eine  urgermanische  Sitte,  das  Volk  zahlenmäßig  zu  gliedern, 
zu  denken.    Vor  allem  ist  ja  für  eins  dieser  westgermanischen  Völker 
der  Zusammenhang  der  Hundertschaft  mit  der  Hundert  zahl  völlig  ge- 
sichert; das  angelsächsische  hundred  ist  von  Anfang  an  ein  Verband 
von  hundert  Großhufen.    Wenn  wir  nun  aber  feststellen  können,  daß 
genau  ebenso  wie  das  angelsächsische  hundred  das  schwedische  hun- 
dari  und  haerad  sich  in  Großhufen  gliedert,  daß  ferner  bei  beiden 
Völkern  die  Dörfer  nach  einem  ganz  bestimmten  Zahlenverhältnis  der 
Hufen,   in  Schweden  als  Achthufendörfer,   bei   den  Angelsachsen  als 
Fünf-  oder  Zehnhufendörfer  angelegt  sind,  dann  liegt  die  Schlußfolge- 
rung nahe,  daß  auch  bei  den  Schweden  das  hundari  oder  haerad,  ent- 
sprechend dem  Hunderthufenhundred  der  Angelsachsen,  ursprünglich 
ein  Verband   von   einer   bestimmten  Anzahl   Hufen   gewesen   ist.    In 
meinen  Untersuchungen  glaubte  ich  gewisse  Anhaltspunkte  dafür  zu 
finden,   daß    das    schwedische   hundari   oder   haerad   eine   ebensolche 
zahlenmäßige   Gliederung   gehabt  hat;   allerdings   nicht  eine  solche 


daß  er  selbst  die  von  ihm  seinerzeit  behauptete  etymologische  Verwandt- 
schaft von  wo?,  hund  und  ixaxöv  für  unrichtig  ansehe.  Für  die  Red. 
Ul.  Stutz. 
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in  100,  sondern  —  um  der  leichteren  Teilbarkeit  Willen  —  in  96  Hufen. 
Daß  ich  diese  Anhaltspunkte  nicht  als  an  und  für  sich  als  be- 
weisend ansah,  sondern  daß  für  mich  das  entscheidende  der  völlige 
Parallelismus  der  angelsächsischen  Verhältnisse  war,  habe  ich  aus- 
drücklich ausgesprochen  (vgl.  vor  allem  Sav.-Zschr.  30.  S.  217  f.).  Da- 
rum kann  es  nicht  als  Widerlegung  gelten,  wenn  T.  diesen  Parallelismus 
der  angelsächsischen  "Verhältnisse  einfach  ignoriert  und  nun  meinen  Aus- 
führungen über  die  Hufenzahl  des  schwedischen  hundari-haerad  in  dieser 
Isolierung  die  Beweiskraft  abspricht.  Aber  auch  die  Kritik,  die  er 
an  diesen  meinen  Ausführungen  übt,  ist  nur  insofern  berechtigt,  als 
er  für  den  Ausdruck  tolftakirkia,  den  ich  als  Zwölftelkirche  deutete, 
eine  andere  näherliegende  Erklärung  findet  (S.  176  f.)  Die  Ausführungen 
über  die  graend  und  ihren  naemdarmapr  werden  überhaupt  nicht  er- 
wähnt. Und  wenn  er  gegen  die  Schlüsse,  die  ich  aus  der  Verteilung 
der  Vierzigmarkbuße  auf  die  Unterabteilungen  der  Hundertschaft  oder 
des  skiplagh  einwendet,  daß  man  die  skiplagh  Helsingelands  nicht  mit 
den  hundari  Uplands  auf  eine  Linie  stellen  dürfe,  so  übersieht  er,  daß 
diese  von  mir  erwähnte  Verteilung  der  Bußen  in  Helsingelagen  nicht 
bis  in  die  untersten  Verbände  duchgeführt  ist  (S.  174  ff.).  Wenn  end- 
lich T.  S.  178f.  eine  Gliederung  des  Volkes  nach  bestimmten  zahlen- 
mäßigen Einheiten  für  unmöglich  erklärt,  weil  es  an  einer  starken 
einheitlichen  Regierungsgewalt,  die  das  alles  durchführte,  gefehlt  habe, 
so  gebe  ich  das  für  Island  und  Norwegen,  die  nicht  volksmäßig  be- 
siedelten Länder  ohne  Hundertschaft,  gerne  zu;  nur  darf  man  die  aus 
der  westnordischen  Sagaliteratur  geschöpften  Vorstellungen  nicht  ohne 
weiteres  auf  die  volksmäßig  besiedelten  Gebiete  Schwedens  und  Däne- 
marks übertragen. 

Sehe  ich  also  auch  in  T.s  Buch  keine  Lösung  des  historischen 
Problems  der  Hundertschaft,  so  kommt  ihm  doch  zweifellos  das  große 
Verdienst  zu,  durch  seine  sprachlichen  Feststellungen  in  mannigfacher 
Beziehung  für  die  künftige  Forschung  sicheren  Grund  gelegt  zu  haben 

Tübingen.  Siegfried  Rietschel. 
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gegeben von  der  Gesellschaft  der  Wissenschaften  in  Kristiania . 
Band  IV:  Das  Staatsrecht  des  isländischen  Freistaates; 
Band  V:  Altisländisches  Strafrecht  und  Gerichtswesen. 
Leipzig,  A.  Deichertsche  Verlagsbuchhandlung  Nachf.  1 909 
u.  1910.     VI  und  525  S.;  X  und  820  S.     gr.  8°. 

Das  große  Werk,  dessen  früher  erschienene  Teile  in  Bd.  XXIX 

S.  403  ff",  dieser  Zeitschrift  angezeigt  worden  sind,  liegt  nunmehr  bis 

auf  den  Registerband  abgeschlossen  vor.  Sein  vierter  und  fünfter  Band 

bringen  die  Vorlesungen  Maurers  über  Staatsrecht,  Strafrecht  und 

Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte.  XXXII.   Germ.  Abt.  35 
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Gerichtswesen  des  isländischen  Freistaats.  Dabei  ist  allerdings  zu  be- 
merken, daß  vom  Strafrechte  nur  ein  „ allgemeiner  Teil"  vorliegt,  in 
dem  „die  für  das  gesamte  Strafrecht  maßgebenden  Grundbegriffe  und 
gemeinsamen  Grundsätze  erörtert  werden'  (Bd.  V  S.  4  f.).  Ihm  sollte 
sich  ein  besonderer  Teil  anschließen,  in  dem  „die  einzelnen  Verbrechen 
und  Verbrechensgruppen  ihre  gesonderte  Darstellung  finden"  sollten. 
Maurer  hat,  aber,  wie  der  Herausgeber,  Reichsarch'ivar  Ebbe  Hertz- 
berg (V  51)  mitteilt,  diesen  beabsichtigten  besonderen  Teil  nicht 
hinterlassen.  Immerhin  versteht  sich,  daß  auch  jener  allgemeine  Teil 
vermöge  der  Beschaffenheit  des  Quellenmaterials  aus  speziellen  Rechts- 
sätzen herausgearbeitet  werden  mußte  und  demzufolge  eine  Fülle  von 
Nachweisungen  auch  für  das  Recht  der  einzelnen  Delikte  bietet. 

Die  Materien,  welche  den  Gegenstand  dieser  beiden  letzten  Bände 
der  „Vorlesungen"  ausmachen,  gehören  zu  den  Teilen  des  altnordischen 
Rechts,  denen  Maurer  sein  wissenschaftliches  Interesse  von  Anfang  an 
und  bis  zuletzt  in  ganz  besonderem  Maße  zugewendet  hat.  Das  Recht 
und  zumal  das  öffentliche  Recht  des  isländischen  Freistaats  hat  ja 
dauernd  im  Mittelpunkte  seiner  umfassenden  Forschertätigkeit  ge- 
standen. Hiervon  legen  denn  auch  die  Vorlesungen  Zeugnis  ab.  Die 
des  vierten  Bandes  konnten  auf  der  Grundlage  einer  Bearbeitung  ver- 
öffentlicht werden,  die  noch  jünger  ist,  als  das  von  Maurer  bei  seinen 
letzten  Vorträgen  über  isländisches  Staatsrecht  (WS.  1884/85)  benutzte 
Manuskript.  Auch  den  Veröffentlichungen  des  fünften  Bandes  liegen 
wenigstens  zu  drei  Vierteln  Redaktionen  zugrunde,  die  nicht  über  das 
Jahr  1885  zurückgehen,  mithin  in  den  letzten  Jahren  von  Maurers 
Lehrtätigkeit  ihre  Gestalt  erhalten  haben. 

Hinsichtlich  der  Grundsätze,  die  der  Herausgeber  befolgt  hat, 
kann  auf  früher  Gesagtes  Bezug  genommen  werden.  Er  hat  auch 
weiterhin  seine  mühevolle  .Aufgabe  mit  ebenso  viel  Sorgfalt  wie  pietät- 
voller Zurückhaltung  gelöst.  Ganz  vereinzelt  finden  sich  sachliche 
Ergänzungen,  wie  durch  Hinweisung  auf  ein  älteres  Zeugnis  für  das 
Vorkommen  des  reep  (=  isl.  hreppr)  auch  in  Norwegen  (IV  107 3  und 
525 s)  oder  durch  Anführung  einiger  die  helga  vika  als  die  Woche 
nach  Pfingsten  verstehender  Schriftsteller  (IV  407 10).  Nur  formell 
handelt  es  sich  um  eine  Ergänzung  bei  der  durch  den  Zusammenhang 
gegebenen  Einschaltung  in  den  Text  zu  V  162 8.  Der  Herausgeber 
beschränkt  sich  im  übrigen  fast  ganz  auf  die  Beifügung  von  Ver- 
weisungen auf  Ausführungen  von  Maurer  selbst,  die  sich  außerhalb 
der  „Vorlesungen"  in  anderen  Schriften  finden  (so  IV  347 2,  467  l  a.  E.) 
oder  in  den  „Vorlesungen"  selbst  enthalten  sind  (so  V  327  S  455 r  und 
sonst).  Aus  der  übrigens  sehr  geringen  Zahl  stehen  gebliebener 
Druckfehler  seien  genannt  V  41  Z.  9  v.  o.  arcessus  statt  accessus,  V  162 
Z.  9  v.  o.  Gestaltung  statt  Gestattung,  V  508  Z.  8  v.  o.  Urteil  statt 
Vorteil.  V  158  Z.  1  v.  o.  sind,  sei  es  im  Manuskript  oder  im  Druck, 
vor  „i  skög"  die  Worte  „wenn  er"  ausgefallen. 

Die  Materien  des  altisländischen  Rechts,  die  in  den  beiden  letzten 
Bänden  der  „Vorlesungen"  behandelt  -sind,  haben  zu  großem  Teile  den 
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Gegenstand  früherer  "Veröffentlichungen  Maurers  gebildet.  Auf  nicht 
wenige  von  den  besonders  wichtigen  Fragen  war  er  schon  zu  wieder- 
holten Malen  zu  sprechen  gekommen.  Der  Leser  muß  daher  eben  hier 
vieles  finden,  was  ihn  bekannt  anmutet.  Aber  darum  bleibt  der  neuen 
Publikation  doch  der  große  Wert,  den  auch  mit  Bezug  auf  selbständig 
schon  erörterte  Teile  deren  Zusammenfassung  zu  einem  Ganzen  besitzt. 
Was  auch  für  sie  hierbei  an  neuem  Gewinne  erwächst,  bleibt  daneben 
noch  zu  berücksichtigen.  Eben  die  verschiedenen  Bearbeitungen,  die 
für  Maurers  Vorlesungen  in  Betracht  kommen,  lassen  erkennen,  wie 
er  auch  an  solchen  Partien  ständig  gefeilt  und  weitergearbeitet  hat, 
über  die  er  längst  zu  abschließenden  Ergebnissen  gelangt  war.  Auch 
die  Wiederholungen,  die  gerade  innerhalb  der  dem  isländischen  Rechte 
gewidmeten  Vorlesungen  der  letzten  Bände  besonders  zahlreich  sind  l), 
fallen  deshalb  weniger  lästig.  Bei  der  Gründlichkeit  und  souveränen 
Beherrschung  des  gesamten  Materials,  mit  welcher  Maurer  von  Anfang 
an  die  ihm  entgegentretenden  Fragen  untersuchte,  ist  es  begreiflich, 
daß  er  nicht  leicht  dazu  kam,  die  einmal  für  richtig  erkannte  Meinung 
wieder  aufzugeben.  Immerhin  enthalten  die  vorliegenden  Bände  einige 
Beispiele  für  das  Gegenteil:  IV  45 \  V9  Z.  15  v.  u.,  V  458.  An  der 
letztgenannten  Stelle  läßt  Maurer,  durch  ein  von  V.  Finsen  erhobenes 
Bedenken  veranlaßt,  seine  frühere  Deutung  des  dem  Gesetzsprecher 
nach  Konüngsbök  172  (Finsen  II  76)  obliegenden  „segja  mönnum  log 
til"  zu  Gunsten  einer  anderen  fallen.  Merkwürdig  ist  aber,  daß  er  in 
einer  ungefähr  gleichzeitigen  Äußerung  (IV  269)  seine  ältere  Ansicht 
vorträgt,  ohne  das  Finsensche  Bedenken  auch  nur  zu  erwähnen. 

Die  besondere  Liebe,  die  Maurer  den  isländischen  Studien  ent- 
gegenbrachte, tritt  in  den  Vorlesungen  sehr  deutlich  zu  Tage.  Nicht  zum 
Wenigsten  in  der  Bereitwilligkeit,  mit  welcher  er  jede  Gelegenheit 
wahrnimmt,  um  seine  persönliche  Bekanntschaft  mit  Land  und  Leuten 
in  den  Dienst  auch  der  rechtsgeschichtlichen  Forschung  zu  stellen 
(vgl.  z.  Bd.  IV  54',  23G,  290f.,  366).  In  dem  schönen  Buche  über 
„Island"  hatte  er  anläßlich  der  Jahrtausendfeier  die  Ergebnisse  seiner 
allseitigen  Forschungen  einem  größeren  Leserkreise  dargeboten.  Die 
Vorlesungen  wenden  sich  bestimmungsgemäß  in  erster  Reihe  an  die 
Rechtshistoriker,  denen  sie  eine  überaus  detaillierte  Darstellung  eines 
großen  und  wichtigen  Teiles  des  freistaatlichen  Rechtes  bringen.  Von 
wie  großer  Bedeutung  eine  solche  über  den  Bereich  der  nordischen 
hinaus  zumal  für  die  germanische  Rechtsgeschichte  überhaupt  ist,  be- 
darf heutzutage  dank  der  Lebensarbeit  vornehmlich  auch  Konrad 
Maurers  selbst  keiner  Darlegung  mehr.  Es  ist  bestimmt  zu  erwarten, 
daß  die  Veröffentlichung  der  Vorlesungen  in  gleichem  Maße  das  An- 
denken an  den  Meister  der  nordgermanischen  Rechtsgeschichte  lebendig 
erhalten  und  zur  Fortwirkung  seiner  Tätigkeit  beitragen  wird. 

Kiel.  Max  Pappenheim. 

»)  Vgl.  z.  B.  IV  8  ff.  und  V  296  ff.,  IV  263  ff.  und  V  455  ff.,  IV  355  f. 
und  V  318  f.,  V  184  ff.  und  464  ff,  339  ff.  und  810 ff.  u.  a.  m. 

35* 
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Peter  Heuer,  Der  Annahmeverzug  im  älteren  deutschen 
Privatrecht.  Heidelberg,  Winter  1911.  96  S.  8° 
(=  Deutschrechtliche  Beiträge,  herausgegeben  von  Konrad 
Beyerle  VI,  1). 

Die  vorliegende  Arbeit  gehört  zur  leider  noch  recht  kurzen  Reihe 
von  Studien  über  deutsches  Privatrecht.  Schon  deshalb  kann  man  sie 
mit  Freude  begrüßen.  Aber  auch  der  Inhalt  bietet  manches  Erfreu- 
liche. Der  Verfasser  hat  sichtlich  mit  Fleiß  gearbeitet.  Daß  er  den 
'Quellenstoff  nicht  erschöpft  hat,  wird  nur  der  bemängeln,  der  die 
Bücher  nach  der  Zahl  der  Zitate  wertet.  Denn  die  wesentlichsten 
Quellen  sind  immerhin  durchgegangen  und  es  fehlen  alle  sicheren  An- 
haltspunkte dafür,  daß  da  oder  dort  noch  mehr  zu  holen  gewesen  wäre; 
womit  ich  nicht  behaupten  möchte,  daß  nicht  vielleicht  Urkunden- 
bücher  noch  einige  kleinere  Ergänzungen  hätten  geben  können. 

Die  Arbeit  zerfällt  in  zwei  Teile,  deren  erster  die  Voraussetzungen 
des  Annahmeverzugs  behandelt;  während  der  zweite  die  Wirkungen 
des  Annahmeverzugs  darstellt.  Die  Ergebnisse,  die  der  Verfasser  am 
Schlüsse  zusammenfaßt,  entsprechen  im  wesentlichen  denen,  die 
v.  Amira  für  das  nordgermanische  Recht  bis  jetzt  gefunden  hat.  Die 
Leistung  muß,  damit  der  Gläubiger  in  Annahmeverzug  gerät,  ordnungs- 
mäßig angeboten  sein,  in  der  Regel  realiter,  ausnahmsweise  verbauter; 
echte  Not  des  Gläubigers  kann  auch  dann  noch  den  Eintritt  des  Ver- 
zugs hintanhalten.  Durch  den  Verzug  wird  der  Schuldner  zwar  nicht 
von  der  Leistung  frei,  es  hört  aber  seine  allenfallsige  Zinspflicht  auf 
und  seine  Haftung  für  zufälligen  Untergang  entfällt.  Außerdem  kann 
sich  der  Schuldner  auf  verschiedene  Weise  nunmehr  der  Leistung  ent- 
ledigen, indem  er  sie  ihrem  Schicksal  überlassen  oder  verkaufen  oder 
hinterlegen  darf. 

All  dies  setzt  Verf.  klar  und  gut  systematisiert  auseinander,  so  daß 
seine  Arbeit  auch  da  nicht  ohne  Wert  ist,  wo  sie  zu  schon  bekannten 
Ergebnissen  kommt.  Nicht  immer  einwandfrei  ist  die  Art  und  Weise, 
wie  Verf.  zu  seinen  Resultaten  gelangt..  Insbesondere  kann  ich  mich 
damit  nicht  befreunden,  daß  an  Punkten,  an  denen  Quellenstellen  über 
den  Verzug  nicht  zu  Gebote  stehen,  ohne  weiteres  solche  über  die- 
Leistung  in  die  Lücke  geschoben  werden.  Wenn  z.  B.  eine  Quelle  er- 
klärt, es  müsse  so  und  so  geleistet  werden,  damit  die  Schuld  erfüllt 
ist,  so  ist  damit  nicht  gesagt,  daß  auch  die  Leistung  so  und  so  an- 
geboten sein  muß,  damit  Annahmeverzug  eintreten  kann.  Dies  wird 
in  der  Regel  so  sein,  aber  als  sicher  darf  man  es  nicht  voraussetzen. 

Eigenartig  ist  eine  lange  Polemik  gegen  v.  Amira,  v.  Gierke  und 
Puntschart,  denen  gegenüber  Verf.  zu  beweisen  sucht,  daß  es  keine 
Gläubigerschuld  gibt.  Die  ganze  Polemik  beruht  nur  darauf,  daß 
Verf.  nicht  verstanden  hat,  was  die  von  ihm  bekämpfte  Gläubiger- 
schuld ist.  um  eine  Verpflichtung  des  Gläubigers,  um  eine  „Annahme- 
pflicht", handelt  es  sich  dabei  allerdings  nicht. 

Die  Zitate  .sind,   einigen  Stichproben   nach,    zuverlässig.     Doch 
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wäre  der  Schwsp.  besser  nach   Laßberg  zitiert  worden  und  für  Got- 
landslag  kann  nur  die  Ausgabe  von  Schlyter   oder  allenfalls  die  von 
Pipping  verwendet  werden. 
München.  v.  Schwerin. 


A.  Coulin,  Der  gerichtliche  Zweikampf  im  altfranzö- 
sischen Prozeß  und  sein  Übergang  zum  modernen  Privat- 
zweikampf. Erster  Teil:  Der  gerichtliche  Zweikampf  im 
altfranzösischen  Prozeß.  Mit  einem  Vorwort  von  Josef 
Kohl  er.     Berlin,  Guttentag  1906.    XYIH  und  169  S.  8°. 

Alexander  Coulin,  Dr.  iur.  und  Dr.  phil.,  Verfall  des 
offiziellen  und  Entstehung  des  privaten  Zweikampfes  in 
Prankreich.  (Untersuchungen  zur  deutschen  Staats-  und 
Rechtsgeschichte,  hgg.  von  Otto  Gierke,  99.  Heft).  Bres- 
lau, M.  und  H.  Marcus,  1909.  XX  und  150  S.  8°. 

I.  Dem  ursprünglichen  Plane  nach  beabsichtigte  der  Verf.  in  den 
hier  anzuzeigenden  beiden  Schriften  „den  Übergang  von  dem  gericht- 
lichen  Zweikampf  zum  Privatzweikampf  in  Prankreich    darzulegen". 

Demgemäß  bringt  uns  die  erstangeführte  Arbeit  eine  systematische 
Darstellung  des  gerichtlichen  Zweikampfes  im  altfranzösischen  Recht 
(vom  Ende  des  11.  bis  Mitte  des  15.  Jahrhunderts).  Die  Periode  der 
Volksrechte  scheidet  C.  aus  seiner  Untersuchung  aus.  Hier  greifen  als 
willkommene  Ergänzung  zwei  neuere  Untersuchungen  ein:  die  sorg- 
fältige Arbeit  von  Alexander  Gäl,  Der  Zweikampf  im  fränkischen 
Prozeß,  in  dieser  Zeitschrift  XXVIII  (1907)  S.  236-289  und  J.  Decla- 
reuil,  Apropos  de  quelques  travaux  re*cents  sur  le  duel  judiciaire,  in 
Nouvelle  revue  historique  de  droit  francais  et  etranger  XXXIII  (1909) 
p.  73—95. 

Einleitend  umschreibt  C.  den  Begriff  des  gerichtlichen  Zweikampfs, 
den  er  im  Sinne  Felix  Dahns  als  „ursprünglich  ein  in  das  ordent- 
liche Verfahren  beim  Versagen  der  ordentlichen  Beweismittel  einge- 
legtes Stück  Fehde"  charakterisiert,  wobei  anzumerken  gewesen  wäre, 
daß  dies  nicht  die  herrschende  Auffassung  ist.  In  den  Volksrechten 
erscheint  der  Zweikampf  sodann  als  Gottesurteil  und  bleibt  es  bis  zu 
seinem  Verschwinden  aus  dem  prozessualen  Verfahren. 

Das  erste  Kapitel  („Das  materielle  Kampfrecht")  behandelt  die 
Stellung  des  Zweikampfs  im  altfranzösischen  Beweissystem  und  ist 
zweifellos  das  schwächste  des  ganzen  Buches.  Wir  erfahren  lediglich, 
daß  der  Zweikampf  im  13.  Jahrhundert  in  Zivilsachen  „noch  allgemein 
üblich"  war,  daß  er  in  Strafsachen  noch  zwei  Jahrhunderte  länger  be- 
standen habe  (S.  13),  unter  Aufzählung  der  Fälle,  in  denen  er  sich  findet, 
bezw.  jener  wenigen  recht  heterogenen,  in  denen  er  in  Zivilsachen  un- 
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zulässig  war.  Dabei  verfährt  der  Verf.  bei  der  Anführung  der  Straf- 
sachen vielfach  nach  folgendem  Schema:  Die  Quellen  nennen  den  Zwei- 
kampf als  Beweismittel  beim  Mord,  „den  Beaumanoir  folgendermaßen 
definiert"  (folgt  die  Definition) ;  bei  encis,  ocis,  wieder  mit  darauf  folgen- 
der Definition  usw.  Von  einer  systematischen  Einordnung  unter  dieBeweis- 
mittel,  einer  grundlegenden  Feststellung,  wann  dieses  Gottesurteil  pri- 
mär, wann  nur  subsidiär  zur  Anwendung  kommt,  ist  keine  Rede ;  auch 
die  besondere  Behandlung  des  königsgerichtlichen  Prozesses,  dem  Gäl 
(a.  a.  0.  S.  254)  einen  eigenen  Exkurs  widmet,  vermissen  wir.  Und  manches 
Andere.  Darunter  fällt  auch  die  Übergehung  der  Zeugen-  und  Urteilsschelte. 
Diesen  Mangel  sucht  der  Verf.  allerdings  im  Vorwort  dadurch  zu  recht- 
fertigen, „daß  die  Zeugenschelte  nur  geringe  Abweichungen  .... 
aufweist",  „daß  anderseits  für  die  Urteilsschelte  ein  durchaus  anderes 
Verfahren  beobachtet  wurde"  und  lediglich  „eine  Grundlage  für  die 
Untersuchung  der  Übergangszeit"  geschaffen  werden  soll,  weshalb  es 
nur  auf  das  „Gesamtbild"  ankomme.  Der  letztgenannte  Grund  ist 
vielleicht  diskutabel.  Trotzdem  bleibt  es  bedauerlich,  daß  der  Verf., 
der  —  wie  ich  schon  jetzt  hervorzuheben  nicht  versäumen  möchte  — 
mit  so  emsigem  Fleifie  ein  ungemein  reichhaltiges  und  entlegenes 
Quellenmaterial  herangezogen  hat,  bei  seiner  Schilderung  des  „gericht- 
lichen Zweikampfes  im  altfranzösischen  Prozeß"  nicht  ganze  Arbeit  ge- 
macht bat  und  mancherlei  Wünsche  unerfüllt  läßt.  Sicherlich  die 
Hauptschuld  daran  trägt  der  Umstand,  daß  C.  mit  der  allgemeinen 
rechtsgeschichtlichen  Literatur  in  zu  geringer  Fühlung  steht. 

„Die  persönlichen  Voraussetzungen  des  Kampfrechtsverhältnisses" 
schildert  das  zweite  Kapitel.  Unter  der  Rubrik  Rechtsfähigkeit  (Pro- 
zeßfähigkeit) werden  hier  aufgezählt:  Freiheit,  Volksgemeinschaft, 
Friedensgemeinschaft,  Verwandtschaft,  Stand,  Ehre,  Lehensverband. 
Nicht  in  allen  Fällen  handelt  es  sich  aber  wirklich  um  Voraussetzungen 
für  den  Zweikampf.  So  bildete  die  Freiheit  in  jener  Zeit  nicht  mehr 
eine  Bedingung  der  Kampffähigkeit.  Ausdrücklich  erwähnt  es  C.  als 
zulässig,  daß  serf  und  serf  gegen  einander  kämpfen.  Wenn  ein  Freier 
einen  Unfreien  oder  bastard  als  Gegner  nicht  zu  dulden  brauchte,  so 
erklärt  sich  das  aus  dem  Gesichtspunkt  der  mangelnden  Ebenbürtig- 
keit, eines  Rechtsbegriffs,  den  C.  in  seiner  Untersuchung  merkwürdiger 
Weise  nicht  verwertet  hat.  Und  doch  lassen  sich  noch  manche  der 
Coulinschen  „Voraussetzungen*  zwangslos  unter  diesen  Gesichtspunkt 
einordnen.  So  auch  das,  was  C.  unter  dem  Schlagwort  Volksgemein- 
schaft ausführt.  Die  Fremden,  gegen  die  die  Germanen  nach  dem  Verf. 
„eine  gewisse  Abneigung"  hatten  —  eine  gerade  nicht  sehr  sachge- 
mäße Beurteilung  —  konnten  Einheimische  nicht  zum  gerichtlichen 
Kampf  herausfordern;  gegen  einander  durften  Griechen,  Syrer,  Juden 
und  Lombarden  jedoch  kämpfen.  Den  Gedanken  des  Fremdlingsrechts 
nahe  verwandt  scheint  mir  die  von  C.  als  Mangel  der  1  riedensgemein- 
schaft  erklärte  Erscheinung,  daß  nach  den  Assissen  von  Jerusalem 
„ciaus  qui  ont  servi  Sarrazins  ou  autres  mescreanz  as  armes  contre 
Crestiens,    plus    d'an    et   unjour"    des    Kampfrechts    entbehrten. 
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(Nebenbei  bemerkt  eine  Stelle,  die  mit  den  von  Heinrich  Brunn  er, 
Luft  macht  frei,  Festg.  der  Berliner  Jurist.  Fat.  für  Otto  Gierte,  1910, 
I  S.  45  zitierten  klar  ergibt,  daß  es  sich  bei  der  Frist  von  Jahr  und  Tag 
ursprünglich  um  ein  Jahr  und  einen  Tag  handelte.)  Unter  das  Eben- 
bürtigkeitsprinzip ist  ferner  das  Meiste  von  den  auf  S.  27ff.  („Stand") 
gegebenen  Ausführungen  einzuordnen.  Nach  den  Kreuzzügen  gilt  der 
vilain  dem  Ritter  in  Kampfsachen  nicht  mehr  als  ebenbürtig,  was  sich 
in  mannigfachen  Formen  äußert.  Manchmal  kann  der  Ritter  den  Kampf 
überhaupt  ablehnen  oder  sich  durch  einen  avpuö  vertreten  lassen ,  in 
anderen  Fällen  ist  der  Standesunterschied  nur  für  die  Kampfart  (zu 
Pferd  oder  zu  Fuß)  entscheidend.  Königliche  Prinzen  konnten  sich 
grundsätzlich  stets  einen  Vertreter  bestellen  lassen.  Der  oberste  Ge- 
richtsherr kann  niemals  gefordert  werden  und  nur  durch  einen  Stell- 
vertreter eine  Kampfklage  anhängig  machen,  womit  die  anglo-norrnan- 
nische  Einrichtung  des  Königskämpfers  zusammenhängt,  die  sich  bei 
der  englischen  Königskrönung  bis  in  die  neueste  Zeit  erhalten  hat  (0:11 
a.  a.  0.  S.  258 f.).  Als  nicht  ebenbürtig  kann  auch  der  bastard  und  der 
Mietskämpfer  von  dem  im  Besitze  der  vollen  Rechtsfähigkeit  Befind- 
lichen zurückgewiesen  werden,  während  dem  Kampfe  zweier  bastards 
oder  zweier  Mietskämpfer  untereinander  nichts  im  Wege  stand  (S.  33). 
Ein  wirklicher  Mangel  des  Kampfrechts  dagegen  ergab  sich  insbesondere 
für  die  parjures,  zu  denen  auch  die  im  Kampfe  Unterlegenen  zählten. 
Verwandtschaft  und  Lehensverband  endlich  könnten  höchstens  als 
negative  „ Voraussetzungen"  bezeichnet  werden,  indem  der  Zweikampf 
zwischen  Vater  und  Sohn,  vielfach  auch  unter  Brüdern  (S.  26.),  und  ebenso 
zwischen  Lehensherrn  und  Lehensmann  (S.  35)  unzulässig  war.  Im 
übrigen  spielte  das  Verwandtschafts;-  bzw.  Lehensverhältnis  insofern 
eine  Rolle,  als  es  die  Befugnis  zur  Kampfstellvertretung  für  den  be- 
hinderten Verwandten  oder  Herrn  gewehrte.  Nach,  burgundischem 
Recht  konnte  der  Kampfprozeß  zudem  die  Brücke  zu  einen;  Lehens- 
verhältnis bilden.  Der  im  Zweikampf  unterlegene  ritterliche  Mörder 
wird  Mann  der  ritterlichen  Verwandten  des  Erschlagenen  oder  sergeant 
der  bürgerlichen  Verwandten  Vgl.  dazu  neuerdings  His,  Totschlag- 
sühne und  Mannschaft  (Festgabe  für  Güterbock,  1910,  S.  347  ff. \ 

Nicht  Jeder,  der  unter  den  bisher  genannten  Voraussetzungen  Sub- 
jekt eines  Kampfprozesses  sein  konnte,  hatte  jedoch  auch  in  eigener 
Person  den  Zweikampf  auszufechten ;  nicht  jeder  Kampffähige  war 
zugleich  kampfpflichtig.  Während  der  Termin  der  Kampffähigkeit 
im  allgemeinen  mit  dem  der  Mündigkeit  zusammenfiel,  begann  die 
Kampfpflichtigkeit  erst  zwischen  20  und  25  Jahren  and  endigte  regel- 
mäßig mit  dem  60.  Lebensjahr.  Vor  und  nach  dieser  Zeit  konnte  man 
zwar  eine  Herausforderung  annehmen,  doch  konnte  die  Austragung  der 
Streitsache  auch  bis  zum  kampfpflichtigen  Alter  hinausgeschoben  wer- 
den oder  es  trat  Stellvertretung  ein.  Auch  Krankheit  gewährte  die 
Möglichkeit  der  Kanipfstelb^rtretung,  wenigstens  in  Zivilsachen;  in 
Strafsachen  jedoch  nur  mit  Zustimmung  des  Geforderten.  (Entgegen 
der  Einordnung  des  Verf.   können   Geisteskranke   und    Aussätzige   mit 
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den  übrigen  Kranken  nicht  in  eine  Gruppe  gebracht  werden.  Sie  ent- 
behrten der  Kampffähigkeit  als  Folgeerscheinung  ihrer  mangelnden 
vollen  Rechtsfähigkeit.)  Endlich  kämpfte  auch  die  Frau  nur  durch 
Stellvertreter;  der  persönliche  Kampf  der  Frau,  den  das  entartete 
spätere  deutsche  Kampfrecht  zeitigte,  ist  den  französischen  Quellen  un= 
bekannt.  Fand  die  Frau  keinen  Kämpfer,  dann  reinigte  sie  sich  nach 
älterem  normannischen  Recht  durch  Feuerordal.  Daß  der  Tod  eines 
Beteiligten  „ohne  Einfluß  auf  den  Gang  des  Verfahrens  bleibt"  (S.  40) 
wird  man  kaum  sagen  können.  C.  widerlegt  sich  selbst  in  der  An- 
merkung, wo  er  darauf  hinweist,  daß  der  Erbe  den  Prozeß  nicht  weiter 
zu  führen  braucht,  und  durch  die  hier  angeführte  Rechtsregel :  L'homme 
mort  le  plaid  est  mort. 

Es  folgen  Ausführungen  über  die  in  Betracht  kommenden  Gerichte, 
ihre  Besetzung  und  den  Gerichtsstand,  aus  denen  sich  ergibt,  daß  gegen 
Ende  des  13.  Jahrhunderts  allenthalben  die  Tendenz  sich  zeigt, 
„die  Duellgerichtsbarkeit  den  Händen  der  kleineren  Territorialherren  zu 
entreißen  und  sie  möglichst  in  die  Hände  des -obersten  Gerichtsherrn 
zu  legen"  (S.  48).  In  Holland  und  Lothringen  entstehen  besondere 
Kampfgerichte  unabhängig  von  den  Trägern  der  hohen  Gerichtsbarkeit. 
Vielfach  findet  sich  in  Kampfsachen  auch  eine  Teilung  der  Gerichts- 
barkeit, indem  das  untere  Gericht  den  Prozeß  bis  zur  Übergabe  des 
Kampfespfandes  leitete,  dann  aber  an  das  Obergericht  abtrat,  vor  dem 
der  Kampftermin  stattfand. 

Das  vierte  und  fünfte  Kapitel  bringen  eine  Schilderung  des  Ver- 
fahrens bis  zum  Kampftermin  und  in  demselben.  Sie  bilden  den  um- 
fangreichsten und  m.  E.  zugleich  den  gelungensten  und  wertvoll- 
sten Teil  der  Arbeit.  Die  Klage  und  die  Antwort  des  Beklagten  stehen 
unter  der  Herrschaft  des  Formalismus.  Deshalb  hat  der  Kläger  auch 
aufs  genaueste  die  Modalitäten  zu  bezeichnen,  unter  denen  er  sich  zum 
Kampfe  erbietet,  widrigenfalls  sein  Beweisangebot  dahin  interpretiert 
wird,  „daß  er  mit  seinem  Leib  gegen  den  Leib  des  Gegners  beweisen 
werde,  d.  h.  daß  er  nur  mit  seiner  eigenen  Kraft,  also  ohne  Stock  und 
Schild  kämpfen  werde".  Dabei  kennt  auch  das  französische  Recht  die 
Parallelerscheinung  der  Anefangsklage  und  ihrer  symbolischen  Besitz- 
ergreifung, dem  „unterwinden"  des  Streitgegenstandes:  Der  Kläger 
nimmt  den  Beklagten  in  symbolischer  Form  in  seine  Gewalt,  indem  er 
ihn  am  Rockzipfel  ergreift.  Besonders  vorbehalten  mußte  die  Partei  es 
sich  auch,  wenn  sie  nicht  persönlich,  sondern  durch  einen  avoue  kämpfen 
wollte.  Der  Ausdruck  umfaßt  sowohl  den  Kampfstellvertreter,  für  den 
das  Ebenbürtigkeitsprinzip  galt  (meist  Verwandte  der  betreffenden 
Partei),  wie  den  Mietskämpfer.  Beide  Formen  der  Vertretung  waren 
in  Zivilsachen  unbedingt  zulässig;  in  Strafsachen  dagegen  waren  Miets- 
kämpfer überhaupt  ausgeschlossen,  Kampfstellvertreter  nur  in  den  schon 
erwähnten  Fällen  möglich,  in  denen  Kampffähigkeit  und  Kampf- 
pflichtigkeit  sich  zweiten.  An  die  Partei  vortrage  schließt  sich  die 
Überreichung  des  Kampfpfandes  (gages),  einer  der  bedeutendsten 
Akte  des  Kampfprozesses,  von  dem  in  späterer  Zeit  das  ganze  Verfahren 
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den  Namen  entlehnt  hat  (gages  de  bataille).  Die  Wadiation  hat  die 
Bedeutung  eines  Beweiserfüllungsgelübdes  und  ist  meist  beiderseitig, 
indem  beide  Parteien  dem  Gerichtsherrn  ein  Pfand  fibergeben 
(die  Annahme  Glassons,  daß  die  Pfänder  wechselseitig  gegeben  und 
genommen  werden,  wird  zutreffend  widerlegt);  mitunter  wirft  jedoch 
auch  der  Forderer  das  Pfand  hin  und  der  Geforderte  nimmt  es  auf. 
Als  Wadiationssymbol  dient  gewöhnlich  der  rechte  Handschuh;  ge- 
legentlich wird  auch  ein  Hermelin  oder  eine  Fahne  erwähnt.  Im  süd- 
lichen Frankreich  wird  sogar  ein  reales  Pfand  (Kampfschatz)  über- 
geben. (Vgl.  auch  Otto  Gierke,  Schuld  und  Haftung,  1910,  S.  297 
Anm.  19).  Im  Anschlüsse  daran  ergeht  ein  gelegentlich  auch  an  anderer 
Stelle  des  Verfahrens  eingeschobenes  Urteil,  das  die  Zulässigkeit  des 
Zweikampfes  erklärt.  Trotzdem  nun  die  Parteien  einen  Schwur  abzu- 
legen haben,  sich  zum  Kampftermin  zu  stellen,  müssen  doch  noch  zur 
Sicherung  der  von  ihnen  übernommenen  Verpflichtungen  Bürgen  (meist 
in  größerer  Zahl)  bestellt  werden,  oder  es  werden  die  Gegner  in  Haft 
genommen;  gelegentlich  wird  auch  Haft  und  Bürgschaft  kumuliert. 
Kommt  es  zur  Bürgenstellung,  dann  erfolgt  sie,  wie  aus  dem  Vorstehenden 
ersichtlich  ist,  äußerlich  und  zeitlich  getrennt  von  der  Wadiation  des 
Kampfes,  worauf  Gierke  a.  a.  0.  S.  295  besonderes  Gewicht  legt,  weil 
sich  darin  deutlich  zeige,  daß  der  Wettvertrag  nicht  lediglich  dem 
Bürgschaftsformalismus  angehört  haben  kann.  (Vgl.  anderseits  da- 
gegen wieder  v.  Amira,  Die  Wadiation,  1911,  S.  11). 

Die  Nacht  vor  dem  Kampfe  pflegten  die  Gegner,  entsprechend 
dem  Ordalcharakter  dieses  Beweismittels,  betend  in  einer  Kirche  zu- 
zubringen. Sie  gingen  zur  Messe  und  empfingen  die  Sakramente.  Im 
Kampftermin  hatte  nach  älterem  Recht  jede  Partei  alles,  was  sie  zum 
Kampfe  benötigte,  selbst  zu  tragen  und  mit  geschlossenem  Visiere  ein- 
zutreten. Andernfalls  mußte  sie  sie  duellare,  ut  intrabit  campum  (S.  103). 
Es  erfolgt  nun  der  Präsentationsakt  gegenüber  dem  Gericht  unter  An- 
gabe der  Waffen,  die  auf  ihre  Vorschriftsmäßigkeit  und  Standesgemäß- 
heit geprüft  werden.  Die  Bewaffnung  bildeten  in  der  älteren  Zeit  für 
alle  Stände  fustis  et  scutum,  Stock  und  Schild;  seit  1300  ist  jedoch 
für  den  ritterlichen  Zweikampf  der  Kampf  zu  Pferde  mit  den  üblichen 
ritterlichen  Waffen  überall  durchgedrungen,  wie  er  schon  zu  Ende  des 
11.  Jahrhunderts  vereinzelt  bezeugt  wird.  Nur  bei  besonders  schweren 
Delikten  (Mord,  Verrat)  lassen  die  Quellen  den  Ritter  noch  zu  Fuß 
fechten.  Dann  ergehen  die  Rufe  an  die  Parteien  zur  Ableistung  der 
Kampfeide.  Die  Kampfeide,  nach  manchen  Rechten  bis  zu  drei,  die 
jedesmal  durch  neue  Rufe  unterbrochen  werden,  sind  ein  wesentliches 
Element  des  Verfahrens.  Deshalb  gilt  auch  der  Unterliegende  als 
meineidig  und  trägt  daher  selbst  im  Zivilprozeß  die  Folge  des  Meineids: 
er  verwirkt  die  Ehre.  Der  Eid  enthält  außer  der  Anrufung  Gottes, 
die  Wahrheit  zu  enthüllen,  die  Behauptung  der  guten  Sache  u.  dgl. 
vor  allem  aber  auch  die  Versicherung,  daß  keinerlei  Zaubermittel  zur 
Anwendung  gebracht  würden,  ein  Bestandteil,  der  vielfach  auch  zum 
besonderen    Eid   gestaltet   wird.      Jetzt   weisen    die    eigens    bestellten 
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Kainpfwärter  (die  Träger  der  Kainpfpolizei)  den  Gegnern  die  Plätze 
an;  es  erfolgt  die  Verkündigung  des  Bannes,  durch  den  insbesondere 
die  Anwendung  unerlaubter  Waffen  und  jegliche  Störung  des  Kampfes 
verboten  wird,  und  nun  ergeht  der  letzte  Ruf:  „faites  votre  devoir!" 
Die  Gegner  sagen  sich  gegenseitig  auf  und  der  Kampf  beginnt.  Ein 
Vergleich  ist  in  diesem  Stadium  nur  mehr  mit  Zustimmung  des  Ge- 
richtsherrn möglich,  der  in  späterer  Zeit  den  Kampf  auch  durch  seinen 
Befehl  beenden  kann.  Ein  Geständnis,  das  noch  während  des  Kampfes 
erfolgen  kann,  hat  die  gleiche  Wirkung,  wie  ein  Sieg  der  Gegenpartei. 
Nach  älterem  Recht  führt  auch  der  Eintritt  der  Nacht  das  Ende  des 
Streites  herbei.  Es  hat  zur  Folge,  daß  der  Forderer  als  unterlegen 
gilt,  nach  einer  Urkunde  sogar  beide  Teile.  Nach  jüngerem  Rechte 
findet  mit  Eintritt  der  Dunkelheit  aber  nur  eine  Unterbrechung  des 
Kampfes  statt,  der  am  nächsten  Tage  wieder  aufgenommen  wird.  Der 
normale  Ausgang  aber  ist  der  Sieg  einer  Partei  durch  Tötung  des 
Gegners  oder  dessen  Hinausdrängen  aus  den  Schranken.  Der  Besiegte 
wird  entwaffnet  und  wenn  er  am  Leben  geblieben  ist,  in  Strafsachen 
dem  Nachrichter  überantwortet,  es  sei  denn,  daß  der  Gerichtsherr  ihn 
begnadigt.  Der  Sieger  aber  läßt  seinen  Sieg  rechtsförmlich  konstatieren 
und  verläßt  den  Kampfplatz. 

Die  Strafen,  von  denen  das  letzte  Kapitel  handelt,  erfahren  durch 
die  Tatsache,  daß  die  Entscheidung  im  Kampfprozeß  erfolgte,  keinerlei 
Abweichung.  Unterliegt  der  Kläger,  dann  verfällt  er  derselben  Rechts- 
folge, der  er  durch  seine  Bezichtigung  den  Beklagten  ausgesetzt.  Die 
Quellen  nennen  dies  talio  supphcii  und  auch  C.  spricht  vom  Talions- 
prinzip, betont  aber  ausdrücklich,  diese  Talion  sei  von  der  technischen 
Verwendung  des  Wortes  scharf  zu  scheiden.  Daß  ein  Unterschied 
besteht,  ist  richtig;  doch  haben  wir  hier  nur  verschiedene  Erscheinungs- 
formen derselben  Idee  vor  uns.  Die  Anwendung  der  Talion  bei  Be- 
strafung der  falschen  Anklage  ist  auch  kein  Charakteristicum  des 
Kampfprozesses,  sondern  entspricht  —  wie  Declareuil  a.  a.  0.  p.  93 
mit  Recht  bemerkt  —  einem  allgemeinen  Prinzip,  das  dem  spät- 
römischen Recht  entlehnt  ist.  Dieselbe  Strafe,  wie  die  Partei,  erleidet 
in  Strafsachen  auch  der  Kampfstellvertreter.  Der  Mietskämpfer  wird 
aber  selbst  in  Zivilsachen  mit  dem  Verluste  eines  oder  mehrerer  Glieder 
(Hand  und  Fuß)  bestraft,  um  ihn  vom  leichtfertigen  Aufgeben  des 
Kampfes  abzuschrecken.  In  Kapitalsachen  war  im  älteren  Recht  auch 
der  Bürge  einer  peinlichen  Strafe  unterworfen,  die  aber  schon  früh 
mit  Zustimmung  der  Gegenpartei  abgelöst  werden  konnte.  Daraus  ist 
im  Laufe  der  Entwicklung  allgemein  eine  Geldstrafe  geworden. 

Die  zusammenfassende  Beurteilung  der  bisher  besprochenen  Schrift 
Coulins  findet  in  der  Arbeit  Licht  und  Schatten  gleich  verteilt. 
Ein  weit  verstreutes,  entlegenes  Quellenmaterial  ist  hier,  soweit  ich 
das  zu  beurteilen  vermag,  mit  großer  Sorgfalt  gesammelt  und  der 
Zweikampfforschung  dienstbar  gemacht.  Dem  Verf.  gebührt  dafür 
unser  Dank.  Was  der  Schrift  dagegen  vielfach  mangelt,  ist  die 
juristische  Verarbeitung   des   Stoffes,    worüber   uns    die   äußere   Auf- 


Literatur.  555 

machung  nicht  hinwegtäuschen  kann.  (Hierunter  rechne  ich  auch 
Wortprägungen,  wie  das  nach  bekanntem  Muster  gebildete  „Kampf- 
rechtsverhältnis", das  lediglich  eine  Wortprägung  geblieben  ist.)  Das 
nicht  zu  verschweigen,  erachte  ich  als  Pflicht  einem  Autor  gegenüber, 
der  im  Jahre  nach  dem  Erscheinen  seines  Buches,  das  Fehleu  „ einer 
tieferen  rechtsgeschichtlichen  Durchdringung  des  Materials"  und  den 
Mangel  rechtsgeschichtlicber  Vorkenntnisse  philologischen  Doktor- 
dissertationen zum  schweren  Vorwurf  machte  (in  dieser  Zeitschrift 
XXVIII  499 f.).  Unter  diesen  Umständen  wird  man  bei  einer  rechts- 
historischen Arbeit  die  ständige  Vertrautheit  mit  der  allgemeinen 
rechtsgeschichtlichen  Literatur  umsomehr  fordern  dürfen.  Der  Wert 
der  Schrift  würde  dadurch  bedeutend  erhöht  worden  sein,  und  mancher 
Fehler  wäre  sicher  vermieden  worden.  So  hätte  der  Verf.  dann  u.  a. 
im  letzten  Paragraphen  seiner  Darstellung  die  Verschweigung  wohl 
nicht  wie  folgt  definiert:  „ Unter  Verschweigung  verstehen  wir  den 
Verlust  des  Klagrechts  infolge  Zeitablauf;  der  Anspruch  selbst  erlischt 
damit  nicht,  wohl  aber  kann  ihn  der  Gegner  durch  das  einredeweise 
Vorbringen  der  Verschweigung  entkräften,  worauf  der  Kläger  nach- 
zuweisen hat,  daß  er  sich  nicht  verschwiegen  hat"  (S.  168). 

II.  Ich  freue  mich,  meine  Besprechung  damit  nicht  abschließen 
zu  müssen.  Denn  die  Lektüre  der  zweiten  Schrift  unseres  Verf.  hinter- 
läßt einen  weitaus  befriedigerenden  Gesamteindruck.  Den  Querschnitt 
durch  einen  bestimmten  Zeitabschnitt  zu  ziehen,  scheint  m.  E. 
seiner  Begabung  weniger  zu  entsprechen,  als  die  Entwicklungskurve 
eines  Instituts  durch  die  Jahrhunderte  zu  verfolgen.  Mit  der  ersten 
Arbeit  teilt  die  nunmehr  zu  besprechende  den  Vorzug  absoluter  Quellen- 
mäßigkeit, leider  aber  auch  den  Fehler  des  Hinwegstürmens  über  die 
einschlägige  deutsche  Literatur,  was  bei  einem  deutsch  geschriebenen 
Werk  besonders  befremdet. 

„Den  Übergang  (sc.  des  gerichtlichen  Zweikampfes)  zum  modernen 
Privatzweikampf  darzustellen ,  sollte  nach  Titel  und  Vorwort  der 
ersten  Schrift  Aufgabe  des  zweiten  Buches  sein ;  „Verfall  des  offiziellen 
(sc.  des  gerichtlichen)  und  Entstehung  des  privaten  Zweikampfes*  lautet 
sein  Titel.  Er  weist  den  Leser  sofort  darauf  hin,  daß  C.  einen  genetischen 
Zusammenhang  zwischen  dem  gerichtlichen  Zweikampf  und  dem  Duell 
jetzt  bestreitet,  während  man  seinem  ersten  Buche  die  gegenteilige 
Überzeugung  entnehmen  konnte.  Die  Wurzeln  des  modernen  Privat- 
zweikampfes findet  C.  nunmehr  in  den  ernsthaften  Turnieren,  den 
torneamenta  quasi  hostilia  (armes  ä  outrance,  champs  ä  outrance,  com- 
bats  ä  outrance,  joutes  mortelles  et  ä  champ  in  den  Quellen  genannt), 
die  sich  seit  der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  nachweisen  lassen 
und  die  in  Reaktion  gegen  die  Verdrängung  des  gerichtlichen  Zwei- 
kampfes sich  ausgebildet  hätten.  Das  Ernstturnier  erfolgt  auf  Grund 
einer  Herausforderung,  die  stets  eine  Beleidigung  für  den  Geforderten 
enthielt.  „Dieser  Vorwurf  konnte  nur  durch  Bewährung  in  dem  an- 
gebotenen Kampfe  entkräftet  werden;  der  Kampf  war  die  einzig  zu- 
lässige  Form   für   die   Bewährung   der  allgemeinen  ritterlichen  Ehre; 
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daher  entschied  der  Kampf  implicite  auch  darüber,  ob  infolge  dieses 
Vorwurfs  die  ritterliche  Ehre  der  Partei  befleckt  sei,  ohne  jedoch  eine 
spezielle  Entscheidung  über  die  Wahrheit  oder  Unwahrheit  der  im  deffi 
enthaltenen  beleidigenden  Tatsache  herbeizuführen.  Die  Teilnahme 
am  Kampfe  allein  dokumentierte  die  Rehabilitierung  der  verletzten  Ehre" 
(S.  113).  Im  Gegensatz  zu  den  gerichtlichen  Zweikämpfen  waren  die 
Ernstturniere  nicht  auf  gewisse  fora  beschränkt,  sondern  konnten  vor 
irgend  einem  Turnierherrn  auf  einem  Turnierplatz  ausgefochten  werden. 
Lehnte  der  Turnierherr  die  Abhaltung  eines  Turniertermines  ab,  dann 
mußten  sich  die  Parteien,  wollten  sie  nicht  ihrer  Standesehre  verlustig 
gehen,  an  andere  Turnierherrn  wenden,  bis  sie  einen  Kampfplatz  er- 
hielten. 

„Kaum  hatte  der  außergerichtliche  Zweikampf  einige  Verbreitung 
gewonnen,  da  suchte  auch  schon  das  Königtum  wieder  Einfluß  auf  ihn 
zu  gewinnen"  (S.  133)  und  derartige  Kämpfe  von  ihrer  speziellen  Er- 
laubnis abhängig  zu  machen.  Seit  Franz  I.  (1532)  finden  sich  dann 
auch  infamierende  Strafen  auf  verbotswidrige  Zweikämpfe  gesetzt,  ja 
die  Könige  nehmen  in  Konsequenz  des  Genehmigungsrechts  für  sich 
auch  das  Recht  in  Anspruch,  begonnene  Kämpfe  jederzeit  durch  ihren 
Befehl  zu  beenden  oder  den  Beginn  durch  ein  Verbot  zu  hindern.  Da 
unter  solchen  Umständen  die  kämpfliche  Austragung  einer  Angelegen- 
heit ungemein  erschwert  war,  so  fanden  andere  Kampfarten,  die  die 
französischen  Truppen  auf  den  Feldzügen  in  Italien  kennen  gelernt 
hatten,  rasch  in  Frankreich  Eingang  (S.  140).  Vor  allem  das  süd- 
italische combatere  a  la  mazza,  der  „combat  dans  beaux  champs",  wie 
man  diese  Kampfart  in  Frankreich  nannte,  ein  Kampf  im  Geheimen 
ohne  Defensivwaffen  und  ohne  Kampfaufsicht.  „Jetzt,  wo  der  Zwei- 
kampf an  keine  Formalitäten,  an  kein  geschlossenes  Feld,  an  keine 
Kampfaufsicht  mehr  gebunden,  wo  es  dem  Ermessen  der  Parteien  über- 
lassen war,  wann,  wo  und  wie  man  fechten  wollte,  erlangte  er  infolge 
seiner  leichten  Zugänglichkeit  und  fast  vollständigen  Regellosigkeit 
und  infolge  einer  übertriebenen,  fast  krankhaften  Ausbildung  des  Ehr- 
gefühls eine  ungeahnte  Verbreitung"  (S.  141). 

Um  die  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  setzte  eine  Repressivgesetz- 
gebung ein.  Durch  strenge  Strafandrohung  suchten  die  königlichen 
Ordonnancen  das  Duell  zu  unterdrücken.  Ein  Verbot  des  Waffentragens 
sollte  präventiv  wirken.  Doch  litt  die  Wirksamkeit  der  Antiduellgesetz- 
gebung  durch  eine  „übertriebene  Milde  der  Strafvollstreckung",  die 
sich  insbesondere  in  weitgehenden  Begnadigungen  äußerte.  Daran 
krankte  auch  die  Gesetzgebung  während  der  nächsten  zwei  Jahr- 
hunderte, die  „so  gut  wie  keine  neuen  legislatorischen  Gedanken  auf- 
weist".  Um  die  Wende  des  16.  zum  17.  Jahrhundert  sei  daher  in  der 
französischen  Entwickelung  des  Zweikampfproblems  „wenn  auch  kein 
Abschluß,  so  doch  ein  hervorragender  Ruhepunkt"  zu  konstatieren; 
damit  beendigt  C.  seine  Darstellung. 

Dies  ist  der  wesentliche  Inhalt  des  die  Untersuchung  abschließen- 
den zweiten  Kapitels.    Das  erste  schildert  den  „Niedergang  des  gericht- 
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liehen  Zweikampfs  im  französischen  Recht".  Es  tritt  nicht  nur  rein 
äußerlich  stark  hervor,  (mehr  als  zwei  Drittel  des  Buches  sind  ihm 
gewidmet),  sondern  ist  auch  eingehender  und  feiner  durchgearbeitet 
wie  auch  präziser  gefaßt. 

C.  zeigt  uns  hier,  wie  von  drei  Seiten  her  dem  gerichtlichen  Zwei- 
kampf der  Boden  abgegraben  wurde :  von  den  Städten,  der  Kirche  und 
dem  Königtum.  In  den  Städten  kam  es  nur  im  nordfranzösischen 
Gebiete  durch  einzelne  Privilegien  des  12.  Jahrhunderts  zu  einer 
völligen  Beseitigung  dieses  Beweismittels.  In  den  übrigen  Städten 
werden  ihm  nur  mehr  oder  minder  enge  Schranken  gezogen.  Hiernach 
lassen  sich  diese  Städteprivilegien  etwa  folgendermaßen  gruppieren: 
1.  Manche  beschränken  den  Personenkreis  der  Kampffähigen:  Miets- 
kämpfer und  alle  servientes  des  Königs  sind  vom  Zweikampf  mit 
Bürgern  ausgeschlossen.  2.  Andernorts  wird  der  Kampf  bei  bestimmten 
Streitsachen  ausgeschaltet,  z.  B.  in  Eigenschaftsprozessen,  oder  aber 
bei  minder  wichtigen  Angelegenheiten.  Die  loi  de  Beaumont  verfährt 
umgekehrt,  sie  umschreibt  den  Kreis  der  kämpflichen  Sachen:  Klagen 
um  Schuld  von  mehr  als  10  Schillingen  und  Anefangsprozesse.  3.  Andere 
Privilegien  üben  insofern  einen  indirekten  Zwang  auf  die  Parteien  aus, 
als  sie  den  Vergleichsabschluß  zu  Beginn  eines  Kampfprozesses  durch 
geringere  Gebühren  erleichtern.  4.  Radikaler  verfährt  eine  Reihe  süd- 
licher Städte  im  13.  und  14.  Jahrhundert,  die  entweder  jeder  Partei 
den  einseitigen  Rücktritt  ermöglichen  oder  den  Zweikampf  überhaupt 
nur  bei  Übereinstimmung  beider  Parteien  als  Beweismittel  zulassen. 

Von  den  kirchlichen  Faktoren  haben  zahlreiche  Konzilien  seit 
dem  Laterankonzil  von  1215  den  Zweikampf  verdammt;  das  Triden- 
tinum  bestraft  die  Teilnahme  daran  mit  Exkommunikation  und  Ver- 
weigerung des  kirchlichen  Begräbnisses  (S.  32).  Die  Päpste  haben  in 
älterer  Zeit  den  Zweikampf  als  Beweismittel  ausdrücklich  gebilligt. 
Seit  der  Mitte  des  12.  Jahrh.  ändern  sie  jedoch  ihr  Verhalten.  Von 
Innozenz  IL  an  finden  sich  zahlreiche  Verbote  in  Einzelfällen  und 
generellen  Charakters,  quia  hoc  est  tentare  deum.  Der  sorgfältigen 
Zusammenstellung  Coulins  möchte  ich  nur  noch  ein  Schreiben  von 
Honorius  III.  an  Abt  und  Kapitel  von  Vezelay,  1225  beifügen  (Huillard- 
Breholles,  Hist.  diplom.,  Introduct.  p.  CD  VI).  Die  Kampfverbote  fanden 
auch  Aufnahme  ins  corpus  iuris  canonici  (S.  35  f.).  Auch  die  kirch- 
lichen Schriftsteller  nehmen  seit  Agobard  von  Lyon  scharf  gegen  dieses 
Ordal  Stellung  (S.  37  ff.). 

War  so  die  Kirche  seit  dem  12.  Jahrh.  bestrebt,  den  Zweikampf 
zu  unterdrücken ,  so  standen  der  Durchführung  dieser  Anschauung  in 
der  französischen  Praxis  selbst  bei  der  Geistlichkeit  doch  erhebliche 
Schwierigkeiten  entgegen.  Soweit  die  kirchlichen  Gerichte  rein  geist- 
liche Sachen  zu  entscheiden  hatten,  bevorzugten  sie  zwar  die  ein- 
seitigen Ordalien  (vor  allem  die  Eisenprobe) ;  derselbe  geistliche  Gerichts- 
herr war  aber  auch  vielfach  Träger  weltlicher  Gerichtsbarkeit,  und  in 
dieser  bildete  der  Zweikampf  das  hauptsächlichste  Gottesurteil.  So 
finden  wir  denn  bis  ins  13.  Jahrh.  das  Kampfordal  bei  zahlreichen 
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Gerichten  geistlicher  Gerichtsherren  in  Übung.  Anderseits  waren  geist- 
liche Personen  besonders  in  Freiheitsprozessen,  in  denen  der  Zweikampf 
das  alleinige  Beweismittel  bildete,  gezwungen,  sich  dem  allgemeinen 
Brauche  zu  fügen.  Erst  seitdem  eine  große  Anzahl  von  Territorial- 
gerichten die  Kampfgerichtsbarkeit  verloren  hatten,  die  Befreiung  von 
der  Karnpfpflicht  auf  Grund  besonderer  Privilegien  immer  weitere 
Kreise  zog,  auch  das  Enqueteverfahren  seinen  Einfluß  energisch  geltend 
machte  und  die  Kirche  die  Exemtion  der  Geistlichen  von  der  welt- 
lichen Gerichtsbarkeit  zum  größten  Teile  durchgesetzt  hatte :  da  gelang 
es  in  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrh.,  die  Befreiung  der  Kleriker  vom 
Kampfzwange  gewohnheitsrechtlich  zur  Anerkennung  zu  bringen  (S.  55 f.). 
In  stets  steigendem  Maße  vermochte  zudem  die  Kirche  in  dieser  Zeit 
ihre  Gerichtsbarkeit  über  Laien  selbst  in  rein  weltlichen  Sachen  aus- 
zudehnen, wodurch  es  ihr  nun  ermöglicht  wurde,  ihre  theoretischen 
Anschauungen  für  einen  großen  Teil  der  französischen  Bevölkerung  in 
die  Praxis  überzuführen.  1317  wurde  nach  C.  zum  letzten  Male  in 
einem  geistlichen  Gericht  ein  Zweikampf  ausgefochten  (S.  60). 

Sehen  wir  von  den  schon  erörterten  Städteprivilegien  ab,  so  setzt  das 
Vorgehen  des  Königtums  gegen  das  Kampfordal  erst  im  letzten  Drittel 
der  Regierungszeit  Ludwig  des  Heiligen  ein.  1257/8  erläßt  Ludwig  die 
berühmte  (gewöhnlich  als  von  1260  herrührend  bezeichnete)  Ordonnance, 
die  gleich  im  ersten  Artikel  das  grundsätzliche  Verbot  des  gerichtlichen 
Zweikampfs  für  den  Bereich  der  königlichen  Gerichte  ausspricht;  das  in- 
quisitorische Zeugenverfahren  und  der  Urkundenbeweis  sollen  ihn  ersetzen. 
C.  versucht  mit  Geschick,  die  Ordonnance  in  den  Gang  der  auf  Stärkung 
der  königlichen  Gewalt  gerichteten  Rechtsentwicklung  einzugliedern. 
Er  führt  den  Erlaß  auf  den  Einfluß  der  Kirche  zurück,  sowie  auf  den 
der  königlichen  baillis,  der  Räte  des  Pariser  Parlaments,  vielleicht 
auch  der  Rechtslehrer  von  Orleans.  Aus  diesen  drei  Elementen  denkt 
er  sich  nämlich  die  „iurisperiti"  im  Berichte  Wilhelms  von  Chartres 
zusammengesetzt  (S.  67  f.).  Wenn  C.  aber  im  weiteren  Verlauf  seiner 
Ausführungen  meint:  „ob  der  kämpf  liehe  Beweis  Anwendung  fand  oder 
nicht,  das  überließ  man  im  großen  und  ganzen  der  gerichtlichen  Praxis, 
wenn  sie  nur  der  enquete  genügend  Spielraum  ließ",  so  scheint  er  mir 
doch  den  Zusammenhang  zwischen  dem  Verbot  des  gerichtlichen  Zwei- 
kampfes und  der  Einführung  der  enquete  nicht  hinreichend  zu  würdigen. 
Heinrich  Brunner  hat  darüber  in  seiner  „Entstehung  der  Schwur- 
gerichte", 1872,  S.  445  ff.  eingehend  gehandelt.  Bei  C.  wird  man  aber 
nach  einem  Hinweis  auf  dieses  epochemachende  Werk  vergeblich 
suchen.  Die  prozessuale  Neuordnung  Ludwigs  war  nun  keine  völlig 
durchgreifende.  „Ludwigs  IX.  Reform  blieb  zunächst  beschränkt  auf 
die  eigentlich  königlichen  Gerichte,  während  es  in  den  lehnrührigen 
Gerichten  von  der  Zustimmung  des  Gerichtsherrn  abhing,  ob  und  in 
welchem  Umfange  das  coutumiäre  Verfahren  durch  den  Prozeß  selonc 
l'etablissement  le  roi  ersetzt  werden  sollte"  (Brunn er  a.  a.  0.).  In 
den  Gerichten  der  großen  Barone  war  aber  von  einer  völligen  Be- 
seitigung des  gerichtlichen  Zweikampfes  keine  Rede;  die  ritterlichen 
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Krei.se  waren  der  enquete  abgeneigt,  wie  dies  in  dem  Rechtssprichwort 
seinen  Ausdruck  findet:  „Fol  est  qui  se  met  en  enqueste,  car  qui 
mieux  abreuve.  mieux  preuve"  (S.  73).  Unter  Ludwigs  Nachfolger 
Philipp  III.  lebte  der  Kampfprozeß  dann  auch  in  den  königlichen 
Domänen  wieder  auf.  in  denen  während  der  Regierungszeit  Ludwig  IX. 
das  Verbot  des  kämpflichen  Beweises  im  großen  und  ganzen  durchaus 
durchgeführt  worden  war.  Die  Gesetzgebung  Ludwigs,  die  Propagierung 
der  legistischen  Ideen  durch  die  Praxis  der  königlichen  Gerichte  und 
die  legistische  Bearbeitung  des  coutumiären  Rechts  hatten  aber  nach- 
haltige Zukunftswirkungen,  so  daß  C.  im  Bezug  auf  die  „lois  de  Saint- 
Louis"  das  Wort  Montesquieus  anwendet,  daß  diese  ..changerent 
moins  la  iurisprudence  francoise  qu'elles  ne  donnerent  des  moyens  pour 
la  changer".  Im  letzten  Jahrzehnt  des  13.  Jahrh.  scheint  dann  der 
Kampfprozeß  schon  an  Bedeutung  eingebüßt  zu  haben.  So  konnte 
denn  Philipp  IV.  1296  uud  1304  für  die  Dauer  seiner  Kriege  ein  ab- 
solutes Verbot  des  Zweikampfs  für  das  ganze  Königreich  erlassen.  Das 
Verbot  zu  einem  dauernden  zu  gestalten,  war  nach  den  bisherigen 
Erfahrungen  unmöglich ;  der  damalige  Prozeß  konnte  den  Zweikampf 
nicht  ganz  entbehren.  Die  Ordonnance  von  1306  begnügte  sich  daher, 
dieses  Beweismittel  auf  die  unumgänglichsten  Anwendungsfalle  zu  be- 
schränken, und  ließ  ihn  nur  unter  fünf  Voraussetzungen  zu.  C.  hat 
diese  in  seiner  ersten  Schrift  S.  77  ff.  eingehend  erörtert.  Insbesondere 
sollte  ein  Zweikampf  nur  bei  todeswürdigen  Verbrechen  herangezogen 
werden  dürfen  und  nur  nach  vorangegangener  resultatloser  Enquete. 
Der  Zweikampf  erscheint  hier  demnach  als  ein  außerordentliches  Be- 
weismittel, das  lediglich  beim  Versagen  der  übrigen  Beweismittel  ein- 
greifen sollte.  Der  inquisitorische  Prozeß  hatte  die  Stelle  des  ordent- 
lichen Verfahrens  errungen.  Dies  war  das  Ergebnis  der  Rechtsentwicklung 
in  den  letzten  50  Jahren. 

Die  Ordonnance  von  1306  ist  die  gesetzliche  Grundlage  für  die 
Anwendung  des  gerichtlichen  Zweikampfes  in  der  Folgezeit  geblieben. 
Eine  weitere  Ordonnance  desselben  Königs  hatte  dann  dem  Sen&chall 
von  Toulouse  gegenüber  alle  Kampfsachen  dem  Parlament  zur  Ent- 
scheidung vorbehalten,  eine  Bestimmung,  die  später  gesetzlich  oder 
gewohnheitsrechtlich  auch  auf  andere  Landesteile  ausgedehnt  wurde. 
Jedenfalls  hat  eine  Ordonnance  von  1409  den  Zweikampf  ausdrücklich 
von  einem  Urteil  des  Königs  oder  des  Parlaments  abhängig  gemacht. 
Eine  weitere  Verordnung  aus  dem  letzten  Lebensjahre  Philipps  IV. 
(1314)  blieb  undurchführbar.  Nach  ihr  sollte  dauernd  im  ganzen  König- 
reiche jeder  Zweikampf  ohne  königliche  Genehmigung  untersagt  sein. 
Dem  einmütigen  Widerstand  des  französischen  Adels  gegenüber  ver- 
mochte sie  sich  aber  nicht  durchzusetzen,  und  Ludwig  X.  sah  sich 
genötigt,  sie  aufzuheben  und  das  Kampfrecht  anzuerkennen.  Für  die 
weitere  Zurückdrängung  des  kämpflichen  Grußes  sah  man  sich  daher 
auf  den  Weg  der  Praxis  verwiesen,  die  auch  erfolgreiche  Arbeit  leistete. 
Bei  der  exzeptionellen  Stellung  des  kämpflichen  Beweises  wurden  die 
ihn  begünstigenden  Vorschriften  stets  restriktiv,  die  ihn  verbietenden 
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extensiv  interpretiert.  Dazu  kam,  daß  die  Ordonnance  von  1306  das 
Verfahren  sehr  kostspielig  und  prunkvoll  ausgestaltet  hatte.  Eine  Be- 
schränkung auf  die  reichsten  Kreise  ergab  sich  daraus  von  selbst. 
Praktisch  kam  es  in  der  Folge  daher  nur  noch  selten  zur  kämpf  liehen 
Entscheidung  eines  Prozesses.  Theoretisch  aber  blieb  der  gerichtliche 
Zweikampf  zum  wenigsten  im  Prinzip  bis  gegen  den  Ausgang  des 
15.  Jahrh.  ein  Beweismittel  des  geltenden  Rechts.  „Kein  Gesetz  hat 
den  Zweikampf  in  Frankreich  aufgehoben.  Die  Abneigung  und  Privi- 
legierung der  Stadtbevölkerung  und  der  außergerichtliche  Zweikampf 
der  ritterlichen  Bevölkerung  .  .  .  hat  ihn  gegen  Ende  des  Mittelalters 
aus  der  Praxis  verschwinden  lassen"  (S.  106). 

Ich  habe  es  im  Vorstehenden  gleich  dem  Verf.  vermieden,  die 
deutschen  Verhältnisse,  die  weitgehende  Parallelen  und  vielfach 
frappant  übereinstimmende  Züge  aufweisen,  mit  in  den  Kreis  der  Er- 
örterungen zu  ziehen.  Bei  dem  heutigen  Stande  der  Zweikampfforschung 
scheint  mir  das  restlose  Ausschöpfen  einer  Quellengruppe  unter  Ver- 
zicht auf  rasche  Verallgemeinerungen  recht  förderlich  zu  sein.  Dies 
gilt  insbesondere  für  das  von  der  Parteien  Gunst  und  Haß  verwirrte 
Problem  der  Entstehung  des  modernen  Duells  und  des  Zusammenhanges 
von  Duell  und  gerichtlichem  Zweikampf.  Bei  einer  solchen  Unter- 
suchung wird  sich  der  Autor  freilich  in  der  Bewertung  der  eigenen 
Ergebnisse  für  die  Beurteilung  der  Gesamtentwicklung  besondere  Zurück- 
haltung auferlegen  müssen.  Denn  Hans  Fehr  hat  sicherlich  Recht, 
wenn  er  in  seiner  Jenenser  akademischen  Antrittsrede,  1908,  S.  1  betont: 
„Die  eigenartigen,  fein  verästelten  Wurzeln  des  Duells  lassen  sich  nur 
erfassen,  wenn  wir  die  ganze  Entwicklung  vor  Augen  sehen,  welche 
der  Zweikampf  im  Mittelalter  durchmachte  ..."  Die  rechtsgeschicht- 
liche Duellliteratur  scheint  sich  dessen  jedoch  nicht  immer  bewußt  zu 
sein,  und  nach  seiner  Besprechung  der  Fehr  sehen  Schrift  in  dieser 
Zeitschrift  XXIX  (1908)  S.  358 ff.  zu  schließen,  wird  man  auch  Coulin 
hierin  einbeziehen  können.  (Vgl.  zu  dieser  Besprechung  auch  Cai He- 
mers Bemerkungen  in  Nouvelle  revue  historique  de  droit  francais  et 
etranger  XXXIII  p.  388  n.  1). 

Breslau.  K.  Rauch. 
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Geschichte  der  auswärtigen  Beziehungen  Deutschlands,  in 
ausländischen  Archiven  gesammelt  und  mit  Unterstützung 
des  Johann-Friedrich-Böhmer-Fonds  herausgegeben.  Tü- 
bingen, Mohr.     1911.    gr.  8°.  XXX  u.  347  SS.     20  Mk. 

Das  vorliegende  Werk  ist  eine  hochwillkommene  Ergänzung  der 
Acta  imperii  von  Ficker  und.  Winkelmann,  die  Frucht  mutiger  und 
ausdauernder  Forschungen  in  Archiven,  die  doch  als  erschöpft  galten. 
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Entsprechend  seinen  Studien,  die  die  auswärtige  Politik  in  der  kriti- 
schen und  verwickelten  Zeit  vom  Interregnum  bis  zum  Tode  Kaiser 
Heinrichs  VII.  umspannen  und  uns  nach  vielen  Seiten  erheblich  weiter 
gebracht  haben,  berühren  die  meisten  Dokumente  die  Ausdehnung  der 
französischen  Herrschaftsrechte,  die  Politik  gegen  England,  namentlich 
die  König  Adolfs,  und  die  Politik  gegenüber  Italien.  Für  den  Rechts- 
historiker ist  die  Ausbeute  gleichwohl  recht  erheblich.  Zwar  an  Reichs- 
weistümern  findet  sich  nur  eins:  Nr.  35.  In  dem  Kopfregest  heißt  es,  der 
auf  Frage  des  Herzogs  von  Lothringen  ergangene  Rechtsspruch  be- 
sage, daß  ein  Lehnsherr  für  ein  Vergehen  seines  Burglehnsmannes 
nicht  belangt  werden  dürfe.  Die  gewählte  Form  Burglehnsmann 
könnte  dahin  verstanden  werden,  daß  es  sich  um  die  Besitzer  von 
Burglehen  (feoda  castrensia)  handle.  Tatsächlich  ist  jeder  gemeint, 
der  eine  Burg  von  einem  Lehnsherrn  zu  Lehen  hat.  Von  erheblichem 
Interesse  ist  Nr.  60,  wo  ein  Graf  von  Jülich  den  Unterschied  zwischen 
fidelis  und  der  stärkeren  Bindung  des  homo  ligius  betont.  Von  fran- 
zösischem Rechtsgebiete  dehnt  sich  als  ein  starkes  Mittel,  deutsche 
Fürsten  und  Herren  in  politische  Abhängigkeit  von  Frankreich  zu 
bringen,  diese  rechtsrheinisch  auch  dann  unbekannt  bleibende  Institution 
aus,  die  jüngst  von  Pirenne  aus  ihrer  Heimat  heraus  beleuchtet  wurde 
(Acad.  roy.  de  Belgique.  Bulletin  de  la  classe  des  lettres  1909  Nr.  1)  und 
die  nun  Kern  in  seinem  großenteils  auf  dem  in  diesem  Werke  vor- 
gelegten Materiale  sich  aufbauenden  Buche:  Die  Anfänge  der  franzö- 
sischen Ausdehnungspolitik  bis  zum  Jahre  1308  S.  324  ff.  nach  Deutsch- 
land hinein  verfolgt  hat.  Es  sind  Ausführungen,  die  auch  bei  den 
Rechtshistorikern  genaue  Aufmerksamkeit  verdienen.  Doch  ist  hier 
nicht  der  Ort,  auf  die  Gegensätze  Ministerialen  und  homines  ligii  ein- 
zugehen. Die  französischen  Ansprüche  fanden  auch  eine  wirksame 
Waffe  in  dem  römischen  Rechte,  die  Gutachten  und  Denkschriften  über 
Lyon  (271.  274.  285),  noch  mehr  das  für  St.  Die"  (290)  zeigen  das  ganz 
deutlich.  Auf  italienische  Dinge  bezieht  sich  der  umfangreiche  Traktat 
über  die  Ungiltigkeit  der  Sentenz  K.  Heinrichs  VII.  gegen  K.  Robert 
von  Neapel  (295).  So  wundert  es  uns  nicht,  wenn  nach  einem  eng- 
lischen Berichte  von  der  Kurie  Accursius  „melior  legista  de  mundo" 
vom  englischen  Könige  entboten  wurde,  um  mit  ihm  zum  Könige  von 
Frankreich  zu  gehen,  wo  dann  über  die  Normandie  disputiert  werden 
sollte  (Nr.  2). 

Für  die  Geschichte  der  deutsch-französischen  Grenze  ist  die  Samm- 
lung besonders  bedeutungsvoll,  mit  einem  beschämenden  Aktenstücke 
wird  der  Band  eröffnet.  Zwei  friesische  Gaue  nahen  sich  dem  Könige 
von  Frankreich  mit  einer  Bitte  und  erklären,  sie  unterständen  keiner 
weltlichen  Gewalt,  auch  nicht  dem  Könige  von  Deutschland  (Nr.  1 
vgl.  dazu  Kern  in  den  Mitteilungen  d.  Inst.  f.  österr.  Geschichtsforschung 
31,  76  ff.). 

Was  der  Band  für  des  Reiches  Becht  und  Politik  in  Italien  be- 
deutet, ist  nicht  näher  hier  auszuführen.  Nur  die  langgesuchte  Bulle 
Clemens  V.,  welche  zwischen  Heinrich  VII.  und  König  Robert  von 
Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte.    XXXII.   Genn.  Abt.  36 
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Sizilien  1312  Juni  einen  Waffenstillstand  setzte,  darf  ich  nicht  über- 
gehen (Nr.  227).  Es  ist  der  Kurie  letztes  Mittel,  den  drohenden  Kampf 
zu  vertagen.  Ganz  in  die  englische  Verfassungsgeschichte  gehört  eine 
Denkschrift  über  die  Vermehrung  der  Staatseinkünfte,  um  Krieg  führen 
zu  können  (245). 

Es  sei  gestattet,  einige  Einzelbemerkungen  hinzuzufügen.  Dem 
Schöpfer  einer  für  die  Rechtsgeschichte  sehr  wertvollen  Quelle  be- 
gegnen wir  mehrfach.  Es  ist  Meister  Burkhard  von  Frick,  der  Schöpfer 
des  habsburgischen  Urbarbuches,  über  dessen  Leben  wir  nur  wenig 
wissen.  Jetzt  erfahren  wir  aus  Nr.  142  u.  147,  daß  er  Anfang  1301  als 
Gesandter  König  Albrechts  in  England  weilte,  auch  in  Nr.  279  erscheint 
er.  Burkhard  hatte  in  England  Gelegenheit,  von  einer  Verwaltung  zu* 
hören,  die  sehr  stark  sich  der  Schrift  bediente.  In  Nr.  6  S.  4  Zeile  16  f. 
ist:  „natus  senioris  sororis  comitis  ^(nicht  comitatus)  de  Castris"  zu 
lesen.  In  Nr.  18  ist  castrum  Werdense  als  Reichsburg  Werden  erklärt, 
es  handelt  sich  um  Kaisers werth. 

Der  Dank,  den  die  Historiker  dem  Herausgeber  wissen,  der  in 
der  archivalischen  Forschung  ebenso  glücklich  ist  wie  in  der  Ver- 
wertung seiner  Quellen,  wird  auch  im  Kreise  der  Rechtshistoriker 
freudigen  Anklang  finden.  Was  dieser  an  dem  dargebotenen  Materiale 
hat,  kann  hier  nicht  bis  ins  einzelne  aufgeführt  werden,  wie  das  ja 
bei  einer  solchen  Lese  von  allerhand  Ähren  und  Früchten  selbst- 
verständlich ist. 

Bonn.  Aloys  Schulte. 


A.  Neukirch,  Der  niedersächsische  Kreis  und  die  Kreis- 
verfassung bis  1542  (Quellen  und  Darstellungen  aus  der 
Geschichte  des  Reformationsjahrhunderts  herausgegeben 
von  Dr.  Georg  B erbig).  Leipzig,  M.  Heinsius  Nachfolger 
1909.  XI  u.  226  S.     8°. 

Die  deutsche  Verfassungsgeschichte  entbehrt  noch  eine  grund- 
legende Darstellung  der  deutschen  Kreisverfassung.  Und  auch  wenige 
einzelne  Kreise  haben  bisher  eine  monographische  Bearbeitung  gefunden. 
So  der  schwäbische  Reichskreis  durch  Lang  werth  von  Simmern  und 
der  fränkische  durch  Fester,  Beck  und  neuerdings  durch  Härtung. 
Es  wird  daher  vom  Standpunkte  der  Erweiterung  unserer  Kenntnis  der 
Reichsverfassung  aus  jeder  zu  diesem  Werke  gelieferte  Baustein  mit 
lebhaftem  Danke  begrüßt  werden. 

Neukirch  bahnt  sich  den  Weg  zu  seiner  Spezialuntersuchung 
sehr  richtig  durch  eine  Schilderung  der  Kreisverfassung  bis  zum  Ende 
des  15.  Jahrhunderts.  Man  wird  dem  Verfasser  für  diese  Erörterungen 
um  so  lieber  Anerkennung  zollen  als  befriedigende  Vorarbeiten  nicht 
vorliegen.  Er  erkennt  das  Prinzip  der  deutschen  Kreisverfassung  in 
allen  ihren  Wandlungen  in  „der  territorialen  Einteilung  des  Reichs  in 
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einige  künstlich  und  national  abgegrenzte  und  doch  auf  korporativer 
Selbsttätigkeit  berechnete  Bezirke".  Auf  dem  Reichstag  zu  Nürnberg 
(11.  März  1383)  setzt  König  "Wenzel  dem  großen  schwäbischen  Städte- 
bund zum  erstenmal  den  Gedanken  einer  allgemeinen  Einung  der 
Fürsten  und  Herren  des  Reichs  entgegen,  in  die  auch  die  Bündnisse  der 
Städte  aufgehen  sollen  und  teilt  diese  Einung  in  4  territorial  ver- 
schiedene „Parteien"  nach  dem  Vorbilde  der  4  Quartiere  des  schwäbischen 
Städtebunds.  In  diesem  Projekt  König  Wenzels  erblickt  der  Verfasser 
den  Ursprung  des  hier  völlig  neu  und  unvermittelt  auftretenden  Ge- 
dankens einer  Kreiseinteilung  des  Reichs. 

Bei  der  Schilderung  der  Entstehung  und  Bedeutung  der  Kreisver- 
fassung Albrechts  II.  (1438)  wird  (im  2.  Kap.  des  1.  Teils)  auch  die  inter- 
essante Verschiedenheit  der  territorialen  Abgrenzung  der  Kreise  in 
den  einzelnen  Entwürfen  hervorgehoben. 

Im  2.  Teil  wird  zuerst  die  Ausbildung  der  Kreisverfassung  als 
eines  wichtigen  Teiles  der  großen  ständischen  Reformbewegung  darge- 
legt. Erzbischof  Bertold  von  Mainz,  der  Föhrer  der  ständischen  Reform- 
partei, hat  schon  1491  mit  seiner  Forderung  von  6  Landfriedenskreisen 
die  Zustimmung  des  Königs  gefunden.  Der  ewige  Landfrieden  als  einer 
der  Hauptzielpunkte  der  Reform  sollte  durch  unabhängige  ständische 
Reichsbehörden  aufrechterhalten  werden.  Man  hatte  die  Kreisver- 
fassung als  Grundlage  für  die  praktische  Durchführung  in  den  unteren 
Instanzen  erkannt.  Zuerst  hatte  man  sie  nur  als  Wahlkörper  für  die 
Reichsbehörden,  und  erst  später  als  Organ  für  die  Kriegs-  und  Steuer- 
verfassung ins  Auge  gefaßt.  Erst  in  der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahr- 
hunderts hatte  man  sie  für  den  Landfriedensschutz  verwirklicht. 

Von  Bedeutung  erscheint  die  Feststellung  des  Verfassers,  daß  die 
Kreisordnung  des  Augsburger  Reichsabschieds  von  1500  im  wesentlichen 
mit  der  Albrechts  II.  von  1438  übereinstimmt.  Daß  schon  bei  der  ersten 
Besetzung  des  Reichskammergerichts  und  bei  den  Ergänzungen  in 
den  nächsten  Jahren  die  Anwendung  einer  Kreisverfassung  vorbereitet 
worden  ist,  konnte  Verfasser  auf  Grund  der  ihm  von  R.  Smend  zu- 
gänglich gemachten  Untersuchungen  betonen.1) 

Im  2.  Kapitel  wird  der  sächsische  Kreis,  aus  dem  später  der 
niedersächsische  entstanden  ist,  als  Wahlbezirk  für  Reichsregiment  und 
Kammergericht  dargestellt.  Da  das  Reichsregiment  nur  bis  1502  exi- 
stierte und  dann  1521  nur  für  kurze  Zeit  erneuert  wurde,  blieben  die 
Präsentationen  zum  Kammergericht  die  einzige  Tätigkeit  dieses 
sächsischen  Kreises. 

Der  niedersächsische  Kreis  war  als  Landfriedenskreis  entstanden, 
(1512).  „Er  ist  der  Rest  der  vom  sächsischen  Kreis  nach  Abtrennung 
des  neuen,  vorwiegend  kurfürstlichen  übrigblieb.  •    Der  niedersächsische 

*)  Inzwischen  ist  R.  Smend,  Das  Reichskammergericht  I.  Teil.  Wei- 
mar 1911  erschienen.  S.  263 f.  wird  es  als  wahrscheinlich  dargetan,  daß 
die  Landschaften  von  1500  einerseits  mit  den  Wahlbezirken  von  1495  und 
andererseits  von  1500  (also  mit  den  Kreisen  der  gleichzeitigen  Regiments- 
ordnung) identisch  seien. 

36* 


564  Literatur. 

Kreis  verblieb  in  der  1512  festgestellten  Gestalt,  wenn  auch  das  erste 
vollständige  Verzeichnis  der  Stände  des  Kreises  (Städte,  weltliche  Fürsten, 
Grafen,  Bischöfe)  aus  dem  Jahre  1531  erhalten  ist.  Als  Landfriedens- 
organisationen traten  die  Kreise  nicht  ins  Leben.  Der  Anstoß  zu  einer 
neuen  Entwicklung  der  Kreisverfassung  erfolgte  wie  hundert  Jahre 
früher  von  außen  durch  die  Türkengefahr  und  so  wurde  sie  für  die  Reichs- 
kriegsverfassung nutzbar  gemacht  (1522).  Ein  vom  Reichsregiment  aus- 
gearbeitetes Projekt  (sog.  Eßlinger  Entwurf  1526)  wollte  durch  eine 
organische  Verbindung  der  Steuerverfassung  mit  der  Kriegsverfassung 
die  Kreise  zu  neuem  Leben  erwecken,  hat  aber  nicht  die  Zustimmung 
der  Reichsstände  gefunden. 

Erst  seit  dem  Augsburger  Reichstag  1530  wird  die  Kreisverfassung 
in  allen  Kreisen  wirksam.  Infolge  der  Belagerung  Wiens  durch  Sul- 
tan Soliman  1529  wurde  eine  eilende  Hilfe  nach  der  Wormser  Matrikel 
bewilligt.  Für  die  Gliederung  des  Reichsheeres  wurde  die  Einteilung 
in  10  Kreise  zugrunde  gelegt. 

Von  bleibenden  Kreisinstitutionen  wurde  in  dieser  Epoche  nur  das 
Kreisoberstenamt  geschaffen.  Eine  dauernde  Organisation  des  nieder- 
sächsischen Kreises  wurde  erst  1542  begründet.  Diese  stellt  der  4.  Teil 
dar.  Auf  dem  Speierer  Reichstag  1541  wurde  der  Eßlinger  Entwurf 
für  die  beharrliche  Türkenhilfe  und  die  Kreise  für  die  Organisation  der 
Steuererhebung  zugrunde1  gelegt.  Daß  und  aus  welchen  Gründen 
namentlich  die  Städte  die  volle  Durchführung  dieser  Steuerorganisation 
verhinderten,  wird  überzeugend  berichtet.  Ein  „ausschreibender  Fürst" 
wurde  im  niedersächsischen  Kreise  kreiert,  und  der  Kreistag  zu  Helm- 
stedt schuf  dann  1542  die  erste  wirkliche  Organisation  dieses  Kreises. 
Die  Verhandlungen  dieses  Kreistages  werden  vom  Verfasser  auf  Grund 
des  im  Wolfenbütteler  Archiv  gefundenen  Protokolls  ausführlich  ge- 
schildert (Kreislagestätte,  Kriegsrat  und  Gegenschreiber  und  Zusammen- 
setzung des  Kreiseinnehmerkollegiums).  Die  Opposition  der  Hansastädte, 
denen  ein  königlicher  Befehl  das  Recht  verliehen  hatte,  sich  von  der 
Steuerorganisation  des  Kreises  auszuschließen  und  die  so  in  der  Lage 
waren  diese  lahmzulegen,  wird  an  dem  Beispiel  Lüneburgs  veran- 
schaulicht. 

Man  erhält  ein  lebensvolles  Bild  von  dem  Jammer  der  Zustände 
im  alten  Reich.  Man  sieht,  wie  die  bestgemeinten  Organisationsver- 
suche nicht  verwirklicht  werden  konnten.  Trotz  der  Klagen  aus  dem 
Feld  über  den  ausbleibenden  Sold  war  das  Türkengeld  seitens  der 
fürstlichen  Kreisstände  nicht  pünktlich  einzubringen. 

Daß  die  Kreisorganisation  in  den  übrigen  Kreisen  nicht  so  fehl- 
geschlagen wie  im  niedersächsischen,  zeigt  der  Verfasser,  indem  er  die 
Verhältnisse  der  einzelnen  Reichskreise  unter  Darlegung  der  Gründe 
für  das  größere  oder  geringere  Maß  von  Erfolg  der  Kreisverfassung 
schildert. 

Der  Verfasser  führt  seine  Untersuchung  bis  zum  Nürnberger  Reichs- 
tag 1543,  wo  ein  neuer  Abschnitt  in  der  Geschichte  der  Kreisverfassung 
einsetzt,  indem  die  Steuerorganisation  —  man  hatte  bei  der  Bewilligung 
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eines  neuen  gemeinen  Pfennigs  für  die  Unterhaltung  des  Heeres  für 
die  Aufbringung  der  Kosten  an  der  Kreisverfassung  festgehalten  —  zu- 
gunsten des  Matrikularsystsnis  wieder  aufgegeben  wurde. 

In  den  Beilagen  wird  der  Entwurf  des  Eßlinger  Reichsregiments 
über  die  beharrliche  Türkenhilfe  1526  und  niedersächsische  Kreisabschied 
zu  Helmstedt  1542  und  ein  Register  der  Kreisämter  abgedruckt  — . 

Neukirchs  Untersuchung  ist  eine  gediegene,  auf  ernsten  archiva- 
lischen  Studien  aufgebaute  Arbeit.  Ihr  Wert  wird  erhöht  durch  die 
Erklärung  der  Entwicklungsstadien  aus  den  politischen  Verhältnissen 
der  Zeit  und  durch  die  stete  Rücksichtnahme  auf  die  Geschichte  der 
Kreisverfassung  im  allgemeinen. 

Hoffentlich  führt  der  Verfasser  seine  Studien  weiter  und  schenkt 
uns  eine  vollständige  Geschichte  der  niedersächsischen  Kreisverfassung. 

Jena.  Eduard  Rosenthal. 


Samanek,  Kronrat  und  Reichsherrschaft  im  13.  und  14.  Jahr- 
hundert (Abhandlungen  zur  mittleren  und  neueren  Geschichte, 
herausgegeben  von  v.  Below,  Finke  und  Meinecke  Heft 
18).     Berlin  und  Leipzig  1910.  X  und  203  S.     S°. 

Jede  Untersuchung,  die  das  die  Reichsbehörden  im  Mittelalter 
umgebende  Dunkel  zu  erhellen  sucht,  wird  auf  den  Dank  der  Historiker 
und  besonders  der  Rechtshistoriker  rechnen  können.  Die  Forschung, 
die  unsere  Kenntnis  der  französischen  und  englischen  Behördengeschichte 
so  sehr  bereichert  hat,  hat  sich  der  Untersuchung  der  analogen  deut- 
schen Rechtsinstitute  noch  nicht  energisch  zugewandt. 

Die  Anregung  zur  vorliegenden  Untersuchung  empfing  der  Ver- 
fasser von  Oswald  Redlich,  der  in  seiner  Monographie  über  Rudolf 
von  Habsburg  sich  mit  dem  Hofrat  beschäftigt  hatte. 

Samanek  nimmt  gegen  die  von  Seeliger  (Das  deutsche  Hoi- 
meisteramt  im  späteren  Mittelalter)  vertretene  Auffassung  Stellung,  daß 
sich  von  den  familiäres  (Hofgesinde)  unter  Heinrich  VII  eine  Gruppe 
ausgesondert  habe,  die  consiliarii,  die  als  besonderer  Rat  die  Regierungs- 
arbeit erledigt  hätten.  Unter  Ludwig  dem  Baiern  sei  diese  Grenzlinie 
verwischt  worden  und  erst  unter  Karl  IV.  trete  wieder  ein  Ratskolleg 
in  die  Erscheinung;  im  Ratseid  finde  diese  Scheidung  ihren  Ausdruck. 
Nachdem  Oswald  Redlich  schon  darauf  hingewiesen  hatte,  daß 
bereits  unter  Rudolf  von  Habsburg  ein  Ratseid  vorkomme,  bekämpft 
der  Verfasser  mit  guten  Gründen  aus  den  Quellen  diese  Differenzierung. 
Man  kann  wohl  auch  auf  die  Analogie  der  P^ntwicklung  des  Hofrats 
in  den  deutschen  Territorien  hinweisen.  Auch  in  diesen  Zentralbehörden 
fungierten  die  obersten  Hofbeamten  lange,  nachdem  der  Hofrat  als 
Kollegialbehörde  ausgestaltet  war,  als  Präsident  oder  Räte  desselben. 
Daß  eine  Scheidung  zwischen  Familiären  und  Räten  weder  unter 
Friedrich  II.,  noch  unter  den  Anjous  in  Neapel,  noch  unter  Heinrich  VII. 
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erfolgt  ist,  sondern  daß  consiliarius  und  familiaris  synonyme  Bezeich- 
nungen, wird  überzeugend  dargetan. 

In  der  Entwicklung  des  Kronrats  wird  namentlich,  auf  den  Unter- 
schied in  der  Einrichtung  des  Kronrats  in  Italien  und  in  Deutschland 
besonderes  Gewicht  gelegt. 

Ausgehend  von  den  karolingischen  Hoftagen  und  ihrer  Schilderung 
durch  Hincmar  von  Reims  wird  im  1.  Kapitel  der  Kronrat  im  spät- 
staufischen  Herrschaftsgebiet,  die  lehensrechtliche  Grundlage  und  die 
Stellung  der  Reichsministerialen  dargestellt.  Ein  Ratskolleg  war  zum 
erstenmal  in  Sizilien  unter  Friedrich  II.  ausgebildet  worden.  Eine 
sehr  intensive  Verwaltungstätigkeit  in  diesem  Erblande  führte  zu  einer 
Mehrung  der  Geschäfte  am  Hofe  und  zur  Errichtung  eines  permanenten 
Rats  mit  einer  Geschäftsordnung.  Sein  Wirkungskreis  erstreckt  sich 
auch  auf  das  Reich.  Die  sizilische  Herrschaft  Friedrichs  II.  hat  dann 
auch  die  Bildung  des  Rats  in  Deutschland  beeinflußt  (die  Regent- 
schaftsräte der  unmündigen  Söhne  Friedrichs  n.).  Sehr  ausführlich  und 
mit  besonderer  Vorliebe  behandelt  Samanek  dann  im  2.  Kapitel  „das 
Regime  des  Kronrats  Kaiser  Heinrichs  VH.  (S.  55 — 126).  Für  die  Ein- 
richtung des  Rates  während  der  Romfahrt  waren  Anschauungen  aus 
der  luxemburgischen  Heimat  Heinrichs  VII  bestimmend,  wo  ein  conseil 
wie  sonst  in  französischen  Territorien  bestand.  Die  Großen,  das 
ständische  Element  scheidet  allmählich  aus  dem  Rat  und  dieser  wird 
nach  französischem  Vorbild  zu  einem  selbständigen  Kollegium,  das 
auch  in  Abwesenheit  aes  Kaisers  fungiert.  Seit  1313  versammelt  sich 
der  Rat  täglich  und  erledigt  alle  wichtigen  Angelegenheiten  (omnia 
negotia  de  quibus  expedit  habere  maturam  deliberationem).  Der 
Hofrat  wird  zu  einer  obersten  Stelle  in  Finanzsachen  des  Hofes  und 
zu  einer  regierenden  Behörde.  Daß  der  Rat  finanzielles  Überwachungs- 
organ, wird  allerdings  durch  die  vom  Verfasser  (S.  16)  angeführte  Beleg- 
stelle nicht  zweifelsfrei  erwiesen.  Die  Auffassung  Samaneks  (S.  90), 
daß  der  Rat  als  selbständiges  Kolleg  tätig  wurde,  ohne  für  jede  Ent- 
scheidung die  Genehmigung  des  Kaisers  einholen  zu  müssen,  halte  ich 
nach  Kenntnis  der  Ratsentwicklung  in  anderen  Ländern  für  richtig, 
wenn  es  auch  dem  Verfasser  nicht  möglich  war,  hierfür  viele  Beleg- 
stellen anzuführen  und  wenn  er  selbst  (S.  92)  der  Meinung  Ausdruck 
verleiht,  daß  in  derartigen  Fällen  immer  die  königliche  Genehmigung 
einzuholen  gewesen  sein  dürfte. 

Im  Anfang  des  3.  Kapitels  („Entwicklung  des  Kronrates  in  Zeiten 
schwindender  Betätigung  der  Reichsgewalt.  Das  sacrum  consilium 
Kaiser  Karls  IV.a)  wird  auf  die  mangelnde  Verbindung  des  Rats  Lud- 
wigs des  Baiern  mit  dem  seines  Vorgängers  hingewiesen.  Der  bairische 
Hofrat  als  der  der  Stammlande  des  Kaisers  wurde  auch  für  Reichs- 
angelegenheiten in  Anspruch  genommen. 

Unter  Karl  IV.  begegnet  wieder  ein  organisierter  Hofrat.  Die 
Bedeutung  dieses  Kollegiums  wird  zurückgedrängt  durch  die  Funktionen 
des  Referendars,  eines  Juristen,  der  in  Italien  alle  an  den  Hof  ge- 
langenden Eingaben  entgegenzunehmen,  zu  formulieren,  an  den  Hofrat 
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zu  bringen  und  dessen  Entscheidungen  den  Personen  mitzuteilen  hat. 
Die  Machtstellung  des  Keferendars  engte  den  Wirkungskreis  des  Hof- 
rats ein.  Die  unter  seinen  Vorgängern  schon  angebahnte  Umwandlung 
des  Rats  in  ein  Hofgericht  nimmt  nach  Ansicht  des  Verfassers  unter 
Karl  IV.  deutlichere  Gestalt  an.  Da  Karl  IV.,  wie  auch  Heinrich  VII. 
seinen  Rat  öfters  an  einem  Ort  abgehalten  hat,  den  er  als  Kammer 
bezeichnete,  tritt  unter  seinen  Nachfolgern  dieses  Ratsgericht  als 
Kammergericht  in  die  Erscheinung.  Diese  Auffassung  über  die  Ent- 
stehung des  königlichen  Kammergerichts  bedarf  noch  gründlicher 
Nachprüfung. 

In  einem  Schlußkapitel  verbreitet  sich  der  Verfasser  über  den 
Gegensatz  von  „Kronrat  zu  'delegiertem  Rate",  der  Einsetzung  eines 
Rates  zur  Stellvertretung  der  Person  des  Herrschers.  Da  aber  der 
Verfasser  selbst  hier  hauptsächlich  nur  einen  Unterschied  bezüglich 
der  Form,  nicht  des  Wirkungskreises  anerkennt,  so  hätte  von  einer 
Behandlung  in  einem  besonderen  Kapitel  wohl  abgesehen  werden 
können. 

Daß  der  Kronrat  auf  den  Römerzügen  der  Staufer  wie  der  Luxem- 
burger etwas  anderes  als  in  der  deutschen  Heimat  war  und  daß  im 
fremden  Lande  sich  der  Kreis  der  Ratgeber  verengert,  ist  richtig.  Der 
Auffassung  (von  Kern  in  den  Göttingischen  Gelehrten  Anzeigen  1910 
S.  593),  daß  er  sich  durch  die  Einseitigkeit  der  Regierungsmaßnahmen 
dem  Wesen  des  Kriegsrats  genähert  habe,  vermag  ich  nicht  bei- 
zupflichten. 

Es  ist  ein  spröder  Stoff,  dessen  der  Verfasser  Herr  zu  werden  ver- 
sucht. Mit  großem  Fleiße  hat  er  seine  Untersuchung  auf  der  breiten 
Grundlage  eines  reichen  Quellenmaterials  aufgebaut.  Leider  fehlt  eine 
straffe  Führung  der  Untersuchung,  die  den  leitenden  Grundgedanken 
in  voller  Schärfe  hervortreten  läßt.  Manche  schwer  verständliche 
Sätze  und  unschöne  Ausdrücke  stören  die  Lektüre. 

Jena.  Eduard  Rosenthal. 


Quellen  zur  Rechts-  und  Wirtschaftsgeschichte  der  rheinischen 
Städte.  (Publikationen  der  Gesellschaft  für  rheinische 
Geschichtskunde  XXIX.) 

Bergische  Städte.  II.  Blankenberg.  Bearbeitet  von  Dr.  E. 
Kaeber.  Deutz.  Bearbeitet  von  Dr.  B.  Hirschfeld.  Bonn, 
P.  Hansteins  Verlag,  1911.     XXV  und  285  S.     8°. 

Kurkölnische  Städte.  I.  Neuß.  Bearbeitet  von  Dr.  Fried  r. 
Lau.  Bonn,  P.  Hansteins  Verlag,  1911.  XXIY,  183*  und 
511  S.     8°. 

In  den  beiden  vorliegenden  Bänden  nimmt  die  Quellenpublikation 
zur  Rechts-  und  Wirtschaftsgeschichte   der  rheinischen   Städte  einen 
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guten  Fortgang.  Die  Reihe  der  Bergischen  Städte,  die  mit  Siegburg 
eröffnet  war  (vgl.  die  Anzeige  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  29  Germ.  Abt. 
S.  351  ff.),  wird  mit  Blankenberg  und  Deutz  weitergeführt.  Eine  neue, 
die  wichtigste  Reihe  —  Kurkölnische  Städte  —  setzt  mit  Neuß  viel- 
versprechend ein.  Die  Editionsgrundsätze,  über  die  in  dieser  Zeitschrift 
(a.  a.  0.)  berichtet  wurde,  sind  auch  in  diesen  beiden  Bänden,  bis  auf 
kleine  bei  Blankenberg  aus  dem  geringen  Quellenbestand  sich  er- 
gebende Abweichungen,  sorgfältig  eingehalten.  Sie  haben  sich  auch 
hier  bewährt.  Bei  Neuß  hätte  das  mit  dem  Sachregister  verbundene 
Glossar  noch  etwas  ausgiebiger  sein  sollen.  Auch  hätte  ich  dort  gern 
ein  Verzeichnis  der  in  der  Einleitung  abgekürzt  zitierten  Werke  und 
Archivalien  gefunden;  es  würde  zugleich  eine  Übersicht  über  die  lokal- 
geschichtliche Literatur  geboten  haben.  Doch  das  sind  untergeordnete 
Desiderien,  die  gegenüber  der  VortrefFlichkeit  des  Ganzen  keine  Rolle 
spielen. 

Der  Band  über  Neuß  überragt  an  Umfang  und  Interesse  erheb- 
lich die  beiden  anderen  Editionen.  Er  ist  von  besonders  kundiger 
Hand  besorgt.  Die  Einleitung  ist  recht  ausführlich,  ist,  insofern  sie 
nicht  bloß  die  folgenden  Texte,  sondern  auch  viel  ungedruckt  ge- 
bliebenes Material  verarbeitet,  eine  wertvolle  Ergänzung  der  Edition 
und  bereichert,  zumal  da  Neuß  natürlich  auf  das  stärkste  von  Köln 
aus  beeinflußt  war  und  gerade  Friedrich  Lau  diese  Beziehungen 
besonders  eindringend  zu  behandeln  versteht,  unser  rechts-  und  wirt- 
schaftsgeschichtliches Wissen  auch  in  allgemeinerer  Hinsicht. 

Die  Verfassungsgeschichte  der  alten,  aus  einem  Kastell  heraus- 
gewachsenen Römerstadt,  wie  sie  Lau  erzählt,  kennzeichnet  sich  vor- 
nehmlich durch  zweierlei.  Stärker  als  anderswo  behauptete  sich,  obwohl 
es  auch  hier  an  Kämpfen  nicht  gefehlt  hat,  das  Regiment  des  Stadt- 
herrn, des  Kölner  Erzbischofs,  dessen  Beamter  der  Schultheiß,  seit  der 
straff  die  Zügel  wieder  anziehenden  Polizeiordnung  von  1590  der  Vogt 
war.  Und  andauernder  erhielt  sich,  wohl  im  Zusammenhang  damit,  in 
den  städtischen  Kollegien  eine  Patriziatsherrschaft,  die  im  Grunde  erst 
durch  die  französische  Eroberung  im  Jahre  1794  ihr  Ende  fand.  Der 
Stadtrat  ist  in  Neuß  deutlich  durch  Angliederung  an  das  alte  Schöffen- 
kollegium entstanden.  Er  bewahrte  das  Merkmal  dieser  seiner  Herkunft 
ununterbrochen  in  dem  Dualismus  der  in  ihm  vereinigten  Kollegien, 
des  sich  selbst  ergänzenden  Kollegiums  der  scabini  und  des  aus  der 
gleichen  Anzahl  bestehenden  Kollegiums  der  officiati  oder  consules, 
dessen  Vakanzen  durch  gemeinschaftliche  Wahl  der  übrigen  Mitglieder 
und  der  „universitas  oppidi  Nussiensis"  erledigt  wurden.  Die  scharfe 
Durchführung  dieses  Dualismus  —  der  Ausdruck  „ consules"  neben  den 
scabini  taucht  bereits  einige  Jahre  vorher  (1255)  in  der  Beitrittsurkunde 
der  Stadt  Neuß  zum  rheinischen  Städtebund  auf  (Texte  S.  44)  —  war 
stadtherrlicher  Willensakt  des  aus  seinem  Streit  mit  den  Kölnern  be- 
kannten Erzbischofs  Konrad  von  Hochstaden,  zu  dem  Zwecke,  in  den 
von  der  universitas  mitgewählten  officiati  „die  populären  Elemente 
gegen   die  herrschenden    Familien    auszunutzen"   (s.  die   Urk.   v.  1259 
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Texte  S.  45  und  Einl.  S.  18).  Gerade  diese  Tendenz  gab  ihm  auch  die 
Einführung  des  ungewöhnlichen  Titels  „officiati,  Amtmänner*  statt 
des  üblichen  „consules"  ein,  welcher  letztere  erst  nach  mehr  als  einem 
Jahrhundert  wieder  der  alleinherrschende  wurde.  Der  Dualismus  setzte 
sich  in  den  Ämtern  der  Stadt  fort,  vor  allem  im  Bürgermeisteramt, 
das  bis  zuletzt  doppelt,  nämlich  mit  einem  der  scabini  und  einem  der 
officiati  oder  consules,  einem  Schöffen-  und  einem  Ratsbürgermeister, 
besetzt  wurde.  Aber  den  patrizischen  Charakter  der  Verfassung,  der 
eben  doch  auch  auf  das  Kollegium  der  consules  übersprang,  hat  er  auf 
die  Dauer  nicht  zu  bannen  vermocht.  Die  Lebenslänglichkeit  der 
Schöffen-  und  Ratsherrenämter  und  die  Gepflogenheit,  die  Neuwahlen 
für  vakante  Ratsherrenstellen  bis  zu  geeigneter  Zeit  hinauszuschieben, 
leisteten  der  Befestigung  der  Geschlechter  immer  wieder  Vorschub 
(Einl.  S.  64).  Freilich  erreichten  demokratische  Bewegungen  im  15.  Jahr- 
hundert die  Schaffung  eines  aus  den  6  Kirchspielen  —  künstlich  ge- 
bildeten Administrativbezirken,  nicht  kirchlichen  Bezirken  (Einl.  S.  66) 
—  gewählten  Gemeindeausschusses  von  24,  der  seinerseits  nunmehr 
allein  die  Ratsherren,  aber  wiederum  auf  Lebenszeit,  zu  wählen  und 
bei  einer  Reihe  von  Verwaltungsakten  mitzuwirken  hatte.  Und  es 
kam  im  Reformationsjahrhundert  durch  Verschwisterung  der  Demo- 
kratie mit  der  neuen  Lehre  zu  heftigen  Kämpfen  der  protestantischen 
„24"  mit  den  Geschlechtern.  Der  Erfolg  war,  namentlich  solange  auf 
dem  kurfürstlichen  Throne  selbst  die  religiöse  Haltung  schwankte,  ein 
wechselnder.  Aber  schließlich  führten  die  sich  anschließenden  kriege- 
rischen Ereignisse,  der  Truchsessen krieg,  die  Eroberung  der  Stadt 
durch  den  Herzog  von  Parma  im  Jahre  1586,  von  der  sie  sich  nie  recht 
wieder  erholte,  zur  gewaltsamen  Unterdrückung  der  Reformation  und 
der  Demokratie,  die  ihren  rechtlichen  Ausdruck  in  der  bereits  erwähn- 
ten, die  stadt-  und  landesherrliche  Autorität  aufs  neue  stabilierenden 
kurfürstlichen  Polizeiordnung  von  1590  fand  (abgedruckt  als  letzter 
der  Stadtrechtstexte  S.  20  ff.).  Erstand  auch  hiergegen  noch  einmal  eine 
stürmische  Opposition,  eine  revolutionäre  „Gemeindeherrschaft"  unter 
dem  Volkstribun  Peter  Lör,  einem  Reformierten  (1593 — 1603),  so  war 
doch  nach  dessen  Gefangennahme  und  religiöser  Bekehrung  das  Regi- 
ment des  Rates  und  der  Geschlechter  fürderhin  nicht  mehr  ernstlich 
bestritten  und  durch  eine  konsequente  Einschrumpfungstaktik  (Herab- 
setzung der  Mitgliederzahl  der  beiden  Ratskollegien  und  des  Gemeinde- 
ausschusses) noch  weiter  gesichert.  Nur  nach  oben  hin,  gegenüber 
der  erstarkenden  Landesherrschaft,  mußte  man  sich  in  der  Folge  — 
trotz  zum  Teil  zähen  Widerstandes,  z.  B.  in  der  Frage  der  Kriminal- 
jurisdiktion —  noch  manche  Einschränkung  gefallen  lassen. 

Auffallend  ist  die  untergeordnete  politische  Rolle  der  Handwerker- 
zünfte. Sie  erlangten  als  solche  niemals  ein  Recht  auf  die  städti- 
schen Ämter  oder  auf  Mitwirkung  bei  ihrer  Besetzung,  mochte  das 
Patriziat  auch  aus  den  Kreisen  der  jeweilig  reichsten  und  angesehen- 
sten Zünfte  manchen  Zuwachs  erhalten  (siehe  Einl.  S.  65.  94  und  über 
das  zeitweise  Dominieren  der  Brauer  S.  82 f.).     Auch  die   „24"  wurden 
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ja,  wie  erwähnt,  nicht  von  den  Zünften,  sondern  von  den  Kirchspielen 
gewählt.  Das  hat  offenbar  wirtschaftliche  Gründe.  Gewiß  ist 
auch  an  der  Stadt  Neuß  der  allgemeine  Aufschwung  des  Handwerks 
und  des  Handels  am  Ausgang  des  Mittelalters  nicht  vorübergegangen. 
Die  Nachrichten  über  die  einzelnen  Zünfte,  die  Lau  (Einl.  S.  71  ff.)  zu- 
sammenstellt, legen  davon  Zeugnis  ab.  Ebenso  Zollfreiheiten  für  die 
Neußer  Bürger  am  Rhein  (Kaiserswerth,  Bonn)  und  in  Dänemark 
(s.  z.  B.  Texte  S.  40.  46.  58).  Der  Durchgangsverkehr  auf  dem  Rhein, 
namentlich  in  Wein,  war  kein  unbedeutender  (Einl.  S.  118).  Die  Neußer 
Weber  besuchten  noch  1498  die  Frankfurter  Messe  (s.  den  Amtsbrief 
für  das  Wollenamt  S.  176  Ziff.  6).  Lombarden  saßen  als  Geldwechsler 
und  Bankiers  in  der  Stadt  (Einl.  S.  71,  Texte  S.  61).  Aber  daneben 
behauptete  sich  von  Anfang  an  ein  starkes  agrarisches  Element 
Viehzucht  und  Landwirtschaft  wurden  nicht  bloß  für  den  Haus-  und 
Gewerbebedarf  betrieben.  Die  Stadt  Neuß  hatte  innerhalb  des  weit- 
gezogenen „  Burgbann  es"  (Bannmeile)  große  Allmenden  und  Gemein- 
weiden in  der  Nachbarschaft,  für  deren  Erhaltung  sie  bei  ihren  Erz- 
bischöfen (vgl.  die  Texte  S.  42. 43.  63f.)  eifrig  Sorge  trug.  Der  älteste  der 
abgedruckten  stadtrechtlichen  Texte  ist  ein  regelmäßig  abgefragtes  Weis- 
tum  von  ca.  1340  (das  sogen.  Weistum  der  drei  Achten)  über  die  Grenzen 
des  Burgbannes  und  das  sonstige  Gemeindeland  und  die  Fisch-  und 
Weiderechte  der  Stadt  auf  diesen  Ländereien.  Die  Regelung  der  Feld- 
polizei nimmt  einen  breiten  Raum  ein  (s.  das  Nähere  Einl.  S.  109  ff.).  Im 
17.  Jahrhundert  kam  es  sogar  in  Opposition  gegen  die  geplante  Ver- 
ringerung der  Gemeinweide  zu  „Agrarunruhen"  innerhalb  der  Bürger- 
schaft, die  sich  mehrfach  wiederholten  (Einl.  S.  47).  Nach  Lau  (Einl. 
S.  178)  „darf  man  sagen,  daß  Neuß  vom  13.  bis  16.  Jahrhundert  zu- 
gleich Agrar-  und  Handelsstadt,  später  (nach  der  Eroberung  und  dem 
Brande  von  1586)  aber  vorwiegend  nur  Agrarstaat  war".  So  vermochte 
eine  eigentliche  Zunftherrschaft  in  der  Stadt  nicht  Fuß  zu  fassen. 
Von  ganz  hervorragendem  Interesse,  in  dieser  Weise,  soviel  ich 
weiß,  anderwärts  noch  nicht  behandelt,  sind  gewisse  Zusammenhänge, 
auf  die  Lau  in  seiner  auch  sonst  sehr  eingehenden  Finanzgeschichte 
der  Stadt  hinweist.  Der  jeweilige  Stand  der  städtischen  Finanzen,  ob 
die  Stadt  fähig  war,  ihren  Verbindlichkeiten  gegenüber  den  Kölner 
Gläubigern,  ihren  hauptsächlichen  Kapitalgebern,  nachzukommen,  oder 
ob  Finanzkrisen  ihr  dies  erschwerten  oder  unmöglich  machten,  wird  von 
Lau  (S.  164  ff.)  aus  den  Kölner  Geleitsregistern  abgelesen.  Denn  so- 
lange das  letztere  der  Fall,  drohte  allen  Neußer  Bürgern  in  Köln 
der  Repressalienarrest  —  ein  terminus  technicus  der  rechts- 
geschichtlichen Literatur,  den  Lau  freilich  selbst  nicht  gebraucht. 
(Vgl.  darüber  Hermann  Rudörff,  Zur  Rechtsstellung  der  Gäste  im  mittel- 
alterlichen städtischen  Prozeß  passim,  und  meine  Besprechung  in  dieser 
Zeitschrift  Bd.  28  G.  A.  S.  503  f.,  auch  Historische  Zeitschrift  Bd.  101 
S.  511  f.)  Sie  mußten  gewärtig  sein,  sobald  sie  sich  in  Köln  blicken 
ließen,  wegen  der  rückständigen  Schulden  ihrer  Heimatstadt  mit  Leib 
und  Gut  „bekümmert",  d.  h.  arrestiert  zu  werden.     Und  nur  ein  von 
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Köln  aus  erteiltes  Geleit  hätte  sie  davor  schützen  können.  Ein  solches- 
wurde  jedoch  eben,  wenn  Neuß  schlecht  oder  gar  nicht  nach  Köln 
zahlte,  überhaupt  nicht  oder  nur  „exceptis  civibus",  d.  h.  nur  im  Ver- 
hältnis zu  auswärtigen,  nicht  aber  im  Verhältnis  zu  den  Kölner  Gläu- 
bigern, gewährt.  So  lassen  die  Kölner  Geleitsregister  mit  ihren  Ein- 
trägen über  derartige  nur  beschränkte  Geleitserteilung  oder  über  gänz- 
liche Geleitsverweigerung  gegenüber  den  Neußer  Bürgern  einen 
Rückschluß  auf  die  jeweilige  Finanzlage  der  Stadt  Neuß  zu.  —  Gänz- 
licher Ausschluß  des  Repressalienarrestes  für  jede  fremde  Schuld  war 
den  Neußern  in  einem  Gegenseitigkeitsvertrag  mit  Koblenz  von  1293 
und  in  einem  Geleitsprivileg  der  Stadt  Roermond  von  1360  zugesichert 
(Texte  S.  49  und  78,  vgl.  dazu  Rudorff  a.  a.  0.  S.  64f.,  meine  Bemer- 
kungen in  Hist.  Zeitschr.  Bd.  101  S.  513,  auch  Otto  Stolz  in  Zeitschr. 
des  Ferdinandeums,  III.  Folge,  Heft  53  S.  33ff.,  85). 

Auch  sonst  ist  die  rechtsgeschichtliche  Ausbeute,  welche  die  Ein- 
leitung und  die  Texte  der  Neußer  Edition  gewähren  oder  versprechen, 
offensichtlich  nicht  gering.  Ich  verweise  z.  B.  auf  das,  was  Lau  (EinL 
S.  5 ff.)  über  die  Oberhofsverhältnisse  vorträgt.  Neuß  lebt  nach  dem 
Recht  von  Köln  und  nimmt  dorthin  seinen  Rechtszug,  ist  selbst  aber 
Oberhof  für  eine  ganze  Anzahl  niederrheinischer  Städte,  darunter  Rees, 
Xanten,  Mors,  Krefeld.  Eine  Sammlung  von  Rechtweisungen  der  Stadt 
Neuß  für  Xanten  und  Rees,  vornehmlich  aus  dem  15.  Jahrhundert  (Texte 
S.  3  ff.),  bietet  einen  anschaulichen  Richtsteig,  darin  eine  klare  Dar- 
stellung der  Zwangsvollstreckung  wegen  Geldforderungen  (Reihenfolge: 
Fahrnis,  Liegenschaften,  zeitlich  begrenzte  öffentliche  Schuldhaft,  zu- 
letzt private  Schuldhaft  beim  Gläubiger  in  infinitum  bis  zur  Schuld- 
tilgung) und  in  Ziffer  13.  19.  20.  33  Sätze  über  Fremdenarrest  und 
Gastgericht  (siehe  auch  S.  15  Ziff.  1).  Ziff.  20  ist  ein  neuer  Beleg  für 
meine  Auffassung  des  städtischen  Gastgerichts  als  eines  Ausgleichs  für 
die  im  Fremdenarrest  liegende  Bedrückung  (Hist.  Zeitschr.  101  S.  517). 
Nach  den  Statuten  und  dem  Gerichtsgebrauch  des  15.  Jahrhunderts  (Texte 
S.  11  ff.)  ist  Pfändung  nur  auf  Urteil  zulässig,  außer  wegen  Erbzins  und 
Rente,  für  die  der  Schöffenbrief  exekutorische  Urkunde  ist.  Ebendort 
(Ziff.  8)  ist  das  Repräsentationsrecht  der  Enkel  statuiert.  Totschlag,  für 
den  kein  Kläger  da  ist,  wird  von  Amts  wegen  gemäß  Kölner  Recht  mit 
Stadtverweisung  bestraft  (Ziff.  11),  das  Brandmal  ist  als  Strafe  verpönt 
(Ziff. 25).  Uas  Ausbürgertum  fesselt  mehrfach  unsere  Aufmerksamkeit. 
Trotz  der  reichsgesetzlichen  Verbote  arbeitete  die  Stadt  immer  wieder 
mit  diesem  Mittel  militärischer  und  politischer  Machtstärkung.  Unter 
den  Beschwerdepunkten  des  Erzbischofs  gegen  die  Stadt,  die  der  schieds- 
richterlichen Entscheidung  des  Erzbischofs  und  Domkapitels  von  Trier 
im  Jahre  1373  unterbreitet  wurden,  war  auch,  daß  die  Stadt  , Landes- 
herren und  andere  mächtige  Leute",  darunter  besonders  den  Herzog 
von  Jülich,  als  Mitbürger  ohne  Genehmigung  ihres  Herrn  aufgenom- 
men habe  (Texte  S.  87  Ziff.  9).  Der  Schiedsspruch  erklärte  dies  für 
rechtswidrig  angesichts  „der  Privilegien,  die  wir  geseen  han  mit  unsers 
herren  des  .  .  .  keysers  gülden  bullen  versiegelt"  (siehe  Goldene  Bulle 
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Kap.  16)  und  legte  der  Stadt  die  Auf  kündigung  jener  Ausbürgerschaften 
zur  Vermeidung  einer  Geldstrafe  auf  (S.  100  f.  Ziff.  9).  Dessenun- 
geachtet quittierte  in  einer  Urkunde  von  1388  (die  leider  S.  113  nicht 
vollständig  abgedruckt  ist)  der  Herzog  von  Jülich  schon  wieder  über 
den  Empfang  des  ihm  von  der  Stadt  „van  unser  burgerschaffe  zu 
Nüsse"  gezahlten  Jahresgehalts  von  60  Mark  köln.  wie  über  den  Emp- 
fang aller  früheren  Termine.  Man  sieht:  die  Stadt  ließ  sich  diese 
Mitbürger  etwas  kosten.  Siehe  auch  den  (S.  107  voll  abgedruckten) 
Ausbürgervertrag  der  Stadt  mit  Hermann  v.  Goch,  Siegler  des  Hofes  zu 
Köln,  von  1381  und  Einl.  S.  22f.  In  der  Urkunde  des  Erzbischofs 
Konrad  von  1259  (Texte  S.  45  f.)  erhielt  die  Stadt  das  Recht  zugesichert, 
„pro  necessitate  communi"  eine  Steuer  unter  den  Bürgern  in  der  Weise 
umzulegen,  daß  „pauperes  cum  divitibus  equo  modo  iurent,  ut  de 
qualibet  marca  ....  iuxta  suas  persolvant  proporcionaliter  facultates". 
Also  eine  direkte  prozentuale  Vermögenssteuer.  War  sie  nur  vom  Grund- 
besitz zu  zahlen?  Lau  (Einl.  S.  127 f.)  hält  es  für  wahrscheinlich.  Da- 
gegen spricht  der  von  jedem  Steuerpflichtigen  zu  leistende  Eid.  Eine 
der  späteren  Erneuerungsurkunden,  die  von  1310,  sagt  noch  deutlicher : 
„pauperes  cum  divitibus,  quilibet  sub  iuramento  suo  de  qualibet  marca, 
....  iuxta  suas  etc."  Eine  solche  eidliche  Vermögensdeklaration  war, 
wenn  allein  von  den  öffentlichtaxierten  Grundstücken  gesteuert  wurde, 
nicht  nötig.  Auch  nach  dem  ältesten  Breslauer  Stadtbuch  mußten 
„pauper  et  dives"  bewegliches  Gut  „vorschössen"  (Rehme,  Breslauer  Stadt- 
bücher S.  2  und  dazu  H.  Meyer  in  dieser  Zeitschr.  G.  A.  31  S.  607).  Der 
städtische  Schoß  blieb  also  nicht  überall  eine  bloße  Grundsteuer.  Später 
trat  die  direkte  Steuer  in  Neuß  hinter  den  indirekten  Steuern  (Akzise)  ganz 
zurück.  Schließlich  sei  noch  erwähnt,  daß  Lau  auch  hier,  wie  in  Siegburg, 
die  älteste  vollständig  erhaltene  Stadtrechnung  (1501/02)  abgedruckt  und 
je  eine  Stadtrechnung  aus  der  Zeit  unmittelbar  vor  und  nach  der  Er- 
oberung von  1586  statistisch  zum  Vergleich  verarbeitet  hat  (S.  360 — 450). 
Nur  ein  Landstädtchen  von  minimaler  städtischer  Entwicklung 
war  Blankenberg  an  der  Sieg.  Es  ist  seit  der  Wende  des  18.  zum 
19.  Jahrhundert  infolge  der  Abschaffung  des  Magistrats  wieder  zum 
Dorf  herabgesunken.  Wir  erfahren  nichts  von  irgendwelcher  Zunft- 
bildung; der  bäuerliche  Charakter  blickt  überall  durch.  Es  entstand 
als  Appendix  einer  1180  oder  1181  gegründeten  Gräflich  Saynschen 
Burg,  die  schließlich  Bergischer  Besitz  wurde.  Einer  gütigen  Laune 
des  Burgherrn  und  seiner  Gemahlin  verdankte  der  Ort  das  Stadt- 
privileg von  1245,  das  uns  nur  in  Abschriften  einer  1450  vom  Stadt- 
herrn bestätigten  deutschen  Übersetzung  des  lateinischen  Originals  er- 
halten ist  und  das  erste  und  wichtigste  der  im  ganzen  nur  20  Text- 
stücke der  Edition  bildet.  Es  hat  den  typischen  stadtrechtlichen 
Inhalt  seiner  Zeit,  als  da  Vorschriften  gegen  den  gerichtlichen  Zwei- 
kampf, über  das  Selbstergänzungsrecht  der  Schöffen,  über  obligatorische 
gerichtliche  Auflassung,  über  Freiheit  des  Bürgers  von  Besthaupt  und 
Buteil,  von  Klagladung  während  der  Jahrmarktszeit,  über  Ausschluß 
der  „  Gefahr*   im   Prozeß,   über  Schoßpflicht  nur  für   innerstädtischen 
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Grundbesitz,  Freiheit  von  Einquartierungslast.  Die  Einleitung  Kaebers 
verbreitet  sich  namentlich  über  die  Gerichtsverfassung  und  die  Stadt- 
verwaltung, die  immer  vom  Stadtherrn  stark  abhängig  blieben,  in  sorg- 
fältigen Ausführungen. 

Noch  viel  kürzer  war  ehedem  die  Laufbahn  von  Deutz  als  Stadt 
im  Rechtssinn.  Die  an  das  alte  Römerkastell  angelehnte  Siedlung 
taucht  in  den  Urkunden  seit  1230  als  „civitas"  auf.  Aus  Anlaß  der 
Verpfändung  der  Stadt  seitens  des  Kölner  Erzbischofs  als  des  Grund- 
und  Landesherrn  an  den  Grafen  von  Berg  entstand  1289  eine  Stadt- 
rechtsaufzeichnung als  Schöffenweistum,  womit  die  Edition  ihre  Texte 
eröffnet.  Aber  schon  1386  meldet  ein  auf  gemeinsames  Begehren  des 
Erzbischofs  und  des  Herzogs  von  Berg  erteiltes  Schöffenweistum  (S.  142 
Ziff.  1),  daß  Deutz  „vormals  ein  Schloß  und  Stadt  gewesen  sei  und 
noch  heutigen  Tages  eine  Freiheit  sei".  Von  da  ab  wird  die  Bezeich- 
nung „Freiheit"  neben  dem  gelegentlichen  Gebrauch  von  „Dorf"  die 
herrschende.  Der  Grund  für  diese  Wandlung  lag  nicht  in  den  wirt- 
schaftlichen Vorbedingungen  (siehe  über  die  Zünfte  und  Bruderschaften 
S.  130ff.).  Seine  Lage  gegenüber  dem  übermächtigen  Köln  und  als 
Streitobjekt  in  den  fortwährenden  Kämpfen  zwischen  dieser  Stadt,  dem 
Erzbischof  und  dem  Herzog  von  Berg  wurde  vielmehr  dem  Ort  zum 
Verhängnis.  Immer  wieder  wurden  die  Befestigungen  zerstört  und  die 
Mauern  niedergelegt,  und  es  wurde  damit  die  Stadt  zum  offenen 
Markt,  zur  „bloßen  Freiheit"  degradiert  (ein  vortrefflicher  Beleg  für 
die  Bedeutung  der  Ummauerung  als  eines  wesentlichen  Merkmals 
der  mittelalterlichen  Stadt)  und  dadurch  natürlich  auch  die  wirt- 
schaftliche Entwicklung  niedergehalten.  Die  wechselvolle  Stadtge- 
schichte, die  uns  Hirschfeld  in  der  Einleitung  erzählt  (S.  101  ff.), 
macht  dies  alles  vollkommen  begreiflich.  Sie  hat  auch  die  Gerichts- 
und Verfassungsverhältnisse  sehr  verwickelt  gemacht,  die  ohnedies 
schon  durch  das  Nebeneinanderbestehen  der  kurfürstlich -landesherr- 
lichen und  der  herzoglich -bergisch-vogteiherrlichen  Rechte  sich  kom- 
plizierten. Die  ersteren  sind  von  den  letzteren  niemals  auf  die  Dauer 
verdrängt  worden,  und  man  könnte  sich  fragen,  ob  die  Publikation 
Deutz  nicht  richtiger  unter  die  Kurkölnischen  Städte  hätte  einreihen 
sollen.  Eine  Besonderheit  der  Gerichtsverfassung  war  auch,  daß 
das  Deutzer  Gericht  sich  über  den  Ortsbezirk  hinaus  auf  5  benach- 
barte, im  „Beifang"  gelegene  Dörfer  erstreckte  (s.  das  Weistum  von 
1289  Ziff.  5  S.  139  und  dazu  Einl.  S.  118.  122),  also  kein  exklusives 
Stadtgericht  war,  und  dies  auch  zu  einer  Zeit,  als  Deutz  noch  Stadt 
war.  Hirsch feld  will  dies  weniger  auf  die  Un Vollkommenheit  des 
städtischen  Wesens  als  auf  die  Isoliertheit  und  Kleinheit  der  von  Deutz 
und  jenen  Dörfern  gebildeten  überrheinischen  Enklave  des  erzbischöf- 
lichen Territoriums  zurückführen. 

Deutz  wie  Blankenberg  zeigen  uns,  wie  gerade  auch  die  Geschichte 
und  Quellen  solcher  in  der  Entwicklung  stecken  gebliebener  Städte 
manches  Lehrreiche  zu  bieten  vermögen. 

Freiburg  i.  Br.  Alfred  Schultze. 
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Hermann  Keussen,  Topographie  der  Stadt  Köln  im  Mittel- 
alter (Preis-Schriften  der  Mevissen-Stiftung,  gekrönt  und 
herausgegeben  von  der  Gesellschaft  für  rheinische  Ge- 
schichtskunde), zwei  Bände.  Bonn  1910,  P.  Hansteins  Verlag. 
XXYHI  und  666  S.,  496  S.     gr.  4  °. 

B.  Br  et  holz,  Geschichte  der  Stadt  Brunn,  herausgegeben 
vom  deutschen  Vereine  für  die  Geschichte  Mährens  und 
Schlesiens,  erster  Band  (bis  1411).  Brunn  1911,  Verlag  des 
Vereines,  Druck  von  Rudolf  M.  Rohrer.  XHI  und  445  S.  4  °. 

Quellen  zur  Geschichte  der  Stadt  Wien,  herausgegeben  mit 
Unterstützung  des  Gemeinderätes  der  k.  k.  Reichshaupt- 
und  Residenzstadt  vom  Altertums- Vereine  zu  Wien,  III.  Ab- 
teilung: Grundbücher  der  Stadt  Wien,  zweiter  Band:  Gewer- 
buch  B  (1373—1419),  Verbotbuch  (1373—1419),  bearbeitet 
von  Franz  Staub.  Wien  1911,  Verlag  und  Eigentum  des 
Altertums -Vereines  zu  Wien,  in  Kommission  bei  Karl 
Konegen.'  XLLX  und  239  S.     4°. 

Gerhard  Bückling,  Die  Wechselwirkung  gewererechtlicher 
und  fronungsrechtlicher  Elemente  im  Liegenschaftsrecht 
des  deutschen  Mittelalters  .  (Deutschrechtliche  Beiträge, 
herausgegeben  von  Konrad  Beyerle,  sechster  Band, 
Heft  2).  Heidelberg  1911,  Carl  Winter's  Universitätsbuch- 
handlung.   119  S.    8°. 

Eingehende  geschichtliche  Ortsbeschreibungen  besitzen  wir  bereits 
von  Frankfurt  a.  M.  (Joh.  Georg  Battonn,  örtliche  Beschreibung  der 
Stadt  Frankfurt  a.  M.,  7  Bände,  1861—1875),  von  Straßburg  i.  E. 
(Ad.  Seyboth,  Das  alte  Straßburg  vom  13.  Jahrhundert  bis  zum 
Jahre  1870,  1890),  von  Freiburg  i.  Br.  (Herrn.  Flamm,  Geschichtliche 
Ortsbeschreibung  von  Freiburg  i.  Br.  Bd.  2,  1903)  und  teilweise  von 
Konstanz  (Konr.  Beyerle  und  Ant.  Maurer,  Konstanzer  Häuser- 
buch Bd.  2,  erste  Hälfte,  1908).1)  Was  Köln,  die  größte  deutsche  Stadt 
des  Mittelalters,  anlangt,  so  war  man  bisher  angewiesen  auf  eine  in 
dem  dortigen  Historischen  Archiv  beruhende  handschriftliche  Arbeit,- 
die  der  Oberstadtsekretär  Pet.  Fuchs  um  die  Mitte  des  vorigen  Jahr- 
hunderts verfaßt  hatte,  eine  Arbeit,  die  jedoch  um  deswillen  unzu- 
reichend ist,  weil  ihrem  Verfasser  die  Hauptquellen  der  älteren  Körner 
Topographie,  die  erst  1877  von  dem  Speicher  des  Landgerichtsgebäudes 
in  das  Stadtarchiv  überführten  Schreinskarten  und  -bücher,  nicht   er- 


')  Vgl.  auch  Salomon  Vögelin,  Das  alte  Zürich,  2.  Auflage,  2  Bde. 
.Zürich  1878,  1890. 
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reichbar  gewesen  waren.  Angeregt  durch  ein  Preisausschreiben  der 
Mevissen-Stiftung  vom  Jahre  1891  hat  es  Keussen  unternommen,  unter 
Heranziehung  auch  jener  Quellen  die  Lücke  auszufüllen,  allerdings  mit 
grundsätzlicher  Beschränkung  auf  das  Mittelalter.  Die  18  jährige  ent- 
sagungsreiche, treue  und  umsichtige  Arbeit  Keussens  hat  ein  Werk 
gezeitigt,  wie  es  noch  keine  deutsche  Stadt  besitzt,  ein  Werk,  auf  das 
Köln,  aber  auch  der  Verfasser  stolz  sein  darf. 

Das  aufs  gediegenste  ausgestattete  Werk  besteht  aus  zwei  starken 
Quartbänden;  hinzutritt  eine  Mappe  mit  „ Karten  und  Beigaben*  (die 
Kömer  Stadterweiterungen  im  Mittelalter,  Köln  in  karolingischer  Zeit 
ums  Jahr  800,  Köln  in  Ottonischer  Zeit  ums  Jahr  1000,  Köln  in  Hohen- 
staufischer  Zeit  ums  Jahr  1150,  Köln  ums  Jahr  1300,  Übersicht  über 
die  Schreinsbezirke  ums  Jahr  1500,  Übersicht  über  die  Pfarreinteilung, 
die  kirchlichen  und  Wohltätigkeits  -  Einrichtungen  ums  Jahr  1500, 
Kölner  Stadtplan  des  Arnold  Mercator  von  1571,  Prospekt  der  Stadt 
Köln  im  Jahre  1531  nach  dem  Holzschnitt  des  Anton  Woensam  von 
Worms).  Eine  Reihe  Spezialkarten  findet  sich  in  den  beiden  Bänden. 
Keussen  gliedert  die  Ergebnisse  seiner  Forschungen  in  zwei  Haupt- 
teile: „Darstellung"  (Bd.  1,  S.  1*— 204*)  und  „Beschreibung"  (Bd.  1, 
S.  205*— 209*  und  S.  1—457  sowie  Bd.  2).  An  den  Schluß  beider  Teile 
sind  Register  gestellt. 

.  Auf  den  zweiten  Hauptteil  ist  hier  nicht  näher  einzugehen:  er 
bietet  die  Beschreibung  der  einzelnen  Grundstücke,  die  nach  den 
Schreinsbezirken  und  innerhalb  dieser  nach  den  Straßen  angeordnet 
sind.  Die  Bezeichnungen  der  Grundstücke  (nach  Namen,  Bestandteilen, 
Zubehör),  Namen  der  Eigentümer  oder  anderweitiger  Bewohner,  Rechts- 
geschäfte werden  in  zeitlicher  Folge  mitgeteilt,  teils  im  vollen  Wort- 
laute der  Urkunden,  teils  in  zusammengezogener  Fassung.  Es  liegt 
auf  der  Hand,  daß  die  dürren  Aufzählungen  eine  schier  unerschöpfliche 
Fülle  des  Interessanten  bergen.  Der  Rechtshistoriker  wird  allerdings 
ungern  den  Text  der  Urkunden  über  die  Rechtsgeschäfte  vermissen : 
Keussen  beschränkt  sich  hier  grundsätzlich  auf  die  mehr  oder  minder 
genaue  Bezeichnung  der  Rechtsgeschäftsarten  (z.  B.:  das  Grundstück 
hat  NN  „in  Erbleihe",  „zu  Leibzucht  erhalten";  aber  häufig  heißt  es 
auch  nur:  „erworben"). 

Sehr  erfreulich  ist  es,  daß  Keussen  die  Benutzung  der  „Beschrei- 
bung" wesentlich  erleichtert  hat,  indem  er  in  dem  ersten  Hauptteile 
seines  Werkes  das  mittelalterliche  Köln  eigentlich  nach  allen  Richtungen 
hin  beleuchtet,  nicht  nur  durch  Andeutungen,  sondern  durch  ein- 
gehende Untersuchungen,  teils  das  zum  vollen  Verständnis  der  „Be- 
schreibung" Nötige  vortragend,  teils  selbst  die  wichtigsten  Resultate 
dieser  ziehend.  Der  erste  Hauptteil,  die  „Darstellung",  zerfällt  in 
einen  „allgemeinen"  und  einen  „speziellen"  Teil.  In  jenem  werden  in 
zehn  Abschnitten  erörtert:  Grundzüge  der  topographischen  Entwicklung 
des  mittelalterlichen  Köln,  die  Überreste  der  Römerzeit  im  Mittelalter, 
die  Kölner  Allmende,  die  Altstadt  und  ihre  Bezirke,  das  Judenviertel, 
die  Rheinvorstadt,   die  Vorstädte  Oversburg  und  Niederich,   die  Ein- 
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gemeindung  der  Vororte  St.  Severin,  St.  Pantaleon,  St.  Gereon  und 
Erbvogtei  im  Jahre  1180,  die  Kölner  Sondergemeinden,  die  Entwicklung 
der  älteren  Kölner  Verfassung  auf  topographischer  Grundlage.  Der 
spezielle  Teil  behandelt  in  dreizehn  Abschnitten:  das  Wohnhaus,  die 
Höfe,  die  Teile  des  Hauses,  Zubehör  des  Hauses,  private  Verkaufs- 
stellen, gewerbliche  Häuser  und  Betriebe,  öffentliche  Gebäude,  Straßen, 
Plätze  und  Märkte,  die  Wasserversorgung,  die  Entwässerungsanlagen, 
Brände,  die  Befestigungsanlagen,  die  Einteilungen  des  Stadtgebietes. 
Die  durchweg  ausgezeichneten  Ausführungen,  zum  größten  Teile  Neues 
bringend  oder  alte  Irrtümer  berichtigend,  auf  sorgsamstem  Studium  der 
Quellen  und  der  Literatur  ruhend,  überall  den  ernsten,  besonnenen, 
scharfsinnigen  Forscher  verratend,  sind  so  gehalten,  daß  sie  auch  den- 
jenigen weit  zu  fördern  vermögen,  der  sich  mit  der  „Beschreibung" 
nicht  beschäftigen  kann  oder  will ;  sie  bilden  sozusagen  ein  Werk  für 
sich,  dessen  Lektüre  nicht  dringend  genug  empfohlen  werden  kann. 
Ein  wenn  auch  nur  kurzer  Bericht  über  alles  das,  was  die  „Darstellung" 
bietet,  würde  über  den  Rahmen  dieser  Besprechung  hinausgehen.  Wir 
beschränken  uns  auf  das  rechtsgeschichtlich  Bedeutsamste. 

In  etlichen  Punkten  gehen  die  betreffenden  Ausführungen  auf 
anderweitige  eigene  Veröffentlichungen  Keussens  zurück,  so  zunächst 
hinsichtlich  der  Allmende.  Man  nahm  früher  allgemein  an,  Köln  habe 
keine  Allmende  gehabt  und  bilde  so  eine  vereinzelte  Ausnahme  von 
der  für  die  Städte  bestehenden  Regel  (Zitate  S.  12*  Anm.  3);  insofern 
nahm  Köln  eine  eigentümliche  Stellung  bei  den  Schriftstellern  ein, 
welche  —  u.  E.  nicht  zutreffend  —  die  Markgenossenschaft  gemeinhin 
als  den  Ausgangspunkt  der  älteren  deutschen  Stadt  betrachten,  denen 
sich  übrigens  Keussen  S.  12*  zugesellt.  Bereits  früher  hatte  nun 
Keussen  (in  der  Westdeutschen  Zeitschrift  für  Geschichte  und  Kunst 
Bd.  20  S.  21  ff.)  den  Nachweis  der  Allmende  für  Köln  erbracht,  wie 
auch  v.  Below  (in  der  Vierteljahrschrift  für  Social-  und  Wirtschafts- 
geschichte Bd.  7  S.  419)  und  Hey  mann  (in  dieser  Zeitschrift  Bd.  28 
Germ.  Abt.  S.  598)  anerkennen  —  Seeliger  (Studien  zur  älteren  Ver- 
fassungsgeschichte Kölns,  1909,  S.  87)  hält  das  Bestehen  der  Mimende 
wenigstens  für  wahrscheinlich.  Ihre  Bestätigung  findet  jene  Annahme 
Keussens  in  den  neuen  Ausführungen  des  vorliegenden  Werkes 
8.12*« 

Auch  hinsichtlich  der  in  der  Literatur  vielbesprochenen  sog. 
Sondergemeinden  Kölns  fördert  Keussen  unsere  Erkenntnis.  Schon 
Hansen  hatte  (in  der  Denkschrift  zur  Eröffnung  der  neuen  Werft-  und 
Hafenanlagen  zu  Köln,  1898,  S.  22  Anm.  1)  auf  den  methodischen  Fehler 
der  älteren  Arbeiten  hingewiesen,  bei  der  Untersuchung  jener  eigen- 
artigen Bildungen  nicht  von  der  Altstadt  auszugehen,  sondern  in 
gleicher  Linie  mit  dieser  die  Vorstadtgemeinden  zu  behandeln.  Keussen 
stimmt  dem  Urteile  Hansens  zu.  Er  schafft  für  seine  Betrachtung 
festen  Boden,  indem  er  zuvörderst  die  räumliche  Entwicklung  der  Alt- 
stadt und  der  verschiedenen  Vorstädte  sowie  die  Verschmelzung  der 
Vorstädte  mit  der  Altstadt  zu  einem  einheitlichen  und  geschlossenen 
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Stadtgebiet  erörtert  (S.  23  *  ff.).  Auf  diese  Weise  wird  eine  klarere 
Vorstellung  von  der  Entstehung  und  dem  Wesen  der  Sondergemeinden 
vermittelt.  Diese  besaßen  zwar  eine  gleichartige  Organisation,  sind 
jedoch  auf  ganz  verschiedenartiger  Grundlage  und  zu  verschiedenen 
Zeiten  erwachsen.  Keussen  unterscheidet  sie  in  drei  Gruppen:  die 
Pfarrgemeinden  der  Altstadt  und  Rheinvorstadt,  die  öffentlichen  Gerichts- 
bezirke Oversburg  und  Niederich,  die  sich  an  die  Hofgerichte  von 
Severin,  Pantaleon  und  Gereon  anlehnenden  Vorstadtbezirke  Severin, 
Mauritius  und  Christoph.  Er  vertritt  im  Einverständnis  mit  Seeliger 
(a.  0.  S.  85)  die  Anschauung,  daß  die  kommunale  Organisation  in 
den  Kölner  Sonderbezirken  nicht  als  das  Primäre  gelten  könne,  und 
nimmt  geradezu  eine  ursprünglich  einheitliche  Altstadtgemeinde  an 
(mit  der  die  Rheinvorstadt  schon  frühzeitig,  spätestens  im  10.  Jahr- 
hundert, vereinigt  ward  —  S.  33* f.).  Mit  guten  Gründen  weist  Keussen 
nach,  sich  damit  in  Gegensatz  zu  Hegel  (Die  Entstehung  des  deutschen 
Städtewesens,  1898,  S.  145)  setzend,  daß  sich  in  der  Altstadt  nebst 
Rheinvorstadt  Pfarre  und  bürgerliche  Sondergemeinde  durchaus  decken 
—  Pfarren  wurden  nach  Vermehrung  der  Bevölkerung  als  Unterab- 
teilungen der  bischöflichen  Dompfarre  zur  besseren  Ausübung  der  Seel- 
sorge eingerichtet,  und  dieselben  Bezirke  dienten  dann  zugleich  bürger- 
lichen Zwecken.  Ihre  Hauptbedeutung  hatten  die  zur  Erleichterung 
der  Verwaltung  künstlich  geschaffenen  Stadtbezirke,  wie  Keussen 
die  Sondergemeinden  im  Anschluß  an  Rietschel  (Markt  und  Stadt, 
1897,  S.  170)  nennt,  in  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  bezüglich  des 
Liegenschaftsverkehres  —  zum  Verständnis  des  berühmten  Kölner 
Schreinswesens  macht  Keussen  manche  treffenden  Bemerkungen 
(S.  47*  ff). 

Die  Kölner  Judengemeinde  ist  wohl  die  älteste  Deutschlands; 
sie  ist  bereits  für  das  Jahr  321  bezeugt.  Die  Behauptung  Hoenigers 
(in  der  Zeitschrift  für  die  Geschichte  der  Juden  in  Deutschland  Bd.  1 
S.  67 fi.),  vor  dem  Jahre  1146  habe  kein  Ghettozwang  bestanden,  er- 
weist Keussen  als  nicht  haltbar.  Als  sich  die  Sondergemeinden 
bildeten,  fiel  das  Judenviertel  ganz  in  den  Bereich  der  Pfarre  St.  Laurenz 
(in  der  Altstadt) ,  und  auch  die  Judengemeinde  hatte  nun  Sonder- 
charakter, so  daß  die  Gemeinde  St.  Laurenz  „in  eine  kirchlich-bürger- 
lich -  christliche  und  ebensolche  jüdische  Sondergemeinde "  zerfiel,  zumal 
mit  gesonderter  Rechtsprechung  für  beide  (S.  30*  ff). 

Welche  Bedeutung  der  Topographie  für  die  Erkenntnis  der  Stadt- 
verfassung innewohnt,  zeigt  der  umfangreiche  10.  Abschnitt  der  „Dar- 
stellung1' :  „Die  Entwicklung  der  älteren  Kölner  Verfassung"  (S.  55* 
bis  77*).  Zum  Teil  ausführlicher  hat  Keussen  die  Ergebnisse  seiner 
diesbezüglichen  Forschungen  veröffentlicht  in  der  Westdeutschen  Zeit- 
schrift für  Geschichte  und  Kunst  Bd.  28  S.  465  ff.  Die  Verfassungs- 
encwickelung  Kölns,  die  so  oft  Gegenstand  der  Untersuchung  gewesen 
ist,  bietet  eine  Reihe  von  Problemen,  die,  wenn  überhaupt,  nur  zu 
lösen  sind,  wenn  man  die  verschiedenen  Erweiterungen  ins  Auge  faßt, 
die  das  Stadtbild  im  Laufe  der  Jahrhunderte  erfahren  hat:  wie 
Zeitschrift  für  Rechtsgeschichte.  XXXII.  Germ.  Abt.  37 
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Keussen  S.  55*  richtig  betont,  besteht  zwischen  dem  allmählichen 
Ausbau  der  Stadt  und  ihren  Verfassungsformen  ein  äußerer  und  innerer 
Zusammenhang  —  an  die  Erweiterung  des  Stadtgebietes  knüpften  sich 
notwendig  Verfassungsänderungen. 

Bis  zur  Ottonenzeit  hielt  sich  das  Gebiet  der  Stadt  unverändert 
innerhalb  der  Römermauer.  Nach  Keussens  Auffassung,  die  sich  aus 
seiner  vorhin  gebilligten  Ansicht  über  das  Vorhandensein  einer  Allmende 
ergibt,  lag  bereits  damals  eine  Ortsgemeinde  vor;  das  Maß  der  Selb- 
ständigkeit dieser  „Altgemeinde"  kann  freilich  beim  Fehlen  aller  Nach- 
richten nicht  angegeben  werden  (S.  55* f.).  Die  erste  Erweiterung  des 
Stadtbildes  erfolgte  wahrscheinlich  in  der  ersten  Hälfte  des  10.  Jahr- 
hunderts durch  Einbeziehung  der  Rheinvorstadt  in  den  Schutz  der  Be- 
festigung. In  diesem  Stadtteile,  der  durch  seine  Lage  für  den  Handels- 
verkehr besonders  geeignet  war,  ließen  sich  die  eingewanderten  Kauf- 
leute nieder,  und  zwar  typisch  gesondert  nach  Nationalitäten.  Die 
Angehörigen  der  verschiedenen  Landsmannschaften  verbanden  gemein- 
same Interessen,  und  zu  deren  Wahrung  vereinigten  sie  sich  zu  einer 
gemeinschaftlichen  Gilde.  Das  ist  die  alte  Kölner  Kaufmannsgilde,  die 
also  als  die  Genossenschaft  der  in  der  Sondergemeinde  St.  Martin  (die 
Martinskirche  ist  die  Kirche  der  Rheinvorstadt)  wohnhaften  Kauf  leute 
zu  betrachten  ist.  Im  12.  Jahrhundert  verschwindet  sie,  nachdem  die 
Vorstadt  den  ursprünglich  ziemlich  rein  kaufmännischen  Charakter  ver- 
loren hatte.  Die  Ausführungen  Keussens  über  die  Kaufmannsgilde 
(S.  56* ff.)  fußen  im  wesentlichen  auf  der  Schrift  von  v.  Lösch,  Die 
Kölner  Kaufmannsgilde  im  zwölften  Jahrhundert,  1904  (Ergänzungs- 
heft XII  der  Westdeutschen  Zeitschrift  für  Geschichte  und  Kunst). 
In  der  vereinigten  Altstadt  und  Rheinvorstadt  ist  zunächst  ein  ge- 
meinsames kommunales  Leben  nicht  wahrzunehmen;  soweit  gemeinsame 
Interessen  vorhanden  waren  (militärischer  Schutz  und  Gerichtswesen), 
unterstanden  beide  der  Stadt-  und  Gerichtsherrschaft  {des  Erzbischofs 
mit  seinen  Beamten:  Burggraf,  Vogt  und  Schöffen. 

Allein  die  Bürgerschaft,  die  nach  Bildung  der  Sondergemeinden 
sicherlich  von  vornherein  in  der  Regelung  kirchlicher  Angelegenheiten 
nicht  unbedeutende  Rechte  besaß,  wollte  ihre  Interessen  nicht  lediglich 
durch  den  Stadtherrn  und  dessen  Beamte  vertreten  sehen.  Ein  Auf- 
stand im  Jahre  1074  hatte  keinen  Erfolg.  Als  im  Jahre  1106  die 
Bürger  nach  Vertreibung  des  Erzbischofs  auf  Befehl  des  Kaisers  einen 
neuen  Befestigungsgürtel  um  die  Stadt  gelegt  hatten,  durch  welchen 
die  Vorstädte  Oversburg  und  Niederich  in  das  städtische  Weichbild 
einbezogen  wurden,  und  in  der  so  erweiterten  Stadt  der  Wohlstand 
wuchs,  mußte  das  Selbstbewußtsein  der  Bürgerschaft  neue  Nahrung 
erhalten.  Da  die  einzelnen  Gemeinden  für  sich  zum  Vorgehen  gegen 
den  mächtigen  Stadtherrn  zu  schwach  w&ren,  schloß  man  sich  zu- 
sammen. So  kam  im  Jahre  1112  die  Conjuratio  pro  libertate  zustande 
(S.  59*ff.).  Keussen  legt  besonderen  Wert  darauf  zu  betonen,  daß  diese 
nicht  nur,  wie  die  Mehrzahl  der  Schriftsteller  meine  (Zitate  S.  61* 
Anm.  7),  einen  vorübergehenden  „ Zweck"  verfolgt,  vorübergehende  „Be- 
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deutung",  vorübergehenden  „Bestand  und  Erfolg"  gehabt  habe.  Man 
wird  jedoch  den  Erfolg  von  dem  Bestände  trennen  müssen.  Wie  lange  die 
Conjuratio  selbst  Bestand  gehabt  hat,  läßt  sieb  kaum  mit  annähernder 
Sicherheit  sagen.  Dagegen  darf  man  als  gewiß  ansehen:  wenn  die 
EntwickeluDg  im  12.  Jahrhundert  ein  ununterbrochenes  Aufsteigen  der 
Bürgerschaft  von  der  erzbischöflichen  Bevormundung  zur  Selbständig- 
keit zeigt  (in  der  äußeren  Politik,  in  der  Wirtschaftspolitik,  im  Militär- 
wesen, im  Schreinswesen),  so  ist  dieser  Erfolg  der  freiheitlichen  Bestre- 
bungen zum  mindesten  durch  die  Conjuratio  angebahnt  worden  —  ephemere 
Bedeutung  ist  dieser  also  auf  keinen  Fall  beizumessen.  Mit  einem 
hohen  Grade  von  Wahrscheinlichkeit  ist  anzunehmen,  daß  bei  dem 
Zustandekommen  der  Conjuratio  die  Schöffen  im  Vordergrunde  gestanden 
haben,  die  ja,  wie  auch  v.  Below  (in  der  Vierteljahrschrift  für  Social- 
und  Wirtschaftsgeschichte  Bd.  7  S.  420,  426)  hervorhebt,  nicht  nur 
Beamte  des  Erzbischofs,  sondern  auch  Gemeindeorgane  waren. 

Die  Betätigung  der  neu  erlangten  Macht  in  der  Verwaltung  der 
Stadt  konnte  nicht  durch  die  Masse  der  Bürger  erfolgen;  auch  hier 
müssen  Organe  der  Bürger  aufgetreten  sein.  Das  Schöffenkollegium 
konnte  nicht  ohne  weiteres  auch  die  jüngst  angeschlossenen  Vorstädte 
repräsentieren.  So  erklärt  sich  der  Hinzutritt  anderer  Bürger,  der 
„meliores  tocius  civitatis",  wie  es  in  einer  berühmten  Urkunde  von 
1149  heißt.  Aus  dieser  Zuziehung  der  angesehenen  Bürger  ist  die 
Richerzeche  erwachsen,  und  zwar  wohl  schon  in  der  ersten  Hälfte  des 
12.  Jahrhunderts  —  der  Sitz  der  bürgerlichen  Zentralverwaltung  war 
das  Bürgerhaus  (nicht  der  Domhof,  wo  die  Schöffen  zusammenkamen), 
und  dieses  wird  bereits  damals  das  Haus  der  Reichen  genannt.  Aus- 
drückliche Anerkennung  als  regierende  Stadtbehörde  von  seiten  des 
Stadtherrn  fand  die  Richerzeche  erst  1180  im  Zusammenhange  mit 
einer  großen  Stadterweiterung  (oben  S.  576),  und  in  demselben  Jahre 
ward  die  städtische  Verfassung  durch  den  Kaiser  bestätigt  (S.  61*  ff.). 

Im  übrigen  hatte  auch  diese  Stadterweiterung,  die  für  700  Jahre 
den  Umkreis  der  Stadt  bestimmte,  eine  Änderung  der  Verfassung  im 
Gefolge,  die  jedoch  wie  die  auf  die  Erweiterung  von  1106  zurückgehende 
Jahrzehnte  brauchte,  bis  sie  voll  entfaltet  war:  es  ist  der  Eintritt  des 
Rates  in  den  städtischen  Organismus.  Die  Ausbildung  der  Ratsver- 
fassung stieß  auf  besondere  Schwierigkeiten  —  sowohl  das  alte 
Schöffenkollegium  als  auch  die  neue  Richerzeche  waren  der  Neuerung, 
die  ja  eine  Beschränkung  ihrer  Rechte  bedeutete,  wenig  günstig  ge- 
sinnt. Im  Jahre  1216  hören  wir  zum  ersten  Male  von  dem  Rat,  und 
schon  1242  ward  er  von  dem  Erzbischof  ausdrücklich  als  städtische 
Regierungsbehörde  anerkannt.  Daß  der  Rat  zwischen  1242  und  1258 
dreimal  suspendiert  worden  sei,  wie  Oppermann  (in  der  Westdeutschen 
Zeitschrift  für  Geschichte  und  Kunst  Bd.  28  S.  205  f.)  aus  den  Eingängen 
der  städtischen  Urkunden-  schließt,  willKeussen  nicht  gelten  lassen; 
in  der  Tat  wird  man  anzunehmen  haben ,  daß  sich  noch  kein  fester 
Sprachgebrauch  der  Urkunden  entwickelt  hatte.  Bald  nach  der  Mitte 
des  13.  Jahrhunderts  wurden  Schöffen  und  Richerzeche  in  den  Hinter- 
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grund  gedrängt  —  bezeichnend  ist  die  Übernahme  des  Stadtsiegels 
durch  den  Rat  (S.  74* ff.).  Bemerkt  sei,  daß  der  erwähnte  Aufsatz 
Keussens  (in  der  Westdeutschen  Zeitschrift  für  Geschichte  und  Kunst 
Bd.  28  S.  465ff.)  namentlich  gerade  über  den  Rat  mehr  enthält  als  das 
vorliegende  Werk. 

Uneingeschränkte  Anerkennung  verdient  auch  das  Werk  von 
Bretholz.  Auch  hier  darf  die  Ausstattung  nicht  unerwähnt  bleiben, 
auf  die  der  größte  Wert  gelegt  worden  ist,  und  ist  rühmend  auf  bei- 
gefügte ganz  prächtige  Abbildungen  hinzuweisen  (Stadtrechtsurkunde 
von  1243,  Dominikanerkreuzgang,  Marienkapelle  auf  dem  Dominikaner- 
platz, Stadtsiegel  und  Stadtwappen,  Stadtplan  aus  dem  14.  Jahrhundert, 
Groschen,  Denare,  Gulden,  die  ältesten  Bürgersiegel,  mittelalterliche 
Ausgrabungen,  Bildnis  des  Stadtschreibers  Johannes).  Die  kleine 
Schrift  „Versuch  einer  Geschichte  Bronns*  von  Christian  d'Elvert, 
1828,  dessen  Andenken  das  vorliegende  Buch  gewidmet  ist,  ist  heute 
nicht  mehr  zureichend.  G.  Trautenbergers  „Chronik  der  Landes- 
hauptstadt Brunn",  1891  —  97,  will  nach  ihrer  ganzen  Anlage  kein 
einheitliches  Bild  der  geschichtlichen  Entwickelung  der  Stadt  bieten. 
Wenn  Bretholz  im  Vorwort  bescheiden  meint,  sein  Buch  sei  nicht 
in  der  Absicht  entstanden,  die  Lücke  auszufüllen,  so  ist  zu  sagen :  der 
Verfasser  hat  in  vieljähriger  Arbeit  mehr  erreicht,  als  er  beabsichtigt 
hat,  sein  Buch  füllt,  soweit  es  den  Leser  führt,  die  Lücke  aus,  wenn 
auch  natürlich  für  Spezialuntersuchungen  noch  viel  Raum  geblieben 
ist.  Die  Grenze  für  den  ersten  Band,  der  Beginn  des  15.  Jahrhunderts 
ist  keine  zufällige.  „Es  schließt  damals",  wie  es  im  Vorwort  heißt, 
„eine  wichtige  Entwicklungsphase,  und  auch  die  Quellen,  die  uns  bis 
dahin  begleiten,  brechen  zum  großen  Teil  ab.  Die  Kämpfe,  die  seit 
zirka  1400  ganz  Mähren  durch  Jahrzehnte  aufgewühlt  haben,  schufen 
neue  Verhältnisse,  die  von  jenen  vor  1400  stark  abweichen.  Auch  hört 
seit  dem  Jahre  1411,  dem  Todesjahr  des  kinderlosen  Markgrafen  Jodok, 
des  letzten  Luxemburgers  aus  der  von  Johann  Heinrich  begründeten 
Secundogenitur,  Brunn  auf,  eine  Residenzstadt  zu  sein,  die  es  seit  1350 
und,  wenn  auch  mit  mehrfachen  Unterbrechungen,  eigentlich  schon 
seit  dem  11.  Jahrhundert  gewesen  ist.  Diesen  Tatsachen  mußte  in 
der  Periodisierung  der  Geschichte  Brunns  Rechnung  getragen  werden". 
Dem  ersten  Bande  sollen  so  bald  als  möglich  vier  Quellenbände  folgen ; 
der  erste  wird  die  Losungsbücher,  der  zweite  die  Rechtsbücher,  der 
dritte  die  Einzelurkunden,  der  vierte  die  Stadtbücher  enthalten  (Vor- 
wort). Man  hat  also  Quellenpublikationen  von  größter  Bedeutung  zu 
erwarten.  Der  vorliegende  Band  zerfällt  in  vierzehn  Kapitel:  die 
Burg  Brunn  als  landesfürstliche  Residenz  und  Vorort  der  „Provincia 
Brunnensis",  der  Name  Brunn,  Begründung  der  Stadt  auf  der 
Grundlage  des  deutschen  Stadtrechts  vom  Jahre  1243,  die  kirch- 
lichen und  klösterlichen  Verhältnisse  Brunns  unter  den  Pfemysliden, 
die  Fortentwicklung  des  Bürgertums  und  seiner  Rechte  unter  den 
Pfemysliden  und  das  älteste  Stadtsiegel,  Ausbau  der  Verfassung  unter 
den  Luxemburgern,  die  Entwicklung  der  kirchlichen  Verhältnisse  in  der 
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Stadt  unter  den  Luxemburgern,  das  topographische  Bild  der  Stadt  im 
14.  Jahrhundert,  Handwerk  und  Kaufmannschaft,  die  finanziellen  Ver- 
hältnisse und  der  Stadthaushalt,  die  Bürgerschaft  und  Bilder  aus 
ihrem  Leben,  die  Juden,  die  Quellen  zur  Stadtgeschichte  bis  zum  Beginn 
des  15.  Jahrhunderts,  Hauptdaten  zur  Entwicklungsgeschichte  der  Stadt 
von  1091  bis  1411  (S.  1  —  414).  Es  schließen  sich  an  urkundliche  Bei- 
lagen (S.  415—428)  sowie  ein  „Namens-  und  Sachenindex"  (S.  429 — 445). 
Auch  bei  der  Berichterstattung  über  dieses  Werk  beschränken  wir  uns 
auf  die  rechtsgeschichtlich  besonders  wichtigen  Partien. 

Wir  beginnen  mit  dem  vorletzten  Kapitel,  in  dem  —  in  aller 
Kürze  —  von  den  Quellen  gehandelt  wird;  die  nähere  Beschreibung 
derselben  ist  der  vorbereiteten  Edition  vorbehalten  worden.  Wir  wei- 
chen im  folgenden  von  der  von  Bretholz  gewählten  Anordnung  des 
Stoffes  ab.  Erwähnt  werden  der  Brünner  Rechtskodex  des  14.  Jahr- 
hunderts und  das  sogen.  Schöffenbuch  (über  sententiarum)  des  Stadt- 
schreibers Johannes,  die  bereits  R ös sl  er  (Deutsche  Rechtsdenkmäler  in 
Böhmen  und  Mähren  Bd.  2,  1852,  S.  CXXVIIIff.,  XXXIff.,  340ff.,  1  ff.)  be- 
schrieben und  ediert  hat.  Daß  die  Einrichtung  der  Stadtbücher,  die 
zu  fortlaufenden  Eintragungen  dienten,  Brunn  nicht  fremd  gewesen  ist. 
konnte  man  schon  aus  einem  in  des  Johannes  Schöffenbuch  auf- 
genommenen Urteil  entnehmen  (bei  Rössler  a.  0.  S.  197):  „Antiqua 
consuetudo  civitatum  habet:  Quod  quidcumque  coram  judicio  obtinetur, 
et  in  tabulis  judiciariis  Signatur,  hoc  ante  proximum  futurum  perem- 
torium  Judicium,  vel  per  impignorationem  vel  modum  alium,  si  ex- 
peditum  non  fuerit,  de  cetero  caret  robore  firmitatis,  nisi  per  scrip- 
torem  civitatis  in  librum,  ubi  census  et  alia  notantur  acta,  per  obten- 
torem  de  scitu  juratorum  scribi  fuerit  procuratum.  Sic  sententiatum 
est  consilio  juratorum."  Mit  Bezug  hierauf  bemerkt  Rössler  (a.  0. 
S.  LX)  —  worauf  übrigens  Bretholz  ebensowenig  wie  auf  jenen  Spruch 
hinweist  — ,  daß  die  Gerichtshandlungen,  vorwiegend  über  Eigen  und 
Erbe,  nach  Abkommen  des  Brauches,  sie  auf  Wachstafeln  zu  beur- 
kunden, in  einem  über  manualis  protokolliert  und  sodann  in  Reinschrift 
in  Bücher  eingetragen  worden  seien,  die  auch  den  Namen  libri  here- 
ditarii,  Stadterbebücher,  geführt  haben.  Bei  dieser  Gelegenheit  er- 
wähnt Rössler  (a.  0.)  auch  einen  liber  proscriptionum  (Acht-  oder 
rotes  Buch),  einen  liber  rationum  (Rechnungsbuch,  Losungarium),  ohne 
Weiteres  über  dieselben  zu  sagen.  Wenn  später  in  der  Literatur  von 
Brünner  Stadtbüchern  die  Rede  war,  begnügte  man  sich  mit  dem 
Hinweise  auf  dieses  Wenige,  das  sich  in  Rösslers  Publikation  findet  (so 
Homeyer,  Die  Stadtbücher  des  Mittelalters,  1860,  S.  35;  Prochaska 
in  den  Mittheilungen  des  Vereins  für  Geschichte  der  Deutschen  in 
Böhmen  Jahrg.  22  S.  57).  Von  Bretholz  erfahren  wir  nun  mehr. 
Erhalten  ist  zunächst  ein  1343  angelegtes,  bis  1377  reichendes  Buch, 
das  sich  liber  civitatis,  seltener  registrum  civitatis  nennt  und  über 
seinen  Inhalt  selbst  sagt:  „In  presenti  libro  notantur  census  et  acta 
civium  Brunnensium,  quantum  ad  hereditatum  vendiciones,  obligaciones 
et   resignaciones  ac  modos  alios  seu  facta  et  causas,   que  et  quas,  ne 
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per  oblivionem  in  dubiuin  veniant,  scribi  convenit  et  signari"  (mitgeteilt 
von  Bretholz  S.  385  Anm.  2).  Allein  das  Buch  enthält  außer  diesen 
Gegenständen  Ratsentscheidungen,  Schiedssprüche,  Testamente  u.  a. 
Sehr  interessant  ist  folgende  Bemerkung,  die  sich  in  dem  Buche  findet: 
„In  presenti  libro,  in  quo  acta  civium  de  Brunna  tamquam  in  registro 
autentico  et  per  consilium  civitatis  approbato  notantur*  (mitgeteilt 
a.  0.  Anm.  3).  Das  Buch  nimmt  des  öfteren  Bezug  auf  einen  liber 
antiquus,  ein  registrum  antiquum.  Leider  ist  dieser  ältere  Band  ver- 
schollen; er  hat  nach  Bretholz'  Ansicht  mindestens  bis  1332,  wahr- 
scheinlich aber  noch  um  Jahrzehnte  weiter  zurückgereicht.  Auch  die 
unmittelbare  Fortsetzung  des  1343  angelegten  Buches  fehlt.  Erst  mit 
dem  Jahre  1391  beginnt  ein  bis  in  den  Anfang  des  16.  Jahrhunderts 
reichender  Band,  der  von  sich  sagt:  „Anno  domini  1391  factus  est  iste 
liber  per  novos  et  antiquos  juratos,  ita  quod  singula  acta  hereditates  con- 
cernencia  ad  presens  debent  inponi"  (mitgeteilt  von  Bretholz  S.  386 
Anm.  2).  Inhaltlich  bleibt  dieser  jüngere  Band  zunächst  im  wesent- 
lichen in  Übereinstimmung  mit  dem  älteren ;  etwa  seit  der  Mitte  des 
15.  Jahrhunderts  wandelt  er  sich  jedoch  in  ein  reines  Testamentsbuch 
um.  Eine  erfreuliche  Ergänzung  hat  das,  was  Bretholz  über  die 
beiden  Stadtbücher  sagt,  inzwischen  bereits  gefunden  durch  die  Aus- 
führungen vomSmital  in  der  Zeitschrift  des  deutschen  Vereines  für 
die  Geschichte  Mährens  und  Schlesiens  Jahrg.  15  S.  283  ff.  Jene  Bücher 
sind  entwickelungsgeschichtlich  um  deswillen  besonders  interessant,  weil 
sie  zeigen,  wie  aus  dem  allgemeinen  Stadtbuch  ein  Sonderstadtbuch 
geworden  ist,  eine  Erscheinung,  die  keineswegs  vereinzelt  dasteht  — 
man  denke  beispielsweise  an  die  Breslauer  libri  excessuum  und  libri 
signaturarum  (Rehme,  Stadtrechtsforschungen  Teil  2,  1909,  S.  24  ff.). 
Für  die  Rechtsgeschäfte  der  Bürger  blieb  wie  in  den  anderen  Städten 
so  auch  in  Brunn  nach  dem  Aufkoramen  der  Stadtbücher  neben  der 
Buchung  die  Einzelurkunde  gebräuchlich.  Häufig  beschritten  die  Be- 
teiligten beide  Wege,  indem  sie  den  Inhalt  der  Einzelurkunde  der 
größeren  Sicherheit  halber  in  das  Stadtbuch  eintragen  ließen,  was 
gleichfalls  keine  Brünner  Eigentümlichkeit  darstellt.  So  ließ  auch  der 
Rat  die  Stadtprivilegien  in  besondere  Bücher  abschreiben;  das  erste 
derartige  Buch  stammt  aus  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts.  Endlich 
macht  uns  Bretholz  mit  den  Rechnungsbüchern  (Losungrsbüchern) 
einigermaßen  bekannt  (S.  382  ff.). 

Das  erste  Stadtrechtsprivileg  empfing  Brunn  1243  von  König 
Wenzel,  nachdem  die  Stadt  schon  geraume  Zeit  bestanden  hatte,  wie 
auch  Wien,  als  es  1221  sein  Leopoldinum  erwarb,  bereits  eine  lange 
Zeit  städtischer  Entwickelung  hinter  sich  hatte.  Deutsches  Recht  enthält 
jenes  Privileg,  und  da  das  Recht  für  die  gesamte  Bevölkerung  inner- 
halb der  Stadtmauern  gelten  sollte,  ohne  Rücksicht  auf  die  Nationalität 
(mit  alleiniger  Ausnahme  der  Juden),  hatte  deutsches  Recht  den  Sieg 
über  das  slawische  errungen.  „Die  Stadt  Brunn  führt  fortan  ihr  eigenes 
Leben  nicht  nach  mährischem  Land-,  sondern  nach  deutschem  Stadt- 
recht" (S.  47).     Das  Brünner  Stadtrecht  lehnt  sich  an  das  Wiener  an, 
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aber  doch  nicht  in  dem  Maße,  daß  es  als  dessen  Tochterrecht  angesehen 
•werden  könnte  (S.  36  ff.).  Im  14.  Jahrhundert  wurde  das  Brünner  Recht 
Mutterrecht  zahlreicher  mährischer  Orte  (S.  139ff.). 

Was  die  Verfassung  betrifft,  so  nahm  der  Stadtrichter  (judex 
civitatis,  judex  ve\  advocatus)  eine  hervorragende  Stellung  ein.  Unter 
sich  hatte  er  einen  Boten  (nuntius  seu  pedellus).  Neben  ihm  standen  die 
bald  als  jurati  principis,  bald  als  jurati  civitatis  bezeichneten  Ge- 
schworenen, die  im  Stadtgerichte  mitzuwirken,  aber  auch  eine  wich- 
tige administrative  Funktion  hatten:  sie  sind  nach  Bretholz' 
zweifellos  zutreffender  Ansicht  identisch  mit  den  viginti  quatuor 
civium  jurati,  denen  nach  dem  Stadtrechte  die  Aufsicht  über  das 
Marktwesen  und  alles,  was  zur  Ehre  und  zum  Nutzen  der  Stadt  gehört, 
anvertraut  ist  (S.  44  f.).  Geschworene  wie  Richter  wurden  anfänglich 
vom  Stadtherrn  ernannt.  1292  erlangte  die  Stadt  das  Recht,  die  24  Ge- 
schworenen —  alljährlich  für  ein  Jahr  —  selber  zu  wählen,  und  diese 
treten  nun  auf  unter  den  Bezeichnungen:  „jurati  seu  consules",  „viginti 
quatuor,  qui  praesunt  consilio  civitatis",  „consilium  juratorum";  bis- 
weilen heißen  sie  auch  „scabini".  Der  Stadtrichter  wurde  zu- 
nächst weiter  durch  den  Markgrafen  ernannt.  „Es  war  der  erste 
Gunstbeweis  des  Markgrafen  Jodok  für  die  Stadt  Brunn,  als  er  nach 
dem  Tode  seines  Vaters  am  12.  November  1375  die  Regierung  in 
Mähren  antrat,  daß  er  am  15.  April  1376  der  Stadt  Brunn  das  Recht 
erteilte,  nach  dem  Tode  des  damaligen  Stadtrichters  Johannes  Slemmen- 
kittel  ....  die  Stadtrichter  frei  zu  wählen"  (S.  128).  Neben  dem  Stadt- 
richter erscheint  unter  den  Luxemburgern  ein  „Nachrichter",  „subjudex", 
und  ein  „notarius  judicii",  sowie  der  wohl  mit  dem  alten  nuntius 
identische  „famulus  judicis".  Merkwürdig  spät  ist  der  Bürgermeister 
nachzuweisen.  Charakteristisch  ist  es,  daß  er  zuerst  als  „magister 
consulum"  und  erst  später  als  „magister  civium"  auftritt.  Anfangs 
steht  er  dem  Richter  nach:  , judex,  magister  civium,  jurati"  ist  die 
übliche  Reihenfolge  bei  allen  urkundlichen  Erwähnungen.  Als  aber 
das  Richteramt  der  freien  Wahl  der  Bürgerschaft  überantwortet  worden 
war,  trat  der  Richter  hinter  den  Bürgermeister  zurück.  Die  Geschwo- 
renen sind  im  14.  Jahrhundert  manchmal  geschieden  in  die  , jurati 
moderni  et  antiqui":  jene  (die  Hälfte)  stehen  im  ersten,  diese  bereits 
im  zweiten  Jahr  im  Amte  —  der  Bürgermeister  wird  allmonatlich 
der  Zahl  der  12- Neugeschworenen  entnommen.  Für  gewisse  Verwal- 
tungszweige wurden  nun  aus  den  den  Rat  bildenden  Alt-  und  Neu- 
geschworenen jeweilig  oder  regelmäßig  größere  oder  kleinere  Aus- 
schüsse gebildet.  Der  größte  dieser  Ratsausschüsse  war  derjenige 
der  Losungseinsammler  (collectores  losunge,  losungarii),  meist  6  an 
Zahl.  Daneben  begegnen  die  Beaufsichtiger  des  Gefangenenhauses, 
die  Fischmeister  (magistri),  die  Maßmeister,  die  Meister  der  Grenz- 
bestimmung, der  Gebäude,  der  Straßenreinigung.  Ob  die  Meister 
(magistri)  der  Fleischer,  der  Bäcker,  der  Tuchscherer,  der  Weber,  der 
Schuster  mit  Bretholz  (S.  188)  als  „Ratsausschtisse"  betrachtet 
werden  können,  ist  doch  wohl  zweifelhaft :  sollten  es  nicht  die  Zunft- 
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meister  sein  ?  Außer  den  erwähnten  Losungern  gab  es  für  die  Finanz- 
verwaltung das  Amt  des  ständigen  Kämmerers  (Kammermeisters);  seit 
einer  Verfügung  des  Markgrafen  Johann  von  1373  leiteten  zwei  Per- 
sonen das  Kammeramt.  Wie  dieses  Amt,  so  wurde  auch  dasjenige 
des  Stadtschreibers  nicht  mit  Mitgliedern  des  Rates  besetzt.  Über  die 
Personen  der  Stadtschreiber  und  ihre  Stellung  erfahren  wir  Näheres 
von  Br  et  holz;  von  dem  berühmtesten,  Johannes  von  Gelnhausen,  dem 
Verfasser  des  Schöffenbuches,  hat  Bretholz  bereits  früher  (in  dsr 
Zeitschrift  des  deutschen  Vereines  für  die  Geschichte  Mährens  und 
Schlesiens  Jahrg.  7  S.  1  ff.,  205 ff.)  eingehend  gehandelt  (S.  126  ff.). 

Auch  die  Publikation  Staubs  ist  mit  Freuden  zu  begrüßen. 
Sie  stellt  sich  dar  als  die  Fortführung  eines  groß  angelegten  Unter- 
nehmens des  Altertums- Vereines  zu  Wien,  gerichtet  auf  die  Edition  der 
bis  1420  geführten  Wiener  Grundbücher.  Ein  erster  Band,  darbietend 
die  ältesten  Kauf  bücher  (1368 — 1388),  ist  bereits  1898  erschienen ;  über 
denselben  hü  aer  Unterzeichnete  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  20  Germ.  Abt. 
S.  292  ff.  berichtet  —  auf  das  Referat  sei  zum  besseren  Verständnis  des 
Folgenden  verwiesen.  Das  in  dem  2.  Bande  veröffentlichte  Gewerbuch 
(1373 — 1419)  ist  ebenso  wie  das  ebenda  bekannt  gegebene  Verbotbuch 
(1373—1399)  das  erste  seiner  Art  (Staub  Bd.  1  S.  XXI;  2  S.  XV).  Die 
Bezeichnung  Gewerbuch  B  auf  dem  Titelblatte  des  vorliegenden 
Werkes  gibt  die  ungenaue  amtliche  Benennung  der  Handschrift  wie- 
der, die  daraus  zu  erklären  ist,  daß  das  älteste  Kaufbuch  (1368 — 1372) 
auf  dem  Rücken  seiner  Handschrift  die  Angabe  trägt:  Gewerbuch  A 
(Staub  Bd.  1  S.  XXIV;  2  S.  XV)  —  offenbar  hat  der  Schreiber  dieser 
Angabe  geglaubt,  der  1373  beginnende  Gewerbuchband  sei  die  Fort- 
setzung des  1372  abschließenden  Kaufbuchbandes.  Das  B  auf  dem 
Titelblatte  des  vorliegenden  Werkes,  das  zu  Mißverständnissen  Anlaß 
geben  kann,  wäre  wohl  besser  fortgeblieben.  Die  beiden  noch  aus- 
stehenden Satzbücher  (1373  —  1388,  1389  —  1419)  sind  dem  3.  und 
4.  Bande  vorbehalten.  Aus  dem  Vorworte  des  vorliegenden  Werkes 
kann  man  mit  Befriedigung  ersehen,  daß  die  alten  Grundbücher  end- 
lich im  Jahre  1908  aus  den  Räumen  des  Wiener  Landtafel-  und  Grund- 
buchamtes zu  Wien  an  das  k.  k.  Stadtarchiv  ausgefolgt  worden 
sind:  die  Benutzung  an  jener  Stelle  war  mit  nicht  unerheblichen 
Schwierigkeiten  verbunden,  wie  der  Unterzeichnete  selbst  zu  fühlen 
Gelegenheit  gehabt  hat.  Die  Hoffnung,  daß  das  seit  1850  vermißte, 
von  1389  bis  1419  geführte  Kauf  buch  bei  der  jüngst  vorgenommenen 
Revision  des  Bücher-  und  Aktenbestandes  des  Grundbuchamtes  und 
Landesgerichtsarchives  zu  Wien  zum  Vorschein  kommen  werde,  hat 
sich  leider  nicht  erfüllt. 

Wie  der  1.  Band,  so  zerfällt  der  vorliegende  2.  in  eine  Einleitung 
(S.  XIII — XLIX),  die  eigentliche  Edition  (S.  1 — 168)  und  zwei  sehr  um- 
fangreiche Register,  Personen-  und  Örtsregister  sowie  Wort-  und  Sach- 
register (S.  169—239). 

In  der  Einleitung  wird  sehr  eingehend  über  die  Handschriften 
berichtet,  unter  Beifügung  von  drei  Tabellen  (Übersicht  über  die  An- 
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läge  und  die  Führung  des  Gewer-  und  des  Verbotbuches,  Übersicht  über 
die  Zahl  und  die  Sprache  der  Eintragungen  beider,  Übersicht  über  den 
Geschäftsinhalt  der  Eintragungen  beider).  Was  den  Gegenstand  der 
Eintragungen  anlangt,  so  handelt  es  sich,  wie  Staub  S.  XXXV  hervor- 
hebt, bei  den  Kaufbüchern  um  die  Buchung  der  Eigentumsverände- 
rungen, die  im  Kaufweg  erfolgten,  während  im  Gewerbliche  sonstige 
Eigentumsveränderungen  Platz  gefunden  haben.  Als  Beispiel  sei  die 
zweite  Eintragung  des  Gewerbuches  mitgeteilt:  „ Dominus  Jacobus 
cappellantis  cappelle  beate  virginis  Marie  circa  Ottenhaim  dedit  nucz 
und  gwer  de  domo,  que  quondam  fuit  Johannis  Schncznmaister,  sita 
in  strata  Monetarum,  73.  Summa  72  denarii."  Das  Gewerbuch  war 
jedoch,  wie  Staub  a.  0.  gleichfalls  betont,  nicht  von  Haus  aus  dazu 
bestimmt,  alle  Eigentumsveränderungen,  die  nicht  auf  Grund  eines 
Kaufes  stattfanden,  aufzunehmen,  was  sich  daraus  ergebe,  daß  dem 
Zeiträume  von  1373  bis  1388  nur  170  Eintragungen  angehören,  obgleich 
sich  damals  sicherlich  viel  mehr  solche  Fälle,  zumal  Erbfälle,  ereignet 
haben.  Das  Gewerbuch  war  vielmehr  in  der  ältesten  Zeit  —  wir 
lassen  hier  Staub  S.  XXXVI  reden  —  „ein  einfaches  Amtsjournal  und 
Verrechnungsregister,  in  welches  alle  mit  dem  städtischen  Grundsiegel 
ausgefertigten  Besitzurkunden  und  die  hiefür  bezahlten  Amtstaxen 
eingetragen  wurden.  Es  war  tun  die  Wende  des  14.  und  15.  Jahr- 
hunderts durchaus  nicht  erforderlich,  ererbten  Realbesitz  in  das  Grund- 
buch eintragen  zu  lassen  [wir  schalten  die  Frage  ein :  wurde  dies  später 
erforderlich?].  Hier  genügte  [es  soll  wohl  heißen:  begnügte  man  sich] 
in  den  meisten  Fällen  die  [mit  der]  Eintragung  des  Testamentes  oder 
des  Freundschaftsbeweises  in  das  Stadtbuch.  Erst  wenn  man  es  für 
notwendig  fand,  sich  den  meist  durch  Gerichtspruch,  Teilung  oder 
Verzicht  erworbenen  Besitz  mit  besonderem  Nachdruck  verbriefen  zu 
lassen,  trat  man  an  die  das  Grundsiegel  verwaltenden  Ratsherren  heran 
und  ließ  sich  die  über  das  Rechtsgeschäft  [!]  ausgefertigte  Urkunde 
im  Sinne  des  Rudolfinums  von  1360  August  2  amtlich  bestätigen.  Diese 
unter  dem  Schutze  des  städtischen  Grundsiegels  vollzogenen  Besitz- 
übertragungen wurden  dann,  wenn  sie  nicht  Verkäufe  von  Liegen- 
schaften oder  Burgrechten  waren,  in  das  Gewerbuch  eingetragen".  Bei 
dem  Verbotbuche  handelt  es  sich,  wie  ja  schon  der  Name  besagt  und 
wohl  deshalb  Staub  zu  bemerken  für  überflüssig  erachtet,  um  die 
anderwärts  als  Fronung,  Bekummerung,  Besäte  bezeichnete  Beschlag- 
nahme von  Grundstücken.  Die  vierte  Eintragung  lautet  beispielsweise: 
„Maister  Taenichel,  Patusch  aydm,  der  jud  hat  in  ain  verpot  genamen 
Chunrats  haws  des  Veyals  gelegen  pey  Stubentar  zenachst  "Wolframs 
haws  des  schreiber,  für  sein  geltschuld,  die  er  im  schuldig  ist  nach 
seins  brffs  sag  ....  actum  sexta  feria  ante  festum  pentecosten  74. 
Summa  72  denarir."  Im  Gegensatze  zu  den  Kaufbüchern,  in  denen  die 
Eintragungen  alphabetisch  nach  dem  Anfangsbuchstaben  des  Vor- 
namens des  Verkäufers  und  innerhalb  der  einzelnen  Buchstabenreihen 
nach  Jahren  angeordnet  sind  (Rehme  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  20  Germ. 
Abt.  S.  293  f.),  hat  man,  worauf  Staub  S.  XIX  hinweist,  in  dem  Gewer- 
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und  dem  Verbotbuche  die  Eintragungen  grundsätzlich  in  der  zeitlichen 
Folge  der  beurkundeten  Vorgänge  vorgenommen.  Die  Sprache  der 
Eintragungen  des  Gewerbuches  wird  allmählich  die  deutsche,  die  Ein- 
tragungen des  Verbotbuches  sind  von  Anfang  an  in  dieser  abgefaßt 
(Staub  S.  XXXIII).  Im  übrigen  wird  in  der  Einleitung  auf  die  Ein- 
tragungen nicht  eingegangen,  weder  auf  ihre  Bedeutung  für  die  Genea- 
logie und  Topographie  noch  auf  das ,  was  sie  für  die  Erkenntnis  der 
Wirtschafts-  und  der  Rechtsgeschichte  bieten;  freilich  ist  zu  beachten, 
daß  in  allen  diesen  Punkten  die  sehr  sorgsam  gearbeiteten  Register 
manchen  Aufschluß  zu  gewähren  vermögen.  Was  insbesondere  den 
juristischen  Gehalt  der  Bücher  anlangt,  so  war  es  gewiß  weise,  seine 
Ermittelung  den  Juristen  zu  überlassen,  wie  sattsam  die  sog.  rechts- 
geschichtlichen Einleitungen  nicht  weniger  Stadtbuchseditionen  dar- 
tun, die  von  juristisch  nicht  entsprechend  geschulten  Leuten  ver- 
anstaltet worden  sind.  Dazu  kommt,  worauf  Staub  bereits  in  Bd.  1 
S.  XXVII  aufmerksam  gemacht  hat,  daß  „infolge  der  stetigen  Wechsel- 
beziehung" zwischen  den  gleichzeitig  geführten  Kauf-,  Satz-,  Gewer- 
und  Verbotbüchern  das  Juristische  nur  im  Zusammenhange  dargestellt 
werden  kann.  Die  juristische  Würdigung  des  gesamten  Materials  durch 
einen  Fachmann  ist  für  die  Zeit  nach  Vorliegen  auch  der  Satzbücher- 
edition in  Aussicht  genommen  (S.  XLVIII). 

Bei  der  Edition  sind  dieselben  Grundsätze  maßgebend  gewesen 
wie  in  Bd.  1;  nur  ist  ein  schwerer  Fehler  vermieden  worden,  der  bei 
der  Veröffentlichung  der  Kaufbücher  begangen  worden  war  und  den 
der  Unterzeichnete  bei  der  Besprechung  derselben  (in  dieser  Zeitschrift 
Bd.  20  Germ.  Abt.  S.  294)  gerügt  hatte:  die  gekürzte  Wiedergabe  der 
Eintragungen  durch  Weglassung  ständig  wiederkehrender  Formeln.  Es 
gereicht  dem  Unterzeichneten  zur  besonderen  Genugtuung,  daß,  wie 
Staub  S.  X,  XLIX  ausdrücklich  hervorhebt,  gerade  jene  Besprechung 
den  Erfolg  gehabt  hat,  daß  man  sich  entschloß,  von  allen  Kürzungen 
abzusehen  und  so  eine  auch  dem  Rechtsforscher  voll  dienliche  Quellen- 
ausgabe zu  schaffen. 

Ausschließlich  auf  dem  Gebiete  juristischer  Untersuchung  bewegt  sich 
die  kleine  Schrift  Bücklings.  Angesichts  derselben  befindet  sich  der 
Referent  in  einer  weniger  angenehmen  Lage  als  bei  der  Besprechung  der 
Leistungen  Keussens,  Bretholz'  und  Staubs.  Bückling  will  gegen 
Meinungen  kämpfen,  die  von  Männern  wie  v.  Meibom,  Stobbe, 
Schröder,  Brunner,  Otto  v.  Gierke,  Huber  vertreten  sind.  Aber 
er  scheint  uns  dazu  nioht  genügend  gerüstet  gewesen  zu  sein.  Es  ist 
nicht  immer  leicht,  den  Gedankengängen  des  Verfassers  zu  folgen: 
Wiederholungen  abgesehen  von  der  schon  an  sich  breiten  Darstellung. 
Unklarheiten  und  Widersprüche  beeinträchtigen  das  Studium  der  Schrift 
in  nicht  unerheblichem  Maße.  Die  Quellen  sind  nicht  in  voll  zu- 
reichendem Umfang  und  manche  wohl  nur  auf  Grund  von  Zitaten 
anderer  Schriftsteller  herangezogen.  Gern  wollen  wir  jedoch  aner- 
kennen, daß  die  Schrift  in  Einzelheiten  Gutes  bringt.  Sie  zeriällt  in 
eine  Einleitung  („Ziele   der  Untersuchung";    S.  5— 8)    und   4. Kapitel: 
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„Das  fränkische  Fronungsverfahren u  (S.  8 — 13),  „Weiterbildung  der 
Fronung  im  Gantverfähren  zur  Zeit  der  Rechtsbücher"  (S.  13 — 53), 
„Die  Fronung  im  Auflassungsverfahren*  (S.  53 — 100),  „Die  spätere 
Fronung,  insbesondere  im  Konkursverfahren"  (S.  101 — 107). 

Bei  der  Behandlung  des  fränkischen  Fronungsverfahrens  folgt  der 
Verfasser  durchaus  der  wertvollen  Schrift  von  Planitz,  Die  Ent- 
wicklung der  Vermögensvollstreckung  im  salfränkischen  Rechte,  1909, 
wobei  freilich  das,  was  Planitz  als  salfränkisch  ermittelt  hat,  schlecht- 
hin als  fränkisch  vorgetragen  wird.  Von  der  fränkischen  Fronung  will 
Bückling  aufs  schärfste  die  spätmittelalterliche  Liegenschaftsexeku- 
tion, das  sog.  Gantverfahren,  scheiden:  während  die  fränkische  Fronung 
im  wesentlichen  den  Charakter  eines  Strafverfahrens  habe,  welches 
das  Vermögen  des  zahlungsunfähigen  .Schuldners  ganz  oder  teilweise 
der  öffentlichen  Gewalt  anheimfallen  lasse,  und  dementsprechend  rein 
öffentlichrechtliche  Bannwirkungen  habe,  sei  das  Gantverfahren  auf  die 
private  Befriedigung  des  Gläubigers  gerichtet  (dies  hat  bereits  Planitz 
a.  0.  S.  86  angedeutet)  und  habe  dementsprechend  privatrechtliche 
Gewerewirkungen;  hiermit  trete  er  in  Gegensatz  zu  der  herrschenden, 
durch  v.  Meibom  zum  Siege  gebrachten  Theorie,  welche  die  Gewere- 
wirkungen des  Gantverfahrens  bestreite  (S.  5f.,  13).  Wie  gelangt 
Bückling  zu  dieser  letzten  Behauptung?  Indem  er  argumentiert: 
„v.Meibom  sieht  die  jüngere  Satzung  als  Exekutionssatzung  an;  die 
Exekutionswirkungen  aber  sollen  lediglich  in  bannrechtlichen  Wirkungen 
bestehen"  (S.  13f.).  Bückling  hat  hier  die  Lehre  im  Auge,  bei  der 
jüngeren  Satzung  gelte  das  Grundstück  zugunsten  des  Gläubigers  als 
gefront,  mit  dem  Friedebanne  belegt  (S.  14).  Damit  wirft  er  aber  eine 
andere  Frage  zusammen:  die  Frage  nach  dem  geschichtlichen  Ursprünge 
der  jüngeren  Satzung.  Er  ist  nämlich  des  Glaubens ,  aus  jener  Lehre 
ergebe  sich  eo  ipso,  daß  kein  geschichtlicher  Zusammenhang  zwischen 
der  jüngeren  und  der  älteren  Satzung  bestehe,  daß  die  jüngere  Satzung 
aus  der  missio  in  banuum  hervorgegangen  sei.  Man  kann  sich  jedoch 
sehr  wohl  auf  den  Boden  jener  Lehre  stellen,  andererseits  aber  an- 
nehmen, daß  die  jüngere  Satzung  nicht  ein  von  Hause  aus  von  der 
älteren  verschiedenes  Institut  sei  (dazu  Otto  v.  Gierke,  Deutsches 
Privatrecht  Bd.  2,  1905,  S.  819,  namentlich  Anm.  58). 

Da  Bückling  die  Gewerewirkungen  des  Gantvevfahrens  aus  dem 
Rechte  der  jüngeren  Satzung  feststellen  zu  sollen  glaubt,  unterzieht 
er  dieses  einer  näheren  Prüfung;  er  gelangt  dabei  zu  dem  Ergebnis: 
die  jüngere  Satzung  habe  sich  von  der  älteren  als  „ideelles  Gewererecht" 
abgelöst  (S.  5),  die  jüngere  Satzung  habe  (nicht  bannrechtlichen,  son- 
dern) „gewererechtlichen  Charakter",  sei  „ideelle  Geweresatzung" 
(S.  14 ff.,  20  ff,  29).  Gewiß  kann  man  von  einer  Satzungsgewere  sprechen. 
Die  Frage  ist  nur,  ob  lediglich  eine  Rechtsgewere  oder  auch  eine  Sach- 
gewere  vorliegt.  Man  wird  mit  Otto  v.  Gierke  (a.  0.  S.  818,  820,  202) 
annehmen  müssen:  eine  gegenwärtige  Sachgewere  ist  nicht  vorhanden, 
wohl  aber  eine  anwartschaftliche  Sachgewere,  die  zugleich  als  gegen- 
wärtige Rechtsgewere  erscheint.     Wenn   Bückling  von    der  Gewere 
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spricht,  so  kann  dies  immer  nur  so  verstanden  werden,  daß  damit 
lediglieh  die  Sachgewere  gemeint  ist.  Der  Nachweis,  daß  eine  gegen- 
wärtige (ideelle)  Sachgewere  vorliege,  ist  ihm  nicht  gelungen.  Gerade 
die  Bozener  Inibreviaturen  des  Notars  Obert  von  1237,  die  Bückling 
in  erster  Reihe  ins  Feld  führt,  sprechen  für  die  Annahme  einer  nur 
anwartschaftlichen  Gewere  („ut  si  debitor  non  dederit,  creditor  habeat 
et  teneat  fundum"  heißt  es  formelhaft  mit  Bezug  auf  die  neue  Ver- 
pfändungsform; mit  Bezug  auf  die  reine  ältere  Satzung:  „ut  creditor  de 
cetero  habeat  et  teneat  fundum,  usque  dum  debitor  solvent";  S.  22). 
Auffallenderweise  bezeichnet  Bückling  beiläufig  wiederholt  die 
Gewere  (Sachgewere)  als  dingliches  Recht  (S.  14,  22).  Daß  der  Satzungs- 
gläubiger ein  dingliches  Recht  hat,  ist  unbedenklich  anzunehmen 
{Otto  v.  Gierke  a.  0.  und  Schuld  und  Haftung,  1910,  S.  30f.;  Heusler, 
Institutionen  des  deutschen  Privatrechts  Bd.  2,  1886,  S.  149;  Kohl  er, 
Pfandrechtliche  Forschungen,  1882,  S.  22ff.;  H.  O.Lehmann  bei 
Stobbe,  Handbuch  des  Deutschen  Privatrechts  Bd.  2,  3.  Auflage, 
2.  Halbband,  1897,  S.  134  Anm.  16).  Daraus  folgt  aber  natürlich  nicht 
seine  Sachgewere.  Die  Unklarheit,  in  der  sich  Bückling  doch  wohl 
über  das  Wesen  der  Gewere  befindet,  hat  vermutlieh  seine  Ausführungen 
beeinflußt. 

Nach  Bücklings  Meinung  hat  die  jüngere  Satzung  auf  das 
Exekutionsverfahren  eingewirkt.  Dieser  Gedanke  ist  nicht  neu.  Schon 
I.W.Planck,  Das  Deutsche  Gerichtsverfahren  im  Mittelalter,  1879, 
Bd.  2  S.  357  Anm.  73  hatte  gesagt:  „Während  v.  Meibom  die  städtische 
Satzung  [gemeint  ist  die  jüngere  Satzung]  als  eine  besondere  Form  aus 
der  Immobiliarexecution  hervorgehen  läßt,  scheint  es  mir  umgekehrt 
richtiger,  die  spätere  städtische  Immobiliarexecution  aus  der  Satzung 
in  der  Weise  hervorgehen  zu  lassen,  daß  der  Rath  die  fehlende  freiwillige 
Satzung  supplirt."  Bückling  betont,  seine  Untersuchung  komme 
zu  dem  gleichen  Resultat  wie  Planck,,  unter  wörtlicher  Anführung 
der  soeben  mitgeteilten  Worte  desselben.  Im  Einklänge  mit  der  Vor- 
stellung, die  er  sich  von  der  jüngeren  Satzung  gebildet  hat,  führt 
Bückling  dies  so  aus:  die  Gant  habe  Gewerecharakter  erhalten,  die 
Exekutionswirkungen  seien  als  zwangsweise  begründete  Gewerewirkungen 
aufzufassen  (S.  29 ff.).  Behauptet  der  Verfasser  damit,  wie  er  sich  ge- 
legentlich (S.  6)  ausdrückt,  das  Exekutionsverfahren  spanne  die  jüngere 
Satzung  in  seinen  Rahmen,  so  erklärt  er  nichtsdestoweniger  die 
jüngere  Satzung  als  „materiellrechtliche  Abspaltung"  „der  rein  exeku- 
tiven Gant"  (S.  5),  und  ein  andermal  bezeichnet  er  (S.  6)  die  jüngere 
Satzung,  für  die  er  den  Nachweis  erbringen  will,  daß  sie  sich  von  der 
älteren  Satzung  abgelöst  habe,  als  „selbständig  erwachsen".  Also: 
Widerspruch  über  Widerspruch ! 

Besser  gelungen  sind  die  Ausführungen  über  die  „Fronung  im 
Auflassungsverfahren",  wenn  auch  diese  keineswegs  einwandsfrei 
sind.  Wie  kam  man  dazu,  „exekutionsrechtliche  Elemente"  in  das 
Auflassungsverfahren  zu  übernehmen?  Die  Antwort  vermag  Bückling 
nicht  in  befriedigender  Weise   zu  geben.     Daß  die  gerichtliche  Auf- 
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lassung  eine  „materiellrechtliche  Abspaltung"  der  „rein  exekutiven  Gant" 
ist  (S.  5),  ist  eine  Behauptung,  die  man  doch  wohl  nicht  ernst  nehmen 
kann. 

Halle  a.  d.  S.  Paul  Rehme. 


Dr.  Rudolf  Carlebach,  Notar  in  Mannheim,  Badische 
Rechtsgeschichte  LT,  Das  Zeitalter  des  Dreißigjährigen 
Krieges.  Unter  Mitteilung  einiger  bisher  ungedruckter 
Aktenstücke.  Heidelberg,  Carl  Winters  Universitätsbuch- 
handlung 1909,  VII  u.  199  S.     8°. 

Über  das  erste  Bändchen  dieser  erfreulichen  Publikation  zur 
Territorialrechtsgeschichte  konnte  schon  1907  (Z.  RG.  28,  513  f.)  be- 
richtet werden.  Auch  in  dem  hier  anzuzeigenden  zweiten  Hefte 
bietet  der  Verfasser  das  nachahmenswerte  Beispiel  dafür,  daß  ein 
praktischer  Jurist  die  Mußestunden  seines  Berufes  mit  bestem  Erfolge 
rechtshistorischer  Arbeit  zuwendet.  Wir  bekommen  hier  von  ihm  eine 
gut  disponierte,  überall  auf  gewissenhafte  Archivarbeit  und  Studium 
der  gedruckten  Quellen  aufgebaute  Darstellung  der  badischen  Rechts- 
entwicklung von  1533—1677,  badisch  immer  im  Sinne  der  alten  Mark- 
grafschaft Baden  verstanden.  Ohne  sich  ins  Kleinliche  zu  verlieren,, 
versteht  es  der  Verfasser,  in  gewandtem  Text  eine  klare  und  an- 
sprechende Schilderung  der  Rechtsbildung  und  der  Rechtszustände  in 
dem  während  der  behandelten  Periode  zumeist  in  zwei  Staatsgebiete 
zerfallenden  Lande  Baden  zu  geben,  die,  für  jedermann  lesenswert, 
den  Rechtshistoriker  allseitig  und  sicher  orientiert.  Wenn  auch  an 
einigen  Stellen,  wo  alte  Rechtsinstitute  in  die  Neuzeit  nachwirken 
(vgl.  z.  B.  den  alten  Schweinezehnt,  die  Deheme  S.  69  oder  das  Ein- 
dringen des  Landesherrn  in  die  Marken-  und  Gemeindeverfassung 
S.  50  f.),  manches  verzeichnet  oder  nicht  genügend  aus  den  mittelalter- 
lichen Grundlagen  entwickelt  erscheint,  so  ist  das  dem  Verfasser  um  so 
mehr  zugute  zu  halten,  als  er  für  die  Rechtsentwicklung  des  von  ihm 
behandelten  Zeitraumes  selbst  überall  einen  guten  Blick  verrät,  der 
aus  umfangreichen  Stoffmassen  das  Wesentliche  herauszugreifen  ver- 
steht. 

Die  Einleitung  orientiert  über  die  wechselvollen  Schicksale  der 
badischen  Territorien  im  behandelten  Zeitraum,  über  die  wesentlich 
einfachere  Struktur  der  Durlachischen  Lande  gegenüber  den  verwickelten 
Kondominatsverhältnissen  in  Baden-Baden,  endlich  über  Rechtsbildung 
und  Rechtsquellen  des  Zeitalters.  Als  Grundlagen  wirken  die  Gesetze- 
des  Markgrafen  Christoph  nach.  Wir  erfahren,  daß  umfangreiche 
Kodifikationen  vollendet  wurden,  die  sich  dann  infolge  der  Länder- 
teilungen und  anderer  ungünstiger  Umstände  nicht  zu  halten  vermoch- 
ten. Das  Wichtigste  ist  die  Einführung  des  römischen  Rechts  nach 
württembergischem  Vorbilde    in    den   Landrechten   beider   Markgraf- 
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Schäften,  die  Einwirkung  der  Carolina  und.  der  kursächsischen  Kon- 
stitutionen auf  das  Strafrecht,  endlich  die  evangelische  Kirchenordnung 
von  Baden  -  Durlach  von  1556  mit  ihren  tiefen  Einwirkungen  auf  das 
Eherecht  und  die  Gestaltung  der  Zentralverwaltung,  die  in  der  Dur- 
lachischen 'Kanzlei-,  Kammer-  und  Landschreibereiordnung'  von  1578 
zum  ersten  Male  die  Gliederung  der  landesherrlichen  Räte  in  Kol- 
legien für  Kirchen-,  Geheime,  Gemeine,  Gerichts-  und  Kammersachen 
brachte. 

Im  Anschluß  an  die  Disposition  des  ersten  Bändchens  behandelt 
der  Verfasser  sodann  die  Verfassung  der  Markgrafschaft  und  entwickelt 
hier  die  Stellung  und  Erbfolgeordnung  des .  landesherrlichen  Hauses, 
die  Bedeutung  und  schließliche  Beseitigung  (1668)  der  Landstände, 
die  Stellung  und  Ausgestaltung  der  Zentralstellen,  die  Lokalverwaltung 
mit  ihrer  Ämterverfassung,  ihren  Forst-  und  Finanzbeamten,  die  Ge-, 
meindeverfassung  und  das  Kanzleiwesen.  Der  folgende  Abschnitt 
über  die  Verwaltung  behandelt  zunächst  das  interessante  Problem  der 
Landeszugehörigkeit,  die  sich  in  der  Durlachischen  Landesordnung 
von  1622  zuerst  auf  einem  einheitlichen  Untertaneneid  aufbaut  und 
damit  an  Stelle  der  privaten,  öffentlichrechtlichen  und  lehensrecht- 
lichen Abhängigkeitsverhältnisse  des  Mittelalters  den  Gedanken  der 
Staatszugehörigkeit  setzt.  Angesichts  der  umfassenden  Hörigkeit 
der  Bewohnerschaft,  der  beschränkten  Freizügigkeit  und  des  ein- 
schneidenden Abzugsgeldes  behält  freilich  die  Landzugehörigkeit 
noch  lange  die  alten  Züge  grundherrlicher,  leibesberrlicher  und  ge- 
richtsherrlicher Untertanschaft.  Besonders  beachtenswert  ist  hierbei 
das  vom  Verfasser  konstatierte  (S.  61  f.)  scharfe  Eingreifen  des  Landes- 
herrn in  die  Autonomie  der  wenigen  abzugsfreien  Landstädte  seines 
Territoriums,  durch  welche  jede  eigene  Bürgerrechtspolitik  dieser 
Städte  lahmgelegt  wurde.  Weiter  ziehen  an  uns  vorüber  die  landes- 
herrlichen Maßnahmen  der  Sicherheits-  und  Baupolizei,  der  ländlichen 
Wohlfahrtspflege,  der  Forstpolizei  und  ihrer  Annexe  Jagd  und  Fi- 
scherei, der  Gewerbe-  und  Handelspolizei,  des  Gesinderechts,  die  Ge- 
meinden und  das  Staatskirchenrecht;  hinsichtlich  der  ländlichen  Wohl- 
fahrtspflege interessieren  die  schon  1622  einsetzenden  Bestimmungen 
zur  ungeteilten  Erhaltung  der  Bauergüter  sowie  die  Bemühungen  zur 
Verhütung  ländlicher  Überschuldung. 

In  vielfacher  Hinsicht  belehrend  ist  der  Abschnitt  über  das  Ge- 
richtswesen. Wir  erkennen,  wie  die  alten  landesherrlichen  Unter- 
gerichte durch  einen  im  17.  Jahrhundert  rasch  erstaikenden  Vergleichs- 
und Sühnezwang  der  landesherrlichen  Amtmänner  lahmgelegt  werden, 
wir  lernen  gut  die  vorhandenen  Zuständigkeitsgrenzen  kennen,  des- 
gleichen das  Verhältnis  zu  den  lokalen  kaiserlichen  Landgerichten  wie 
dasjenige  zu  den  obersten  Reichsgerichten.  Sorgfältige  Beobachtungen 
illustrieren  die  Entwicklung  von  Strafrecht  und  Strafverfahren.  An 
eine  Charakteristik  der  bürgerlichen  Rechtsentwicklung  schließt  sich 
eine  Skizze  der  dürftigen  gelehrten  Literatur  zum  badischen  Rechte  an. 
Die  Darstellung  des  Finanzwesens,  die  uns  den  Patrimonialstaat  in 
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voller  Tätigkeit  zeigt,    bildet  den  Schluß.     Aus  den  im  Anhang  ab- 
gedruckten Beilagen  seien  besonders  die  Berichte  der  Ämter  über  die 
Gerichtsverfassung  und  das  Streitverfahren  der  Niedergerichte  von  1614 
hervorgehoben. 
Göttingen.  K.  Beyerle. 


Außerdem   sind  bis    zum   1.  November   1911    bei    der   Redaktion 
folgende  Schriften  eingegangen,  die  nach  Möglichkeit  später  besprochen 
werden  sollen.1) 
Abt,  Dr.  jur.  Emil,    Mißheiraten   in   den   deutschen   Fürstenhäusern 

unter  besonderer  Berücksichtigung  der  standesherrlichen  Familien 

(Deutschrechtliche    Beiträge    von    Konrad   Beyerle  VIT  H.  2), 

Heidelberg,  Carl  Winter  1911. 
Behaghel,  Wilhelm,  Dr.  phil.,  Die  gewerbliche  Stellung  der  Frau 

im  mittelalterlichen  Köln  (Abhandlungen  zur  mittleren  und  neueren 

Geschichte  von  Georg  v.  Below,  Heinrich  Finke,  Friedrich 

Meinecke  H.  23),  Berlin,  W.  Rothschild  1910. 
Behn,  Richard,  Über  die  Voraussetzungen  des  Bürgerrechtserwerbs 

in  den  deutschen  Städten  des  Mittelalters,  Göttinger  Jurist.  Diss. 

1911. 

Benary,  Friedrich,  Die  Vorgeschichte  der  Erfurter  Revolution  von 

1509  I.    Bis  zu  den  Friedensschlüssen  von  Amorbach  und  Weimar. 

Rostocker  phil.  Diss.  1911  (Diese  Untersuchung  zur  Geschichte  der 

Erfurter  Stadtverfassung  erscheint   vollständig  im  Jahresheft  der 

Mitteilungen  des  Vereins  für  Geschichte  und  Altertumskunde  von 

Erfurt). 
B eseler,  Dr.  Georg,  Über  die  Stellung   des  BGB.  Deutschlands  zu 

dem  Familienrechte  des  hohen  Adels,  eine  Denkschrift,  Berlin  1911. 
Christophel,   Emil,   Die   direkten  Staatssteuern  in  Baden  bis  zum 

16.  Jahrhundert,  Freiburger  phil.  Diss.  1911. 
Cunningham,  Audrey,  British  credit  in  the  last  Napoleonic  war, 

Cambridge,  University  Press  1910. 
Ficker,    Julius,   Vom   Reichsfürstenstande.     Zweiter   Band.     Erster 

Teil.    Herausgegeben   und   bearbeitet   von  Paul  Puntschart, 

Innsbruck,  Wagner  1911. 

Genestal,  R.,  Professeur  d'Histoire  du  Droit  ä  l'Universite  de  Caen, 
Le  parage  normand,  Bibliotheque  d'Histoire  du  Droit  normand, 
II«  serie,  tome  Ier  fasc.  2,  Caen,  L.  Jouan  1911. 


*)  Eingänge,  die  völlig  aus  dem  Bereiche  unserer  Zeitschrift  bzw. 
unserer  Abteilung  fallen,  finden  keine  Berücksichtigung.  Auch  übernimmt 
die  Redaktion  für  nicht  erbetene  Zusendungen  weder  eine  Verpflichtung  zur 
Besprechung  noch  eine  solche  zur  Rücksendung. 

Für  die  Red.  Ulrich.  Stutz. 
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Am  13.  Januar  1911  starb  in  Heidelberg  im  Alter  von  nicht  ganz 
sechzig  Jahren  der  Geh.  Hofrat  und  ordentliche  Professor  des  Staats- ,  Ver- 
waltungs-  und  Völkerrechts  Dr.  jur.  et  phil.  Georg  Jellinek.  Sein 
Interesse  galt  vornehmlich  dem  Rechte  der  Gegenwart,  und  sein  Geist  war 
in  erster  Linie  philosophisch  gerichtet.  Doch  hat  er  sich  in  seiner  1904  in 
2.  Auflage  erschienenen  Schrift  über  die  Erklärung  der  Menschen-  und  Bürger- 
rechte und  in  seinem  1905  ebenfalls  in  2.  Auflage  veröffentlichten  ersten 
Bande  seines  „Rechtes  des  modernen  Staates"  auch  um  die  Rechtsgeschichte 
verdient  gemacht. 

Am  29.  Januar  1911  wurde  durch  einen  furchtbaren  Unglücksfall  der 
Wissenschaft  in  dem  Geh.  Regierungsrat  und  ordentlichen  Professor  der 
deutschen  Sprache  in  Bonn  Dr.  Wilhelm  Wilmanns  ein  Meister  der 
Germanistik  entrissen,  der  trotz  seiner  nahezu  siebzig  Jahre  noch  von  er- 
staunlicher Frische  und  Schaffenskraft  war.  Im  Zusammenhang  mit  seinen 
Studien  über  Walther  von  der  Vogelweide  hatte  er  1873  auch  eine  Unter- 
suchung über  die  Reorganisation  des  Kurfürstenkollegs  durch  Otto  IV.  und  Inno- 
cenz  III  verfaßt.  Hat  sie  auch  ihren  eigentlichen  Zweck  nicht  erreicht, 
da  die  Fährte,  der  Wilmanns  gleich  Anderen  folgte,  sich  bald  darauf  als 
ungangbar  erwies,  so  ist  die  Schrift  doch  in  neuester  Zeit  im  Zusammen- 
hang mit  den  Forschungen  über  die  Entstehung  und  Geschichte  der  Kur- 
fürstenfabel wegen  ihres  sonstigen  gediegenen  Inhalts  wieder  zu  Ehren  ge- 
kommen. 

Am  21.  April  1911  starb  in  Berlin  der  Geh.  Ober-Regierungsrat  und 
Kurator  der  Universität  Göttingen  a.D.  Dr.  jur.  et  phil.  Ernst  v.  Meier, 
der  gelegentlich  auch  an  unserer  Zeitschrift  mitarbeitete.  Seine  Hannoversche 
Verfassungs  und  Verwaltungsgeschichte  von  1680 — 1866  und  sein  vielum- 
strittenes Werk  über  Französische  Einflüsse  auf  die  Staats-  und  Rechts- 
entwickelung Preußens  im  19.  Jahrhundert  werden  ihm  zusammen  mit 
seinem  älteren  Buche  über  die  Reform  der  Verwaltungsorganisation  unter 
Stein  und  Hardenberg  stets  einen  angesehenen  Platz  unter  den  Verfassungs- 
und Rechtshistorikern  der  Neuzeit  sichern. 

Am  29.  April  1911  starb  in  Marburg  der  Geh.  Regierungsrat  und 
ordentliche  Professor  der  mittleren  und  neueren  Geschichte  Dr.  phil.  et 
D.  theol.  h.  c.  Konrad  Varrentrapp. 

Am  25.  August  1911  verschied  zu  Schruns  im  Montafun  der  Sprach- 
germanist der  Grazer  Universität,  Hofrat  Anton  Schönbach.  Seine 
Ausgabe  der  innerösterreichischen  Weistümer  und  seine  Forschungen  zur 
Geschichte  des  Predigtwesens  im  Mittelalter,  insbesondere  auch  zu  Berthold 
von  Regensburg  und  damit  zur  Entstehungsgeschichte  des  Schwsp.  sichern 
ihm  ein  dauerndes,  dankbares  Gedenken  auch  bei  den  Rechtshistorikern. 

Am  2.  Nov.  1911  starb  plötzlich  in  Berlin  das  langjährige  Mitglied 
der  Zentialdirektion  der  Monumenta  Germaniae  historica,  1902 — 1905  ihr 
interimistischer  Vorsitzender,  der  vielverdiente  Herausgeber  des  Neuen  Archivs 
Kaiserl.  Geh.  Regierungsrat  Prof.  Dr.  Oswald  Holder-Egger,  durch  die 
Leitung  dieser  benachbarten  und  befreundeten  Zeitschrift  wie  durch  eine 
Reihe  wichtiger  Quelleneditionen  auch  um  die  Rechtsgeschichte  hoch  verdient. 
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Berufen  wurden  der  o.  Professor  des  deutschen,  des  Handels-  und 
Versicherungsrechtes  an  der  Universität  Göttingen  Ehrenberg  in  gleicher 
Eigenschaft  an  die  Universität  Leipzig,  der  ordentliche  Professor  des  deut- 
schen und  Handelsrechtes  an  der  Universität  Rostock  K.  Lehmann  in  gleicher 
Eigenschaft  an  die  Universität  Göttingen,  der  Privatdozent  für  bürgerliches 
und  Handelsrecht  an  der  Universität  Bonn  Müller-Erzbach  als  a.  o. 
Professor  für  deutsches,  bürgerliches  und  Handelsrecht  an  die  Universität 
Königsberg  i.  Pr.,  der  a.  o.  Professor  für  Staats-  und  Kirchenrecht  an  der  Uni- 
versität Greifswald  Smend  als  o.  Professor  für  öffentliches  Recht  an  die 
Universität  Tübingen,  der  Professor  an  der  Posener  Akademie  v.  Hoff  mann 
als  a.  o.  Professor  für  Staats-  Kirchen-  und  deutsches  Recht  an  die  Univer- 
sität Greifswald,  der  o.  Professor  für  deutsches,  Handels-  und  Kirchenrecht 
an  der  Universität  Marburg  Heymann  in  gleicher  Eigenschaft  an  die  Uni- 
versität Halle. 

Befördert  wurden  der  a.  o.  Professer  Stieber  an  der  tschechischen 
Universität  in  Prag  zum  o.  Professor  des  deutschen  Rechtes  und  der  öster- 
reichischen Reichsgeschichte  daselbst. 

Habilitiert  haben  sich  für  deutsches  Recht  an  der  Rechts-  und 
Staatawissenschaftlichen  Fakultät  der  Universität  Wien  Alexander  Gäl, 
für  deutsches  Recht,  bürgerliches  Recht  und  Staatsrecht  an  der  rechts-  und 
staatswissenschaftlichen  Fakultät  der  Universität  Münster  Hans  Büß,  für 
germanisches  Recht  an  der  Universität  Neuenburg  Alexander  Coulin, 
für  mittlere  und  neuere  Geschichte  an  der  philosophischen  Fakultät  der 
Universität  München  Maximilian  Buchner. 


Monuinenta  Gerinaniae  historica.  Die  37.  Plenarversammlung  der 
Zentraldirektion  wurde  vom  20.  —  22.  April  d.  J.  in  Berlin  abgehalten.  Als 
Vorbereitung  für  seine  Ausgabe  des  Benediktus  hat  Herr  Geh.  Justizrat 
Professor  Dr.  Emil  Seckel  eine  achte  Studie  zu  Benediktus  nahezu  fertig  ge- 
stellt, die  demnächst  im  neuen  Archiv  erscheinen  soll.  Zur  Herstellung  des 
Textes  sind  eine  Pariser  Handschrift  (Cod.  Paris,  lat.  4634)  und  eine  Hand- 
schrift der  Bibliothek  zu  Avranches  kollationiert  worden.  Professor  Frei- 
herr von  Schwind,  der  Herausgeber  der  Lex  Baiuwariorum,  hat  seine 
Abhandlung  über  das  Verhältnis  der  Handschriften  und  über  den  Plan  der 
Ausgabe  nach  erfolgter  Umarbeitung  an  die  Redaktion  des  Neuen  Archivs 
eingesendet.  Dem  Aufsatz  wird  als  Anhang  eine  Untersuchung  des  Herrn 
v.  Kral  ik  über  die  deutschen  Wörter  dieser  Lex  beigefügt  werden.  Freiherr 
v.  Schwerin  in  München,  der  mit  den  Vorarbeiten  zur  Ausgabe  der  Lex 
Thuringorum  beschäftigt  ist,  soll  außerdem  die  Edition  der  Lex  Saxonum 
und  der  sächsischen  Kapitularien  übernehmen.  Herr  Mario  Kram m er  war 
für  die  Anlage  eines  Kommentars  zum  ältesten  Texte  der  Lex  Salica  tätig 
und  außerdem  für  die  Ausarbeitung  einer  Textgeschichte  der  Lex  Salica, 
die  als  selbständiges  Buch  erscheinen  soll.  Für  die  Libri  Carolini,  die  in 
der  Serie  der  Concilia  veröffentlicht  werden  sollen,  hat  Herr  Privatdozent 
Dr.  Hubert  Bastgen  in  Straßburg  das  Manuskript  druckfertig  hergestellt. 
Von  den  Constitutiones  et  acta  publica  regum  et  imperatorum  ist  das 
zweite  Heft  des  zweiten  Teiles  von  Tomus  IV  erschienen,  welches  deu  Schluß 
der  Supplemente,  den  von  Schwalm  ausgearbeiteten  Index  nominum,  den 
Index  rerum  von  Richard  Salomon  und  einen  Index  chronologicus  für  die 
ersten  vier  Bände  der  Constitutiones  enthält.  Für  V  2  und  VIII  2  ist  der 
Druck  emsig  weiter*  gefördert  worden.  II.  Br. 
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Bericht  der  Kommission  für  das  Wörterbuch 

der  deutschen  Rechtssprache, 

für  das  Jahr  1910. 

Die  akademische  Kommission  in  Sachen  des  Wörterbuchs  der 
deutschen  Rechtssprache  hielt  in  Heidelberg  am  7.  April  1910  ihre 
neunte  Sitzung  ab.  Anwesend  waren  die  HH.  Brunner,  Gierke,  Roethe, 
Schröder,  Freiherr  von  Schwind  und  die  HH.  Mitarbeiter  Bilger,  Frei- 
herr von  Künfiberg,  Pereis  und  Wahl. 

Die  Kommission  beriet  sich  über  den  Stand  der  Arbeiten  und 
über  Heranziehung  neuer  Mitarbeiter  zur  Verzettelung  einzelner  Rechts- 
quellen. Der  Aufruf  an  die  Fachgenossen,  das  Unternehmen  durch 
Einsendung  gelegentlicher  Beiträge  zu  unterstützen,  ist  zwar  an  mehr 
als  dreihundert  Adressen  versandt  worden,  hat  aber  nur  drei  Ant- 
worten eingebracht.  Von  der  Versendung  derartiger  Aufrufe  ist  daher 
für  die  Zukunft  Abstand  genommen  worden. 

Für  die  Reihe  der  Wörter  A — am  wurden  einzelne  Wortartikel 
von  den  Anwesenden  übernommen,  andere  bestimmten  Mitarbeitern 
zugewiesen.  Die  Kommission  setzte  das  Honorar  für  die  Mitarbeiter 
(für  Bogen  von  16  Spalten)  fest  und  beschloß  die  Veröffentlichung 
eines  Doppelheftes  von  etwa  20  Bogen  binnen  drei  Jahren  in  Aus- 
sicht zu  nehmen,  welches  die  Wortartikel  A — Acht,  ein  provisorisches 
Vorwort  und  ein  Verzeichnis  der  wichtigsten  Abkürzungen  enthalten 
soll.  Das  ganze  Werk  wird  auf  einen  Umfang  von  ungefähr  acht  Bänden 
zu  etwa  1000  Seiten  berechnet.  Verhandlungen  wegen  Übernahme  des 
Verlags  sind  im  Zuge. 

Die  Schätzung  des  Zettelarchivs  ergab  einen  Bestand  von  713600 
Zetteln  gegen  573200  im  September  1908;  es  hat  sonach  eine  Ver- 
mehrung um  140000  Zettel  stattgefunden. 

Als  Vorarbeit  hat  Freiherr  von  Künfiberg  eine  Untersuchung: 
Acht  eine  Studie  zur  älteren  deutschen  Rechtssprache ",  Weimar 
1910,  veröffentlicht. 

Bericht  des  Herrn  Schröder. 

Der  Bestand  des  Archivs  darf  Ende  1910  auf  750000  Zettel  ein- 
geschätzt werden. 

Unsere  Bestrebungen  wurden  durch  Einsendung  gelegentlicher 
Funde  oder  einschlägiger  Aufsätze,  durch  Auskünfte .  oder  Werbung  von 
Mitarbeitern  in  dankenswerter  Weise  durch  folgende  Herren  gefördert: 
Rechtspraktikant  E.  Abt  in  Ochsenfurt,  Prof.  Dr.  K.  von  Amira  in  Mün- 
chen, Landgerichtsrat  Karl  Bruns  in  Torgau,  Prof.  Dr.  Max  Conrat 
in  Heidelberg,  Oberbibliothekar  Dr.  K.  Ebel  in  Gießen,  Privatdozent 
Dr.  F.  Fehling  in  Heidelberg,  Prof.  Dr.  J.  Franck  in  Bonn,  Prof.  Dr. 
Frommhold  in  Greifswald,  Archivar  Dr.  Gümbel  in  Nürnberg,  Oberst  a.  D. 
Freiherr  von  Guttenberg  auf  Schloß  Steinenhausen,  Privatdozent  Dr. 
Paul   Merker  in    Leipzig,   Prof.  Dr.   von  Moeller  in  Berlin,  Dr.  phil. 
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Ernst  Pereis  in  Berlin,  Prof.  Dr.  Kurt  Pereis  in  Hamburg,  Prof. 
Dr.  R.  Petsch  in  Heidelberg,  Dr.  E.  Rosenstock  in  Berlin,  P.  Adalbert 
Schippers  0.  S.  B.  in  Maria  Laach,  Privatdozent  Dr.  Walther  Schoen- 
born  in  Heidelberg,  Prof.  Dr.  Edward  Schröder  in  Göttingen,  Privat- 
dozent Dr.  C.  Freiherr  von  Schwerin  in  München,  Prof.  Dr.  U.  Stutz 
in  Bonn,  Prof.  Dr.  Rudolf  Thommen  in  Basel,  Richter  Dr.  Fritz  von 
Woefc  in  Wien,  Prof.  Dr.  Alfred  R.  von  Wretschko  in  Innsbruck,  Dr. 
W.  Ziesemer  in  Marienburg. 

Demgegenüber  sind  auch  wir  immer  öfte*r  in  der  Lage  gewesen. 
Gelehrten  und  Praktikern  auf  Grund  unseres  reichen  Zettelschatzes 
wissenschaftliche  Auskünfte,  zu  geben. 

Nach  wie  vor  wird  beim  Einordnen  der  Anfang  des  Alphabets 
bevorzugt,  dessen  Ausarbeitung  im  Gange  ist.  Die  Beteiligung  Aus- 
wärtiger an  der  Ausarbeitung  der  Wortartikel  ist  leider  nicht  lebhaft ; 
trotzdem  besteht  die  Hofihung,  das  Manuskript  für  das  erste  Heft  in 
der  von  der  Kommission  angesetzten  Frist  fertigzustellen. 

Im  Berichtsjahre  sind  Manuskripte  eingelaufen  von  den  Kom- 
missionsmitgliedern Brunner,  Schröder  und  Freiherrn  von  Schwind 
sowie  von  den  HH.  Dr.  Ferdinand  Bilger  (Heidelberg),  Dr.  August 
Elsässer  (Konstanz),  Dr.  Alexander  Gäl  (Wien),  Dr.  Freiherr  von  Künfi- 
berg  (Heidelberg),  Dr.  Paul  Merker  (Leipzig),  Dr.  Leopold  Pereis  (Heidel- 
berg), Dr.  Gustav  Wahl  (Frankfurt  a.  M.). 

Ständige  Hilfsarbeiter  blieben  die  gleichen  wie  bisher.  Der  Stand 
der  Handbibliothek  ist  unverändert. 


Verzeichnis  der  im  Jahre  1910  ausgezogenen  Quellen. 

(Die  Beiträge  der  schweizerischen  Kommission  sind  mit  *,  die  des  österreichischen 
Komitees  sind  mit  **  bezeichnet.) 

Abhandlungen   zum  schweizerischen  Recht.     16.   17.  24.  25.  28.:  jur. 

Heinrich  Mitteis,  Leipzig. 
Almelo  Stadtrecht:  Prof.  des  Marez,  Brüssel. 

Altenstaßfurt,  Schöppenbuch  (ungedruckt):   Dr.  Ernst  Behre ,   Magde- 
burg. 
Der  althochdeutsche  Isidor,  hrsg.  von  Hench:  phil.  O.  Rusch,  Berlin, 
von   Amira,    Grundriß    des    germanischen   Rechts2:    Frau    Ida   Berger, 

Rheinsberg. 
A-nton,  Diplomatische  Beiträge  zu  den  deutschen  Rechten.  1777:Dr.S.Höpfl, 

München. 
Baasch,  Die  Börtfahrt  zwischen  Hamburg,  Bremen  und  Holland:  Admiral 

Bachern,  Heidelberg. 
Baasch,   Die  Islandfahrt  der  Deutschen:  Admiral  Bachern,    Heidelberg. 
Bellerode,  Beiträge  zu  Schlesiens  Rechtsgeschichte:  Rechtsanwalt  A.  Glo- 

berger,  München. 
Bernburg,  Stadtbuch.     1401 — 1420:  jur.  Fritz  Zittwitz,  Leipzig. 
Bibliothek    des    literarischen  Vereins    in    Stuttgart.      31.:    Dr.  August 

Elsässer,  Konstanz. 
Birch,    Cartulariura    Saxonicum   (teilweise):    Privatdozent    Dr.  Cl.   Frhr. 

von  Schwerin,  München. 
Brandenburger    Kriminalordnung.     1717:    jur.    J.  M.  Grodsenski. 

Königsberg  i.  Pr. 
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Brandenburgisches  Zollreglement.  1674 :  Admiral  Bachern, Heidel- 
berg. 

Braunschweiger  Urkundenbuch  I  (fortgesetzt):  Assessor  Dr.  W.  Schot- 
telius,  Vorsfelde  i.  Br. 

Bremer    Geschichtsquellen    (Lappenberg):    Dr.    A.  Elsässer,    Kon- 
stanz. 

Buch  Weinsberg,  hrsg.  von  Höhlbaum.    III.  u.  IV.:  Admiral  Bachern, 
Heidelberg. 

A.  Bugge,  Die  Wikinger  (übersetzt  und  durch  eigene  Anmerkungen  ver- 
mehrt von  Hungerland):  Privatdozent  Dr.  Leopold  Pereis,  Heidelberg. 

Carlebach,  Badische  Reehtsgeschichte.     IL:  phil.  Hans  Helmut  Meyer, 
Rüppurr. 

Corpus  constitutionum  Brandenburgo-Culmbacensium  (begonnen):  Rechts- 
anwalt A.  Globerger,  München. 

Corpus   juris  venatorio - forestalis ,     hrsg.   von   Fritsch   (begonnen):  Dr. 
W.  Dieß,  München. 

Coutumes  d'Ypres.     1619:  Prof.  des  Marez,  Brüssel. 

Delius,  Hauberge  und  Haubergsgenossenschaften :  Dr.  von  Künßberg. 

Handelsrechnungen    des    deutschen    Ordens,    hrsg.   von   Sattler:    Dr. 
von  Künßberg. 

Dittmer,  Das  Sassen-  und  Holstenrecht :  Dr.  W.  Dieß,  München. 

Dreyer,  Zur  Erläuterung  der  deutschen  Rechte.  .  .  angewandte  Neben- 
stunden :  Ph.  Thorn,  Stuttgart. 

Druffel-Brandi,  Beiträge  zur  Reichsgeschichte  (begonnen) :  Dr.  Wester- 
mann, Heidelberg. 

Eßlingen,  Urkundenbuch  der  Stadt:  Archivrat  Dr.  Mehring,    Stuttgart. 

Albrecht   von  Eyb,  Deutsche  Schriften:  phil.  O.  Rusch,  Berlin. 
**Fontes  rerum  Austriacarum  II  59:  jur.  L.  Tichtel,  Linz  a.  D. 

Freiburger  Diözesanarchiv.    1. — 12.  14. :  Dr.  A.  Elsässer,  Konstanz. 

Frohnsperger,  Meerkriegsordnung.    1565:  Admiral  Bachern,  Heidelberg. 

Füetrer,  Bayrische  Chronik:  Frau  Ida  Berger,  Rheinsberg. 
**Geschichte  der  Stadt  Königinnhof.     1782:  jur.  Guido  Kisch,  Prag. 

Gesenius,  Meierrecht.     1803:  phil.  A.  Kastner,  Pforzheim. 
**Grünberg,    Bauernbefreiung   in  Böhmen  und   Schlesien:  jur.  H.Frühe, 
Wien. 

Grupen,  Disceptationes  forenses.     1737:  Dr.  Oskar  Canz,   Wilferdingen. 

Hack  mann,  De  jure  aggeris.     1690:  Rechtsanwalt  Globerger,  München. 

Hanauer,   Les   constitutions   des   campagnes   de   l'Alsace:   Dr.  W.  Dieß, 
München. 

Der  ehrbaren  Hansestädte  Schiffordnung  und  Seerecht.    1614:  Admiral 
Bachern,  Heidelberg. 

Hessische  Blätter  für  Volkskunde:  Dr.  G.  Lehnert,  Gießen. 

Hildes  heim,  Urkundenbuch  des  Hochstifts:  Prof.  Goepferich,  Konstanz. 

Hildesheim,    Urkundenbuch    der    Stadt,    Register:    Frau    Ida    Berger, 
Rheinsberg. 

Friedr.  von  Hohenlohe,  Rechtsbuch.    1348:  Dr.  Fr.  Gerlich,  München. 

lnama- Sternegg,  Deutsche  Wirtschaftsgeschichte  I2:  Frau  Ida  Berger, 
Rheinsberg. 
** Jahrbuch  der  kunsthistorischen  Sammlungen   des  Allerhöchsten  Kaiser- 
hauses (begonnen):  Ph.  Thom,  Stuttgart. 

Kaiserswerth,  Urkundenbuch  des  Stiftes:  Privatdozent  Dr.  Paul  Merker, 
Leipzig. 
**Krain,  Landhandfeste  von   1598:  jur.  Hermann  Frühe,  Wien. 

Lübisches  Stadtrecht.     1680:  Admiral  Bachern,  Heidelberg. 

Marienburger  Treßlerbuch.    1399— 14W:  Dr.  W.  Ziesemer,  Marien- 
burg. 

Marienburg,  Zinsbuch  des  Hauses:  Dr.  W.  Ziesemer,  Marienburg. 
**Meraner   Stadtrecht  (Zeitschr.  f.  deutsches   Altertum  VI):   Dr.   Franz 
Zankl,  Korneuburg  b.  Wien. 
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*Merz,  Stadtrecht  von  Bremgarten:  cand.  jur.  Segesser,  Bern. 

Mitteilungen   für  Geschichte  Gothas.     1897—1904:  jur.  Fritz  Zittwitz, 
Leipzig. 

Mitteilungen  aus  dem  Stadtarchiv  in  Köln.     17.  18.:  Admiral  Bachern, 
Heidelberg. 

Mitteilungen  des  historischen  Vereins  für  Niederbayern.     1 — 25:  phil. 
Haas,  München. 

Mittelniederdeutsche   Fastnachtspiele,   hrsg.  von  Seelmann:  Dr. 
A.  Elsässer,  Konstanz. 

Montanus,  Schwankbücher:  jur.  Fritz  Zittwitz,  Leipzig. 

Monumenta  Boica.     14.  15.  17. — 21.:  Dr.  W.  Dieß,  München. 

Monumenta  Germaniae  h ist orica,  Script.  rer.Merov.  I. — V.:Privat- 
dozent  Dr.  Leopold  Pereis,  Heidelberg. 

Morßheim,  Spiegel  des  Regiments.    1515:  phil.  H.H.Meyer,  Rüppurr. 

Mühlhausen,  Chronik  der  Stadt,  hrsg.  von  Jordan:  jur.  Fritz  Zittwitz, 
Leipzig. 

Mühlhausen,  Stadtrecht.     1230—1250:  Dr.  Ernst  Behre,  Magdeburg. 

Mühlhausen.  Urkundenbuch :  Dr.  Ernst  Behre,  Magdeburg. 

Mulsow,  Maß  und  Gewicht  in  Basel.  1910:  Frau  Ida  Berger,  Rheinsberg. 

Neue  Heidelberger  Jahrbücher.     14.:  Dr.  von  Künßberg. 

Neue  Mitteilungen  des  thüringisch-sächsischen  Vereins.    12.:  Rechts- 
anwalt Globerger,  München;  19.:  jur.  Fritz  Zittwitz,  Leipzig, 

Neumarkter  Rechtsbuch,  hrsg.  von  Meinardus :  Rechtsanwalt  Globerger, 
München. 

Peter  Nolte,  Der  Kaufmann  in  der  deutschen  Sprache  des  Mittelalters, 
Göttinger  Diss.  1909:  Privatdozent  Dr.  L.  Per  eis,  Heidelberg. 

Notker,  III.  Labeo,  hrsg.  von  Piper."  Dr.  A.  Elsässer,  Konstanz. 

Nürnberg,    Halsgerichtsordnungen    (Zeitschr.  f.  Strafrechtsw.  XII):   Ge- 
t  richtsassessor  Pfligg,  Königsberg  i.  Pr. 
**Osterreickische  Urbare.  III  1:  Dr.  Franz  Zankl,  Korneuburg b.  Wien. 
**Österreichische  Weistümer.  VIIL:  Dr.  Rudolf  Zankl,  Goß  b.  Leoben. 
IX.:  Ph.  Thorn,  Stuttgart. 

Paul  und  Braune,    Beiträge    zur  Geschichte    der  deutschen  Sprache. 
1.— 35.:  Dr.  A.  Elsässer,  Konstanz. 

Marcel  Planiol,  La  tres  ancienne  cou turne  de  Bretagne:   Privatdozent 
Dr.  L.  Pereis,  Heidelberg. 

Preußische  Assekuranz-  und  Havereiordnung.    1766:    Admiral 
Bachern,  Heidelberg. 

Preußisches  Bordingsreglement.  1719:  Admiral  Bachern,  Heidelberg. 

Preußisches  Seerecht.     1727:  Admiral  Bachern,  Heidelberg. 

Preußische  Strandungsordnung.  1728:  Admiral  Bachern, Heidelberg. 

Quellen   und  Forschungen  zur  Geschichte  der  Abtei  Reichenau:   phil. 
H.  H.  Meyer,  Rüppurr. 

Rigafahrer,  Geschichte  und  Urkunden  der,  hrsg.  von  Siewert:  Admiral 
Bachern,  Heidelberg. 
**Rößler,  Deutsche  Dorfweistümer  in  Böhmen:  jur.  G.  Kisch,  Prag. 

Sachsenspiegelglosse  (nach  den  Wiener  Sitzungsberichten  1881 — 1893): 
jur.  Fritz  Zittwitz,  Leipzig. 
**Das  St.  Pauler  Formular.     Briefe  und  Urkunden  aus  der  Zeit  König 
Wenzels  IL,  gefunden  und  hrsg.  von  J.  Loserth.  1896:  jur.  G.  Kisch,  Prag. 

Schmitz,  Bußbücher:  Prof.  Max  Conrat,  Heidelberg. 

Schrader,   Sprachvergleichung   und  Urgeschichte.     3.  Aufl.:  Dr.  A.  El- 
sässer, Konstanz. 

Schreiber,  Erbleihe  in  Straß  bürg.  1909:  Frau  Ida  Berger,  Rheinsberg. 
Schriften  des  Vereins  zur  Geschichte  des  Bodensees.  3.  7.  8.:  Für- 
sprech Caesar  Kinkelin,  Bern. 
Schweizerisches  Idiotikon.  5.  7.  (begonnen):  Dr.  von  Künßberg. 
Seestern-Pauly,  Neumünster  Kirchspiel  und  Bordesholmer  Amts- 
gebräuche: Dr.  W.  Dieß,  München. 
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Senckenberg,  Kaiserliche  höchste  Gerichtsbarkeit:   Rechtsanwalt  Glo- 

berger,  München. 
Siebs,  Helgoland  und  seine  Sprache:  Dr.  A.  Elsässer,  Konstanz. 
Siegener  Urkundenbuchl  (erledigt) :  Privatdozent  Dr.  Leopold  Pereis, 

Heidelberg. 
Straßburger  Zunft-  und  Polizeiordnungen:  jur.  Zittwitz,  Leipzig. 
** Sudetenländer,   Halsgerichtsordnung  für   die.      1707:  jur.  H.  Frühe, 

Wien. 
**Tiroler  Landesordnung.     1578:  jur.  H.  Frühe,  Wien. 
** Tiroler  Polizeiordnung.     1573:  jur.  H.Frühe,  Wien. 

Tournay,  Friedensregister,   hrsg.  von  W.  Benary:  Dr.  von  Künßberg. 
Tue  her,  Nürnberger  Baumeisterbuch:  Dr.  A.  Elsässer,  Konstanz. 
Van  der  Linden,  Les  gildes  marchandes:  Prof.  des  Marez,  Brüssel. 
•♦Veröffentlichungen  der  historischen  Kommission  für  Steiermark.   25. : 
Frau  Ida  Berger,  Rheinsberg. 
Waitz,   Deutsche  Verfassungsgeschichte:   Frau  Ida  Berger,  Rheinsberg. 
Wasserschieben,  Bußordnungen:  Prof.  Max  Conrat,  Heidelberg. 
Wasserschieben,  Prinzip  der  Erbenfolge:  jur.  Fritz  Zittwitz,  Leipzig. 
*Welti,  Urkunden  des  Stadtarchivs  Baden:    stud.  jur.  von  Bergen,  Bern. 
**Wien,  Mautordnung.     1669:  H.Frühe,  Wien. 

**G.  Winter,  Urkundliche  Beiträge  zur  Rechtsgeschichte:  Dr.  von  Künß- 
berg. 
Wolfram  von  Eschenbach,   hrsg.  von   Lachmann:   Dr.  A.  Elsässer, 

Konstanz. 
Württembergische  ländliche  Rechtsquellen.    L:  Dr.  Ferdinand  Bilger, 

Heidelberg. 
Zeitschrift  des  historischen  Vereins  für  Schwaben  und  Neuburg.    8.: 

Dr.  W.  Dieß,  München. 
Zeitschrift  des  westpreußischen  Geschichtsvereins,  bis    1909:  Rechts- 
anwalt Globerger,  München. 
Zeitschrift  für  deutsche  Wortforschung.     1910:  R.  Schröder. 
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